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Siebentes Kapitel. 


Berhältnih der Pundesserfommlung zu der geifligen Entwichelung des 
dentſchen Volkes in den höchſten Bildungsanflalten, den Wninerfitäten. 


— 0 —— 


Als der oͤſterreichiſche Präſidialgeſandte am 5. Novbr. 1816 
die Bundesverſammlung mit einer Rede eröffnete und einen Blick 
in die troſtloſe Vergangenheit der letzten Decennien des achtzehnten 
und in das erſte Decennium des neunzehnten Sahrbundert3 warf, 
meinte er, daß man nur in gelehrter Abftraction in Deutfchland 
noch eine Nation finden gekonnt, während es in Wirklichfeit 
unter ſich getrennte Staaten ohne alles Nationalband als jenes 
in ſich gefaßt habe, welches es zur gemeinfamen tributären 
Abhängigkeit eines fremden Reiches verband. Dieſe tieffte Ers 
niedrigung, die ein Volk zu ertragen haben Fönne, fuhr er dann 
“ fort, diefe war alfo für dasjenige Volk beſtimmt, welches geeignet 
war, in der erflen Reihe der Nationen zu glänzen, wenn es Das 
eigentliche Band der Nationalität auch fo zu ehren veritanden 
hätte, wie e8 auch bei Berlegung in mehrere Staaten, und jelbft 
mit Beadylung der eigentlichen Vorzüge dieſes Verhältnifjes, hätte 
möglidy jein dürfen. Bevor der Präfidialgefandte die traurige 
Seite unjerer deutjchen Gefchichte berührte, hatte er, gleichlam 
zum Zroft für die elenden Zerwürfniffe auf flaatlichem Gebiete, 
die allgemeine Verbreitung von Kenntniſſen im Gejammtlreife Der 
Nation ehrend hervorgehoben, und „kein Bedenken gefunden, den 
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Deutjchen den Tribut hoher Achtung im Gebiete der Kultur in 
ber erften Neihe der Nationen zu zollen”. Insbeſondere aber 
hatte er den oberften Bildungsanftalten des deutſchen Volkes, Den 
Univerfitäten, das ihnen gebührende Lob nicht vorenthalten. 
„Wem find unfere Univerfitäten”, fragte er, „nicht ein ftolzes 
Denkmal deutfcher Entwidelung? felbft Ausländer, nicht immer 
gerecht gegen uns mit der Wanjchale des Verdienſtes, räumen 
ber Form dieſer unferer wiflenfchaftlichen Inſtitute ſchon wegen 
ihrer — die Wiſſenſchaft, alle einzelne Haupt- und Hülfszweige 
als ein Ganzes — berückſichtigenden Umfaſſung einen großen 
Vorzug ein“. 

Freilich waren auch die Univerſitäten von dem allgemeinen 
Berkall Des deutſchen Volkes und ſeiner Fürſten in jenen traurigen 
Zeiten nicht ausgenonimen. Hatten fie gleich eine Menge be- 
wunbernswerther Schäße der Gelehrjamkeit in ihren Lehrern 
vereinigt, wie fein anderes Zand, jo war Doc, dieſe Gelehrjam- 
feit eine todte geworden, weil fie in abftracter Einfeitigfeit fich 
von dem Leben und Geifte des Volfes losgemacht und gar häufig 
in erbärmlichiteer Geſinnungsloſigkeit zur Speichellederin der 
fremden Unterbrüder geworden *), und neben einzelnen wahrhaft 
deutſchen Patrioten hatten ſich das franzöfifche Unweſen und 
franzöfifche Unfitte auch auf den deutjchen Univerfitäten einheimifch 
gemacht, wie in einem großen Theile des Vaterlandes überhaupt. 
Die ftudirende Sugend war in jenen Beiten dem elendeften 
Commentwejen in den Landsmannschaften verfallen, welches in 
jeiner Geiftlofigfeit und Flachheit einen Enechtifchen Sim und 
eine Scheu vor. der rohen Gewalt einflößte, Die Die Mitglieder Zeit 
ihres Lebens nicht los werden fonnten, und veranlaßte, daß fie 
fih Schon früh in unwürdige Feſſeln fehmiegen lernten **). In⸗ 








*) Man denke an die Lateinischen Lobgebichte berühmter göttinger Philo⸗ 
logen auf Jerome! Oppermann, die Univerfität Göttingen. 2. Aufl. ©. 63. 

**) Haupt (Joach. Leop.), Landmannfchaften und Burfchenichaft. 1820. 
©. 41. Dort finden fi auch die Statuten der ehemaligen Landmannfchaften. 
©. 185 fi. Ä 
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deſſen blieb doc, immer noch ein jehr gefunder Kond auf den 
Univerfitäten beftehen, aus welchem ſich der Aufjchwung der Jahre 
des Befreiungsfrieges bilden konnte und ehrenwerthe Gefinnung 
zeigte fich oft bei den Studirenden *) in nicht geringem Maße. 

Wie die Zeit der Knechtichaft Deutichlands überall die Nation 
wach rief, tüchtige Männer erwedte, jo auch auf den deutfchen 
Univerfitäten. Jena, Berlin, Breslau, Königsberg waren die 
Führer auf diefem Gebiete des eifrigen Streben! nad) deutjcher 
Unabhängigkeit und innerer fittlicher Freiheit. Die Univerfitäten 
waren e8, weldye das freie Wort noch allein, wenn auch in 
beichränktem Kreife von Zuhörern und in gejchloffenen Hörfälen 
Iprechen Fonnten und durften, und in der gebildeten Jugend die 
Fadel anzündeten, welche der grenzenlofen Erbitterung des nörd⸗ 
lien und mittleren Deutfchland gegen Napoleon in allen Ständen 
das drohende Licht verlieh. Die Gefinnung der Väter, welche 
die Söhne zur Univerfität mitbradhten, die alle gebildeten Stände 
begten und pflegten, fand ihre Ausbildung weiter auf den 
Hochſchulen und lenkte das junge Geſchlecht auf die Bahn der 
wahren Vaterlandsliebe. Hier wurde, was die Familien nur 
vereinzelt Eonnten, im größeren und Doch gejchlofjeneren Kreife 
die Freiheit und Einheit Deutſchlands zum Ausgangspunkt aller 
Beitrebungen gemacht. Wie dad Wort begabter Lehrer die 
Zuhörer hinriß, ſo erwärmten fich andrerjeitd Die Lehrer an der 
neu erwachten fittlihen und religidfen Begeiflerung der Jugend 
und bald ergriff diefe nationale Begeifterung, überall durch Die 
heimfehrende ſtudirende Jugend bingetragen, alle Stände. 

ALS das preußiiche Volt im fahre 1813 aufſtand, eilten 
auch Die Sfünglinge von den Univerfitäten mit andern Männern 
zu den Fahnen und halfen die Freiheit erfämpfen**), War gleich 


*) Keil, Geſchichte des Jenaiſchen Studentenlebens. 1858. ©. 351, wo 
das Zeugniß Fichte's nachzulefen ift. 

**) Daß auch Viele zurüdblieben, wo ihre Commilitonent ihr Blut auf 
den Schlachtfeldern vergoffen, um ſich während diefer Zeit mit den alberniten 
BerbindungssAngelegenheiten zu beichäftigen,, ift leiber gewiß. Keil a. a. DO. 
©. 341. 
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ihre Anzahl im Verhältniffe zu den eingeichulten Truppen nicht 
bedeutend, jo war ihr moralifcher Einfluß um jo größer, und 
jeßten fi die FreisCorp8 auch zuweilen ohne jedweden Nußen 
planlos der Gefahr aus, fo waren Doc felbft diefe Fehler von 
einer Sympathie Deutjchlands begleitet, welche begreiflih Der 
- Blüthe der jugend des Vaterlandes nicht fehlen konnte, jo daß 
die theilweife Vernichtung der Frei-Corps die Erbitterung gegen 
Napoleon, der hierbei durch den ſchmählichſten Wortbruch feinen 
Namen befledte, auf das Höchfte fleigerte. Die zu den Fahnen 
geeilten Studirenden kamen zurück von den Schladhtfeldern und 
waren früh zu Männern gereift. Sie jebten ihre Studien, als 
Dfficiere oder mit Ehrenzeichen befleidet, mit dem Ernſte fort, welcher 
das Bewußtjein der Erfüllung einer fehweren Pflicht verleiht. 
Wie mochte fi) auch der Profeflor gehoben fühlen, wenn er bei 
feinen Vorträgen in das benarbte Antlig dieſer Männer blicte! 
Daß diefe Männer und die neu hinzutretende afademijche 
Jugend, welche ſich ihnen anfchloß, an dem Eleinlichen Comment⸗ 
wejen der damaligen Landmannsfchaften keinen Gefallen finden 
fonnten, war begreiflih. Sie bildeten daher jehr bald eine neue 
Genoſſenſchaft einestheild aus der Nothwendigfeit einer Gegen- 
wehr gegen die Tyrannei der Landmannsichaften, anderntheild 
aus dem ehrenwerthen Grunde, das in Egoismus und wüften 
Treiben, in hergebrachten Vorurtheilen und Unſitten und feiner 
Nenommifterei und lächerlichen Stutzerhaftigkeit verjunfene 
Studentenleben zu verbefiern*). Die deutſche Burfchenjchaft 
entitand (12. Juni 1815) zu Jena. Die Gefchichte derſelben ift 
in früherer und neueſter Zeit zu oft gejchrieben, und auch von 
uns zum Theil in einem anderen Buche**) in ihren Verirrungen 
gefchildert, ald daß hier nochmals darauf eingegangen werden 
fönnte***), Feſt fteht jedoch, Daß die von der Burjchenfchaft 


*) Seil a. a. D. ©. 357. Haupt a. a. O. ©. 39. 40. 47 ff. 

**) Ilſe, Geſchichte der politifchen Unterfuchungen ꝛc. Frankfurt 1860. 
a. v. O. 

“ER, Giniges wird in einem folgenden Kapitel „Politiſche Verfolgungen ıc.* 
noch berührt werden müflen. 
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der Verbindung zu Grunde gelegte Idee den wohlthaͤtigſten 
Einfluß auf den Fleiß und die Sittlichkeit der Jugend ausübte, 
daß Keuſchheit und Enthaltſamkeit im Ganzen die Mitglieder der 
neuen Verbindung zierten. 

Die Jugend, und ſie wahrlich nicht allein, lebte der 
Ueberzeugung, für welche ſie ihr Blut vergoſſen, daß Deutſch⸗ 
land in Freiheit und Einigkeit fortan beſtehen ſolle. „Denn, 
was war es eigentlich”, fragt Joachim Leopold Haupt*), „was 
wir gewonnen hatten im Kampfe für unſere Selbitftändigfeit? 
Etwa bloß ein paar Streifen todted Land, Befreiung von den 
Bedrüdungen der Herricher, und unſere verlornen Städte und 
Feſtungen? — Nein, Brüder, wir haben mehr gewonnen, al 
das alles werth iſt. Wir haben ein Land gewonnen, ein herrliches, 
großes blühendes Land, ein Vaterland; wir haben den inneren 
Berftörer und Eroberer aller Völker, die Parteifucht und ihre 
Mutter, die Selbftfucht aus dem Lande gejagt; wir haben ewige 
Städte und Feitungen gewonnen in dem Ginflange der Herzen 
aller Stänme Deutſchlands; wir haben erfennen lernen, Daß 
wir Ein Volk find, daß wir ein Vaterland haben, und daß 
das Heil deſſelben einzig in der Cinigfeit und Xiebe, in dem 
Verfchmelzen und Unterorbnen jedes Einzelwillend unter dem der 
Geſammtheit beftehen Fann. In Parteien zerjplittert waren wir 
der Raub jeder fremden Macht, vereint troßen wir einer Welt“. 
Die Mitglieder der Burjchenfchaft, namentlich Die älteren der- 
jelben, durch die gewaltigen Ereigniſſe der lebten Zeit noch 
bingerilfen, nahmen lebendigen Antheil an der Neugeftaltung 
Deutſchlands. Will man fich verwundern, daß auch diejenigen, 
welche auf den Schlachtfeldern für die Freiheit des Vaterlandes 
gekämpft, weniger chmerzlich berührt worden feien, wie alle 
Übrigen, ald eine Hoffnung**) Deutſchlands nach der andern 
fiel, weil fie zufällig noch ftudirten, um die im Felde verjäumte 
Zeit nachzuholen? Wil man ſich verwundern, daß Die Trauer 


*) im Jahre 1820. Siehe befien oben angeführtes Bud ©. 45 ff. 
+) Berg. BIS. 93 fi. 
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der Väter über getäufchte Hoffnungen, in den Gemüthern ihrer 
zur lUniverfität gehenden Söhne einen Nachklang gefunden, der 
fie endlich zu thörichten Verfuchen, ja auf verwerflihe Abwege 
führte? Nur jene verblendete alte Kabinetspolitif konnte fi) ver— 
wundern über ſolche Erfcheinungen, nur fie konnte überfehen, 
daß es hauptfächlich ihre Schuld war, wenn fo troftlofe Wer- 
irrungen eintraten, welche wir an andern Orten geichildert *). 
Aber weit entfernt, dies zu erkennen, verſuchte Die alte Kabinets- 
politif den verzeihlichen Irrthum der akademifchen Jugend Den 
Univerfitäten jelbft zur Laft zu legen. Die Worte in der Er- 
öffnungsrede des Bundestags-Präfidenten waren fchnell in Wien 
vergeflen. Metternich und feine Helfer und Werkzeuge freueten 
fih, als fie die Gelegenheit erhielten, den vorzüglichiten Sitz 
jener Ueberzeugungen, „Theorieen”, welche die Freiheit 
und Einheit Deutjhlands predigten, in ihrem Weſen 
zu vernichten: die Univerfitäten. Sie waren ja außerdem 
die Wächter, die Förderer, die Bewahrer der evangelifchen 
Freiheit! Der neue Geift, welcher fie durchdrungen, ging ja auf 
Wahrheit, Recht und GSittlichfeit in allen Verhaͤltniſſen des 
Menihen und Bürgers, womit fich fein Willfür-Negiment je 
vertragen lernen wird. Die Thorheit, die Verblendung einzelner 
Lehrer, die Albernheiten einer Anzahl von Studenten wurden 
die willfommene Handhabe zur Ausführung der Pläne, weldje 
die Univerfitäten zu Schulen herabdrüden wollte. Das Warte 
burgfeft, im Allgemeinen in anerfennenswerther Weile**) ruhig 
verlaufend, hatte einige nachträglichen Exceſſe mit ſich geführt, 
Meberbleibjel alter ſonſt überwundener ftudentifcher Rohheit, wie 
das einfichtslofe Verbrennen von unfhädlichen Büchern ***). Das 


*) fe, Gefchichte der polit. Unter. ıc. ©. 549 ff. 

**) Die Central-Unterfuhungs-Commiffion zu Mainz nannte den Schilderer 
deſſelben — Kiefer — „den frechen Apologeten”. Die befte Befchreibung des 
Wartburgfeftes findet fih bei Keil a. a. O. ©. 377 fi. 

4) Huch v. Wangenheim, der bekannte Opponent der Metternichſchen 
Politik am Bundestage, erlebte die Ehre, ein Büchelchen feiner Feder verbrannt 





7 


war genug Entjeßen bei dummen Menſchen, Schaden» und 
Siegesfreude bei den fehlaueren Rogetiondfreunden zu erregen, 
denen die Stiftung der allgemeinen deutſchen Burſchenſchaft 
(18. Octb. 1818)*) weitere Handhabe zur Verfolgung darreichte. 
Lächerliche Vertheidigung von Thorheiten, die fi dem Wart- 
burgfeſt anfchloffen, gaben felbft fonft ruhigen und vernünftigen 
Leuten ein gewiſſes WVorurtheil gegen die Beflrebungen ber 
afademifchen Sugend**), Die Haltung des Großherzogd von 


zu fehen! — Daß die Studenten die Schnürleiber und Korporalflöde ver- 
brannten, hat ihnen Bloß ein Theil der Ariftofratie übel genommen. 


*) Haupt a. a. D. ©. 264 fi. 


**) In einer Broichüre zur Selbftvertheidigung des Hofraths Fries, 1818, 
findet fih ©. 18. Folgendes als Zeichen einer wahrhaft entfeßlihen Der: 
blendung : 

„Nur die Sugendfraft greift begeifternd und handelnd in das Leben ein. 
Das Menfchenalter follte in drei Theile getheilt werden, welche die folgenden 
Berioden und Benennungen umfaflen: 

1) Vor-Burſchen. — Vom Tage der Geburt bis zum 15. Jahre. 

2) Burſchen. — Bom 15. bis zum 45. Jahre. 

3) Rah: Burfchen. — Kür bekannte rühmliche Burfchen; oder Nicht: 
mehr: Burfhen, für Männer, welche fih in der Burfchenperiode 
nicht ausgezeichnet haben — für den Reſt des Lebens. 

4) Nur die Periode des Burſchen-Alters genießt die Vorrechte, welche 
heute den Majorennen zuftehen. Unter und über dieſer Periode tritt 
Minorennität ein. 

Die Benennungen Knaben, Sungen, Buben, Sünglinge, Studierende oder 
Studenten find als entehrend für immer abzufchaffen. 

Ditto das Wort Mann, als einen falihen Begriff ohne Reife be 
zeihnend. Profeſſoren, welche ſich, obgleich in überreifem Alter (mehr als 
25 Sahre), die Gunft der Burfchen zu erhalten wiflen, haben allein bas 
Brivilegium, ausnahmsweife der Rechte der Majorennen zu genießen. Sie 
verlieren fle feldft mit dem Beifall der Burfchen. 

Der Name Volk wird abgeſchafft. Statt ihm heißt das, was bisher 
unter diefem Worte verflanden wurde, die Burſchenſchaft. 

Die Vernichtung des Namens Mann fordert auch jene des Wortes 
Weib, Mädchen u. dal. 
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Sachſen⸗Weimar, welcher zugleich die jenaifche Burfchenichaft zum 
Taufpathen des Erbpringen, einlud, erregte vollends die Bitterkett 
ber Metternichjchen Politifer, Die durch die Verleihung der Ver- 
fafjung für das Großherzogthun, welche heute als ganz beſonders 
unjchuldig gelten würde, ſchon fehr aufgebracht war”). ALS 
nun gar die Mordthat Sands wie ein Blib in das Deutfche 
Volk jhlug**), griff die Reaction mit ſchonungsloſer Energie ein. 


Ihre drei Lebensperioden werben beftimmt mit 
Vor-Burſchinnen, 
Für-⸗Burſchen, 
Nach⸗Burſchinnen. 
Hier iſt klar, daß bie genußvolle Lebensperiode ſich auf das Engſte an das 
Burſchenweſen anreiht. 

Die Periode der Für-Burſchen beginnt ohne Beſtimmung des Alters, 
und dauert, ſo lange die Burſchen es wollen. Da die Burſchinnen ohnedies 
feinen Antheil an ber Staatsverwaltung nehmen koönnen, fo iſt dieſes 
Ertenſions⸗Geſetz in der Natur gegründet. 

Andere Verfügungen. 

Das Wort Religion erlifcht, wirb weit genauer bezeichnet durch 

Bernunft, 
Theologie durch Moral, 
Profeſſor duch Lehrburſche, 
Univerſität durch Vernunft-Turnplatz, 
Staat durch Turnplatz, 
Stadt durch Turn⸗Stätte, 
Cenſur wird allgemein abgeſchafft, 
Scheiterhaufen überall eingeführt. 

Den Adelungen der Wartburg iſt vorbehalten, dieß Wörterbuch zu ver- 
vollfommenen und zu erweitern. Die Sprache ift die Amme der Vernunft; 
fie fäugt mit jedem Worte einen Begriff ein, und das Ohr ift die Wiege der 
Bilder, die im Reich der Töne erwachen. In der üppigen Baumfchule unferer 
Sprache müflen die alten franfen Stämme durch neue Fräftige erſetzt werden, 
die der Zeitgeift pflanzt. Die Bedürfniſſe unferer Väter find nicht mehr die 
unfern, aber die Sprache ift bei ihnen ftehen geblieben, und ber Riejenfchritt 
der Zeit ift ihr vorausgeeilt; die Sprache muß ihr folgen”. 

*) S. das Kapitel „Die deutſchen Berfaflungen vor ber Bundesverfammlung”. 

**) Die Beurtheilung fiehe in einem folgenden Kapitel. 
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Nachdem die Einladung Hannovers an diejenigen Bundes- 
flaaten, welche Univerfitäten bejaßen, zu einer vertraulichen 
Beſprechung von Negierungs-Abgeordneten bei Defterreich eine 
warme Bertheidigung gefunden, fand fpäter, als aud) die Bundes- 
verhandlungen fein Rejultat lieferten, in Carlsbad ein Verſuch 
Statt, gegen die Univerfitäten im Großen und Ganzen vorzu- 
gehen. Leider find bisher die näheren Verhandlungen ſelbſt über 
diefen Gegenftand unzugänglicy gewejen, und bei dem betreffenden 
fiebenzehnten Protocolle fehlt in der Ausgabe von Welder*) der 
Entwurf des proviforischen Beſchluſſes. Wir find zweifelhaft, 
ob Die unten folgende öfterreichiiche Denkſchrift die Grundlage 
des Beſchluſſes abgab. 

Während diefer Verhandlungen wurden der Großherzog von 
Weimar und der Herzog von Gotha und Sachſen⸗Altenburg veranlaßt, 
ſich wegen des Geiſtes, welcher auf der Univerfität Jena herriche, 
Öffentlich beim Bunde zu vertheidigen. Sie ließen am Bundestag 
erklären **): „Die in verjchiedenen, neuerlich erjchienenen, zum 
Theil offtciellen Drudjchriften verbreiteten irrigen Meinungen über 
das Weſen der deutſchen Univerfitäten, die Angriffe gegen die 
auf denfelben beftehenden Einrichtungen, bejonder8 auf Jena, 
und die Wichtigkeit der Berathung über die zwedmäßigiten Ver: 
änderungen bei den, der geſammten deutſchen Ingend gewidmeten 
Unterrichts: und Bildungs-Anftalten, haben Seine Königliche 
Hoheit den Großherzog von Sachſen⸗Weimar⸗-Eiſenach und Seine 
Durchlaucht den Herzog von Sachſen⸗Gotha und Altenburg be- 
wogen, dieſe Angelegenheit an den durchlauchtigſten Bund zu 
bringen, und mir zu befehlen, Folgendes als ihre Meinung 
über dieſen Gegenftand zu Protocol zu geben: 

1. Das deutſche Univerfitätswefen ift ein Gegenfland, welcher 
ein gemeinfames Intereſſe für alle deutjchen Regierungen 
hat, und fi) darum zu einer Berathung auf dem Bundes» 
tage eignet. 


*) Melder, Wichtige urkunden ıc. ©. 295. 
**) B. Br. 1819. Fol. 147. Sitz. v. 1. April. 


2. 


3) 
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Gern werben Seine Königliche Hoheit und Seine Herzogliche 
Durchlaucht zu einer Vereinigung über gewiſſe Grundfäße 
der afademifchen Disciplin und überhaupt zu allen zweck⸗ 
mäßigen und ausführbaren Maßregeln die Hände bieten, 
welche das Regiment auf den Univerfitäten erleichtern, wie 
Sie denn jetzt jchon es mit Wohlgefallen bemerft haben, 
Daß die Univerfität Jena fich in einem noch beftehenden 
Vereine mit andern deutſchen Univerfitäten betradytet, Daß 
fie z. B., in Gemäßheit eines Senatöbefchlufjes, unmittelbar 
nad den Unruhen in Göttingen, feinem von Dorther 
fommenden, mit Zeugnifjen der Univerfität nicht verfehenen 
Studenten die Immatriculation verftattet bat. 

Aber eingedent defjen, was von deutſchen Uni- 
verjitäten geleiftet und in feinen Erfolgen und 
feinen Gründen längſt anerkannt, von Deutfchen 
wie von Nichtdeutſchen gepriefen worden tft, 
werden Seine Königlidhe Hoheit und Seine Her- 
zogliche Durchlaucht nie ftimmen für Einrichtungen, 
welde das innere Wesen derjelben nothwendig 
zerftören, fie, Durch Aufhebung der akademiſchen 
Sreibeit, zu bloßen gelehrten Schulen, Gym- 
nafien 2c. umformen würden. „Wem — hieß es in 
der Rede, mit weldyer von dem kaiſerlich-königlich⸗oͤſter⸗ 
reichiſchen präfipirenden Herrn Gejandten, Die erfte feierliche 
Situng eröffnet wurde — find unſere Univerfitäten nicht 
ein ſtolzes Denkmal deutfcher Entwidelung? Selbſt Aus- 
Länder, nicht immer gerecht gegen uns mit der Wagjchaale 
des Verdienſtes, räumen der Form dieſer unjerer wifjen- 
Ichaftlichen Inſtitute, ſfchon wegen ihrer, die Wiſſenſchaft, 
alle einzelnen Haupt- und Hülfszweige, ald ein Ganzes 
berücfichtigenden Umfafjung, einen großen Vorzug ein”. 


. Auch Freiheit ber Meinungen und der Lehre muß 


den Univerfitäten verbleiben: Denn im offenen 
Kampfe der Meinungen joll bier das Wahre ge 
funden, gegen Das Einjeitige, gegen das Ver 
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trauen auf Autoritäten, ſoll bier der Schüler 
bewahrt, zur Selbftftändigfeit foll er erhoben 
werden. 

Uebrigens benußt der großherzoglich- und herzoglich-jächftiche 
Geſandte Diefe Gelegenheit, um, dem weitern Befehle feiner 
beiden genannten höchften Höfe entjprechend, eine gedrängte 
Darftellung deſſen, was neuefter Zeit für Die Univerfität Jena 
und auf jolcher gejchehen ift, zu den Acten des deutſchen Bundes 
zu Bringen, damit dieſer hohen Verfammlung, zur Berichtigung 
mancher, ohne allen Beweis auögelprochenen, die Deutjchen 
Univerfitäten, beſonders aber Jena, treffenden Behauptungen und 
Urtheile, Thatlachen vorliegen mögen. 

In der nun folgenden Darftellung deſſen, was in neuefter 
Zeit für Die Univerfität Jena und auf ſolcher geſchehen jei, wiejen 
die Schüßer der Univerfität nad) Aufführung der getroffenen zwed- 
mäßigen Verwaltungs: Anordnungen, insbefondere auf den Werth 
der Univerfitäten im Allgemeinen bin und fagten: 

„Dur ſolche Anordnungen und Einrichtungen glauben Ihre 
Königliche Hoheit der Großherzog von Sachſen-⸗Weimar-Eiſenach, 
im fchönften Einverftändniffe mit des Herzogs von Sachſen⸗Gotha 
Durchlaucht, das Fortbeitehen der Univerfität in der ihr ge 
gebenen Bedeutung aufs neue gefichert zu haben, und Sie freuen 
ſich dieſes Werks, in der feiten Ueberzeugung, daß die deutjchen 
Univerfitäten, als Anftalten, auf welchen es nicht blos um Unter: 
richt, fondern um Ausbildung des Jünglings in feiner Gejammtheit, 
um Begründung der nöthigen Welt: und Menjchenfenntuiß, am 
Entwidelung des Character zur Freiheit und Selbitftändigfeit, 
gleichjam in einem der Jugend Fünftlich bereiteten Leben zu thun 
ift — für das Vaterland von dem höchſten Werthe find, daß die 
deutſchen Univerfitäten, wie fie jetzt noch beſtehen, mit andern, 
mehr den niedern Schulen ähnlichen Anftalten, nur zum größten 
Nachtheile für Die dadurch beabfichtigten Zwecke vertaujcht werden 
würden. 

Rein Land ift reicher an gründlichen Gelehrten, an ge 
bildeten und treuen Staatödienern, an wadern Schullehrern, an 
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tüchtigen Kirchendienern, als eben Deutfchland. Und auf deutfchen 
Univerfitäten wurde dieſer Neichthum gewonnen !“ 

In Beziehung auf die „vorlauten” Neußerungen Der 
alademifchen jugend über die öffentlichen Angelegenheiten Deutjch- 
lands aber fprachen fie fih in wahrhaft nationalem Sinne 
dahin aus: 

„Wenn übrigens in der neueften Zeit die fludirende Jugend 
bier und da ihre Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten 
des Vaterlandes auf eine Art bewiefen Hat, welche fonft wohl 
und in der Regel nicht für dieſes Alter paßt, welche Die Grenzen 
zwilchen der Schule und dem Leben Leicht verwijchen möchte, 
welche aber darum dem Weſen der Univerfitäten offenbar ent- 
gegen ift: fo tft notbwendig, das Außerordentliche der Zeit in 
Erwägung zu bringen, in welcher ſolches alles gejchah. Als Die 
ftudirende Jugend im Jahr 1813 auf Deutſchlands Hochjchulen 
aufitand, als fie eilte, Theil zu nehmen an dem Kampfe für Die 
Freiheit, die Ehre, die Sitte, die Sprache des BVaterlandeg, 
da wurde fie mit offenen Armen empfangen, da wurde fie in 
Schaaren geordnet, da ſah man in ihr Feine Kinder, jondern 
werdende Männer, Als fie zurüdtehrte aus dem Kampfe, als 
fie auf Zeichen männlicher Handlungen fi) berufen durfte, da 
fonnte ihr nicht ſofort Das laute, fonft nur dem Manne ziemende 
Sprechen und Schreiben über die Güter unterfagt werden, für 
welche fie geblutet hatte, für welche in ihrer Mitte Freunde und 
Brüder gefallen waren, da konnte man nicht jofort diejenigen 
als Unmündige behandeln, welche man in ihrer edeln Begeifterung 
als Emancipirte, ald Wehrhafte gebraucht hatte. Auch in andern 
Theilen des bürgerlichen Regiments gibt ed, nach Jolchen Kriegen, 
welche, ald Volkskriege, Das ganze Volk in Bewegung gebracht 
haben, eine Zeit Des Ueberganges von der Bewegung zur Rube, 
von der Ueberjpannung zu dem natürlichen Zuftande. 

Daß die Erhalter der Univerfität Jena dieſes beobachteten, 
ift gewiß ein Hauptgrund, warum auf ihrer Univerfität in den 
Jahren 1896 und 1817 Feine Bewegungen ftatt gefunden, warum 
hier die Studirenden ſich von ſelbſt in einen Fleiß, eine Drdnung, 
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eine Sittjamfeit eingewöhnt haben, die in jenen Jahren von 
allen gerühmt wurde, welche die Anftalt länger und genauer 
beobachteten, fie nicht blos auf einem Durchfluge beurtheilten, 
nicht von Ginem auf Alle, nicht von dem Einzelnen auf das 
Ganze fchloffen. 

Wie aber jest, da nach und nach ein neuered, jugenblicheres 
Geſchlecht die Univerfität bevölkert, das Verfahren der Regierungen, 
aus wohl durchdachten Gründen, fich ändert, beweiſt unter 
andern ein Refeript, welches wegen der Feier des 18. October 
im Jahr 1818 erlaffen wurde, und, um die Lehrer der Univerfität 
auf dem richtigen Wege zu erhalten, mit den Worten fchloß: 
„Die Pflichten des einzelnen Profefjors bei ſolchen Gelegenheiten 
wollen Wir nicht vorzeichnen, da Wir wohl vorausjeßen Dürfen, 
Daß fich jeder unter Euch jelbit daran, an feinen geleifteten Eid, 
erinnere, und Unjern Beifall zu verdienen ſuchen, nicht aber Uns 
Maßnehmungen abnöthigen werde, die Wir im entgegengefebten 
Falle zwar höchſt ungern, aber gewiß eintreten laflen würden. 
Nur derjenige, welcher die jungen Leute auf der Univerfität in 
den ihnen nothwendig zu ftedenden Grenzen und Schranfen zu 
leiten weiß, nicht aber derjenige, welcher fie felbft über jene 
Grenzen und Schranken binauszuführen fucht, kann auf dieſem 
Poften Unſer Diener bleiben”. — „Um die Lehrer auf Dem 
richtigen Wege zu erhalten”, denn gefunden und erfannt war 
dDiefer Weg von ihnen felbft. Schon im Jahre 1817 ſprach ein 
Lehrer zu den Studirenden: „Ihr feid jebt Jugend, ber fein 
anderes Geſchäft zufommt, als fi) fo einzurichten, Daß fie 
gedeihlich wachje, ſich bilde, fich nicht durch eitle Gebräuche 
aufreibe, Daß fie alfo zu dieſem Zwecke fich verbinde, und ſich 
um Anderes nicht anders fümmere, ald in fofern, ald man Das 
Biel jcharf in das Auge faßt, nach dem man laufen ſolle. Der 
Staat ift euch jetzt fremd und nur in fjofern gehört er euer, 
als ihr einft wirkſame Theile darin werden koͤnnt. Ihr habt 
nicht zu bereden, was im Staate geſchehen foll, was nicht; nur 
dad geziemt euch, zu überlegen, wie ihr einft im Staate handeln 
jollt und wie ihr euch Dazu würdig vorbereitet”. — 
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Auch Die fogenannte Burfchenfhaft muß in dieſem Zu 
ſammenhange erwähnt werden; Denn fie ift, in beionderer Beziehung 
auf Jena, mit Prädicaten bezeichnet worden, weldye dem Fürften 
des Landes unmöglich gleichgültig erjcheinen Tönnen. Zu Den 
Uebeln, an welchen die deutſchen Univerfitäten allerdings von 
Beit zu Beit gelitten haben, gehören Die Landsmannſchaften, 
Studenten-Orden ꝛc. Sie waren heimlihhe Verbindungen, fie 
flörten, da fie einander immer feindlich gegenüberflanden, Den 
Frieden auf den Univerfitäten, fie wirkten aber dadurch noch über 
die Univerfitätäjahre hinaus, fie haben, in der Zeit von hundert 
Jahren und Darüber, manchem jungen Mann das Leben gekoftet. 
Dhne entjcheidenden Erfolg war die Gejeßgebung einzelner Lande 
und felbft die Reichsgeſetzgebung gegen Diefe Verbindungen. Wie 
erfreulich aljo, daß nad) den Kriegsjahren 1813 und 1814 die 
aus dem Felde zurüdkehrenden Jünglinge das Thörichte und 
Schädliche jener Spaltungen ſelbſt erfannten, daß fie den Ent⸗ 
ichluß faßten, die Einigkeit der Deutjchen, deren Folgen ihnen 
vor die Augen getreten waren, auch in ihrem Zufammenleben zu 
erhalten, jchon in ihrem ugendleben einer Idee zu buldigen, 
die für das deutſche Vaterland von jo Hoher Bedeutung ift. 
„Einheit aller Studirenden unter einander, chriftlih Deutjche 
Ausbildung einer jeden geiftigen und Leiblichen Kraft zum Dienfte 
des Vaterlandes”, waren die. Grundfäße, auf welche ſich die iu 
Jena Studirenden, mit Aufhebung aller Orden, aller Lands⸗ 
mannjchaften, öffentlich Die Hände reichten. Hätte man dies an 
fich für unerlaubt anſehen und hindern jollen, zumal da noch 
feftgejegt und ausgeſprochen wurde: „Mit denjenigen Studirenden, 
die in diefe Gemeinjchaft nicht förmlich treten wollen, flieht die 
allgemeine Verbindung in den allerfreundschaftlichiten Verhaͤltniſſen“. 

Nur um die Beitrebungen gegen die früheren, jo anerkannt 
Ichädlichen Verbindungen zu unterfiüßen, und um die Burjchen- 
Ichaft jelbft unter ein Geſetz zu ftellen, wurde in die afademijchen 
Disciplinar-Gefeße Die Verordnung aufgenommen: „Alle Ber: 
einigungen der Studirenden, welche zu Spaltungen unter fidh 
jelbit führen, Die wahre afademifche Freiheit und Gleichheit unter 
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den Studirenden flören, dem Zweck ihres Hierjeind eutgegentreten, 
oder fonft zu gefeßwidrigen Handlungen verleiten, find verboten, 
fie mögen unter dem Namen von Orden, Yanddmannfchaften oder 
irgend einem andern vorkommen”. 

„Auch ift jede Geſellſchaft unerlaubt, welche ſich herausnimmt, 
einzelne ihrer Glieder gegen Vorgeſetzte und öffentliche Behörden 
zu vertreten“. 

Der Erfolg hat dieſe Maasregel bis jetzt noch gerechtfertigt. 
Die Studirenden waren in den Jahreu 1816 und 1817 Leichter 
zu regieren, als je. Es herrjchte, wie ſchon gejagt, unter ihnen 
ein wirklich mufterhafter Fleiß; von Spaltung war gar nicht, 
von BZweilämpfen jeltener die Rede. Wahrheit, Mäßigkeit, 
Religiofität wurden ald Tugenden anerkannt, auf weldye der 
Studirende unter Studirenden ftolz ſein durfte. 

Sollte übrigens die Burſchenſchaft in ihrer urfprünglichen 
Reinheit nicht mehr beftehen, jollte fie dafür Beweiſe geben, an⸗ 
geſteckt vielleicht Durch den Zuwachs von andern Univerfitäten, 
wo die Landsmannſchaften noch ihr altes Wejen treiben, fo 
würde gegen fie nach der Strenge der Disciplinar-Geſetze ver: 
fahren werden Dürfen, und gewiß verfahren werden; den afademifchen 
Behörden ift die jorgfamfte Aufmerkjamkeit zur Pflicht gemacht, 
befonderd wieder in einem Reſcripte vom 24. Juli 1818, welches 
ein, von dem akademiſchen Senate geſprochenes, hartes Straf- 
erfenntniß beftätigte und mit den Worten ſchloß: „Webrigens ift 
es Unfer ernfter und feiter Wille, daß der Ernft, die SittlichFeit, 
der Anftand, wie er feit einiger Zeit unter den Studirenden zu 
Stena bemerkt worden ift, erhalten werde, Daß nıan in Jena nur 
unter den hieraus bervorgehenden Bedingungen leben dürfe, indem 
Mir weit entfernt find, das Gedeihen der Anftalt nach Den 
Studirenden zu berechnen”. Dafjelbe würde ftattfinden müſſen, 
wenn die Vereinigung, als folche, eine politiiche Tendenz, ein 
Streben nach) Bedentjamfeit für die Staaten in der Gegenwart 
verrathen jollte; nicht ald ob von Studenten für die Ruhe des 
Valerlandes wirklich zu fürchten wäre, fondern aus dem Grunde, 
weil Durch ein ſolches Streben die Jugend von ihrer wahren 
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Beſtimmung gänzlidy abgezogen, der BZwed des Univerfitäten- 
Lebend ganz vereitelt werden würde. Aber beklagen muß man 
hierneben den böfen Willen oder die Unvorfichtigkeit derer, welche 
eben ſolche Abfichten den Studenten zuerſt angedichtet, welche 
deßhalb mit einer großen Wichtigkeit gegen fie gejprochen, und 
vielleicht Dadurd) den Keim des Uebels unter fie gebracht haben“. 

Nach Ddiefer würdigen Vertheidigung der Univerfität Jena, 
ließ nun der Großherzog feine beitimmte Willendineinung am 
Bunde dahin aus)prechen, wie wir fie oben”) angegeben haben, 

Die Bundesverfanmlung errichtete inzwischen eine Commiſſion, 
beftehbend aus dem Gr. v. Buol, Gr. v. d. Goltz, v. Martens, 
Frh. v. Wangenheim und Frh. v. Berdheim und als Stellvertreter 
Frh. v. Aretin und Frh. v. Pleſſen. 

Nun ging ein Heben und Treiben an ben Höfen jonder 
Gleichen an. Defterreich ließ eine Denkfjchrift verfallen, welche 
es an alle Höfe und deren Gefandte vertheilte und in Berlin 
begann die Wittgenfleinfche Partei ihre traurige Verbächtigung 
der Univerfitäten gleichzeitig mit den politiichen Berfolgungen. 
Niemand jehürte aber mehr das Feuer, ald v. Kamptz, deſſen 
Gend'armerie⸗Codex auf der Wartburg verbrannt war. Er durfte 
fhon im Jahre 1817 jenen berüchtigten Brief an den Großherzog 
von Weimar fchreiben, welcher Damals alle Welt empörte, und 
bewies, wie wenig eine Partei an den Höfen auch Die Souveräne 
zu ſchonen Willens ei, wenn fie etwa gegen ihre Parteiintereflen 
zu gehen fich unterfingen. Die Minifter v. Altenftein und Graf 
v. Bernftorff wurden zu Berichten aufgefordert und ihnen auf- 
gegeben, die firengfien Maßregeln auszuarbeiten und zu beantragen. 
Es ſchien eine Zeitlang, ald ob wirklich die deutfchen Univerfitäten 
zu Schulen herabſinken jollten. In Frankfurt trieb Hannover, 
Baiern und Baden auf jchnelles Eingreifen und juchten Die 
Eommiffiong-Arbeit durch bejondere Aufjäße zu fördern. Allein 
Preußen jah Doch ein, Daß es fein LXebend-Princip galt, Das 
Princip, welches ihm eine Anwartichaft auf die Führerjchaft 


*) ©. 9. 
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Dentjchlands in Zukunft erwerben Eonnte: um das Princip der 
geiftigen Freiheit, um ein eigentlich National⸗Intereſſe. Altenftein, 
vereint mit Bernftorff, der Eichhorn zum Referenten in diejer 
Sache wohlweislich beibehielt, fiegten gegen die öſterreichiſche 
Partei ob, und verhinderten das Aeußerfte, milderten, wo fie 
fonnten und retteten damit, was würdig war, Preußend ganzes 
Intereffe in Anſpruch zu nehmen. 


Es mögen nun die beiden Actenffüde folgen, welche von 

Öfterreichifcher und preußifcher Seite bier entjcheidend find. 
Defterreichifche Denkichrift *). 

Die Erfahrung der Tebten Jahre hat bei der Mehrzahl des 
deutschen Publicums die Gefühle der dringenden Nothwendigfeit 
erwedt, daß manchen Uebeln, welche heute in den Verhältniffen 
der deutſchen Univerfitäten beitehen, auf vernünftigen Wegen 
abgeholfen werde. Dort, wo Mißbräuchen gefteuert werben foll, 
muß jedoch ſtets die erfte Sorge aufgeflärter Regierungen dahin 
gerichtet fein, Das wahrhaft Gute in den Inſtitutionen jorgfältig 
von den Auswüchjen zu trennen, welche Zeit und Umftände in 
jelben erzeugten. 

S. M. der Kaifer fehen die Regierungen als die natürlichen 
Bejchüger der Univerfitäten an; in ihrem Sinne fann es nicht 
liegen, das Gute, welches fie Darbieten, zu vermindern; fie würde 
aber gegen das Intereſſe ihrer Völker handeln, wenn fie die 
hohen Schulen dem leidenfchaftlichen Einwirken einiger Einzelnen, 
und den Umtrieben der Parteien überliefern. 

©. WM. hegen mit den beiden fachlichen Höfen Die Ueber⸗ 
zeugung, Daß der Zweck, welcher heute zu erreichen ift, in ber 
zu ervöffnenden Berathung eine jorgfältige Trennung der zu 
ebrenden Grundlagen des deutjhen Erziehungswejeng 
von dem eigentlichen Disciplinare der Univerfitäten fordert, 
Sie ftelen dieſen Sab als eine erfie Grundlage jeder Be« 
rathung auf. 


*) Als gefchriebene Punctation der Bundestags: Kommiffion vom 
öferreihifchen Präfidial: Gefandten übergeben. 
Zweiter Theil. 2 
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Der Kaiſer legt den größten Werth Darauf, daß in ber 
Sache weder gefäumt, noch Wege gewählt werben, welche von 
dem wahren Diele ableiten Tönnten. Damit dies letztere nicht 
geichehe, jeheint Die oben erwähnte Trennung Der eigentlichen 
Erziehbungsfragen von dem Disciplinare der Univerfitäten 
nothwendig. Die Unterfuchung der erfteen würde endloſe Discuffionen 
veranlaffen, wohingegen die Beſchraͤnkung der Beratbung auf 
den zweiten Gegenftand, leicht zu einem gebeihlichen Rejultate 
führen Fann, 

AS die zweite Örundlage der Berathung betrachten 
S. M. den Grundſatz, daß die disciplinarifchen Vorjchriften und 
die in ihrer Folge zu treffenden Maßregeln auf allen deutjchen 
Univerfitäten gleich ſein müſſen. 

Ich bin zwar weit entfernt, in Anjehung der einzelnen 
Disciplinarbeflimmungen der Begutachtung der übrigen Mitglieder 
der Commiſſion vorgreifen zu wollen, indeflen fcheinen mir in 
dieſer Hinfiht die früheren hannöverifchen Anträge Stoff zu 
Grörterungen zu gewähren. 

Es wird hierbei vorzüglich auf die Erwägung folgender 
Fragen anfommen: 

1. Sollen die deutjchen Univerfitäten Fünftig hin noch jo wie 
jeither Dur das Nectorat, die Civil- und Criminal» 
Gerichtsbarkeit und Disciplinargewalt in Anjehung der 
Studenten ausüben, oder Dürfte es angemefjener fein, 
dieſe zwar nicht der gewöhnlichen Staats- aber einer 
eigenen von der Univerfität unabhängigen Behörde, einen 
eignen foro privilegiato zu übertragen ? 

2. Wie ift die Aufficht über die Profeſſoren auszuüben? 

Dieje zwei Gefichtspuntte jollen blos dazu dienen, um in 
der Commiſſion zur Berückſichtigung und Erwägung gebracht zu 
werben. Uebrigens hält der öfterreichifche Hof dieſe Erörterung 
für einen zwar dringenden aber auch mit vieler Umſicht zu be⸗ 
handelnden Berathungsgegenftand. 

Defterreich8 unmaßgeblicher Antrag ging demnach dahin, daß 
die Commiſſion ihr Geſchaͤft Feineswegs auf Die Regulirung bes 
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Studienwefend im Allgemeinen auszudehnen, jondern auf. den 
wahren Zweck der Univerfitäten und auf die Feftitellung der 
Grundjäbe ihrer inneren Disciplin zu bejchränfen hätte Wo 
der größte Unfug heute in dem politijchen Treiben und in dem 
der Jugend eingeprägten Wahne liegt, ald wäre fie berufen, ftatt 
fi) zu Fünftigen Staatsbürgern zu bilden, die Staaten Bereits 
jelbft zu regieren, jo wäre die Arbeit des Ausſchuſſes hauptſaͤchlich 
im Sinne der gemefjenften Maßregeln gegen dieſe Art von 
Berwirrung der Begriffe zu leiten. 

Als Mittel, weldye zur Erreichung des Zwecks angemefjen 
Icheinen dürften, glaubt man bier noch andeuten zu follen: 

a) gutgewählte Curatoren; 

b) Entfernung der anerkannt jchechten Profefjoren ; 

c) Allgemeine Aufhebung und Verbot der Burfchenfchaft und 
jeder geheimen Verbindung unter den Studirenden und 
insbejondere der Profefjoren mit den Studirenden. In⸗ 
jonderheit aber die firengfte Handhabung dieſer Maßregeln. 

6) Allgemeine Regel, daß verabſchiedete Profeſſoren 
auf feiner andern Univerfität Bedienflung er- 
halten. 

e) Wechjeljeitige Verpflichtung unter den Negterungen, die 
Nichtaufnahme auf andern Univerlitäten ebenfalld auf 
Auszüge der Studirenden in Maſſe auszudehnen. 

Wenn die öffentliche Erziehung in jedem Staate eine National- 
Angelegenheit ausmacht, jo ift e8 um jo nothwendiger, daß das 
deutſche Univerfitätäwejen als eine gemeinfame deutjche Ange: 
legenheit betrachtet und behandelt werde, weil nur bierin Das 
Mittel liegt, in einer Zeit, wo mannigfache Veranlaffungen Die 
Gebrechen desjelben beſtimmter hervortreten laſſen, das Vorzügliche 
des deutſchen Univerſitaͤts-Studiums, deſſen Freiheit und Viel⸗ 
ſeitigkeit zu erhalten. 

Nur dann werben die deutſchen Regierungen, welche Landes⸗ 
Univerfitäten haben, feine Veranlaffung zu dem Univerfitätäbann 
finden, nur dann werden die deutjchen Regierungen, welche jene 
nicht befiten, nur dann werden endlich auswärtige Regierungen 
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die Freiheit des Beſuchs deutſcher Univerfitäten nicht bejchränfen, 
wenn fie fich ſaͤmmtlich der Meberzeugung überlaſſen Dürfen, daß 
gewifje den Zweck des Univerlitäts-Studiums weſentlich ftörende, 
und der fittlichen und wifjenjchaftlichen Entwidelung der Jugend 
verberbliche Verhältniffe, nicht nur auf Feiner deutſchen Univerfität 
geduldet, fondern auf jeder derjelben auf eine übereinflimmende, 
gleichmäßig wirkſame Weiſe unterdrüdt werben. 

Es iſt in diefer Hinficht nicht ausreichend, daß die deutſchen 
Regierungen fich eine gegenjeitige Handhabung Der jeder Univerfität 
eigenthümlichen Disciplinar-Gefege zufagen, Die Gejeßgebung 
ſelbſt muß vielmehr bis auf einen gewifjen Punkt übereinftimmend fein, 

Das deutfche Univerfitätsmejen von Diefem, dasſelbe als eine 
Gefammtheit umfaflenden Geftchtspunfte aus betrachtet, jo ergibt 
als erfter Leitender Grundjaß der Behandlung dieſes Gegenftandes: 

Gegwiſſe Mängel und Verhaͤltniſſe des deutſchen Univerfitäts« 
weſens müſſen in Uebereinfiimmung aller deutſchen Res 
gierungen, welche Univerfitäten haben, auf eine gleichförmige 


Weiſe abgeftelt und geordnet werben, während alles 


Vebrige . den bejondern Anordnungen jeder Regiernng 
überlaflen bleiben Fann. 


Diefen Grundfag anerkannt, jo kommt e8 nur noch auf die 


Unterfuchung folgender Fragen an: 
1. Welches find die oben bezeichneten Mängel und Verhältniffe ? 
2. Worin beftehen die geeignetften in Beziehung auf diejelben 
zu ergreifenden Maßregeln ? 
3. Auf welche Weiſe ift eine gegenfeitige Berftändigung und 
Bereinbarung der Deutjchen Megleruugen am zwedmäßigften 
einzuleiten und zu bewirken? 


Was die erfte Frage arlangt, jo haben die auffallendften 


Re des deutjchen Univerſitaͤtsweſens ihre Quellen darin, daß 
bie fludirende Jugend fi) der Einbildung überläßt, fie 
bilde einen bejonderen Stand, welcher das Recht 
und die Mittel befibe, ſich Der Algen beobachteten 


Sitte, dem allgemein geltenden Geſetze, zu entziehen und 


. entgegen zu ftellen, und Daß Die bisherigen Einrichtungen des 
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deutſchen Univerfitätswefens, neben vielen characteriftiichen 
Vorzügen diefer Lehranftalten vor allen ähnlichen Des 
Auslandes, dennoch nicht nur jener Einbildung vielfach 
Nahrung gegeben, fondern auch die beharrlichen, und 
fogar mit offener Widerjpenftigfeit verbundenen Aeußerungen 
derſelben begünſtigt haben. 

Jener Dünfel iſt zu natürlich, als daß er befremden könnte. 


Der junge Mann, im Vollgefuͤhle wachſender Kräfte, kann ſich 


doch ſeine Unbedeutendheit in Beziehung auf jedes bürgerliche 
Verhaͤltniß nicht verbergen; er ſucht deßhalb die hierdurch verletzte 
jugendliche Eitelkeit in ſelbſt gebildeten und ihm eigenthümlichen 
Verhaͤltniſſen, insbeſondere in einem Gegenſatze gegen die bürger- 
lichen Einrichtungen, zu befriedigen. Dieſes Beftreben kann ſich 


auf vielfach unfchuldige Weile äußern, es ift aber zugleich Die 


Urſache der Hauptgebrechen des deutjchen Univerfitätswejens, der 


oft wiederkehrenden offenen Verachtung des Geſetzes und vereinten 


Widerfeglichfeiten gegen Die Obrigkeit, der geheimen Verbindungen, 
der Duelle, der Verrufs-Erflärungen. 
Diefe der fludirenden Jugend eigene Tendenz hat aber 


meuerer Zeit eine ihr früher fremd gewefene Richtung erhalten, 
indem auch fie von der moraliichen Wirkung der großen Welt: 
begebenheiten ergriffen ward, welche bei Menfchen jeden Standes und 
jeden Alters eine Zeitlang nothwendig vorherrſchend werden mußte. 


Die Oppofition der jugendlichen Eitelkeit und des Leichtfinns 
gegen die bürgerliche Sitte, gegen die bürgerlichen Einrichtungen, 


hat ſich gegen die Staatdeinrichtungen, gegen die Leitung ber 


Öffentlichen Angelegenheiten gewendet, und hierdurch, iſt Die Sache 
ungleich bedeutender geworden. Es ift nicht mehr jugendlicher 
Muthwille, welcher glaubt, einige Jahre hindurch mit der bürger- 
lihen Sitte feinen Scherz treiben zu können, es ift Die dünkel⸗ 
hafte Vermeſſenheit, welche ſich für berufen hält, Die Regeneration 
ber Völker zu bewirken, gleichwie fie ſich die Befreiung des 
Baterlandes zufchreibt. Daher auch im Aeußern dieſe grelle 
Veränderung; flatt der Formen jugendlicher Heiterkeit und Leicht- 


finns, der gleichfam in Regeln gebrachte, würbigjein jollende 
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Ernft, worin alles beinahe bis auf Die Miene conventionell ift, 
welche zum fogenannten deutichen Rode gehört. 

Wohin dieſe Richtung des jugendlichen Dünkels einzelne, 
bejonders egaltirte, junge Männer führen Tönne, beweift bie 
Herausforderung Stourdza’3 und Die Ermordung Kotzebue's; Feine 
bejonnene Regierung aber Fann überjehen, daß wenn auch Aus— 
brüche der Art nur unter die feltenen Ausnahmen gehören werden, 
e8 dann Doch eben dieje ihre Stellung jo völlig verkennende 
Jugend ift, aus deren Mitte fie ihre Staatd-Beamten, die Lehrer 
bed Volks, die Diener der Kirche erjeben muß. 

Die Einbildung der fludirenden Jugend, fie bilde einen 
bejondern Stand, fand aber unftreitig Nahrung und Bes 
günftigung in den bisherigen Verhältnifjen des deutſchen Univer⸗ 
fität3-Wefens. 

Vielfach iſt die Frequenz der Univerfitäten überjchäßt worden, 
theil3 weil man in ihr eine Ehre fuchte, theild aus Rückſichten 
auf den Nahrungsftand der Univerfitäts-Städte, theild ald ein 
Mittel, mit einem geringen Staats-Aufwand Die Lehr-Anftalt zu 
unterhalten. Mit diejer, zu einer ſchaͤdlichen Nachſicht führenden 
Anficht, verband fi) der Eorporationd-Geift der Lehrer und ihr 
eigenes Intereſſe, deren Einfluß man hauptfſaͤchlich in der fehler: 
haften Ausübung der Disciplin allgemein zu bemerken Gelegenheit 
hatte. Es herrichte daher nur zu oft ein Welteifer in einer der 
jugendlichen Einbildung ſchmeichelnden Nachficht, und der ſtudirende 
Süngling war nicht Leicht in DVerlegenheit, einen Zufluchtsort, 
auch bei der trogigften Widerfeglichfeit, zu finden, 

Die Grundlage eines, auf Abftellung der anerkannten Ge 
brechen Des deutſchen UniverfitätösWejend berechneten Einver: 
ftändniffes der deutfchen Regierungen muß daher Die gemeinjame 
Aufftellung und conjequente Anwendung Des Grundfaßes jein: 

. Die ftudirende Jugend bildet feinen befondern 
Stand; die Univerfität ifl eine unter der Aufſicht 
Des Staats ftehende öffentliche Lehr- und Er 
ziehungs-Anftalt. 

Eine Folge der gemeinfamen Annahme dieſes erften Grund⸗ 
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fabes muß eine Vereinbarung über diejenigen gleichförmigen 
Maßregeln fein, durch welche auf allen deutſchen Univerfitäten 
die jenem Grundſatze widerftrebenden Haupt: Gebrechen des 
Univerfitäts-Wejend abzuftellen feien, weil ohne dieſe überein- 
fimmende Wirkung die gleichmäßige Aufrechthaltung dieſes Grund⸗ 
ſatzes undenkbar tft. 

Dieje Hauptgebrechen find insbeſondere 

1. die Häufig vorkommende gewaltfame und tumultuarijche 
Auflehnung gegen die vorgefeßte Obrigfeit; 

2. die geheimen Verbindungen; 

3. die Duelle; 

4. die Verruf3-Erflärungen; 

5. die ſchwankende und kraftloſe Ausübung der Disciplin. 

Zweite Frage. Worin beftehen Die geeignetiten Mittel einer 
wirkſamen Aufrechthaltung des aufgeftellten Grundſatzes und der 
Adftellung der genannten Hauptgebrechen ? 

a) Jede gewaltfame tumultuarifche Aufleynung gegen Die 
vorgejeßte Obrigkeit, jede geheime vom Staate nicht 
autorifirte Verbindung, das Duell, Die VBerrufd-&rklärungen, 
werden auf allen deutjchen Univerfitäten gleichförmig, 
nach übereingefommenen Beftimmungen beftraft, zu welchem 
Ende die alademifchen Gejeße der verfchiedenen Univerfitäten 
verglichen, und die zwedmäßigiten ED HIUNENEEN 
verabredet werden ſollen. 

b) Alle deutſchen Univerfitäten find verpflichtet, die Boll: 
ftredung der von einer derjelben erfannten Strafen in der 
Art zu fihern, daß Fein in eine Strafe verurtheilter 
Student auf einer andern Univerfität aufgenommen werden 
darf, ehe er die ihm zuerfannte Strafe abgebüßt bat. 

Die Relegation und das Consilium abeundi, von einer 
Univerfität ausgefprochen, ſchließt mithin von jeder deutſchen 
Univerfität aus. Inſofern daher ein Student mit der 
Relegation oder dem Consilium abeundi belegt worden ift, 
oder ſich einer andern Strafe durch Entfernung entzogen 
hat, wird Dies den übrigen Univerfitäten angezeigt, welches 


e) 
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jedoch, nach dem, was weiter unten über die Bedingungen 
der Aufnahme gejagt werden wird, ſogar überflüffig 
werden dürfte. 

Eine folche Mebereinfunft, wenn ſie ftatt finden ſollte, 

macht jedoch eine ohnehin jehr empfehlenswerthe Revifion 
der afademifchen Geſetze auf allen Univerfitäten und Die 
Annahme nur zeitlicher, nad) Verhältniß des Vergehens 
graduirter Entfernungen als Strafe nothwendig. 
Zur Aufnahme eines jeden neu zugehenden Studenten ift 
auf jeder deutfchen Univerfität ein Zeugniß erforderlich, 
welches deſſen bisheriged MWohlverhalten bejcheinigt und 
die Abficht, dieſe beftimmte Univerfität zu bejuchen, aus⸗ 
drückt; dieſes Zeugniß wird, wenn der Student nur einen 
vorbereitenden Privat-Unterricht genoß, von deſſen Lehrern 
ausgeftellt und von der Orts-Obrigkeit beglaubigt, wenn 
er den vorbereitenden Unterricht in einem Gymnaſtum 
genoß, von deſſen Worftehern, wenn er bereitö eine 
Univerfität befucht bat, won der dafigen Disciplinar-Be- 
hörde ausgefertigt. Der aufzunehmende Student Teiftet 
zugleich Handgelöbniß auf Die Beobachtung der akademiſchen 
Gejege, und verpflichtet fich noch iusbeſondere auf dieſelbe 
Art, in Feine geheime vom Staate nicht autorifirte Ver⸗ 
bindung zu treten, oder wenn er in einer folchen ftehen 
jollte, derfelben jofort zu entjagen. 

Das gedachte Zeugniß wird bei der akademiſchen Behörde 
hinterlegt, und dem Studenten erft bei feinem Abgange 
mit den, feinem Benehmen angemefjenen Zuſaͤtzen zurüd- 
gegeben. Dies ift zugleich das zweckmäßigſte Mittel, den 
von den Studirenden oft ald Zwangsmaßregel angewen- 
deten Auszügen in Mafje vorzubeugen, weil der Student, 
welcher ohne Zeugniß die Univerfität verläßt, auf Feiner 
andern eine Aufnahme findet. 

Der königl. hannöverſche Vorfchlag, Feinen Studirenden, 
der in Folge einer tumultuarischen Bewegung, einer Auf: 
lehnung gegen bie obrigfeitlichen Behörden oder eines 
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Auszugs im Lauf des Semefters, mit Unterbrechung feiner 
Studien, eine Univerfität verläßt, fofort und vor Ablauf 
des Semefterd auf einer andern Univerfität zuzulaflen, . 
ſcheint zu weit zu gehen, da auch der gefittete Student, 
welcher fi) aller Theilnahme an Vergehungen enthalten 
bat, hinreichende Gründe haben kann, eine Univerfität, wo 
Unorbnungen der Art überhand genommen haben, im Laufe 
des Semefterd zu verlaſſen. 
Der Student wird auf allen deutſchen Univerfitäten, ohne 
Unterjchied von andern Ständen, den. gewöhnlichen Polizei⸗ 
Verfügungen und Strafen unterworfen, wodurd am be⸗ 
flimmteften der Einbildung, er made einen bejondern 
Stand aus, zu begegnen if. Außerhalb der Univerfitäts- 
fladt werben diejelben auf ihn durch die gewöhnliche Be⸗ 
hörde wie auf jeden andern angewendet, am Univerfitätd- 
Orte Dagegen wird die afademijche Disciplin mit Der 
bürgerlichen Local⸗Polizei in Verbindung gejebt. 

Dies Tönnte am zwedmäßigften dadurch gejchehen, daß 
die Beurtheilung der Vergehen der Stubirenden einer, aus 
der erften bürgerlichen PolizeiBehörde und einigen von 
der Regierung unmittelbar und bejonderd Dazu auf unbe 
flimmte Zeit ernannten Profeſſoren gebildeten Commiſſion 
übertragen würde, Dem Rector und dem Senate bliebe 
die Leitung der willenfchaftlichen Angelegenheiten; bürgers 
lihe NRechtöftreitigkeiten der Studirenden würden auf bie 
bisherige Art, Griminal-Fälle durch die ordentliche Obrigkeit 
beurtheilt. Ä 

Diefe Einrichtung empfiehlt ſich vor der auf mehreren 
Univerfitäten eingeführten Beftellung eines bejondern jedoch 
unter dem Staate ftehenden Univerfität3-Zuftitiars dadurch, 
Daß die bürgerliche Polizei-Behörde in engem Zuſammen⸗ 
bange mit der Bürgerichaft fleht,. unter deren Gliedern 
niedern Standes die Studirenden die ihnen nothwendigen 
Helfer und Gelegenheitsmacher für das, was fie geheim 
zu treiben beabfichtigen, wählen müfjen. 
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Die Vorfteher der Ort3-Polizei würden daher leicht in 
der Stille die meiften Vergehen der Studenten durch Die 
Bürger erfahren und zugleich Eräftig gegen die Helfer und 
Gelegenheitsmacher unter den Bürgern handeln, und Damit 
dem Uebel in feinem Urfprunge vorbeugen. 

Die Mitwirkung der Lehrer und zwar folcher, welche 
diejelbe ſtets Durch ihr Benehmen rechtfertigen müfjen, Bet 
der Ausübung der Disciplin, fichert Die väterliche Ein- 
wirkung eines geachteten Lehrers auf den Studenten, Die 
billige Beurtheilung jugendlicher Vergehen verhindert Die 
feindlihe Abficht, unter der außerdem die bürgerliche 
Obrigkeit dem Studenten erfcheinen würde, ohne allen den 
unverfennbaren Mängeln, der Schwäche und Inconſequenz 
Raum zu Lafjen, welche die Ausübung der Disciplin bloß 
durch Profefjoren und noch obendrein, wie ed gewöhnlich 


iſt, nad) einem Turnus mit fidh bringt. 


e) 


Die Wahl der Lehrer muß auf allen Univerfitäten mit der 
größten Vorficht geſchehen; jolche, welche fich durch eine 
unbefugte Einmiſchung in politiiche ihren Berufe fremde 
Berhältniffe, durch MWebertriebenheit der Meinungen, 
Myſticismus auszeichnen, müſſen vom Unterrichte der 
Jugend ausgejchloffen werden; daher müfjen fi) die Re- 
gierungen die Mittel erhalten, den Lehrer, welcher durch 
Reden, Schreiben und Handeln ſchaͤdlich auf Die Erziehung 
der Jugend zu wirken fcheint, vom Erziehungs-Amte, 
doch ohne gerichtlichen Spruch, zu entfernen, gegen Ent- 
Schädigung wenn er nichts verbrochen hat, im juridiſchen 
Sinn. Als Beiſpiel eines ſolchen Mitteld, deſſen Wahl 
natürlich jeder Regierung überlafien bleiben muß, konnte 
die Beftimmung eines Dienft- und Standes⸗Gehalts dienen, 
von denen nur der erftere, nach Gutdünfen mit Entlafjung 
vom Lehrer-Amte entzogen werben dürfte. 

Wenn gleich in dieſem Punkte Alles der Beurtheilung 
der Regierungen überlafjen werden muß, jo können fie ſich 
doch zwedmäßig Dadurch gegenfeitig unterftüßen, wenn fie 
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über Alles dahin Gehörige, insbefondere über ſolche 
Lehrer, weldhe Dur ihr Benehmen Anftoß gegeben 
und ihre Entlaffung veranlaßt haben, vertrau- 
lihe Mittbeilungen eintreten laffen. 

Man könnte vielleicht gegen dieſe Vorjchläge einwenden, daß 
wenn fie audy unverändert oder mit Modiftcationen gemeinjchaftlich 
von allen Deutfchen Regierungen, welche Univerfitäten haben, beliebt 
werben follten, feine derſelben doc eine Gewähr einer gleich⸗ 
mäßigen Bollziehung befigen würde; daß dadurch Die einzelnen 
Regierungen an der zeitgemäßen Abänderung der Disciplinars 
Geſetze verhindert werden, daß vielleicht in einzelnen Fällen die 
aufrecht zu haltende Anwendung der aufgeftellten Grundjäße mit 
auffallender Härte und ohne billige Berüdfichtigung der Umftände 
und Entjhuldigungs-Bründe gefchehen koͤnnte. 

Was den erften Einwand betrifft, jo ift wohl nicht zu bes 
zweifeln, daß jede deutſche Regierung gegenwärtig die Weber: 
zeugung theile, Daß das deutiche UniverfitätSwejen an Gebrechen 
leide, welche eine ſchnelle und fräftige Abhülfe fordern; daß die 
Beichaffenheit dieſer Gebrechen und der Zufammenhang, in dem 
alle deutſchen Univerfitäten notbwendig ftehen, wenn Die Freiheit 
des Univerfitätsftudiums erhalten werden joll, jene nur von ein- 
verftandenen, alle deutjchen Univerfitäten begreifenden Maßregeln 
erwarten laffen, und daß Die Univerfität, auf der Das eine oder 
andere vernachläjfigt werden follte, bald veröbet fein wird. 

Mit diefer Erkenntniß ift auch der Wille, ihr und einer 
entiprechenden freiwillig getroffenen Uebereinkunft aufrichtig gemäs 
zu handeln, vorauszujegen; jollten die wollziehenden Behörden 
aus Abficht oder aus Gleichgültigfeit Dagegen fehlen, jo Tann 
dies bei der gefchärften Aufmerkſamkeit auf diefen Gegenfland 
nicht unbemerkt bleiben. Sollte aber auch Die Anwendung Ber: 
Ihiedenheiten barbieten , welches auch bei dem reinften Willen, 
der Natur der Sache nach, gleich wie bei jeder rechtlichen An- 
wendung einer gegebenen Norm durch verfchiedene Perfonen, 
immer der Fall fein wird, und wenn das Gejek nicht als ein 
todter Buchflabe gelten fol, innerhalb der billigen Erwägung 
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ber Umſtaͤnde fogar fein muß, jo bleibt nicht weniger der große 
Vortheil einer gleichen Grundlage und einer, bis auf einen 
gewiſſen Grad gleichen Form die Behandlung diefer wichtigen 
National-Angelegenheit. 

Der von der Verjchiedenheit der Vollziehung hergenommerte 
Einwand findet ohnehin auf jede, ganz Deutfchland umfafjende 
und nur auf der freien Zuftimmung der von einander unabhängigen 
Bundesflaaten beruhende Ginrichtung, Anwendung, und Fann 
für ſich unmöglich Hinlänglich fein, um Die Vereiniguns zum 
gemeinſam Nützlichen aufzugeben. 

Den zweiten Einwand betreffend, ſo werden die — 
in der einſeitigen Abänderung der Disciplinar-Gefeße nur in fo 
weit beſchraͤnkt, ald es nothwendig ift, damit das deutſche 
Univerſitaͤtsweſen als eine gemeinfame National-Angelegenheit 
fortbeftehen tönne, Indem man nämlidy, wie vorgefchlagen worden 
ift, Die bindenden Vorjehriften auf die Form der: Disciplinar- 
Gerichte, auf die Beflimmungen über die, allen Univerfitäten 
mehr oder weniger gemeinfamen Hauptgebrechen und auf Die 
gegenjeitige Aufrechthaltung der Straf-Erkenntniſſe bejchränft. 
Hierdurch werden jedoch gleichgemäße Abänderungen auch hin- 
ſichtlich dieſer Punkte die Folge durch Einverſtändniß nicht 
ausgejchlofien. 

Der dritte Einwand Tann auf jede im Auslande über die 
Unterthanen eines Staates ausgeübte Gerichtöbarkeit, er Tann 
ferner auf den bisher jchon vielfach beftehenden Gartel-Verband, 
mit gleichem Grunde angewendet werden. Es ift jedoch Dagegen 
nicht zu überſehen, wie jehr die gleiche Form der Disciplinar: 
Gerichte und die für die wichtigften Fälle gleiche Strafbeftimmung 
die Willfür feſſelt, wie ſehr gleichförmige und durchgreifende 
Mapregeln auf allen deutfchen Univerfitäten, die außerordentlichen 
Bälle vermindern werden, in denen eine, durch außerordentliche 
Maßregeln veranlaßte Reizung Vergehen herbeiführen dürfte, 
welche eine im Verhältniß zu jener Reizung vielleicht hart ſcheinende 
Deurtheilung finden koͤnnten. 
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Dritte Frage: Auf welche Weiſe dürfte eine gegenfettige 
Berftändigung und Vereinbarung der deutſchen NRegiernngen am 
zweckmäßigſten einzuleiten und zu bewirken ein? 

An fi ift die Berathung und die Beichlußnahme über das 
deutfche Lniverfitätswejen in Der Competenz der Bundes-BVer- 
ſammlung nicht begriffen, und dieſe Fünnte nur durch allgemeine 
freie Zuſtimmung dahin ausgedehnt werden. 

Für jetzt und bis die Zweckmäßigkeit einer ſolchen Maßregel 
fi) deutlicher darftellte, dürfte deßhalb bei dem FTöniglich- 
hannoverſchen Vorſchlag, weldyer ein vertrauliche8 Zuſammen⸗ 
treten der Bundestags-Gejandten nur der Staaten, welche 
Univerfitäten haben, bezwedt, ftehen zu bleiben fein. Mehrere 
Höfe Haben bereitö auf die Fönigliche hannoverſche Einladung ihre 
Zuſtimmung erflärt, von den Gefandten derſelben möchte Daher 
vereint eine erneuerte Einladung an die Bundestags-Gejandten 
derjenigen Höfe, welche fich noch nicht erflärt haben, zu erlaffen 
und einftmeilen Die Vorbefprechungen zu beginnen fein. 

Auch Diejenigen deutſchen Regierungen, welche Teine Unt- 
verfitäten haben, werden mit Recht erwarten fönnen, demnädhft 
von Dem Rejultate der gemeinfamen Berathung in einer au für 
fie jo wichtigen National-Angelegenheit vertraulich in Kenntniß 
gejeßt zu werben, um jo mehr, da man auch ihrer Mitwirkung 
im Allgemeinen, insbejondere aber darin bedürfen wird, Daß fie 
die VBerpflihtung übernehmen, Feine verabredete Zu: 
fammenfünfte von Studenten in ihrem Gebiete zu 
dulden. 


Wir laſſen nun unmittelbar das Schreiben des preußifchen 
Minifterd des Auswärtigen, Gr. v. Bernftoff an den Kultus: 
Minifter v. Altenftein folgen. Es ift die Antwort auf eine aus⸗ 
führlihe Denkſchrift des letzteren. Leider fonnten wir die Denk: 
ſchrift felbt nicht erhalten; der hauptjächlichite Inhalt geht jedoch 
aus der Antwort des Gr. Bernftorff deutlich hervor. Verfaſſer 
derjelben war Eichhorn. 
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Preufßiſche Anfichten, in einem Schreiben bed Gr, v. Bernſtoff au 
den Minifter v. Altenftein*). 

Ew. Excellenz haben in dem fehr geehrten Schreiben vom 
17. Mai d. J. Ihre Anficht über den jeßigen Zuftand und Die 
Bedürfniffe des deutſchen Univerfitäten-Wefens nit ſolcher Aus⸗ 
führlichfeit mir mitgetheilt, daß ich mich vor allen Dingen zum 
bejonderen Dante dafür verpflichtet fühle. 

Der Gegenftand geht zwar mein Minifterium nur jo weit 
an, als er eine Bundestags-Sace geworben ift, und als es 
darauf ankommt, gemeinfame Verabredungen und Beſchlüſſe 
zwijchen den deutichen Staaten zu treffen. Was aber überhaupt 
zur äußern Vorſchrift und Gejeßgebung und in$bejondere zu einer 
gemeinfamen zwijchen den einzelnen deutſchen Staaten in Dem 
Univerfitätäwejen fich eignet, Laßt fich nicht füglich in Erwägung 
ziehen, ohne die Angelegenheit im Ganzen einer Prüfung zu 
unterwerfen, und darum will ich auch, der Einladung Ew. Excellenz 
folgend, meine Gedanken über den Gegenftand im Allgemeinen 
gerne mittheilen, um dasjenige was mir über die fogenannten 
politiicyen Fragen als das Zweckmaͤßige erfcheint, dadurch um fo 
leichter motiviren zu können. | 

Wenn die Unterfuchung gegen Sand mehr Licht über eine 
geheime Verbindung, über eine Direkte oder indirekte Zuſammen⸗ 
wirkung mehrerer zu der von ihm begangenen Greuelthaten 
gegeben hätte, jo könnte es allerdings rathſam gehalten werden, 
mit den vorläufigen Maßregeln ‚gegen die Misbraͤuche in dem 
deutſchen Univerfitätäwejen fo lange Anftand zu nehmen, bis man 
aus vorliegenden Unterjuchungsaften die Lage der Sache Elarer 
zu überjehen und gegen das Böſe, welches zu bekämpfen tft, den 
allgemein noͤthig befundenen Maaßregeln eine beflimmtere und 
treffendere Richtung zu geben im Stande wäre. Sebo genügt 
aber jchon der Geift, welcher fih in der Mordthat des Sand 


*) Diejelben wurben, wie e8 jcheint, der Commiſſion in Franffurt nicht 
mitgeiheilt, fondern gelangten wahrſcheinlich nur an den preußifchen Bundes⸗ 
tagsgejandten, Gr. v. d. Goltz, welcher als Mitglied in der Commiſſton ſaß. 
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ausgejprochen hat, in Verbindung mit andern Erfcheinungen, 
welche man in der fludirenden Jugend beinahe überall wahrnimmt, 
um einen aufmerkſamen Blid auf das Univerfitätäwelen überhaupt 
zu werfen, bei den Ausjchweifungen Die niemand verfennen Tann, 
nach der Urjache zu fragen, und mit der Berathung und Anwen⸗ 
dung Der Heilmittel nicht zu zögern, welche wider das Uebel 
helfen Fönnen. 

Darüber theile ich ganz die Anſicht Ew. Excellenz, daß Die 
Schuld von dem was in der fludirenden Jugend Unge- 
fundes und Verkehrtes ſich Lund giebt, nicht bei ihr 
allein zu ſuchen iſt, Daß es mit der Bewegung in dem 
ganzen geiftigen Leben unferer Zeit in engerm Zus 
fammenhange flieht, und nur vermöge der höheren 
Empfänglidhkeit der Jugend, in deren eigenthbümlidhen 
Art und Weife ſtärker bervortritt, und Daß man daher, 
indem man Maßregeln gegen ihre eigenthümlidhen Aus- 
hweifungen anwendet, davon nicht eine Wirkung er 
warten Darf, welde nur Die Folge einer allgemeinen 
Beruhigung in der Zeit, und einer aus dem Kampfe 
der in ihr meift undeutlih und verworren dDurd eins 
ander firebenden Elemente wiedergewonnenen Gemein 
befißes klarer Anjichten, Empfindungen, Wünſche und 
Hoffnungen ift. 

Weil aber gerade die Jugend das kommende Gejchlecht bildet, 
und das Befte was in ihr niedergelegt wird, in die Zukunft 
wuchernd bineinwächit, jo verdient es die befondere Sorgfalt der 
Regierungen, jo weit es in ihrem Berufe und ihrem 
Vermögen liegt, auf Den Geift der Zeit einzuwirken, daß ſie 
dasjenige was derjelbe überhaupt verderbter und verfehrter an 
fih bat, an der Jugend am wenigften dulde. Als die erfte 
Frage, welche man fich aufzumwerfen bat, tritt entgegen: 

Welches denn die Uebel find, woran Die —J— Jugend 
unſerer Univerſitaͤten leidet? 
In allen akademiſchen Geſetzen finden ſich ſeit lange her ſcharf 
verpönende Vorſchriften 





32 


gegen vorkommende gewaltjame und tumultuariiche Auf— 

lehnung, gegen die vorgejegte Obrigkeit, gegen geheime 

Verbindungen, gegen Duelle und Verrufserklärungen,. - 
Ein ficheres Zeichen, daß dergleichen Uebel unjerer Beit nicht 
eigentbümlich angehören, ſondern daß fle alter Art find, wie auch 
die Erfahrung der Lebenden, deren Gedaͤchtniß am weiteflen 
zurüdreicht, beitätigt. 

In früherer Zeit äußerte fic) der Mißbrauch der akademiſchen 
Freiheit vorzugsmweile in einem rohen und wüften Xeben, in einer 
abfichtlichen Vernachläffigung der jonft gewöhnlichen Formen Des 
gefelligen Lebens, in einer frivolen Oppofttion gegen bürgerliche 
Ordnungen, wiewohl ohne einen ernfthaft politifchen Charakter. 

Der Geift der Menichen war damals allgemein mehr auf 
einen harmlojen, aber auch nur zu oft flachen Genuß des äußern 
Dafeins gewendet, und die frifchere Lebendigkeit der ſtudirenden 
Jugend gab ihn in ihrer Art auch vorzugsweile durch äußere 
Roheit und Frivolität kund. 

&3 trat für die Univerfitäten eine andere Periode ein, welche, 
noch) nicht lange vorübergegangen, in dem Gedächtniffe der meiften 
ruht, welche ftudirt haben, wo nämlich die Philoſophie von aus⸗ 
gezeichneten Geiftern gelehrt, die Köpfe der fludirenden Jugend 
auf den meiften Univerfitäten ergriff, von der äußeren Frivolität 
fie mehr abmwendete, und zu einem tiefern Ernſt des wiflenjchaft- 
lien Strebens hinführte. Neben dieſem Ernſte zeigte fich aber 
bald ein Gefühl dünkelhafter Weisheit und Ueberhebung über 
Diejenigen, welche man nicht auf der neuen Bahn zur Wahrheit 
mit fi) wandeln ſahe; geichichtliches Willen und reelle Kenntniffe 
‚wurden, ald den freien Flug der philoſophiſchen Geiſter hemmend, 
bei Seite gelafjen, und Gelehrte die ein ganzes Leben auf deren 
Studium aufgewendet, von Lehrern und Lernenden der neuen 
Weisheit ald arme Bürdenträger bemitleivet. Niemand wird den 
ausgezeichneten Geiftern, in welchen der Funke tieferer und 
ernfterer Wiljenfchaft neuerlich wieder erwacht tft, das Verdienft 
ihres Strebend und ihrer Lehre, über dem Selbftgefühl, womit 
die neugefundenen Gedanken in ihnen fich offenbart haben, ver 
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fümmern wollen. Man wird dieſe Billigfeit um fo lieber üben, 
da dasjenige, was an ihrer Lehre wahres und gutes ſich Fund 
gab, zum Theil ſchon Gemeingut in der wiljenjchaftlichen Welt 
geworden if. Es bleibt aber eben jo ausgemacht, Daß jehr viele 
Studirende für die abgeworfene Außere Frivolität eine weniger 
harmloſe innere in jener Schule an fidy genommen haben, daß 
diefelbe aus einem äußeren Spiele des Lebens in eine ernfthafte 
Zügellofigfeit des wiſſenſchaftlichen Studiums ſich verwandelt 
bat, und daß flatt der eigentlichen Lehre eben fo oft nur der 
Dünkel über ihren Befib gefaßt worden ift. 

Seitdem hat fi, wie allgemein anerkannt wird, das akade⸗ 
miſche Leben der Studirenden noch mehr von äußerer Rohheit 
und Ungefittheit im Cinzelnen gereinigt. Man jchildert Die 
fudirende Sugend allgemein frömmer und fleißiger. Aber der 
Ernſt und das geiſtige Streben, weldyen man fie nun hingegeben 
fieht, hält fich nicht mehr jo ausjchließend in dem Bereich der 
Wiſſenſchaft; er verbreitet fih auch mehr wie je über alle 
praftiichen Richtungen des Lebens, und wenn Dieß der neuefte 
Zuſtand der Univerfitäten ift, und darin ein Element neuer Bildung 
ſich entwideln will, jo muß man darin auch Die Quelle der groben 
Verirrungen und Verfehrtheiten juchen, welche nenerlich Die allge 
meine Aufmerfjamfeit auf fich gezogen haben. 

Auch dieſe neue Richtung ift den Univerfitäten nicht aus⸗ 
Ihlteßlich eigenthümlich, jondern liegt allgemein in der Zeit: 
Nachdem Die außerordentlichen Weltbegebenheiten alle Verhältniffe 
bed Lebens erjchüttert und Durchwühlt haben, iſt e3 nicht eine 
und andere geftörte geiflige Thätigfeit, eine einzelne verlorne 
Bahn, Die diefen oder jenen in Bewegung jebt, um den früheren 
Zufland wieder zu gewinnen; vielmehr ift eine unruhige Bewegung 
über den Grund und Boden, über die Höchiten und heiligften 
Sintereffen, welche alles einzelne menfchliche bedingen, entftanden, 
wobei alle mehr oder minder von Furt oder Hoffnung, von 
Sehnen und Wünfchen, von irgend einem Trieb in Beziehung 
auf das Gemeinjame, ſich ergriffen fühlen. Was in diefer Art 

die Gemüther bewegt, ift meilt noch im Gebiet des Gefühle 
Zweiter Theil. 3 
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ftebend, und bei den Wenigften zu einer klaren Erfenntniß durch⸗ 
gebrungen und ausgebildet, und darum, weil grade das Gefühl 
der Jugend überwiegendes Eigenthum tft, nimmt dieſelbe an jener 
geiftigen Bewegung befonders Theil. 

&3 find aber zwei Hauptverirrungen, vor welchen dieſelbe, 
nad) meiner Anficht, zufolge der bis jebt darüber gemachten Er⸗ 
fahrungen gewahrt werden muß. 

Nur zuviel redet man, bei dem an ſich nothwendigen An⸗ 
erfenntniß der Fehler und Gebrechen unferer und der nädhitwer- 
gangenen Zeit, von einer Tünftigen, in welcher das menjchliche 
Gefchlecht von jenen Gebrechen geheilt und verjüngt ſich Darftellen 
würde. Mit großer Lingerechtigfeit verdammt und verurtheilt 
man das untergebende Geflecht, an dem fein Heil mehr zu 
verjuchen wäre, und fieht nur in der Jugend die aufwachjende 
Nepräfentation der Ichönern, Fünftizgen Zeit. Wohl mag man fid 
der Hoffnung hingeben, Daß der Jugend Die Saaten des Beſſern 
was Deutjchland in feinen Riefenfampfe errungen bat, zur 
Ihönern Erndte reifen werden, als wir ſchon für uns erwarten 
fönnen; es muß aber in ihr der Düufel nicht erweckt werben, 
als ſei fie das beflere Gejchlecht, als jei das ältere, dem fie alles 
verdankt und eine Tindliche Achtung fehuldig tft, nicht im Stande, 
fie die Bahn zu führen, welche ihr vorgezeichnet iſt, und dieß 
zeigt fich grade bei vielen unter der ftudirenden Jugend als ein 
jehr überhand genommener Wahn. 

Die zweite Verirrung, welche anderwaͤrts jchon vielfach 
gerügt worden, beiteht darin, daß die ftudirende Jugend einen 
Hang Außert, aus dem Kreife des afademischen Lebens, wie er 
durch deſſen Beflimmung gezeichnet ift, herausfchreitend in Ber 
hältniſſe des bürgerlichen Lebens ſich zu mijchen, die ihr noch 
fremd bleiben jollen, und einen Antheil daran zu nehmen, wofür 
fie noch gar Feine Reife bat. Man kann es zwar nicht mit 
Unruhe anfehen, jondern muß ſich über die Erfcheinung freuen, 
wenn 3. B. ben Studirenden der Theologie ed nicht genügt, eine 
bloß gelehrte Kenntniß der heiligen Bücher und der Geſchichte der 
hriftlichen Kirche zu erlangen, ſondern wenn aud ein tieferer 
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religiöfer Sinn in ihnen aufftrebt, und fie mit einem daraus neu 
entftandenen Bebürfniß ihr Studium verfolgen und ihr Leben 
einzurichten fuchen. Wer wollte auch daraus ein Verbrechen 
machen, wenn Studirende den Vortrag der Gefchichte und aller 
politifchen Wiſſenſchaften weniger wie jonft als eine Maße todter, 
höchitens eleganter Kenutniffe hinnehmen, oder etwa zum Behuf 
ihres Fünftigen Fortlommens fich Damit zu bereichern fuchen, 
jondern Daß eine Träftigere Liebe zu dem Vaterlande und zu dem 
Volke dem fie angehören, in ihren Herzen lebt, und auch für dieſe 
Seite ihre Studiums und ihrer ganzen Ausbildung ein Mittel- 
punkt lebendigerer Beziehungen wird? Es ſoll fie dieß aber nicht 
zu dem Wahne verleiten, ald wenn fie ſchon berufen jeien, an 
dem Bau der Kirche und des Staats unmittelbar zu arbeiten, 
oder was von andern gefchieht, die in der That den äußern Beruf 
dazu haben, richten zu wollen. 

Auf dieſe beiden Vertrrungen braudyen Die Regierungen nur 
bejonders aufmerkſam zu fein, wenn fie Mißbräuche, weldye als 
eigenthümlic, für unjere Zeit ſich hervorthun, von den Univerfitäten 
wegfchaffen wollen. Dabei dürfen aber auch Diejenigen nicht 
außer Acht gelafjen werden, welche von frühe an, bis auf unfere 
Beit ſich fortgepflanzt haben. 

Sin den Mitteln, welche zu ergreifen find, unterjcheiden 
Ew. Excellenz, 

J. augenblickliche Maßregeln, und 

II. zeitgemäße Anordnungen in der Verfaſſung der Univerfitäten. 
Für unfere preußifchen Univerfitäten ſcheint mir das Bedürfniß 
eines folchen Unterſchiedes kaum vorhanden zu fein; auch möchte 
dasjenige was Ew. Excellenz als augenblidliche Maßregel vor: 
geſchlagen haben, mit den anderweiten Vorſchlaͤgen über zeit- 
gemaͤße Anordnungen in ſolchem Zuſammenhange ſtehen, daß ſich 
das eine von dem andern nicht gut trennen läßt. Nach meiner 
Anſicht ſchreitet man ſobald als möglich zur Ausführung desjenigen, 
was in der Verfaſſung und Einrichtung der Univerſitäten anzu— 
ordnen für nöthig befunden wird. Um jedoch meine Meinung zu 
jagen über dasjenige wad Ew. Excellenz überhaupt in Vorjchlag 
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bringen, will ich ganz der Ideenreihe mich anjchließen, welcher 
Sie in Dero jehr geehrtem Schreiben folgen. 
Unter den 
I. augenblidlichen Maßregeln die genommen werben könnten, 

Schlagen Ew. Excellenz vor 

1. Daß fih die Regierung über die Mißbraͤuche öffentlich 
ausfprechen jolle. ch theile ganz die Anficht, daß eine 
Regierung nie Scheu tragen joll, über das was fie für 
verfehrt oder verberbt hält, offen und unummwunden ihre 
Anficht zu erflären. Es kömmt nur auf die Form an, in 
welcher fie dieſes ihrer Stellung gemäß und mit Erfolg 
thun kann. Sie darf meines Erachtens, nicht, wie ein 
Schriftfteler zum Publikum reden; Weußerungen die an 
nicht8 bejonders, jondern nur an eine allgemeine für vers 
fehrt geachtete Richtung der Zeit fich anschließen, würden 
ſchwer aus einer gewiſſen theoretifchen Allgemeinheit heraus- 
treten; e8 würden Beziehungen gefunden werben, die nicht 
beabfichtiget find, Unfchuldige wie Schuldige würden ſich 
für betroffen achten, und es könnte mehr Mißverſtaͤndniß 
als Heil daraus hervorgehen. Die Aeußerung einer Regierung 
muß, wie mir jcheint, zugleich That fein. Darum ift die 
beite Gelegenheit, wo fie über Mißbräuche fich ausfprechen 
fann, wenn fie in der That ein beftimmtes Vergehen, die 
bejondere Erjcheinung eines Mißbrauchs zu rügen hat, 
wenn fie Unvollfommenheiten auf einer oder der andern 
Univerfttät im Ganzen abftellen will, überhaupt wenn fie 
in einem wirklichen Handeln auf die Univerfitäten begriffen 
ift, was fie mit einem erläuternden Worte über ihre 
Grundfäge, nad) Umftänden mehr oder minder allgemein 
begleiten Tann. 

2. Die Zumuthung an die Profefioren für den Geift unter 
den Studirenden einzuftehen, ift nicht ungerecht: eine vor⸗ 
läufige Erklärung Darüber möchte aber weniger wirffam 
fein, als die Beſchleunigung der wirklichen Ausführung 
ber für Die Univerfitäten überhaupt zu bejchließenden 
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zeitgemäßen Anordnungen unter welchen dieſer Punkt 
wieder vorkommt. Hier werden nur von Ew. Excellenz 
über die willfürliche Entlafjung der Profefjoren welche 
nachtheilig auf Die fludirende jugend einwirken möchten, 
und 
über die Aufhebung einer Univerfität jelbft, 
Bemerkungen beigefügt, wozu ich mir einige Erinnerungen 
erlaube. 

Ew. Exeellenz haben gewiß auch nicht die Meinung, 
daß eine Regierung Willfür an fich unter ihre Magimen 
aufnehmen, und fich zu jolcher zu greifen vorbehalten 
müſſe, wo die rechtlihe Ordnung ihr fein Mittel mehr 
böte für die Erreichung ihrer Zwede Schuß und Sicherheit 
zu finden. Etwas anders ift es, daß fie die rechtliche 
Ordnung fo zu gründen fuche, daß fie in der That die 
Mittel für ihren Zwed darin finde. So leuchtet allerdings 
die Unangemefjenheit ein, wenn man über die Beibehaltung 
oder Entlaffung eines Profeſſors, welcher durch Lehre 
auf Die Jugend nachtheilig zu wirfen angeflagt wird, Die 
gewöhnlichen Gerichte urtheilen laſſen wollte Es muß 
ein anderes Verfahren geben, die Verführer der Jugend 
raſch und mit Sicherheit aus ihrer Wirkfamfeit zu ent- 
fernen. Nun haben wir zwar jchon gegen jchädliche Be⸗ 
amte aller Art eine Einrichtung in dem Staatörath, der 
auf eine vorläufige einfache Unterfuchung über ihre fofortige 
Entlafjung entjcheidet. Will man aber deffen Wirkſamkeit 
nicht unbedingt auf die Vergehen der Profefloren als 
Öffentlicher Lehrer ausdehnen, To Lafjen fich fonft angemefjene 
Modiſicationen, oder anderweitige Einrichtungen treffen, 
um einerjeitö unbilliger Willkür vorzubeugen, andrerjeits 
eines verberblichen Lehrers ficher los zu werden. 

Daß eine ganze Univerfität fo durchaus vergiftet fein 
jolte, daß einer Regierung nur das lebte Mittel ihrer 
völligen, gleichſam als Strafe zu verhängenden Auflöjung 
bliebe, dürfen wir, follte ich noch hoffen, als eine fo 
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außerordentliche Erjeheinung anfehen, Daß es unnöthig iſt, 
einen jo gewaltjamen Beſchluß unter den vorzufchlagenden 
Hülfsmaßregeln aufzuzählen 

3. Was die Ermahnungen betrifft, welche Em. Excellenz Den 
Studirenden machen laſſen wollen, jo wird es dabei wohl 
ganz auf Die Art und den Augenblid anfommen, und idy 
glaube mich hierüber auf dasjenige beziehen zu müſſen, 
was ich oben unter 1. bemerft habe, Sie werden, meines 
Dafürhaltens, eine beſſere Wirkung thun, wenn fie durch 
Profefloren oder die akademiſche Obrigkeit gegeben werden, 
als wenn fie unmittelbar von Der Regierung auszugehen 
Icheinen, und jo zur Kenntniß der Studirenden gelangen. 
Die Regierung muß fich, meines Erachtens, den Studirenden 
fo wenig als möglich gegenüber ftellen, denn dies würde 
ihnen ein Gefühl von Wichtigkeit erregen, was fie noch 
mehr aus der Unjchuld ihres Alters herausrifje, und den 
Dünfel vermehrte, welchen man gerade unterdrüden will. 
Auch hier würde ich es für viel zweckmäßiger halten, mit 
der That, als mit viel ermahnenden Worten anzugehen. 
Wenn die beftehenden akademiſchen Geſetze mit Exrnft und 
Conſequenz in Ausführung gebracht werben, die Disciplin 
gehörig gehandhabt, und fein Schuldiger ftraflos gelafjen 
wird, jo darf man fich, ſollte ich meinen, noch Die beite 
Wirkung davon verſprechen. 

4. Auf den bier gemachten Vorſchlag Daß ein von einer 
Univerfität ausgewiefener Studirender bei einer andern 
nicht wieder aufgenommen werde, komme ich unten zurüd, 
wo bon den gemeinfamen DVerabredungen zwilchen den 
dentihen Staaten die Rede ſein wird. 

1. Die zeitgemäßen Anordnungen, welche Ew. Excellenz in 

Vorſchlag bringen, jollen ſich 

1. Auf die Wahl und die Wirkſamkeit der Lehrer, 

2. Auf die Behandlung der Studirenden, und 

3. Auf eine Verabredung der Univerfitäten zur Aufrechthaltung 
der Disciplin 
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ausdehnen. Sch glaube auch, Daß fie von dieſem Umfange 
jein müfjen, und was dabei Em. Excellenz im einzelnen bes 
merfen, wird auch wohl allgemeinen Beifall finden. 
1. Ihre Anficht 
über die Wahl und Wirkſamkeit ber afabemifchen 
Lehrer, 
geht wohl von dem Grundſatz aus, einer jeden Univerſität 
mehr Leben und Zuſammenhang als Corporation zu geben, 
in fie ſelbſt die Mittel zu legen von Fehlern und Miß—⸗ 
brauchen fich rein zu halten, und die höhere Aufficht des 
Staatd nur darin thätig fein zu lafien, daß Die Organe 
welchen eigene Funktionen anvertrauet find, gehörig ihre 
Schuldigfeit thun. 

Diefer Gefichtspunft jcheint mir auch der wahrhaft 
richtige. Denn wird den Univerfitäten ein mehr corporativer 
Zujammenhang gegeben, jo kann man aud eher Das 
Ganze für die Fehler und Sünden der Einzelnen ver: 
antwortlich machen; ein jeder Lehrer hat den Beruf und 
das Autereffe darauf zu ſehen, und dazu beizutragen, daß 
alles in georbnetem und gejundem Zuſtande fich bewege, 
er wird daher Mißbräuchen und Ausfchweifungen, noch 
wenn fie im Keime find, und jo ſich am erſten abthun 
lafjen, jo bald er ihre Spur wahrnimmt, und jo viel an 
ihm Tiegt, zu begegnen juchen. 

Man wird daher, wie ih mit Ew. Excellenz ein» 
verftanden bin, | 

a) bei der Wahl der Lehrer zuwörberft das Gutachten der 
Univerfität der fie einverleibt werden follen, vernehmen 
müfjen, und gegründete Bedenken, welche von Derfelben 
aufgeftellt werden, nicht unberüdfichtiget laſſen Dürfen. 

b) Auch wird man dem afademilchen Senat der nur für 
dergleichen Fälle nicht aus einer kleinen Anzahl von 
Profefjoren, Jondern wo möglich aus der Gejanmtheit 
der ordentlichen Profefloren beftehen müßte, über Wandel 
und Lehre eines Profeffors in der Art eine Cognition 


e) 
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einräumen konnen, Daß wo eine verderbliche Einwirkung 
bejorgt wird, derſelbe Davon Notiz nehme, denjenigen 
welchen ein von der Majorität begründet gefunbener 
Vorwurf trifft, zuerſt durch fchonende Zureden und 
Grmahnungen auf den rechten Weg zu leiten fuchen, 
und wenn diefe Bemühungen ihre Wirkung verlieren, 
an die höhere Staatsbehörde Bericht erſtatte. Indem 
man aber durch die Einrichtung der Gorporation einen 
Profefjor gleichſam zum Wächter des andern beitellt, 
wird man nur verhüten müfjen, daß fein Geiſt der 
Denunctationen, in welchen oft die herrichende Eiferfucht 
der Lehrer übergehen könnte, angeregt werde. 

Es Scheint mir, daß, nachdem die Exemtion der Studirenden 

in Abficht des Gerichtäftandes, mit bloßer Ausnahme 

der eigentlichen Disciplinarfachen bei ung aufgehoben ift, 

die akademiſche Gerichtäbarfeit die für andere deutliche 

Univerfitäten beabfichtigte und gewiß jehr nothwendige 

Verbefjerung in unſerm Staate ſchon erreicht Hat. Es 

fommt nur Darauf an, daß die Disciplinar-Gejeße mit 

Umſicht, Ernſt und Conſequenz gehandhabt werden, und 

daß hängt wieder wejentlich von der Verjönlichfeit des 

Nectors und des Syndikus ab, auf deren Wahl daher 

eine befondere Sorgfaltzu wenden ift. In den afademifchen 

Strafen, beſonders in der Exelufion, dem consilium 

abeundi und in der Relegation welche auch bei und das 

Maß der Disciplinar-Strafen nicht überfchreiten, finde 

fih jehr Leicht anmwendbare und zwedmäßige Mittel, 

ſchädlicher Subjecte auf Univerfitäten bald los zu 

werden. Ew. Excellenz halten noch einen innigeren 
BZujammenhang zwifchen der afademijchen Obrigkeit und 

der Poligeibehörde für nothwendig. So viel ich ver: 
nommen, ift gegenwärtig das Verhältniß zwilchen beiden 
auf unfern Univerfitäten folgendes, daß die Polizei den 

Studirenden, ohne Unterjchied wie jeden andern, welchen 
fie auf einem Exceſſe betrifft, arretirt und ihn nur Der 
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akademischen Obrigkeit zur Beſtrafung abliefert, und 
daß fie von Vergehen, welche fie jonft erfährt, ebenfalls 
derjelben glei Nachricht gibt. Ew. Excellenz werben 
jelbft am beften beurtheilen fönnen, ob, wenn Die 
akademiſche Disciplin nicht ganz aufgehoben werden fol, 
dies PVerhältniß, dem Weſen nad), geändert werben 
Tann. Die Verbefferung, welche anzubringen wäre, 
könnte vielleicht vorzüglic, Darin beftehen, daß zwilchen 
dem Rektor oder Syndikus auf der einen Seite und 
dem Direftor der Ortd-Polizei der Verkehr und die 
Zwiſchenſprache recht erleichtert und zu dem Ende eine 
fefte Einrichtung getroffen würde, 


2. Wegen der Behandlung der Studirenden exiftiren 


a) 


b) 


wohl ſchon nähere Vorſchriften, wie dieſelben ihre 
Dualification bei der Aufnahme nachweifen müllen, 
und es fragt fich, ob eine Aenderung dabei Noth thue, 
oder ob nur auf deren firengere Anwendung zu halten fei. 
Geheime Verbindungen, fie mögen Namen haben, wie 
wollen, würden auf Univerfitäten durchaus nicht zu 
dulden fein. Aber ſchon Die Geſetze des alten deutſchen 
Reichs haben gegen dieſes Uebel gefämpft, die Territorial- 
Geſetzgebungen haben fich der Sache nicht minder an⸗ 
genommen, ed wurden auch geheime Verbindungen zu 
verfchiedenen Zeiten feierlich aufgelöft, aber unter andern 
Sormen und Namen find fie auf allen Univerfitäten 
wieder erftanden. 

Ew. Excellenz näherer Erwägung fann ich es nur 
anheimftellen, durch welche Mittel diefer Krebs mit 
Erfolg zu vertilgen tft. Nach der bisherigen Erfahrung 
Icheinen bloße Verbote und Strafen, auch die ſtrengſten, 
nicht8 zu helfen, oder Doch nur vorübergehend. Der 
Grund davon jcheint in dem Triebe der jungen Leute 
zur Verbrüberung überhaupt zu liegen. Ich getraue 
mid) nicht zu beurtheilen, ob es rathſam fein düuͤrfte, 
Diefem Triebe, wie ſchon in Anregung gekommen, in 
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einer offenen und freien Geftalt eine Nahrung und Bi 
friedigung zu geben, die ihn von allen heimlichen Wer 
bindungen abzöge. Solches dürfte jedoch nur auf ein 
leichte und loſe Art bewirkt werden, damit die Studirender 
nicht aud) auf dieſem Wege in eine Berbrüderung zu 
ſammenwüchſen, die, wie e& bei der jeßigen Burfchenfchafi 
der Fall zu fein fcheint, möglichen Verwirrungen eine 
noch größere Macht gebe. 
Eine ftrengere Controlle des Fleißes der Studirenden 
durch Nepetitorien, Disputatorien und Examinatorien, 
die auf beftimmte Zeiten feftgejeßt würden, und woran 
nad Fafultäten oder nach weitern Unterabtheilungen 
alle Studirenden Theil nehmen müßten, kann nur vor- 
theilhaft wirfen, nicht nur auf ihre wiflenfchaftliche 
Bildung, fondern auch, um von Verfehrtheiten und 
Ausfchweifungen ihre Gedanken abzuhalten. 

d) Hier würde ich des unmaßgeblihen Dafürhaltend fein, 
daß wofern nur auf einer Univerfität ein Geiſt, wie er 
fein ſoll herrſcht, und Diefelbe ausgezeichnete Profeſſoren 
beißt, e& für die Studirenden feiner bejondern Ver⸗ 
pflichtung bedürfe, um auf das Urtbeil ihrer Lehrer 
achtfam zu fein und ihnen Folge zu leiften, Denn dieſes 
dürfte fid) von felbft ergeben, wenn die Lehrer durch 
Unterricht und Wandel ſich Anfehen zu verfchaffen wien, 
was guten Xehrern bei jungen Gemüthern nicht ſchwer 
fallt. Die bejondere Verpflichtung die Ew. Excellenz 
nöthig halten, ift überdem, wie ich vernehme, in unjern 

Geſetzen ſchon vorgefchrieben. 

Ehe ich dazu übergehe, was wohl zum Gegenſtand gemeinſamer 
Verabredungen zwiſchen den deutſchen Staaten zu machen ſei, 
will ich die Frage nicht unberührt laſſen, welche Ew. Excellenz 
in Ihrem ſehr geehrten Schreiben nebenbei auch beleuchtet haben, 

ob in dem Grundweſen unſerer Univerſitaͤten Aenderungen 
nöthig ſeien? 
Ew. Excellenz ſetzen das Grundweſen, 


€ 
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4. in Die freiere Bildung der Studirenden, ohne fchulmäßigen 
Zwang, 

2. in die Lehrfreiheit der Profefjoren, und darin möchte es 
wohl, wenn man deutſche Univerfitäten mit ausländiſchen 
vergleicht, auch allgemein gefunden werden. 

Sch flimme ganz ihrem Urtheile bei, Daß Die Neuerung Der 
Mipbräuche nur in der richtigen Anwendung der übrigen vor- 
geſchlagenen Mittel, nicht aber in einer Veränderung in dem 
Grundweſen zu juchen fei, welche die Univerfitäten fo gut wie 
zerftören und für willenfchaftliche und geiftige Bildung unjeres 


Volkes höchſt verderblich werden koͤnnte. Nach der jebigen Ein- 


richtung wählt der Studirende feine Lehrer, wie er Vertrauen zu 


ihnen faßt, und er eine Empfänglichkeit gerade für ihre Mit- 


theilung in ſich fühlt; er ordnet Die Reihe der Unterrichtäzweige, 
. denen er fi) während feines akademiſchen Lebens widmen muß, 


ganz nad) der Gigenthümlichkeit und dem Bedürfniſſe feiner 
geifligen Anlagen und Entwidelung, er eignet ſich gerade das⸗ 
jenige an, was feinem Geiſte Nahrung ift und gerade in der 


Zeit, als es Died werden kann, flatt des Schulzgwangd, Der bei 
Unmüũundigen die Stelle eigner Freiheit vertritt, bei FJünglingen 


ee ee = —— 
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von dem Alter unſerer Studirenden aber die freie Uebung eigner 
Kräfte zurückhalten würde, findet er überall Rath bei Lehrern und 
erwachjenern Freunden unter feinen Mitftudirenden, die feine 
anfänglich unfichern und ſchwankenden Schritte leiten, und was 
endlich Das MWichtigfte ift, das Willen jchreitet gleichmäßig bei 
ihm mit der Entwidelung des Characters fort. Denn auch in 
ſeinem übrigen Leben, außer dem Studiren, im gejelligen Umgange 
mit Lehrern und &ommilitonen thut und bewegt er fich nad 
freier Wahl, und da die Mehrzahl der Studirenden von ben 
Händen guter häuslicyer Sitte und Pflege den Univerfitäten 
übergeben wird, jo Fann Die freie Regung der Kräfte, wozu bort 
dad Feld Sich ihnen öffnet, in Unfittlichfeit und Roheit nicht 
ausarten, wenn eine aufmerfjane und thätige Handhabung Der 
akademiſchen Disciplin einzelne ausbrechende Zügellofigkeiten gleich 
zurüdweijet. Die ganze Art unferes bürgerlichen und gefelligen 
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Buftandes macht es auch nothwendig, was bei andern Völkern 
nach ihrem Zuſtande nicht jo ein Bebürfniß ift, Daß junge Leute, 
die fich den Angelegenheiten des Staat3 und der Kirche widmen, 
nicht geradezu aus dem Schulzwang in das pracifche Leben 
übergeben, jondern daß ein Zwifchenzuftand, gerade wie er ſich 
gejchichtlich in dem akademischen Leben gebildet hat, Den Unter- 
gang zur practiſchen Thätigfeit für Staat und Kirche vermittele 
und Geift und Character Dazu vorbilde. 

Wollte man dennoch einen Schulgwang für unfere Univerfitäten 
einführen, jo würbe man auf die Frage die auch Ew. Ercellenz 
aufgeworfen haben, wie die Einrichtung zu machen ſei, lange 
nach einer befriedigenden Antwort fuchen, und des Streites 
Darüber Fein Ende finden. Wil man dad Mufter dazu nach 
irgend einer abftracten Theorie nehmen ? Wer wird fich anmaßen, 
eine jolche Theorie aufftellen und Damit alle gejchichtlich begründete 
Inſtitutionen verdrängen zu wollen? Oder will man andere jchon 
beftehende inrichtungen zum Mufter wählen? Unjere höhern 
Schulen? Dies kann ſchon deßhalb nicht gejchehen, weil Diejelben 
darauf beruhen, daß die Jugend, welche fie beſucht, noch ganz in 
der häuslichen Erziehung fich befindet, und nur Die Unterricht3s 
ftunden auf der Schule zubringt. Univerfitäten verjammeln 
meiftend fremde Sünglinge, die aus der häuslidien Erziehung 
heraustreten müffen. Oder willman englifche Univerfitäten copiren ? 
Dann müßte man au) ihre großen Fundationen, ihre politifche 
Bedeutjamfeit, ihr Band mit der biſchöflichen Kirche, den ganzen 
Zuſammenhang mit dem bürgerlichen und gejelligen Leben, unter 
denen fich dort die Univerfitäten entwidelt haben, übertragen. 
Franzöſiſche Special-Schulen wird niemand empfehlen, und von 
andern Staaten, die ihre wilfenfchaftlichen Bildungsanftalten nad) 
deutjchen Muftern angelegt haben, wird man nun für Deutichland 
nicht8 borgen wollen. 

Was Die Lehrfreiheit der Profeſſoren betrifft, jo ift ed zwar 
eine nicht zu widerlegende Erfahrung, Daß fie oft und zumal in 
neuerer Zeit gemißbraudt worden. Geſchieht die Wahl der 
Lehrer mit Vorficht, wird der ganzen Eorporation der Univerfität, 
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wie Cw. Excellenz beabfichtigen, mehr Ginwirfung auf das Thun 
und Treiben ihrer einzelnen Glieder gegeben, waltet die Curatel 
der Univerfität mit einem aufmerfjamen Auge über fie, jo fann 
doch nicht leicht ein Mißbrauch entftehen, oder er ift bald un⸗ 
Ihädlich zu maden. Denn es wird nachdem, was oben über Die 
Möglichkeit gefagt ift, pflichtvergefjene Lehrer zu entfernen, nicht 
an Gelegenheit fehlen, auf diefem Wege den Mißbrauch, wie er 
fih in der That vorthut, gleich zu bejeitigen. Dagegen würde 
eine Genjur der Lehrvorträge, in welcher Form man fie auch 
aufftellen wollte, entweder ihren Zwed ganz verfehlen, oder durch 
recht ind Einzelne gehende und bindende Vorſchriften Die Frucht 
und den Nuben der Lehre ganz zeritören. Bei dem, was durch 
Unterriht an die Jugend gebracht wird, ift Das Michtigfte, daß 
es aus der reinften Duelle der Wahrheit fließt, daß mithin bie 
Lehrenden ihre innerfle Ueberzeugung geben, und außer der 
Rüdficht, Daß dasjenige, was fie jelbft als Wahrheit erkannt 
baben, von der jugend richtig verftanden und aufgefaßt, in ſich 
aufgenommen werde, feine andere Raum über ſich gewinnen lafjen. 
Das hört aber auf, wenn man ihnen Vorjchriften über die Ein- 
rihtung ihrer Lehr-Vorträge geben wollte Sie müßten nur 
andern Rüdfichten ald dem Gefühle für Wahrheit folgen, mehr 
oder minder müßten fie ihre Gedanken und Reden mit einem 
Scheine umgeben, der nicht natürlich ift, und den jugendlichen 
Gemüthern würde das reine Bild der Wahrheit von einem 
Beipinnfte feinerer oder gröberer Lüge verhüllt werden. Aus: 
gezeichnete Lehrer, denn nur foldhen geht Wahrheit und ihre 
Meberzeugung über Alles, würden auch bald aus einem Streife 
ſcheiden, wo fie fich mit ihrem innerſten Weſen im Widerſpruch 
verwidelt ſehen, und feine Befriedigung für den fie beitrebenden 
Trieb und ihre Thätigkeit mehr fänden. 

Doch nur aus Sorge für Ordnung und Recht und die 
wahre Bildung der ftudirenden Jugend kann eine Regierung Die 
Frage aufwerfen: 

ob die Mißbräuche welche fie auf den Univerjitäten wahr: 
nimmt, nicht Durch eine Veränderung ihres Grundweſens 
gehoben werden müßten? 
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Wenn nun eine nähere Beleuchtung der Frage die Hoffnurgg 
geftattet, Daß die Mipbräuche ohne folche gewaltige Maßregel n 
fich bejeitigen lafjen, foweit überhaupt menfchlihe Dinge von 
Unvollfommenheiten rein zu halten find, Dagegen andererfeit$ Die 
Bejorgniß läßt, DaB Die Anwendung jener Maßregeln, neben der 
Aufhebung der Mißbraͤuche, auch verderblich für die Bildung der 
fludirenden Sugend im Ganzen fein würde; jo wird man ſchon 
aus dem Grunde, ald Die Frage aufgeworfen worden, Diefelbe 
wieder fallen lafjen müljen, wie der Arzt, welcher eine Krankheit 
des Leibes heilen will, dies nicht Durch Mittel verfuchen wird, 
von welchen er vorausfieht, daß die den Leib jelbft zerflören. 
Nach dieſen Bemerkungen gehe ich nun zu der Frage über, 
ob und was zum Gegenflande einer Vereinigung zwilchen Den 
deutfchen Bundes: Staaten in „dem Univerfitätswefen gemacht 
werben kann. Man hat 
1. ſchon Die Frage aufgeworfen, ob die ganze Sache vor den 
Bundestag gehöre. Der Zwed des Bundes, welcher nach 
Artikel 2. Der Bundes-Acte 
in Crhaltung der äußeren und inneren Sicherheit 
Deutſchlands befteht 
interejfirt Diejelbe zwar zunächit nicht, auch ift das deutſche 
Univerfitätswejen nicht unter den befondern Beitimmungen 
begriffen, in welchen Die Bundes-Acte von Artikel 12 bis 20 
verschiedene gemeinfame Anordnungen für die deutſchen 
Staaten enthält Dieß bindert gleichwohl nicht, es ift 
vielmehr dem Sinn und Geifte des Bundes ganz gemäß, 
daß man über Maßregeln, die nur, wenn fie gemeinjam 
gefaßt werden, ihre Wirkung nicht verfehlen, mit den 
übrigen Staaten ſich berathe, und Vereinbarungen treffe. 
2. Die nächſten Theilnehmer an diefer Berathung find die- 
jenigen Staaten, welche eigne Univerfitäten haben, ſo 
weit aber eine Mitwirfuug der andern für den beabfichtigten 
Zweck in Anſpruch zu nehmen ift, können dieſelben natürlich 
auch nicht ausgefchloffen werden. 

3. Die Auswahl der Gegenflände, welche zur gemeinfamen 
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Berathung fid) eignen, wird nad) folgenden Grunbjäßen 

geſchehen müſſen: 

a) Es ſoll der ſelbſtſtaͤndigen Leitung des Erziehungs⸗ und 
insbeſondere des Univerſitätsweſens eines jeden Bundes⸗ 
Staats kein Zwang angethan, 

ſondern 
wo die Erreichung des von derſelben beabſichtigten 
Zwecks eine äußere Mitwirkung der übrigen Staaten 
nöthig macht, follen die erforderlichen Hülfgmaßregeln 
von denfelben einander gewährt werden. 

b) Diefe Maßregeln müfjen fich in Klaren Grundfäßen und 
beftimmten Vorſchriften aufftellen laſſen, damit ihre 
Anwendung fich nicht wieder unter einem Streite der 
Theorie verliert. 

4. Bon diefem Gefichtspunfte ausgehend glaube ich 

a) Daß die Wahl und Anftellung der Lehrer oder vielmehr 
die Grundfäße, wornach diejelbe geſchehen fol, Fein 
Gegenftand der gemeinjamen Berathung werden Fann. 
Eine jede Regierung beurtheilt am beften, welche Lehrer 
nach dem Zuſtande ihrer Univerfität, auf welche diefelben 
berufen werden follen, nüßlich find, und weldye Be- 
dingungen fie denjelben bei ihrer Berufung zu machen 
bat. Man muß von der Vorausfegung ausgehen, daß 
feine Regierung ſowohl aus Sorge für ihr eigneg 
Intereſſe ald um fich das Vertrauen ihrer Mitftände zu 
erhalten, fchädliche und verderbliche Lehrer willentlich 
nicht wählen werde. Es ift der Vorjchlag nicht geradezu 
gemacht, fondern mehr ald Frage aufgeftellt worden, ob 
es nicht rathſam ſei, daß alle Bundes-Staaten fich ver- 
einigten, einen Profeflor, welchen irgend eine Deutjche 
Regierung wegen nacdhtheiligen Einflufjes auf die Jugend 
zu entlaffen für nöthig gefunden, nicht wieder anzunehmen. 
Ließen fich für alle Staaten gültige und faßliche Grund: 
fäße zur Beurtheilung der Schuld feftftellen, wovon 
die Entlajjung abhängen joll, und eine übereinftimmende 
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Form des Verfahrens, wie 3. B. eine gerichtliche, um 
über Schuld oder Unfchuld einen Ausſpruch zu thun; 
jo konnten die übrigen Staaten in der bloßen Thatjache 
der Entlafjung ſchon den genügenden Beweis finden, 
daß der Profefjor, welchen dieſelbe betroffen, auch für 
fie nicht tauge. Es wäre aber ein vergeblicher Verfuch, 
auf die Bewirfung einer ſolchen Uebereinftimmung in 
den Grundjäßen ausgehen zu wollen. 

Das Fönnte man jedody mit großem Nuben unter Den 
deutjchen Staaten ausmachen, daß wenn ein Brofeflor 
wider feinen Willen entlaffen worden ift, die betreffende 
Regierung von den Umftänden, welche dieſe Maßregel 
herbeigeführt haben, den übrigen altenmäßige Kunde 
gebe. Da Feine derjelben einen Mann wieder anftellen 
wird, deſſen Unbrauchbarkeit oder Schädlichfeit aus der 
aktenmäßigen Mittheilung fie kennen lernt, jo wird der 
Zweck, der ein gemeinfamer ift, in der That erreicht, 
und dagegen jehen ſich Die andern Staaten nicht durch 
einen Vertrag gebunden, wenn eine Willfür oder gar 
Ungerechtigkeit im Spiele ift, felbige zu theilen. 


b) Das werben alle Staaten für nüglich anerkennen, Daß 


c) 


fein Studirender auf einer Univerfität angenommen 
werde, der nicht, wen er von Haufe fommt, angemeßene 
Zeugniße von den Schulvorftehern und der Ort3obrig- 
feit, kommt er aber von einer andern Univerfität, ein 
Sitten- und Abgangs-Zeugniß mitbrächte. Dabei Eönnte 
man den von Weimar gemachten Vorſchlag berüd- 
fichtigen, Daß fein Studirender, der im Laufe eines 
Semefterd eine Univerfität verläßt, auf einer andern 
angenommen werde, 

Die materiellen Grundfäße der akademiſchen Disciplin 
haben ſich auf den Deutjchen Univerfitäten jo ziemlich 
übereinftimmend gebildet; man könnte Die Weberein- 
flimmung noch mehr ausdehnen, und bejonders 
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die tnmultuarifchen Auflehnungen gegen die Obrigkeit, 

die geheimen Verbindungen, 

das Duell, 

die Verrufserflärungen, 
in der Art darunter begreifen, daß man Dabei Grenzen 
aufftelt und trennt, was nad) den über dergleichen Ver- 
gehen vorhandenen gemeinen Strafgejeßen zu beurtbeilen, 
und dem gewöhnlichen Richter zu überweijen if. Da⸗ 
gegen herricht eine große Verjchiedenheit in der Form 
und Ausübung der Gerichtöbarkeit. Viele Univerfitäten 
fennen noch einen ganz eigenen Gerichtsftand für Pro- 
fejjoren und Studirende, und dieß mag nicht wenig 
dazu beitragen, daß Die legtern ſich als einen eigenen 
Stand in der bürgerlichen Gejellichaft anjehen. Auf 
unferen Univerfitäten hat meines Willens überall der 
eigene Gerichtsftand für Profefloren gänzlich aufgehört, 
und bei Studirenden dauert er nur für die eigentlichen 
Disciplinar-Sachen, welche feine höhere Strafe als 
Relegation oder 14tägige Garzerftrafe trifft, noch fort. 
Es wird nützlich fein, in allen deutſchen Staaten die 
akademiſche Surisdiction auf bloße Disciplinar-Sachen 
zu beichränfen, und im Uebrigen aufzuheben. 

d) Seheime Verbindungen unter den Studirenden find ſchon 
überall verboten, und die neue Vereinigung unter den 
deutjchen Staaten kann nur dahin gehen, ftrenge auf 
die Ausführung dieſes Verbot zu halten. 

e) Wird von einer Univerfität eine Strafe gegen einen ihrer 
Gerichtsbarkeit unterworfenen Studirenden erkannt, außer 
der Relegation, wovon ich noch befonders reden werde, 
jo hat eine Vereinigung darüber gar Fein Bedenken, daß 
diejelbe, auf ergebende Requifition, in jeder andern 
Univerfität, wohin der Studirende fich begeben, vollftredt 
werden. Dieß ift jedoch nur dann der Fall, wenn Die 
Berurtbeilung rein auf Disciplinar-Vergehben ſich be- 
ſchränkt. Bezieht fie fi) auf gemeine Vergehen, was 

Zweiter Theil. A 
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gegenwärtig, jo lange der völlig eximirte Gerichtäftand 
der Studirenden für alle Angelegenheiten anf manchen 
Univerfitäten noch befteht, öfters der Kal fein kann, fo 
ftößt es wider den fonft unter den deutjchen Etaaten 
hergebrachten Grundſatz, vermöge deſſen fie Bedenken 
tragen, Straferfenntniffe, die in fremden Ländern wider 
ihre Untertanen ergangen find, bei deren Rüdfehr ohne 
Unterfchied des Vergehens geradezu in Vollzug zu Jeßen. 
Die ganze Schwierigfeit hiebei wird gehoben, wenn man 
allgemein die afademijche Gerichtsbarkeit auf Disciplinar: 
Sadyen einjchränft. 

Es iſt Schon der Vorſchlag gemacht worden, wenn ein 
Studirender von einer Univerjität mit dem consilium 
abeundi oder mit der Relegation beftraft worden fei, ihn 
auf Feiner andern wieder anzunehmen. Ob man ſchon 
dem consilium abeundi dieſe ausgedehnte Wirkung geben 
ſoll, würde Jon deßhalb eine nähere Erwägung ver: 
dienen, weil in dem consilium der Regel nach nicht eine 
völlige Unwürdigfeit zum afademifchen Leben, und ein 
Verluſt des akademifchen Bürgerrecht? überhaupt aus: 
gejprochen, jondern nur die Wirfung erreicht werden 
jol, daß der damit Beftrafte nicht in der Gemeinjchaft 
der bisherigen Univerfität und an dem Orte derſelben 
bleiben darf. Eine weitere Folge gab man bisher überall 
der eigentlichen Relegation, und in Beziehung auf fie 
beitanden ſchon zwifchen einzelnen Univerfitäten Cartels, 
vermöge deren Die von einer Univerfität relegirten auf | 
der andern nicht zugelaffen wurden. Was hier Gegen: 
ftand einzelner Garteld war, könnte man zu einem alle 
gemeinen Abkommen zwifchen den deutſchen Staaten 
erheben. Wenn aber nım ein Nelegirter überall zurüd- 
gewiejen wird, jo muß er das Studiren ganz aufgeben, 
und eine andere Laufbahn ergreifen. Sol Reue und 
Beßerung ihm die Nüdfehr zum Studiren nie wieder 
öffnen können? Soll feine Vertretung durch Eltern’ oter 
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Vormünder oder durch andere Bürgen ſeiner Beſſerung 
zugelaſſen werden? Hier ſcheint eine Modification nöthig. 
Regel bleibt, ein Relegirter iſt von allen deutſchen 
Univerſitäten ausgeſchloſſen. Kann er aber Vertrauen 
auf ſeine Beſſerung erwerben und wendet ſich mit vor: 
theilhaften Zeugniffen an feine eigne Negierung, fo ift 
es dieſer unverwehrt, ihm eine Univerfität anzuweiſen, 
wo er unter der von ihr nöthig befundenen bejonderen 
Auflicht ſeine Studien fortſetzeu kann. Es kann dieß 
eine eigne Univerſität der Regierung, oder auch eine 
fremde ſein; im letztern Fall muß aber auch die fremde 
Regierung ihre Zuſtimmung in die Aufnahme geben. 
Erſt auf den Grund einer Autoriſation einer oder der 
beiden Regierungen wird man den akademiſchen Behörden 
erlauben können, Relegirte bei ſich zuzulaſſen. 

g) Es wäre gut, wenn auf allen Univerfitäten Abgangs- 
Prüfungen eingeführt, und ohne ein Zeugniß, daß 
und wie er daſſelbe beftanden, Fein Studirender zur 
Vorbereitung oder zum Antritt eines Staatsdienftes 
zugelafjen würde. Dur diefe Einrichtung legt man 
allgemein, wie ſchon oben in Webereinftunmung mit Der 
Anſicht Ew. Excellenz bemerkt ift, den Univerfitäten 
mehr Einfluß auf eine Ermunterung der GStudirenden 
zum Fleiß bei, und befördert das Anfeben der Pro- 
feloren, Die e8 wieder zum Beften der Disciplin geltend 
machen können. 

Dieß wären wohl die wichtigſten Gegenſtände, worüber Die 
am Bundestage bereit3 niedergejeßte Sommilfion für das deutjche 
Univerfitätöwejen fich berathen und Vorſchläge zu einem allge: 
meinen Abkommen machen Eönnte. | 

Indem ih) Ew. Excellenz die in Diefem meinen Schreiben 
enthaltenen Bemerkungen zur näheren gefälligen Prüfung über: 
gebe, flelle idy ganz ergebenft anheim, um weiter feine Zeit zu 
verlieren, da die Arbeiten der Commiſſion in Frankfurt von 
mehreren Höfen jehr betrieben werden, die Angelegenheit nunmehr 
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Baldinöglichit zu einer entfcheidenden Beratung an das Tönigl. 
Staat3-Minifterium zu bringen. 
Berlin, den 10. Suli 1819. 


v. Bernftorff. 


Während der Verhandlungen zwilchen Defterreich und Preußen 
hatte nun die Commiſſion der Bundes-Verſammlung ihre Arbeiten 
joweit vollendet, daß fie Bericht erftatten Fonnte. Ihr Auftrag 
war dahin gerichtet gewesen: 


Dasjenige, was in Betreff der nöthigen Verbefferung Des 
Univerfitätswefens theils mündlih oder Tchriftlichen 
Heußerungen der einzelnen Mitglieder der Commilfion 
vorgefommen war, theild aus den mitgetheilten Geſetzen 
und Verordnungen über dieſen Gegenftand gejchöpft werden 
fönne, zulammen zu ftellen und hieraus einen Entwurf zu 
fertigen *), der zur Grundlage fernerer Discuffion dienen 
jolle, 


Die einzeln gemachten fchriftlichen Anträge fanden fich infonderheit 


1. 


2. 


in der Faiferlichsöfterreichifchen, der Commiſſion mitgetheilten 
Inſtruction (ſ. o.); 

in einem von Hannover ſchon zu Ende des vorigen Jahres 
(1818) gemachten Antrage über ſpecielle Punkte der Disciplin, 
welche, als zu einer gegenſeitigen Vereinbarung zwiſchen 
den Bundesgliedern, ‘Die Univerfitäten beſaßen, geeignet 
angejehen würden; 


. in einigen von Sachſen-Weimar, theild zum Protocol der 


Bundesverfammlung gegebenen VBorfchlägen, theild durch 
feinen Bevollmächtigten in einer vertraulichen Unterretung 
vorgelegten PBunftation; 


‚ in einem von dem württembergifchen Gejandten der Com— 


mijfion mitgeteilten Aufjaße jeined Hofes; 


*) Zur vertraulichen Eigung (geheimen Eonferenz) am 27. Auguft 1819. 
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5. in einem noch in der lebten Commiſſions-⸗Sitzung von dem 
baieriſchen Geſandten mitgetheilten umfaſſenden Auffaße; 
6. in einem von dem badiſchen Geſandten in derſelben 
Sizzung mitgetheilten Vortrag über den damaligen Zuftand 

der deutſchen Univerfitäten. 
Mitgetheilt waren ferner die akademiſchen Geſetze der Uni⸗ 
verfität Landshut (welche zugleich für Würzburg und Erlangen 


galten), Göttingen, Heidelberg und Freiburg, Marburg und 
: Kiel; und Die preußifchen Verordnungen der neueren Beit, nebft 


» 


den Statuten, doc) nicht den afademifchen Gefegen für Berlin. 

In mehreren der genannten fchriftlichen Auffäße, fowie in den 
mündl. Aeußerungen einzelner&ommiffiong-Mitglieder,war anerkannt 
worden, Daß zur Errichtung des vorliegenden Hauptzweckes nicht 
blos auf die Univerfitäten, jondern nothwendig allgemein auf die 
Verbejferung des Schulwejens überhaupt und um jo mehr 
Rüdficht zunehmen fei, als die Mängel, welche fich bei 
Schulen, injfonderheit beidenen, aud welchen unmittelbar 
zu denliniverjitäten übergegangen werde, geäußert, noth- 
wendig nadtheilig auch) auf dieſe zurüdwirten müßten, 
In dieſer Hinficht war von Einigen der Vorfchlag gemacht, un⸗ 
bejchadet der Souverainetätsrechte eines jeden einzelnen Staates, 
fih dahin zu vereinbaren, Daß derjenige, welder in einem 
deutſchen Bundesftaate, wegen Verleitung der Jugend 
durch unbefugte Einmifhung in politifche, ihrem Beruf 
fremde Verhältniſſe, durch Uebertriebenheit der Mei: 
nungen oder durch Myſticismus, in Reden, Schreiben 
oder Handeln ſchädlich auf Die Erziehung der Jugend 
wirfe, von dem Erziehungsamte, es jei Durdy Urtheil 
und Recht, oder disciplinarifch entfernt worden, in 
feinem andern Bundesitaate zum Lehramte zugelafjen 
werden jolle*). 

Allein die Meinung Preußens fiegte; von Martens als 
Berichterftatter ſchloß fich ihr an und gab zu bebenfen, „Daß bie 


*) Das war gefchehen von Defterreich, Hannover, Baden, Baiern. 
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gewiß höchſt wichtige Berüdfichtigung der Verbeilerung des Schul 
wejens im allgemeinen die Grenzen tiberfchreite, welche feinem 
nur auf Univerfitäten bejchränften Auftrage gejebt worden, auch 
wenn darüber Vereinbarungen zu treffen wären, jelbige ſich über 
ganz Deutjchland erftreden und nicht blos auf Diejenigen Staaten 
bejchränten müßten, welche Univerfitäten beſitzen; deßhalb müßte 
man bei den Univerfitäten allein flehen bleiben”. 

Mit jpecieller Rüdficht auf dieſe, war Die Commiſſion der 
Meinung, daß das bloße Bemühen zu gemeinſamer Verbeſſerung 
mancher Mängel in Beziehung auf die Studirenden, für ſich allein 
nicht zu Grreihung des gewünfchten Zweckes Hinreichen Tönne, 
wenn nicht ganz vorzüglich auch dahin gearbeitet werde, auch Die 
Lehrer der Univerfitäten in diejenigen Schranken zu halten, oder 
zurüd zu rufen, welche ihre Berufspflicht ihnen anweije, und Daß 
eine Berleitung der ihrem Unterricht anvertrauten Sünglinge zu 
Grundiägen oder Abwegen, weldye der bürgerlichen Ordnung, 
der beftehenden Verfaffung, oder überhaupt der Moralität entgegen 
jeien, um fo nachdrücklicher wider fie zu ahnden fei, als in Den 
dadurch veranlaßten Exceſſen, die Lehrer ald die Verführer, bie 
Sünglinge aber oft nur als Verführte erjchienen. 

Eben jo allgemein wurde von Allen anerkannt, daß bei Er- 
greifung ſolcher Mittel keineswegs die Abficht jet, eine vernünftige 
Zehrfreiheit zu hemmen, oder das, was das Erziehungswejen der 
deutjchen Univerfitäten ausmacht, anzugreifen, die hohen Schulen 
den mindern gleich zu ftellen, und die Studirenden den nl 
fnaben gleich zu behandeln. 

Wenn in einem oder dem andern Staate man es für noth- 
wendig fände, jelbft den Plan der Studien den Studirenden 
nicht zu ihrer freien Willfür anheim zu ftellen, fondern auch dabei, 
mindeftens in Anfehung der Landeskinder, Vorjchriften eintreten 
zu lafjen, wie died von Baiern angeführt worden; jo jcheine 
dieſes dem Gutbefinden eines jeden Staates überlaffen bleiben zu 
müfjen, und fein Gegenftand einer allgemeinen Vereinbarung 
werden zu können. „Allein wie liberal auch die Gefinnungen 
hierüber jein mögen, wie hoch auch Die Vortheile einer großen 
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Freiheit des Lehrens und Lernens angeſchlagen worden, ſo wird 
Niemand im Ernſt behaupten, daß dieſe auf eine nachtheilige 
Weiſe beſchränkt würde, wenn den Lehrern nicht nachgelaſſen 
bleibt, Theorien aufzuſtellen, welche der Ruhe der Staaten, der 
Moralität der Individuen Gefahr drohen, und dahin gerichtet 
find, Die erſt zu belehrenden Sünglinge ſchon zu Richtern von 
beitehenden Verfafjungen und von Regierungsmaßregeln zu machen, 
die fie, und ſelbſt oft ihre Lehrer, im Zufammenhange zu über: 
jeben nicht vermögen”. 

Die Commiſſion Schloß ſich nun troß des Widerftrebeng Preußens 
dem Vorſchlage Defterreichs an und aͤußerte: „Se ſchwerer eg aber 
fei, hier Durchgreifende Maßregeln vorzujchlagen, defto mehr jcheine 
aud) Der oben bei den Schulen überhaupt erwähnte Vorfchlag ge- 
würdiget werden zu müſſen, daß die Staaten, welche Univerfitäten 
befigen, ſich verbinden, keinen ald Lehrer bei ſich anzuftellen, Der in 
einem andern Bundesflaat wegen Mißbrauch der Lehrfreiheit von 
feinem Lehramt entjeßt worden, e3 jei Died nach förmlidyer Untere 
fuhung, durch Urtheil und Recht, oder als eine Disciplinar- 
Maßregel gejchehen, worauf auch in dem — und badiſchen 
Aufſatze angetragen werde. 

Es ſcheine nicht zu viel verlangt, daß die Staaten hierin 
einander den Beweis ihres Zutrauens geben, daß keiner derſelben 
ohne hinreichenden Grund eine ſolche Entſetzung vornehmen werde. 
Es ließe ſich aber nicht verkennen, daß dieſer Antrag den ge⸗ 
doppelten Vortheil gewähren würde, eines Theils die Beweg— 
gründe zu vermehren, ſich keine Entſetzung zuzuziehen, andern 
Theils aber die weitere Ausbreitung des aus einem ſolchen 
Mißbrauch der Lehrfreiheit entſteheuden Uebels auf andere Länder 
zu verhindern. 

Dieſer Antrag müßte, um wirkſam zu ſein, allgemein von 
allen Staaten, die Univerſitaͤten beſitzen, angenommen werden; 
wenn ihn nur Einige annähmen, ſo würden, bei dem Anhange, 
den Lehrer dieſer Art ſich leicht bei der Jugend erwerben, manche 
ihrer Schüler ihnen nachziehen. 

Was ſodann die in Rückſicht der Studirenden zu verab- 
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redenden Maßregeln anbetreffe, jo erhellte jchon aus den gemachten 
Anträgen, wie wenig man den Unterſchied aus den Augen ver- 


Ioren babe, der zwilchen ſolchen Puncten zu machen, für weldye 
eine Vereinbarung möglich und nothwenbig fei, und zwildhen 
iolchen, wobei e8 zwar wünjchenswerth fein Fönne, daß man ſich 


über gleiche Grundſätze einverftehe, Die Ausführung derjelben 
aber dem Ermeſſen eines jeden Staates überlafien fein müſſe. 


Im Allgemeinen fchienen hierbei vier Hauptgegenftände in 


Betracht zu kommen: 
1. die Bedingungen der Aufnahne der Studirenden; 


2, die Feltlfebung der Strafen für Vergehungen, die fie ſich 


zur Schuld Tommen laſſen; 


3. Die Ausdehnung der Wirkung diejer Strafen auf anbern | 


Univerfitäten und Ländern; 

4. die Ausübung der Disciplin und Gerichtöbarkeit. 

In Anfehung des erften Punctes könne nirgend gezweifelt 
werden, daß eine zwedimäßige Vorficht bei Aufnahme der Stubi- 
renden von der größeften Wichtigkeit für das Inſtitut und bie 
Disciplin jei, um theils zu verhindern, daß nicht Subjecte, welche 
für die Univerfität nicht reif feien, auch nicht joldhe, die durch 
ihr anderswo beobachtete Benehmen ſich dieſer Aufnahme für 
jebt oder auf immer unwürdig gemacht hätten, das akademiſche 
Bürgerredht gewännen; da die Erfahrung lehre, daß beide 
Öattungen von Sünglingen der afademifchen Disciplin am nad} 
theiligften zu jein pflegten”. 

Eine Beflimmung über ein beftimmtes Alter, unter welchem 
ein Studirender nit als akademiſcher Bürger aufgenommen 
werden Tönne, wurde von der Maforität nicht für zwedimäßig 
gefunden, 

Dagegen kam man in der Commiſſion dahin überein, daß 
alle Staaten des Bundes, welche Univerfiläten befäßen, verabreden 
möchten, durchaus keinen Unterthan eines deutſchen Bundes: 
ſtaates eher zu immatriculiven, ehe er ein Zeugniß, wo nicht von 
jeiner Obrigkeit, Doc von der Schule oder der Univerfität, die 
er zulegt bejucht habe, beibringe, welches zur Erwartung berechtige, 
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daß er ohne Nachteil der Univerfität aufgenommen werben koͤnne. 
Der hierbei von Baden gemachte Vorſchlag, dieſe Zeugniſſe fo 
lange zurüd zu behalten, bi8 der Studirende die Univerfität 
verlaffe, wurde als zweckmaͤßig anerkannt, weil das zu leichtfinnige 
Berlaffen der Univerfität, während Des Semefterd, demjenigen, 
der auf einer andern Univerfität ohne Zeugniffe nicht anfommen 
fönne, in etwas erſchwere. Die bin und wieder eingeführte 
Sitte: denjenigen, der ohne Teflimonia ankomme, proviforiich zu 
immatriculiven, unter der Verwarnung, Daß er auf das erfte 
geringere Verſehen werde fortgefandt werden, wurbe nicht hin⸗ 
reichend anerkannt, weil e8 einem unwürdigen Subjecte dadurch 
viel leichter werde, jeine Bejchaffenheit zu verbergen, und felbft 
unter einem erbichteten Namen aufzutreten, und weil dann oft 
jeine Entfernung Doch erft erfolge, wenn jchon bedeutende und 
andere mitwirfende Vergehungen vorgefallen feien. 

Einen Nebenvortheil dieſer Strenge fah die Commiſſion darin, 
daß der Studirende feine Aufnahme in die Matridel als eine 
Wohlthat anjähe, ftatt daß er jebt nur zu oft glaube, daß er fi 
eine Matridel für die bloßen Snferiptions-Gelder kaufen Eönne, 
und der Prorector, der Antheil an den Snjeriptiond-Geldern zu 
baben pflege, ihm wohl noch Dafür Dank willen müßte, daß 
er die Univerfität beziehe. 

Der von Weimar gemachte Vorfchlag, überall Studirende 
nur zu feftgejeßten Terminen, Furz vor und nach Ende des Se- 
mefter8 zu immatriculiren, hielt man weniger zu allgemeiner Ber: 
abredung, als zu eigener Berüdjichtigung eines jeden Staates 
geeigenjchaftet, mindeſtens aber auf Ausländer nicht anwendbar. 

Auch den von Weimar gemachten Vorjchlag, außer den Zeug- 
niffen noch Die Beibringung von Päſſen mit Signalements zu 
begehren, wollte man jedem Staate überlaflen. 

Die beftehenden akademiſchen Gejebe über Aufruhr, Duelle, 
geheime Gejelichaften, Auszüge in Mafje, Verrufserflärungen 
fand man im Allgemeinen hinreichend, Nur darin fand man 
ſchon feit langer Zeit einen fühlbaren Mangel, daß, weil Ver- 
gehungen wider dieſe Geſetze mehrentheild nur ald wider eine 
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beitimmte Univerfität begangen beurtheilt wurden, der Thäter fich 
durch die Flucht der Strafe entziehen könne, und die in ſolchen 
Fällen üblihen Relegationen in contumaclam mehrentheild von 
geringer Wirkung feien, und, je häufiger fie würden, deſto er: 
folglofer fein müßten, jo daß deren ungeachtet der Entflohene 
auf einer andern Univerfität fein Ziel fortjege und ftraflos bleibe. 

Da dieſe Verfahrungsweife nothwendig das Anfehen der 
Geſetze einer jeden Univerfität untergraben müffe, und auf die 
Leichtigkeit des Entichlulfes, mitten im Laufe der Borlefungen 
eine Univerfität einzeln oder haufenweije zu verlaſſen, nachtheilig 
einwirfe, jo hätten ſchon feit längerer Zeit mehrere Univer- 
jitäten unter einander ein Gartell gefchloffen, daß Die auf einer 
Univerfität Nelegirten, auf gejchehene Anzeige, von einer andern 
nicht aufgenommen werden jollten; wie Died von Baiern ange— 
führt und auch von Göttingen und mehreren andern Univerfitäten 
befannt ſei. 

Die zur Abftellung dieſes Uebels abgejchloffenen Gartelle 
einzelner Univerfitäten hätten aber um deßwillen den beabfichtigten 
Zwed nur unvolllommen erfüllt, weil eines Theil! fie nicht unter 
allen deutjchen Univerſitaͤten befländen, andern Theild manche 
derſelben nur auf den feltneren Fall öffentlicher Relegationen 
bejchränft, oder doch nur auf Diefe gedeutet, und dann auf ein: 
fache Relegationen oder consilia abeundi nicht erftredt würden. 

Sie hätten au, weder auf das ſchaarenweiſe Auswandern 
von einer Univerfität mitten im Laufe der Vorlefungen, nody auf 
den vormald unerhörten neuern Verſuch, ganze Univerfitäten in 
Berruf zu erklären, eine unmittelbare Anwendung; und wenn gleid, 
auch für dieſe Fälle von einzelnen Univerfitäten angeführt werde, 
daß fie Flüchtlinge der Art bei ih ohne Zeugniß nicht aufge: 
nommen hätten, wie dies, bei Gelegenheiten der leßteren Unord⸗ 
nungen in Göttingen, Baiern nachgewiefen und aud) Sjena be 
hauptet habe, jo wäre doch dieſes bisher weder allgemein feflge 
jeßt, noch auch jo firenge beobachtet, daß Dies auf den leichtſin⸗ 
nigen Entjcehluß, mitten im Laufe der Vorlefungen eine andere 
Univerfität zu erwählen, hätte genug einwirken Tönnen. 
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Bon dieſen Geſichtspuncten war insbefondere Hannover bei 
den Anträgen ausgegangen, weldye es den übrigen Staaten, bie 
Univerfitäten befaßen, vorgelegt hatte. Die Commiſſion hatte fie 
me Grundlage ihrer Discuffion genommen. Dieſe waren in der 
Hauptſache dahin gerichtet: 

1. Kein Stubirender, der in Folge eirer tumultuarifchen 
Bewegung, einer Auflehnung gegen die obrigfeitlichen 
Behörden, oder eines Auszugs im Lauf eined Semefterg, 
mit Unterbrechung feiner Studien eine Univerfität verlaffe, 
fönne und dürfe fofort und vor Ablauf des Semeſters 
auf einer andern Univerfität aufgenommen und zugelaffen 
werben. 

2. Diejenigen, welche von einer Univerfität als die Urheber, 
Hauptanführer und vorzüglichen Theilnehmer und Beför- 
derer von Unruhen und Auflehungen bezeichnet und den 
verbündeten Univerfitäten genannt werden, Tönnen, den 
Umftänden nah, auf denfelben gar nicht, oder nur erft 
nach Verlauf einer gewillen Zeit oder nach ausgeftandener 
Strafe aufgenommen werben. 

3. Alle Handlungen, welche auf einer Univerfität, ald Folge 
eines gegen irgend eine beftimmte Univerfität, von denen, 
die fi) in dem Verbande befänden, gefaßten Beſchluſſes 
oder einer jogenannten Verrufs-Crklärung vorgenommen 
werden, müſſen ftreng verboten und mit harten Strafen, 
über deren Beltimmung man fich allenfalld auch vereinigen 
fönnte, verpönt werden, und Diejenigen, welche von einer 
Univerfität wegen einer ſolchen Handlung weggewiejen 
werden, jeien gleich den Urhebern von Auflehnungen auf 
den andern Univerfitäten, entweder gar nicht, oder erft 
nach Verlauf einiger Zeit aufzunehmen, 

Hier fiegte abermals die preußische Anficht, weldye der Bun: 
desperfammlung die fortwährenden unmittelbaren Ein- 
griffe in die innere Gejebgebung der Staaten nicht zugeben 
wollte. Die Commiſſion kam einftimmig zu dem Beſchluſſe, daß 
eine Verabredung über Diefe Puncte, wenn fie auch allgemein 
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wäre und Mittel gefunden würden, um deren ftrenge Vollziehung 
zu fichern, für ſich allein nicht binreiche, um Dem Unweſen zu 
fteuern, deſſen Abftellung das gemeinjame Sinterefje aller deut⸗ 
ſchen Univerfitäten und ſelbſt aller deutichen Länder ſei; und 
daß es vielmehr hauptjächlich Darauf anfomme, Die firengere Boll 
ziehung der auf jeder Univerfität beftehenden oder noch zu gebenden 
Geſetze durch eine verbeilerte Verwaltung der akademiſchen Dis- 
eiplin und Polizei zu bewirken, ohne dadurch weder den Subor= 
bdinationgrechten eines jeden einzelnen Staates zu nahe zu treten, 
noch auch in einen hiervon gänzlich getrennten Punct 
der wiſſenſchaftlichen Verwaltung der Univerfitäten 
einzugeben, welcher nothwendig dem Ermeſſen eines 
jeden Landes allein überlafjen werden müjfe. 

Der Vorſchlag, welcher auf Abjchließung eines förmlidhen 
Vertrags über eine in allen Stüden gleichförmige Verwaltung 
der afademifchen Disciplin gerichtet war, fiel. Dagegen aber 
wollte man eine Vereinbarung über die Hauptgrundfäße, von 
welchen ein jeder Staat dabei auszugehen habe, vorjchlagen. 
Allein auch dieſe wurde wieder weſentlich bejchränft, daß Die 
Ausführung derfelben alddann dem Ermeſſen jedes einzelnen 
Staate® mit Berüdjihtigung der Localitäten überlaffen 
werden ſollte. Als eriter Grundfag und gewillermaßen als ber 
Standpunct, von weldhem man Dabei auszugeben habe, wurde 
der in dem württembergifchen Aufſatze „jehr gründlich motivirte”, 
aber auch in vielen akademiſchen Geſetzen ſchon ausgebrüdte, 
Satz aufgeftellt: 

die fiudirende Jugend bildet feinen befondern Stand; Die 
Univerfität ift eine unter der Aufficht des Staates fiehende 
Öffentliche LXehr- und Erziehungsanftalt 
und dieſe ift, wie in dem badiſchen Aufſatze gefagt war, „als eine 
Pflanzjchule höherer, fittlicher und wiſſenſchaftlicher Bildung, als 
eine Vorbereitungs-Anftalt zur practiichen Ausbildung von tüch⸗ 
tigen Staatöbürgern und Staatödienern anzuſehen“. 

Daraus folgerte nun Die Commiſſion als ſich von jelbft 

ichon verftehend, daß die Studirenden, als folche, Tein Recht 
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hätten, bejondere Privilegien, fei e8 in Anfehung der Ausnbung 
der Gerichtsbarkeit oder Polizei über fie in Anfpruch zu nehmen, 
und fie, wie ein jeder andere befländige oder temporäre Unter: 
than, ſowohl den allgemeinen Landesgeſetzen, als den beſonders 
für fie gegebenen, fich zu unterwerfen jchuldig jeien, welches auch 
in den meiften akademiſchen Gejegen und Statuten, insbeſondere 
z. B. in den baieriſchen und preußifchen ausgedrüdt wäre, hängt 
es von dem Ermeſſen eines jeden Staated ab, an welche Bedin- 
gungen er Die Theilnahme an diefe Erziehungsanftalt binden wolle. 
Eine völlige Gleichförmigfeit in den afademilchen Gefeßen, 
oder in der Art der Vollziehbung berjelben und in der Form der 
Ausübung der Juſtiz- und Polizeipflege für alle deutſche Univer- 
fitäten, hielt man weder erreichbar noch erforderlich; aber als 
wünſchenswerth zur Vereinigung ſchlug die Commiſſion vor, die 
Hanptzüge feitzuftellen 
1. über die Art der Beftrafung derjenigen Vergehungen, 
welche bei Studirenden am meiften vorkommen; 
2, über die Wirkung, welche dieſe Strafen auch außerhalb 
der Grenze einer Univerfität hätten; vorzüglich aber 
3, über Das wejentlichite in der Form der Juſtiz⸗ und Polizei- 
Verwaltung. 
Zu den vorzüglich bei Studirenden vorkommenden Berge 
hungen zählte fie: 
a) gewaltjame und wohl gar tumultarifcye Auflehnung gegen 
die vorgejeßte Obrigfeit; 
b) geheime Verbindungen; 
c) Duelle; 
d) Berrufs- Erklärungen gegen Individuen und wohl gar, 
nach dem Beiſpiel neuerer Zeiten, gegen ganze Univerfitäten. 
Die Strafen über Diefe Vergehungen fand die Kommilfton 
in den akademiſchen Geſetzen jo ſcharf und in manchen Stüden 
10 gleich oder ähnlich beftimmt, daß es weder einer Schärfung 
berjelben, noch einer gemeinfamen Verabredung über das Maß 
der Strafe bebürfe, fondern daß es nur vorzüglih Darauf an- 
Tomme, theild wie die Vollſtreckung Diefer Geſetze beſſer zu 





6? 


bewirken, theild wie dem Gewicht der Strafen dadurch zugeſetzt 
werde, daß diejenigen, welche ſich der verwirften Strafe durch 
ihre Entfernung zu entziehen juchten, auf keiner andern Univerfität 
aufgenommen würden, bis fie, jo weit Dies die Umftände geſtatten, 
dieſe Strafe abgehalten hätten, jo daß fich hierin die ſammtlichen 
deutjchen Univerfitäten, obwohl in verfchiedenen Staaten gelegert, 
fo als ein Ganzes anſehen müßten, etwa jo, wie dieſes mit 
mehreren in einem und Demjelben Lande gelegenen der Fall fein würde. 

Hierbei wurde nun aber eine lange Discuffion über Die Aus— 

fuͤhrbarkeit des Grundſatzes veranlaßt, wobei man fid) die man— 
cherlei Schwierigfeiten nicht verhehlen Eonnte, v. Martens ftellt 
fie zufammen: Die Ausführbarfeit jeßt folgende Vorbedingungen 
voraus: 

41. Als wefentlihe Bedingung, daß auf den ver— 
ſchiedenen Univerjitäten die Disciplin auf eine 
im wejentlihen gleihförmige und Vertrauen 
verdienende Weiſe ausgeübt werde, weil es jonft 
einem Staate nicht zugemuthet werden könnte, 
ein Erfeuntniß zu vollziehen, wider defjen Lega— 
lität er Mißtrauen bat. 

2. Nur von Disciplinar-Strafen könne die Nede fein, weil 
bei Griminalfällen Die allgemeinen Grundjäge des Rechts 
verwendbar fein und hinreichen würden. 

3. Da, wo ein Unterjchied in der Geſetzgebung ill, werde in 
Anjehung des Maßes der Strafe, nad) denjelben Grund⸗ 
jäßen verfahren werden müſſen, welche bei delictis, Die 
in foro deprehensionis beftraft würden, ftatt finde. 

4. Der Fall eines, auf einer Univerfität ſchon ausgefprochenen, 
aber unvollzogen gebliebenen Erfenntniffes werde von dem 
einer angefangenen, aber nod) nicht Durch ein Urtheil 
beendigten Unterfuhung unterjchieden werben müſſen. 

5. Wie dieſes nothwendig aud) eine erfolgte Requifition vors 
auszujegen ſcheine, }o verftehe fich von jelbft, Daß Dabei 
mindeftend beglaubigte Auszüge der Unterfuchungs-Acten 
beigefügt werden müßten. 
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6. Daher dürfte bei Garcerftrafen nur auf ſolche Rüdficht 
zu nehmen fein, deren Dauer nicht unter acht Tage be- 
ſtimmt jet, vielleicht aber auch überall dieſe Execution im 
Auslande nicht auf alle Strafen, ſondern nur auf diejenigen 
erfiredt werden, welche wegen öffentlicher Rubeftörungen, 
Duelle, oder geheimer Verbindungen verhängt würden 
(fur; wegen derer, wo, nad) dem unten gemadhten Vor: 
Ichlage, die Unterfuchung und Beftrafung nicht blos von 
dem afademischen Senate, jondern andern Behörden an: 
vertraut werde). 

7. Das Wichtigfte dürfte aber allemal dieſes bleiben, Daß, 
auf die oben angezeigte Weile, Diejenigen, welche wegen 
tumultuarifcher Auftritte, Duelle, oder wegen Antheil an 
geheimen Verbindungen, von einer Univerjität weggewiejen 
worden, auf einer andern gar nicht, oder mindeftens nicht 
vor Ablauf des halben Jahrs, angenommen würden, 

8. Daß Verrufg-Erklärungen, als eine alle Univerfitäten be- 
leidigende Handlung, überall und ohne Unterjchied, wider 
welche Univerfität fie unternommen werden, an alle den- 
jenigen ſcharf geftraft werde, welche ſich derſelben jchuldig 
machen, oder in Folge derjelben andere beleidigen. 

ALS das Weſentlichſte aber, was ſowohl zu firenger Vollzie- 
hung der vorhandenen Geſetze auf der Univerfität, für welche fie 


gegeben worden, ald auch zu Erreihung der Zwecke, welche Die 


Vereinbarung der Univerfitäten rathſam zu machen cheinen, er= 


forderlich fein dürfte, jehe die Commiſſion dieſes an, daß auf 
einer jeden Univerfität die Verwaltung der Disciplin zwar nicht 
völlig gleichförmig, aber Doch jo weit ähnlich eingerichtet werde, 
daß fie auf der Univerfität jelbft die Vollziehung der Geſetze 
fichere, und zugleich bei andern Univerfitäten Zutrauen erwecke. 

Daß Ddiefes nicht der Fall fein könne, jo lange, wie bisher 
auf den meiften Univerfitäten gejchah, die Verwaltung der Dis- 
ciplin, ſelbſt in wichtigen Fällen, der Leitung eines halbjährig 
oder jährig wechjelnden und nach den Facultäten folgenden 
Prorectors, allein anvertraut bleibe, fei bereit3 in mehreren 
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Staaten gefühlt und daher in einigen Univerfitäten bereit eine | 
abgeänderte Einrichtung getroffen, auch von den jämmtlichen 
Mitgliedern der Commiſſion jowohl, al8 den zugezogenen Ge: 
jandten anderer Höfe, welche Univerfitäten bejäßen, fo lebhaft 
anerkannt worden, daß es feiner näheren Entwidelung bedürfe, 
wie wenig fi) eine gleichförmige und mit gehöriger Strenge 
geübte Disciplin fortdauernd erwarten Tale, — jo lange dieſes 
Sefhäft in den Händen von Männern bleibe, die, wenn aud 
ihr perfönliches Intereſſe fie nicht zu einer übertriebenen Nachſicht 
verleiten ſollte, doch oft ſelbſt bei den ausgezeichnetften Kenntnifjen 
in ihrem Face dem Polizeigejhäfte fremd jeien, oft ungern fih 
in ihren gelehrten Gejchäften in jedem Augenblid durch Kleinig- 
feiten unterbrechen ließen, die nur in ihrem Zujammenhange als 
wichtig erjcheinen können, und denen oft ſchon um deswillen Der 
Muth fehle, ſich Unannehmlichkeiten auszujegen, weil ihr Einfluß 
von zu kurzer Dauer fei, um die guten Folgen ihrer Beharrlidh- 
feit zu erfahren, und fie die Ausficht hätten, das angefangene 
Werf von dem Nachfolger bald wieder zerftört zu jehen. Hier: 
bei gewähre e8 feine Beruhigung, daß in wichtigeren Fällen der 
Prorecor nicht allein, jondern mit Beihülfe des Senats zu han 
deln habe, da, anderer Gründe nicht zu erwähnen, befannt fei, 
wie dabei noch allemal das Hauptgericht in den Händen des 
Prorectors liege. 

Wenngleich nun die Commiſſion im Prineip einig war, jo 
blieben doch über die Art, wie eine zwedmäßige Verbeſſerung der 
akademischen Gerichtsbarfeit und Disciplin zu erreichen fei, Die 
Anfichten (wie die bisher hin und wieder ergriffenen Maßregeln) 
verſchieden. 

Auf einigen Univerſitäten waren bekanntlich ſchon eigene 
Univerſitaͤtsbeamten aufgeſtellt worden, denen die Handhabung 
der Polizei über Die Studirenden, unter der Aufſicht und Leitung 
des akademiſchen Senats, übertragen war, 3. B. in Heidelberg 
und Sena. Doc ſchien es der Commiſſion nicht, daß durch 
dieſes Ausfunftsmittel dem Uebel abgeholfen. und Die Exceſſe ver: 
mindert worden. 
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Died, und die Erwägung, daß die Gründe, welche früher 
dazu bewogen haben möchten, den Studirenden einen befreieten 
Gerihtsftand zu bewilligen, jet nicht, oder Doch nicht in eben 
dem Maße mehr vorhanden jeien, Hatte Baden zu dem Antrage 
veranlaßt: 

„die Studenten, jowohl in Civil-, Sriminal- ald Polizei- 
fachen, den im Staate dafür beftellten Behörden wieder 
unterzuordnen, Dabei aber in einem jeden Univerfitätsfiße 
für eine tüchtige, gut organifirte Polizeibehörde zu ſorgen“. 

Dagegen wurde württembergijcher Seit3 vorgefchlagen, Die 
Beurtheilung der Vergehen der Studirenden einer, aus der erften 
bürgerlichen Polizeibehörde und einigen von der Regierung un— 
mittelbar und bejonderd dazu auf unbeflinmte Zeit ernannten 
Profefforen gebildeten Commiſſion zu übertragen, — bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeiten der Studirenden aber auf die bisherige Art, und 


Criminalfaͤlle durch die ordentliche Obrigkeit aburtheilen zu lafjen *). 


Weiter fam in Antrag, zwar ein forum privilegiatum für 


die Univerfität und für die Studirenden in Juſtiz⸗ und Polizei— 


jachen beizubehalten, Ddiefes aber nur aus Perforten zu beſetzen, 
die nicht Profefloren und in Feiner unntittelbaren Berührung mit 
der Univerfität jeien **). 


*) In Baiern war damals auf den Univerfitäten die Handhabung der 


. Univerfitäts-Polizei einem eigenen Directorium übertragen, welches aus einem 


föniglihen Commiſſär, einigen Deputirten der hohen Schule und einigen Mit« 
gliedern des Stadtmagiftrats beftand, wozu nach Umftänden auch ein Abyeord- 
neter der MilitäreCommandantenfchaft beigezogen wurde. 

**) Kür die preußifchen Univerfitäten war durch die Verordnung von 


28. December 1810 zwar bie vorherige Univerlitäts-Gerichtsbarfeit aufgehoben, 
den Rectoren, Profefforen u. |. f. der Gerichtsitand der koͤniglichen Staats: 
beamten, den Studirenden ohne Unterjchied der Gerichtsftand der Eremten ans 


j 


gerniefen, der akademiſchen Obrigfeit gleichwohl die ansgedehnte Disciplin und 
Polizeigemalt in allen rein afademifchen und einigen andern, beſonders be= 
nannten Fällen beigelegt, wie fich dies noch näher in den Etatuten für die 
Univerfität zu Berlin 1816, Abfchnitt IV bezeichnet findet. 
Doch waren übrigens Profejjoren und Etudenten der ordentlichen Polizei, 
ganz in der Art, wie andere Bürger, unterworfen. 
Zweiter Theil. 5 
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Die Verſchiedenheit dieſer Anfichten und Verfügungen zeigte, 


wie ſchwer es fein werde, fich in Hinficht aller deutſchen Univer: 
fitäten gleichmäßig über die Art der Verwaltung der Juſtiz und 


Polizei zu vereinigen. Die Commiſſion jchlug vor, daß man 


fi) dahin vereinige, da, wo folches noch nicht gefchehen, Verord⸗ 
nungen zu erlaſſen, nach welchen die Unterſuchung und Beſtrafung 
aller mit Störung der öffentlichen Ruhe verbundenen Handlungen 
und alle Unterfuchungen und Beilrafungen von Duellen und 


geheimen Verbindungen einer andern Behörde als der des afa- 


demifchen Senats, allenfalls jedoch mit Zuziehung einiger Pro- 
fefjoren, anvertraut werden jollte, alle übrige aber dem Ermefjen 


eines jeden Staate3 anheim geftellt würde. 


Bon einigen Seiten wurde die Anficht aufgeftellt, ob, wenn 


es auch bedenklich fcheinen Fönnte, Die Immatriculirung dem 


Prorector zu entziehen, ed nicht rathjam fei, einzuführen, daß die 
Studirenden bei ihrer Ankunft fich zuerft bei der Polizeibehörbe 
zu melden und dieſer ihre Yeugniffe vorzuzeigen hätten und dann 


an den Prorector gewiefen würden. Se wichtiger in ihren Folgen 
die Aufnahme in Die Matridel jei, deſto rathſamer Tönnte es 
jcheinen, hierin eine Controlle zu haben, die nicht, wie der Pro: 
rector, an den Inſcriptions-Geldern Theil hätte. Diejenige 


Behörde, welche die wichtigeren Vergehen der Studirenven unter: 
juchen und beftrafen folle, habe ein Amts-Intereſſe, die Individuen 


fennen zu lernen und einer gejegwidrigen Aufnahme derfelben zu 


wibderjprechen. Dieſe Maßregel würde zwar auch umgekehrt und 


die Studirenden erft an den Prorector, dann an die Polizei ge 


wiejen werden können, allein Dabei wäre das Bedenken, daß 


dann die Immatriculirung voranginge, et turpius ejicitur quam 


non admittitur hospes. 


Eine Controle diejer Art Fönnte dem Prorector am wenig 


fen unangenehm fein, der aus Erfahrung wife, wie fich vie 


Simmatriculationen gemeiniglid) an beftimmten Tagen und Stunden 
jo bäuften, Daß eine reifere Erwägung der Umftände kaum 


möglich jet. 


Die Commiſſion meinte zum Schluß ihrer Vorjchläge, wie 
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die Erfahrung bald bewähren dürfte, daß fie nicht; auf der Schmä- 
rung Des Anfehend der Profefjoren berechnet jeien, vielmehr 
diefen eine Grleichterung gewährten, die ihnen für Die ungeftörte 
Fortfegung ihrer Studien willlommen fein müſſe, und daß fie 
eben jo wenig den Studirenden etwas von ben Vorzügen benähmen, 
die ihnen zur Erfüllung des Zweckes ihres Aufenthaltes wüns 
Ihenswerth ſeien. Jedes Mittel aber, wodurd öffentliche Ruhe⸗ 
ftörungen, Duelle und geheime Gejellichaften hintertrieben werben, 
jet aber eine wahre Wohlthat für diejenigen, Die nur in der Ab» 
ſicht Die Univerfität befuchten, um fich zu tüchtigen Staatsmännern 
bilden zu können. 

Aus diefen Bemerkungen erwuchs Der nachfolgende Entwurf 


zu fernerer Discuffion erwachfen, der jedoch nach Anficht der Com⸗ 
miſſion mancher Verbeiferungen jehr bedurfte. 


Entwurf 


| zu fernerer Discufjion, behufs einer Vereinbarung 


— 


über Verbeſſerung des Univerſitätsweſens. 


Die unterzeichneten Bundestagsgeſandten der Höfe, welche 
Univerſitaͤten beſitzen, vereinigen ſich, nachfolgende Puncte ihren 
Regierungen zur Genehmigung behuf einer unter ihnen zu ſchlie⸗ 
ßenden Vereinbarung in Vorſchlag zu bringen. 

1. 

Sie erkennen, daß zu Erreichung des Zweckes, der immer 
mehr überhand nehmenden Mißleitung der Jugend Grenzen zu 
ſetzen, das Augenmerk nicht allein auf Die Univerfitäten, ſondern 
auf die Verbefferung des gejammten Schul- und Erziehungs: 
weſens, insbeſondere ſolcher Schulen, aus welchen unmittelbar zu 
den Univerfitäten übergegangen wird, zu richten fei. 

Wie indeß eine hierauf gerichtete Vereinbarung nicht zwifchen 
den Staaten allein, welche Univerfttäten befißen, ſondern zwiſchen 
den gefammten Bundestagsgefandten eingegangen werden müßte, 
io behalten fie fich zur Zeit Die hierauf zu richtenden Vorſchläge 
bevor, und beichränfen ſich dermalen auf das, was die Verbefjerung 
des Zuſtandes der Univerfitäten anbetrifft. 
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Sie gehen Dabei von dem Grundfage aus, daß Univerfitäten 


als eine Pflanzjehule höherer, fittlicher und wiffenfchaftlicher Bil- 
dung, als eine Vorbereitungs-Anftalt zur practifchen Ausbildung 
von tüchtigen Staatsbürgern und Staatödienern, 





licht des Staates zu betrachten find, auf weldyer die Studirenden 


zwar aller der Rechte genießen müflen, welche die Erfüllung des 
Zweckes ihres Aufenthalt3 auf jelbigen erfordert, gleichwohl feinen 


befondern Stand oder Corporation bilden, vielmehr, außer den 


bejondern für fie gegebenen Geſetzen „allen allgemeinen Landes⸗ 
gefegen und allen gerichtlichen und polizeilichen Verfügungen gleich 


andern Untertbanen unterworfen find, fo fern nicht in einem oder 
dem andern Puncte für fie eine Ausnahme befonders bewilliget | 


wird“, 
3. 
Die Verbeſſerung des Univerſitätsweſens erfordert eben ſo 





weſentlich eine ſtrenge Aufſicht über die auf ſelbigen zum Unter: 


richt der Jugend beſtellten Lehrer und eine ſtrenge Ahndung und 


Abſchaffung der dabei eintretenden Vergehungen und — | 


als die Ahndung und Abjchaffung der bei den Studirenden ein- 
reißenden Mißbräudye, wobei eine Billige Nüdfiht darauf zu 
nehmen ift, Daß da, wo jene als Verführer, diefe als Verführte 
erjcheinen, jene am nachdrüdlichiten zu betrafen feien. 


Einem jeden Staate fteht zwar allein die Wahl und Beur- 
theilung der von ihm angeftellten Xehrer zu. Bei dem gegenfeitigen 
gerechten Vertrauen aber, Daß nie von ihnen bedacht fein werde, 
diejenigen, weldye durch Mißbrauch einer vernünftigen Xehrfreiheit 
nachtheilig auf die Jugend einwirken, und ſich an desfalls er- 
Iaffene Warnungen nicht Fehren, von dem Lehramte, es jei mittelft 
einer Discipliuar-Maßregel oder durch Urtheil und Recht, zu 
entfernen, — verbinden fich die in dieſem Verein begriffenen 
Staaten, Teinen derjelben, der auf jolche Weife in einem Bundes- 
ftaate entlafjen worden, bei ihnen als öffentlichen Lehrer der 
Jugend anzuftellen. 


— 


er 
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5. 

Am übrigen liegt die wifjenjchaftliche Verwaltung der Unis 
verjitäten ganz außerhalb der Grenzen bes gegenwärtigen DVer- 
end, und bleibt dem Ermeſſen eines jeden Staates Tediglich 
überlafjfen. 

6. 

Sp viel die Gerichtsbarkeit und Bolizei-Verwaltung über 
Studirende betrifft, bleibt zwar auch dieſe der Angrdnung eines 
jeden Staated unterworfen. Da jedoch die Erfahrung ergiebt, 
daß in denjenigen Vergehungen der Studirenden, deren Wirkungen 
ſich mittelbar oder unmittelbar auch auf andere Univerfitäten er- 
fireden, wohin vorzüglich alle tumultarifche Auflehnungen wider 
die Dbrigfeit, Aufwiegelungen, Verrufs: Erklärungen, Duelle und 
geheime Verbindungen aller Art gehören und an deren nachdrüd- 
lichen Unterfuhung und Beftrafung alle Univerfitäten ein gemein- 
james Intereſſe haben, fich Die erforderliche Strenge und Gleich: 
förmigfeit der Behandlung nicht erwarten läßt, wenn die Unter: 
juhung und Beitrafung derjelben lediglich dem mit andern Gegen- 
ſtaͤnden bejchäftigten alademischen Senat, unter einem wandelbaren 
Prorectorat, überlajjen wird, fo verbinden ſich alle in dem Verein 
begriffenen Regierungen, Durch zu erlaflende Verordnungen, da, 
wo es derjelben noch bedarf, Vergehen dieſer Art, ſowohl was 
die Unterfuchung als die Beitrafung derſelben anbetrifft, nicht 
mehr dem afademijchen Senat allein zu überlaffen, fondern, nad) 
ihrem Gutbefinden, jelbige entweder den ordentlichen Gerichts: 
und Polizeibehörben, ober einer eigenen, von der Univerfität un— 
abhängigen Behörde oder Commiſſion, allenfalls mit zeitlicher 
Anziehung einzelner Profelloren, anzuvertrauen. 


Da auch die Erfahrung ergiebt, wie jehr auf einer jeden 
Univerfität das Anfehen der Geſetze und ihre Fraftuolle Vollzie- 
bung dadurch gejchwächt und die Verfuchung zu Vergehungen 
vermehrt wird, wenn die Studirenden vermeinen, fich der wohl- 
verdienten Strafe dadurch zu entziehen, Daß fie in Laufe Des 
Semefters die Univerfität verlaffen und fi der Aufnahme auf 
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einer jeden andern verfichert halten, Die in folchen Fällen wider 
fie ergebenden Gitationen und Grfenntniffe in contumaciam aber 
dawider Fein hinreichended Mittel darbieten, jo werden den in 
dem Verein begriffenen Regierungen nachjtehende Puncte zur 
Bewilligung und firengen Vollziehung vorgefchlagen: 

a) Kein Studirender, der in Folge einer tumultarifchen Be- 


b 


— 


wegung, einer Auflehnung gegen die obrigkeitlichen Behörden 
oder eines Auszugs im Lauf eines Semeſters, mit Unter⸗ 
brechung ſeiner Studien eine Univerſitaͤt verlaͤßt, kann 
und darf ſofort und vor Ablauf des Semeſters auf einer 
andern Univerfität aufgenommen und zugelaſſen werden. 
Diejenigen, welche von einer Univerfität als Die Urheber, 
Hauptanführer und vorzügliche Theilnehmer und Beför- 
derer von Unruhen und Auflehnungen bezeichnet und den 
in dem Verein begriffenen Univerfitäten genannt werden, 
fönnen, den Umftänden nad), auf Denjelben entweder gar 
nicht, oder nur erſt nach Verlauf einer gewillen Zeit oder 
nach ausgeftandener Strafe aufgenommen werben. 


c) Alle Handlungen, welche auf einer Univerfität, als Folge 


d 
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eines gegen irgend eine der in dem Verbande begriffenen 
Univerfitäten gefaßten Beſchluſſes oder ſogenannten Ver—⸗ 
rufs-⸗Erklaͤrung, vorgenommen werden, ſollen ſtrenge ge— 
ſtraft, und, den Umftänden nach, mit der geſchaͤrften, öffent- 
lichen oder einfachen Relegation, mindeftend aber mit dem 
consilio abeundi geahndet werden, und diejenigen, welche 
wegen einer ſolchen Handlung weggewiefen werden, find, 
gleich den Urhebern von Auflehnungen auf den andern 
Univerfitäten, entweder gar nicht, oder erft nach Verlauf 
einiger Zeit aufzunehmen, 

Außerdem bleiben alle zwifchen einzelnen Univerfitäten 
beitehenden Cartelle, jo fern fie den obigen Beſtimmungen 
nicht Derogiren, bei Kräften. 


e) Auch bei Vergehungen anderer Art, welche mit einer Die: 


ciplinarsGarcerftrafe von acht oder mehreren Tagen belegt 
werben, verpflichten fich Die Regierungen, ihre Univerfitäten 
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dahin anzubalten, Studirenden, weldye fi) vor oder nad) 
erfolgtem, aber noch nicht vollzogenem Erkenntniſſe von 
einer Univerfität entfernen, auf gejchehene Anzeige nicht 
eher eine Matrickel auszufertigen, ehe fie dieſe Strafe bei 
ihnen abgehalten haben, oder, falls bei verjpäteter An- 
zeige die Immatriculirung ſchon erfolgt wäre, ſofort Diefe 
Strafe an jelbigen foweit zu vollziehen, als ihre Ver- 
faſſung dieſes zuläßt. 

Studirende, welche wegen Theilnahme an geheimen Ver— 
bindungen von einer Univerſität weggewieſen worden, 
ſollen in den nächſten zwei Semeſtern auf keiner andern 
der in der Verbindung begriffenen Univerſitäten aufge⸗ 
nommen werden. 

8. 
Außerdem verſprechen die Regierungen, welche dieſem Verein 


beitreten, einander über nachſtehende Puncte, ſo fern dieſes nicht 
ſchon geſchehen ſein ſollte, gleichförmige Verordnungen an ihre 
Univerſitaͤten oder die betreffenden, auf ſelbigen angeordneten 
Behörden, ergehen zu laſſen: 

a) So viel die Aufnahme deutfcher Studirenden anbetrifft, 


feinen derjelben, jelbft nicht proviſoriſch, Die Inſcription 
in das Matridelbuch zu geftatten, jo lange derfelbe wicht 
Zeugniſſe feiner Obrigfeit oder derjenigen Schule oder 
Univerfität, welche er zuletzt befucht hat, beibringt, nad) 
welchen feine Aufnahme unbedenklich erjcheint, bis dahin 
aber ihn von der Univerfität zu entfernen. 


b) Die produzirten Zengniffe fo lange in Verwahrung zu 


behalten, bis er die Univerfität wieder verläßt. 


e) Nicht nur ſämmtliche, in dem Verein begriffenen Univers 


fitäten, von einer jeden, einem Studirenden ertheilten 
consilio abeundi, jeder einfachen oder öffentlichen Relegation, 
mit Anführung der Beweggründe feiner Entfernung, jofort 
in Kenntniß zu jeßen, jondern auch 

d) im Fall aus angeftellter Unterfuchung über geheime Ver— 
Bindungen von Studirenden fich ergibt, daß Unterthanen 
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eines der in dem Verein begriffenen Stants oder andere 
Studirende, welche dermalen fi) auf einer in dem Verein 
befindlichen Univerfität aufhalten, an diefer Verbindung 
Antheil haben, davon bie betreffende Univerfität, mit Ans 
führung der Beweisgründe oder der vorhandenen Indicien, 
in Kenntniß zu jeßen. 

e) Alle ihnen darüber von einer audern Untverfität zugehenden 
Notizen geheim zu halten, unter der Verwarnung, widrigen⸗ 
falls eben fo geftraft zu werden, als wenn fie eine von 
ihrer Regierung ihnen auf ihren Dienfteiv auferlegte Ge- 
heimhaltung verlegt hätten. 

9. 

Endlich bleibt es zwar dem Ermeſſen eines jeden Staates 
überlaffen, wie fern das Curatorium der Univerfität auf derfelben, 
oder an einem andern Orte feinen Sitz haben folle; wie indeß 
der allgemeine Zwed der gegenwärtigen Vereinbarung die Erhal- 
tung und Befeftigung eines den Wiffenjchaften eben fo ehrenvollen 
als dem Beften aller deutſchen Univerfitäten heilfamen freund 
Ihaftlihen Werhältniffes zwischen den zu einem gemeinjamen 
Zweck arbeitenden Univerfitäten der verſchiedenen Bundesitaaten 
Deutjchlands gerichtet ift, Dazu aber eine fortgefeßte Correſpondenz 
zwiſchen den Guratorien unter einander in vorzüglichem Grade 
geeigenfchaftet zu fein ſcheint; jo verfprechen die in dem Verein 
begriffenen Regierungen, ihre Guratorien zur Unterhaltung einer 
jolchen geregelten gegenfeitigen Correſpondenz zu veranlaflen. 


Unläugbar war ein Krebsfchaden auf manchen deutjchen 
Univerfitäten in der Anzahl der Duelle wegen der frivoliten Ur: 
ſachen vorhanden, insbejondere da, mo die Landsmannſchaften 
das Uebergewicht hatten. Nicht nur faud der ärgfte Terrorismus 
‚gegen fleißige, ordentliche und namentlich unbemittelte Studenten, 
welche entweder nicht zu Verbindungen neigten oder die Koften 
dafür nicht aufbringen Eonnten, Statt, fondern der Beſuch der 
Borlefungen litt in öfterd unerhörter Weiſe. Hätte hier Abhuͤlfe 
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gejchehen Fönnen, jo wäre Died allerdings dankbar anzuerkennen 
geweſen. 


Die Commiſſion war nun einſichtig genug, um zu erkennen, 
daß eine gänzliche Verbannung derſelben auf den Univerfitäten 
unmöglich fallen würde, Sie verfuchte jedoch die fchlimmften 
Auswüchſe dieſes Uebels zu beſeitigen. Sie fagte: 

Die Duelle vollkommen zu beſeitigen, ſei völlig unerreichbar, 
weil bei einem Punkte, wo das point ä'honneur alles ausmache, 
das anmaßliche Verdienſt, aus vermeintem Ehrgefühl ſich über 
die Geſetze wegzuſetzen, nur eben in dem Maße ſteigen würde, 
in welchem die erhöhte Strenge der Geſetze die Gefahr einer 
empfindlicheren Strafe vermehre — und wenn man, was doch 
gewiß Niemand wollen werde, alle Duelle, ſelbſt ohne Unterſchied 
ihres Erfolgs, mit der Todesſtrafe belegte, ſo würden dennoch 
nicht alle Duelle vermieden werden, und diejenigen, welche dann 
unternommen würden, dürften nur noch gefahrvoller werden. 


Nach den akademiſchen Geſetzen für Marburg Art. VIII würden 
alle, die zum Duelle herausfordern oder ſich ftellen, mit unerbitt- 
liher Relegation beftraft, und eben dieſe Strafe felbft auf Die 
Secundanten und die, auf deren Zimmer eine Schlägerei vorfiele, 
erftredt, ohne Daß ed merklich wäre, daß Dieje größere Strenge 
die Duelle dort verhältnigmäßig wirklich vermindert hätte. Es 
fei nur zu befannt, daß da, wo die Strafe zu unverhältnigmäßig 
mit dem Vergehen jcheine, alles hervorgeſucht werde, um ihre 
Anwendung zu eludiren. 

Andrerfeit$ Tieße ſich aber auch bezweifeln, ob eine gänzliche 
Verbannung aller Duelle auf Univerfitäten wünfchensmwerth fei, 
wenn die anderen Stelle vorgejchlagenen Ehrengerichte fortwährend 
ihren Zweck verfehlten, und dann wohl gar ftatt der Duelle folche 
förperliche Mißhandlungen eiuträten, die man fonft nur bei der 
niedrigften Claſſe der Menfchen zu erwarten Urjache habe, und 
die auch in den afademilchen Gejeßen eben fo ſchwer verpönt 
werden müßten. Dieſe Folge würde aucd wohl zu bejorgen 
ftehen, wenn nach dem badiſchen Vorfchlage zwifchen den Theo 
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Iogen und andern Studirenden ein Uinterfchied zu bärterer Be— 
ftrafung der erftern gemacht werden jollte, 

Es ließe ſich nicht Täugnen, daß in dem äußeren Benehmerz 
der Studirenden unter einander die Beforgniß, fih ein Duell 
zuzuziehen, eine Schonung und Zurüdhaltung zur Folge habe, 
die wohl fonft nicht ftatt finden dürfte, wie fie ſchon jekt wider 
diejenigen nicht beobachtet werde, die wegen verweigerten Duell, 
nach dem einmal beftehenden Vorurtheil, für notorijch Feigherzige 
gehalten würden, 

Es jcheine, daß die vorhandenen Gefeße jo wenig einer alle 
gemein zu verabredenden VBerfchärfung nicht bedürften, daß e3 viel- 
mehr wünjchenswerth fein Fönnte, wenn auch ohne Vertrag mildere 
Dispofitionen in einzelnen Stüden allgemeiner nachgeahmt würden. 

Sp mache das baierifche Geſetz Tit. IV. $. 1259 zwiſchen 
fleißigen und unfleißigen Studirenden den Unterjihied, Daß Bei 
jenen das erite Duell, wenn es ohne (bedeutende) Verwundung 
abgegangen fei, nur mit ſechs bis acht Tage Carcer, bei unflei- 
Bigen aber fofort mit der Wegweiſung beftraft werde. Eine 
Dispofition, Die um jo nachahmungswürdiger jcheine, als eines— 
theils der fleißige, weil er durch das Bonfilium zu bart beftraft 
wäre, eben Daher wohl bald wieder aufgenommen würde, andern- 
theil3 aber derjenige, der durch ein einmal beftandened Duell 
Proben feines Muths abgelegt habe, nach den Ideen der Stu- 
direnden leichter den wiederholten Duellen ausweichen Fönne, 
mithin unbedenklich viel härter zu beftrafen fei. 

Hiermit flimmten auch die badiſchen Geſetze, Tit. V. $. 29 
ſo fern überein, daß ein erſtes Duell auf den Hieb, ohne beträcht- 
liche Verftümmelung, nur mit vierzehntägiger Garcerftrafe und 
bei eintretenſen Milderungsgründen des Fleißes mit zehntägiger 

Garceritrafe geahndet werde, in Fällen der Wiederholung oder 
des Unfleißes aber eine Schärfung der Strafe eintrete. 

Aehnlich feien die Geſetze für die Univerfitäten Göttingen 
und Kiel. 

Daß notorifche Schläger oder Renomiften von der Univerfität 
weg zu weiſen feien, werde in allen Gefeßen anerkannt, und wenn 
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diefe nach beftehenden Verträgen auf andern Univerfitäten nicht 
aufgenommen würden, jo werde jehon Dadurdy das Uebel bedeutend 


. vermindert. 


Die Hauptjache aber kam nach Anficht der Sommijfion darauf 
an, daß die vorhandenen Geſetze firenge beobachtet würden, und 
da fi) Dies nicht erwarten laffe, wenn darüber Diejenigen er: 


kennten, Die in unmittelbarer Verbindung mit Studirenden fünden, 





Ed 


— 


ſo dürften auch Duelle zu denjenigen Vergehungen gehören, über 
welche eine eigene Behörde, allenfalls nur mit Zuziehung einiger 
Brofefjoren, zu erkennen Hätte, Wenn daher Tiefer Punkt, 
wenigftens in dem vorgejchlagenen Maße, durch eine Vereinbarung 
der Univerfitäten gefichert würde, dann bliebe vielleicht nur ein 
Punkt übrig, in Anjehung deſſen e8 wünjchenswerth jcheinen 
fönnte, fich zu einer Gleichförmigkeit der Geſetze zu vereinigen. 
Dies betreffe die Wiederaufnahme der, wegen Duelld oder wegen 
Theilnahme an demjelben, mit dem consilio abeundi oder gar 
mit der Relegation Beftraften. 

Es jet befannt, daß auf einigen Univerfitäten die Wieder: 
aufnahme nicht öffentlich relegirter Perſonen jo leicht und jo 
ihnell erfolge, daß Dazu oft Faum Das Ende des Semefterd ab- 
gewartet werde, Daß dadurch die afademifche Disciplin in 
diefem Punkte völlig untergraben werde, laſſe fich ſchon a priori 
und um jo mehr einfehen, ald die häufigften Duelle in der 
zweiten Hälfte des halben Jahres erfolgten, jo daß das consilium 
abeundi zuweilen einer erienreife ähnlich jehe, die leichter als 
achttägiges Carcer zu beftehen jei. 

Diefe Receptionen hingen zwar auf den meiften Univerfitäten 
nicht von dem Senat allein, jondern von dem Landesherrn oder 
deſſen nachgefebter Regierung oder Minifterium ab; allein, wenn 
diefe von Eltern und Verwandten des Gonftliirten mit Bitten 
beftürmt würden, auf erforderten Bericht aber gemeinlich dieſer 
von dem Senat zu Gunften des Necipienten ausfalle, jo jei 
nicht zu verwundern, Daß Die Reception felten verweigert, oft nur 
wenig berzögert werde, 

Sollte aber verabredet werden, ein ſolches gleichförmiges 
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Geſetz zu geben, dann dürfe es auch nothwendig fein, daß Die 
baieriſche Dispofition, welche ein erftes Duell, ohne bedeutende 
Verwundung, an fleißigen Studirenden, mur mit ſechs bis acht 
Tage Garcer belege, angenommen, oder doch eine andere, auf 
ähnliche Weile gefaßt werde, damit das Vergehen nicht unver: 
hältnißmäßig, durch den Verluft eines vollen halben Jahres Der 
Studien an den Süngling und deflen Vorgejegte, beftraft werde. 

Werden folder Geftalt die Wiederaufnahme auf der Uni- 
verjität felbft, die das Goncilium ertheilt habe, erjchwert, fo 
würden auch andere Mniverfitäten fich eher entjchließen, Dem 
Cartell gemäß, ſolche nicht im erften Semefter bei ſich aufzunehmen, 
wozu fie fonft einen jcheinbaren Vorwand darin fänden, Daß fie 
durch die Aufnahme deſſelben nur das thäten, was font wahr: 
Icheinlich Die erfte Univerfität eben jo bald thun würde, 

Die geheimen Verbindungen wurden feit dem Entftehen Der 
Burfchenjchaft von den deutfchen Regierungen mit ganz befonderer 
Aufmerkjamfeit behandelt. Indeſſen fand die Bundestags-Sommilfion 
das Verbot derſelben in allen akademiſchen Gejegen fo deutlich 
ausgedrüdt, daß ed Feiner Wiederholung derjelben oder einer 
bejondern Vereinigung über dieſen Punkt bedürfe. Indeſſen er: 
forderte Die noch erhöhete Wichtigkeit, welche dieſe Sache in 
neueren geiten genommen hatte, nad) Anficht Der Commiſſion den 
Antrag, daß fi die Univerfitäten darin einander die Hände 
böten, um ein Uebel, wo nicht ganz zu heben, doch zu mindern, 
unter welchen manche Univerfitäten, und auf dieſen viele 
Studirende litten, die, wenn fie auch felbit dergleichen gefeb- 
widrige Verbindungen flöhen, doc eben um deswillen mancher 
Unannehmlichfeit von Denen ausgeſetzt feien, welche an jolchen 
Verbindungen Theil hätten. 

Die Univerfitäten Eönnen aber einander in Diefem Punkte 
nur darin die Hände bieten, Daß fie durch Gorrefpondenz einander 
dasjenige mittheilen, was über dieſen Gegenfland zu ihrer 
Kenntniß gelange, und audy andere Univerfitäten zur Nachachtung 
und zu Grleichterung der Nachforjchungen dienen koͤnnte; und 
daß fie denen die Aufnahme bei ſich wenigftens für die nächten 
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zwei Semefter, verweigern, welche wegen folchen geheimen Ver—⸗ 
bindungen von einer andern Univerfität weggewieſen und ihnen 
Defignirt würden, Wie aber ein jeder Staat, insbeſondere 
an feinen Untertdanen die Theilnahbme an folchen 
Drdensverbindungen auf der Landes-oder andern Uni- 
verfitäten beftrafen wolle, jcheine ſeinem Ermeſſen 
überlajjen werden zu müljen. 

Die hin und wieder in Vorſchlag gebrachte Drohung des 
Ausschluffes von aller Dienftanftelung, dürfte, wenn fie auf 
immer ftatt finden jollte, zu hart fein, um nicht vorauszuſehen, 
daß fie unerfüllt bliebe. Die Strafe einer temporären Aus: 
ſchließung vom Dienft, binnen einem oder zwei Jahren nad 
vollendeter afademijcher Laufbahn, dürfte bei dem natürlichen 
Ziele gleichzeitiger Studirender um Anftellung, zugleich aus: 
führbarer und wirffamer fein. 

Doch ſcheine eine. desfallfige allgemeine Vereinbarung nicht 
notwendig, da die vorhandenen Geſetze dann hinreichend feien, 
wenn fie nur ftreng befolgt und Die Unterfuchung einer Behörde 
anvertraut werde, Die in Erforfchungen Diefer Art aeübt und 
außer perfönlicher Beziehung mit den Studirenden fei 

Daß nad dem badifchen Vorfcehlage mit welchem auch der 
württembergifche in Der Hauptſache übereinftimme, einem jeden 
Studirenden bei feiner Smmatriculirung, mittelft feierlichen Hand⸗ 
gelübtes an Eides flatt, zu verjprechen auferlegt wird, fich in 
feine dergleichen Verbindungen einzulaffen, oder ihr zu entjagen, 
und im MVebertretungsfalle ſich der gejchärften Nelegation, un: 
abhängig von andern Staaten, zn unterwerfen, — dürfte aller: 
dings zwedmäßig jcheinen, fei aber auch, wenigitend zum Theil, 
ihon ‚in einigen Univerfitätögefeßen verfügt, 3. B. in Baiern, 
Hannover, Preußen, Baden, Holftein, Kurheſſen. 

Aus allen Anführungen gewann aber die Commiſſion die 
Beitätigung des Satzes, Daß, wenn dennoch an manchen Orten 
die geheimen Verbindungen, kaum unterdrüdt, bald wieder ent: 
fländen, diefed weniger dem Mangel der Gefeße, ald den einer 
firengen und gewandten Anwendung zuzufchreiben fei. In feinem 
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Punkte jah die Commiſſion einen größern Nußen, daß die Uni— 
verfitätöbehörden, eine Correſpondenz mit einander führten, als 
gerade in dieſem. 

Die in Garlebad verfammelten Diplomaten waren indeffen 
auch nicht müßig geblieben und in einer der eriten Conferenzen, 
der vierten, gehalten am 9, Auguft 1819, hatte Metternich in 
Gefolge gemeinjchaftlicher Uebereinkunft der Sonferenz-Mitglieder, 
den gerade in Carlsbad anweſenden ſachſen-weimarſchen 
Staatsminifter Freiherrn v. Fritſch eingeladen, bei der Berathuunng 
über die dringendſten Maßregeln, in Hinficht auf die Univerfitäten, 
Gymnaſien und Schulen feine Anfichten nach den bisherigen Er— 
fahrungen mitzutheilen. Fritſch äußerte, daß man ſich weimarjcher 
Seits hauptſächlich nur mit denjenigen Anftalten bejchäftigt habe, 
welche auf Die Disciplin gingen und Dabei ſchon mit mannig- 
fachen Schwierigfeiten zu Tämpfen gehabt; gegenwärtig ſei man 
im Begriffe, wiederum neue Statuten für die Univerfität Jena 
zu machen, und einen im Orte befindlichen Profanzler zu feßen, 
der als Gurator die landesherrlihe Aufjicht über die Profeſſoren 
gehörig zu führen im Stande wäre. AS er gefragt wurde, wie 
mit den Profeljoren zu verfahren feien dürfe, Deren Lehrſätze ver- 
dächtig und gegen Die beitehende Drdnung gerichtet wären, meinte 
er, ed würde eine Abforderung und Nachweiſung der Grundjäße 
und Lehren, wonach fie unterrichten, zu verfügen jein, 

Allein dieſe Anficht gewann nicht Den Betfall der Diplomaten= 
Berfammlung zu Carlsbad. Man war allgemein der Anficht, 
welche von Defterreich, Baiern und Baden in bejonderen Denf- 
Iohriften geltend gemacht war *): „daß Profefloren, welche wegen 
ihrer Lehrjäße oder wegen unerlaubter geheimer Verbindungen 
von einer Univerfität entfernt werden, auf Feiner andern deutſchen 
Lehranftalt wieder angenommen werden jollten”, Indeſſen jeßte 
man die weitere Berathung einjtweilen aus, um den Bericht der 
Bundestags-Commiſſion erft abzuwarten. Weil aber Freiherr v. 
Fritſch Schon am folgenden Tage wieder nach Weimar zurüdkeifen 


x) ſ. b. ©. 52 f. 
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wollte, jo machte der Fürft Metternich Denjelben mit Der Abficht 
der Großmächte befannt, Die dringendften Maßregeln zu ergreifen, 
um mit Ernft und Nahdrud denjenigen gefährlichen Umtrieben 
ein Ziel zu feßen, die auf verjchiedene Weiſe zum Umfturz aller 
bürgerlichen Ordnung Hinftrebten. Fritſch gab die Bereitwilligfeit 
des Großherzogs auf diefem Gebiete zu erkennen. Schon am 
19. Auguft Fam Metternih auf Diefen Gegenftand zurüd und 
erflärte, Daß man auf den Beichluß Der Bundesverfammlung über 
den Bericht der betreffenden Commiſſion nicht warten könne, fon- 
dern, daß bis dahin die dringendſten Verfügungen als provtforifche 
Maßregeln vom Bunde auszufprechen feier. Diefe müßten 
beftehen : 

1. in der Aufitellung außerordentlicher Negierungs - Kom: 
mifjarien bei den deutjchen Univerfitäten. Ihr Gejchäft 
ſolle die Aufficht über die Lehre, Die Lehrer und die Stu- 
direnden jeien, Das Verhaͤltniß derſelben zu den befte- 
henden ordentlihen Senaten wäre zu beflimmen ; 

2. in der Suspenfion der beftehenden akademiſchen Geſetze 
und Privilegien, injofern Diejfelben ein Hinderniß gegen 
Dimiffion notoriſch Schlechter Profefforen und Lehrer und 
die Verfolgung Der demagogiſchen Umtriebe ergeben jollten; 

3. in der wechjeljeitigen Verabredung der Regierungen, feinen 
wegen der Lehre entfernten Profeſſor auf anderen Univer- 
fitäten Anftelung zu verleihen ; 

4. als allgemeines Geſetz folle empfohlen werden: Daß auf 
feiner Deutjchen Univerjität Studirende aus auswärtigen 
deutſchen Staaten, ohne die gehörige Legitimation, daß fte 
bierzu die landesherrliche Bewilligung erhalten hätten, zu- 
gelafjen werden jollten. 

Graf Münfter erhielt nun das Gutachten der Bundestags- 
Bommiffion am 21. Auguft, alfo eine Woche früher, als es in 
der Bundesverfammlung erflattet wurde, und theilte es feinen 
Sollegen in Carlsbad mit. Es erhielt den Beifall derfelben in 
vielen Punkten nicht und wenngleich vorläufig eine Commiſſion 
beftebend aus dem Gr. v. Nechberg, Münfter, v. Winzingerode 
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und Frh. v. Bernflorff zur näheren Prüfung ernannt wurde, fo 
wurde Doc, dieſe zugleich beauftragt, Diejenigen Punkte in Dem 
Entwurf (S. 67) herauszuheben, welche Dann unter den Drin- 
gendften Umftänden gegenwärtig jogleich mittelft Disciplinar- 
Verfügung der einzelnen Bundesflanten zur eigentlichen Anwen- 
dung zu bringen wären, wobei denn auch die von Metternich in 
der 11. Sonferenz (S. 79) gemachten Anträge zu erwähnen fein 
würden. Wegen der übrigen Punkte des Entwurfs folle fie fich 
äußern, in wie weit diefelben geeignet wären, Daß mittelft einer 
an den Bundestag zu bringenden Propofition darüber ein gemein- 
famer Beſchluß, und durch denfelben Die Verfügungen auch auf 
das gefammte Schulwefen ausgedehnt werden möchte, 
anftatt daß die Bundestags-Commiſſion bisher nur eine bloße 
Vereinbarung derjenigen Bundesftaaten, melche Univerfitäten 
hätten, und Die auf Jolche abzielenden Maßregeln beabfichtiget Habe. 

In der 18. Gonferenz (26. Aug. 1819) wurde der Eutwurf 
der proviforischen Beflimmungen über die Univerfitäten uud öffent- 
lichen Schulen jehr umftändlich Discutirt und definitiv feitgeftelt. 
Der Entwurf fehlt in den von Welder veröffentlichten Protocollen 
der Garlöbader Gonferenzen, wird aber wohl ſchwerlich anders 
lauten, al8 in der vor der Bundesverfammlung gehaltenen Prä- 
fidial-Note vom 20. Septbr. 1819. 

Wir Iaffen diefen, obwohl befannt, bier folgen, um den 
Gang der Berathungen und Beſchlüſſe in Diefer wichtigen National- 
Angelegenheit Deutlich zu machen. 

is Nicht die Bundesverfanmlung war ed, welde über den 
Bericht ihrer Commiſſion beſchloß, jondern eine außerhalb Der. 
jelben ftehende durchaus hierzu unberedhtigte Diplomaten- 
Verfammlung entjhied und zwang die Bundesverfammlung ihre 
Enticheidung anzunehmen. Ueber diefen Punkt und Die Dabei 
waltenden dem Klaren Sinn der Bundesgrundgejeße widerftrei- 
tenden Formen, werden wir weiter unten in einem Sapitel über 
die Carlsbader und Wiener Konferenzen bie - Beleuch⸗ 


tungen geben ®). 
*) Daß der Beichluß über die Ergebniſſe der Garlsbader Conferenzen 
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Praͤſidial Vortrag über die Gebrechen des Schul: und Univerfitäts- 
Weſens. 

Die Aufmerkſamkeit der Bundes-Verſammlung, wie der ein— 
zelnen deutſchen Regierungen, war längjt auf dieſen Gegenſtand 
gerichtet, von deſſen ausnehmender Wichtigkeit ganz Deutſchland 
lebhaft durchdrungen iſt. Eine richtige und heilſame Leitung der 
oͤffentlichen Unterrichts-Anſtalten überhaupt, beſonders aber der 
hoͤhern, welche den Eintritt in das practiſche Leben unmittelbar 
vorbereiten jollen, wird in jedem Staate ald eined der Haupt- 
geihäfte der landesherrlichen Vorſorge betrachtet. Den deutjchen 
Regierungen aber liegt dabei eine ganz eigenthümliche Verpflidy- 
tung und mehr als gewöhnliche Verantwortlichleit ob. Cinmal, 
weil in Deutfchland die Bildung zur öffentlichen Wirkſamkeit 
und zum Staatödienfte den hohen Schulen ausfchließend über: 
laffen ift; ſodann, weil Diefe hohen Schulen ein Hauptglied in 
dem Gefammtverbande der Deutfchen find, und fo wie das aus 
ihnen bervorgehende Gute ſich über Die ganze Mafje der Nation 
verbreitet, jo auch die in ihnen fi) erzeugenden Gebrechen auf 
jedem Punkte von Deutjchland mehr oder weniger fühlbar werden 
müfjen; endlich, weil Deutjchland feinen von Alters her berühmten 
Lehr⸗Inſtituten einen Theil des Anfehens und bes damit ver: 
fnüpften Ranges im Guropäilchen Gemeinweſen verdankt, Den es 
bisher glüdlich behauptet hat und an deſſen unverfürzter Erhal: 
tung Seine Majeftät jederzeit Den wärmften und thätigften Ans 
theil nehmen werden. 

Daß der wirkliche Zuftand der deutſchen Univerfitäten, mit 
einigen allgemein anerkannten ehrenvollen Ausnahmen, ihrem in 
befferu Zeiten erworbenen Ruhm von vielen Seiten nidyt mehr 
entfpricht, Fan wohl jehwerlid in Zweifel gezogen werden. 


niht wie es in dem öffentlichen Brotocolfe der Bundesverfammlung heißt, 
ohne weitere Bemerfung und Verwahrung vorgenommen wurde, haben wir 
ſchon an einem andern Orte bemerft. Vgl. Ilſe, Geſch. d. polit. Unter. 
Borwort. Weiter unten wird das Brotocoll der geheimen hiernach bezüglichen 
Sigung unverfürzt folgen. 

Zweiter Theil, 6 
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Schon jeit geraumer Zeit haben einfichtsuolle und wohldenfende 
Männer bemerkt und beklagt, daß dieſe Inſtitute ihrem urjprüng- 
lichen Charakter, und den von ihren glorreichen Stiftern und 
Deförderern beabfichtigten Zweden, in mehr als einer Hinficht, 
fremd geworden waren. Bon dem Strome einer alled erjchüt- 
ternden Zeit mit fortgeriffen, hat ein großer Theil der akademiſchen 
Lehrer Die wahre Beftimmung der Univerfitäten verfannt, und 
ihr eine willfürliche, oft verderbliche, untergefchoben. Anjtatt, wie 


es ihre Pflicht gebot, die ihnen anvertrauten Sünglinge für den. 


Staatsdienft, zu welchem fie berufen waren, zu erziehen, und Die 
Gefinnung in ihnen zu erweden, von welcher das Vaterland, Dem 
fie angehörten, fi) gedeihliche Früchte verjprechen Eonnte‘, haben 
fie da3 Phantom einer jo genannten weltbürgerlichen Bildung 
verfolgt, die für Wahrheit und Irrthum gleich empfänglichen 
Gemüther mit leeren Träumen angefüllt, und ihnen, gegen die 
beftehende gejeßliche Ordnung, wo nicht Bitterfeit, doch Gering⸗ 
ſchätzung und Widerwillen eingeflößt. Aus einem fo verkehrten 
Gange hat ſich nach und nach, zu gleich großem Nachtheil für 
dad gemeine Beſte und für die heranreifende Generation, in 
diefer der Dünfel höherer Weisheit, Verachtung aller pofitiven 
Lehre, und der Auſpruch, Die gejelichaftliche Ordnung nad) eigenen 
unverfuchten Syſtemen umzufchaffen, erzeugt, und eine beträchtliche 
Anzahl der zum Lernen bejtimmten Sünglinge hat ſich eigenmächtig 
in Lehrer und Reformatoren verwandelt. 

Diefe gefahrvolle Ausartung der hoben Schulen ift Deu 
deutſchen Regierungen bereit3 früher nicht entgangen; aber theils 
ihr löbliher Wunſch, Die Freiheit des Unterricht3, jo Tange fie 
nicht unmittelbar und zerftörend in die bürgerlichen Verhältniffe 
eingriff, nicht zu hemmen, theild Die Durch zwanzigjährige Kriege 
. herbeigeführten Störungen und Drangjale haben fie abgehalten, 
der Fortjehritt des Uebels mit gründlichen Heilmitteln zu be 
fänpfen. 

Geitdem aber in unfern Tagen, wo fi) unter dem wohl 
thätigen Einfluffe des wiederhergeftellten äußeren Friedens, und 
bei dem reblihen und thätigen Beftreben fo vieler Deutfchen 
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Regenten, ihren Völkern eine glüdliche Zukunft zu bereiten, mit 
Recht erwarten ließ, daB auch Die hohen Schulen in jene Schranken 
zurüdfehren würden, innerhalb deren fie vormals für das Vater: 
land und die Menjchheit jo rühmlich gewirkt hatten, find gerade 
von dieſer Seite her die beftimmteiten Feindjeligfeiten gegen Die 
Grundfäße und Ordnungen, auf welchen die gegenwärtigen Ver: 
faffungen und der innere Friede Deutſchlands beruht, ausge: 
gangen; feitdem, ſei e8 Durch fträfliche Mitwirkung, ſei es durch 
unverzeihliche Sorglofigfeit der Lehrer, die edelften Kräfte und 
Triebe Der Jugend zu Werkzeugen abentheuerlicher politifcher 
Plane, und wenn gleich ohnmächtiger, Doch darum nicht minder 
frevelhafter Unternehmungen gemißbraucht worden find, ſeitdem 
diefe gefahruollen Abwege ſogar zu Thaten geführt haben, Die 
den deutſchen Namen befleden, würde eine weiter getriebene 
Schonung in tadelndwürdige Schwäche ausarten, und Gleichgül— 
tigfeit gegen fernern Mißbrauch einer jo verunftalleten afadeni- 
ichen Freiheit Die jämmtlichen deutjchen Regierungen vor Welt 
und Nachwelt verantwortlich machen. 

Sp beitimmt indeſſen auch, in dieſer bedenflichen Lage der 
Sache, die Aufredhtbaltung der öffentlichen Drdnung jeder andern 
Rückſicht vorangehen muß, jo wenig werben Doch Die Regierungen 
der Bundesftaaten Die große Frage, wie den innern, vielleicht 
jehr tief Tiegenden Gebrechen des Schul- und Univerſitätsweſens 
überhaupt abzuhbelfen, und befonders einer zunehmenden Entfrem: 
dung der hohen Schulen von ihrer urjprünglichen und einzig 
wohlthätigen Beftimmung vorzubeugen fei, aus den Augen ver: 
lieren; und Seine Majeftät halten dafür, Daß Die Bundeöver- 
Sammlung verpflichtet ift, fich mit Diefer für die Wiſſenſchaft und 
für Das öffentliche Leben, für das Familienwohl und für Die 
Seftigfeit der Staaten gleich wichtige Frage, anhaltend zu beidhäf- 
tigen, und nicht eher Davon abzulafjen, als biß ihre Bemühungen 
zu einem gründlichen und befriedigenden Nefultate geführt haben 
werden. 

Zunächſt aber muß den unmittelbar drohenden Unheil be- 
gegnet und durch wirfjame Maßregeln dafür gejorgt werden, Daß 

6* 
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unbejonnene Schwärmer oder erklärte Feinde der beſtehenden 
Ordnung, in dem gegenwärtigen zerriffenen Yuflande mehrerer 
deutſchen Univerfitäten, nicht Stoff zur ferneren Aufregung Der 
Gemüther, verblendete Werkzeuge zur Beförderung unfinniger 
Pläne oder Waffen gegen Die perjönliche Sicherheit der Staat3- 
bürger auffuchen Fönnen. 

Seine Kaiferlihe Majeftät nehmen Demnach feinen Anftand, 
in Gefolge des über dieſe Angelegenheit erhaltenen vorläufigen 
Gutachtens, Die in dem beiliegenden Entwurf vorgeſchlagenen 
provisorischen Maßregeln Diefer VBerfammlung zur ungefäumten 
Berücfichtigung und weitern Berathung zu empfehlen. 


Proviſoriſcher Beſchluß über die in Anfehung der Nniverfitäten zu 

ergreifenden Maßregeln *), 

Beſchluß: daß, mit Vorbehalt Der meitern Berathungen des 
Bundestages, zur gründlichen Verbeflerung des gefammten 
Schul- und Univerſitätsweſens, Den Gebrechen defjelben zunächft 
und ungeſäumt burd) Ergreifung von proviſoriſchen Maßregeln 
abgeholfen, und dieſerhalb der betreffende Entwurf angenommen 
werde. — Diefed Bundesgefeß tritt nad) feinem näheren In— 
halte fogleich in allen Bundesftaaten in Anwendung und Voll— 
ziehung. | | 

$. 1. Es fol bei jeder Univerfität ein, nit zweckmäßigen 

Inſtructionen verfehener, am Orte der Univerfität reſidirender, 

außerordentlicher Tandesherrlicher Bevollmächtigter, entweder in 

der Perſon des bisherigen Curators, oder eines andern, von der 

Regierung Dazu tüchtig befundenen Mannes, angeftellt werben. 

Das Amt dieſer Bevollmächtigten ſoll fein, über die ftrengfte 

Vollziehung der beftehenden Gefeße und Disciplinar-Vorſchriften 

zu wachen, den Geiſt, in welchem die akademiſchen Lehrer bei 

ihren öffentlichen und Privat-Vorträgen verfahren, forgfältig zu 


*) Man fehe auch Ilſe, Geſch. der polit. Unterſ. ıc. Frankfurt 1860. 
Borrede. | 
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beobachten, und demſelben, jedoch ohne unmittelbare Einmiſchung 
in das Wiſſenſchaftliche und die Lehrmethoden, eine heilſame, auf 
die künftige Beſtimmung der ſtudirenden Jugend berechnete Rich⸗ 
tung zu geben, endlich Allem, was zur Beförderung der Sittlichkeit, 
der guten Ordnung und des äußern Anftandes unter den Stu- 
Direnden Dienen kann, feine unausgeſetzte Aufmerkſamkeit zu widmen. 

Das Berbältniß dieſer außerordentlichen Bevollmächtigten 
zu den afademijchen Senaten fol, jo wie Alles, was auf Die 
nähere Beilimmung ihres Wirkungskreiſes und ihrer Gejchäfts- 
führung Bezug bat, in den ihnen won ihrer oberften Staat3- 
behörde zu ertheilenden Snftructionen, mit Rüdficyt auf die Um⸗ 
fände, durch welche tie Ernennung dieſer Benollmächtigten ver: 
anlaßt worden tft, jo genau als möglich feitgefegt werden. 

$. 2. Die Bundesregierungen verpflichten ſich gegen eins 
ander, Univerfität3- und andere öffentliche Lehrer, Die durch er: 
weisliche Abweichung von ihrer Pflicht, oder Weberjchreitung Der 
Örenzen ihres Berufes, durch Mißbrauch ihres rechtmäßigen Ein- 
fuffes auf die Gemüther der Jugend, durch Verbreitung verberb- 
licher, der öffentlichen Ordnung und Ruhe feindfeliger, oder Die 
Grundlagen der beftehenden Staatdeinrichtungen untergrabender 
Zehren, ihre Unfähigkeit zu Verwaltung des ihnen anvertrauten 
wichtigen Amtes unverkennbar an den Tag gelegt haben, von Den 
Univerfitäten und fonftigen Lehranftalten zu entfernen, ohne Daß 
ihnen hierbei, jo lange der gegenwärtige Beichluß in Wirkjamfeit 
bleibt, und bis über dieſen Punkt definitive Anordnungen ausge⸗ 
ſprochen fein werden, irgend ein Hinderniß im Wege ftehen könne. 
Jedoch fol eine Maßregel diejer Art nie anders, als auf den 
volftändig motivirten Antrag des der Univerfität vorgeſetzten 
Regierungd:Bevollmächtigen, oder von demjelben vorher eingefor= 
derten Bericht bejchloflen werden. 

Ein auf ſolche Weiſe ausgefchlofjener Lehrer darf in Teinem 
andern Bundesflaate bei irgend einem „ffentlichen Lehr⸗Inſtitute 
wieder angeftellt werben. | 

$. 3. Die jeit langer Zeit beſtehenden Gefeße gegen geheime 
oder nicht autorifirte Verbindungen auf den Univerfitäten follen 
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in ihrer ganzen Kraft und Strenge aufrecht erhalten, und ins⸗ 
bejondere auf den jeit einigen Jahren geftifteten, unter dem Namen 


der allgemeinen Burſchenſchaft bekannten Verein um jo 


beftimmter ausgedehnt werden, als diefem Verein die Jchlechter- 
dings unzuläffige Vorausſetzung einer fortdauernden Gemeinſchaft 
und Gorrefpondenz zwiſchen den verſchiedenen Univerfitäten zum 
Grunde liegt. Den Regierungd: Bevollmächtigten ſoll in Anjehung 
dieſes Punktes eine vorzügliche Wachſamkeit zur Pflicht gemacht 
werben. 

Die Regierungen vereinigen fich darüber, daß Individuen, 


die nach Bekanntmachung des gegenwärtigen Befchluffes erweislih 
in geheimen, oder nicht autorifirten Verbindungen geblieben, oder 
in folche getreten find, bei feinem öffentlichen Amte zugelaſſen 


werden follen. 
$. A. Kein Studirender, der durch einen von dem Regie: 


rungs:Bevollmächtigten beftätigten, oder auf deſſen Antrag er 


folgten Bejchluß eines afademijchen Senats von einer Univerfität 
verwiejen worden ift, oder der, um einem folchen Beſchluſſe zu 
entgehen, fich von der Univerfität entfernt Hat, fol auf einer 


andern Univerfität zugelafien, auch überhaupt Fein Studirender, 


ohne ein befriedigendes Zeugniß feines Wohlverhaltens auf der 
von ihm verlaffenen Univerfität, von irgend einer andern Univer: 
fität aufgenommen werden. 


Man fieht aus dem Gange der Verhandlungen bis zu dem 
Beſchluſſe der Bundes-Verſammlung vom 20. Sept. 1819, daß 
die Bemühungen einzelner preußifcher Staatömänner wie Wilh. 
v. Humboldt, Eichhorn an der geſchloſſenen Phalanx des Metter: 
nichſchen Anhangs zuleht zerbrechen, und daß die milden Gefin- 
nungen Des Großherzog! von Weimar ſich vor dem Willen der 
Machthaber in Wien beugen mußten, Preußen hatte in einzelnen 
Punkten Dem Aeußerften zwar widerftanden, allein doch den all» 
gemeinen Bann auf Die Univerfitäten mit durchführen helfen. 
Bernſtorff hatte in Carlsbad die leitenden Gefichtspunfte, welche 
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er in feinen Schreiben an Altenftein feitgehalten, zum großen 
Theil preidgegeben, und felbft die ſchützenden Vorſchläge, welche 
er in der Bundestages⸗Commiſſion Durchgejegt hatte, fallen laſſen. 
Die anerfennende Beurtheilung der geiftigen Bewegungen auf 
den LUniverfitäten und Deſſen, was bedeutende Männer an ihnen 
geleiftet, „was *bereits Gemeingut der Welt geworden war” *), 
die billige Nachſicht mit den Verirrungen und Verkehrtheiten der 
Studirenden, gegen welche fich übrigens auch auf den Univer- 
fitäten jehr einflußreiche Männer erhoben hatten**), — waren 
Ihon wenige Wochen jpäter zu Carlsbad anderen Richtungen 
gewichen. Zwar fehte Metternich feine äußerſten und letzten 
Borjchläge, welche Die Univerfitäten unfehlbar zu öfterreichifchen 
Schulen herabgebracht hätten, nicht durch, allein e8 war des Uebeln 
genug gejchehen, eine Ungerechtigkeit ohne Gleichen gegen bie 
höchften Bildungsanftalten begangen, welche ganz Deutjchland 
in Schmerz und Erbitterung verjeßte ***). Es jchien, ald wenn 
die Diplomaten ſich die Anſchauungen eines penftonirten Kloſter⸗ 
geiftlichen „über Die Schulen des Unglaubens und der Empörung” F) 
zu eigen gemacht hätten. Welcher Bernünftige Eonnte feine Augen 
vor den Verfehrtheiten und Auswüchſen der damaligen Univer- 
fitäten verjchließgen? Wer hätte läugnen Tönnen, daß einzelne 
Lehrer an Ddenfelben ihre Stellung und ihren Einfluß auf Die 
Jugend mißbrauchten? — Allein dagegen boten die Gejeke Der 
einzelnen Staaten eine fehr genügende Hülfe, wie Died jomwohl 
von Bernftorff (S. 41) als von der: Bundestags: Sommijlfion 
(S. 76) anerkannt war. Es galt aber dieſen Auswüchſen nicht, 


*) ©. 33. 
+3) Steffens, Menzel ıc. 
348) Pertz, Leben Steine. V. ©. 447. 
+) Fabritius (C. M. &.) Ueber den herrſchenden Unfug auf beutjchen 
Univerfitäten, Gymnaſten und Lyceen x. Wainz 1822. 
Diefe Schrift ift eine der wüthendſten Angriffe auf die Univerfitäten und 
bie geiltigen Beftrebungen ber Nation überhaupt; fie ift allen hohen Botentaten, 
Diplomaten ıc. ausdrüdlich gewidmet. 
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N, e3 galt dem politifchen Fortjchritte im Allgemeinen. Wie ſollte 
man ibm Einhalt thun, wenn man nicht die Gedanken des Volkes 
in Feſſeln zu fchlagen fid) bemühte? Bor allen Dingen mußte 
es daher auf die Pflanzftätten des Fortichrittes, auf Die Univer- 
fitäten Iosgehen *%). Dort wurden Dinge gelehrt, welche zu Dem 
Syſtem der thörichten Reaction freilich ‚nicht paßten. Meinte 
doch die Sentral-Unterfuhungs-Gommilfion zu Mainz: „Zu Den 
revolutionären Plänen gehörte die Aeußerung Hofmannd, Daß 
man in Deutfchland nach Verantwortlichfeit der Minifter, nach 
öffentlicher Rechtspflege, öffentlicher Nechnungsablage über Staats— 
einnabmen und Ausgaben, Gleichheit vor dem Gejege und Preß- 
freiheit ftreben müſſe!“ **). 

Mir werden weiter unten jehen, daß felbft das Ausland auf 
die Carlsbader Beichlüffe mit einiger Beforgniß blickte ***), und 
daß die beiden deutſchen Großmächte darüber Erläuterungen 
zu geben ſich gedrungen fühlten. Insbeſondre erließ Preußen ein 
Gircularjchreiben an feine jämmtlichen Geſandten im Auslande 
zur Rechtfertigung der Beſchlüſſe und ftellte fie als in einem 
nothwendigen inneren Zuſammenhang befindlih, bin, Was in 
dieſem Gircular-Schreiben an milderen Anjichten, was 
Ypäter bei der Aufficht der Untiverjitäten in der Praxis 
Nahjichtiges und Schüßendes fich findet, ift VBerdienft 
Eihhorns, Altenfteind und einiger in zweiter Linie 
ftehenden Staatsbeamten 7). Die herrjchende Partei in 


*) Wir haben dies ſchon an anderer Stelle nachgewieſen. Ilſe, Geld. 
der polit. Unterſuch. ꝛc. ©. 558 ff. 
**) a. a. O. ©. 32. 560. Und heute (Novbr. 1860) in Defterreich ? 
*x*) Für die deutſchen Univerfitäten hatten aber die Franzoſen gar Feine 
Eympathie. Man vergleiche darüber die damaligen franzöfifchen Hauptblätter: 
Journal des Debats, Quodienne, Bibliothöque historique, Minerve, Con- 
stitutionel, Renomme, Censeur ꝛc. ꝛc. Dagegen legen die franzöftichen libe⸗ 
ralen Blätter einen großen Werth auf die freie Prefje, und fürchten nichts 
mehr als Mediatifirungen in Deutjchland. 
T) Vergl. v. Ufedom Getzt befanntlich preuß. Bundestagsgefandter): Polit. 
Driefe und Characteriſtik zc. Berlin 1849, eine Schrift, welche viele und in- 


89 


Berlin verfuhr nach Vertreibung Humboldt und Boyens ſcho⸗ 
rungslog genug. 
Wir laffen nun bier dad Gircular-Schreiben folgen *). 


Preußiſches Circularſchreiben an feine Gefandten, Minifter und 
biplomatifchen Agenten bei den fremden Höfen. 

„Sie haben ſchon die Präſidialbotſchaft gejehen, welche, in 
Folge der Carlsbader Conferenzen, Defterreich an den Bundes: 
tag gebracht hat; Sie willen auch ſchon, daß alle darin enthal- 
tenen Borjchläge durch denfelben in Befchlüffe umgewandelt, und 
daß dieſe Beichlüfje einmüthig angenommen wurden, Da aber viel 
daran liegt, daß alle europäischen Mächte dieſe Beichlüffe aus 
ihrem wahren Gefichtöpunfte anjehen und beurtheilen, jo glaube 
ih, Sie in den Stand jegen zu müfjen, Diefelben in dem gün: 
ſtigſten Lichte Darftellen, und fie nach ihren Urfachen, ihrer Be: 
ichaffenheit und ihren Wirkungen bekannt machen zu Finnen. Seit 
langer Zeit konnte der politiiche und moraliſche Zufland von 
Deutſchland allen Freunden der gejellichaftlichen Ordnung und 
der öffentlichen Ruhe gegründete Beforgnifje einflößen. So un- 
verdorben auch im Allgemeinen die große Mehrheit des Volks 
und fo ergeben in den verfchiedenen Bundesftaaten fein mochte, 
jo konnte man ſich Doc nicht verhehlen, daß in den Gemüthern 
eine geheime Unruhe und eine Gährung herrſchte, Die Durch Die 
zügellofe Srechheit der Reden und Schriften genährt und ver- 
ftärft wurde. Diefe Gährung der Gemüther war zum Theil 
natürlich, und man konnte fie durch Die außerordentlichen Greig- 
nifje erklären, welche während des Befreiungsfrieges Menjchen 
von allen Ständen aus dem Geleiß ihrer Gewohnheiten riffen; 
durch Die Opfer, welche die Befreiung Deutjchlands den Völkern 
gefoftet, und die fie bei der Stille des Friedens tiefer ald während 


terreffante Mittheilungen aus jener und der unmittelbar darauf folgenden Zeit 
enthält. 

*) Es findet ſich in ber Bibliotheque historique Tom, X, Cah. 6. 
Octobre 1819. 
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des Sturmes fühlten; durch Die übertriebenen Hoffnungen erhbißter 
Köpfe, die von einem goldenen Zeitalter träumten, und fich 
jchmeichelten, e& aus dem Echoße des eifernen Zeitalter jelbft, 
das fo eben verſchied, hervorgehen zu ſehen; endlih Durch Die 
heftige Kriſis des Kunftfleißes und des Handels, welche, aus einern 
erfünftelten und mwidernatürlichen Zuftande der Dinge herauöge- 
treten, fich nicht jogleich auf die Höhe der neuen BeitumfläriDe 
ftellen Tonnten, und denen die Vergangenheit und die Gegenwart 
zugleich wehe that. Das natürliche Mißvergnügen, welches Durch 
Bereinigung aller diefer Urfachen bewirkt wurde, war mehr trauı= 
tiger als gefährlicher Art, und mußte der langſamen Wirfung 
der Zeit und der wohlwollenden und aufgeflärten Thaͤtigkeit Der 
Regierungen weichen, welcye, jeit zu langer Zeit dem Innern 
entwendet, ſich nun raſtlos damit, mit eben fo viel Liebe ald Eifer 
bejchäftigten, Aber Diefem natürlichen Mißvergnügen, deſſen 
Duelle in irrigen Orundfäßen, bochmüthigen und chimaͤriſchen 
Theorien, geheimen und verbrecheriichen Abfichten, niedrigen und 
eigennüßigen Leidenjchaften lag, und Das, verbreitet durch Die 
Schriften und Reden einer revolutionären Partei, mit erſterem 
eine gefährliche Verbindung eingehen und es liſtig nähren 
fonnte, um die Gemüther zu verführen, und fie zu Den 
verberblichen Ausjchweifungen zu verleiten. Wer irgend mit 
unpartheiifhem und aufmerffamem Auge die Stellung der 
Gemüther in Deutjchland beobachtete, muthmaßte jchon lange 
Idas Dafein einer über Die ganze Oberfläche dieſes weiten 
Landes verbreiteten Partei, die ihre Entſtehung den Wahlver- 
wandichaften der Meinungen und Empfindungen verbantend, 
durch ſämmtliche Verbindungen befeftigt wurde, welche auf 
Deutfchlands Umfturz binarbeiteten, und deſſen gegenwärtige 
Berfaflung durch eine Eine und untheilbare Republif, oder durch 
andere ſolche Chimären zu erfeßen fuchten, welche ohne heftige 
Umwälzungen nicht einmal verſucht werden Eonnten, und Deren 
Borbedingung der Sturz aller regierenden Dynaſtien geweſen 
wäre... . Ein graufames Verbrechen gab das Maß der 
Kühnheit und der Wuth der revolutionären Partei. Diejes Ver- 
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brechen, verübt durch den Arm eines einzigen Menſchen, der 
vielleicht nicht einmal Mitſchuldige im eigentlichen Verſtande hatte, 
war um nichts deſtoweniger die Frucht der allgemeinen Denkart 
einer gewiſſen Klaſſe, die ſichtbare Wirkung und ein in die Augen 
ſpringendes unbezweifeltes Anzeichen einer ernſthaften, tiefliegenden, 
weit ausgebreiteten Krankheit, Die ſich auf dieſe Art dem er: 
Ychredten Deutjchlande fund gab. Um fich vollfommen davon 
zu überzeugen, braucht man nur Die Urtheile der lehrenden und 
lernenden Klaſſen, der Schriftiteller und Aller, die unter ihrem 
Einfluffe ftehen, über dieſe abjcheuliche Handlung zu ſammeln, 
welche den Unwillen der Völker erregte, aber Lobredner unter 
den aufgeregten Gemüthern fand. Während fie den Einen 
Schrecken einflößte, erregte fie Die Bewunderung der Andern. 
Die Unterfuhungen auf dem Schauplake des Verbrechens jelbft 
zogen andere in verjehiedenen Gegenden Dentjchlands nach fidh. 
Aud Preußen fühlte die Nothwendigkeit, Durch außerordentliche 
Mittel das Dunkel aufzuhellen, in welchem der furdhtbare Bund 
Taljher Lehren mit eingebildeten Bedürfnifien, anjcheinend un- 
eigennüßiger Maximen mit perjönlichen Leidenjchaften, fich vor« 
bereitete. Das Ergebniß diefer Unterfuhungen war überall das⸗ 
jelbe, überall wurden durch die Thatfachen Muthmaßungen be- 
flätigt, die nur zu gegründet waren; Alles bewies das Dafein 
und die Thätigfeit einer Partei, Die für eine mehr oder weniger 
entfernte Zukunft den Saamen der Revolution im Verborgenen 
ſäete. Die Anführer find durch Gleichförmigkeit der Grundjäße 
und Gefinnungen mit einander verbunden, halten durch natürliche 

Anziehungskraft zufammen, theilen ſich einander Durch Briefe, und 

noch mehr durch häufige Reifen und politiiche Ausfendlinge mit; 

unterftüßen fich, ohne fich perjönlich zu Tennen, und verftehen fi) 

ſo oft, ohne ſich förmlich gegen einander erklärt zu haben. Ihr 

Zweck iſt: die Geſellſchaft umzufchmelzen; Die politifchen Unter: 

jchiede, welche zwiſchen Deutſchlands Bölkern beftehen, aufzus 

heben ; die wirkliche Einheit dieſes großen Landes an die Stelle 

des Bundes jeiner Glieder zu feben, und durch den Ruin Der 

gegenwärtigen Ordnung Der Dinge zu einer neuen Ordnung zu 
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gelangen, als Mittel zu dieſem Zwecke bemächtigen fie ih Der 
heranwadjjenden Generation, welche fie in allen Erziehun g S=- 
inftituten, von den Schulen bis zu den Univerfitäten, denjelbezı 
Geift, diefelben Gefinnungen, vdiefelben Gewohnheiten mittheile rt. 
Diefer Geift ift ein Getft der Unabhängigkeit und des HohmutbS, 
zerflörender Grundfäße, geimpft auf dunkle Metaphyſik und 
myſtiſche Theologie, um den politiichen Fanatismus durch Derr 
religiöfen zu verſtärken; dieſe Gefinnungen find die der Ver— 
achtung alles Beftehenden, des Hafles gegen die Könige und Die 
Regierungen, der Begeifterung für ein Phantom, das fie Freiheit 
nennen, und Der Liebe für außerordentlihe Dinge; der körper— 
lichen Gefchiclichkeit und vorzüglich des Geſchmacks für geheime 
und myſteriöſe Verbindungen, als eben fo vieler Waffen, Die 
bürgerliche Geſellſchaft im Nothfalle anzugreifen. Das Turn— 
wejen und die Burfchenjchaft Darauf ausgehend aus Der ge— 
ſammten Sugend einen Staat im Staate zu bilden, hatte feinen 
andern Zwed, Sin wenigen Sahren jollen die auf diefe Art 
gebildeten jungen Leute, gelehrige Werkzeuge ihrer Meifter, an- 
geftellt in der Negierung, fich ihrer Stellen bedienen, um fie 
umzuflürzen. Die Lehre diefer Sectirer, wie das zu Mannheim 
begangene Verbrechen und die Apologien deſſelben dargethan 
haben, läßt fih auf zwei Maximen zurüdführen, wovon eine 
verfehrter ift als Die andere; die erfte ift: daß das Biel Die 
Mittel heiligt; Die zweite: daß die Handlungen an fidy gleichgültig 
ind; Daß ihre Verdienftlichkeit von den Skdeen abhängt, aus denen 
fie flofjen, und daß dieſe Ideen immer lobenswerth find, wenn 
fie Deutjchlands Unabhängigkeit und Freiheit zum Gegenftande 
haben, 

Dies ift Die Beichaffenheit des Uebels, jo wie fie durch Die 
Unterjuchungen and Tageslicht gekommen if. Man fieht, Daß 
e3 fich nicht um Verſchwörungen Handelte, jondern Darum, einer 
Revolution die Bahn zu brechen, nicht einzig oder hauptjächlich 
in Preußen, fondern in ganz Deutſchland; nicht für den gegen- 
wärtigen Augenblid, jondern für die Zukunft. Won dem Augen: 
blide an, wo Deutjchlands Regierungen die Wunde entdedt und 
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jondirt hatten, war e8 ihre Pflicht fih mit den Mitteln zu be- 
ihäftigen, die Fortjchritte des Uebels zu befämpfen, und zu 
verfuchen, es mit Der Wurzel auszurotten. Es hängt von allge 
meinen Urfachen ab; es kann alfo auch nur Durdy allgemeine 
Maßregeln, von allen Deutfchen Staaten verabredet und einmüthig 
angenommen, gehoben werden. Blos gegen Individuen zu wüthen, - 
die al8 die Eingeweihtelten in Die Abfichten und Umtriebe der 
Partei, und nicht als die Schuldigften verhaftet worden, und 
welche vorzüglich zu Werkzeugen der Unterjuchung dienen mußten, 
wäre eine halbe und unzulänglihe Maßregel gewejen; in den 
Urſachen mußte man den Wirkungen zuvorfommen. Das war 
der einzige Gegenftand der Konferenzen von Karlsbad; fie hatten 
feinen andern Zwed, als unter allen Betheiligten Die geeigneteiten 
Mittel zu verabreden, wie man der gejellichaftlichen Ordnung in 
Deutjchland neue Unterpfänder geben Tönne, ſei e8 nun, indem 
man dem deutihen Bundestage mehr Stärke, Würde und Macht 
ertheilte, jei e8 durdy ein Uebereinfommen über Die gemeinfchaft- 
lien Grundfäße, die von allen verbündeten Staaten hinfichtlich 
der beiden großen Hebel der öffentlihen Meinung, der Preſſe 
und des öffentlichen Unterrichts, zu ergreifen wären, Die Minifter 
der vorzüglichften deutichen Höfe haben, zu Karlsbad verfammelt, 
vollfommene Webereinftimmung in Gefinnungen und Anſichten an 
den Tag gelegt. Das Uebel Fündigte fich auf eine jo offenbare 
Art und unter jo beunruhigenden Erjcheinungen an, daß alle 
Gemüther davon ergriffen und erfchüttert wurden; die Maßregeln, 
welche am Geeignetften jchienen, e& zu bejeitigen, oder feinen 
vollen Ausbruch zu bintertreiben, waren zugleich jo einfach und 
handgreiflich, jo Har durch Die Urfachen des Uebels felbft zum 
Boraus angezeigt, jomit den Grundfägen von Gerechtigkeit und 
Menſchlichkeit, welche alle deutſchen Fürften leiten, übereinftimmenbd, 
daß die Vorfchläge, welche dem Bundestage zu machen waren, 
feine Widerfprecher fanden, und unter allgemeiner Zuflimmung 
der Souveraine und ihrer Minifter gemacht wurden. Was endlich 
den letztern Beweis herftellt, daß Diefe Maßregeln eben fo dringend 
ald vom gemeinfchaftlichen Intereſſe eingegeben waren, ift ber 
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Umftand, daß man fie dem Bundestage blos vorzulegen brauchte, 
um fie annehmen zu machen, und daß diefe Vorjchläge einmüthig 
in Bejchlüffe verwandelt wurden. Dieſe föftlihe und wahrhaft 
bewundernswerthe Einmüthigkeit feßt die Eintracht der deutſchen 
Staaten in ihr volles Licht; und dieſe Eintracht, welche Die vor- 
gefchlagenen Mapregeln annehmen ließ, verbürgt ihren Erfolg 
und Deutſchlands Sicherheit noch mehr, ald jene Maßregeln 
ſelbſt. Diefe Eintracht ift Die einzige mögliche Einheit; und da 
fie eine Iebendige Einheit ft, nicht den Worten, fondern Den 
Wirkungen nach, nicht blos in der Form, fondern in Gefinnungen 
und Snterefjen, jo kann und muß man davon audy die glüdlichften 
Erfolge erwarten. ... Es wäre unnüß in eine lange Erörterung 
der Beweggründe einzugehen, welche den vorgejchlagenen Mitteln 
die Beiftimmung Aller zuwege brachten; fie jprechen laut genug 
durch fich ſelbſt, und finden fich zum Theil ſchon in der Präfidial- 
botſchaft ausgeſprochen. Dennoch glaube ich, ihnen noch folgende 
Betrachtungen beifügen zu müflen. ALS die deutjchen Souveraine 
auf dem Wiener Kongrefie durch den 13. Artikel der Bundesafte 
erflärten, daß eine ftändifche Verfaſſung in den werjchiebenen 
Beſtandtheilen Des deutſchen Bundes beſtehen jollte, fo verfprachen 
fie in der That nichts als Das, was fie ihren Völfern zugeftehen 
fonnten und wollten; als Das, was fie jchon Alle realifirt haben 
würden, wenn bie bei diejer Inſtitution unerläßlichen Vorarbeiten 
es ihnen erlaubt hätten, und was fie nun ohne ferneren Verzug 
ins Werk jeben werden. Aber gewiß ift, daß dieſer Artikel höchſt 
unbeftimmt abgefaßt ward, und dieſe Unbeftimmtheit griffen Die 
Neuerer auf, und bedienten fich derfelben, um ihre eigegenen 
hohlen Ideen oder ihre fantaftiichen Hoffnungen ver Idee der 
Souveraine unterzujchteben. Es war demnach von Wichtigkeit, 
fi) über Diefen Gegenftand auf eine beftimmtere Art zu erklären, 
um den Sorderungen der Seftirer Schranken zu ſetzen und faftifchen 
Irrthümern und Fehlgriffen von Seite der Regierungen zuvor: 
zufommen. Das iſt es, was der Bundestag fo eben gethan 
bat... . Die Souveraine haben ihren Völkern eine ftändijche 
Verfaſſung verſprochen; eine alte Inſtitution, die wieder ind Neben 
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gerufen werben fol; eine Inſtitution von Acht nationaler und 
germanischer Art! eine Inſtitution, Die, Indem fie den verſchiedenen 
Klaffen der Eigenthümer ein gefeßliches Mittel, den Souverain 
aufzuffären, an die Hand gibt, und den Wuͤnſchen und Bedürf- 
niſſen der Nation ein Organ, fich zu verlautbaren, leiht, in der 
That eine monarchiſche Inſtitution iſt. Aber Deutjchlands Fürften 
haben nie gewollt, oder wenigſtens fich nie verbindlich gemacht, 
ihren Bölfern eine Nepräjentation im neuern Sinne des Wortes, 
nach den Grundjäßen und als Nachbildung anderer Bonftitutionen, 
die Deutjchland bisher fremd geblieben, zu geben; eine National- 
vepräfentation, welche, nach Flächenmaß und Bevölkerung be- 
rechnet und mit jouverainen Attributen ausgerüftet, die Natur 
der beftehenden Regierungen verändern, und die Demokratie in 
die Monarchie einführen würde. Die politiiche Kranfheit, Die 
einen Theil von Deutjchland befällt, und welche, wenn man nicht 
Abhülfe bringt, immer weiter um fich zu greifen droht, iſt großen- 
theils aus dem Mißbrauche der Preſſe, und aus dem verkehrten 
Geiſte des Iehrenden Körperd auf mehr ald einer Univerfität 
entſprungen. Da findet ſich die Duelle des Giftftromes falfcher 
Lehren; da waren auch vorzüglich gemeinfame Maßregeln noth- 
‚ wendig; denn was würde ed der Einen deutſchen Regierung 
| nüßen, der Preßfreiheit Schranken zu jegen, wenn bie andere 
fein Schub nähme oder duldete? Was würde man gewinnen, 
wenn man in Preußen einen Profeſſor, der feinen Platz 
mißbrauchte, um den Geift feiner Zuhörer zu verkehren, denſelben 
nähme, und er hoffen Eönnte auf einer andern Univerfität ange- 
 ftellt zu werden? Man müßte demnach in dieſer Hinficht aller 
Orten eine auf gleiche Grundfäge gebaute Polizei einführen. Das 
iſt es was der Bundestag zu thun verfuchte. Die Aufgabe war 
nicht Leicht zu Iöfen. Sie wurde, in Hinficht der Preßfreiheit, 
auf eine Art gelöft, Die Das Intereſſe der Wiſſenſchaft, melde 
die Früchte gelehrter und fcharffinniger Nachforſchungen von allem 
Zwange befreit wiſſen will, mit dem Intereſſe der öffentlichen 
und des guten Leumunds der Regierungen und NRegierten, welche 
Zeitungen und Flugfchriften der Genfur unterworfen wiſſen wollen, 
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damit Dad Volk durch das Gift ihrer Lügen und falſchen Xehrert 
nicht angeftedt, Die Bürger nicht Durch Schmähungen und Ver- 
Yaumdungen um ihre Ehre gebracht würden, zugleich befriedigte. 
Hinfichtlich der Univerfitäten hat man nichts von dem angetaftet, 
was fie mit Recht dem deutjchen Lande theuer macht, nit Die 
eigentliche Freiheit Des Unterrichts, nicht den Umfang der Studien, 
die man dafelbft treiben Tann, nicht ihre bejondern und orginellerz 
Formen; aber man hat fie einer firengern Aufficht unterworferz 
und geglaubt, das ficherfte Mittel, den politiihen und anti— 
religiöfen Verirrungen der Xehrer Einhalt zu thun fei, ihnen an= 
zufündigen, welche ſchwere Folgen falfche Lehren ihnen für ihr 
ganzes Dafein zuziehen würden. Was die Stubirenden betrifft, 
jo bat man ein Verbot erneuert, auf welchem man feithalten, 
und welches fie jelbit hindern wird, etwas anders zu fein, als 
was fie fein jollen, nämlich junge Leute, die fich zu gleicher Zeit 
für das gelehrte und für Das thätige Leben vorbereiten. — Allein 
der Bundestag würde vergeblich dieſe Bejchlüffe Defretiren, wenn 
er fortführe des Zwangrechts zu entbehren, wodurch er ihnen 
allein Achtung verſchaffen kann. Was dem Bunde mangelte, war 
eine geficherte, Das ift: eine mit hinlänglicher Gewalt auöge- 
rüftete Executionsordnung; dieſes war eine der vorzüglichiten 
Lücken der Bundesacte. Dieſe Lücke iſt num ausgefüllt! Deutjch- 
lands Staaten, die größten wie Die Fleinften, haben jo ſehr die 
Nothwendigkeit: im Bunde eine mit dem Zwangsrecht begabte 
Autorität anfzuftellen, erkannt, Daß fie feinen Anftand nehmen, 
die Beforgniffe, welche den Einen ihre Schwäche, den Andern 
ihre Ueberlegenheit einflößen fonute, der Würde, Dem innern 
Berftande und dem äußern Nachdruck Des Bundestags zum Opfer 
zu bringen. Bei Diefer Egecutionsordnung hat man gejucht, Die 
Unabhängigkeit eines jeden Staates jo ſehr zu ſchonen, als es 
ohne Gefährdung des Daſeins des Bundes jelbft möglich war. 
Die Gewalt zeigt fich blos im Hintergrunde des Gemäldes 
und. wird nur einjchreiten, wenn alle übrigen Mittel erjchöpft find. 
Da die Fäden der revolutionären Gewebe in ihren Richtungen 
ſich kreuzen und nach vielen Laͤndern hin ſich ausdehnen, da Die 
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beſondern Unterjuchungen fie bereit3 entdeckt und bezeichnet, aber 
nicht weiter verfolgen können, jo bat man geglaubt, daß eine 
Gentral-Unterfuchungsbehörde, welche bios temporär wäre, Die 
zerfireuten Thatjachen befjer aufgreifen und mit einander verbinden 
fönnte, um fodann dem geſammten Deutjchland das Ganze der: 
jelben, zur Lehre für die Völker und zum Kompaß für die Fürften, 
vor Augen zu legen. Die Art, wie jene Commiſſion gebildet 
werden wird, der Geift Der Regierungen, welche die Mitglieder 
ernennen werden, und bie bejchränfte Dauer derjelben reichen Hin, 
um auch jene Gemüther zu beruhigen, die am leichteften bei jeder 
Sicherheitämaßregel, weldye Die perfönliche Freiheit im geringften 
zu bedrohen fcheint, Feuer fangen. ... Dies tft, mein Herr, 
der Sinn, in welchem Sie dem Minifterium des Hofes, bei 
dem Sie beglaubigt find, die fo eben vom Bundestage bejchlofjfenen 
Maßregeln werden vorzuftellen haben. Die Betrachtungen, die 
ih Ihnen hier mittheilte, werden Sie in den Stand ſetzen, zu 
verftehn zu geben, Daß dieſe Maßregeln im firengften Zuſammen⸗ 
hange ſtehn, daß ſie aus einerlei Grundſätzen fließen, Daß fie 
alle denjelben Zweck beabfichtigen, und daß fie ein Ganzes bilden, 
welches die Ergebniffe und Wirkungen, die fie hervorzubringen 
nicht fehlen Fönnen, das größte Zutrauen einflößen muß... . 
Bor Allem aber ift es von Wichtigfeit, daß Sie das Minifterium 
auf zwei Ergebniſſe Des neuen Syſtems aufmerkſam machen, 
welche fih für ganz Europa als Wohlthaten erweifen werben. 
Die europäifchen Mächte, welche ihre Anftrengungen gegen die 
Umwälzungen, jowie gegen Die Grundjäße der franzöſiſchen 
Revolution vereinigt, welche die Legitimität und das Eigenthum 
auf ihre alten Grundlagen wieder gejeßt, weldye durch feierliche 
Verträge fich gegenfeitig dieſen Zuftand der öffentlichen Angelegen: 
heiten verbürgt haben, find aud) mehr als je für Alles ſolidariſch 
verbindlich, was mit Der innern Ruhe zufammenhängt. Es Tann 
heutzutage Fein Land umgemälzt, oder mit einer Umwälzung be- 
droht werden, ohne Daß auch andere Länder Dadurch erfchüttert 
werden, oder doch von einer folchen Erjehütterung zittern. Die 


Feinde der gejelljchaftlichen Ordnung in den verjchiedenen 
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Gegenden Europas find unter ſich nicht nur durch Gleichheit Der 
Grundfäße, fondern auch durch vertrauliche Mittheilungen ver: 
bunden. Ihre frevelhafte Freude, ihr ärgerlicher Schmerz, ihre 
Beſorgniſſe, ihre Hoffnungen, find überall dieſelben, und in dieſer 
Rückſicht herrfcht unter ihnen eine völlige Gemeinſchaft der Güter. 
Die erften Freunde und Beichüßer der gejellichaftlichen Ordnung, 
die Souveraine, können ſich nicht fchmeicheln, ihre Feinde mit 
Erfolg zu befämpfen, wenn fie nicht einig find in derſelben Achtung 
für das Befenntniß der Grundjäße, in denjelben Fräftigen Maß⸗ 
regeln für ihre Vertheidigung. Nicht für ſich, nein, für Die 
Völker, nicht aus Liebe zur Gewalt, nein, aus Anhänglichfeit an 
die Freiheit follen fie Alles anwenden, um ihre ſchützende Gewalt 
zu behaupten. Sie jollen alſo dem Beifall geben, was Deutjchlaud 
jo eben that, und in gleihem Sinne fortjehreiten. Man kann 
ohne Uebertreibung jagen, von Deutjchland und jeiner Ruhe hängt 
die Ruhe Europad ab. Durch feine geographiſche Lage üt 
Deutichland der Mittelpunkt, oder beſſer zu fagen, Das Herz 
jenes Welttheild; dag Herz aber kann nicht verdorben oder Franf 
fein, ohne daß man die Folgen Davon nicht bald an den Außerften 
Enden des politiichen Körpers fühle Die Maßregeln, welche 
ergriffen wurden, um dem deutſchen Bunde mehr Einheit, Stärke 
und Nachdruck zu geben, müfjen den benachbarten Mächten, weit 
entfernt, ihnen Bejorgniffe oder Eiferfucht einzuflößen, vielmehr 
Freude verurjachen, weil fie darin neue Unterpfänder der Er—⸗ 
haltung des allgemeinen Friedens erbliden müfjen. Die Etärfe 
des dentſchen Bundes, fowie Die aller Staatenbünde, welche 
zwiichen Mächten vom erften Range liegen, kann immer nur 
defenſiv fein; er wird jeine Rechte und Unabhängigkeit behaupten, 
aber nie die der übrigen bedrohen; je größer die Stärfe Deutſch— 
lands fein wird, je mehr wird fie im Stande fein, gleidy im 
Entftehen, oder wenigſtens in ihrer Entwidelung alle Entwürfe 
zu erbrüden, welche dem Bande der Freundfchaft und der heiligen 
Allianz, Die Europas Staaten umſchlingt, zuwiderlaufen. Empfangen 
Sie x. Bernftorff. 
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Achtes Kapitel. 


Die Verfaſſangen der Yundesfinaten vor dem Soram der Bundesverfammlung. 


En nn 


I. Garantie der weimarifchen Verfaſſung. 

Sn der Einleitung zum erften Bande dieſes Werkes wurden 
die Verhandlungen über Grundzüge, weldye Die einzelnen Ver: 
fafjungen der Bundesländer beſitzen jollten, ausführlich vorge: 
führt. Das traurige Refultat war der Furze und nichtsſagende 

dreizehnte Artifel der Bundesacte. Die Angelegenheit wurde vom 
Wiener Congreß an die Bundesverfammlung gewiefen. 
| Anfangs fchien, wie wir im erften Bande bemerften, vie 
Bundesverſammlung ſehr eifrig auf die Feftftellung der Bundes» 
grundgejeße und die Erfüllung der in der Bundesacte gegebenen 
Verſprechungen binzuwirken; der Präfidialgelandte jelbit erkannte 
' die Nothiwendigfeit davon in feinen erften Vorträgen unummunden 
an und fpradh auch Dei verfchiedenen andern Gelegenheiten 
(Hofmannfche Angelegenheit, Tpäter bei der weimarijchen DBer- 
fallungsgarantie) Die Verpflichtung Des Bundes aus, Audere 
Stimmen Hatten ſich in vertraulichen Sigungen, in nicht ver- 
öffentlichten Commiſſionsberichten, noch weit entjchiedener aus: 
gejprochen. Wir erinnern an das Votum v. Bergs*), welcher 
bei Gelegenheit der Frage (1816), ob und welche Reclamationcn 
und Bejchwerden die Bundesverfammlung anzunehmen habe, 
u. a. die Behauptung aufftellte, Daß die Einwohner aller 
Bundesftaaten nach Anhalt der Bundesacte befugt fein müßten, 
auf die Erfüllung des Art. 13. der Bundesacte zu dringen. Er 
hatte in würdigfter Weije hinzugefügt: 

„In allen übrigen Fällen find es gegenfeitige Verfprechungen 
der Bundesgenofjen zum VBortheile Dritter, deren zwar unwahr: 
iheinliche, Doc, wenigftend mögliche Nichterfüllung eben jenem 


*) BB. 1. ©. 136 ff. 
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Dritten Veranlaffung geben könnte, Die Dazwiſchenkunft der Bundes- 
verfammlung nachzuſuchen. Es wäre Beleidigung, wenn ich 
hier eine Widerlegung jener troftlofen Theorie oder | 
Sophifterei für nöthig hielte, wonach ein Verkrag zum 
Beſten eines Dritten weder dieſem ein Recht geben, noch 
die Vertragſchließenden verpflichten ſoll; eine Theorie, 
deren Anwendung beſonders auf die Stipulationen 
einer Urkunde verſucht wurde, die näher zu bezeichnen, 
überflüſſig iſt. 

Ich gehe daher mit voller Zuverſicht von dem 
Grundſatze aus; in allen übrigen hier genannten Fällen 
ſind die Bundesglieder gegen einander berechtigt, auf 
Erfüllung der geleiſteten Verſprechungen und ertheilten 
Zuſicherungen zu dringen. Es iſt daher nicht abzuſehen, 
warum die Anzeige der Nichterfüllung, in einem oder 
dem andern Staate, von der Bundesverſammlung nicht 
ſollte angenommen werden, und warum zu dieſer An— 
zeige nicht Jeder, den es angeht, berechtigt ſein ſollte? 
Mehr aber als eine ſolche Anzeige iſt nicht nöthig. Es 
kann von keiner Klage der Unterthanen gegen ihre 
Souveraine, von keinem Rechtsſtreit, von keiner richter— 
lichen Entſcheidung die Rede ſein. Die Bundesver— 
ſammlung thut nur, was ſie auch ohne Aufforderung 
eines Dritten zu thun befugt und ſchuldig iſt; ſie ver— 
langt Erfüllung des abgeſchloſſenen Vertrags“. 

Der Vertreter der freien Städte, Hach, hatte damals hin⸗ 
zugefügt: 

„Wäre aber auch durch die Bundesacte ſelbſt nicht 
ſchon der Beruf gegeben, und ſogar die Pflicht auferlegt, 
durch weitere Beſtimmungen Dafür zu ſorgen, daß die 
Deutfhen in allen Landen deutſcher Nation gegen 
Willfür gefihert und völlig gewiß fein, daß ihnen 
rehhtlihes Gehör nirgends verfagt werden dürfe, fo 
wiirde Doch der Geift der Zeit und die unverfennbare 
dffentlihe Meinung dieje Sorge nothwendig von ung 
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fordern. Es iſt nicht zu Täugnen, daß grade der Haß 
gegen GefegInjigfeit und Gewalt ohne Recht, Die 
Deutſchen zu dem hohen Grade des Muthes und Der 
 Aufopferung alles deſſen, was ihnen das Thenerfte 
war, entflammt bat, wodurd fie allein im Stande 
waren, die Ehre und die Freiheit ihres Vaterlandes 
wieder zu erfämpfen, und daß fie als wohlverdienten 
Lohn ihrer inder Geſchichte unverlöfhendenAnftrengung, 
einen völlig geſicherten Rechtszuſtand erwarten. Es iſt 
nicht zu verkennen, daß ſie zu dem deutſchen Bunde 
und ſeinen Berathungen kein Herz und kein Vertrauen 
faſſen werden, ſo lange nicht deſſen innere Verfaſſung 
ihnen dieſe Sicherheit gewährt”. 

Dei dem Grundfaße jedoch, daß die Angelegenheit zuvörderſt 
den jouveränen Bundesftaaten zu überlaffen fei, hatte Die Bundes» 
verſammlung in der erſten Zeit nichts dafür zu thun. 

Nun trat aber ein practiſcher Fall vor ihr Forum. Der 
Großherzog von Sachſen-Weimar hatte in edelſter Weiſe mit 
ſeinem Lande eine landſtändiſche Verfaſſung vereinbart. Die die 
Rechte des Landes am meiften ſchützenden Beftimmungen der 
neueren Verfaſſungsurkunde rührten gerade von dem Großherzog 
ſelbſt ber, wie wir das aus einem Briefe v. Gersdorfs, Des 
weimariſchen Minifters, an Freiherrn v. Stein jebt genau willen*). 
Die neue Verfafjung wurde nun vom Großherzog im Einver- 
Händnilfe mit feinen Landftänden dem Bundestage zur Garantie 
vorgelegt. Die öffentlihe Stimme in Deutjchland pries laut 
dad edele Benehmen des Großherzogd, der mit nachahmungs— 
werthem Beilpiel den andern Fürſten vorangegangen war. 

Der Großherzog hatte perjönlich insbejondere zwei Be— 
fimmungen in die neue VBerfaffungsurfunde gebracht, welche von 
großer Wichtigkeit für die Zufunft werden fonnten. Nämlich Die 
Beſtimmung der Garantie der Verfallung durch den Bund und 
die Beſtimmung, daß, wenn in den an die VBerfaflungsurfunde 


*) Berk a. a. O. V. ©. 64. 
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beſtimmten Fällen Staatsbeamte von den Landftänden bei Dem 
Dber:Appellationg-Gericht angeflagt fein würden, und das Urtheil 
vom LSandesfürften nicht vollzogen werde, alsdann die Stände 
bei dem Bundestage auf Execution antragen könnten und Jollten. 

Zur Motivirung des Uebereinkommens mit jeinen Land— 
ftänden hatte der Großherzog eine Denkſchrift ausarbeiten laſſen, 
welche er durch feinen Gefandten in Frankfurt der Bundesver- 
ſammlung überreichen ließ. Sie lautete: 

„Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Weimar und 
Gifenach, Haben in dem 129, $. des unter dem 5. Mai dieſes 
Jahres erſchienenen Grundgejeßed über die landſtändiſche Ver— 
faſſung des Großherzogthums Sachſen⸗Weimar-Eiſenach, ihren 
Ständen verſprochen, dem deutſchen Bunde die Sicherſtellung 
dieſer Verfaſſung zu übertragen. 

Da Fürft und Land in dem ſchönſten Einverſtändniſſe ſtehen, 
und nichts mehr wünjchen, als daß die mit Berathung der 
ftändischen Abgeordneten entworfene Verfaffung auch für Die 
Zukunft gegen alle denkbare Eingriffe gefichert werden möge; da 
es in der Geſchichte nicht an Beilpielen fehlt, DaB Verträge 
zwijchen Landesherrn und Untertbanen von ganz fremden Regenten 
garantirt worden find, es aber wohl vorzüglich in dem Zweck 
des Deutjchen Bundes liegt, alles das zu entfernen, was die 
Ruhe im Innern künftig jtören Tönnte, jo würde Der Unterzeichnete 
es für überflüfftg halten, der Bitte um Die Garantie noch etwas 
beizufügen, wenn nicht von einer der verehrten Geſandtſchaften, 
mit welcher er vorläufig über Die Angelegenheit geſprochen, der 
Wunſch wäre geäußert worden, daß beftimmt erklärt werden 
möge, was man unter der Garantie verfiehe. Hierdurd 
veranlaßt, erklärt Der Unterzeichnete: 

Die Uebernahme der Garantie enthält die Ber- 
jicherung des Garants, Daß er, wenn Fünftig ein Theil, 
es jei Der Landesherr oder die Stände, der in dem Per: 
faflungsvertragübernommenen®Verbindlichfeitenentgegen 
handeln würde, auf Anrufen des andern Theils alle 
zweddienliden Mittel anwenden wolle, um jenen zu 
Erfüllung dejfelben zu bewegen, oder auch zu nöthigen. 
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Ein folder Fal ift weder in der jeßigen, noch in ber 
nähftfünftigen Generation zu beforgen, und jedem Sachkundigen 
wird es einleuchten, Daß jchon die Uebernahme der Garantie ihn 
hindern müſſe. Man wagt das Unrechtliche nicht, wenn man die 
Hoffnung nicht hat, es durchſetzen zu können. Uebrigens erlaubt 
fi) Der Unterzeichnete noch beizufügen, daß nach feiner Weber: 
zeugung die Bundeösverfammlung, au ohne ausdrüdlic, über: 
nommene Garantie, verbunden fein würde, den Theil, welcher 
über Verlegung des Verfaffungsvertrags zu Flagen hätte, zu unter: 
fügen, weil er nicht einfieht, wie auf andere Weife bei einer 
von Seiten des Landesherrn oder der Stände eintretenden 
Weigerung die Gefahr einer Defpotie oder Anarchie ‚entfernt 
werden Fönne. | 

Die Verhandlungen über den Entwurf der Congreßakte be- 
weijen, Daß man faft einftimmig die Sicherheit gegen jene inneren 
Feinde der Staaten für einen der erften Zwede des Bundes 
gehalten hat, und daß von mehreren Seiten die Sicherftellung 
der Zandesverfallungen unter die Garantie des Bundes verlangt 
worden ift, | 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachſen⸗Weimar⸗ 
Eiſenach wünfchen indelfen, daß die Bundesverfammlung jene 
Verbindlichkeit zur Garantie ausdrüdlich anerfennen möge, und 
haben den Unterzeichneten beauftragt, das oberwähnte Grund- 
gejeß nicht nur der Bundesverfammlung zu überreichen, damit es 
in deren Archiv niedergelegt werden könne, ſondern auch ſaäͤmmt⸗ 
lichen verehrten Gejandfchaften, die zur Einjendung an ihre Höfe 
nöthigen Exemplare abzugeben, und um ausdrüdliche Anerkennung 
der Garantie zu bitten, 

indem er dieſes bewirkt, giebt er fich die Ehre, die Vers 
fiherung feiner vollfommenften Hochachtung zu wiederholen. 

Frankfurt am Main, den 28. November 1816. 

Franz Joſias von Hendrid,. 
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Der öfterreichifche Präftdialgefandte jah*) in dem Vorgange 
einen neuen Beweis der patriotifchen Sefinnungen des Großherzogs, 
veriprach ſogleich nach Wien zu berichten und zweifelte nicht im 
Mindeften an der Bereitwilligfeit des Kaiferd, die Garantie der 
neuen Verfaſſung zu übernehmen, 

Der preußifche Gefandte ftimmte ebenjo ald der Sfterreichifche. 
Der baieriſche Geſandte fchien bedenfliher. Er jagte: 

Wenngleich es der Berfammlung des deutſchen Bundes Außerft 
Ihmeichelhaft fein muß, mit gleichem Wertrauen, ſowohl von 
Ihrer Königlichen Hoheit dem Großherzoge, als deſſen Ständen, 
zur Garantie der Iandftändiichen Verfaſſung aufgefordert zu 
werden; jo Jcheint ed Doch vor der Hand offenbar an ber 
Competenz des Bundestages zu fehlen, eine ſolche Garantie zu 
übernehmen, Zwar ſoll nach Art. 2. Die innere Ruhe Deutſchlands 
gehandhabt werden; fie ift jedoch noch keineswegs gefährdet, 
Sollte der Fall eintreten, die Garantie in wirkliche Ausführung 
zu bringen, jo würde e8 allerdings noch eines organijchen Geſetzes 
bedürfen, um die Art diefer Garantieleiftung zu bejtimmen. So 
lange dies nicht gejchehen, und da die Bundeöverfammlung 
feineöwegs als felbftjtändige Macht erjcheint, jo ift vor allem 
eine VBerlaßnahme erforderlich, um die Inſtructionen der ſämmtlichen 
Höfe nachzufuchen; in fofern bin ich daher mit den vorſtimmenden 
verehrlichen Aeußerungen einverftanden. 

Der Töniglih ſächſiſche Geſandte und der von Hannover 
fanden gar fein Bedenken auh ohne zuvor eingeholte In 
firnetion dem Antrage Weimars beizuftimmen und Iebterer recht 
fertigte Died theild aus allgemeinen runden, theild aus der 
Bundesacte, indem er jagte: 

Da der Herr Großherzog von Weimar, dem Art. 13 der 
Bundesacte gemäß, ſich mit feinen Landftänden über eine flän- 
diſche Verfaffung des Landes auf eine Weije vereinigt hat, der 
wohl Niemand das ihr gebührende Lob verweigern wird, au 
aus eigenem Antriebe gewünjcht hat, dieſe Verfaſſung unter bie 


*) B. P. 1816. Fol. 150, 8. 35. 
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Sarantie des Bundes zu ftellen, jo halte ich mic) auch ohne 
desfalls erhaltene bejondere Snftruction um jo mehr ermächtigt, 
dem gemachten Antrage zumal in dem Maaße, wie Died von 
Defterreich und Preußen gefchehen, ſchon jetzt beizupflichten, als 
durch dieſe Garantie nur ſolche Verpflichtungen übernommen 
werden, welche dem gejammten Bunde ohnehin ſchon 
obliegen würden, wenn er dereinfl von dem einen oder 
dem andern Theile um Schuß zu Aufrechthaltung diefer 
Berfaffung angefprochen werden ſollte“. 

Der württembergifche Gejandte Dagegen enthielt fich jeder 
. Anficht, worin ihm der darmftädtifche beiftimmte und der badiſche 
Geſandte Hatte einige Bedenken, die er ungefähr fo ausprüdt: 

„She und bevor jedoch die gewünfchte Gewährleiftung und 
die aus derſelben entftehenden Verpflichtungen förmlich übernommen 
werden Fönnte, dürfte vorderſamſt erforderlich jein, Die Art und 
Weile, fowie die Mittel und Wege, wodurd der Bund in den 
Stand gefekt fein wird, eine ſolche Gewährleiftung bei jeglicher 
Veranlafjung zu behaupten, gleichzeitig mit der Abfaflung der 
organischen Gejeße Des Bundes, feftzuftellen. Dazu fordert jchon 
der Umftand auf, daß die Bundesakte, welche in den Artifeln 2 
und 11 blos eine allgemeine Gewährleiftung gegen Angriffe von 
Außen und der Bundesglieder unter fich ausspricht, in Beziehung 
auf den wirklich vorliegenden Kal nichts enthält, was nur zur 
beftimmten Norm des hier einzufchlagenden Verfahrens dienen 
‚ Tönnte, Deshalb dürften denn auch Die meiften Herrn Bundestags- 
Geſandten höchſt wahrfcheinlich vorerſt beſondern Snftructionen 
von ihren reſp. Höfen und Regierungen über dieſen in der Fun⸗ 
damentalacte des Bundes nicht vorgeſehenen Fall, zu gewaͤrtigen 
haben“. 

Kurheſſen ſtimmte wie Oeſterreich und Preußen für den An⸗ 
trag und Berichterſtattung. 

Der däniſche Geſandte meinte, daß, da der Antrag Des 
Großherzogs aus eigenem Antriebe, wiewohl im vollfommenften 
Ginverftändnig mit den Ständen gemacht, au dem Beifte 
der Bundesafte vollflommen angemejfen fei, er glaube, 
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vertraut mit den conftitutionellen Grundfjäßen feines 
Hofes, und in Anleitung feiner allgemeinen Sinftructionen, ver⸗ 
fihern zu können, daß der König ihn bereitwilligft genehmigen 
werde; indellen, Da er durchaus über Denjelben mit feinen be- 
flimmteren Befehlen verfeben fei, jo wolle er nicht nur im ALU- 
gemeinen der Abflimmung des vortrefflichen kaiſerlich-öſterrei— 
chiſchen Herrn Präjidial-Gefandten vollkommen beiftimmen, fondern 
auch noch insbejondere deſſen jehr gegründeter Meinung, daß Die 
Genehmigung der höchften und hohen Höfe befonders einzuholen 
fein werde”, 

Nun Sprach ſich v. Gagern, der niederländifche Gefandte, in 
jeiner befannten freimüthigen, aber auch milden Weiſe folgender 
maßen aus: „Keiner von und wird die Wichligfeit und das 
Wünſchenswerthe Diefes erften Vorgangs der Art in Zweifel 
ziehen. Ich hätte dieſe hochanjehnliche Verſammlung früher, wäre 
mir darüber fönigliche Weifung zugegangen, von der Conſtitution 
der Niederlande in offizielle Kenntniß jeßen können, von welchen 
das Großherzogthum Luxemburg zum gemeinjchaftlichen Vortheil 
in den innern Einrichtungen nur ein integrivender oder beigefügter 
Theil ift. Allein in jenen Gegenden find geordnete Verfaflungen 
und die Mitwirfung der Deputirten des Landes nichts ungewöhn- 
lies und neues, Aechte Freiheit hat ſich vielmehr von dorther 
mehr über Europa verbreitet, und die Attributionen des Ober⸗ 
hauptes, jo wie die der andern Gewalten im Staate, find bei 
den neueren Begebenheiten nur näher Definirt worden, 

Sp Jeben in Dentjchlantd weiten Umfang auch andere 
Staaten von jeder Kategorie nur frühere ihnen angemefjene 
Formen fort oder modificiren fie, und namentlich conftituirten 
fih die freien Städte auf den alten wefentlichen Grundzügen 
ihres vorigen Zuſtandes. 

Aber hier erſcheint eine neue Bundesverfaſſung, der Zeit, 
den Bebürfniffen, den Beſtandtheilen eines durch Abtretungen 
und Erwerb vergrößerten deutſchen Fürſtenthums und der Ver— 
bindung mit dem übrigen Deutſchland angemeſſen und angepaßt, 
ſo daß ſie dem Anſchein nach alle weſentlichen Zwecke und poli— 
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tiſchen Grundſätze in ſich vereint und mögliche Verbejjerungen in 
enem der Schlußparagraphen dennoch unterſtellt. Dieſe Acte 
erfüllt alſo in erjter Reihe und in vollem Maß die VBerheißungen, 
tie man zu Wien und in der Bundesacte von fi) gegeben hat. 

Nur mäßig jollen wir an diejfer hohen Stelle das 
Lob der Fürften brauden; daher fein Wort weiter von 
dieſem Durchlauchtigen und kriegeriſchen Mufenführer, um aljo- 
bald den MWillenfchaften jelbft aud) dieſen Tribut zu bringen. 

Es iſt naͤmlich höchſt erwünſcht und Vehre und Wufter 
bietend, daß eben dieſes zuerſt ohne beſondern Wider— 
ſpruch, ohne mißliebige erbitternde Reibungen, ohne 
metaphyſiſchen Prunk mit dem einfachen: Suum cuique 
im Lande der Goethe und Wieland vorging, in jenem 
Lande von mäßigem Umfange, wo ſich Bildung verhält— 
nißmäßig am kräftigſten entwickelt und über Altdeutſch— 
land verbreitet hat, wo die literariſche Ehre der Nation 
ihre feſteſten Wurzeln ſchlug, und wo man ſo vieles 
beitrug, uns in den Stand zu ſetzen, mit fremden Natio— 
nen vollgültig zu wetteifern. 

Dieſer Vorgang wird ohne Zweifel eine Triebfeder 
mehr für andere Fürſten und Staaten ſein, in ſolcher 
übernommenen Verpflichtung voranzugehen und zur 
inneren Ruhe und Befriedigung der Staaten und der 
Gemüther thätig zu wirken. 

Da ich dieſem Gegenſtand Gedanken und beſondere Auf: 
merkſamkeit feit langen gewidmet babe, fo ſage ich es dreiſt, 
daß ich eben jo gern fehe, wenn ein großer Staat unter 
uns zaudernd mit vielfeitiger Ueberlegung und Prü— 
fung zu Werfe geht, weil e3 eine europäiſche Wichtig. 
feit bat, weil feine entlegenften Theile viel ſchwerer zu 
verbinden find, weil er von Fehlgriffen viel ſchwerer 
zurüdfommt, als ich bingegen den andern von mäßiger 
Ausdehnung einen raſcheren Fortgang wünſche. Denn 
diefe find zuvörderft regellojer und formenlofer. Die alten Grunds 
mazimen der großen Monarchieen jchirmen fie nicht. Sehr viele 
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unter ihnen beftehen aus Bruchſtücken und Klaffen, die eigene 
Ansprüche auf Schonung und alte oder neue Rechte zu behaupten 
haben, 
Dann erft dürfen wir vernünftig hoffen, Daß die mittelbar 
gewordenen, zu deren zweiten Klaſſe ich mich perjönlich zu zählen 
mir zur befondern Ehre rechne, die Unbild der Zeit, oder Die 
nicht mebr vermeiblichen, aber ibmen fehr reell zugefügten Nach- 
theile vergefjen, mit den Staatögebäuden nicht nur in Harmonie, 
fondern wie fie immer jollten, ihre vornehmfte Stüße jein, und 
Ruhe, billige Beurtheilung, bejcheidene Zufriedenheit, nit nur 
hegen, ſondern nachdrücklich um fich her verbreiten werden. 

In folchen ftändischen Verſammlungen unferer mäßigen deut⸗ 
Ichen Staaten wird freilich Fein Delenda Carthago ausgeſprochen, 
feine große politische Frage niit folgenreicher Beredſamkeit erörtert 
und entjchieden werden. Aber andere Eigenthümlichkeiten find 
ihnen vorbehalten, vielleicht wuͤnſchenswerther. 

Dabin gehört alles, was im April und Mai diefes Jahrs 
zu Weimar bei diefem feierlichen Anlaß vorging; und fo jprad), 
antwortete der Herr von Heder im Samen der fämmtlidhen 
Stände und Abgeordneten: 

„Nicht unwürdig wollen wir empfangen folche dentſche 
„Fürſtenhuld, nicht Weisheit fuchen in Schwierigkeiten. 
„Noch immer fanden wir in diefem hohen Haus das 
„altfürftliche Gemüth, das jedem wohlwill, aud) den 
„Lleinften nicht unwerth achtet. — — So lebten wir, 
„beglüdte Unterthanen in einem engbegrenzten Lande, 
„und dankten dem allwaltenden Gejchide. — —“ 
Worte, Die auch für und vol Bedeutung, Wohllaut und Har- 
monie find, denn jenes Weisheitſuchen in Schwierigkeiten werden 
wir niemal3 gut heißen, und vielleicht mehr wie einmal berufen 
fein, e8 laut zu mißbilligen. 

Ohne allen Zweifel ſteht die Abficht über dieſe Dinge, über 
Biel und Maß, nad der einzig vernünftigen Auslegung und 
Sinn des 13. Artiteld der Bundesafte, in der Reihe unferer 
Pflichten. So wie wir früher oder fpäter würben zu fragen 
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haben, wann denn Damit überhaupt jo vorgefchritten werben, ſo 
werden wir Mißbrauch und Exceſſe in den fländischen Berathungen 
nicht dulden, und um nur ein klares Beilpiel in der Anwendung 
alfobald anzuführen, nimmermehr zugeben, daß irgendwo zu große 
Beihränftung des MWehrftandes durch Hindernifje abgetrogt, oder 
durch Sophismen, Kargheit und übertriebene Tamentationen abs 
geihwaht und erjchlichen würde, 

Ehen durch dieſe Wachfamfeit der hier repräjentirten Ge- 
ſammtheit über den föderativen Sinn und Zwed in feinem ganzen 
Umfange, kann fid) unfer großes Vaterland jo vortheilhaft von 
allen großen Reichen der Vorzeit und der Gegenwart untericheiden, 
und den gerechten Stolz und Zuperficht auf Deutjchland, auf 
unjer deutjches Gemeinwejen rechtfertigen, 

Möge uns nur bald nad dem ſachſen-weimariſchen Vor: 
gang überall jo vorgearbeitet werden, damit wir willen, was 
unjere gefammten Höfe, mit Inbegriff der freien Städte, Dann 
in Deutjchland Gutes anzuerkennen, zu jchirmen und aufrecht zu 
erhalten haben. 

Aber auf ſolche papierne Grundfeften gebe ich fürwahr nicht 
allzuviel, wenn fie ein Achter Geift in der Anwendung nicht fort: 
während belebt. ‘Die Britten nennen ihre Verfaſſung, die fie 
deswegen nur jehr ſchwer definiren, in der Beziehung eine perpetual 
innovation, eine fortgefeßte Neuerung. Jeder Tag oder Jahr 
bringt etwas anderes, eine allmählige Verbeflerung, die Fluge 
Anwendung auf Die Zeitumftände zu Wege. Und nur das allein 
fann unfere Garantie beſchränken. Ein Theil, Fürft oder Stände, 
eine conftituirte Gewalt, eine ganze Klaſſe kann über Verlegungen 
Hagen, nicht die Minorität, noch weniger der Einzelne, wenig- 
ftend nicht aus dieſem Fundament. 

Sch bin daher der Meinung: 

1. &8 ſei im Namen des deutſchen Bundes Sr. Königlichen 
Hoheit dem Großherzoge von Sacjen-Weimar der gezie- 
mende Dank zu erkennen zu geben, Daß Hochderjelbe unter 
den erſten Die verheißene Drdnung in feinem Lande her- 
zuftellen geneigt und befliffen geweſen fei; 
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2. Und demnach Herren und Land Die begehrte Gewährlei- 

jtung der deutſchen Gejammtheit zuzufichern”. 

Die großherzoglich und herzoglich-jächfifchen Häufer erflärten 
noch Namens der jämmtlichen berzoglichfächfiichen Häufer für Die 
angetragene Garantie zu ſtimmen. 

Braunſchweig und Naſſau behielt fich das Protocol offen. 

Aus der Abflimmung des medlenburgifchen Gejfandten heben 
wir hervor, Daß Derjelbe e8 viel zwedmäßiger, der deutfchen Für- 
ftenwürbe angemeljener fand, in dem Gentralpunft der NRepräfen: 
tation aller deutſchen Bundesftaaten, auch die Garantie und Den 
Schuß für die Sicherftellung der Rechte und der Verbindlichkeit 
der Fürften, aber auch der Unterthanen zu Juden, und Die Ur: 
funden niederzulegen, welche die gejeßmäßige Freiheit begründen 
follen, als in fremden Reichen, die früher oft die Garanten von 
Verfaſſungen dentſcher Länder gewejen ſeien. Zweck und Mittel 
jeien bier gleich würdig, und indem ber Großherzog von Sadıjen- 
Weimar für Die mit feinen Ständen eingegangenen Verträge frei- 
willig die wirfjamfte Garantie der Bundesverfammlung zur Er: 
fülung und Aufrechthaltung derfelben für alle Zeiten verlange, 
erfenne er Die Beilimmung der Bundesverfammlung 
auch für die innere Sicherheit des Bundes überhaupt 
zu forgen,an. 

Nach den ihn befannten Gefinnungen feiner Höfe nehme er 
daher Feinen Anftand feine Abftimmung dahin abzulegen: daß 
dem gedachten Antrage von der Bundesverfammlung völlige 
Genüge geleiftet, und auch die gewünfchte ausdrückliche Anerken— 
nung der Garantie mittelft förmlichen Bejchluffes ertheilt werden 
möge. 

Holftein, Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg trat Oefter- 
reich bei, besgleichen die 16. Stimme, und die freien Städte 
endlich flimmten einfach für Die erbetene Garantie. 

Darnach wurde nun in Diejer Sißung der Beichluß gefaßt: 

1. Daß Die Note des großberzoglich-jächftichen Herrn Geſandten 

Geheimen Raths von Hendrich Diefem Protocolle anzu: 
fügen; und 
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2. die von Sr. Königlichen Hoheit dem Großherzoge von 
Sachſen-Weimar-Eiſenach unterfertigte Urfunde vom d. Mai 
1816 als Grundgeſetz über die Iandfländifche Verfaſſung 
des Großherzogthung Sachſen-Weimar-Eiſenach in Dem 
Bundesarchive zu Hinterlegen *); demnächſt aber 
3. auf den Antrag, wegen Der von dem deutſchen Bunde zu 
übernehmenden Garantie dieſer landftändilchen Verfaſſung 
noch vorderfamft die Abſtimmung von Braunjchweig und 
Naſſau zu vernehmen ei. 


Nun begannen die Berhantlungen zwilchen den Höfen, ing- 
bejondere zwilchen Defterreich und Preußen. Metternich wollte 
von der Uebernahme der Garantie der neuen Verfaſſung nichts 
wiſſen, wenigftend die Sache aufs Unbeftinnmte hinausfchieben. 
Allein Hardenberg widerftrebte dem Anfinnen Metternich auf 
das Entſchiedenſte. 

Hardenberg ftellte e3 nicht ganz in Abrede, daß Gründe 
vorhanden feien, die verlangte Garantie jegt noch nicht auszu— 
ſprechen und einftweilen die Sache hinzuhalten. Gr ging daher 
auf dieſe Gründe ein, und löſte Die dieſer Angelegenheit zu 
Grunde liegende Idee in ihre Beftandtheile auf, um auf diefe 
Weile ficher leitende Grundſätze zu finden, für den Fall, wenn 
die Stage wieder vorfäme Cr jagte: „Es ift allerdings eine 
erfreuliche Erjcheinung, daß eine landſtändiſche Verfaſſung des 
Großherzogthums Sachſen-Weimar-Eiſenach To bald zu Stande 
gefommen ift und ein Beweis der patriotiichen Gefinnung des 
Herru Großherzogs zu Sachjen-Weimar, daß er die Sicherjichung 
der landſtändiſchen Verfafjung des Großherzogthums, jowie dieſe 
Verfaflung in dem Grundgefeß über Diejelbe ausgejprocen ift, 
dem deutſchen Bunde übertragen will. Der Antrag felbft erklärt 
was Weimar unter diefer Garantie verfteht; der Zweck des Bun- 
des ift Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutjchlandg 


*) Diefe Form war, wie wir fpäter jehen werden, fehr wichtig. 
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und die Unabhängigfeit und Unverleßbarkeit der einzelnen derz £= 
ſchen Staaten. Eine landftändiiche Verfaffung eines einzelner 
deutjchen Staatd hat den Zwed die innere Sicherheit deſſelbe 11 
zu befördern, und deſſen Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit vo zz 
Seiten innerer Feinde zu bewirken. Alfo möchte die Sicherfte [= 
lung oder Garantie der landitändiichen Verfaflung eines einzelnes« 
deutjchen Staates, wenn, wie bier der Fürft, im Einverftäindni 
mit den Ständen, darauf anträgt, ein dem dentſchen Bunde nich £ 
fremdes, jondern für denjelben geeignetes Gejchäft fein. 

Nun verfteht es fih von felbft, Daß der Bund, wenn ex 
diefe Sicherftellung der Garantie übernimmt, ſolche im Buchſtaben, 
Geift und Sinn der Bundesacte zu übernehmen hat. Diefe Acte 
ift bisher das einzige Grundgejeß des Bundes. Derfelbe erwartet 
fernere Grundgeſetze und organiſche Bundeseinrichtungen im 
geeigneten Wege zu erhalten. 

Sp lange dieſe noch nicht beftehen, ift eine ſehr 
achtbare Kraft, Die moralijche, die einzige Kraft des 
Bundes Rechtliche Grundjäße, von mächtigen Fürften 
ausgefprodhen, bewirfen Ehrfurdt und Vertrauen. 
Ganz treffend fteht im weimarjchen Antrage: „man 
wagt das Unrechtliche nicht, wenn man die Hoffnung 
nieht bat, es Durchlegen zu können“. 

Diefe Betrachtungen ergeben, wie wejentlich dieſe Garantie, 
wenn fie der Bund übernähme, fich von einer bloß völferrechtli= 
chen Garantie unterjcheiden würde. 

Nun ift es erflärlich, wie vielleicht der Umftand, daß die 
Grundgefege und organifchen Einrichtungen des Bundes bei 
Weitem noch nicht vollendet find, dem öſterreichiſchen Hofe ein 
Beweggrund fein kann, zu wünfchen, daß dieſe Sache noch hin- 
gehalten werde. 

Gewiß wünjchenswerth ift e8 ferner, Daß dieſe wichtige An— 
gelegenheit nicht in theoretiſche Erörterungen und Spißfindigfeiten 
verwidelt werde. 

Im weimarfchen Antrage find ein paar Sdeen hineingelegt, 
welche leicht auf dieſen Abweg führen Föunten, 
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Erſtlich, Daß die Bundesverfammlung auch ohne ausdrüdlich 
übernommene Garantie verbunden fein würde, denjenigen Theil, 
welcher über Verlebung des Verfalungsantrags zu klagen haͤtte, 


zu unterſtützen. 


Zweitens, daß der Großherzog wuͤnſche, die Bundesver⸗ 


| ſammlung möge eine Verbindlichkeit zur Garantie ausdrüdlich 
anerkennen, Wenn unter dem lebteren nurzu verftehen ift: der 
- Bund übernähme die Garantie, Das ift: verbinde ſich zur Sicher: 
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ſtellung, ſo iſt Dies wenigſtens minder bedenklich, als wenn ver⸗ 
langt würde, der Bund ſolle erklaͤren, er ſei ſchuldig und ver— 


bunden, dieſe Sicherſtellung oder Garantie zu übernehmen. 


Ich erwähne dieſe Subtilitäten in einem negativen Sinne 


zu dem Zwecke, daß auch Preußen dahin ſtreben werde, Daß der⸗ 


gleichen jpibfindige Erflärungen nicht in die Abflimmungen und 
Brotocolle kommen, wo fie in einer Sache, auf die ganz Deutſch⸗ 
land fieht, Den Webelwollenden unter dem Schriftftellern Stoff 
bieten würden. 

Zu verfennen iſt es al in feiner Weiſe, daß das von 
Weimar gegebene, in manchen Beziehungen erfreuliche Beiſpiel 
der in Antrag gebrachten Sicherftellung der Verfaſſung eines 
einzelnen deutſchen Bundesflaates, durch Webertragung dieſer 
Sicherſtellung an den deutjchen Bund keineswegs ein Beifpiel 
zur nothwendigen Nachfolge für jolche Staaten ift, die außer 
ihrer Beziehung zum deutſchen Bunde zugleich europäifche Mächte 
find. Bei der Richtigkeit dieſer Anficht wird Preußen beftrebt fein, 
wenn die fünftigeBerathung Diejer Angelegenheit eintritt, derjelben 
eine ſolche Richtung zu geben, daß Folgerungen dieſer Art, wenn 
fie an irgend einer Seite gezogen und aufgeftellt werben jollten, 
nicht eingeräumt werde. 

Am beiten ift es, wenn bei dem vorliegenden Gegenſtande 
fiehen geblieben wird, und Die Aufftellung von dergleichen fremd: 
artigen, ‚hierher nicht gehörigen und unrichtigen Folgerungen zus 
gleich unterbleibt”. 

Aus dem bis dahin Angeführten Fam nun Hardenberg zu 
dem Ergebniß, daß Grund vorhanden fei, dieſe Angelegenheit, 

Zweiter Theil. 8 


114 


die Defterreich Hingehalten zu jehen wünjchte, von Preußer 
feineöwegd anzuregen. — Uber Die Frage blieb zu erörtern 
wie es zu halten fei, wenn Weimar die Sache von Neuen 
betreibe. Hardenberg jagte: 

„Sn diefem Falle kommt zu erwägen, daß ganz Deutfhland 
auf diefe Sache fieht, und daß ein geflilfentliches Ausweichen 
nachtheilig auf Die öffentliche Meinung wirfen möchte, ald wolle 
man den 13. Artikel der Bunde3-Acte einjchlafen laffen Da 
eine neue Anregung von Weimar bei der Unthätigfeit der Bun- 
desverfammlung fehr wahrfcheinlich ift, jo geht Die Meinung 
Preußens dahin, daß die beiden Mächte Defterreih und Preußen 
wohlthäten, dahin zu flimmen, Daß der Deutjche Bund die Sich er— 
ftellung der Tandfländifchen Verfaſſung des Großherzogthums 
Sadhjen-Weimar-Eifenach, ſowie Diefelbe in dem Grundgejeß dar— 
über enthalten ift, in Gemäßheit des Buchflabend, Sinnes und 
Geiftes der Bundesacte übernehme”. 

In Folge dieſer AUnfichten entſchloß fih nun Metternich, wider 
Willen Die Garantie der weimarſchen Verfaffung auch Seiten 
Defterreich8 am Bundestage zu übernehmen. Er that Dies jedoch 
nur unter beftimmten Vorbehalten. 

Der öſterreichiſche Praͤſidialgeſandte Graf Buol ſprach fich 
nämlich folgendermaßen aus*): Der auf Veranlaſſung Sr. 
Königlichen Hoheit des Großherzog von Sachjen-Weimar in Der 
achten Sitzung Diefer Bundesverfammlung vom 2, December v. Sy. 
zur Berathung gefommene Antrag, die landſtändiſche Verfafjung 
des Großherzogthums Sachjen-Weimar-Eifenach unter die Garantie 
des deutſchen Bundes zu nehmen, verdient ſowohl in ftaatsrecht- 
licher Beziehung, als in jener der Ausbildung der in der Bundes- 
afte nur angedeuteten Beftimmungen, die tieffte Erwägung. 

In Folge des Antrages Sr. Königlichen Hoheit des Groß: 
herzogs glaubt der Faijerlich-fönigliche Hof vor allem bemerfen 
und hiermit zum Protocol erklären zu müfjen, daß die Gompetenz 
der Bundesverjammlung, jenem Antrage im Namen des deutjchen 


*) 9. Br. 1817. 8. 93. 
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: Bundes zu willfahren und die gewünfchte Garantie zu übernehmen, 

! nach Diefjeitiger Anficht, und zwar mit bloßer Rückſicht auf die 
Bundesakte, keinem gegründeten Zweifel unterliegen dürfte. Sollte 
diefer Grundjag (welchem der Faiferlich-öfterreihiiche Hof voll 
fommen beipflichtet) jelbft nicht unbedingt angenommen werden, 
jo bedarf es wohl feiner Erörterung, Daß der deutſche Bund in 
feiner Gejammtheit eine hohe Stelle in Dem europäischen Staaten 
Spyfteme einzunehmen, demnach ald eine Macht zur Ausübung 
jedes feinen Grundbegriffen gemäßen Rechts berufen jei. 

So wie nun aber jede Macht als jolche ohne Rüdficht auf 
die Form ihrer eigenen inneren Verfaſſung, zur Uebernahme von 
GSarantieen überhaupt, eben jo wie zur Uebernahme anderer 
Außerer Staatöverpflichtungen berechtigt ift, jo wie Die europäilche 
und unjere vaterländiiche Deutjche Staatengejchichte uns zeigt, 
daß auch ſelbſt während des Beftandes Der deutſchen Reichsver⸗ 
faſſung einzelne deutſche Staaten in Garantie-Berhältniffen unter 
fich und aud mit auswärtigen Mächten flanden; wie fönnte man 
zweifeln, daß Deutfchland im Ganzen, im neuen hohen Vereine 
feiner Fürften und freien Städte, heute Die Garantie der ftän- 
diſchen Verfaffung eines Deutschen Bundesftaats zu übernehmen, 
nicht ebenfalls berufen jein Jollte ? 

Die erſte und unbedingte Rüdficht jedoch, welche 
der deutſche Bund bei der Uebernahme der Garantie 
der ftändifchen Verfafjungen in den ihn bildenden ſou— 
veränen Staaten zu nehmen hat, ift ficher Die, daß die 
ſtändiſche Verfaſſung des einzelnen Staates nicht Den 
Bedingungen Der Bundesafte widerftreite;s Denn neuere 
Verpflichtungen können nur mit früheren Fundamental: 
Beflimmungen übereinftimmen, und ein Stanten:Berein 

würde mit fih in Widerfprudh fallen, wenn er die Ga- 
rantie von Grundfäßen in ihrer Anwendung übernähme, 
weldhe mit dem Ur:Vereine in offenem Widerftreite 
ftänden. Ohne daher fih auf ganz ungeeignete Art im 
Die allgemeine Würdigung jener landftändiichen Ber 


| 
*) Siehe oben ©. 104 die Meinung Baierns. 8* 
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faſſung des Großherzogthuus einzumijchen, ſondern 
während man vielmehr in dieſer Hinſicht die Ueberzeu— 
gung ausſprechen muß, Daß unter der erwähnten Modi— 
fication übrigens im Allgemeinen der vereinte Wille 
der Fürften und die Stände zu erfennen und zu achten 
ift; und ohne eben Daber aud Die Unveränderlichkeit 
Diefes Willens feftfeßen zu wollen, jondern während 
ebenso in dieſer Hinficht alles der freien Bereinigung 
zwijchen Fürften und Ständen vollfommen im Laufe Det 
Beit überlaffen bleibt, Fann alfo der ung leitende Ge 
fihtspunft für Die Gegenwart, fowie für die Zukunft 
nur durch Die Bundesafte ald gegeben betrachtet werden. 

Zugleich jol aber dieſe Eaijerlich-Tönigliche Bundestags: 
Geſandſchaft noch erinnern, DaB jo wenig unter fouweränen 
Mächten bei Uebernahme foldyer Garantieen immerhin auch bie 
Form, deren Wirkſamkeit in allen einzelnen Beziehungen noth 
wendig feitgejeßt wird, jondern fo wie dieſes theild in den unter 
fouveränen Fürften überhaupt geltenden wölferrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen und üblichen allgemeinen Staatspraxis, nach Zeugniß 
der Geichichte, jeine Erledigung findet, theild aber im deutſchen 
Lande jede mögliche Lücke durch Die fernere Entwidelung der 
Bundesafte ausgefüllt werden wird, jo glaubt auch der Faijerlid- 
föniglihe Hof, Daß der Abgang der Feſtſetzung der orga- 
nifhen Verhältniſſe Des deutſchen Bundes, welder 
Deutjchland mit gerechter Erwartung entgegen fieht, 
uns nicht abhalten kann, dem Antrage Sr. Königlichen Hoheit 
zur Beruhigung von Fürften und Ständen unter den bewährten 
Beitimmungen zu willfahren, 

Der kaiſerlich-königliche Hof ſtimmt demnach, in Erwägung 
aller oben berührten Nüdfichten, für Die Hebernahme der Garantie”. 

Preußen ſtimmte Den Reſerven Oeſterreichs vollkommen bei 
und erklärte ſich dahin, daß die Bundesverſammlung nach dem 
Antrage des Großherzogs von Sachſen-Weimar-Eiſenach die 
Sicherſtellung der landſtändiſchen Verfaſſung des Großherzogthums, 
ſowie dieſelbe in dem Grundgeſetz darüber enthalten und im Ein⸗ 
verſtaͤndniß des Landesherrn mit den Staͤdten nachgeſucht worden 
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fei, in Gemäßheit des Buchſtabens, Sinnes und Geiſtes der Bun- 
desafte Übernehmen könne. 

Der preußischen nnd Hfterreihiichen Abſtimmung in ihren 
Referven Schloß fi auch Niederlande an, und Gagern mußte 
wiederum erleben, daß feine auf eigene Verantwortung nach all- 
gemeiner Suftruction gemachten Aeußerungen (S. 106 ff.) nicht 
überall von feinem Kabinet gebilligt wurden. 

Baiern, Sachſen und Hannover, ſowie Baden, die beiden 
Heflen, Dänemark wegen Holftein und Lauenburg, ferner die 14., 
15., 16. und 17. Stimme, ftimmten ohne weitere Referve einfach 
für die Uebernahme der Garantie. 

Der württembergijche Geſandte dagegen erklärte, daß er die 
beftimmte Inſtruction habe, ſich in jedem vorkommenden Falle 
ſtreng an den Sinn und den Buchſtaben der Bundesakte zu 
halten; in dem vorliegenden Fall finde er es jedoch ausnahms⸗ 
weife angemeiten, dem Munjche des Gropherzogd von Weimar 
zu entſprechen und die Garantie für feine Gonftitution zu über: 
nehmen, 

In würdigfter Weiſe fprachen fich aber die ſächſiſchen Für- 
ftenhäufer Dur) ihren Geſandten aus: „Von den herzoglid)- 
ſächſiſchen Höfen bin ich angewiefen, den großherzoglichen Antrag 
zu unterflüßen. Die Meinung, daß ed dem Bunde, als 
einer nicht jelbftfländigen Macht, offenbar an der Com— 
petenz fehle, die Sarantie der weimar⸗-eiſenachiſchen 
Grundverfafjung zu übernehmen, hörte ich in der achten 
vorjährigen Sigung um jo mehr mit Bedauern, weil 
durch dergleichen Neußerungen ein Schein von Wahrheit 
auf die ungegründeten Vorwürfe fällt, Die man Dem 
deutſchen Bunde gemacht hat, als ob fein Zwed nur da— 
hin gebe, die durch den Umſturz des deutſchen Reichs er- 
worbenen Souverainetätärechte zu fichern und Den Unter: 
thanen die Rechte ferner vorzuenthalten, welche ihnen 
die vormalige Verfaſſung zwar bei ihrer Ausartung 
nicht immer gewährt, aber Doch in der Theorie ver: 


heißen hat. 
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Die Bundesakte jagt im 11. Artikel: „Alle Mitglieder Des 
Bundes garantiren fich gegenfeitig ihre jJämmtlichen unter Dem 
Bunde begriffenen Befigungen”. 

Es ift aber Doch wohl nicht mehr ſelbſtſtändige Macht erfor: 
derlich, den Unterthanen auf ihres Fürften Verlangen unbeftritterie, 
vertragsmäßige Rechte gegen Tünftige Glieder de3 Bundes zu 
garantiren, als den Landesherren ihre Beſitzungen“. 

Diefe Aeußerung erregte einen Sturm in der Verfammlung, 
der freilich nicht in das Protocol verzeichnet wurde. Allein 
Oeſterreich vergaß den jächliichen Fürften dieſe entichiedene Ab— 
ftimmung in langer Zeit nicht. Die Nation fah aber, daB es 
noch Fürften in Deutjchland gab, welche den früher gegebenen 
Verſprechungen eingedenf blieben, 

Der gezogene Beſchluß Tautete num: „Daß der deutjche Bund 
die Garantie des am 5. Mai 1816 errichteten Grundgefeßes über 
die Tandftändifhe Verfaſſung des Großherzogthums Sachſen— 
Meimar-Eifenach ganz, wie fie damals von Sr. Königlichen Hoheit 
dem Großherzog und den Ständen verlangt worden fei, über— 
nehme“, 


1. Die Verhandlungen über die württembergifche Werfaffung. 


Bekanntlich hatte Das ehemalige Herzogthum Württemberg 
eine landſtaͤndiſche Berfaffung, welche den Landftänden fehr große 
Rechte verlieh. Der durch Den Preßburger Frieden zum König 
gewordene Kurfürft Friedrich hob aber diefe von dem Herzog 
Sriedrih I. im December 1797 mit den Ständen vereinbarte 
unmwiderruflihe Gonfirmation der verfaffungsmäßigen Landes— 
Srundverfaflung ohne Weiteres auf und regierte ohne Landſtände. 

Die von und im erften Bande dieſes Werkes gejchilderten 
Berhältniffe zur Zeit des Wiener Congrefjes *) und die bedenf- 
Tichen Zuftände feines Landes **) veranlaßten den König Friedrich, 


*) S. 1—107. 
+) Berk IV. Gervinus Geſch. des 19. Jahrh. — Hierin findet fich die 
eingehendfte Schilderung der württembergifchen Zuflände. 
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den Ständen die Grundzüge einer neuen Verfaffung vorzulegen. 
Die Stände verlangten Dagegen Die Wiederherftellung der alten 
Verfaſſung. ‘Die langen, verdrießlichen, aufregenden Streitigkeiten, 
welche zwijchen dem König umd Den Landſtänden bis zu des erftern 
Zode (Detbr. 1816) ftatt fanden, verbreiteten eine allgemeine Aufre- 
gung Durch alle Theile Deutjchlands. Neue Hoffnungen wurden gefaßt, 
ald König Friedrich flarb und der von Vielen hochgeehrte, durch 


deutſche Sefinnungen als das Gegentheil feines Waters, befannte 


Kronprinz zur Regierung gelangte, obwohl bei der Haltung des 
Adels und der altwürttembergijchen Partei Diefe Hoffnungen noch 
ſehr problematifch fchienen. Anfangs hatte felbft Stein Ende 
September 1815 in einem Briefe an Graf Walde, den Führer 
der Adeld-Oppofition in Württemberg, die Haltung der Stände 
ald den Kampf der Freunde einer anftändigen und gejeßlichen Freiheit 
mit den Anhängern der Gewalt und Blinden Willfür bezeichnet 


und der Sache der Landſtände den Sieg gewünſcht, ja felbit 


geäußert, daß fi Die Bundesverfammlung nach ihrer Eröffnung 
mit der Bejeitigung der württembergijchen Streitigfeiten zuerft 


beſchaäftigen müßte. Als aber der König durch die Minifter v. 


Mandelsloh und v. Wangenheim bewogen war, am 13. Novbr. 
1815 neue Vorfchläge an Die Stände gelangen zu laſſen — 
„vierzehn Yundamentalpunfte, welche ſowohl im Geiſte der alt: 
württembergijchen, al3 in jeder guten Verfaſſung gegründet find” — 
in welchen er ausgedehnte Nechte namentlich in Beziehung auf 
die Steuerbewilligung und das Finanzweſen, jowie auf die erfor: 
berlihe Zuflimmung zu neuen Geſetzen im Allgemeinen gemacht 
hatte, neigten alle bejonnenen und gemäßigten Freunde Der ver- 
fafjungsmäßigen Freiheit ſich auf Die Seite des Königs und Sprachen, 
Stein an der Spike, ihre Mißbilligung über die Oppofition der 
altwürttembergijchen Partei gegen Die wohlgemeinten Vorjchläge 
des erftern aus *). v. Wangenheim Eonnte fich nicht enthalten in 


, einem Briefe an Cotta, deſſen Wirffamkeit in der Verfallungs- 


angelegenheit jehr bedeutend wurde, über den Adel in jehr ununı- 


*) Ders V.S.9f. 
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wundener Weife fich zu äußern *). Dieſe Gefinnung ſchien ſich auch 
nach dem Tode König Friedrichs nicht zu ändern. Indeſſen griff 
aud) der König Wilhelm die Angelegenheit mit beftem Willen 
und unverzüglich von Neuem an, berief auf den Rath m. 
Wangenheims und Cottas den Frh. v. Stein zu fih nad Stutt⸗ 
gart und eröffnete dann (3. März 1817) die Ständeverfammlung. 
Wiederum begannen die erbärmlichften Streitereien Der privilegirten 
Stände und dieſe führten endlich) zu dem befannten Ultimatum 
des Königs, mit deffen Ablehnung Seitens der Stände Die 
Ständeverfammlinng aufgelöft wurde (d. Juni 1817). 

Die Aufmerkfamfeit der Bundesverfammlung wurde nun 
auf die württembergifche Angelegenheit rege, insbejondre ſeitdem 
jelbft der Bruder des Königs, Prinz Paul von Württemberg ſich 
an die Spiße des unzufriedenen Adel3 geftellt hatte **) und man 
allgemein von Steuerverweigerung ſprach. v. Gagern faßte zuerft 
die Angelegenheit etwas fchärfer ind Auge und juchte zuvörderſt 
privatim Die Meinungen feiner Gollegen zu erforjchen, hatte aber 
doch auch Schon Gelegenheit genommen, bei der erften Vertagung 
der Bundesverfammlung (17. Aug. 1817) folgende Worte öffent- 
lich auszufprechen : 

„Dem Adel unferer Zeit in Deutjehland ift weit eher vor⸗ 


*) Die jungen Heren haben Feinen Begriff vom Staate und ihren Ver—⸗ 
hältniffen zu diefem. Sie möchten das Unmögliche verbinden. Sie mödten 
auf einer Seite fühn und verderbend wirken, wie Mirabeau; auf der andern 
Seite aber möchten fie auch die Vorurtheile und Vortheile für ſich retten, 
denen jener entjagt hatte. Es ift erbärmlih, wie dieſe Menfchen tief flehen, 
und man kann es beim Teufel! am Ende den Fürften und ihren Winiftern 
nicht übel nehmen, wenn fie einen Kern-Despotismus auf folche Breiartige 
Lauſerei pfropfen. | 

**) Bei Berk V. ©. 112 findet ſich die Notiz, daß der Prinz eine Be 
ſchwerde an den Bundestag gerichtet, der fie aber zurücdgewiefen. Wir haben 
über diejelbe aber weder in dem Gingangsprotocolle, noch in den Bundestages 
Protocolle ſelbſt eine Nachricht, viel weniger aber einen Beichluß finden koͤnnen. 
Auch das fehr genaue Regifter des Jahrs 1817 erwähnt nur des Fürſten von 
Thurn und Taris, Graf v. Walde und einiger anderer Mebdiatiftrter, als Be 
jchmwerbeführer wegen Erfüllung des Art. 14 der Bundes⸗Acte. 
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zuwerfen, Daß er die Pflichten gegen fich ſelbſt, als die gegen 
andere vergißt. Aus Liebe zu den Waffen verjchmäht er zu ſehr 
die gründlichen Wiflenjchaften. Er mißfennt oft feine Tage, regelt 
und ordnet ſich ſelbſt nicht, und bleibt in den Anftalten und 
nothwendigen Bedingungen feiner Erhaltung zurüd, Statt ber 
Verfolgung find die ungemein jchweren Opfer der Mediatifirten 
unftreitig ein Motiv der Fürſorge, Rüdficht und Begünftiaung, 
nody mehr aber dienen fie zur Entfehuldigung, wenn diefe Klaffe 
ih augenblidlih noh den Anwandlungen übler Xaune hingtebt, 
oder von ſelbſtſüchtigen Abentheuerern irre führen 
läßt. Da, wo e8 auf Anordnungen für Sahrhunderte anfommt, 
find ohnehin die Inconvenienzen des Augenblicks nicht von erfter 
Bedeutung, Montesquieu bielt den Adel für einen natürlichen 
Zwifchenftand und Stüße des Throns. Aber er hat weder 
gejagt noch jagen wollen, daß er immer fechtend für die Erwei- 
terung der Kronprärogativen müſſe gefunden werben; und Delolme 
bat neuere Beifpiele gefammelt, wo dad Oberhaus die National: 
freiheit gegen Srrthümer des Unterhauſes bejchirmte.” 

Wir haben ſchon an anderer Stelle gezeigt, wie erbittert ein 
großer Theil des Adels über dieſe an jolcher Stelle geſprochenen 
Worte v. Gagernd war. Am meilten fühlten fich aber Die wuͤrt⸗ 

tembergijchen Standesherren getroffen und Graf Waldeck machte 
ſich zum Wortführer Diefer Partei. Er jchrieb folgendermaßen 
an Frh. v. Sagern: 
Hocgeborener Reichsfreiherr! 
Hochgeehrtefter Herr Staats⸗Miniſter! 

Das Urtheil Anderer hat für mich einen doppelten Werth: 
einmal finde ich in dem Tadeluden den Standpunkt für Die Prü- 
fung Des eignen Betragend bezeichnet; Dann ehre ich es vorzüglich, 
jobald es von Menjchen fommt, die ich ehre. — Aus Diefem 
Grund ift mir das Urtheil E. E. befonderd wichtig; und der 
Werth, welchen ich darauf jege, begründet meinen Wunjch, Ihnen 
meine Gründe freimüthig vortragen zu können. Dieſe Zeilen 
entipringen aus demſelben; nehmen Sie fie eben jo gütig auf, 
ald vertrauungsvoll fie gejchrieben werden. 

E. ©. letter, denfwürdiger Vortrag an Die deutjche Bundes- 
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verfammlung bemerkt, Daß es den Mediatifirten zu verzeihen fei, 
wenn fie fich übler Laune hingeben, oder den Rathſchlaͤgen poli- 
tijcher Abentheurer folgen, — Seit dem Ende des Wiener Kon— 
greijes ift von Den Mediatſtänden Fein Schritt gefchehen, ohne 
daß ich unmittelbaren Antheil daran genommen hätte; Deshalb 
und bei dem von meinen Verwandten und Leidsgenoffen mir be= 
wiejenen, vorzüglichen Vertrauen, ift es Daher Doppelte Pflicht 
für mich, jedes — wie vielmehr ein ſolches, gerade? von Ihnen 
ausgefprochenes Urtheil um fo mehr zu beachten, je forgfältiger 
wir juchen müflen, in unferer mehr als jchwierigen Lage, von 
allen Seiten gedrängt und bedroht, und von Niemand gejchüßt, 
dem Verderben auszumweichen. — Begreiflich ift allerdings der 
Unmuth, und ſelbſt der Unmwillen — wer wollte dieſen verargen! 
— welchen die Mediatifirten fühlen müflen, wenn fie Die Opfer 
überbliden, welche der Rheinbund ihnen auferlegte, und die Durch 
unreblihe Vollſtrecker feiner Beſtimmungen endlos gefleigert 
wurden; wenn fie erwägen, daß ſeit Deutichlands Befreiung 
immer gleid) hartes, ſelbſt härteres Schickſal auf ihnen laſtet; 
wenn ein Monat nach dem andern vorbeigeht, ohne daß — 
Preußens gerechte Regierung ausgenommen — etwas für jie 
geichieht, und wenn fie überhaupt die öffentlichen Verhältnifje im 
Innern der deutſchen Staaten, die Erwartungen, die Forderungen, 
die Stimmung der Einzelnen, und das erwägen, was gefchieht 
und gejchehen dürfte. Meine Eingabe an den Bundestag vom 
31. Juli bezeichnet den Stand unſerer Verhältnilfe genau; ich 
lege fie hier an, obwohl ic) weiß, Daß Wenige fie jo genau kennen, 
und fo genau würdigen, al8 gerade E. E. — Die zweite Beilage 
— mid) perfönlidy betr. — wird Ihnen beweilen, daß einzelne 
Negierungen nichts verabjäumen, jene etwaige üble Laune Ein- 
zelner wohl begründet zu erhalten. Sp gerecht fie aber ift, fo 
gewiß ift Doch Durch Unſre Schritte Nichts gejchehen, was fie 
geäußert hätte. Unſre Schritte waren, daß wir geduldet, geleiftet, 
um Hülfe gebeten, und auf diejenige Hülfe gehofft haben und 
noch hoffen, welche fommen muß, weil Ungerechtigkeit vor Gott 


*) Wir fommen weiter unten auf die Angelegenheit zurud. 
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nicht Dauert, wenn fi) auch Alles zu ihrer Erhaltung vereinigt. 
Wir haben jedes öffentlich ausgefprochene Wort geprüft, und 
waren zufrieden, nur dasjenige zu verwahren, was die Urkunde 
des Rheinbundes — indem fie und Andern unterwarf — und 
die Deutjche Bundes-Acte uns beließen und garantirten, — Könnten 
wir mehr noch dulden, ald wir gethban haben? Könnten wir 
willenlojer über ung verfügen laſſen, ald es geſchehn? Haben 
wir je Die Form verleßt und dadurch üble Laune geäußert? Ich 
glaube dieſes nicht; Doc wäre der Fall möglich und denkbar, 
und willig werden wir gewiß jede hierauf fich beziehende Bemer⸗ 
fung für unſer Betragen beachten. — Abentheurer jeder Art 
verachte ih; — wie Viele trägt Europa! — fie find ein 
elendes Erzeugniß überfpannter oder jchlechter Gefinnungen, ſich 
oder Andere betrügend, voftmal3 aber Beide. Letztes Schickſal 
trifft Die politifchen Abentheurer häufiger, als Andere; je weiter 
der Kreis der Bewegung, deſto größer die Gefahr für den ſich 
ihm NRahenden. Bon diejfer Heberzeugung ausgehend, werde ich 
den Rathſchlägen jolcher Männer nie folgen; aber ich kenne die 
Mehrzahl meiner vormaligen Mitftände genau genug, um für 
ihre gleiche Gefinnung zu bürgen. Jene Bejorgnifje haben wir 
gewiß nicht erwedt, und ich bin überzeugt, Daß wir jenen Vor⸗ 
wurf nicht verdienen, — Ich fendete E. E. einen Abdrud meiner 
Abftimmung in der Ständeverfammlung Württembergs vom 2. 
Juni; jeitvem find in dem 38. Hefte der Verhandlungen alle 
vota abgedrudt worden; ich bezweifle nicht, Daß Sie dieſen Acten- 
ftüden eine wohlverdiente Aufmerkjamfeit widmen werden. — 
Bon dem blinden Fefthalten an dem Alten, Ungeprüften und 
Unbrauchbaren, von der Erlangung eines Standpunftd, ald Staat 
im Staat, von felbftfüchtigen Abſichten, politifchen Planen, Beein- 
trächtigung der NRegentenrechte, und allen dem Unwefen, war die 
Nede nicht, deſſen man uns, den beliebten Dperationsplan Des 
Freih. von Wangenbeim, den er in feinem bekannten Brief an den 
Höchſtſel. König Rund that, verfolgend, fo eifrig bejchuldigt hat. 
Veberzeugung ward ausgesprochen, und diefe gründete fich darauf, 
daß der Stimmende durch andre Abftimmung fich den gegründeten 
Vorwürfen der Mit: und Nachwelt auszufegen glaubte. — Un: 
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möglich wird es wenigſtens mir ftetS fein, wie Damals, enenid$t 
mehr dargebotene, jondern als unabänderliher Wille vorgefhrie= 
bene Verfaflung anzunehmen, ehe fie berathen und fih darüber 
verftändigt ift; den Boden des Rechts — geheiligt durch den 
blutigen Kampf für jeine Feſtſtellung — gerade Dort zu verlafien, 
wo, ihn nicht aufzugeben, von vorzüglicherem Werthe, ja entſchei— 
dend für Fünftige Negierungsmwechjel ift, und wo die Folge ein= 
maligen Verzichts nicht zu berechnen wäre. Uumöglid war es 
nir, eine Acte als Verfaffung anzunehmen, wodurch der Regent 
zu einem Repräfentant des Anfeheng der Krone und zu dem Voll— 
zieher des Willens eines oligarchiſchen Raths der Minifter her- 
abgejegt wird, welche Die Landesrepräfentation Durch Bermengung 
derjelben mit ihr zu ihren Werkzeugen macht, oder — geſchieht 
diejes nicht — Den Grund einer unheilbringenden Spaltung legt, 
eine Acte, wodurch das Necht der ftändischen Theilnahme an der 
gejeßgebenden Gewalt umgangen wird, die Geſetze des letzten 
Zeitraums der Willkür von der ftändifchen Prüfung ausgejchloffen 
werden, weldye Die Rechte des regierenden Hauſes verlekt, Das 
Eigenthum bedroht, indem die Nechtshülfe in jedem Augenblick 
bejeitigt wird, die das Kammergut als Staatsqut der Veräußerung 
blos ftellt, und damit unfre Nachkommen bedroht, nad) Tedigem, 
warnendem Beiſpiel andrer Staaten die Laſt des Staatöbedarfs 
allein tragen zu müſſen; eine Acre, Dur deren Annahme Dem 
Land, ungeprüft und ohne Nachweilung, eine unverhältnigmäßige 
Schuldenlaft aufgelegt, ein unhaltbarer, nachtheiliger Tilgungs⸗ 
plan zum Gonftitutionsartifel gemacht, daneben aber eine Summe 
von etwa 6 Millioneu Gulden Landesjchulden auf Commünen 
und andre Gorporationen belafjen wird, welche das Gemeinde- 
vermögen und Eigenthbum der Stiftungen nicht fichert, Die das 
altdeutjche, erprobte, anwendbare, von Mängeln zu reinigende 
(nad unjren Vorjchlägen gänzlich gereinigte) Stenerverwilligungs- 
ſyſtem aufgibt und gegen Ideen vertaujcht, und Der Repräfentation 
eine Form gibt, Die den Keim des Unbeftandes trägt. — Diele 
Annahme fei fern von mir; mit Ruhe jehe ich auf meine Theil- 
nahme an dem ſtändiſchen Beichluß vom 2. Juni, weil er der 
Erfolg treuen Pflichtgefühls war, jo wie überhaupt auf meine 
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Würkſamkeit als württembergifcher Landſtand, weil ich Fein 
Ariftocrat, wozu mich Die minifteriellen Parteigänger einzelner 
Regierungen durch ihre öffentliche Blätter jo gerne ftempelten, 
aber auch fein Democrat — wozu ich, wenn's zum Plan paßt, 
auch wohl gemacht werde, wohl aber ein leidenjchaftlicher Freund 
des Rechts und Vertheidiger deflen bin, daß Jedem das Seine 
werde. — Sch weiß E. E. Huldigen den Syftem der Abtheilung 
der Volfsrepräientation und jeiner Anwendung in Deutjchland; 
ich erinnere mich, meine Gründe Dagegen Ihnen einft bei Dem 
verehrten Freih. von Stein kurz bezeichnet zu haben, die auf den 
Adel und feinen veränderten Standpunkt und auf Württemberg 
Verhältniſſe fich bezogen; aber ſo wenig ich anftehen werde, in 
eine auf richtige Grundfäße geftüßte Trennung zu willigen, eben 
jo gewiß bin ich, daß Sie eine Pairs-Kammer nie billigen werden, 
welche auf eıne Art zufammengejegt ifl, weldye fie zu einem hors 
d’oeuvre machen würde, in Der nicht der Stand Plab gibt, fondern 
ebenfall der beftimmte Güterbefiß, die fich jelbft ergänzt, nicht 
vermehrt werben kann, die Allee beherrſcht oder gar nichts 
bedeutet. — Nie fprach ein Andrer meine Meberzeugung fo un: 
ummwunden ans, ald der Freih. von Varenbuhler, indem er in 
ber Sißung vom 2. Juni Die feinige über diefen Gegenftand aus- 
drüdte. Lejen E. E. Diejes Votum, idy Bin überzeugt, daß Sie 
nicht beforgen werden, Männer, welche denken, wie diefer, werben 
von politiichen Abentheurern geleitet. Beſſer ift das Leben ohne 
Verfaſſung, als eine ſolche, welche uns in das Sahr 1789 — 
abfichtlicy oder nicht — verjeßen wird. 

Entjehuldigen Sie Diefen Erguß meines Gefühld; er war 
ein Bedürfniß. Denn ich wünjche ftet3 Rechtfertigung vor einem 
Manne von Ehre und Gefühl. Entſchuldigen Sie zugleich meine 
Ichlechte Handfchrift, Folge meiner gejchwächten Geſundheit, wegen 
welcher ich die hiefigen Bäder gebrauche, und bis zu Ende diejes 
Monats bier verbleiben werde. 

Nach den Ferien hoffe ich, perfönlich die vorzügliche Verehrung ıc. 
(unterz.): Georg Fr. Gr. zu Walded. 
Aachen, Dragon d’or, 18. Aug. 1817. 
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Gagern antwortete erfi am 14. Novbr. 1817 (ſ. u.), nach⸗ 
dem er zuvor die Situation am Bundestage ſich klar gemacht 
hatte. Die hier folgende Depeſche an den bolländifchen Minifter 
v. Nagell zeigt die Gefinnungen der Höfe in Der württembergi- 
chen Verfaffungsfache ſehr genau. Wir laffen ſie deßhalb folgen: 

Francfort, s. M. le 9. Novembre 1817. 
Monsieur le Baron! 
Le Roi n’ignore pas, ce que je pensais des affaires de 
Wurttemberg. 

Plus j’y songeais, plus je me sentais convaincu de la necessite 
d’une mesure quelconque, pour parer aux dangers, ou pour nous 
mettre à l’abri de tout reproche. Et apr&s ces reflexions il m’a 
parü etre la voie la plus douce, ou le minimum de nos devoirs; 
si Vous voulez, de nos droits constitutionnels: 

»de demander dans une seance confidentielle au Ministre 
»de Wurttemberg, si l’Allemagne, ou la Diete, peut @tre 
»tranquille sur la position de ce pays. et les evenemens 
»les plus imminens?« 

„Rann Deutjchland oder Die Bundesverfammlung über 
„ven dermaligen Zufland von Württemberg und Die aller: 
„nächiten Folgen beruhigt ſein?“ 

La base, le considerant de cette opinion, ou de cette motion, 
n’etait pas prise dans un assemblage de circonstances, dans tels 
ou tels symptömes plus ou moins graves, mais dans les propres 
aveux du Roi, dans cette m&me ordonnance du 24. Oct. di, ou 
le Roi convient: »qu’on s’obstine generalement, ä ne pas payer; 
»que les percepteurs font mal leur devoir, qu’il suspend bon 
»nombre de payemens; que sous peine il les engage, d’user de 
»rigueur, meme au moyen de garnisaires (Prefjer)”. 

Les choses & ce point, je n’ai plus vu la possibilite, ou une 
probabilit€ tant soit peu raisonnable, d’une bonne solution. 

I. Je dis, dans mon ame et consgience — qu’il n’est aucunement 
probable, que les Wurttembergeois, obstines en masse, — à ce 
point et avec les motifs, qu’ils alleguent, seront éffrayés des 
menates du Roi, ou de cetie Execution. 
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II. Si cependant l’execution avait lieu, assez forte et assez 
obeissante et disciplinde, pour contraindre toute la petite nation; 
— c’est encore une nouvelle source de maux, dout je ne citerai 
qu’un seul — Yanimosite entre le civil et le militaire serait in- 
finiment alimentee et augmentee par ce seul fait, dans toutes 
les parties de l’Allemagne. 

IN. Si le sang coule; ce qui est tr&s possible, — je n’ai pas 
besoin de faire un commentaire pour prouver, qu’il vaudrait 
mieux l’emp6cher. J’ajoute seulement qu’indubitablement on nous 
fera un reproche, de n’avoir pas use des moyens de l’empecher 
et je ne vois rien de mon cöte, pour me justifier. 

IV. Si le soldat est employ& et ne tire pas; s’il refuse 
Vobeissance; ce qui en verit&E n’est pas du tout incroyable — 
on en serons-nous? Non seulement la revoluton sera éclatée 
dans le pays de Wurttemberg; mais le plus mauvais exemple 
sera donne dans toute l’Allemagne. 

En verite, je n'ai point de sagacite, de sortir de ce 
labyrinthe. Et il n’y a pas de force physique ou morale, 
qui puisse en öter cette conviction. 

Cependant, au lieu de suivre V’impulsion et de faire la 
motion, commej’eu ai le droit, j’ai crü plus prudent encore, 
dans ces circonstances si graves et dans cette premiere 
occurrence, d’en parler à mes Collegues individuellement. 

Non pas systematiquement et d’apres un eertain rang de 
personnes, ou degre de confiance; mais guide par le hazard, 
comme ils me tombaient sous la main; ä commencer cependant 
par M. le President, qui etait venü me voir ce m&me jour. En 
Vous en rendant compte, Vous verrez les differentes nuances 
d’opinions : 

Mr. de Buol n’etait pas prepare à la proposition. Il y 
paraissait plus dispose, qu’il ne s’yccroyait autorise. Je me suis 
borne, à Vengager, d’en parler au Ct*. de Goltz; car personne 

n’est plus convaincue que moi des avantages de l’union entre 
ces deux Cours et leurs Ministres en matieré grave. Seulement 
ai ajoute, qu’ilme paräitrait preferable, que la motion soit faite 
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par un des premiers membres, plus immediatement interesse, 
que les Pays-bas; mais que, si on le voulait, j’y etais tout 
dispose. 

Les Ministres des Villes Anseatiques, de Mecklenbourg, 
d’Oldenbourg, des Duches de Saxe, ne m’ont pas fait d’objection 
majeure. Personne en general ne disconvient de l’etat de crise 
du Pays de Wurtiembere. 

Ces Ministres admettaient tous Purgence d’un remede, au 
degre, que je la voyais. 

Le Ministre de Bavierec est celui, pui m’a le plus satisfait 
et qui paräissait le plus me comprendre. Il s’est servi de 
l’expression: — qu’un Deus ex machina seul pouvait faire sortir 
de cet embarras. Je convenais, que le repos de l’Allemagne etait 
eminemment compromis; que l’art. II de l’acte de Confederation 
nous charge de maintenir; mais il pensait, qu’il etait encore plus 
modere — de parler individuellement, et non pas en pleine 
seance, — au Ministre de Wurttemberg. 

Comme nous enträmes fort avant en matiere et ihéorie 
politique, il n’y avait qu’une petite divergence d’opinion, sur le 
droit du Roi de Wurtiemberg ex jure foederis, d’implorer le 
secours de ses voisins; mais nous tombions d’accord, qu’il serait 
plus constitutionnel, plus utile, menant plus directement à bonne 
fin, de demander l’intervention de la Diète. Je proposait d’etre 
un des premiers, — à adresser cette sommation ou invitation 
au Cte. de Mandelslohe. . 

Arrivant le lendemain à notre seance, j’appris du Ci“. de 
Buol, qu’il n’avait pas encore parl& au Ct‘. de Goltz, mais bien 
au Bar. de Plessen, lequel paraissait se ranger de son cöte. 
S. E. connait la grande €stime, que j’ai pour ce Ministre. Mais 
jai vü sur le champ, on m’il y avait quelque mesentendü. Dans 
ce court entretien j'ai repete, combien on crierait contre nous, 
si le sang etait repandu, sans que nous eussions dit: »gare«. 
Le Ci°. objectait, qu’il avais autant de compassion, que tout 
homme bien sensant. Mais qu’en matiere de rebellion, son coeur 
etait un peu moins tendre. Fort-bien, lui disais-je;—- mais Vous, 
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qui connaissez le droit criminel et la matiere de Pimputation, 
songez, que ces gens la non seulement pensent £tre in re licita 
— mais encore pensent agir honorablement. JIIs invoquent leur 
constitution et les anciennes loix de ’Empire. Sougez encore 
qu’apres eux, ily a des veuves et des orphelins, et qu’en pareille 
matiere, les plus astucieux et les plus coupables savent souvent 
{irer leur epingle du jeu, pour sacrifier les plus inhabiles ou 
des imbeciles. Enfin, songez toujours à la grande difference, 
d’empecher un mal et son Eclat, ou de le guerir. J’ajoutais 
assez generalement, que le Roi de Wurttemberg, dans ce moment, 
ne demande peut-etre pas mieux, que de trouver une sortie 
honorable, qu’il n’a pas, apres avoir ordonne d’autres mesures. 

Enfin le Ct. a promis, d’en parler au Ct‘. de Goltz, et il 
a tenu parole. 

Le möme soir j’ai remontre le Ci’. de Goltz. Persanne 
n’est plus doux, plus calme, plus polique lu. Souvent ses 
phrases aimables, de rendre justice ä mon intelligence, à la 
noblesse de mes sentimens. 

Mais, il n’a fait, que me laisser entrevoir, qu’il n’osait pas. 

1. 1 lui paraissait, que l’urgence n’etait pas au point, ou 

je la voyais. 
V. E. sait, ce que j’en pense. 

2. Il ne doutait point, que la question nous parviendrait, et 

que ce seraient les etats, qui auraient r&cours à nous. 
Il me semble, qu’il vaudrait mieux, que se fut le Roi. 
3. D me disait, un peu avec air du secret, que les Cours 
méêmes s’en occupaient; — ce qui voulait ä-peu-pres dire 
à mes y eux, quwelles feraient des ouvertures à Stuttgardt. 

Ces Cours memes? — qui oblige le Roi, de les &couter? 
et quels sout leurs moyens de parler aux Wurttembergeois? — 
Ces Cours sont-elles bien rapprochees, pour se concerter? — 
Les droits des co-diats, ne sont-ils pas les. memes? — Est-ce 
PAutriche et la Prusse? — Ces memes Cours, n’ont-elles pas 
des Ministres iii? — La Baviere et Bade ne sont-elles pas un 
peu plus interessees au maintien de cette tranquillite? — — 

Zweiter Theil. 9 
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Si c’est PAngleterre et la Russie? Lord Castlereagh en sait-il plus 
que le Cte. de Münster ou Mr. de Martens? et juge-t-on bien à 


Moscoü de l’urgence des inconstances sur le Neckar? — Si Vous 


y comprenez la France?? — — 

La revolution Francaise a conduit les Pays-bas à leur perte. 
Celle de l’Allemagne, si elle aurait lieu, me&me partiellement, leur 
preparerait au moins des dangers incalculables.. Mon premier 





devoir est de l’empecher, autant qu’il est en moi, et jai crü 


m’en acquitter. 

S. M. pourrait-Elle croire instant, que j’ai moins de respect 
et d’egard pour Elle, que mes Collögues pour leurs Rois et 
Princes? 

Mais quelle permission devais-je demander à S. M., quelle 
instruction à V. E.? Faut-il demander la permission de croire, 


que Yart. II nous charge de maintenir la tranquillite interieure? 


Faut-il demander la permission de croire, que nous faisons 
bien de demander information? 

De croire, que le Wurttemberg se trouve dans une facheuse 
position ? | 

De croire, que ce Decret du 24. Oct. existe? Qu'il est 
difficile de contraindre ou Eexecuter tout un Royaume? 

Que Péclat ou des scönes tumultueuses ou sanglantes seraient 
un tres grand mal? 

Que la St. Martin tombe au 11. Novembre? 

Enfin, que c’est une sortie honorable, que nous menageons 
au Roi, necessairement dans l’embarras? — 

Voulez-Vous finalement savoir, ce que je pense de ce Prince? 
Je lui crois de l’esprit et du talent. Prince hereditaire il s’est 
peut-etre trop faufillE avec ce même parti d’opposition, qui an- 
jourd’ hui lui donne du fil à retordre. Soldat et Capitaine, il 
s’est battü avec vaillance, et ma reconnaissance est encore le 
sentiment dominant. Succedant à son père, il s’est empresse, 
ä en juger de loin, de mettre de l’ordre de l’economie dans son 
Royaume. Franchement il a offert une constitution, qui ne me 
parait pas mauvaise. Mais quandil a parl&E de son Ultimatum — 
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au lieu de menacer et de poursuivre aujourd’ hui sa menace — 
je vous forcerai — il devait dire: ou je demanderai l’intervention 
de qui il appartiendra. 

Sa pretention se reduit à celle des Stuarts. Les sujets 
doivent les contributions ordinaires, non parce qu’il est Prince et 
Roi de Wurttemberg; car voilä pre&cisement la question et leur 
objection — qu'ils ne doivent que Pimpòt constitutionnellement 
conserti; mais parceque cet Etat est membre Confederation Ger- 
manique, qui ne peut et ne doit souffrir le desordre et la disso- 
lution des forces militaires. Et personne n’a pris la peine, de 
leur fair entendre raison. 

Bien loin de lä, nous apprennons, que ce Seigneur a fait 
Mr. Malchus son Ministre des finances. Ce fils de mon ancien 
taileur aux Deux-ponts, est tres mal famé en Allemagne — une 
des sangsues de Jerome Buonoparte, et generalement deteste 
pour ce seul fait. 

Ces questions individuelles ont done eu lieu — de la part 
du Cte. de Goltz, du Bar. d’Aretin et de la mienne. Au moins 
je n'en sais pas d’avantage. Cependant S. M. verra la grande 
difference: — que le Roi n’a pas lobligalion d’y repondre; 
mais qu'il en aurait une très perfaile — si l’interpellatiou lui 
eiait adressee officiellement. 

J’ajoute, que je ne vols aucun inconvenient, de BERKER, 
quer copie de ma Depeche aux Cours alliees et amies de S. M. 

de suis etc. 


(sign.): Gagern. 


a Son Excellence, 
Monsieur le Comte de Buol-Schauenstein. 


Francfort s. M. le 12. Novembre 1817. 


Dans la piece ci-jointe j’ai mis le plus d’application, à ne 
pas m’ecarter de la verite! Je n’ai cependant pas assez de 
confiance dans ma memoire, pour esperer d’avoir retrouve 
precisement les m&mes termes. Si j’avais manque absolument 
le sens ou l’intention des paroles de Votre Excellence, je la prie 

9 % 
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de me corriger. — Comme le Mr. Ci“. de Mandelslohe faisait 
difficulte, d’eerire a la Cour, s’il n’avait une piecd en main, je 
n’ai pas fait difficulie de lui donner extrait jus qu’au passage 
sousligne de rouge *). — Soumettons cette conviction aux Cours. 
Disons plus. JI faut changer cette machine politique, ou laisser 
plus de latitude, — les mains plus libres. Cette m&me machine 
politique probablement peut operer le bien, si on ne lui en Öte 
les moyens de gailE de coeur. Mais j’avoue franchement, que 
notre responsabilit& me parait grande — et que vü l’etat assez 
critique de l’Allemagne ma personne n’y serait pour rien, si om 
avait l’intention de faire ici de la bouillie pour les chats. 

Serv. t. hum. 

(sign.): Gagern. 

Zu gleicher Zeit antwortete Gagern auch Dem Grafen Georg 
Friedrich zu Walded zu Gaildorf. 

Frankfurt a. M. den 14. November 1817. 
Hochgeborner Graf! 

Bei meiner Rüdkunft aus Italien Habe ih Ew. Hochg. 
Erlaß vom 18. Aug. vorgefunden. 

Ich kenne Sie zu wenig perfönlih, um ein ganz richtiges 
Urtheil über Ihre Abfichten zu fällen. 

Ehrgeiz ſelbſt ift Fehler oder Tugend nach feinem Maaß. 
Wie der Ihrige auch fein mag, fo find fie gewiß im Fall, ihn 
auf die beßre Weije zu befriedigen. Und zwar in der doppelten 
Eigenſchaft, ald Wortführer der Mediatifirten, und der würt- 
tembergifchen Landſtaͤnde. 

Ueber jene habe ich meine Meinung bereit ausgejprochen 
und werde es lebhafter und lauter thun, wenn bier die Sache 
zum Vorfchein kommt und meine Verhältniffe es zulaflen. Da 
aber die Hauptjache, Die Mediatifirung jelbft, nicht mehr zu ändern 
ift, jo ift Doch einmal einzulenfen und der Sache durch mäßige 
und beftimmte Forderungen ein Ende zu machen. Diefe For- 
derungen find in Deutjchland keineswegs gleichförmig und Der 

*) Diefer Strich befindet fi im Original an der Stelle, wo die Worte 
beginnen: En verite... f. o. ©. 127 vierten Abſatz. 
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unmittelbare Adel ift darin befjer zu Werk. gegangen. Sie fehen 
wie Die Frage von den Landftänden von jo allgemeinem Intereſſe 
ift, und die Mediatifirten würden fich gerechtem Vorwurf von 
allen Seiten ausjeßen, wenn fie dieſe Erledigung erjchwerten. 

Die Regierungen Tagen nicht ohne Grund, Daß, flatt auf 
den hohen Adel ihres Landes zählen zu können, fie Darin noch 
ihre vornehmften Widerfacher wahrnehmen. Das ift ein Uebel, 
dem Die Vernunft fteuern muß. Denn Sie ſehen in ganz Europa 
große drohende Uebel; — Uebel, die felbft die perjönliche Sicher: 
heit und Eigenthum gefährden, — und welche durch die Eintracht 
und vernünftige Handlung der vordern Stände wahrjcheinlich 
gehoben werben. Wenn Sie mich nun fragen: 

„Könnten wir mehr dulden, als wir gethan haben? 

„Könnten wir willenlofer über uns verfügen, ald es 

„geihahe? Haben wir je die Form verlegt und Dadurch 

„üble Laune geäußert? ich glaube dieſes nicht”; 
verzeihen Sie mir: — dieſe Meberzeugung wohnt mir nicht in 
eben dem Maße bei. Die Thatſachen |prechen ftatt alles Beweiſes, 
Ich habe auch ſehr übertriebene, mit dem Zuftand der Givilifation 
namentlich) im Artikel Der Steuerbefreiung, unerträgliche For⸗ 
derungen — hin und wieder vernommen, die, felbft bemwilliget, 
nicht halten würden. 

Wenn diefe angejehenen Familien ihre Diener haben, die fie 
vertreten, jo gehen dieſe jehr natürlich ihren eigenen Gang und 
glauben eine Pflicht zu erfüllen, wenn file ein vorgebildetes 
Marimum verfolgen. Sie, Herr Graf, find aber in einer uns 
abhängigen Lage, vermöge welcher Sie Einheit hervorbringen 
und jene Mittelftraße finden Fönnen. 

Ihre Ausftellungen an der im Württembergijchen angebotenen 
Verfafjung, haben mir fo wejentlich nicht geichienen, wenn ich 
den wichtigen Gegenftand ſchon nur von ferne, und nicht voll: 
fländig unterrichtet, jehe. Es jchien mir doch, der König Hat 
unterhandelt, nicht blos vorgeſchrieben. Wenn er Ahnen nad) 
langer Zeit fein Ultimatum gäbe, jo bedeutete ohne Zweifel 
ſolch' Wort nicht Zwang oder Gewalt und Willkür, Sondern 
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foederaliſtiſche Dazwiſchenkunft, Medtation derer, die fich Dazu 
eignen. 

Sehen Sie: 1. wie viel fie dort vor andern Staaten in 
Deutjchland voraus haben; 2. betrachten Sie als Eluger Politiker, 
daß die Derwilligung der Steuern das Wejentliche ift, wodurd 
man zu andern billigen Forderungen gelangen Tann, und fie war 
ihnen ohne Rückhalt angeboten; 3. betrachten Sie, daß Alt- 
Württemberg Fein felbftftändiges Volf, fondern eine Völkerſchaft 
ift, die mit den übrigen Deulfchen in Einklang fein muß; — 
und überlegen Sie 4. ohne Vorurtheil — die völferrechtliche 
Nothwendigfeit der Amalgamirung der Alt und Neu-Mürttem- 
berger; — dann wird das ganze Gebäude zerfallen, ein andres 
Rejultat, und die firenge Behauptung vom alten Recht in 
einem andern Lichte erjcheinen. 

Eine einfachere Behandlung des Gegenflanded wäre un- 
flreitig für ganz Deutſchland frommender gewefen. Jenes ange 
Hinziehen, Hin und wieder Schwulft, was ich jedoch ohne nament- 
liche Beziehung auf .irgend eine Perſon fage, bat ein allarmirendes 
übles DBeifpiel gegeben, Beſorgniſſe erwedt und vielleiht an 
einigen Orten dem üblen Willen Borwand geliehen, immerhin 
dad Gute gehemmt. 

Und die Zeit ift nicht vorüber, wo fie einlenfen, und dem 
Allen den Anftrich der Standhaftigkeit, veifer Meberlegung und 
folider Uebereinkunft geben Tönnen, wenn man ihnen dazn Anlaß 
gibt, Die Gemüther zu bejänftigen, richtigere Anfichten zu ver⸗ 
breiten und das Weſentliche vom Unmwejentlichen zu fondern. 

Ihre vertrauliche Yeußerungen, liegt ed mir ob, mit dieſen 
Privatmeinungen und mit der Verficherung der volllommenften 
Hochachtung zu erwiedern, womit ich verbleibe n. f. w. 


(unterz.): Gagern. 


Der baterifche Bundestagsgefandte fand indefjen, daB Sagern 
feine Abficht Faljch aufgefaßt habe und erließ deshalb ein Eir- 
cularjchreiben an einzelne feiner Collegen, welches wir ebenfalls 
folgen laſſen: 


135 


Si comme M'. de Gagern @nonce dans son rapport, je suis 
un de ceux, qui l’ont le mieux compris, il m’est bien douloureux, 
que ce Ministre ne paroit par se trouver tout à fait dans le 
meme cas vis-A-vis de moi. Au moins la maniere dont des 
propos tenus dans des discussion prolongees sont rapproches dans 
son rapport, sans qu’on puisse suivre tout le fil du discours, 
pourroit causer des mesentendus, auxquels je ne voudrais pas 
donner lieu. 

Qu’il me soi done permis de repeter ce que j'ai dit à cette 
0ccasion. 

Jai dit, que les affaires entre le Roi et les Etats me 
paraissent être parvenus à un degre de complication d’oü je ne 
voyais pas d’issue favorable, s’il n’arrivait quelque Deus ex 
machina, qui puisse les faire sortir de cet embarras, et je 
n’hesite pas de le dire encore, car c’est veritablement ce que 
je pense de cette malheureuse lutte. 

Mais je ne pensais pas que le situation actuelle des choses 
etait assez urgente pour engager la Diete d’en prendre notice. 

Si M'. de Gagern croyait que cette motion pourrait ouvrir 
au Roi une voie peut-€tre desirde par Lui m&eme, pour amener 
la mediation de la diete, je lui ai remarque au contraire, que le 
Roi n’avait pas besoin d’attendre cette occasion, s’il trouvait 
bon de se servir de ce moyen, et que cette intervention pr&coce 
pourrait plutöt Irriter S. M. et L’emp£cher d’en faire usage; 
qu'il faillait se menager cette mediation avec delicatesse, si toute 
fois elle devait &tre salutaire. 

Enfin j’ai fait mon possible pour faire valoir les raisons, 
qui pouvaient detourner M’. de Gagern de son projet. 

Je ne convenais pas que le repos de l’Allemagne était 
deja si eminemment compromis par la situation actuelle du 
Wurttemberg. 

Mais j’etais d’accord, que si ce cas existait, la diete serait 
indubitablement obligee, d’en prendre connalssance. 

Nos opinions e&taient differentes non seulement dans la 
maniere de voir Vetat actuel des choses, mais meme dans le 
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principe sur le degre du peril, qui devait exister, pour engager 
la Diete à une intervention ex officio. 

Je croyais, que les moyens dont le Prince pouvait se servir 
pour faire cesser les desordres, devoient Etre Epuises; quil Iui 
restait outre ses propres forces, le moyen d’invoquer l’assistance 
de ses voisin. 

Nous tombions d’accord, cependant, qu'il nous paraissait 
plus convenable et d’un meilleur effet sur l’opinion publique, si 
un prince, qui se trouvait dans le cas, de ne pouvoir plus apaiser 
les mouvemens du peuple par ses propres forces, au lieu de 
recourir au secours d'un etat, qu’il choisirait lui-m&me, voudrait 
plutöt reclamer l’assistance de la Confederation, afin qu’elle agisse 
d’une maniere constitutionelle et assez energique, pour pouvoir 
assurer le repos de l’Allemagne. 

Je conseillais ä M. de Gagern de parler confidentiellement 
de cet objet à d’autres Ministres, et m&me au Comte de Man- 
delsiohe. Je lui declarais en m&me tems, que jetais tout pret, 
a parler aussi de mon coté confidentiellement avec le Ministre de 
Wurttemberg non pas dans l’intention, pour l’engager à une 
declaration officielle, mais seulement pour nous éclaircir d’autant 
plus sur l’etat actuel des choses. 

Voilä Pessentiel de nos discussions amicales, qui peut &tre 
ont contribuds à engager M’. de Gagern de supprimer la demande, 
qu’il voulait faire au Cte. Mandelslohe dans une seance confidentielle. 

Je dois ajouter, que le lendemain, parlant au Comte de 
Buol, j’eus la satisfaction que ce Ministre etait entierement de 
mon avis; qu’il avait parl& dans le m&me sens au Baron de 
Gagern, et qu’il Eenoncoit son opinion conforme à la mienne par 
l’expression, qu’en cas pareil le »moderamen iuculpatae tutelae« 
devait &ire observ& ou, comme il expliquait cette phrase, que les 
mesures qui sont dans le pouvoir du Prince pour supprimer les 
desordres, devaient être Epuisdes, avant que la Diete pourrait se 
trouver dans le cas d’agir ex officio. 
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Der von Gagern fo ſehr gefürchtete Termin ging aber in Würt- 
temberg ftill vorüber. Die Steuern wurden richtig gezahlt, Das Land 
blieb ruhig und die öffentliche Stimme ließ dem Beftreben des Königs 
Gerechtigfeit wiederfahren. Schon am 14. Novbr. 1817 theilte 
v. Wangenheim, der unterdeflen Bundestagsgeſandte geworden, 
feinen Gollegen vertraulid, mit, daß das Stenerausfchreiben am 
24. Detbr. überall ohne Widerftand vollzogen fe. E38 exiftirt 
eine dem Bundestagsgeſandten vertraulich mitgetheilte Eleine 
ungedruckte Denkſchrift über den Damaligen Zuftand in Württemberg, 
welche wir (Verfaſſer Wangenheim ?) bier noch folgen Iaffen wollen. 

„Die Steuern werden in Württemberg, ungleich der in 
andern Staaten üblihen Einrichtung, nicht von Zöniglichen 
Steuereinbringern aus den Händen der Untertbanen erhoben, 
jondern von den Sommunvorftehern, namentlich vom Bürgermeifter. 
Auch Diefer Liefert fie nicht unmittelbar an die Staatsfaffe, ſondern 
an die Amtspflegfafle ab. Bürgermeifter und Amtöpfleger ftehen 
in Der Regel unter dem Einfluſſe der Stadtjchreiber. Dieſe 
haben das gleiche Sinterefje, weder das Volk aus der Vormund- 
haft, noch die Regierung in die Klarheit kommen zu laſſen. 
In der alten Verfaſſung juchen und finden Bürgermeifter, Amts⸗ 
pfleger und Stadt: und Amt3fchreiber die ficherfte Bürgſchaft für 
die Dligarchie, Die fie als ihr gutes altes Recht anfprechen; in 
der neuen Berfafjung finden fie zwar alle alten Volksrechte ohne 
Ausnahme wieder, zugleich aber auch das Grab ihrer Herrichaft 
und ihres betrügerifchen Erwerbs. Es wird dieß aus der alten 
fändifchen Oraanifation noch Flarer. 

Die Magiftrate, die nit vom Volle gewählt wurden, 
jendeten den Bürgermeifter zum Landtage, Der in der Regel ein 
Schreiber war, ein Schreiber aber — Ausnahmen gibt es bier 
wie überall — ift ein Subjeft, das von Himmel und Erde 
nichts weiß, als Rechnungen zu machen, Die niemand verfteht, 
ald wieder ein Schreiber; Inventuren und Theilungen zu fertigen, 
die fein Ende nehmen; und jene Gejchäfte zu verjehen, welche 
in andern Ländern theils den Notarien, theils aber auch den 
Amtleuten übertragen find. (Ausübung der fogenannten frei- 
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willigen Gerichtöbarkeit). In dieſe Geſellſchaft wurden einige 
Prälaten gemifcht, Die e3 gewöhnlich mit dem Hofe — und einige 
Adoocaten, die es in der Regel nur mit fich felber gut meinten. 
Aus dem Schoße ſolcher Verfammlungen wurden dann Heine 
und fich jelbft ergänzende Ausjchüffe gewählt, und dieſen Aus 
jchüffen wurde die Steuerkaſſe, — eine öffentlihe und eine 
geheime — anvertraut. Damit fie — die Mitglieder der Aus— 
ſchüſſe — regieren, ihre Verwandte in öffentliche Dienfte bringen 
und über die Kafjengelder frei Tchalten und walten Eonnten, 
durften nur alle 10 bis 20 Sabre Landtage gehalten werden, 
und Damit Feine Landtage gehalten werden müßten, bewiefen fie 
dem, in Schlaf feflgehaltenen Volke ihren Patriotismus durch 
Prozeſſe, Die fie beim Reichshofrathe anhängig machten und Dort 
unfterblich werden ließen, dem Regenten aber bewiejen fie ihre 
Devotion dadurch, daß fie feine Schulden bezahlten; zugleich 
machten fie fih Die üffentlihen Beamten durch Beftechungen, 
Renunerationen, Penfionen ıc. geneigt. Zur Jchuldigen Danf- 
barkeit gaben Fürft nnd Räthe den Ständen Gerechtſame auf 
Koften der Rechte Des Volks. 

In diefer Schule ift dad württembergiiche Volk politifch 
gebildet worden: aus dieſer Schule ging aud) der größte Theil 
der verfammelt gewejenen Landſtaͤnde hervor, und dieſe Schule 
wollten dieſe Stände foweit als immer möglich wieder herftellen. 

Eine Verfaſſung, welche die Magiftratswürde und die Land⸗ 
ftandichaft von der Wahl des Volks abhängig macht, welche die 
Ausichüffe abjchafft, und dieſen die geheime und Hffentlihe Ver⸗ 
wendung der Steuergelder entzieht, — mußte Reactionen von 
Seiten aller Biürgermeifter, Amtspfleger und Stadtſchreiber 
hervorrufen. An dieje fehließen fich aber zugleich alle eigennüßigen 
Amtleute an, da dieſe mit jenen nothwendig unter Einer Dede 
jpielen müfjen, wenn fie ficher das Volk auch ferner noch ausfaugen 
wollen. 

Darum ift Die neue Verfaſſung diefen, das unmündige Bolt 
zugleich gängelnden und ausfaugenden Menſchen ein Gräuel, und 
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darum durften fie fein Mittel unverfucht laffen, ihr altes Necht 
wieder herzuitellen. 

Ale Mittel fchlugen indefien fehl, und mußten nad und 
nach aufgegeben werden, bis auf das Eine und allerdings 
fräftigfte, die Steuern von den Unterthanen entweder nicht ein- 
zuzieben, oder doch nicht in die Staatskaſſe abzuliefern. Die 
Verlegenheit, in welche das Gouvernement Dadurch gefebt werden 
ſollte, müfle dieſes — fo glaubten fie — am Ende dahin 
bringen, einer Verbindung zwar fubalterner, aber das ganze 
Volk in der Zucht haltender Männer nachzugeben, und das alte 
Recht doch noch anzuerkennen. 

Die Regierung aber wußte wohl, daß nicht die einzelnen 
Unterthanen, daß ſelbſt nicht Die Gemeinden die Steuern ver- 
weigerten, jondern nur die Vorftehber der Gemeinden und Amts⸗ 
berfamnilungen; fie wußte wohl, daß auch Diefe die Ablieferung 
der großentheil8 erhobenen Steuern nicht lange würden verhindern 
fünnen, wenn, die Oberamtleute ihre Schuldigfeit thäten; und fie 
wußte wohl, daß dieſe die Hand ans Werk legen würden, wenn 
die Bezahlung ihrer Befoldungen von dem Eingange der Steuern 
abhängig gemacht würde; und darum Tonnte fie das Reſcript 
vom 24. October ohne alle Bejorgniß irgend einer thätlichen 
Reaction um jo mehr erlaffen, als die enragirteften Oberamts⸗ 
verfammlungen oder Gemeinden bereitd (mit Ausnahme der 
einzigen Stadt Eßlingen) erklärt hatten, daß fie die Noth- 
wendigfeit der Steuerausſchreibung vollfommen einfähen, und 
fih) nur verwahrten, daß diefe nicht Fünftig auch ohne ftändilche 
Derwilligung gejchehen möchte. 

Der Erfolg Diefer Maßregel war der vorausgejehene, indem 
jest Die Steuern fehr richtig eingehen, ohne daß auch nur ein 
einzige der den Steuerpflichtigen angedrohten Zwangsmittel hat 
in Anwendung gebracht werden müfjen”. 

Damit endeten natürlich alle Verhandlungen am Bundestage 
über die württembergijche Verfafjung, und Die wohlgemeinte Abficht 
v. Gagerns, bei dieſer Gelegenheit den Bundestag in Beziehung 
auf den 13. Artifel in Thätigfeit und zum Ausfprechen allgemeiner 
Principien zu bringen. 
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II. rt, XII. der Bunbesacte in der Bundesverfammlung. 

Die öffentliche Meinung fah die Erfüllung des Art. 13. Der 
Bundesacte als eine Hauptpflicht der Bundesftaaten an und ver- 
langte von der Bundesverfammlung, daß fie diejenigen allgemeinen 
Erforderniffe zufammenftelle, weldye als leitende Principien Den 
einzelnen Staaten bei Einführung oder Neubelebung der Ber: 
fafjungen dienen follten. Die Sommiffion, welche über die Reihen 
folge der Gejchäfte zu berichten Hatte, war aud bei dieſem 


Segenftande der Meinung gewejen, daß er jchnell erledigt werden 


müſſe. Allein, obwohl dieſe Meinung von der Bundesverfammlung 


einftimmig als die richtige angejehen wurde, wie Der einftimmige 
Beichluß darüber *) den Beweis davon liefert, jo war dennoch 


die Sache in feine nähere Betrachtung genonnen; nicht einmal 








eine Commiffion war dafür ernannt. Man ließ die Fürften und 


Stände in den einzelnen Ländern fich ftreiten und jchien Teinen 
Theil an ihrem Streite zu nehmen, ja man nahm nidyt einmal 
Notiz, wenn ein beabfichtigtes Vermittelungswerf ganz und gar 
zu Grunde gieng, wenn alle Verhandlungen zwijchen Fürften und 
Ständen abgebrochen wurden, wie Died ohne Ausjicht auf Wieder- 
aufnahme z. B. in Kurhellen geichehen war**). 

Erft auf Antrag Medlenburgs trat man der Angelegenheit 
wieder näher. v. Gagern nennt***) Ddiefen Antrag des Frh. 
v. Pleſſen eine der kühnſten und nachdrücklichſten Handlungen. 
Wie weit mußte ed gefommen fein, wenn in dem furzen Verlauf 
von Faum neun Monaten, nämlich von dem Beriht der Com: 
miffton über die Reihenfolge der Gejchäfte (17. Febr. 1817), den 
eben die Bundesverfammlung als vollfonmen gerechtfertigt ein- 
ftimmig anerkannt hatte), bis zur Sitzung vom 22. Dechr. 1817 


*) Bd. 1. ©. 214 ff. insbefundere ©. 231. 

**) Als Stein November 1817 in Frankfurt anweſend war, berührte 
ihn die Veränderung in den Geflnnungen vieler Bundestagsgefandten fehr 
chmerzlich. Nur Gagern, Pleſſen, Eyben, Berg und Smidt nebft dem 
neu eingetretenen Wangenheim hielten an der guten Sache fell. Stein ent 
widelte in der preußijchen ftändifchen Angelegenheit eine fehr große Thatigkeit, 
wie wir das jetzt aus Pertz Leben Steins V. S. 160 wiſſen. 

***) v. Gagern. Mein Antheil an der Politik. III. S. 209. 

7) Bd. J. ©. 231. 
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der Antrag v. Plefiend als eine der kühnſten und nachdrücklichſten 
Handlungen von einem Manne gepriefen wurde, weldyer als 
Bertheidiger der Iandftändifchen Verfaſſung fich darſtellte! 

Die beiden Medlenburge hatten nämlich nad) gehaltener Be⸗ 
rathung und Unterhandlung mit ihren Ständen eine gleichlautende 
Iandesherrliche Verordnung erlaffen, um die angemefjenen Mittel 
und Wege zu beflimmen, wie die Streitigkeiten, welche zwilchen 
dem Landesherrn und den Ständen über die Verfaſſung, Die 
Srundgefeße, deren Anwendung, fowie überhaupt bei der Aus: 
übung der landesherrlichen Gewalt entitehen möchten, auf eine 
den Sinn und den Grundfäßen der Verfaſſung gemäßen Weiſe, künftig 
zur Ausgleihung oder Entjcheidung gebracht werden jollten*). 

v. Pleſſen äußerte Darüber: „Es ift Diefes gewiß eine Der 
wichtigften flaatsrechtlichen Fragen, deren allerdings jchwierige 
Auflöfung zwar von mandyen individuellen Bejchaffenheiten und 
Eigenthümlichkeiten der einzelnen Staaten abhängt und bedingt 
wird, wofür jedoch immer in jeglicher Verfafjung felbft eine Für: 
jorge und Vorkehr erforderlich fcheint, wenn auf Der einen Seite 
die Verfaſſung in ihren Grundgejegen und nach den Gerechtjamen 
aller Theile gehörig und bleibend ficher geftellet, und auf der 
andern auch der wejentlihe Sinn und Geift derfelben bei den 
verjchiedenen Veränderungen und Geftaltungen aufrecht erhalten 
werden follen, welche Fortgang, Entwidelung und ſchon die bloße 
Beit allmählig herbeiführen müfjen; eben um das Princip der Frei- 
heit und des Rechts ferner darin walten zu laſſen. 

Mit jo Iobenswerthem Eifer und ftrenger Unparteilichfeit 
auch Die vormaligen Reichsgerichte, mehrere Zeitalter hindurch, 
den befondern Verfaſſungen zum Schuß und Schirm gedient 
haben; jo läßt fich Doch nicht verfennen, daß wenn fie dabei nur 
auf dem Wege des förmlichen Prozefjes einzelne Zeitpuncte durch 
Nechtöerkenntniffe zu befeitigen vermochten, die Aufgabe nicht 
jedesmal nad) dem Geift der Verfafjung im Ganzen gelöfet 
werben, ſondern nur der Beftand derfelben in Einzelheiten, nad) 
dem Buchſtaben eines vorliegenden Geſetzes oder Vertrages, feſt⸗ 

*) B. Br. 1817. Sitz. v. 22. Decbr. $. 416. Fol. 815. ff. 


142 


gehalten werden dürfte. Es lag dieſes unvermeiblih in Der 
civilrechtlichen Form eined eigentlichen und einzelnen Prozefſſes. 
Daher denn auch Die jo häufigen als langwierigen Prozeſſe, welche 
auf die ftantsrechtlichen Verbältnifje zwilchen Landesherrn und 
Ständen im Allgemeinen oft nachtheilig gewirkt haben. 

Weniger aber noch, wie vormals die Reichdgerichte, werben 
die oberften civilrechtlichen Anflanzen in den Staaten ſelbſt ge- 
eignet fein, die Streitigkeiten über die Verfaſſung und über Die 
Ausübung der landesherrlihen Gewalt, auf eine geeignete Art 
im Gange des Prozeſſes und durch ihre Rechtserkenntniſſe zu 
beſeitigen. 

In einzelnen Fällen mag freilich ſehr zwedmäßig und mit 
gutem Erfolg auf fie von beiden Theilen compromittirt werden. 
Sollten fie aber gejebet jein, über die Handlungen des Regenten 
als ſolche zu richten, oder die Einwendungen zu beurtheilen und 
zu entſcheiden, bie flaatsrechtlich Dagegen erhoben werben, jo 
würde in der That nur ein höheres Regiment noch in die Hände 
jener oberſten Gerichte gelegt, welches ihnen doch eben jo wenig 
übergeben al8 auf ihrem Standpunct richtig geführt werben Fann. 

Staatsrechtliche Gegenflände werden Daher am zwedmäßigften 
durch die Mittel erledigt, welche jede Verfaſſung in fich felbft 
darbieten muß. Schon die freie Erörterung richtig geftellter 
Aufgaben und die vorzujchlagenden Abhülfen eintretender Er- 
fordernifje, werden in den meilten Fällen zu einer genügenden 
Ausgleihung führen. Zur fichernden Erhaltung der Berfaffungen 
bedarf ed nur eines ſolchen Stüßpunctes, der bei wirklich ent- 
flandener Streitigfeit, in einer endlichen Beſtimmung, dem befte- 
henden Rechte Schub und Gewähr darbietet. Allein die Mittel 
dazu jollen jo beichaffen fein, daß fie die Entwidelung der Vers 
faſſung im Ganzen befördern und durch zeitgemäße Richtung ſtets 
das thätige Leben in derſelben erhalten, jo daß die neuen Geſetze 
nur den vorhandenen Zuftand bezeichnen, und die nothwendigen 
Veränderungen allmählich herbeigeführet, nicht aber durch zu 
ängftliched Fefthalten an Formen verhindert werden. 

Durch die vorliegende Verordnung hatten Die Großherzoge 
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von Mecklenburg die beitebende, im Drange der Beitumftände 
und in langer Erfahrung bewährte Verfaflung ihrer Lande durch 
einen neuen zeitgemäßen Stüßpunct befräftiget; fie hatten dieſelbe 
vorher mit ihren Ständen genugjam berathen und darauf landes- 
herrlich verfügt. Die darin aufgeftellten Mittel und Wege Eönnen 
nicht fehlen, jenen doppelten Zwed zu erreichen: eine VBerjchieden- 
heit in den ftaatsrechtlichen Anfichten jo auszugleichen oder zu 
entjcheiden, wie e8 jowohl den beftehenden Rechten und Eigen 
thümlichkeiten als dem Geifte der Verfaſſung gemäß tft; wie 
zugleid, die Sicherung und die fortgehende Ausbildung derjelben 
andeutend erheijchen wird, ohne durch prozefjualifche Formen und 
Weiterungen in diejer lebendigen Bewegung aufgehalten zu fein. 
Die landesherrliche Macht wird in ihrer nöthigen Ausübung und 
Behauptung durch einen bloßen Widerſpruch oder eine Verweigerung 
ſtaͤndiſcher Seits nicht geftört oder gehindert werden können, fo 
Daß der Landesherr nicht in dem Fall fich befindet, Elagbar wegen 
Ungehorfam gegen feine Stände aufzutreten. Wohl aber ift dafür 
gejorgt, daß den Ständen die Wege beitimmt werden: um ihre 
Anträge und Bejchwerden gegen die Ausübung der Tandesherrlichen 
Gewalt zur unparteiiichen Erörterung und Erledigung vorzubringen, 
und Solche in gewifien Fällen eines Recurſes zulebt noch an den 
Bundestag gelangen zu laſſen“. 

Nachdem der Gejandte von Medlenburg dieſe wenigen Er- 
lauterungen über das betreffende Staatsgeſetz vorgetragen hatte, 
entledigte er ſich des ihm weiter gewordenen ausdrüdlichen 
Auftrages feiner beiden Höfe, indem er daſſelbe in vidimirter 
Abjchrift übergab, zur Kenntniß der BundesverJammlung brachte 
und in die Archive des Bundes niederlegte, mit dem beftimmten 
Antrage: 

Daß der deutſche Bund durch Die Bundesverfamm- 
lung den Inhalt dieſes organiſchen Staats 
gejeßes dahin garantiren möge, um alle Beſtim— 
mungen deffelben, in welchen auf Den Bundestag 
Bezug genommen worden ift, jederzeit aufredt 
erhalten zu wollen. Bu welchem Ende er die 
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verehrlihen Geſandſchaften erfuhe, in einer ans 
zufegenden Verlaßzeit die Snflructionen ihrer 
höchſten Höfe und Committenten gefälligft ein- 
zubolen. 

Darauf fuhr aber der Geſandte fort: 

„Wenn jedoch jolchergeftalt von Seiten der beiden Groß— 
herzoge von Medlenburg nicht nur in Folge vorausgegangener 
Erklärungen über die Betrachtung des 12. Art. der Bundesacte 
wegen der oberften Inſtanzen in den einzelnen Bundesftaaten, Der 
hohen Bundesverfammlung genügende Auskunft ertheilet, jondern 
durch den gegenwärtigen Schritt auch der gewiß für alle jo 
wichtige Art. 13. der Bundesace, daß in allen Bundesftaaten 
eine landſtaͤndiſche Verfaſſung ftatt finden ſoll, zur vollſtändigen 
Erfüllung gebracht ift; fo bietet fich mir Die natürliche Veranlaflung 
dar, dieſen Gegenftand auch im Allgemeinen wiederum in Ans 
regung zu bringen, nachdem bereits das durch einen Beſchluß in 
der 17. diesjährigen Sigung überhaupt genehmigte Commiſſions- 
Gutachten über die Reihefolge der Gefchäfte, in feiner allgemeinen 
Bufammenftellung der Vorjchriften, welche und durch die Bundes- 
acte aufgegeben find, Diejenigen Gegenftände in einer Glafje 
bemerkt bat, „worüber eine entjchiedene Dispofition in jener. Acte 
bereit3 vorliegt, jo daß die Bundesverfammlung fich nur damit 
zu bejchäftigen haben würde, in mie fern und wie bald foldye 
Einrichtungen, wozu man Durch Die Bundesacte ſich jchon grund- 
gejeßlich verftanden hat, allgemein in allen Bundbesftaaten zur 
wirklichen Ausführung zu bringen jein werden“. In dem Com⸗ 
miffiond-Gutachten ift, auch nach Anleitung des erften Prafidial- 
Vortrags, die Vollziehung der Art. 12, 13 und 14. hierunter 
gleichmäßig gezählt. Und in dem Beſchluß der 34. diesjährigen 
Sitzung wegen der Competenz heißt e8: „Die Bundesverfammlung 
tft berufen, Darauf zu achten, Daß die in der Bundesacte 
Art. 12, 13, 14 20. den einzelnen Staaten zur Ausführung vor- 
geichriebenen öffentlichen Verhältnifje in Erfüllung gebracht werden“. 
Für den erften und letzten iſt bereit3 eine leitende Vorkehr ge- 
troffen; für den in der Mitte und in mannigfacher Beziehung 
mit ihnen fehenden 13, Artifel wird aljo der Bedacht, den die 
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Bundesverfammlung auf deſſen gleichmäßige Erfüllung zu nehmen 
beabjichtiget hat, nur noch weiter ausgefprochen ſein, um die 
prüfenden Vorbereitungen, welche inzwijchen in mehreren Bundes- 
flaaten zur neuen Gründung oder Vervollftändigung ihrer land⸗ 
ſtaͤndiſchen Verfaflungen gemacht worden, Durch einen baldigen 
Anfang verwirkliht, allenfalls durch gemeinfame Rückſprache 
befördert zu jehen. In dieſer Hinficht darf ich Bei der gegebenen 
Beranlafjung. zur Zeit nur den dringenden Wunjch Ihrer König: 
lichen Hoheiten vortragen: 


Daß es den verehrlichen Geſandſchaften gefällig 
jein möge, in der Art, wie ſolches wegen des 
12. Art. ſchon mehrfältig gejchehen, und wegen 
des 14, Art. beſchloſſen worden, ebenfalls über 
die Erfüllung des Art. 13. ſich erklären und Die 
Bundesverfammlung in Kenniniß feßen, auch die 
Einholung angemefjener Snftructionen dieſer— 
halb bejchließen zu wollen. 

Die Verordnung der Großhberzoge von Medlenburg. Schwerin 


und Medlenburg:Streliß 2c., Schwerin und Neuftreliß den 
28. November 1817, wurde dem Protocolle unter Zahl 87. 
angefügt und hierauf einhellig bejchloffen: 

1. Auf den Antrag wegen der, von Geite des deutſchen 


Bundes durch die Bundesverfammlung zu übernehmenden 
Garantie des vorgelegten großherzoglich-medlenburgifchen 
organifchen Staatsgeſetzes, um alle Bellimmungen des: 
jelben, in welchen auf den Bundestag Bezug genommen 
werde, jederzeit aufrecht erhalten zu wollen, — Berlaß 
auf ſechs Wochen zu nehmen; 


2. die vorgelegte großherzoglich:niedlenburgische Verordnung, 


nach dem Antrage, in dem Archiv zu Deponiren und 


3. den Gejammt-Antrag, mittelft eigenen Berichtes, den 


Regierungen zur Inſtructions-Einholung vorzulegen. 
Es währte nun bis zum 5. Februar 1818, bis Der präfidirende 


Gejandte das Protocol für die Abftimmungen eröffnete *). 


*) B. Br. 1818. $. 26. Fol. 60 ff. 
Zweiter Theil. 10 
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Zuerft ſprach fi) Preußen aus. Aller Augen waren in 
Deutſchland auf es gerichtet. Denn von feiner Haltung hing ſehr 
viel gerade in Diefer Angelegenheit ab. Bekannt war, daß Preußens 
König eine Commiſſion ernannt hatte, welche dieſe Angelegenheit 
für fein Land in Berathung ziehen und zur Eutſcheidung vor- 
bereiten jollte, Waren gleich Einzelne vecht bedenklih, daß es 
der Wittgenfteinfchen Partei in Berlin gelingen möge, das Werf 
zu hindern, jo hing Doch Die große Mehrzahl nicht nur in Preußen, 
Sondern jelbft in Deutjchland, mit ungefchwächten Vertrauen an 
den Zuſagen Friedrichs Wilhelms II. Um fo widtiger war 
daher die Erklärung Preußens in der Bundesverfammlung. Sie 
lautete wörtlich : 

„Die Anregung, welche von der medlenburg-jchwerinischen 
und medlenburgsftreligiichen Gefandfchaft wegen Grfüllung des 
13. Artifeld der Bundesacte in der 58. Sitzung der Bundes— 
verjammlung, am 22. December v. %. gemacht worden, ift der 
preußiſchen Regierung Fein unwillkommener Anlaß, über Dieje 
Angelegenheit fich näher zu äußern. 

Disjeßt hat Diejelbe Hierzu deßhalb Teinen Beruf gefühlt, 
weil fie es vorzog, die Einrichtung ſtaͤndiſcher Verfaſſung in 
ihren Landen, deren eigenthümlichen Lage und Berhältniffen 
gemäß, auf alle Weiſe vorzubereiten, ftatt eine Berathung zu 
veranlaffen, von welcher fie fich, wenigftend für dieſen Zweck, 
feinen Erfolg verjprechen Eonnte. 

Andep nun einige Bundegftaaten ihre günftigen Verhältniffe 
endlich benußt, und den Artikel 13 bereit3 in Ausführung gebracht 
haben, auch eine Garantie für ihre Verfafjung bei dem Bunde 
ſuchen, muß es den übrigen, welche bisjeßt noch nicht zu Diefem 
Biele gelangen Fönnen, höchſt wünſchenswerth fein, über alles, 
was von ihnen zur Meberwindung vorgefundener Schwierigkeiten 
bereitö gejchehen oder vorbereitet ift, ſich näher auszusprechen, 
und zugleich den erniten Willen zu beweifen, daß einle 
Berheißung, weldhe von allen Bundesftaaten gegeben 
worden, auch von allen erfüllt werde. 

Seine Majeftät der König von Preußen haben, noch ehe die 
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Bundesacte den Grundjaß für alle deutſchen Staaten aufgeftelt, 
eine ſtaͤndiſche Verfaflung der Lage ihres Staated für angemefjen 
erkannt, und die Einführung einer ſolchen durch eine Verordnung 
vom 22. Mai 1815 Ihren Landen verfündiget. Nur die 
Schwierigkeiten aller Art, welche fchon bei einer oberflächlichen 
Betrachtung des preußijchen Staats nicht entgehen können, haben 
zwar feineswegd Die Gefinnungen Seiner Majeftät geändert, 
wohl aber verhindert, daß das Föniglihe Wort in dem bisher 
verfloffenen Zeitraume in Erfüllung geben konnte. 

Ein Krieg, weldyer alle Kräfte des Ganzen und der Einzelnen 
für Freiheit und Selbftftändigfeit in Anfprudy genommen, war 
eben beendiget, und hatle, der jegenreichen Folgen des Sieges 
ungeachtet, in allen Verhältuifien, bejonderd Der nach dem 
tilfiter Frieden der preußilchen Monarchie verbliebenen Provinzen, 
unendliche Störungen und Verwidelungen, welchen die Regierung 
ihre ungetheilte Aufmerkjamfeit zuwenden mußte, binterlafjen, 
Verlorne Provinzen waren wieder gewonnen, "aber Durch neue 
Spnftitutionen dem Mutterlande entfremdet, ohne die alten Elar 
und Deutlich aufgegeben zu haben. Neue Provinzen Tamen Hinzu, 
ganz verjchieden in Den meiften bürgerlichen Ginrichtungen. 
Hierauf Brady der neue Krieg vom Sjahre 1815 aus, und ver: 
anlaßte neue Hindernijje. 

Der bisherige kurze Zeitraum reichte Faum hin, Die preußijchen 
Provinzen durch ein allgemein übereinftimmendes Band der 
Berwaltung an den Staat anzujchließen. Unter den jo dringenden 
Sorgen für die Gegenwart in den mannigfaltigen Neibungen 
entgegengejeßter politiiher Elemente, in der Unficherheit, welche 
eine unvollfommene SKenntniß und Aufnahme des BZuftantes 
neuer Provinzen begleiten muß, dürfte fich die preußiſche Re— 
gierung die Schöpfung ftändischer Verfaflung, welche Feine Yauber- 
worte bervorzubringen vermögen, jondern die nur aus dem Boden 
gründliher Erfahrung, aus Flarer Kenntniß der Bedürfniſſe, 
und unter der Pflege wechjeljeitigen Vertrauens wachſen und ein 
wahres Leben gewinnen kann, in einem zweijährigen Beitraume 
niht ald Aufgabe ftelen. Sie hat aber nie, was fie einmal für 

10* 
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das gemeinfame Wohl als notbwendig erkannt, aus den Augen 
verloren. Nach der allgemeinen Einrichtung der Provinziaf- 
Behörden in ihren neueren und wieder vereinigten Provinzen 
hielt fte für den nöthigften Schritt, der fländiihen Verfaſſung 
fich) zu näheren, daß ſie der oberften Verwaltung eine Einrichtung 
hinzufügte, wodurd) recht mannigfaltige Anfichten und Kenntniffe 
von dem Buftande der einzelnen Provinzen, von Dingen unD 
Perjonen, in Die Summe der Berathung gebradht würden, und 
jo unter vielfeitiger Einwirkung, Grundjäge, recht pradiih und 
anwendbar, reifen Tönnten. Dies ift Durch die Errichtung des 
Staatsraths gejchehen. — Gleich bei deſſen erftiem Zufammentritt 
ernannten auch Seine Majeflät der König von Preußen aus 
jelbigem eine Commiſſion, welche jich bejonders mit der Berathung 
über ftändifche Verfaſſung befchäftigen ſollte. Von ihr find drei 
Mitglieder, durch Rang und Würde ausgezeichnet, in Die Provinzen 
ausgegangen, um dort mit jachverftändigen Männern Rüdiprache 
zu nehmen, und die Wünfche und Bedürfniſſe der einzelnen Lande 
zu erkundigen. Die gefammelten Materialien werden nun bald 
die Sache dahin vorbereitet haben, daß ftändilche Provinzial- 
Einrichtungen wirklich ind Leben treten Eönnen, wodurch zur 
Ausführung der Verordnung vom 22. Mai 1815 der wejentlichite 
Schritt gejcheben jein wird. 

So wird die preußifche Regierung an der Hand der Erfahrung 
und nad) Anleitung des erkannten Bedürfniffes fortfchreiten, 
zuerft feftitellen, was das Wohl der einzelnen Provinzen fordert, 
und dann zu demjenigen weiter gehen, was fie für das gemeinjame 
Band aller Provinzen in einem Staat für nöthig und angemefjen 
erfennen wird. Da fie ſich des erniten Willens bewußt ift, 
ftändifche Verfaſſung in dem Augenblid und in dem Umfang 
eintreten zu laſſen, wie jelbige eine nur das Wohl der Unterthanen 
und alle billigen und gerechten Anfprüche Der öffentlichen Meinung 
darüber berüdfichtigende Prüfung für angemeljen achten wird; fo 
kann auch Fein anderer Verzug ihre Bemühungen aufhalten, als 
welcher aus tnnern Schwierigkeiten der Sache jelbit entipringt. 

Die große Verſchiedenheit der deutſchen Bundes: 





149 


ftaaten, welche nothwendig auch auf die ftändifche Ver- 
fajfung Einfluß äußert, bringt es mit fich, Daß über 
Srundfäße, die für alle paſſen, und über eine Zeit, 
wo felbige in jedem Staate in Kraft treten fönnen, eine 
gemeinfame Berathbung in der Bundesverfammlung 
wenigftens mit Erfolg nicht flatt finden kann. Denn 
mr aus der innerften und genaueften Kenntniß eines jeden 
Landes, wie fie Eingebornen beimohnt, aus einer unmittelbaren 
Berührung der verjchiedenen Organe des politifchen Lebens eines 
jeden unter fih, aus einer vertrauenspollen innern Berathung 
und Verhandlung kann die Grundlage der ftändiichen Verfaflung, 
die Art und der Moment ihrer Geburt naturgemäß und zum 
wahren Heil der Sache hervorgehen. Solche Erfordernijfe, 
um ftändifche Einrichtungen zu berathen und zur Reife 
zu bringen, finden fi aber tn der Bundesverfammlung, 
nach der Weiſe, wie Diejelbe gebildet ift, nicht beifammen. 
Sie fünnte nur abfiracte Säbe aufftellen, Die ungefähr auf alle 
paßten; je mehr aber dies der Fall ift, deſto mehr müßte fie fich 
in einer bloßen Negation halten, welche ganz unfruchtbar für Die 
Anwendung bliebe. Auch würde man kaum dergleichen Säße 
aufitelen Fünnen, worüber die Meinungen fich vereinigten. 
Indeß man in Diefer Berathung bejchäftigt wäre, und fie unter 
ſchwankenden oder entgegengejeßten Meinungen ſich Hinzöge, 
würden in der Erwartung des Erfolgs Daheim in den einzelnen 
Bundesftaaten die Vorbereitungen gelähmt, und ftatt einer Be— 
förderung würde ſogar eine weitere Verzögerung die Folge von 
einer jolchen Berathung auf dem Bundestage fein. Ein wahres 
Gedeihen ftändifcher Verfafjung kann nur da fein, wo ein auf 
richtiger und ernfter Wille ift, den Artikel 13. der deutſchen 
Bundesacte zu erfüllen. Dieſen Tann man bei allen Deutjchen 
Staaten voransjeßen, und von jehr vielen ift er auch durch Die 
rühmlichften Anftrengungen, wenn dieſe auch bis jetzt noch nicht 
immer von einem glüdlichen Erfolge gekrönt worden, zu allge 
meiner Anerfennung bethätiget. 

Se mehr aber die Erfüllung des Artikels 13 einem 
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jeden Staate zur innern Berhandlung anheimgegeben 
wird, deſto angemesjener ſcheint ed dem ganzen Ver— 
hältniß des Bundes, welcher zu gegenjeitiger inniger 
und äußerer Erhaltung der Ordnung gegründet ift, 
daß jeder einzelne Staat von den Fortjchritten, welche 
er in dem Verfaſſungswerke macht, nad) Verlauf eines 
Beitraumd den Bund in Kenntniß febe Iſt aud Das 
Werk jelbit bis dahin noch nicht vollendet, fo wird es doch zur 
eiguen Genugthuung jeder deutſchen Regierung gereichen, daß fe 
für die anderen welche mit ihrer Aufgabe bereitd zu Stande ge- 
fommen, und in der allgemeinen Erfüllung des 13, Artifeld Die 
wahre Garantie ihres bejondern Rechtszuftandes erkennen, Die 
Bundesverfammlung von den ſtatt gefundenen Hiudernifien 
unterrichte. 

In diefer Abſicht wird die preußifche Regierung es ſich an- 
gelegen fein laſſen, nach Verlauf eines Jahres von dem Fortgange 
und der Lage ihrer ftändischen Einrichtung den Bund in Kenntniß 
zu jeßen. —- Es wäre fehr zu wünfchen, daß auch alle übrigen 
Staaten, welche noch Feine Stände haben, ſich zu Derjelben 
Anzeige, in gleicher Frift vereinigten. — 

Und dieſen Wunſch ift Die preußifche Gefandtfchaft angewiejen: 

„hierdurch Dringend zu erfennen zu geben“, 

Eine Berathbung über die Art der Erfüllung felbft des 
13. Artikels wird aus den früher bemerften Gründen als unzeitig 
erfannt werden”. — 

Zunaͤchſt ſprach fih nun Dänemark aus: 

&3 war der Meinung daß ed dem allgemeinen Intereſſe 
nur entjprechend jein koͤnne, wenn in den einzelnen Bundesflaaten 
jchon zum voraus die Mittel und Wege beflimmt würden, wie 
allenfallfige, über die beſtehende Landesverfaſſung fich ergebende 
Streitigkeiten gwijchen den Landesherren und den Ständen ge 
Tchlichtet werden ſollen. Deßhalb ertheile es auch dem medlen- 
burgiſchen Antrage hierauf ſeine vollfommene Zuſtimmung. 

Dann aber fagte e8: So wie Jämmtlicdhe allerhöchſte und 
hohe Mitglieder des Bundes in dem Grundgejeße ihres Vertrages 
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fich gegenfeitig das Verjprechen gegeben haben, in ihren, zu Dem 
deutſchen Staatenbunde gehörenden Landen eine lanbftändifche 
Berfaffung ftatt finden zu lafjen, jo Haben auch Se. Majeftät 
durch Ihren Beitritt zu dieſem Staatenbunde, und durch Aller: 
höchſtihre Ratification des Grundgeſetzes deſſelben, Sich gegen 
ſämmtliche Bundesmitglieder anheiſchig gemacht, die zum Bunde 
gehörenden Herzogthümer Holſtein und Sachſen-Lauenburg Theil 
an der Beſtimmung des 13. Artikels jenes Grundgeſetzes nehmen 
zu laſſen. Wiederholt haben Se. Majeſtät dieſen Ent— 
ſchluß zu erkennen gegeben, durch Allerhöchſtihre Ge 
nehmigung des commiſſariſchen Gutachtens über die 
Reihefolge, in welchem auch dieſer Artikel beſonders be— 
rückſichtiget worden iſt. Es kann mithin durchaus keinem 
Zweifel unterliegen, daß Se. Majeſtaät, ſowie allen Punkten jenes 
Bertrages, auch dieſem 13. Artifel volfommen Genüge leiften 
werden, Ge. Majeftät haben aber auch die weſentlichſten Schritte 
hiezu bereits zurücgelegt, und ftehen gegenwärtig im Begriff, Die 
in Gemäßheit jenes 13. Artifeld in dem Herzogthum Holitein 
einzuführende Verfallung zu beftimmen. Bereit im Sahre 1816 
haben nämlich Se. Majeftät zu diefem Zwed Commiljarien der 
holſteiniſchen Prälaten, der Nitterfchaft, der Städte und Aemter 
ernannt, welche jich über die von Sr. Majeftät gemachten Qor- 
Ichläge berathen und binnen kurzer Zeit, unter dem Vorſitz eines 
föniglichen Staatsminifters, aufs neue zufammentreten werben, 
um ihr allerumterthänigftes Gutachten über Die wichtigften Puncte 
der im Herzogthume einzuführenden Verfaſſung Sr. Majeſtät 
vorzulegen. 

Was das Herzogthum Lauenburg betrifft, jo genießt Dafjelbe 
fortdauernd Die landftändifche Verfaffung, die ununterbrochen in 
demjelben ftattgefunden hat, und ihm durch bejondere Staatd- 
verträge auch für die Zukunft zugefichert worden ift. 

Der niederländiſche Gejandte war noch ohne Inſtruction. 
Allein aus dem Sinn und den Abfichten ver ihm bereit zuge- 
gangenen Suftructionen bezeichnete er Die eben mit fo viel Gründ- 
lichkeit, Offenheit und Nachdruck entwidelten Anfichten Des 
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preußifchen Hofes den Zeitverhältniffen und Diefer Epoche als jehr 
angemefjen, jo daß die Fünftige Iugemburgifche Abftimmung um 
jo fürzer werde gefaßt werden könne. 

Die ſächſiſchen Fürftenhäufer ließen erklären: daß ihnen eine 
jolhe, aus der Mitte des Bundes jelbft Fommende Unregung zu 
Erfüllung der allen Deutſchen in der Bundesacte gegebenen Zu—⸗ 
ficherumgen in Bezug auf Art. 13. der Bundesacte ſehr willfommen 
gemwejen jei, daß fie es für nöthig hielten, fich mit Diefem Gegen- 
ftande auch von Seiten der Bundesverfammlung zu bejchäftigen, 
und obgleich nicht alle landſtändiſchen Verfaffungen wegen Der 
verjchiedenen Localverhältniffe gleich fein Eönnten, fie Doch gern 
dahin mitwirken würden, daß man fich über gewilfe allgemeine 
Grundfähe, als Bafis aller landſtändiſchen Verfaſſungen, vereinige. 

Der Großherzog zu Sachjen-Weimar-Eifenach, ſowie der 
Herzog zu Sadhfen-Hildburghaufen, erklärten noch bejonderg, 
Daß fie noch jeßt, wie Damals, Die in der am 16. Novbr. 
1814 von ihren Gongreß-Bevollmädtigten auf ihren 
Befehl unterzeichneten Note ausgeſprochene Leberzeugung 
in Rüdliht der Rechte hätten, welche den Landftänden 
in den Berfaffungen der verjhiedenen deutſchen Staaten 
als das Minimum zu verwilligen feien*). 

In Beziehung auf die von den fächfifchen Fürften geſchehenen 
ftändiichen Einrichtungen gab der Geſandte folgenden Aufſchluß: 

Die großherzoglich-weimarzeifenachijche Grundverfafjung hat 
bekanntlich laͤngſt die Garantie des durchlauchtigiten Bundes 
erhalten. 

In dem Sachjen-Gothaijchen und dem Sacdhjen-Altenburgifchen 
hat unter allen Verhältniffen die landſtaͤndiſche Verfaſſung fo 
fortbeitanden, wie unter dem gemeinfchaftlichen Ahnheren der vier 
berzoglichjächfifchen Linien, dem Ernft, Dem Die Liebe zu feinen 
Unterthanen und Die Treue, mit der er feine Negentenpflichten 
übte, Den fchönen Beinamen des Frommen erwarben. 

Ebenjo in Sachjen-Meiningen, mit Ausnahme einiger bei 


——— 


*) Bd. J. ©. 47. 
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den Gibvertheilungen von andern Landestheilen abgeriffenen 
Aemter, tie nun aber auch mit der meiningjchen Landfchaft ver- 
einiget werden follen. | 

Vebrigens haben ſich die gothatjche und meiningſche Regierung 
bis jeßt gejcheuet, etwas Weſentliches an dieſer Verfaſſung ab- 
zuändern, bei welcher ſich Fürften und Untertbanen jo lange 
wohlbefunden haben. 

Auch in Sachſen-Hildburghauſen beſteht noch die alte ftändijche 
Verfaſſung, Doch hat man e8 für zwedmäßig gehalten, fich mit 
den Ständen über einige Modiftcationen zu vereinigen, Durch Die 
man theild den Sinanzzuftand für Fünftige Zeiten feiter zu gründen, 
theils eine den dermaligen Verhältniffen angemefjenere und der 
öffentlichen Meinung mehr entjprechende Volksvertretung herzu- 
ftellen beabfichtigt. Dieſe neue Grundverfaffung Hoffe ich der 
hohen Bundesverfammlung baldigft zur Garantie vorlegen zu 
fönnen. 

In Coburg haben des Herren Herzogs Durchlaucht, in Be- 
rücfichtigung der Wiener Erklärung vom 16. November 1814, 
Ihon unterm 16. März 1816 den Unterthanen die Yuficherung 
zur Erlangung einer ftändijchen Verfaſſung ertheilt und die Grund: 
linien derjelben vorläufig gegeben, auch bereit3 durch das Re⸗ 
gierungs-Collegium einen Entwurf einer landſtändiſchen Verfaſſung 
abfaflen Iaffen, durch welchen die vormals getrennten ſachſen⸗ 
coburgiſchen und Jachjen-Jaalfeldifchen Landfchaften mit den übrigen 
Zandeötheilen in einen landſtändiſchen Körper vereiniget werben 
jollen. 

Einige Tage fpäter flimmte auch Defterreih ab*). Die 
furze Abſtimmung lautete wörtlich: 

Da das von den beiden großherzoglich medlenburgifchen Höfen 
vorgelegte Staatsgeſetz vom 28. Novbr. 1817 den vereinten Willen 
der Regierung und Stände ausfpricht, und auch Feiner Beſtimmung 
der deutjchen Bundesacte wiberftreitet, fo trägt der königl. kaiſerl. 
Hof mit Berufung auf die bei Veranlafjung des weimariſchen 


*) Meunte Sitzung $. 32. 16. Febr. 1818. 
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Garantie⸗Geſuches aufgeitellten Grundjäße darauf an, von Seite 
des deutſchen Bundes Durch Die Bundesverfammlung den Inhalt 
dieſes organifchen Staatsgeſetzes ganz nach dem gemachten An: 
trage dahin zu garantiven, um alle Beftimmungen defjelben, in 
welchen auf den Bundestag Bezug genommen worden tit, jeder: 
zeit aufrecht erhalten zu wollen. 

So viel übrigens den Art. 13. ver Bundesacte überhaupt 
betrifft, behalte ich mir vor, die Anfichten meines Allerhöchiten 
Hofes in einer befondern Abftimmung nächſtens vorzulegen. — 

Am 23. Februar folgte auch das Haus Oranien mit jeiner 
Abſtimmung; zuerit Naffau, dann Niederlande*). Naſſau jagte: 

„Wenn wir die einzelnen deutſchen Bundesftaaten betrachten, 
fo ftoßen wir überall auf die größten Verjchiedenheiten, welche 
einen jeden Diejer Staaten auf das beſtimmteſte individnalifiren. 

Diefe Verjchiedenheiten find bekanntlich) hervorgegangen, in 
ihrem Urſprunge, aus abweichenden Sitten, Gewohnheiten und 
Bildungsftufen Der einzelnen deutjchen Volksſtämme. Durch die 
Jahrhunderte lang fortgefegte politifche Trennung dieſer Volks⸗ 
ftämme find dieſe urfprünglichen Abweichungen in dem Laufe 
einer langen Zeit noch vergrößert worden, 

Diefer Trennung verdanfen befanntlih die Deutjchen eine 
vieljeitigere Volfsbildung, als man fie anderwärtd in größern 
geſchloſſenen Staaten finden wird. 

Eben darum muß aber aud das Inſtitut der Landitände, 
welches nur als Reſultat früherer gefchichtlicher Verhaͤltniſſe und 
insbejondere früherer Verwaltungs-Ginrichtungen, die aus jenen 
hervorgegangen find, betrachtet werden kann, in jedem einzelnen 
Staate eigenen, und ſelbſt den abweichendften Modificationen 
unterliegen. 

Hierauf gründet ſich Die, alle Eigenheiten im Ginzelnen, in 
Beziehung auf Landftände zulaflende einfache und kurze Nedaction 
des 13. Artifeld der Bundesacte. 

„sn allen Bundesftaaten wird eine landſtändiſche Verfaffung 
ftatt finden“. 

*) B. P. 1818. Fol. 119. $. 40. 
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Nur bei denjenigen Staaten, Die in Gemäßheit dieſes und 
des Damit in Verbindung zu jeßenden 14. Art, der Bundesacte 
landſtaͤndiſche Verfaſſungen einführen werden, laſſen fih, in 
Hinficht auf Zufammenjeßung und Befugniffe der Stände, mehrere 
Vebereinftimmungen, als bei denjenigen, in welchen das Snftitut 
der Stände ſchon beiteht, erwarten, weil die Stände dieſer 
Staaten einerlei gefchichtlichen Uriprung haben werden, während 
die gejchichtliche Entftehung der ſchon vorhandenen Altern deutjchen 
Stände eben jo verjchieden ift und bleiben muß, als die Indi⸗ 
vidualität der Staaten, Denen fie angehören. 

Die ältern Landftände find bekanntlich in dem Mittelalter, 
oder bald nach demjelben, aus der alten Lehnsverfaflung, aus 
den Verträgen, unter welchen mehr oder weniger zupor unab- 
bängige Herren, Edelleute, Geiftlichfeit oder Städte fih einem 
Fürften unterwarfen; aus dem Bebürfniß der Fürften, Steuern 
zu erheben, oder auch aus von den Fürften ihren Vajallen ober 
Unterthanen bei verjchiedenen Beranlafjungen ertheilten Privilegien, 
Sreiheitöbriefen, Familiengeſetzen und legten Willensdispofitionen 
hervorgegangen. Ihre Entftehung ift alfo eben jo verjchieden, 
wie Die Gejchichte der einzelnen deutſchen Territorien. 

Gin längerer oder fürzerer Zeitraum hat dieſe, jchon Durch 
ihren Urjprung fich unterjcheidenden Verfafjungen nach und nad 
zu ihren gegenwärtigen Geftalten umgebildet, Die, wie es früher 
ſchon gefchehen, auch noch ferner Die Bedürfniffe der Staaten 
und ihrer Bewohner weiter modificiven und abändern werden. 

Die ältern fländifchen Verfafjungen aller deutjchen Staaten 
tragen daher in ihrer inneren Organifation Spuren ihrer geſchicht⸗ 
lichen Entftehung, und dieſe dürften fi in der Zukunft leicht 
eher veritärfen, als verwiſchen. Ä 

Die neuen landftändifchen Verfaſſungen in denen Staaten, 
die noch Feine Stände haben, oder in welchen Die Altern in Der 
früheren Form nicht mehr fortexiftiren Fönnen, und in welchen 
fie, in Gemäßheit der Artifel 13 und 14. der Bundesade, erft 
eingeführt werden, haben Dagegen, wie ſchon bemerkt ift, einen 
ähnlichen gejchichtlichen Urjprung, und Daraus werden einige 
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Uebereinftimmungen in den ſtaͤndiſchen Verfaſſungen diefer Staaten 
hervorgehen, die aber Doch darum auch bei ihnen die Verſchieden— 
heiten nicht überwiegen werben, weil aud bier die neuen Ver— 
fallungen der Individualitaͤt eines jeden folchen Bundesftaats 
oder der einzelnen Provinzen defjelben, da, wo nur Provinzial⸗ 
Stände neun eingeführt werden können, feinem oder feiner Pro- 
vinzen gegenwärtigen Bildungszuftande und den Bedürfnilfen Des 
gegenwärtigen Zeitalter im allgemeinen entiprechen, auch alle 
dieſe Verfaſſungen von den Regenten gegeben werden müſſen: 
indem bier von mit dem Volfe oder Magnaten abzujchließenden 
neuen Staatsgeſellſchafts-Verträgen (die befanntlid nur in Der 
Theorie, niemals aber in der Wirklichkeit exiftirt haben, und Da, 
wo man fie in die Wirklichkeit rufen wollte, überall eine Duelle 
unabjehbaren Unglüds geworben find) niemals die Rede fein kann. 

Hieraus folgt weiter, daß es unmöglich erjcheint, 
für Die einzelnen Bundesftaaten, in welden land- 
ftändifche Berfaffungen neu gegeben oder reflaurirt 
werden Jollen, einen Zeitraum zu beftimmen, innerhalb 
welchem die wirflihde Eröffnung folder Verſamm— 
lungen, wenn fie ihrem Zwed entſprechen und nidt 
nachtheilig wirken follen, geſchehen Fann, 

Dieſes iſt ſchon in der Föniglichspreußifchen Abftimmung über 
dieſen Gegenftand auseinander gejegt, und jo gründlich entwickelt 
worden, daß es überflüſſig wäre, ſich hierüber weiter zu verbreiten. 

Man glaubt nur nody auf folgende, vielleicht nicht minder 
wichtige Betrachtungen aufmerkffam machen zu müfjen: Unter die 
Bortheile, welche Stände den Staaten, wo fie exiftiren und erft 
eingeführt oder erneuert werden müflen, bringen werden, wird 
befanntlih) Wereinfachung des Ganges der beitehenden Der: 
waltungen nicht gehören. Die Verwaltungen werden vielmehr 
dur ihre Einwirkungen in mancher Hinficht verwidelter und 
jehwieriger werden, und darum ift es unerläßliche Bedingung für 
Die Regierungen, dieſem neuen Elemente in dem Staatd-Drga- 
nismus Die Verwaltung im voraus anzupaljen, wenn nicht Ver: 
wirrung und Hemmungen aller Art entjtehen oder Stände nur 
dem Namen nach und nicht mit nüglicher Wirkſamkeit auf des 
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Landes Wohl organifirt werden follen. Solche Anordnungen 
fordern aber bald einen längern, bald einen kürzern Zeitraum 
in jedem einzelnen Staat und erjcheinen nirgends als eine leicht 
zu Iöfende Aufgabe. 

Die Schwierigkeit in der Ausführung und Löſung Diefer 
Aufgabe wird in den meiften Staaten, wo Stände neu errichtet 
werden, gegenwärtig durch das eigne Verhältniß noch erhöht, 
daß dieje Staaten beinahe Durchgehends nicht aus Staatögebieten 
beiteben, deren Theile Längft verbunden waren, jondern daß fie 
vielmehr ſolche Staaten find, deren Staatögebiet durch die Be 
gebenheiten Der neuern Zeit erft nei gebildet und neu begrenzt 
worden ift. 

Die Bewohner diefer Länder find daher überall, wo Diefer 
Fall eintritt, nicht gewohnt, ein gemeinjchaftliched Landes⸗ oder 
Provinzial=Säntereffe zu verfolgen. Die Spuren älterer Ber: 
hältniffe find in der Erinnerung nicht verwilht. Dur Faum 
vorübergegangene langwierige Kriege find Dem allgemeinen Wohl⸗ 
ftande tiefe Wunden gejchlagen worden, die Viele mit Unrecht 
mehr ald Wirkungen der neuen politiihen Veränderungen anzus 
ſehen geneigt find, als Der Begebenheiten, von welchen fie wirklich 
herrühren. Dadurch entjteht häufig Abneigung gegen Die neue 
Regierung, die noch dadurch vermehrt wird, daß insbeſondere in 
den jüdlichen Staaten Deutſchlands, die in dem Fall find, 
Stände neu zu errichten, viele ihrer angejeheniten Einwohner und 
Staatsangehörigen in ihren frühern Nechten, in den Vortheilen, 
die ihnen perjönliche Unabhängigkeit und Freiheit ihrer Befigungen 
von neu auf fie gelegten Laſten gab, ſich gefränft fühlen müſſen, 
indem ihnen eine neue, in ihren bleibenden Folgen noch unent- 
widelte Ordnung der Dinge dasjenige bisher noch nicht erjeßen 
fonnte, was ihnen ein früherer unabhängiger Zuftand gab. 

Hieraus, und noch aus mehreren andern mitwirfenden Urs 
lachen, ift gerade in den Staaten, wo fländilche Verfaſſungen 
neu eingeführt werden follen, ein Zuftand und eine Stimmung 
einer zahlreichen Claſſe hervorgegangen, Die der Gründung eines 
politifchen Inſtituts nichts weniger als günftig erfcheinen dürfte, 
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welches als nothwendige Vorbedingung wechjelfeitiges Vertrauen 
zwiſchen Negierung und Regierten unterftellt, wenn es anders 
heilfame Wirkungen hervorbringen fol. 

In eben diefen Ländern find auch Die Begriffe der Mehrzahl 
der Einwohner über das, was ftändiiche Verfaflungen fein und 
was fie wirken follen, nody nicht geordnet, und das eben gejchil- 
derte Verhältnig mancher unter ihren einflußreichften und. ange- 
jehenften Bewohnern zu den Regierungen trägt nicht dazu Bei, 
dieſe Begriffe in dem gegenwärtigen Moment zu berichtigen. 

Allgemein verbreitet iſt das Vorurtheil, daB Stände und 
Regierung ein von einander abweichendes Intereſſe zu verfolgen 
haben, mithin die Stände in den fländiichen Verfammlungen, 
wenn auch nicht gerade der Regierung feindjelig gegenüber zu 
ftehen, Doch Die Rechte Des Volks gegen die Angriffe der Regie- 
rungen zu vertheidigen, vorzüglich Durch ihre Snftitution jelbft 
beſtimmt ſeien. 

Dieſes Vorurtheil wird noch Dadurch beſtärkt, daß wirklich 
in manchen Laͤndern, wo frühere ſtaͤndiſche Verfaſſungen beſtanden 
haben und noch beſtehen, die Stände gegen die Regierungen 
ſolche Stellungen angenommen haben und haͤufig in ſie noth— 
wendig verſetzt werden mußten, weil ihnen ihre Beſtimmung nicht 
klar vorſchwebte und ſie hier und da von irrigen Vorausſetzungen 
ausgehend, oder Durch ihnen verfaſſungsmaͤßig eingeräumte Rechte 
dazu veranlaßt, in die Ausübung der Staatöverwaltung einzu- 
greifen verfucht haben, wodurch befanntlich in dem Brincip der 
wahre Standpunct der Stände, Fürforge für die verfafjungs- 
gemäße Wirkſamkeit der Landesverwaltung, verrüdt wurde und 
immer ein Kampf entſtehen mußte, der den Negierten und der 
Regierung gleich nachtheilig wird. Die Zeit, aber auch Die Er- 
fahrung und Uebung werden Dieje Begriffe berichtigen, Die Ein- 
wohner werben ſich Davon überzeugen, daß Regierung und Stände 
nur ein gemeinjchaftliches Ssnterefle haben, daß, indem die Ver- 
faffung den Ständen dad Recht der öffentlichen Fürforge für Die 
Wirkſamkeit der Verwaltung in Gemäßheit der gegebenen Ver: 
fafjung in ihrer Xhätigfeit wirklich einräumt, und die Art Der 
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Ausübung dieſes Rechts beftimmt, Schon Durch die Exiſtenz Diefer 
ſtaͤndiſchen Befugniffe und ihrer möglichen und leichten Ausübung 
durch die Stände Die Regierungen werden verhindert werden, 
auch wenn fie dazu Neigung haben könnten, ihre Gewalt zu miß⸗ 
brauchen, oder auf Abwege zu gerathen; jo, daß die Fälle zu 
den böchft feltenen und außergewöhnlichen ficher gehören werben, 
wo Stände und Verwaltung, anftatt fich wechjeljeitig aufzuflären, 
nur gleiche Zwecke zu verfolgen, und in den ihnen durch Die 
Natur der Verhältniffe und die Verfallungen beitimmten Schranfen 
ſtehen zu bleiben, fich feindfelig gegenüber ftehen und in offene 
Tehden fallen. Zeit, Erfahrung und Hebung werden die ſchwie⸗ 
rige Bahn ebenen. Darum ift ed nicht zu verfennen, daß die 
vorliegenden ungünftigen Verhältniffe um jo jchneller werden 
überwunden werden, wenn Die Negierungen, welche neue Tand- 
ftändische Verfaſſungen anzuorbnen haben, unter Beobachtung 
alles deſſen, was Vorficht fordert, mit Vertrauen den Erwartungen 
der Unterthanen in dieſer Beziehung entgegen gehen und vie 
Eröffnung der Landſtände nicht zu ſehr verzögern. Denn auch 
bei Diefer Gelegenheit wird ſich der gerade biedere Sinn der 
Deutſchen, Die Wirkung ihrer vielfeitigen Bildung ausfprechen 
und vorgefaßte Meinungen und unrichtige Anfichten werden bald 
um jo gewiſſer verjchwinden, als auch unfere Negenten nicht 
Zwede zu verfolgen gewöhnt find, Die mit dem Wohl der Re- 
gierten ſich nicht vereinigen laſſen. 

Was indbejondere das Herzogthum Naffau anlangt, jo haben 
die verftorbenen Regenten fchon in der zweiten Hälfte des Jahres 
1814 und vor Eröffnung der Unterhandlungen des Wiener Gon- 
greifes, nachdem allen Einwohnern verfafjungsmäßige Rechte bereits 
früher eingeräumt waren, dem Lande zu deren Aufrechtbaltung 
audy eine Vertretung Durch Landflände gegeben, von deren Form 
und Natur eine hohe Bundesverfammlung durch die mit gegen- 
wärtiger Abftimmung übergeben werdenden Edicte vom 1. und 
2. September 1814 und 3. und 4. November 1815 man in 
Kenntniß zu jegen nicht verfäumt. Große Territorial-Verände- 
rungen, als Folge der Wiener Gongreßbejchlüffe und die Ein: 
führung einer gleichen Verwaltung für Das ganze neu gebildete 
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Land, in finanziellen und andern Beziehungen, aus welcher erft 
ein übereinſtimmendes Landes-Intereſſe für die Einwohner des 
Landes, welches die Stände zu beobachten und in ihrem Wir- 
kungskreiſe verfallungSmäßig zu befördern und weiter auszubilden 
berufen find, hervorgehen Eonnte, hatte die frühere Zufammen- 
berufung bis jet unmöglich gemacht. 

In wenigen Tagen wird aber, nachdem die unerläßlichen 
Anordnungen, Durch welche jede zwedmäßige Wirffamfeit einer 
Ständeverfammlung bedingt erjcheint, in dem Laufe der legt ver- 
floffenen zwei Jahre getroffen worden find, die erfte ftändifche 
Verſammlung eröffnet, und dadurch Die Beftimmungen des 13. 
Art. der Bundesacte und der hierauf fi) beziehenden Vorſchriften 
des 14. Art. erfüllt werden. 

Seine Herzoglihe Durchlaucht find zu der Hoffnung berech- 
tigt, daß die Xhätigfeit der neuen fländifchen Verſammlung 
Höchftihrer Erwartung und der des Landes entjprechen und Da= 
Durch fich Anfprüche auf eine bejondere aufmerffame Theilnahme 
diefer hohen Verfammlung an ihren Verhandlungen um fo mehr 
erwerben wird, als dieſe Ständeverfammlung die erfte ift, Die 
nach der Gonftituirung des deutſchen Bundes in einem Lande 
eröffnet wird, welches aus Theilen zufammengefegt, von welchen 
feiner dieſer Theile ſich einer ihm eigenen landftändifchen, noch 
beftehbenden, abgejonderten Verfaſſung zu erfreuen hatten”. 

Die angeführten Edicte wurden unter den Zahlen 7 und 8 
dem Brotocolle beigefügt *). 

v. Gagern äußerte fich zu der naſſauiſchen Abflimmung er- 
gänzend: „Sch Bin in mehr ald einer Hinficht vor allen andern 
berechtigt, den lebhaften Antheil auszubrüden, den mein Tönig- 
liher Hof an diefem Greigniß, an dieſer erjchöpfenden und 
Ichließlichen Anzeige über die Einrichtung und Gröffnung der 
naffauischen Landftände, jo wie an dem gehofften erjprießlichen 
Fortgang diefer Anftalt und der Wohlfahrt tes Herzogthums 
nehmen wird. Feſthalten des Worts und ftete Grinnerung an 
übernommene Verpflichtungen find die Grundpfeiler der Macht 


*) Dies find die Edicte zur Einführung der Berfaffung und Bildung 
ber Herrenbanf in Naflau. 
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und Des Anfehens Diejes erbvereinten hohen Hauſes. Eben viefe 
Eigenfchaften, aus eigenem Antrieb entwidelt und ſo practiſch 
geübt, ohne langes Zaudern, ohne Unterbrechung, ohne Doppel: 
finn, werben mit Recht zu den erften fittlichen und politifchen 
Tugenden gezählt, und fie find es weit mehr, ald wenn man 
bier oder anderwärtd den Gegenftand mit feinen Modalitäten, 
fei es in Form des Vertrags oder der Verwilligung, als bloße 
neue Gnadenjache, ald Ausflug freier Wahl und Willfür betrachten, 
behandeln und beloben wollte Wenn dem jo wäre, fo läge 
barin ein fliller VBorwinf gegen viele Bepollmächtigte am Gongreß 
zu Wien, den ich nerfänlich immerdar von ung ablehnen werde; 
als hätte man dort in poetiicher Anwandlung und aus GSenti- 
mentalität, oder unter Dem Einfluß übertriebener augenbliclicher 
Bejorgnifje gehandelt und Dinge pflichtwidrig unterzeichnet, wie 
fie aus den öffentlichen Verhandlungen jedermann Fennt. 

Wir ſahen es vielmehr, durch beſtimmte oder weite Inſtruc— 
tionen dazu in den Stand geſetzt, als Erſatz der aufgelößten 
Reichsverfaſſung, als Läuterung und Berichtigung früher vorhan- 
bener, aber oft vernachläfligter Ureinrichtungen, als Balfam der 
durch BZeriplitterung und Mediatifirung  geichlagenen Wunden, 
als Weg zur Belänftigung, als Mittel herzuftellender Ordnung 
und Credits, ald Anerkenntniß fortjchreitender Kultur und Civi— 
liſation in Europa, als Bildungsmittel der Nation an. Sittlichkeit, 
Schidlichfeit und Wahrheit, Treue, Anerkenntniß der Negenten- 
tugenden bofften wir da vorherrſchend. Wenn wir unwillkürlid) 
an Großbritannien denken, jo fallen und im nämlichen Zufanı- 
menhang feine Bürgerfriege ein, und daß es im Kauf der Zeit 
dort feile, unwiſſende, tolle Parlamente gab, Namen, die ich nicht 
erfinde, ſondern die ihnen die Gefchichte aufgeprägt hat. Die 
Grfahrung und die Bundesverfallung ift da, und bietet Schirm 
gegen ſolche mögliche Excefje. 

In diefer herzoglich-naſſauiſchen, wie in Der legten £öniglich- 
preußischen Darftellung, erjcheint nur, der Abſicht nach, Die con- 
jequente Entwidelung Der Lage, Der Begebenheiten und ber 
Etufenfolge. 

Zweiter Theil. 11 
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Theorie, politiiche Methaphyſik wird ewig Gegenfland Der 
Gontrovers bleiben. Bereits lachen wir über die Menfchen und 
die Zeit, wo man ganze Schubladen voll Eonftitutionen, ganze 
Streifen von droites de FP'homme in fteter Bereitſchaft Hatte. 

Der XI. Artikel der Bundesacte, je trodner, je lakoniſcher 
er gefaßt ericheint, je mehr ift er logiſch und bedachtſam, nach 
der Natur der Staaten zur interpretiren. 

Bon deutjchen Sachen vorzüglich handelnd, jagt Montesquieu: 

»Voila l’origine du Gouvernement Gothique parmi nous. 
»II fut d’abord mel& de l’aristocraiie et de la mo- 
»narchie. II avait cet inconvenient, que. le bas peuple 
»y etait esclave: c’etait un bon gouvernement, quiavait 
»en soi la capacite de devenir meilleur. La coutume vint, 
»d’accorder des leitres d’affranchissement et bientöt«... 

Dieſes Beſſerwerden, diefes Beftreben, mit Dem unvermeid⸗ 
Tichen Gegenftreben und partiellem Widerwillen, dieſe Entwidelung 
und allmälige Gelingen fehen wir rings um nns ber, und wollen 
weder Uebertreibung, nody Rüdtritt, noch Tumult. 

Der Gegenftand, der bier zu unfrer Höfe Kenntniß gebracht 
wird, ift ein ſehr merfwürdiger Beleg ſolcher Fortſchritte, Dem 
wir ohne Zweifel die gedeihlichiten Folgen wünjchen“. 

Nach) Gagerns Abftimmung traten denn aud Die freien 
Städte mit ihren Anfichten vor. 

Der Geſandte derfelben war beauftragt, die vollfom- 
menfte Zuflimmung zu der verlangten Garantie zu erklären. 
„Einrichtungen, wie die, ſagte er, welche durch Diefes 
Grundgejeß für die medlenburgijchen Großherzogthümer gemadyt 
find, Eönnen allen Bundesftaaten nicht anders als erfreulicd, fein, 
da fie den Iobenswerthen Zweck haben, jeder möglichen Störung 
der Innern Ruhe vorzubeugen, indem fte einen ruhigen Weg zur 
Entſcheidung aller Streitigkeiten, die zwiſchen Fürften und Ständen 
entitehen könnten, eröffnen.” 

Ueber den Art. 13 der Bundesacte Tieß er fich aber folgender: 
maßen vernehmen: 

„Was den zweiten Punct des großherzoglich-medlenburgijchen 
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Antrages betrifft, welcher fi) auf Die Erfüllung des 13. Art. der 
Bundesacte bezieht, fo find bekanntlich die Verfaſſungen der freien 
Städte jo bejchaffen, daß fie Der wefentlichen Bedeutung dieſes 
Artikels bereits Genüge leiften, und in demſelben Liegen zugleich 
die Mittel zu allen Verbefjerungen, von deren Bwedmäßigfeit 
und Nothwendigfeit man fich überzeugt. Je glüdlicher fich Die 
freien Städte in dieſer Lage befinden, um jo Iebhafter müfjen fie 
fi) mit dem Wunfche vereinigen, durch Die allgemeine Ausführung 
des 13. Artifeld (welchen fie, wie die während des Laufs Der 
Wiener Verhandlungen auch von ihnen unterzeichneten Noten und 
Erklärungen bezeugen, ſchon Damals umfafjender und beftimmter 
abgefaßt zu jehen wünjchten) ein Bedürfniß erfüllt zu jehen, 
welches ſehr dringend zu werben jcheint, und defjen Befriedigung 
eine Der ſicherſten Grundlagen der Kraft des Bundes zur Erhal- 
tung Der äußern und innern Sicherheit jein wird, die zuleßt 
doch hauptſächlich auf der Zufriedenheit aller Bürger der Bundes⸗ 
ftaaten beruhen muß“. 

Etwas jpäter traten nun auch Baiern und Sachjen mit ihrer 
Abſtimmung vor: 

Baiern ſagte: Der Antrag des großherzoglichmeclenburgi- 
jchen Herrn Bundesgejandten, welcher in der 58. Sitzung vorigen 
Jahres gemadyt wurde, umfaßt zwei Gegenftände: 

1. Die Anzeige von der großherzoglichen Verordnung von 

28. November vorigen Jahrs über Die Art, wie allenfalfige 
Streitigfeiten mit den Landfländen durch Compromiſſe 
beigelegt werden Jollen, mit beigefügtem Antrage auf die 
Garantie des Bundes. 

Hierüber tritt Baiern der Mehrheit bei. 

2. Die allgemeine Anregung des Vollzugs des 13. Artikels 

der Bundesacte, 

Was Diefen gemeinwichtigen Gegenjtand betrifft, findet ſich 
der föniglichebaierifche Geſandte in den Stand gejebt, Folgendes 
zu erklären: 

Die ſchnell ſich folgenden politischen Ereigniſſe hatten ver- 
hindert, Daß die in der baieriſchen Verfaſſungs-Urkunde vom 

11% 
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1. Mai 1808 vorgezeichnete National-Repräfentation nicht zur 
Vollziehung gebracht werden werden fonnte, und als Die Begeben= 
heiten des Sahres 1813 und 1814 eine veränderte Geftaltungg 
Deutſchlands herbeiführten, bedurfte es bei Seiner Majeſtät dem 
König Feines andern Aufrufs, als des Ihrer eigenen landes— 
väterlichere Gefinnungen, um dieſen Verhältniffen Ihre volle Auf 
merfjamfeit zu widmen, 

Sie beriefen ſchon im September 1814 eine Verfanmlung 
aus der Zahl der vorzüglichften Staatsbeamten gewählt, deren 
Aufgabe es war, die Eonftitution von Jahre 1808, und die in 
Folge derfelben erlaffenen organischen Edicte einer genauen Prü— 
fung zu unterwerfen, die zeitgemäßen Abänderungen vorzufchlagen 
und die hiernach geformte neue Verfaſſungs-Urkunde ſowohl, als 
die hierauf fich gründenden Gefeße und Anordnungen zu bearbeiten. 

Sie waren durch die fortgejeßten Bemühungen diefer Ver— 
fammlung und durch die von Seiner Majeftät bierauf gefaßten 
Befchlüffe bereit3 zur Kundmachung gereift, als derjelben abermal 
Hinderniffe in den Weg traten, 

Diefe ergaben fich theild durch Die im Laufe des Jahres 
1816 vorgefallenen Territorials:Veränderungen, durch welche jelbft 
ganz heterogene Elemente in ven Staatöförper gebracht wurden, 
theils Durch die Ungewißheit über Die Beſtimmung des Fünftigen 
Buftandes der ehemals unmittelbar geweſenen Fürften und Grafen, 
dann Des vormaligen Reichsadels, weldye mit der ſtändiſchen Ver: 
fafjung in jo engem Bufammenhange fteht. 

In denjenigen Theilen des Reiche, wo dieſes Icktere Hin- 
derniß nicht obwaltete, nahmen Seine Majeftät feinen Anftand, 
einftweilen wenigftend Die, auch in den vorigen Jahr wieder ver- 
fammelten Kreisftände einzuberufen. 

Allerhöchitdiefelben haben in einer Verordnung vom 2. Febr. 
vorigen Sahres wiederholt Ihren feſten Willen ansgejprochen, 
eine Nepräfentation zu begründen, welche geeignet fei, Das Ver: 
trauen des Volkes und die Kraft der Regierung in ſich zu vers 
einigen. 

In Folge deffen haben auch Seine Majeftät, ſobald der 
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Staatörath feine volftändige Bildung erhalten hatte, Ausſchüſſe 
aus deſſen Mitte angeordnet, und denfelben die Reviſion der 
Edicte über das Gemeindewejen, über die gutsherrlichen Rechte 
und Die Gerichtäbarkeit, über die Errichtung der Majorate und 
Samilien-Fidei-Sommifje, — Gegenftände, die auf die Grundlage 
jeder fländifchen Verfaffung Die engfte Beziehung haben — dann 
die Drganijation des in den Streifen herzuftellenden Landraths, 
jo wie überhaupt die Vollendung der Arbeiten über Die Eünftige 
Verfaflung des Reichs dur vie allerhöchfte Verordnung vom 
7. Suni vorigen Jahres übertragen, 

Während dem haben Seine Majeftät die Verhältniffe der 
unmittelbar gewejen Reichsftände und des Reichsadels nicht aus 
den Augen verloren, jondern die, wie man hoffen darf, befrie- 
digende Feititellung ihres Zuſtandes tft Dergeftalt vorbereitet, daß 
man in Bälde dem Reſultat entgegen jehen Darf. 

Wenn aber Schon auf ſämmtliche diefer Gegenftände die an- 
geftrengtefte Mühe verwendet wird, jo fonnten Doch die hierauf 
Bezug habenden Arbeiten nody nicht zu jener Vollendung gebracht 
werden, ohne welche fi) die Einführung einer ſoliden Verfaſſung 
nicht wohl denken läßt. 

Bei dieſen Vorbereitungen und den wiederholt und laut er- 
Härten Gefinnungen St. Majeftät fann man indeß mit voller 
Beruhigung den Zeitpunft erwarten, an welchem Allerhöchitdiejelben 
Sich in den Stand gefegt finden werden, eine ber eigenthümlicdyen 
Lage und Verhältniſſe Ihrer Staaten angemejjene landſtändiſche 
Verfaſſung in Wirkſamkeit treten zu laſſen. 

Königreih Sachſen äußerte: „Seine Königliche Majeftät 
find zufrieden, Daß von dem deutſchen Bunde die Aufrechthaltung 
der in der großherzoglich-medlenburgifchen Patent: Berordirung 
enthaltenen, auf den Bundestag Bezug habenden Beitimmungen, 
jo wie die Art. I Nr. 2, Art. IT, IV und XII audgedrüdt find, 
zugefichert werde. Wenn dagegen, nach dem Cingange und dem 
Schluffe der erwähnten Patent-Berordnung, diejelbe nur jo lange 
ihren Werth und Wirkung behalten joll, bis in Bezug auf Die 
Aufrechthaltung der Landesverfaſſungen allgemein gültige Beftim- 
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mungen und @inrichtungen auf dem Bundestag getroffen fein 
würden, fo fönnen Seine Königliche Majeftät diefer Iektern Vor⸗ 
ausſetzung nicht beipflichten — Halten Sich auch überzeugt, daß 
die Bundesglieder mit Ihnen der Meinung find — daß eine 
Befugniß des Bundestags zu dergleichen allgemein gül- 
tigen Einrichtungen weder in dem Bundesvertrage, noch 
in dem am 12. Zuni v. J. in der 34. Sitzung augenom: 
menen Gompetenz:Proviforium begründet und um To 
weniger vorauszufeßen fei, al8dadurd der Souverainetät 
der Bundesfürften und ihrer Unabhängigkeit wejent- 
liher Eintrag geſchehen würde. 

In Anfchung des zugleih im Namen Shrer Königlichen 
Hoheiten der Großherzoge von Medlenburg- Schwerin und Streliß 
geäußerten Wunſches, Daß die Bundesgefandtichaften über Die 
Erfüllung des 13, Artikels des Bundesvertrags fich erflären umd 
die Bundesverfammlung davon in Kenntniß jeßen möchten, bedarf 
es königlich-ſächſiſcher Seit einer ſolchen Erklärung nicht, Da 
bekanntlich in dem Königreich) Sachſen eine Tandftändilche Ver⸗ 
faflung ſchon Tängft befteht. Wie aber allerdings die Erfüllung 
des gedachten Artifeld in den Bundesftaaten, welche dergleichen 
Berfafjungen noch nicht haben, eben jo wünjchenswerth als zuge: 
jagt ift, jo hegen Seine Majeftät zu denjelben das Vertrauen, 
baß fie Der deshalb eingegangenen Verpflichtung Genüge zu leiften, 
fich angelegen fein Iaffen und dem Bunde davon Kenntniß geben 
werden. Webrigend erachten Seine Majeftät, Daß der Bund 
lediglih auf dieſen Punet Rückſicht zu nehmen und 
über die Beftimmung des 13. Artifels nicht hinaus zu 
gehen habe, fondern den Bundesgliedern, als fouve 
rainen Fürften, vorbehalten bleibe, nah Maßgabe Der 
Localitäten und anderer Umstände, entweder neue land- 
ftändifhe VBerfaffungen einzuführen, oder die ſchon 
beftehbenden beizubehalten oder zu modificiren — und 
überhaupt dergleichen Einrichtungen zu treffen, ohne 
in ihren diesfallfigen Gerehtjamen bejhränft zu 
werden. ” 
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Holſtein⸗ Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg, die Hohen: 
zollern, Lichtenftein, Reuß, Lippe und Walde ftimmten vorläufig 
nur für die Garantie der medlenburgifchen Verordnung, ebenfo 
das Großberzogthum Heſſen; letzteres behielt fich aber eine aus⸗ 
führliche Erflärung über die Erfüllung des 13. Art. der Bundes- 
acte vor. 

Endlih trat nun auch Defterreich mit feinen Anfichten 
vor. Es fagte*): „Seine Kaijerliche Majeftät haben durch Aller- 
höchfidero Gefandtichaft am Buntestage in der Sikung vom 
16. Februar dem Antrage der großherzoglich «medlenburgifchen 
Höfe, das mit ihren Ständen vom 28. November vorigen Jahres 
abgejchlofjene Staatögefeß unter Die Garantie des Bundes zu 
fielen Allerhöchftdero Zuftimmung ertheilt. Die Faijerlich-Fönig- 
liche Gejandtichaft ift nunmehr in den Stand gejebt, auch die 
damals noch vorbehaitene Erklärung über die Vollziehung des 
13. Artifel3 der Bundesacte abzugeben. 

ALS zur Zeit der wiener Gongreßverhandlung, und insbeſondere 
bei der damaligen Erörterung der Bundesacte, Die im Laufe Der 
Zeitereigniffe und vielfältigen Xerritorial-Veränderungen bewirkte 
Auflöjung der einzelnen ſtaͤndiſchen Verfaflungen in Deutſchland 
in Auregung Fam, ſchon damals haben ſich Seine Majeftät der 
Kaiſer über diefen Gegenftand in einer Art erflärt, welche über 
Allerhöchſtdero Anfichten keinen Zweifel Raum laſſen Eonnte. 
Der Artikel 13 der Bundesacte war eined der Nejultate Der 
damaligen Vereinigung der Fürften und freien Städte. Gr befteht; 
er muß demnach ausgeführt werden, d. h., es ſollen, e8 müflen 
in allen deutjchen Staaten ftändiiche Verfaſſungen beftehen, und 
folglid) da, wo es deren feine giebt, eingeführt werben, 

In der Natur eined an feinen beftimnten Zeitpunft gebun⸗ 
denen Verſprechens liegt, Daß deſſen Erfüllung fobald und jo gut 
als möglich flatt finde. Die Weisheit der Regierung und ihr, 
von Dem der Regierten unzertrennlichyes Intereſſe fordern, daß 
man in einer Angelegenheit von jo großem Gewichte nach dem 


*) B. Pr. 1818. 15. Sigg. 6. April. $ 79 fol. 209. 
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Beiten, was unter Den gegebenen Umftänden erreichbar tft, firebe. 
Es unterliegt Daher Teinem Zweifel, daß die Vorjehrift des 13. Art. 
der Bundesacte in allen den Staaten, wo landitändijche Verfaf- 
jungen nody nicht eingeführt oder die früher beftandenen zu Grunde 
gegangen find, in ihrem wahren Sinn und Zweck vollzogen 
werden muß. 

Sp wünfchenswerth aber auch, zur gemeinfchaftlichen Berubt- 
gung Der Regenten und der Völker, die möglichite Bejchleunigung 
der auf die landſtaͤndiſchen Verfaffungen Bezug habenden Vor 
arbeiten fein mag; jo billig ift e8 jedoch, Daß den Regierungen 
zur reifen und erjchöpfenden Verhandlung eines nicht blos für 
die Gegenwart, jondern für die ganze Zufunft jo wichtigen Ge- 
Ichäftes Die erforderliche Zeit vergönnt werde. Seine Majeftät 
hielten es nicht außer dem Kreije der Gejchäftbeförderung in Denn 
Prafidiale:Vortrage vom 11. November 1816, die Vorausjegung 
aufzunehmen, daß die nähere Erörterung diefer Sache durch Die 
Bundesverfammlung hätte gewünſcht werden fönnen; da indeſſen, 
jeit jener erften Eröffnung, Die meiften der Regierungen Den 
Wunſch zu erkennen gegeben haben, dieje vaterländijche Angele— 
genheit nach den individuellen Verhältniſſen der einzelnen Staaten 
zu behandeln und feftzuftellen, da insbejondere Diejenigen Staaten, 
welche durch Die Entjcheidungen des Congreſſes bedeutende Terri⸗ 
torials:Beränderungen erfahren hatten, allerdings damit anfangen 
mußten, ihren neuen Wirkungskreis fennen zu lernen, die gerechten 
Anfprüche ihrer alten und neuen Unterthanen gegen einander ab⸗ 
zuwägen und die verfchienenen Beitandtheile ihres Gebiet! zu 
einem regelmäßigen Ganzen zu verbinden, um den aufzuführenden 
Gebäude eine fichere Grundlage zu geben; jo fprechen Seine 
Mageftät, im Gefühle Ihres volleften Vertrauens in Die Weisheit 


der Regierungen, den aufrichtigen Wunfch aus, daß der 13. Art. 


der Bundesacte in den Staaten, welche noch in dem Falle find, 
ihn zu erfüllen, auf eine feinem hoben Zweck angemefjene Weiſe 
zur VBollziehung gebracht, und jede nicht in der Sache gegründete 
Verzögerung vermieden werden möge. Seine Majeftät treten 
übrigens dem königlich-preußiſchen Antrage, Daß binnen 
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Jahresfriſt die Bundesverfammlung von Den ferneren 
&inleitungen, und, wo möglid, von deren endlichen 
Rejultate in Kenntniß gejegt werde, vollfonmen bei”. 

Hiernad) famen auch Hannover und die füddentjchen Staaten 
Württemberg, Baden und zuleßt die beiden Hefjen. 

Hannover: 1) Garantie Der großherzoglichmedlenburgijchen 
Verordnung über die Mittel und Wege, un bei ftreitigen 
Angelegenheiten, welche die Landesverfaſſung betreffen, 

. zur rechtlichen Entſcheidung zu gelangen. 

Seine Königliche Hoheit der Prinz-Regent ſtimmen unbe: 
denklich für Die von den großberzoglich-medlenburgifchen Höfen 
nachgejuchte Garantie des Bundes für das im Namen dieſer Höfe 
in der vorigfährigen 58. Sitzung vorgelegte Staatsgeſetz vom 
28. November vorigen Sahres, da dafjelbe den vereinten Willen 
der Regierungen und Stände ausſpricht, Feine Beftimmung deſſelben 
mit der Bundesacte flreitet, und dieſe Garantie in dem Maße, 
in welchem fie begehrt und geleiftet wird, nur die Anfrechthaltung 
derjenigen Beftimmungen deſſelben betrifft, im welchen auf den 
Bundestag Bezug genommen worden ift, und welche Die Bundes- 
verſammlung ohnehin aufrecht zu erhalten ſich berufen finden müßte, 

2) Vollziehung des 13. Artikels der Bundesacte, 

Ihre Königliche Hoheit der Prinz-Regent haben durch die 
wiederholten und dringenden Srklärungen, welche Ihre Geſandten 
auf dem Gongrefje zu Wien übergeben haben, deutlich genug zu 
erkennen gegeben, wie jehr Ihnen die Aufrechthaltung und Feſt—⸗ 
feßung der Rechte der Unterthanen bei den eingetretenen großen 
Veränderungen in SDeutjchland am Herzen liege, und wie Gie 
dabei von dem Grundſatze ausgehen, daß durch die Auflöfung 
des vormaligen Reichöverbandes die Verhältniffe der vormaligen 
Reichöfürften gegenwärtig unabhängigen Gliedern des deutſchen 
Bundes zu ihren Unterthanen nur in jo weit abgeändert worden, 
als dies die Aufhebung Der Reichöverfaflung unmittelbar und 
zur nothwendigen Folge gehabt, daß, da Faum ein Deutjcher Staat 
ehemals ohne eine gewille repräjentative VBerfaflung gewejen und 
jelbft Das, was während des langen Revolutions-Kriegs vorge: 
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fallen iſt, den deutſchen Unterthanen den Verluft ihrer Rechte Für 
immer nicht zuziehen können, die Herftellung oder Begründung 
ftändischer Verfaſſungen unter jolchen Modificationen, welche Die 
veränderten Zeitumftände und die vorgefallenen Territorial-Ver- 
änderungen nothwendig machen, ſchon an ſich den Rechten gemäß 
ift, und überdies zu denen Zuſagen gehört, welche den Völkern 
während des Revolutions-Krieges laut und öffentlich gemacht 
worden. 

Diejen Grundfägen getreu haben des Prinz-Regenten Königl. 
Hoheit, fobald die Unftände es nur immer geftatteten, und be- 
kanntlich ſchon im Jahr 1814, mithin Schon vor Abſchluß der 
Gongreßacte, eine allgemeine Verſammlung von Deputirten aller 
Stände der Provinzen, aus welchen das Königreich Hannover 
damals beftand, berufen, in welche nachmals auch Deputirte der 
ſeitdem acquirirten Provinzen eingetreten find, und dieſe Verſamm⸗ 
lung zu einer Deliberation über alle Gegenftände veranlagt, Die 
nach der alten Verfaflung des Landes einer fländischen Bewilli- 
gung beburften, oder über welche ed rathſam erachtet werben 
fonnte, fie zu vernehmen. Diefe Verfammlung, welche von deu 
vormaligen Ständen nur dadurch unterjchieden ift, daß in ihr 
alle Provinzen, nad) den dringenden Bedürfniljen der Zeiten, ver- 
einigt worden, hat den gehegten Abfichten und Wünſchen voll 
fommen entjprochen, indem die wichtigiten Angelegenheiten, die 
mit ihr verhandelt worden, regulirt oder wenigitens eingeleitet 
find. Sie jelbft wird, nad) Maßgabe der gemachten Erfahrungen 
noch Abänderungen erleiden, worüber die Stände felbft ihre gut- 
achtliche Meinung werden äußern können. Neben diejer allge- 
meinen Verfammlung werden, nad) Der Abficht Seiner Königlichen 
Hoheit des Prinz⸗Regenten, auch Die partifulären Stände der 
einzelnen Provinzen Des Königreichd berufen werden, um die bes 
jondern Angelegenheiten derſelben, welche dem Intereſſe der 
übrigen fremd find, zu berathen, Jobald fich Hierzu Veranlaſſung findet 

Seine Königliche Hoheit genießen Die höchſte Belohnung 
Höchſtihres Verfahrens in dieſer für Die innere Ruhe und Glüd- 
jeligfeit der Völfer jo höchſt wichtigen Angelegenheit, durch die 
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allgemeine Zufriedenheit und Ruhe und das unbejchränfte Ver- 
trauen der Unterthanen zu der Regierung des Landes, welches 
die glüdliche Folge Höchftihres Verfahrens geweſen tft. 

Seine Königliche Hoheit hegen den dringenden Wunjch, Daß, 
jobald immer möglich, in allen einzelnen Bundesftaaten der 13. 
Artifel der Bundesacte fich fchöner vollendet in der Wirklichkeit 
darftelle, als es die Umflände geftattet haben, ihn in der Bundes» 
acte aufzufaſſen. 

Sie verfennen keineswegs die Ungleichheit der Schwierig. 
feiten, die ſich einer fchnellen Vollziehung deijelben in dem einen 
Lande mehr als in dem andern entgegenftellen, die große Ver: 
Ichiedenheit zwifchen den Staaten, die ganz zu dem Bunde gehören, 
und Denen, welche nur einen Theil einer nicht zu dem Bunde 
gehörenden Monarchie ausmachen, deren Verfaſſung fie oft erft 
angepaßt werden müſſen. Zwiſchen den Staaten, Die durch eine 
große Veränderung ihres Territorial-Beftandes zu manchen neuen 
Anordnungen genöthigt werden, und denen, für welche noch Das 
alte Gebiet ganz oder mehrentheild unverändert iſt, zwilchen Denen, 
wo Schon von Alters her eine wohl organifirte Tanditändifche 
Verfaſſung beftand, und zwilchen folchen Kändern, die aus Theilen 
zufammengejeßt worden, in welchen feine, oder eine nur unvoll- 
fommene, oder längft untergegangene ftändifche Verfaſſung vor- 
handen war. 

Wenn aber auch auf der einen Seite fefon hierin die Un: 
möglichfeit liegt, einen feiten Zeitpunkt zu beftimmen, bis zu 
welchem dieſe ſtaͤndiſchen Verfaſſungen allgemein hergeftellt fein 
jollen, oder auch nach überall gleichförmigen Beſtimmungen bier 
das Niedergeriffene wieder aufbauen, Dort das noch nicht Beftan- 
dene errichten zu wollen, welche beide Puncte außerhalb der 
Grenzen der Befugniffe der Bundesverfammlung Tiegen und noch 
weniger durch vorgreifende Urtheile oder ungeduldig geäußerte 
MWünfche Unberufener fich erreichen laſſen; jo finden doch Shre 
Rönigliche Hoheit in dem Inhalt jo mancher über diefen Gegen: 
fand vorangegangener Erklärungen, aus welchen ſich ergiebt, wie 
ſchon in fo manchen Ländern, ſelbſt folchen, welche mit Dem oben 
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berührten eigenen Schwierigfeiten zu Fämpfen hatten, theils ſchon 
wirklic eine Ständeverfammlung auf erwünfchte Weife zu Stande 
gebracht, hergeftellt oder erhalten worben, theild durch ernfte und 
unvermeidlich voran zu |chidende Maßregeln manches vorbereitet 
worden, den Stoff zu den jchönften Hoffnungen, daß der Zeit= 
punkt nicht mehr fern fein werde, wo Die Zurücgebliebenen dieſem 
Beifpiele folgen, und Andere das angefangene Werf der Vollen= 
dung näher bringen und Dadurch gegründeten Beichwerden aus 
einzelnen Bundesftaaten werde vorgebeugt werden, denen die 
Bundesverſammlung ihr Gehör und ihre Verwendung nicht ver- 
lagen Fönnte, ohne die Pflichten zu verlegen, welche ihr Die Sorge 
für die Aufrehthaltung des 13. Artifels, wie der andern Artikel 
der Bundesacte, auflegt. 

Der Gefandte für Württemberg, v. angeubeiN, gab zu 
Protocoll: 

Se. Majeſtät der König von Württemberg ertheilen dem in 
der 58. vorjährigen Sitzung im Auftrage Ihrer Königlichen 
Hoheiten, der beiden Großherzoge von Mecklenburg, zu Protocoll 
gegebenen Anſuchen um die Garantie des Bundes für ein, die 
Verfaſſung Höchſtihrer Lande ſicherndes Geſetz ſehr gerne Ihre 
Zuſtimmung. 

Was aber den bei dieſer Gelegenheit in Rückſicht auf die 
Vollziehung des 13. Artikels geäußerten Wunſch Ihrer Königlichen 
Hoheiten betreffe, ſo geht die innigſte Ueberzeugung Seiner 
Königlichen Majeſtät dahin: 

daß eine, den gegenwärtigen völferrechtlichen Verhältniffen 
der Bundesftaaten und der gefchichtlichen Entwidelung der 
deutſchen Volksſtämme angemefjene, die Kraft der Re— 
gierung und die Freiheit des Volks vereinigende NReprä- 
jentativ-Verfaffung die höchften und nie zu trennenden 
Intereſſen der Negenten und der Völker begreifen, und 
daß daher die Erreichung dieſes Ziels für das Wohl der 
deutſchen Gefammtbeit, wie für dad Wohl eines jeden 
einzelnen Bundesſtaats, gleich wünjchenswerth ſei. 
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Menn nun gleich Die große Verfchiedenheit der Verhältnifie 
in den einzelnen Bundesftaaten auf Die Art: wie, und den Zeit: 
punkt; wann dieſe Aufgabe gelöft werden könne, unverkennbar 
einen nicht unbedeutenden Einfluß babın müſſe, fo dürfe man 
ſich doch der Hoffnung überlajlen, daß ein aus reinen Abfichten 
fletS hervorgehendes ernſtes Wollen dann, wenn ed mit den 
Erfahrungen der Vergangenheit und Gegenwart und mit der, aud) 
in Deutjchland zu erwartenden reiferen Ginfiht in das Weſen 
repräfentativer Verfafjungen verbunden werde, hinreichen jollte, 
die Schwierigkeiten zu befeitigen, welche ſich der Vollziehung des 
13. Artifeld hin und wieder noch entgegenſtellen Fönnten, 

Daß das von den deutjchen Fürften in Dem 13. Artikel Der 
Bundesacte frei gegebene Wort, jobald als immer möglich, werde 
erfüllt werden follen, leide wohl eben jo wenig einen Zweifel, 
als Die Nothwendigfeit, daß in den Vorbereitungen zur wahr: 
haften Erfüllung deijelben, d. h. zur wirklichen Einführung 
repräfentativer Verfafjungen, jede Uebereilung vermieden werden 
müſſe. | 

Se. Majeſtaät der König fänden fich daher beftimmt, dem in der 
7. diesjährigen Sitzung gemachten königlich preußifchen Antrage: 

daß die Bundesverfammlung (wenn e8 nämlich nicht früher 

geichehen könne) nach Verlauf eines Jahres von dem Fort: 

gange und der Lage der ftändifchen Einrichtungen in den 

einzelnen Bundesftaaten in Kenntniß zu feßen jei — 
biermit beizutreten. Da ſich dieſer Antrag nicht allein auf die 
eigenthümlichen Werhältniffe des Föniglichpreußifchen Staats, 
jondern aud) auf jenes Verhältniß gründe, weldye, wenn gleich viel- 
leicht unter andern Formen, doch mehr oder weniger auch in 
andern Bundesftaaten obwalten möchten. 

Was. aber die Berhältniffe in Württemberg insbefondere 
betreffe, jo fei die regefte Sorgfalt Er. Majeftät des Königs 
vom eriten Augenblide des Negierungsantritt an bid zu dem 
gegenwärtigen, ununterbrochen dahin gerichtet gewefen, Das württem- 
bergifche Volk der Vortheile einer, den liberalften Grundfägen 
entſprechenden Repräſentativ-Verfaſſung theilbaftig zu machen. 
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Diefe Sorgfalt liege als Thatjache ganz Deutichland vor 
und Se. Majeftät der König glaube daher, daß jede Erörterung 
der für die Erreichung des hohen Zwecks gemachten Schritte bier 
überflüffig ſei. 

Die Gefinnungen Sr. Königlichen Majeſtät feien, in Beziehung 
auf diefen Gegenftand, unverändert dieſelben, und je früher Sich 
Höchftdiefelben in der Lage finden würden, Die Bundesverfammlung 
von der glüdlichen Vollendung des Verfaſſungswerks in Stenntniß 
zu fegen, um deſto vollfiändiger würde Die Beruhigung fein, 
welche Sie Selbft in Der Herftellung verfaflungsmäßiger Formen 
ſuchen. 

Baden trat in Betreff der von den Großherzogen von 
Mecklenburg-Schwerin und Strelitz nachgeſuchten Garantie des 
Staatsgeſetzes über die Mittel und Wege, um bei ſtreitigen Faͤllen, 
in Angelegenheiten, welche die Landesverfaſſung betreffen, zur 
rechtlichen Entſcheidung zu gelangen, der Mehrheit bei, und behielt 
ſich ſeine Abſtimmung wegen Erfüllung des 13. Artikels der deut— 
ſchen Bundesacte vor. 


Kurheſſen trat der gewünſchten Garantie von Seiten des 
Bundes ebenfalls vollkommen bei, und behielt ſich ſeine Aeußerung 
wegen Erfüllung des 13. Artikels der deutſchen Bundesacte vor. 


Das Großherzogthum Heſſen gab jetzt die in der 14. 
Sitzung vorbehaltene Erklärung in Bezug auf den 13. Artikel 
der deutſchen Bundesacte, folgendermaßen ab *): 

Es ift Schon in früheren Abftimmungen (der 7. u. 11.Sißung) 
umftändlidy ausgeführt worden, warum eine bejtimmte Zeit für 
die Eröffnung neu zu errichtender landſtändiſcher Verſammlungen 
noch nicht feftgefeßt werden kann; jo gewiß auch in allen deutſchen 
Staaten laudſtaͤndiſche Verfafjung errichtet, und dieſe Errichtung 
nicht länger, als es Die Verhaͤltniſſe zum Wohl der Unterthanen 
jelbft erfordern, aufgefehoben werden muß. 


*) 17. Spg. 13. Apr. 1818. fol. 238. 


| 








—⸗ 
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Bekannt iſt es, welchen fördernden Antheil an den Wiener 
Congreßverhandlungen über Errichtung von Landſtänden namentlich 
die großherzoglich heſſiſche Geſandſchaft nahm; und eben jo be—⸗ 
kannt, welche politiſche Ereigniſſe unmittelbar nach dem Abſchluſſe 
der Bundesacte eintraten, und alle Thätigkeit mit Drang und 
vielfacher Anftrengung auf die äußeren Verhältniſſe zu richten 
nöthigten, 

Eben jo gewiß war vor Beſtimmung der neueften Gebiets- 
veränderung zu innern, umfaſſenden Einrichtungen auf Feine 
denfbare Weije mit Erfolg zu fehreiten; und Diele Beſtimmung 
trat für das Großherzogthum Hefjen befanntlic, erft in der Mitte 
des Jahrs 1816 ein. 

In wenigen andern Staaten, vielleicht in feinem Deutjchlandg, 
waren die Gebtetöveränderungen des Jahrs 1816 für Die ganze 
innere Staatöverwaltung verhältnigmäßig von ſolcher Wichtigkeit 
wie in dem Großherzogthum Hefjen. 

Zwar fein, auch noch fo Heiner Theil angeftammten Gebiets, 
aber dennoch ein Drittheil des gefammten Staate8 wurde ab» 
getreten. Die neu erworbenen Beligungen beftanden theils aus 
einem, zuvor unabhängigen Fürftentbum (Sjenburg), wo durchaus 
neue Verhältnilje eintreten mußten, umd eine vedliche Feſtſetzung 
durch theilmeife wieder Abtretung erjchwert wurde, dann vor- 
züglich aus einem Theile des linken Nheinufers, welcher, bis zum 
Parifer Frieden, Franfreich einverleibt, ohne Aufhebung franzd- 
ſiſcher Berfaffung, Durch wechſelnde provijoriiche Regierungen, 
große, in fich nicht zufammenhängende Abänderungen in der Ver: 
waltung erfahren hatte, 

Sp war das Sroßherzogthum aus Beftandtheilen zuſammen⸗ 
gejeßt, welche für Gefeßgebung, Gerichtöverfaflung, finanzielle 
und jonftige administrative Verhältniffe die verfchiedenften Normen 
hatten. In einem Reiche erfter Größe mögen mehrere dazu 
gehörige Länder abweichende Verfaffungen haben, In den meiften 
deutjchen Staaten würde Mangel an Einheit tie Verwaltungs: 
foften zu jehr erhöhen. Ein raſches Zulammenwerfen, ſchnelle 
Bereinigung des Entgegengejebten in Cine Mafje, würde viele 
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achtbare Intereſſen heftig erjchüttern, wohl auf immer verlegen, 
es könnte nicht übereinftimmen mit der weijen und milden Abfidht 
Seiner Königlichen Hoheit, nur nad) reifer Prüfung dasjenige 
zu einem Gemeingut zu erheben, was in irgend einem Theile des 
Staats fid) als vorzüglich, als ächte bürgerliche Freibeit förderno, 
bewährt hat; es wäre nicht vereinbarlich mit der von Ahnen, 
namentlich der Provinz Rheinheſſen ertheilten Zuſage: liberale 
Einrichtungen, herbeigeführt vom Geifte der Zeit, zu beachten. 

Es ift offenkundig (audy durch eine in der 14. Sitzung ge 
machte Mittheilung bier befannt), wie man im Großherzogthum 
den Verſuch begonnen bat, in Gefeßgebung, Juſtizverfaſſung und 
einem bedeutenden Theil der Adminiftration das Ungleichartige 
in ein wohlthätige8 Ganze zu vereinen; und wenn ein Aehnliches 
für manche Gegenftände der finanziellen Verwaltung jebt erft 
vorbereitet wird, noch nicht verwirklicht ift, wen mag dies 
wundern, wenn man die völlige Verjchiedenheit der Steuerver: 
faffung auf beiden Seiten des Rheines auch nur oberflächlich 
fennt? 


Daß unter folchen Verhaͤltniſſen Die Vorbereitungen zu 
Einführung landſtaͤndiſcher Verfaſſung noch nicht weiter gediehen 


ſind, kann daher keinem Unbefangenen auffallen, zumal wenn 


man erwägt, daß das jetzige Großherzogthum zur größeren 


Hälfte eheınald Feine Landſtände kannte, und daß es viele Jahre 


hindurch als Nachbar revolutionärer Stürme auch ald Krieger 
ſchauplatz Die Aufmerkſamkeit Regierung hierauf zuſammen- 


drangen mußte. 

Endlich erheifchen die inneren Einrichtungen noch deßhalb 
beiondere Umficht, weil ein Viertheil des ganzen Staats aus 
ftandesherrlichen und patrimonialgerichtöherrlihen Befigungen 
beſteht. Die Wichtigfeit Diefes Umftantes für landſtändiſche Ein- 
richtungen ift um jo, weniger zu verfennen, wenn man erwägt, 
daß gerade in folchen deutihen Staaten, weldye zu ihren Ans 
gehörigen nicht wenige Standesherren zählen, (Württemberg, 
früher Naſſau)) die ernftlihen Bemühungen der Regierung zu 
Begründung landftändifcher Verfaſſung biöher vergeblid) waren. 
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Die großherzogliche Gefandtichaft bezieht fich hier auf dasjenige 
was fie in der 14. Sikung über die Einleitung, alle flandes- 
Herrlihen Verbältniffe auszugleichen, auch vertraulich mitgetheilt 
Hat; wodurd ebenfall3 bezwedt wird, allgemein gegenfeitiges 
Zutrauen, ald eine der nothwendigften Vorbereitungen zu heil- 
Jamer landftändiicher Verfaljung zu vermehren, 

Die großherzoglihe Gejandtichaft glaubt ſich mit Diejen 
Andeutungen begnügen zu koͤnnen, und ſchließt fich dem Föniglich 
preußijchen Antrage (in der 7. Sibung d. 5%.) unbedingt an. 

Braunſchweig und Naſſau traten einftweilen Der bon den 
großherzoglich medlenburgifchen Höfen in gewiſſen beftimmten 
Tällen nachgeſuchten PVerfafjungs- Garantie von . Seiten des 
Bundes nad) dem in der 58. Sißung gemachten Antrage bei, 
und behielt ſich weitere Erklärung vor. 

Baden holte feine vorbehaltene Erklärung jet ebenfalls 
nad). Der Gejandte fagte: Die Vollziehung des 13. Artikels 
der Bundesacte betreffend, haben Ihro Königliche Hoheit Durch 
die in Dem Negierungsblatt vom 30. Suli 1816 eingerüdte 
öffentliche Verkündigung Ihren Unterthanen erflärt, daß die bereits 
auf den 1. Auguft gedachten Jahres beftimmt geweſene Zuſammen⸗ 
berufung von Landſtänden blos deßwegen bis auf weiteres 
Juspendirt worden, weilvon Geite des badilchen Gouvernements, 
die Hoffnung und der Wunſch genährt worden, inzwijchen 
Diejenigen Begenftände der deutfchen Bundesverfajfung, 
mit welcher man die befondere Verfaſſung des Groß— 
herzogthums in Einklang ſetzen wollte, beftimmt zu fehen. 

Da jedoch mehrere, wegen dieſes Gegenftandes ſeitdem 
abgegebene verehrlihe Abftimmungen allerdings die triftigiten 
Momente entwideln, aus Denen eine Uebereinkunft der Majorität 
der Bundesglieder über allgemeine Normen ftändischer Verfafjungen, 
wenigſtens in einem Furzen Zeitraum, fid nicht erwarten laſſen dürfte, 
Jo haben Seine Königliche Hoheit, um den Artikel 13. ohne 
dieje, noch immer in Dero Wünſchen liegende, Webereinfunft ab: 
zuwarten, jo bald es möglich in Vollzug zu feben, den Befehl 


ertheilt, Den bereit3 vollftändig gefertigten Entwurf nochmals mit 
Zweiter Theil. 12 
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denen feit dem in wirfliche Hebung gekommenen ſtaͤndiſchen Ver⸗ 
faffungs-LXegislationen zu vergleichen, hiernach mit Rückſicht auf 
die bejondern PVerhältniffe des Großherzogstbums finaliter zu 
ajuftiren und Höchft Ihnen alsdann zur Sanction vorzulegen. 

Demnach ift die großherzogliche Geſandtſchaft zu der Er⸗ 
klaͤrung autorifirt, daß Tängftens binnen des in der königlich 
preußifchen Abftimmung enthaltenen Zeitpunfts, wahrfcheinlich 
aber noch früher, von dem Refultat Diefer Anordnungen genügende 
Anzeige gemacht werden Tann. 

Für die Niederlande war indeffen ein anderer Gefandte ein- 
getreten, Graf v. Grünne, Sch. v. Gagern war einfach verdrängt 
worden, obwohl er durch Forderung feiner Entlaffung zuvor 
fam; er war am 13. April 1818 aus der Bundesverfammlung 
ausgetreten*), Graf Grünne gab num folgende Erflärung ab: 
41) Rüdfichtlih Der Anzeige von der großherzoglidhen Ver: 
ordnung vom 28, November v. J.: über die Mittel und Wege, 
um bei ftreitigen Faͤllen, in Angelegenheiten, weldye Die Yandes- 
verfaffung betreffen, zur rechtlichen Entfcheivung zu gelangen, und 
des hierauf geftüßten beftimmten Antrags: einer Dur den 
deutſchen Bund vollftändig zu gebenden Garantie dieſes organiſchen 
Staatsgeſetzes, — theilen Seine Majeftät die durch die früheren 
Abſtimmungen der refpectiven Höfe bereit3 entwidelte, begründete 
und ausgejprochene Anficht, daß dieſer Garantieleiftung Tein 
wahres Hinderniß im Wege ſtehe; Sie find deßhalb insbeſondere 
mit Hannover **) der Meinung, und erklären fi, wie bier 
geichieht, für Quxemburg zu der erbetenen Garantie bereit: „da 
das vorgelegte Staatsgeſetz den vereinten Willen der Regierungen 
und Stände fausfpricht, Feine Beſtimmung defjelben mit der 
Bundesacte flreitet, und dieſe Garantie in dem Maße, wie fie 
begehrt und geleiftet wird, nur die Aufrechthaltung derjenigen 
Beitimmungen defjelben betrifft, in welchen auf den Bundestag 
Bezug genommen worben ift, und welche die Bundesverfammlung 


*) Siehe fein Schreiben an die Bundesverfammlung weiter unten. 
*E) Protocol der 15. Sitzung vom Sahr 1818, S. 79 sub. 1. 
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ohnehin aufrecht zu erhalten, fich berufen finden müßte”. Was 
ſodann 2) den weitern Antrag wegen Grfüllung des Artikels 
Betrifft, - . . jo gehen Seine Mafeftät dabei von den folgenden 
einfachen Geſichtspunkten aus: Der 13, Artifel der Bundesacte 
ftellt den Saß anf, und er ift Geſetz für alle deutſche Bundes- 
ſtaateu: „In allen deutſchen Bundesftaaten wird eine landſtändiſche 
Verfaſſung ftatt finden“. 

Der Zeitpunkt der Einführung Tann bei der Menge der 
einzelnen Staaten und bei der Verjchiedenheit ihrer Regierungs- 
Grundjäge, Formen und Einrichtungen unmöglich gleichzeitig 
fein; der Ausdrud „wird“ zeigt genug, Daß man ſehr weije und 
mit Vorbedacht bei Faſſung des Artifeld weder Gleichzeitigkeit 
der Einführung, noch einen beftimmten Zeitpunkt, bis zu welchem 
die Einführung gefchehen ſein mülje, hat bezweden wollen. Indem 
jedodh, nad) dem A. Artifel der Bundesacte, Die Bundesver- 
fammlung die Angelegenheiten de8 Bundes zu beforgen hat, jo 
befindet fi) allerdings, in Beziehung auf den in dem großher- 
zoglich mecklenburgiſchen Antrag ausgeiprochenen Wunſch einer 
Erklärung: „über die Erfüllung des 13. Artikels“, der Föniglich 
niederländifche, großherzoglich Iugemburgijche Bundestagsgefandte 
dermalen auch officiell Dazu ermächtiget, und er erfläret hiermit: 

Daß, wenn auch der König, ſein Herr, — von aller An- 
maßung entfernt, mit feinem Beifpiele anders, als durch deſſen 
Verwirklichung vorangehen zu wollen — in der Abftimmung bier 
der lebte ift, e8 doch eben jo meltfundig bei Höchſtdeſſen 
Negierungsantritt Sein erfter Gedanfe geweſen ift, eine eben fo 
frei durchdacht und erwogene, als willig angenommene Verfaflung 
einzuführen, mittelft welcher das Großherzogthum Lugemburg 
zugleich mit allen andern Provinzen feine eignen Landſtände er: 
halten hat, und in deren Geift übrigens wejentlich enthalten ift, 
daß, während vafelbft in regem aber gejeblichem Leben Das Wohl 
und Gedeihen des Staats befördert wird, jede durch Erfahrung 
und Beitumftände natürlich herbeigeführte Ausbildung und 
Mopdification in derjelben gemeinjchaftlih und orduungsmäßig 
vorgenommen werden kann, und daB demnady dem Sinn des 

12° 
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13. Artifeld der Bundesacte, in Beziehung auf Luxemburg, im 
der That mehr als zur Genüge und zwar im Voraus entiprochen 
worden iſt. 

Den Schluß der Erklärungen bildete Kurheſſen, die 15. und 
16. Stimme. Kurheſſen fagte*): Ueber die von Geiten des 
großherzoglichen Haufes Medlenburg in Anregung gebrachte Er- 
füllung des Artifeld 13 der Bundesacte bin ich angewiefen, 
folgende Erklärung nachzutragen: 

An der Geneigtheit Semer Königlichen Hoheit des Kurfürften 
Ihre Unterthbanen in den Genuß einer wohlgeordneten Taud- 
ftändifchen Verfaſſung zu ſetzen, hat wohl niemals gezweifelt 
werden können. Bekannt ift ed, daß Sie, aldbald nad) ber 
Rückkehr in Ihre Staaten, die alte landftändifche Verfaſſung in 
Heſſen, mit einigen Modificationen und unter Vorbehalt der, etwa 
nach den Beſtimmungen des wiener Congreſſes erforderlichen 
Abänderungen, wieder heritellten. Bekannt ift es nicht minder, 
auf welche thätige und liberale Weiſe Allerhöchſt Sie durch Shre 
Songreß-Gefandtfchaft an den Berathungen über allgemeine Ein- 
führung von Landftänden und Beſtimmung der Rechte derjelben 
Theil nahmen. Bekannt ift es endlich, Daß Sie unmittelbar nad) 
Unterzeichnung Der Bundesacte zu fchneller Erfüllung des darin 
enthaltenen Ausſpruchs: „in allen deutſchen Staaten werden 
Repräjentativ-Verfaffungen beftehen”, eine Commiſſion niederjeßten, 
um eine neue Yandesverfaflung zu entwerfen. Ungeachtet in dieſem 
Entwurfe, mit gehöriger Rüdficht auf die geänderten Zeiten und 
Umftände, die Vorrechte der altheffiichen Landitände möglichft 
beachtet und den Ständen überhaupt weit größere Nechte einge- 
räumt waren, als die heffiichen Landftände jemals gehabt hatten, 
jo glaubten doch die auf dem engern Landtage im Sahr 1816 
verfammelten ftändifchen Deputirten, denen jener Entwurf unter 
der Hand mitgetheilt wurde, berechtigt zu jein, noch weit größere 
Begünftigungen zu fordern, und veranlaßten, jo wohl durch Dieje 
übertriebenen Forderungen, als durch ihr Benehmen im allgemeinen, 
Seine Königliche Hoheit, jenen Landtag aufzulöfen, 

*) 9. Pr. 1818. 26. Sitz 25. Mai. $. 127. Fol. 300. 
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Unter dieſen Umftänden, und da die eingetretenen Territorial- 
Veränderungen bejonders binfichtlich der fürftlih- und graflich 
ijenburgifchen Standesherren, einer zuvor in Kurheffen nicht 
gefannten bevorrechteten Klaſſe, ganz neue Berhältniffe herbeigeführt 
haben, deren nähere Beſtimmung zuvörderſt unumgänglich 
gefchienen, fo haben Seine Königliche Hoheit diefe vor allen 
Dingen noch erft abzuwarten für zweddienlich erachtet, werden 
aber auf jeden Fall demnähft, nad) eignem Ermeſſen und nad 
den individuellen Verhältnifien Ihrer Staaten, auch Ihrerſeits 
dag Nöthige anzuordnen nicht anftehen. 

Der Gejandte für Holftein, Oldenburg, Anhalt und 
Schwarzburg äußrete: 

Der im 13. Artikel der Bundesacte enthaltenen Beſchluß it ein- 
müthig von allen Bundesgliedern gefaßt, und Feine Regierung 
wird abſichtlich Einrichtungen verzögern, für welche der freieite 
Wille fih offen und feierlich erklärt hat. Als dieſes von ben 
meiften jebigen Bundesgliedern ſchon vor Errichtung des Bundes 
geſchah, mußte zugleich der in der Sache gegründete Vorbehalt 
hinzugefügt werden, daß ben einzelnen Staaten die angemeljene 
Einrichtung der ftändifchen Verfaffung, nach dem Charakter der 
Einwohner, den Localitäten und dem Herkommen überlafjen bleibe, 
Auch ift befannt, daß eben dieſe nothwendige Rückſicht Die fo 
furze und einfache Fallung des 13. Artikels veranlaßt hat, 

Da durch die politiichen Veränderungen in Deutjchland Die 
Regenten Fein neues Recht zur Regierung, die Unterthanen feine 
neue Pflicht zum Gehorjam erhalten haben, Da der Uebergang 
von einem politifchen Zuftand in den andern ohne Berreißung 
gegenfeitiger Verpflichtung erfolgt iſt; jo Hat fich auch diejenige 
Berfchiedenheit der Verfaffungen der deutjchen Staaten erhalten, 
welche jenen Vorbehalt nothwendig machte. Gemeinjchaftlich war 
Allen die Bewahrung gegen willfürliche Gewalt, und Der Grund 
vertrag des deutjchen Bundes beweijet hinreichend, wie weit Die 
Blieder defjelben von dem Gedanken entfernt find, auf die er- 
Iangte und befeftigte Unabhängigkeit ein willfürliches Regierungs⸗ 
ſyſtem zu gründen. Aber aus der Verſchiedenheit der Altern 
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Verfaflung, in Verbindung mit den neuern Greigniffen, geht 
hervor, daß nicht überall derjelbe Weg zu demfelben Ziele und 
wenigftens nicht gleich leicht und gleich fehnell führen kann. Sch 
enthalte mich, Bemerkungen bier zu wiederholen, die in früheren 
Erklärungen ausführlich und befjer entwidelt find, als ich es zu 
thun vermoͤchte. Die, Bundesacte hat für die Erfüllung ihres 
13. Artikels Teine Zeit vorgefchrieben. Aber eben darum, weil 
feine Zeit beftimmt und weil e8 gewiß der allgemeine Wille ift, 
daß die unbeftimmte Zeit Feine unendliche werde, haben alle 
Bundesglieder fi) bereitwillig bewiejen, einander von dem Fort- 
gange einer Angelegenheit in Kenntniß zu jeßen, die für Die 
Staaten Deutfchlands und ihren innern Beftand, von dem auch 
die Kraft und Feftigkeit des Bundes abhängt, von der allerhöchiten 
Wichtigkeit ift. 

Sin den oldenburgifchen, anhaltifchen und ſchwarzburgiſchen 
Landen wäre eine landftändifche Verfaſſung bereits hergeftellt, 
wenn es in der Macht der Regierungen allein geftanden hätte, 
die Hinderniffe zu befeitigen, welche in bejondern Verhaͤltniſſen 
liegen, und die Schwierigkeiten zu überwinden, ohne Deren vor⸗ 
gängige Entfernung vielleicht wohl die Form, nicht aber Das 
Weſen Iandftändifcher Verfaſſung gegeben werden konnte. In 
Anhalt beſteht noch eine ſolche, aber ihre Verbeſſerung wird ge⸗ 
wünſcht, da der Lauf der Zeiten ihre urſprüngliche Geſtalt gar 
ſehr verändert hat. Die Regenten Anhalts, für das Wohl ihrer 
Unterthanen gleichgefinnt, haben hr Abfehen auf eine Weber: 
einftimmung in der Verfaſſung der anhaltifchen Landestheile ges 
richtet, Die ohne Beachtung mannigfacher Nüdfichten und ohne 
vorfichtige Einleitung nicht zu erreichen if. Schwarzburg befindet 
fih in Demfelben Fall, und hat überdied noch Xerritorial-Ber: 
haltnilfe auszugleichen gehabt. Schwarzburg-Nubdolftadt hat bereits 
1816 eine Verordnung wegen der Volfe-Repräjentation erlaflen, 
und man ift mit deren Ausführung befchäftigt. Für Die olden- 
burgijchen Lande, bei welchen gleichfall8 zum Theil neu berichtigte 
Territorial:Berhältniffe zu berücjichtigen find, ift Die laundftändifche 
Berfafjung durchaus neu, und es fordert reife Ueberlegung, um 
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eine heilfame Einwirkung der verfehiebenen Glafjen der Staats- 
bürger zwedmäßig und dauernd zu ordnen. Vieles ift bereits 
vorgearbeitet, und ich zweifle nicht, Daß die Bemühungen Seiner 
Herzoglichen Durchlaucht bald mit erwünjchtem Erfolge gekrönt 
fein werden. 

Sch trete Daher dem königlich preußischen Antrage in der 
7. Sigung d. J. bei. 

Hohenzollern, Liechtenftein, Reuß, Schaumburg-Tippe, Lippe 
und Walded, ließen ganz kurz erflären: Die dieſſeitige Gefandt- 
haft vereinigt fih, in Rüdficht der allgemeinen Anfichten über 
die Erfüllung des 13. Artifeld, mit der Majorität der vorliegenden 
Abſtimmungen, und wird ihrerjeitö nicht verfehlen, nadı dem 
Antrage der Föniglich preußifchen vortrefflichen Geſandtſchaft, 
von ber Lage dieſes Gegenftandes eine hohe Bundesverfammlung 
in Kenntniß zu jeben. 

Der ſchon länger vorbereitete Beſchluß lautete: 

Beichluß*): 

I. Die deutſche Bundesverfammlung hat auf den in ber 
58. Sitzung des vorigen Jahres von Ihren Königlichen Hoheiten 
den Großherzogen von Medlenburg Schwerin und Medlenburg- 
Strelig durch ShreBundesgefandtfchaft gemachten Antrag beſchloſſen: 

Daß der deutſche Bund durch die Bundesverfammlung den 
Inhalt des großherzoglich mecklenburg-ſchwerin- und medlenburg- 
freligifchen organifchen Staatögejeßes, über Die Mittel und Wege, 
um bei ftreitigen Fällen, in Angelegenheiten, welche die Landes: 
verfafjung betreffen, zur rechtlichen Entjcheidung zu gelangen, 
ganz nach dem Antrage dahin garantire, um alle Beilimmungen 
deilelben, in welchen auf den Bundestag Bezug genommen worden 
jei, jederzeit aufrecht erhalten zu wollen. 

1. Was hiernaͤchſt den bei diefem Anlaffe von Ihren 
Königlichen Hoheiten den Großherzogen von Medlenburg- Schwerin 
und Mecklenburg-Strelitz ausgedrüdten Wunſch, wegen näherer 
Angabe über die Erfüllung des 13. Artifeld der Bundesacte in 





*) 8. Br. 1818. 26. Sig. v. 25. Mai. Fol. 302. $. 127. 
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den deutſchen Bundesftaaten, betrifft, jo hat die Bundesver- 
ſammlung aus den Erklärungen der Bundedgejandtichaften jener 
Staaten, welche durch die von ihnen angeführten unverwerflichen 
Gründe noch zur Zeit an der vollftändigen Erfüllung des 13. 
Artifeld der Bundesacte verhindert worden, mit gerechter Be⸗ 
rubigung die Verfiherung entnommen, daß die betreffenden 
Regierungen diefen Artikel der Bundesacte auf eine, jeinem hohen 
Zweck angemefjene Weife in Vollziehung zu Bringen und Dabet 
jede nicht in der Sache gegründete Verzögerung zu vermeiden, 
Eräftigft entjchloffen und befliffen find, auch nicht unterlaffen 
wollen, der Bunbesverfammlung binnen Ssahresfrift Die ge 
eigneten Mittheilungen bon den fernern Ginleitungen in 
den fländifchen Einrichtungen, von Deren Fortgange und wo 
möglich von ihrem allerfeitigen endlichen Reſultate zu machen, 
welcyen diejelbe jofort vertrauensvoll entgegen fieht. 


Wir haben, der Wichtigkeit der Angelegenheiten gemäß, Die 
Abftimmungen über den Artikel 13 der Bundesacte in voller Aus⸗ 
führlichfeit gebracht und werden nun in einem folgenden Gapitel 
Gelegenheit Haben, Diefe Ausſprüche und Verficherungen mit den 
Calrsbader und Wiener Beichlüffen näher zu beleuchten. Zuvor 
aber müfjen wir noch Die Lippejche Verfaflungsangelegenheit ins 
Auge faſſen *). 


IV. Lippeſche Verfaſſung. 
Sn der Grafſchaft Lippe-Detmold beſtand nämlich eine auf 
altem Herfommen, Verträgen und reichögerichtlichen Entjcheidungen 


*) Darfielung der Hauptimomente bes lippeſchen Verf. Streits bei 
H. U Zachariä Staatsreht. 1. Ausg. I. ©. 373 ff. Deſſ. Verfaſſungs⸗ 
Gelege. ©. 1071. Bülau N. Jahrb. f. Geſch. u. Polit. 1844. Bo. I. ©. 
193 f. 1. ©. 218 ff. H. A. Zacharik Staatsrecht. 2. A. I. 246. u. ©. 542. 
und bie bafelbft eitirten Schriften. Gefchichtl. u. rechtl. Darftellung ber in 
bem fürftl. lippe-detmold. Rande beftehenden landſt. Verf. Frauffurt 1817. 
Dagegen: Cloſtermeier Krit. Beleuchtung der vorigen Denkſchrift. Lemgo 1817. 
Dagegen wiederum: C. Ange Gegenbeleuchtung ꝛc. Minden u. Bielefeld 1819. 
Bundes Protocofl 1819 1. d. ©. 591—643. Unged. Sep. Brot. 9. Sept. 1819. 
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beruhende landſtaͤndiſche Verfaſſung. Die Landſtandſchaft haftete 
bis in das 19. Jahrhundert hin auf den adeligen Beſitzern von 
32 landtagsfähigen Gütern, welche die ritterſchaftliche Curie, 
und auf den Städten Lippſtadt, Lemgo, Horn, Blom⸗ 
berg, Salzuflen und Detmold, welche die ſtädtiſche Gurie 
bildeten *). 

Diefe Stände hatten fehr bedeutende Rechte. Insbeſondere 
ſicherte ihnen, in Fällen der Mingrität der regierenden Herren 
ein Vertrag von 1667, welcher im Sahre 1668 die kammer⸗ 
gerichtliche Confirmation erhielt, einen gefeßlichen Antheil an der 
Landespormundjchaft, von welcher durch eben dieſen, nur in 
wenigen Fällen Dispenjationsweife hierin unbefolgt gebliebener 
Vertrag, die landesfürftlichen Wittwen gaͤnzlich ausgeſchloſſen 
blieben**). Bon dieſem . pacto tutoris war man 1802 beim 
Ableben des Fürften, der einen minorennen Sohn hinterließ, aus⸗ 
nahmsweiſe abgegangen, jo daß die fürftliche Wittwe zur Vor: 
münderin und Regentin der vormundjchaftlichen Regierung gelangte, 
wobei ihr jedoch der ſpaͤter verftorbene Prinz Caſimir Auguft 
zur Lippe, als tutor honorarius und 2 landſtaͤndiſche Contutoren 
an Die Seite geſetzt wurden. — Bis zur Auflöſung des deutſchen 
Reichsverbandes war Die Iandftändifche Verfaffung in volliter 
Anwendung und Anerkennung geblieben, und durch jpätere Er- 
Härung der Fürftin-Vormünderin die beftehende ftändifche Ver⸗ 
faflung weiter anerfannt***), Jedoch erklärte die Fürftin unter 
dem 7. Mai 1814: „Hoffentlich wird auch bald eine neue Deutjche 
Sonftitution alle Verhältniffe der Staaten näher beftimmen, 
welches Wir, dem mit den hohen Mächten abgejchloffenen Allianz- 
Zractat gemäß, abzuwarten haben, da Wir deßhalb bereits 


*) Geſch. u. rechtl. Darftell. F. 3—5. 

**5) Shend. 6. 9. und Gloftermeier I. c. $. 90. ©. 62. 

*5*) Geſchichtl. u. rechtl. Darftell, $. 18. 13. 15. 16. Grläut. Worte 
8.3. Auch Stein wieß auf die lippefchen Landſtaͤnde Hin, als es fih um 
Geltendmachung der weitphälifchen ältern ſtändiſchen Rechte handelte (Perg 
V. 153). 
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Unferen Beitritt im Voraus zufiherten”*). Nicht minder hatte 
der lippefche Bevollmächtigte beim Wiener Congreß am 25. Mai 
1815 zu dem damaligen 10. Artikel der Bundesacte: In allen 
deutfchen Staaten ſoll eine landſtändiſche Verfaſſung beftehen, 
die gutachtlidy Bemerkung hinzuzufügen verlangt: „ad Art. 10. 
dürfte zugufegen fein: wodurdh den Ständen die Mitberathung 
bei allgemein gejeblihen Verfügungen, die Bewilligung der 
Steuern und das Recht gemeinjchaftlicher Befchmerbdeführung bei 
dem Landesherrn zugeftanden, ſowie auch in den fchon beftehenden 
Verfaſſungen die bereitd wohlerworbenen Gerechtfamen gefichert 
werden**). Hierauf geftüßt baten die Landfläude unter dem 
30. October 1815 um practifche Herftellung der lippeſchen Landes⸗ 
verfaffung, worauf kurz nach Eröffnung der Bundesverfammlung 
die Fürftin zwei ihrer Negierungsbeamten einen Auftrag dahin 
erteilte (19. Novbr. 1816), „daß es ihr Wunfch fei, dem Lande 
eine, dem Geifte der Zeit nicht widerjprechende, mit anderen 
beutfchen Yändern übereinflimmende und hbauptjächlich dem wahren 
Landeswohl zufagende Verfaſſungsurkunde zu geben, auch Darüber 
zu geben, auch darüber das Land in feinen Vertretern zu hören; 
wozu ed vor allen Dingen einer genügenden nicht unvollftändigen 
Reprälentation bebürfe”. Die ftändiichen Deputirten erklärten 
jedoch nach längeren Verhandlungen mit den fürftlichen 


Bommifjarien, auf die gemachte Bropofition, daß ftatt Der 


32 ritterfchaftlihen und 7 Städtischen Deputirten 7 von den 
abelihen und bürgerlichen Rittergutöbefibern, 7 von ben Städten 
und 7 von den Pleden und dem platten Lande ermwählte 
Abgeordnete den Landtag bilden follten; — daß die wirkliche 
Herftellung der rechtlich beftehenden Landesverfaſſung die weſent⸗ 
liche und erite Grundbedingung weiterer Verhandlungen fei; weil 
aber in der Propofition der Commiſſarien hiervon gar nicht Die 
Nede geweſen fei, fo Eönne man fich auf dieſelbe gar nicht ein: 


*) Man vergl. hiermit die Erklärung des lippeſchen Bevollmächtigten 
Hellwing, Note von Wien. 16. Novhr. 1814. bei Klüber Th. J. H. 1. ©. 74. 
**) Klüber 1 c. Th. 11. 378. 
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laſſen; Die Stände könnten pflichtmäßig nur auf Anerkennung des 
verfaflungsmäßigen Nechtöftandes beharren, dem zufolge fie für 
die Modificationen, welche der Geift der Zeit, die Verhältniffe 
des Landes nad) beiderjeitigen Weberzeugungen erfordern mögen, 
feine andere Grundlage annehmen würden, ald die von den Vor⸗ 
eltern ererbte Conftitution, auf welche die Stände ald Reprä- 
jentanten der Unterthbanen nie Verzicht geleiftet hätten. 
Die Fürftin erwiederte hierauf, Daß von Vernichtung biäheriger 
Verträge in ihrer Propofition nichts enthalten fei, daß aber eine 
angemeljenere Repräfentation als bisher auf Feinen Fall unter: 
bleiben dürfe, daß ihr beſonders daran Liege, die Modiftcation 
der alter Berfafiung auf Dem Wege des Vertrages zu Stande 
zu bringen. 

Der gewiß gerechtfertigte Wunfch der Fürftin-Vormünderin, 
dem Lande eine, dem Geifte der Zeit nicht widerfprechende, 
mit andern deutjchen Ländern übereinftimmende, und hauptjächlich 
dem wahren Landeswohl zufagende Verfaffungsurfunde zu geben, 
auch Darüber das Land in feinen Vertretern zu hören, wozu es 
vor allen Dingen einer genügenden, nicht unvollfländigen Res 
präjentation bebürfe, ſtieß alfo gleich Anfangs auf den Widerftand 
des privilegienjüchtigen Adeld. Denn indem die Landſtaͤnde, d. h. 
alfo die 32 Rittergutsbefiger und die 7 Städte, die Einladung 
mit den Worten erwibderten, Daß fie zwar der Fürftin für Die Ent- 
ſchließung, die dem wahren Wohle des Landes entjprechende, in ihrer 
nüglihen Wirkſamkeit ſeit Jahrhunderten oft erprobte Verfaflung 
nunmehr wieber in Kraft treten zu laſſen, dankten, gaben fie zugleich 
eine Erklärung, welche weitere Verhandlungen illuforich machte. Sie 
fagten: „Abänderungen der Verfaſſung, welche, um eine den Ver⸗ 
hältniffen angemeſſene, vollftändige Repräfentation herbeizuführen, 
für nöthig erachtet werden mögen, werden, bei Dem reblichen 
Entichluffe, nur das Gute zu wollen und dauerhaft zu begründen, 
in wechjeljeitiger Uebereinfunft fich jehr Leicht treffen Iafjen. Die 
hochgeehrten Herrn Commiſſarien werden erfucht, Diejem wichtigen 
Segenftande ihre patriotifch rühmliche Thätigkeit bald möglichft 
zu widmen, damit die Deputirten, fobald fie von den gefaßten 
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Anfichten in nähere Kenntniß geſetzt find, die verfaffungsmäßig 
theilnehmende Mitwirkung ihrer Sommittenten befördern können“. — 
Es war vorauszuſehen, daß auf Diefem Wege der Adel niemals 
feine Virilſtimme aufgeben werde, was vernunftgemäß gerade 
die Fürſtin beabfichtigte, und daß Die Vertretung des platten 
Zandes noch weniger bei ihm durchzufeßen fein würde Die 
Conferenz am 15. März 1817 zwifchen den fürftlichen Gommiflarien 
und den Deputirten der alten Landftände führte deßhalb auch zu 
keinem Rejultate, — 

Die alten Stände bejchloffen fogleich zur Bejchwerbe zu fehreiten 
und richteten Durch Den Rath Schlofler in der oben angegebenen ges 
Ichichtlichen und rechtlichen Darftelung die Bitte an die deutjche 
Bundesverſammlung *), daß die Fürftin angehalten werde, vor 
allen Dingen die vollftändige Wiederherftellung der alten Ver—⸗ 
fafjung vorzunehmen. Sie jagten, daß es ihren Pflichten zuwider- 
laufend fei, eine zeitgemäße Geftaltung der lippe⸗detmoldiſchen 
Berfaflungs-Angelegenheiten, auf einem anderen, ald dem confti- 
tutionellen, durch Die von ihnen zu vertretende, rechtlich beftehende 
alte Zandeöverfaflung bedingtem und vorgezeichnetem Wege in 
die Wirklichfeit treten, und, mit Vernichtung des beftehenden 
Rechtsſtandes einen neuen Rechtsſtand, ald Erzeugniß der Willfür 
entftehen zu laſſen. Die Vorfchläge in Betreff einer Fünftigen 
Repräfentation hätten nicht ſowohl eine Verpollitändigung, als 
vielmehr die völlige Auflöfung der beftehenden Repräfentation, 
mithin audy die Vernichtung der dieſer lebteren zuftehenden 
Attribute und Gerechtjamen bezielt, jo, daß bei deren Annahme 
nicht Die neue Repräfentation, in den Mitgenuß der, der bis- 
herigen Landſchaft zuftehenden Rechte aufgenommen, jondern das 
Schickſal diefer Rechte jelbft bloß von der Iandesherrlichen Wilfür 
abhängig gemacht worden wäre. Ueberdem erklärten fich Die 
Stände aud) dahin, daß eine vormundfchaftliche Regierung in einer 
Berfaffungs-Angelegenheit nicht einfeitig vorgehen Dürfe**). Die 

*) 6. 385. des B. Brot. v. J. 1817. Eine. Prot. Nr. 251. 

“*) Wir werden dieſe wichtige Gontroverfe bei der Bbraunfchweigifchen 
Berfaflung näher Fennen lernen. 
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Fürftin hatte darauf am 10. April 1817 erwibert, daß fie zwar 
die alte Verfafjung nicht erhalten, fondern eine neue gebeu 
wolle, daß es ihr jedoch fehr viel daran liege, die Modification 
der alten Verfafjung auf Dem Wege des Vertrages mit ben 
Ständen zu Stande zu bringen. Sie behielt ſich jedoch die letzte 
Entfcheidung vor. Die Eingabe der Stände wurde am 10. Novbr. 
1817 der betreffenden Commiſſion von der. Bundesverfammlung 
zugewiejen; aber in höchſt formlofer und rüdfichtslofer Weiſe der 
Fürftin davon feine Mittheilung gemacht, wie Wangenheim in 
dem loco diet. gebrudten Bericht, welcher am 9. September in 
vertraulicher Sitzung der Bundesverfammlung verlejen wurde 
(301. 599. 1819) jelbft eingefteht. Sm Geheimen wurde etwas 
jpäter eine andere Denkſchrift am Bunde verbreitet, welche die 
Fürftin ſehr ſtark angriff, ihr u. a, vorwarf, Durch einen foge- 
nannten fuperflugen Bauern Namen? Ottomeyer, einen öffentlichen 
Aufruf, d. d. Wellentrup 21. Sept. 1817, an ſämmtliche Bauern 
verbreitet zu haben, in welchem eine wahre volksmaͤßige Der: 
tretung verlangt ſei. Die Nitterjchaft klagte die Fürftin ferner 
an, daß fie die Auffäße in dem bei der Bundesverjammlung jehr 
Ihlecht accredirten Oppofitions-Blatt. Nr. 240—243. 1817, die 
allerdings ſehr rückſichtslos lauteten, veranlaßt habe. Sehr 
deutlich zeigt fi) Der Geift der Nitterichaft darin, daß fie der 
Fürftin es als ein ſchweres Verbrechen vorwarf, Den „berüchtigten“ 
Benj. Sonftant citirt zu haben. Die Fürſtin jedoch ließ durch 
ihren Archivrath Cloſtermeier eine Entgegnung auf Die Bejchwerde 
der Stände anfertigen unter dem Titel einer Fritijchen Beleuchtung 
der von Seiten der lippejchen Landflände der Bundesverfammlung 
übergebenen Denkſchrift, und unter ſämmtliche Bundesgejandten 
Anfangs Sanuar 1818 vertheilen. Dieſes weitläuftige Werf 
analyfirte insbeſondere Die Gerechtſame der lippeſchen Stände 
und ihren Antheil an ber Gefeßgebung, in Anjehung welcher 
den Landfländen nur eine berathbende und Feine entjcheidende 
Stimme zugeftanden babe, infofern es nicht auf eine Bejchränfung 
ihrer erworbenen Rechte oder auf Bewilligung von Steuern an- 
gefommen, in welchen Falle allerdings ihre Zuftimmung erforderlich 
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gemwejen jei*), beweift auch, Daß Die Landſtandſchaft des Adels 
von landtagsfähigen Gutern, und die der Städte von ihrem 
Eigentbum, beides als Standesvorrecht, ohne Beziehung auf 
Die Bertretung der Gejammtheit der Unterthanen aus— 
geübt jei**), Hagt über den fchädlichen Oppofitionsgeift der 
Stände und führt hierbei eine Neihe von Gutachten der— 
jelben gegen in gejeßliche Kraft getretene Verordnungen, Die 
zum Wohl des Ganzen dienten, an***), es meift nach, 
daß die Stände Anfangs die Steuern mitgetragen, daß fich 
aber der Adel fpäter ganz, die Städte zum größten Theil Den- 
jelben entzogen hätten ****). Die Stände hatten ſich über Die Aus⸗ 
feßung des Landtags beſchwert; Darauf erwiederte die officielle 
Schrift, daß Died weber eine verfaflungswidrige Willfür, noch 
auch Die Vernichtung des Nechtözuftandes der Landbewohner ber- 
beigeführt habe 7); Fein Vertrag, fein Reverſal made Den 
lippe'ſchen Landesherrn die jährliche Ausfchreibung eines Landtags 
zur Pflicht, auch habe Die Ausſetzung der Landtage nicht allein 
feinen Nachtheil, jondern jogar Bortbeil gebradttr). Bloß 
zufällige Umftände hätten es veranlaßt, daß die eröffnete Stelle 
eines Contutors aus dem ritterjchaftlichen Collegium nicht wieder 
bejeßt wurde. Aber ohne allen Grund würden die, auch Den 
Drang der Umftände (Krieg ıc.) nöthig gewordenen allgemeinen, 
die Koften gleich vertheilenden Auflagen getadelt, und mit Unrecht 
als ungeheuer bezeichnet TFT). Vermöge eined mehrj als bundert- 
ährigen Herkommens würden in den Jahren, in welchen fein 
Landtag Statt gefunden habe, Die auf dem nächften Landtag 
vorher bewilligten Abgaben des platten Landes fort erhoben, auch 
ſei insbefondere zur Iandesherrlichen Unterftüßung nicht mehr als 


*) S{oftermeier $ 38-53. 
**) |, c. $. 16—37. 
er) l. c. $. 54-71. 
###%) l. c. $. 72—88. 
P I. e. $. 102. 
++) 1. c. $. 103. 
++) l. c. $. 108. 
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im Sabre 1805 bewilligt. Es hafte Fein unverhältnigmäßiger 
Abgabendruck auf dem Lippe’fchen Lande; die ordinäre und extra- 
orbiuäre Contribution des fchußpflichtigen Landmannes ſei jeit 
einem halben Sahrhundert nicht erhöht und von den Durch den 
Krieg nöthig gewordenen drei allgemeinen Auflagen jeien bereits 
zwei wieder aufgehoben worden und fchon im Jahre 1818 feine 
alle durch den Krieg veranlaßten Landesjchulden getilgt *). 
Dieſe alüdliche Lage des Landes unter der einficht3vollen Regie⸗ 
rung der Fürftin Pauline beftätigt auch Bülau **) und jelbft 
der Vertheidiger der alten fländischen Rechte, der Stadtrichter 
Unge, welcher 1819 die Schrift der Kürftin beleuchtete ***), Tann 
im Ganzen auf das Lob Bülau's in feiner Entgegnung 7) wenig 
erwidern. Mit Recht jagte aber die Fürftin, daß die öffentliche 
Meinung ſich feit 1813 noch nachdrücklicher als zuvor gegen Die Land⸗ 
fände und für die Einführung einer neuen Verfafjung ausgejprochen. 
Sie fügte hinzu: „Nachdem der Kaijer ſeine reichsoberhauptliche 
Würde niedergelegt habe und dadurch Die Reichshoheit erlofchen jei, 
hätten fich Die in derfelben, in Hinficht auf Die einzelnen Deuts , 
ſchen Staaten, enthaltenen Rechte mit der Yandeshoheit der deut- 
ſchen Fürften von felbft confolidirt und Die Reichshoheit ſei da— 
Durch in die Souverainetät übergegangen; von jener Zeit an 
babe es feinen Dritten mehr gegeben, der in Streitige 
feiien der Landftände mit dem Landesherrn Richter fein 
fonute; jede, vorhin getheilte Staatögewalt habe jich 
jest in der Spouveränetät, in der Machtvollkommenheit 
Der deutſchen Fürften, welche ald Spuveräne allgemein 
anerfannt wurden,vereinigt“. Alles diejes kann ohne Bedenken 
zugegeben werden. Aber nun folgt eine Bemerfung der Fürftin, 
welche beweilt, daß auch eine jo wohlwollende und geiftreiche 
—yH Gloftermeier $. 110-130. 

**) N, Jahrb. f. Geſch. u. Politik. 1844. Bd.I. ©. 193. Doch Fannte 
Bülau die oben cit. Streitfchrift v. 1817 und 1819 nicht, ebenfowenig den 
loco diet. gedrudten Bericht der Bundestags-Commiffton (gelefen 9. Septbr. 
1819 in vertrauliher Sitzung). 

***) Gegenbel d. Schrift von Gloftermeier ꝛc. Minden u. Bielefeld 1819. 
7) Bülau Neue Jahrb. für Geſch. u. Polit. 1844. Bd. II ©. 218 fi. 
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Fürſtin von jenem napoleontjchen Begriffe ter Souveränetät 
durchaus nicht Taffen mochte. Sie fagte nämlich, „daß Durch Die 
Aufbebung der deutichen Reichshoheit auch die Fürften von Lippe 
in Die Lage gefommen feien, ohne hindernde Einjchränfung, einzig 
und allein nach ihrer auf Vernunft und Recht gegründeten Ein- 
fiht, zum Wohle ihrer Untertbanen zu handeln; Begünftigungen 
einer Claſſe von Untertbanen vor der anderen, welche jchon in 
ihrem Ursprung ungerecht gewefen, Bätten nicht länger mehr geduldet 
zu werden brauchen; es habe nur ganz allein von der Fürftin 
Gutbefinden abgehangen, die Landitände von Ritterſchaft und 
Ständen unverändert, oder unter gewiſſen Einfchränfungen beizu- 
behalten, oder auch ganz aufzuheben *). Für Nepräfentanten des 
lippeſchen Volkes hätten jene weder ihrem Urfprunge und Den 
Verhaͤltniſſen nad, in welchen fie zu dem lippeſchen Volke landen, 
noch nach dem Geifte, in welchem fie ihre Landftandfchaft ausge: 
übt hätten, gehalten werden Tönnen, und wahre Volkövertreter 
habe das Beduͤrfniß der Zeit erfordert, Jedoch Außert fich ihr 
Gerechtigfeits- und Billigfeitögefühl wiederum in folgenden Worten: 
„Sie habe eine durch ihr Alterthum ehrwürdige und in früheren 
Beiten fich wohlthätig bewieſene Verfafjung erſt förmlich in Dem 
Augenblide aufheben wollen, in welchem ſie zugleich durch ein 
andere8 dem Stande der beutjchen Cultur und den Xocalver: 
hältniffen des Landes entſprechenderes Repraͤſentations⸗Inſtitut 
wieder habe erjeßt werden können. Deutſchland habe die Freiheit 
einer allgemeinen Verfaſſung vom rheinischen Bunde erwartet, 
und nicht Schuld der Fürftin ſei ed, Daß der rheiniiche Bund 
die von ihm erregte ſchöne Hoffnung getäufcht. Sie babe dad 
Fachwerk der altlandftändifchen Verfallung dennoch unzertrümmert 
ftehen, jedoch nur in einer dem Staate nicht nachtheiligen, auf 
eine nach nützliche Wirkſamkeit bejchränfte Thärigkeit, fortdauern 
lafien. Die Iandfländiichen Caſſen feien daher unter der Ber 
waltung der Stände geblieben. Allein Die Stände bei der Sefek 
gebung weiter zu hören, oder die Anlage der nöthigen Steuern 


*) Gloftermeier 1. c. $. 99. 
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auf ihre Bewilligung anfommen zu laſſen, fei gegen die landes- 
herrliche Pflicht gewejen, da von der als Eigenthumsrecht 
benutzten Landftandfchaft der Stände, nach den biäherigen Er- 
fahrungen, nur nachtheilige Folgen zu erwarten gewejen feien. 
Als nun die Stände auf einem Gommunicationdtage im Mai 
1814, ftatt der Zwede ihrer Zufammenberufung Genüge zu elften, 
vor allen Dingen auf eine ihnen zu ertheilende Erklärung, wegen 
Wiederherftellung der alten landſtaͤndiſchen Verfaffung, wiederholt 
angetragen hätten, hätte die Fürſtin ganz confequent erklärt, daß 
die landſtändiſche Verfaſſung nie aufgehoben fei, zugleich aber 
auch auf die zu erwartende neue deutſche Bonftitution gewiefen, 
um nicht mit einer voreilig gegebenen einzelnen Berfafjung dem 
allgemeinen deutſchen Verfallungswerfe vorzugreifen, fie habe Dies 
mit um jo mehr Recht jagen können, als die von ihr durch ihren 
BevolImächtigten in Wien am 16. Novbr, 1814 an Metternich 
und Hardenberg (in Gemeinfchaft mit 29 Fürften und freien 
Städte) abgegebene Erklärung ihre Anficht über ihren feiten 
Willen, dem Lande eine Verfafjung zu geben, Deutlich genug aus: 
geiprochen habe. Da nun dem ungeachtet der Art. 13 der Bundes⸗ 
acte ald Rejultat aller, über den Gegenftand der landſtändiſchen 
Verfaſſungen gepflogenen Berathjchlagungen, nichts als die Worte: 
in allen Bundesflaaten wird eine Iandftändifche Verfaffung Statt 
finden — und aljo viel weniger als irgend ein anderer 
Artikel der Bundesacte enthalte: fo ſchien e8 der Bundes: 
verjammlung, welcher Die weitere Entwidelung der allgemeinen 
Bundesgejeke überlafjen war, vorbehalten zu fein, auch näheren 
Aufſchluß ber gleichförmige Normen *) der Tandftändifchen Ver: 
Taflungen zu geben. Won der Regierung eines der Fleinften Länder 
Deutſchlands, von einer Frau noch dazu, muß fi) die Bundes- 
verjammlung an die Pflichten erinnern laſſen, welche zu erfüllen, 
ja nothwendig und wohlthätig für Deutjchlaud gewejen wären. 
Bon einer Frau zuerjt muß fich Die Bundesverfammlung in bitterer 


*) Glofterneier 1. c. $. 42—88. 
Zweiter Theil. 13 
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Weiſe den traurigen Art. 13 der Bundedacte, welcher weniger 
als irgend ein anderer Artikel enthalte, vorrüden laſſen! — 
Bedurfte es Doch nad der Anregung über die Erfüllung des 
Art. 13 der Bundesacte Seitens Medlenburgd (22. Decbr. 1817), 
vier voller Monate, bevor Die Inſtructionen aller Staaten einliefen, 
um den Beſchluß zu fallen, Daß man vertrauensvoll der Erfüllung 
des Art. 13 entgegenjehe (Beil. v. 28. Mai 1818). Niemand 
fönne ed daher, Tährt die Fürftin fort, ihr verdenfen, daß fie 
eingedenf der bereit im November 1813 in dem Accejfionsvertrag 
gegebenen Verheißung, fich nach der allgemein feſtzuſetzenden neuen 
Verfaſſung zu richten, nicht jogleich an Die Stelle der alten Ber: 
fafjung eine neue gejeßt. Nach Vorgang anderer Bundesftaaten 
habe fie dennoch dazu fchreiten, zuvor aber das Land in 
feinen Vertretern Darüber hören wollen, Darauf jeien 
aber (wie oben bemerkt) Die Stände nicht eingegangen. 

DasindenStändenangenommene Syftembeurfundete 
die legten Anftrengungen des altlandſtändiſchen Arifto: 
cratismug, um jih Die langjährige Benußung feines 
Landſtandſchaftsrecht, als eines Eigenthumsrecht ferner 
zu erhalten, und die landesherrlihe Macht zu jeinem 
Bortheile, nicht Des Landes, zu lähmen. 

Diejer Ariftocratismus verfchmähte freilich, wie Die Fürſtin 
mit Recht behauptete, felbft demagogiſche Kunftgriffe nicht, um 
unter VBorjpiegelung des Gemeinwohls zu feinem Zweck zu gelangen. 
Es war derjelbe Sinn, welcher fich in jo wiberwärtiger Weile 
in Württemberg zeigte, über den fi) im Briefwechfel mit Gotta 
Stein jo bitter und wegwerfend, wie jpäter über derartige Beftre- 
bungen in Preußen Außerte*), Die Fürftin wies auch unver- 
holen auf „diejen allen deutſchen Bundesftaaten ſchaͤdlichen Feudal⸗ 
Ariſtocratismus, der ſich auch außer dem Fürftenthum Lippe hin 
und wieder regte”, hin **). Allein in Lande felbft wurden vie 
Schritte der Stände allgemein gemißbilligt. Hatten ſich Doc 


*) Ders. Leben Steins. Bd. V. Gervinus Gel. d. 19. Jahrh. 
**) Gloftermeier I. c. $. 139. 
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die Stände geweigert im Sahre 1814 ihre Deputirten zur Zu- 
bereitung ber Repartition der Sriegsfoften mit Gliedern der 
Regierung zu bevollmächtigen, bevor nicht alle ihre mittelalter- 
lichen Rechte von Neuen durch die Fürftin beitätigt ſeien. Zuerſt 
wandten ſich die bürgerlichen Eigenthümer Tandtagsfähiger und 
anderer abelicher und eximirter Güter, welche Ritterfteuer bezahlten, 
mit einer Vorftellung an die Fürftin, um dem Verdachte der 
Theilnahme an den Schritten der Stände von fi) abzuwenden 
und zu erklären, daß fie jene Stände nicht ald Repräjentanten 
anerkennen Ffönnten. Dann traten die Vorfteher der Bauerfchaften 
mit Verwahrung gegen die Behauptung auf, Daß fich die Unter: 
thanen des lippeſchen Landes unter der ſtändiſchen Verfaſſung 
bejjer befunden hätten, und baten zugleid) um PVertretung beim 
Zandtage; Lemgo trennte fid) von den Ständen und trat auf 
Die Seite der Regierung, andere Städte jchienen folgen zu wollen. 

Die Competenz der Bundesverfammlung wurde von der 
Fürftin in ihren Streitigfeiten mit den Landftänden in Abrede 
geftellt, da Bi8 dabin die Sicherheit im Innern des Fürftentbums 
Lippe noch nicht gefährdet jei (Art. A der Bundesacte). Die 
Unzufriedenen fänden ſich keineswegs im Volfe, jondern nur in 
der Außerft geringen Zahl der Stände von Nitterfchaft und 
Städten. Der Art. 13 der Bundesacte enthalte durchaus nichts 
von geſetzlichem Fortbeflande noch bejtehender altlandftändijcher 
Verfaſſungen oder deren Wiederherftelung, wenn jolche durch 
den Rheinbund förmlich aufgehoben oder wenigftens inactiv ge 
worden fein jollten; von einer verjchiedenen Anficht Jolcher Staaten, 
deren geographiicher Umfang nicht verändert worden jei, gegen 
Andere, welche neue Lande erworben, enthalte weder Art. 13 
noch irgend ein anderer Artifel der Bundesacte Das Geringfte. 
Die auf mehrere Vorftellungen der Stände nicht wiedergeftellte 
der alten Iandftändischen Verfaſſung Fönne keinen Recurs an die 
Bundesverfammlung begründen. Der einzige Fall, welcher einen 
ſolchen ftatthaft machen könne, wäre vorhanden gewejen, wenn 
die Fürftin-Regentin ſich ausdrüdlich geweigert hätte, dem Lande 
eine landſtaͤndiſche Verfaffung zu geben; gerade Dad Gegentheil 

13* 


196 


fei aber gefchehen. Die SS. des Klüberjchen Staatsrechts ($. 164, 
135 und 158 der Ausg. v. 1817 [225. 148. 217 d. Ausg. v. 
1840]), auf welche fi die Stände beriefen, bewieſen nichts für 
die Competenz der Bundesverfammlung, da ja gerade in Dem 
S. 158 gejagt werde: „es fehle bis jebt eine ausdrückliche Be- 
flimmung für die Frage, ob und in wie weit die Bundesver- 
Sammlung in dem Falle eines Recurſes der Landflände oder der 
Unterthanen eined Bundesſtaats an Diejelbe, fich wirkſam zu er: 
zeigen berechtiget jei”*). Die Gejchichte der von Der Bundes- 
verfammlung übernommenen Gewährleiftung des weimarjchen 
Grundgeſetzes beweile, Daß es Glieder der Verfammlung gab, 
welche dafür hielten, jene Gewährleiftung Tiege nicht in ihrer 
Gompetenz. Die Garantie fei zwar übernommen worben, jedoch 
ohne alle Prüfung, ob dafjelbe den Bedingungen der Bundes- 
acte oder den Grundjäßen, melde die Bundesverfammlung als 
Grundzüge für alle Tandftändifchen Verfaffungen in den deutſchen 
Bundesftaaten etwa noch beftimmen möchte, angemefjen jet, oder 
ob und in wie weit insbejondere die frühere weimarifche Ver: 
faſſung in jenem neuen Verfaſſungsgeſetz zur Grundlage gemacht fei. 
Die nyn fih von ſelbſt aufdrängende Frage, wer Dann entjcheide, 
wenn entweder über die Art und Weije, wie eine Verfaſſung er- 
richtet wird, oder auch, nach errichteter Verfaſſung, über andere 
Gegenftände Fürft und Stände verfchiedene Anfichten haben, 
beantwortet die fürftlihe Schrift dahin, daß in dem erften Falle 
der Zandesherr unbedenklich, im zweiten zwar nicht ohne Bedenken, 
eben derſelbe in der Ausficht, daB fein Ausſpruch auf Weisheit 
und Gerechtigkeit gegründet werde, zu enticheiden habe. Denn 
durch die Auflöfung der Reichshoheit hätten die Fürften Die volle 
Staatshoheit erworben, und nur eine einzige Befchränfung liege 
indirect in dem durch freien Willen großmütbiger deutfcher Fürften 
gegebenen Beitimmung des Art. 13 der Bundesacten. Wenn 
auch 29 fouveraine Fürften und Städte unter dem 16. Novbr. 
1814 dahin einverflanden gewejen wären, Daß aller und jeder 


*) loftermeier 1. ec. $. 146. 
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Willkür wie im Ganzen durch die Bundesverfammlung, fo im 
Einzelnen durch landſtändiſche Verfallungen vorgebeugt werden 
jolle, jo hätten fie fich dabei doch ausdrücklich vorbehalten, die 
angemefjene Cinrichtung der ſtändiſchen Verfafjungen nach dem 
Character der Einwohner, nad den Lofalitäten und dem Her: 
kommen felber zu treffen, und dieſen Vorbehalt habe die Bundes: 
acte nicht aufgehoben. Es könne in den deutjchen Staaten Feine 
coordinirten Gewalten mehr geben, zwilchen welchen ein Vertrag 
über Verfaſſung zu unterhandeln wäre, und Landflände, welche 
früher, nad) Pütter, gewiffermaßen Mitregenten waren, dürften 
dies nicht wieder werden. 

Die bedenklichiten Säte find aber in Folgendem enthalten 
und beweifen nur zu ſehr, daß felbjt wohlmollende Fürften der 
damaligen Zeit eine traurige Meinung von Der Souveränetät 
befaßen und wie jo fehr Recht Stein hatte, als er am 2. Januar 
1818 ſich in einem Briefe an Eichhorn jo bitter über „Die freche 
Schamloſigkeit, mit welcher die Grundjäße des emporendften 
Machiavellismus ausgefprochen und verbreitet wurden”, ausſprach. 

Deutjchland fei, behauptet die fürftlich-lippefche Expoſition, 
aus der Revolution, die es durch den Umſturz feines Kaiſerthrones, 
mit welchem die Reichshoheit und alle in der Reichsverfaſſung 
ih gründenden Suftitute zu Grunde gegangen wären, erfahren 
habe, neu gejchaffen wieder hervorgegangen. Als ein mächtiger 
Bund unabhängiger fouveräner Staaten bilde es feine Verfaſſung 
jowohl im Ganzen, als im Einzelnen fo aus, wie ed der auöge- 
iprochene Zwed des Bundes — Erhaltung der äußeren und 
inneren Sicherheit Deutjchlandg und der Unabhängigkeit und 
Unverleßbarfeit der einzelnen Staaten erforbere. Die Bundes- 
verfammlung ſei aber nicht an die Stelle der chemaligen Reich3- 
gerichte getreten; fie mache Feinen Gerichtähof aus und habe 
wenigſtens noch zur Zeit, in Hinficht auf Die Streitigkeiten der 
Unterthanen aller oder einzelner Klafſen, oder der Landſtände 
mit den Landbesherrichaften, gar Teine Competenz. Durch die 
Aufhebung des Nheinbundes jeien Die deutſchen Fürften nicht 
wieder zu einer, durch die Reichshoheit bejchränften Landeshoheit 
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zurüdigefehrt, und weder die Accejfionsverträge mit den verbün- 
deten Mächten, nody der Parifer Vertrag vom 30. Mat 1814, 


noch die Bundesacte verlangten die Wiederherftelung der alten 
Territorialverfaffungen, wie fie vor dem Rheinbund beftanden 
hätten. Daher brauche auch eine ehemalige landflände 
Ihe Verfaſſung weder wieder hergeftellt, noch aud 
nur Grundlage einer neuen zu werden. Der rechtliche 
Beſtand des in finfteren Zeiten auf unrichtige Vorftellungen ge 
gründeten Repräfentationsrecht3, worauf ed hier eigentlich allein 
anfomme, fei erlofchen, ſobald die fortfchreitende Aufklärung 





daſſelbe al3 unvereinbarlich mit der Vernunft und den geläuterten | 
Begriffen des allgemeinen StaatsredytS anerkannte, und die Völker 
für fähig gehalten werden mußten, ihre von jenen Gorporationen 


als Standesprärogativ ufurpirte und zum eignen Vortheil benußte, 
Vertretung jelbft zu übernehmen. Gegen biefe, aus großen 
Staatsumwälzungen hervorgegangene, die Volksrechte achtende 
Wahrheit Fönnten fi die Stände weder auf Beſitz noch Her: 
fommen, weder auf Brivilegien noch auf Verträge berufen, weil 
auch wohlerworbene Rechte, ſobald dieſelben den anerkannten 
(natürlichen!) Staatsrecht widerftreben, aufgehoben werden können 
und pflichtgemäß aufgehoben werden müfjen. Unter diefen Um- 
fländen erjcheine das vermeinte Nepräfentationgrecht der Stände 


von Ritterfchaft und Städten nur als politischer Irrthum, gegen 


welchen die Unterthanen felber proteftirten. 

Welch' Entjegen mag Metternich erfaßt haben, als er dieſe 
Grundfäge aus fürſtlichem Munde fommend, am Bundestage vor- 
getragen hören mußtel Er faßte die Souveränetät, den ſchönen 
und verheißenden Worten, der Eröffnung der Bundesverſammlung 
zum Troß, als unbeſchraͤnkte Willkür des Landesherrn auf, und 
behauptete ſchon 1817 im Winter mit vielen andern Bundes⸗ 
gejandten, von denen entfchieden nur Wangenheim, Gagerıt 
und Lepel (?) eine Ausnahme machten, daß die Bundesacte zwar 
den Ländern Landftände, aber die Beflimmung des Zeitpunfts 
und der Urt der Weisheit d. h. der Willkür der Regierungen 
überlaffe, den Unterthanen ftehe nur ein Ermwerbsrecht zu, der 
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Bund habe Feine Verpflichtung fie zu ſchützen, vielmehr fei er 
verpflichtet, wenn Unruhen entftehen, fie zu unterdrüden, ohne fich 
um Die merita causae, um den Grund der Beſchwerden zu be 
fünımern *). Mit Ingrimm ſchreibt über dieſe Stimmung der 
Bundesgejandte, der fich auch leider Hannover und Preußen an- 
zufchliegen fihienen, Stein an Eichhorn von Frankfurt aus 
(Sanuar 2. 1818) **), und bemerkt dabei, wie verderblich fie 
bejonders für Preußen feien, wo man aud) den Dummften im 
Volke nicht glauben machen werde, daß es von dem Willen des 
Fürſten abhänge, ob, wann und wie er eine übernommene Ber: 
bindlichfeit erfüle, und wenn durch Willfür und Mißhandlungen 
gereizt, er fich dieſem widerjeße, ein Nachbar ihn todt zu fchlagen 
befugt jei. | 

Den Metternichſchen Grundfägen entgegen ſpricht fich nun 
eine deutſche Fürftin zwar wohl für die unbejchränfte Souveränetät 
der Fürften aus, fügt aber den vollfommen aus der Schule der 
Revolution bervorgegangenen Satz hinzu: „Daß nach den au: 
erfannten ()) Grundfäßen des allgemeinen Staatsrechts die Völker 
für fähig gehalten werden müßten, ihre Vertretung jelbit zu über: 
nehmen, und daß jelbft wohl erworbene Rechte, feien fie auf 
Beſitz oder Privilegien, auf Herfommen oder Berträge gegründet, 
aufgehoben werden könnten und aufgehoben werden müßten, }o= 
bald die fortjehreitende Aufklärung Ddiefelben als unvereinbarlich 
mit der Vernunft und den geläuterten Begriffen des allgemeinen 
Staatdrecht3 anerkannt hättel” Da ift e8 wohl begreiflich, DaB 
die lippeſche Angelegenheit in vertraulicher Sibung behandelt, 
nicht einmal eine gedrudte Negiftratur aufgenommen wurde, 
jondern nur ein gefchriebened Separatprotocoll vom 9. Septbr. 
1819 vorhanden ift, auf welches wir noch zurückkommen werden, 
Es wäre die Anficht, welche mit großer Gewillenhaftigkeit und 
Ausführlichkeit v. Wangenheim in dem in jener vertraulichen 


*) Leider fchämte fich Metternich nicht, dieſe Anficht felbft offiziell in der 
Bundesverfammlung erklären zu lafjen; freilich erii 1823. 
*#) Pertz V. 172. 
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Sitzung erftatteten Bericht der Bundesverfammlung vorführt, von 
fürftlicher Stelle aus gejprochen eine gar unangenehme Glofſſe 
zu der faum eine Woche jpäter (am 20. Septbr. 1819) erfolgenden 
Publication der |. g. Carlsbader Bejchlüffe geweſen! 

Zu der Beſchwerde der lippeſchen Stände trat noch eüte 
andere eines Bundesfürften Hinzu. Der Fürft von Schaumburg 
Lippe hatte in feiner von ihm behaupteten Eigenfchaft eines lippeſchen 
Erb: und Mitlandesheren auf Haltung eined Landtags wiederholt 
und immer vergeblich bei der Detmoldijchen Staatsregierung 
gedrungen und in einem der Bundesverfammlung am 8. Juni 
1818 übergebenen fehriftlichen Vortrage vom 25. März 1818 mit 
Beziehung auf Art. 11 der Bundesacte Die bundesverfaflungs- 
mäßige Einjchreitung der Bundesverfanmlung angejproden. 
Hierin wurde namentlich angeführt, daß eine neue Organijation 
der Landftände nur mit Zuftimmung des regierenden Fürften 
von Schaumburg-?ippe auf dem zuerft wieder zu haltenden Land⸗ 
tage mit den noch wirklich vorhandenen Ständen berathen und 
bejchloffen werden könne **). Zur Vermittelung diefer Beſchwerde 
wurde eine Commiſſion ernannt, an welche auch die Reclamation 
der Stände abgegeben wurde. (Alfo erft am 8. uni 1818 geht 
die Bejchwerde der Stände vom Dechr. 1817 an die Commiſſion 
ab, welche Darüber berichten ſolltel). Darauf wurde am 21. Septbr. 
1818 ***) beſchloſſen, dieſer die inzwifchen eingefommene Excep⸗ 
tionsschrift von Seiten Detmolds der genannten Commiſſion eben- 
falls zugeftellt, Die Fürftin beftritt darin von Neuem die Com— 
petenz der Bundesverfammlung, und als die VBermittelungs-Com- 
milfion unter dem 5. Mat 1819 die Fürftin auffordern ließ, einen 
Commifjarius nach Jchaumburgslippefchen Vorgange in diefer Ans 
gelegenheit zu bejtellen, erwiderte Sie unter dem 27. Mai 1819 


*) B. Br. 1818. $. 149. fol. 349. 

**) Die Streitigkeiten wegen der Souveränetätsrechte auf das Anıt 
Maasphe bleiben hier, als zu weit in das Detail gehend, unerwidert, obwohl 
fie wit der verhandelten Hauptfache einen gewiſſen Zufammenhang haben. 

+44) 9, Pr. 1818. $. 222, fol. 480. 
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der Commiſſion: „Sie habe jchon in ihrer, am 22. Septbr. 1818 
übergebenen Darftellung erklärt, daß, und warum fie fich dar: 


auf weder einlaflen könne noch werde”, 

Wenige Tage Darauf am 8, Juni 1819 erließ die Fürftin 
ein Patent, worin fie mit Beiftimmung des minderjährigen ſou— 
veränen Fürften eine neue landftändiiche Verfafjungsurfunde ohne 
Goncurrenz ihrer, ohnehin nicht vollzähligen, ſtaͤndiſchen Mit: 
vormünder und der von ihr ſelbſt noch als beftehend anerfanuten- 
Stände und ohne Concurrenz des Fürften von Schaumburg-Lippe 
promulgirte. Die Fürftin gab die Verfaffungd-Urfunde kurz vor 
dem Zujammentritt des Carlsbader Eongrefjes (6. Auguft 1819), 
aljo jedenfalld mit der Abficht, den drohenden Beſchlüſſen von 
Carlsbad für dad Land Lippe in etwas zuvorzukommen. 

In der Sigung der Bundesverfammlung vom 28. Juni 1819 
ließ fie zugleich zu Protocol erklären, daß fie ihrem Lande nun- 
mehr eine landſtändiſche Verfaffung gegeben, und ſonach den 
Artikel 13. der Bundesacte erfüllt habe. 

Die Stände zögerten nicht, hiergegen, wie gegen bie Cloſter⸗ 
meierjche Fritiiche Beleuchtung eine von dem damaligen Bürger: 
meifter Ange verfaßte ausführlide Beleuchtung der Bundes— 
verjammlung zu übergeben. Sie beklagen ſich Darüber, Daß Die 
Fürftin in der neuen Berfaflung die Stände nur berathend 
zuziehen wolle; der Streitpunft betreffe keinesweges Die von Der 
Regierung vorgejchlagene Vervollftändigung der Repräjentation, 
zu welcher Die Stände vorlängft ihre Zuſtimmung erklärt hätten, 
ſondern vielmehr die Frage, ob die bisherigen Attribute und 
Gerechtſame der Stände, als Repräfentanten der Unterthanen, 
und die landesherrlichen Reverſalen, Landtagsabichiede und 
ſonſtige Fundamental-Gejege, worauf fi) jene gründen, noch 
beftehen, oder erlojchen, wenigftend zur willfürlichen Dispofition 
oder Aufhebung in die Hände der vormundjchaftlichen Regierung 
gegeben fein. Es handle fih nicht um Privilegien und 
Standesvorrechte des Adeld und der Bürgerjchaften, jondern um 
die wejentlichften Rechte aller Unterthanen, um die Frage, ob 
eine Verfaſſung, wonach die Unterthanen nur diejenigen Abgaben 
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bezahlen, und nur ben Gejegen gehorchen, in die fie jelbft Durch 
ihre Repräfentation eingewilligt haben, jeßt noch gelte, oder ob 
fie erlofchen jet, und ob fie in der Korm eines Edictd, noch 
dazu von einer vormundfchaftlichen Regierung gegeben, von dieſem 
oder dem Nachfolger ebenfo wieder abgeändert oder aufgehoben 
werden koͤnne. 

Außerdem lieferten Die Stände allerdings den Beweis, daB 
fie als Repräfentanten aller Untertbanen früher immer aner- 
fannt waren; fie waren felbft für Die Kammerbauern gegen den 
Druck Iandesherrlicher Frohnden und Abgaben eingetreten und 
hatten lange Procelje für den Bauernftand geführt. Sie feier 
jedoch bereit, erklärte ihr Bevollmächtigter, auf naͤchſtvorſtehendem 
Zandtage ſelbſt darauf anzutragen, oder einer fürftlichen Pro— 
pofition die Zuflimmung zu ertheilen, daß die Nepräfentation 
vervollftändigt und über alle Staatsbürger eıftredt werde; fie 
wollten Die Landeslaſten gleich vertheilen. Mit Recht führten Die 
Stände an, daß die Rheinbundsacte und Die bald darauf erfolgte 
völlige Auflöjung der Reichsverfaſſung, Die Schranken der Regie- 
rungsgewalt durch eine landſtaͤndiſche Verfaflung nicht aufgehoben 
habe, denn der Art. 24. der Rheinbundsacte enthielt zwar, Daß 
die Rechte in der Souveränetät ber Gejebgebung, in der hoben 
Gerichtsbarkeit, in der hohen Polizei, in der militärischen Con⸗ 
jeription und in dem Befteuerungdrechte beftänden; allein alle 
diefe Rechte hätten auch zur Landeshoheit der Reichsfürften gehört, 
welche durch eine landſtaͤndiſche Verfaſſung beſchraͤnkt geweſen ei. 
Nur die Schranken gegen Außen ſeien mit der Rheinbundsacte 
weggefallen, aber keineswegs die Verfaſſungen der deutſchen 
Staaten. 

Nachdem die Fürſtin eine neue Verfaſſung unter dem 8. Juni 
1819 octroyirt, wurde ſowohl von ſchaumburg-lippeſcher als 
von den Ständen eine foörmliche Proteſtation beim. deutſchen 
Bunde eingereicht und daran die Bitte gefnüpft, Daß Die Bundes: 
verfammlung die Fürftin veranlafjen möge, diefe neue Verfaflung 
nicht vor Entjcheidung der, der Bundesverfammlung vorge 
legten, fländifchen Angelegenheit zur Ausführung zu bringen. 
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Sn der Sigung 1819. 12. Auguft verwahrte der betreffende 
Bundestagsgejandte, Freih. v. Leonhardi, die fürſtlich-ſchaum⸗ 
burgiſche Regierung nochmals gegen die factijchen Vorjchritte Der 
lippe-detmoldifchen vormundſchaftlichen Regierung und verlangte 
Einhalt bei der Verfafjungs-Angelenenheit bis zur gütlichen Ver⸗ 
mittelung der richterlichen Erledigung, worauf er jedoch im 
Auftrage der Fürftin erklärte, Daß die Proteftation von Schaums 
burg-Lippe nur auf einem Mißverftändniffe beruhen könne, da in 
der betreffenden Verordnung die Rechte der Agnaten vorbehalten 
feien, Daß jedoch die fchaumburgelippejche Klage wegen Haltung 
eines Landtages (v. 21. Sept. 1818), ald vor die Bundesverfammlung 
nicht gehörig, zurüdzumweifen fein möchte. Auf die Proteftationen 
der Nitterjchaft, welche die neue Verfaflung ohne Weiteres als 
Corporation aufgehoben, an die Sürftin felbft, erfolgte gar Feine 
Antwort von derfelben und gegen die Rittergutäbefißer v. Donop 
"und v. Borries, welche die Hülfe des Erb- und Mitlandesherrn, 
des Fürften von Schaumburg-tippe, als deputati ordinarli der 
lippefchen Nitterfehaft erbeten hatten, wurde von der fürftlich- 
lippejchen Regierung eine Anklage wegen des Verbrechens beleidigter 
Hoheit und Hochverrath8 vorbereitet. Die Nitterfchaft (ohne 
Städte) wandte ſich won Neuem befchwerend an den Bund. Aller 
Protefte ungeachtet jchrieb aber die Fürftin die Wahlen aus 
(Rippefches Int. Bl. v. 14. Aug. 1819). Die Unterthanen 
nahmen im Allgemeinen für die Fürftin gegen die Ritterfchaft 
und ftädtifchen Bürgermeifter Partei, und jchritten zu den Wahlen 
nach der neuen Verfaſſung. 

So ftand die Sache, ald die vom Bunde erwählte Ver- 
mittelungd-Sommilfton, beitehend aus v. Martens, v. Wangenheim 
und dv. Pleſſen, 1820 erjeßt durch v. Harnier, (noch jpäter traten 
ftatt Martens und Wangenheim, Gr. Beuft und v. Pfeffel ein,) 
ihren Bericht in der vertraulichen Sigung vom 9. Sept. 1819 
erftattete *); Berichterftatter war v. Wangenheim, i 


*) Ungedrudtes Eeparat-Protocoll vom 9. Septbr. 1819 und Bericht. 
loco diet. 1819. Sol. 591 —643. 
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Es waren der wichtigen Kragen genug zu entjcheiden. Wenn 
auch Lippe ein Fleines Land, fo ſah doch die Hffentliche Meinung 
aller Liberalen, die ſich auf Seite der Fürftin ftellte — denn wer 
wollte von diefen von einer alten Verfaflung, nad) welcher 
32 Nitterguisbefiger und 7 ftädtifche Bürgermeifter mit Viril- 
ftimmen begabt und neben ihnen Niemand berechtigt war, etwas 
willen? — in dieſer Angelegenheit ein wichtiges Präjudiz für Die 
Bufunft der deutjchen Verfafjungen und nicht nur Das weimaer 
Dppofittonsblatt hatte Schon im Jahr 1817 die Sache ausführlich 
behandelt, jondern auch andere Blätter von Bedeutung bielten 
die öffentliche Aufmerkjamkeit wach, 3. B. Bremer Zeitung *). 
Indeſſen kannte man bei der Tyrannei gegen die Prefje den Gang 
der Sache durchaus nicht genau, jo daß noch 1844 Anke, der 
Bertheidiger der alten Stände, in d. N. Sahrb. f. Geſch. und 
Politif, dem Profeflor Bülau den ſchwerlich ungegrüudeten Vor: 
wurf machte: er kenne ja nicht einmal die fländiichen Streit- 
ſchriften. Es entging deßhalb Vielen ganz und gar, welche eine 
lange Reihe von Principienfragen hierbei zu entſcheiden waren, 
Fragen, welche wohl geeignet und werth gewejen wären, ihre 
ganze Aufmerkſamkeit in Anjpruch zu nehmen. Deßhalb hüteten 
fi) die maßgebenden Kabinette am Bundestage jehr wohl, pie 
lippefche Angelegenheit in regelmäßigen Sibungen verhandeln zu 
laſſen und trieben ihre VBorficht ſogar jo weit, Daß über die vertraus- 
lichen Sitzungen über dieſen Gegenftand jetzt und in der Folge nicht 
einmal gedrudte Regiftraturen aufgenommen wurden; Abftimmung 
und Beſchluß wurden ſowohl am 9. Sept. 1819 in einem ges 
Schriebenen Separat-Protocoll mit jpäterer Fortfeßung (Erklärung 
der Fürftin von Lippe) niedergelegt; erft 1824 und 1826 wurden die 
dieſe Angelegenheit betreffenden Separatprotocolle loco dietaturae 
gedrudt **). Der Bericht dreier bedeutender Staatsmänner, wie 
fi) Martens, Wangenheim und Pleſſen darftellten, war vor 
Vollendung der Carlsbader Bejchlüffe beendet, und jene Männer 


*) 1819. Nr. 235. 
**) 1824. ol. 413. 1826. Fol, 304. Fol. 449. Fol. 467. 1824. Fol. 521. 
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gerade am wenigften geneigt, fid) Vorjchriften machen zu laſſen. 
Noch wagte man nicht Grundſaͤtze öffentlich aufzuftellen, wie fie 
Defterreich in Calsbad, Wien und in der bolfteinischen Angelegenheit 
1823 aufftellte: „Defterreich werde niemals dulden, daß ein Bundes- 
ftaat zur Erfüllung des Art. 13. der Bundesacte gedrängt werde”. — 

Es war begreiflich, daß der Streit der Fürftin Pauline mit 
der Ritterfchaft von Anfang an die Aufmerkjamfeit der großen 
Kabinette auf fich zog. Hardenberg äußerte fich fchon im December 
1817 ſowohl in Beziehung auf die württembergijchen als Lippejchen 
Angelegenheiten dahin *): „der Bund habe fich wohl gehütet, 
bei der Sarantie;der weimariſchen Verfaſſung in die Materialien 
derjelben einzugehen, folche zu billigen oder zu mißbilligen. Es 
würde beides zu Abwegen führen, fowohl, wenn der Bund vor: 
greifen wollte, und in bem Althergebrachten, Beftehenden, wohl 
gar in dem ehemals Gewefenen und nicht mehr Beftehenden, eine 
Norm für die ganze Zukunft zu ſuchen, als wenn der Bund ein 
Neues, ohne geichichtlihen Grund, auf ſchwankende Theorieen 
bauen wollte. Es muß überhaupt alles vermieden werben, was 
eine Einmiſchung des Bundes in innere Verhältniffe eines ein- 
zelnen zum Bunde gehörigen Staates fein wide”. — Es wurde 
aljo Damald von Preußen der Standpunft feftgehalten: „ber 
Bund dürfe fi in die Verfaflungs-Angelegenheiten der einzelnen 
Bundesftaaten nicht miſchen“. Als v. Lepel in der vertraulichen 
Sitzung 23. April 1818, als fubftituirter Gejandter, der Bundes- 
verfammlung die Bitte vorlegte, Die Fürftin Pauline zur Ein- 
berufung eine hausverfaffungsmäßigen Landtags zu beftimmen, 
wurde auf Preußens Entgegnung die Bitte zurückgewieſen, und 
überhaupt verweigerte die Bundesverfjammlung auf die Sompetenz- 
frage einzugehen. 

Wir wollen nun die Beurtheilung der lippeſchen VBerfaflungs- 
angelegenheit durch die Vermittelungs-Commiſſion der Bundes- 
verfjammlung, fowie die Bejchlüffe der Bundesverfammlung jelbft 
vom 9. September 1919 in das Auge fallen. 


*) Note an Fürft Metternich. 
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Der Commiſſionsbericht äußert ſich zuerft über die Frage, 
wie fie aufgeworfen und behandelt wurde vor der Bekanntmachung 


der Verfaffungsurfunde vom 8. Juni 1819, dann wie fie behandelt 


wurde nad) der Bekanntmachung derjelben und zwar in Beziehung 
auf Die Differenz zwilchen Regierung und Ständen im Allgemeinen, 
in Beziehung auf die bejondere Beſchwerde des Fürſten von 
Schaumburg-Lippe ald Erb= und Mitlandesherr des Fürſtenthums 


Lippe, und endlidy in Beziehung auf die Beſchwerde, welche die 


Nitterfchaft allein gegen Lippe-Detmold erhoben hat, und prüfte 
dabei, ob die Bundesverfammlung competent jei, über die Be 
ſchwerden zu enticheiden. 

Der Bericht erfennt die Bemühungen der Fürftin, in einem 
guten Einvernehmen mit den Ständen zu bleiben, an und tatelt 
deghalb mit Recht das ſchon 1817 angebrachte Gejuch der Stände 
auf Wiederherftellung der Kandes-Gonftitution und der ſtändiſchen 
Berhältniffe, wie jolche vor der Aufnahme des Fürſtenthums in 
den Rheinbund beftanden habe, und Daraus fliegende Gerechtjame 
fämmtlicher Untertbanen als Baſis der etwa -im Einverftändnifte 
der Regierung und Stände jelbft zu treffenden Modificationen, — 
als zum Mindeſten voreilig und ungejhidt. Denn die Stände 
felber hätten aus eigener Anerkenntniß in Der Regierung ſelber 
nachgewiefen, daß Die lippefche Verfaſſung weder vor, nod in, 
noch nach) der Periode des Rheinbundes aufgehoben fei, und 
müßten zugeben, daß die Regierung eine Abänderung Der Repraͤ— 
fentation, damald auf dem verfafiungsmäßigen Wege Durd 
zuſetzen ſuchte. Waren die Propofitionen der Regierung, fährt 
der Bericht fort, in der Stände Augen unannehmbar, jo Fonnten 
fie dagegen Vorftellungen machen: allein wie dürften fie, ſei es 
unter was immer für einem Vorwand, eine Verhandlung über 
die Propoſition verweigern; fie dürften das um jo weniger, 
als eine bloße Verwahrung bingereicht hätte, fie rechtlich gegen 
Diejenigen Nachtheile, welche fie vor einem Gingehen in viele 
Verhandlung, in Beziehung auf andere Gegenftände bejorgten, 
ſicher zu ftellen. | 

Nun folgt unmittelbar ein wichtiger Sab im Bericht, welchen 
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wir wörtlich aufnehmen, weil er beweifl, wie und in welcher 
Weile die damaligen Staatömänner Rechte und Befugniffe alt- 
landftändifcher Corporation anfahen. 

„Die Stände, heißt ed, hätten bebenfen jellen, daß jede 
Ermweiterug des Repräfentationsrechtes eine Entäußerung, wo 
nicht naturrechtlich (9), doch factifch begründeter Regierungsrechte 
ift; Daß Niemand im Staat das Recht haben Fönne, die Regierung 
daran zu hindern, den Befugniſſen der Staatsbürger weitere 
Gränzen zu jeßen, jo lange fie Dabei nur Die wohlerworbenen, 
mit dem Wohl der übrigen vereinbarlichen Rechte Anderer un- 
gekraͤnkt laſſe. Die Abſicht der Regierung, das Recht der 
Repraͤſentation auch auf ſolche Bürger, welche deſſelben früher 
nicht nicht theilhaftig waren, auszudehnen, ſei an ſich ſo rein, 
und von den Ständen ſelbſt als jo wohlthätig anerkannt, daß 
fie Die Ausführung derjelben nicht blos mit Worten, fondern 
thatjächlich Hätten befördern, um jo viel weniger aber durch die 
Meigerung, darüber jofort in Verhandlungen einzugehen, hätten 
hemmen follen. Erſt dann, wenn es fich im Laufe Der Ber: 
handlungen gezeigt hätte, wie jenes Repräjentationgrecht erweitert 
werbenjollte, daß ihr eignes wohlerworbenes Recht gefräuft werbe, 
erft dann, wenn eine foldhe Kränkung nachgewieſen und demnach 
auf dem verfallungsmäßigen Wege feine Abhülfe zu erreichen 
gewejen wäre, erſt dann würde ſich ein haltbarer Klaggrund 
haben deduciren lafjen. Bei der oft genug geprobten Oppofition 
des Körperjchaftsgeifted gegen Umgeftaltung allgemeiner, mehr 
dad Ganze ald das Einzelne ind Auge fafjender Einrichtungen, 
fonnte ed der Regierung nicht verargt werden, wenn fie die 
Erweiterung des Repräfentationsrechts in jedem Falle der Be⸗ 
rathung über die Verfaſſungs-Urkunde vorbergehen laſſen wollte. 
Selbſt dann, wenn der Verſuch, eine erweiterte Repräfentation 
auf dem verfaflungsmäßigen Wege herbeizuführen, gejcheitert 
wäre, und nunmehr die Regierung, aus eigenem Rechte, jedoch 
innerbalb der Gränzen, welche wohlerworbene Rechte Auderer, 
gefeßt haben möchten, gehandelt hätte, würden fich die Stände 
nicht über Rechtsverletzungen zu beflagen, und es fich felber zu- 
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zuſchreiben gehabt haben, daß die Regierung einen außerordentlichen 
Gang genommen habe. Man würde daher, die Gompetenz der 
Bundesverfammlung, in Gegenfländen ſolcher Art überhaupt zu 
entjcheiden, einen Angenblid angenommen, gewiß feinen Anftand 
gehabt haben, Darauf anzutragen, 
daß die Stände mit diefem Theile ihrer unzeitigen Recla— 
mation abs und zunächft auf den verfafjungsmäßigen Weg 
gewiefen werden möchten, wobei fi die Bundesver— 
jammlung zu der Bemerkung veranlaßt gejehben Haben 
würde, daß fie zu der Weisheit und Gerechtigfeit der 
lippeſchen Regierung das Vertrauen hege, fie werbe, Bei 
der beabjichtigten Erweiterung des Repräjentationsrechts 
die rechtlichen Anſprüche aller Stände zu berüdfichtigen 
und zu vereinigen willen”. — 

Nach dieſer Ausführung des Ausſchuſſes ging alfo ein nicht 
unbebeutender Theil der Bundesverfammlung von der Anficht au, 

1. daß die von den Rheinbundfürften in Anfprucd) genommene 
Souveränetät durchaus nicht gleichbebeutend geweſen und ges 
worden ſei, mit abjoluter Herrichaft; 

2. daß die neuere (franzöfiiche) Repräfentationd-Theorie in 
deutfchen Bundesſtaaten im Allgemeinen nicht deutſches Staats- 
recht fei, jo wenig als das fogenannte Be (englijche) 
Princip. 

3. Daß wenn aud) die Rechte der beutfihen Bundesfürften 
in ihren Ländern durch Auflöfung Des deutſchen Reich, Wegfall 
des Reichstags und der Neichögerichte und. Durch neue Verträge 
was ihre fouveräne Stellung derjelben gegen eine übergeordnete 
Macht betreffe, bedeutend erweitert worden feien, dennoch die 
Rechte der aus der Zeit des deutjchen Reiches beftehenden Land⸗ 
fände unvermindert geblieben. | 

4. Dieſe Rechte aber beitänden nicht in einer Repraͤſentions⸗ 
befugniß für das geſammte Land, fondern nur in der Berechnung 
der eigenen Rechte auf Vertretung, feitgeftellten Rath ober Bei: 
flimmung zu einzelnen Regierungshandlungen, (Gejeßgebung, 
Befleuerung ꝛc.). Keineswegs fei aber eine Befugniß der alten 
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Stände vorhanden, einen Bundesfürften an einer Ausdehnung 
des Nepräfentationsrechtes auf bisher noch nicht vertretene 
Klaſſen von Staatöbürgern zu verhindern, jo lange nur nicht 
das eigne Recht der alten Landſtände verlegt würde *). 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß dieſe Anfichten ftreng 
durchgeführt, zu einem ganz andern Nefultate geführt haben 
würden, als zu den traurigen Ergebnilfen Der Carlsbader Beſchlüſſe 
und Wiener Conferenzen, den braunſchweigiſchen, holfteinifchen 
und hannöverjchen Verfafjungsftreitigfeiten. In dieſem Ausjchußs 
bericht hatten v. Wangenheim, v. Martens und v. Plefjen die 
Trage, ob ed nad Auflöjung des Reiches ein gemeinfchaftliches 
deutfches Staatsrecht gebe**), für die alten ſtändiſchen Rechte der 
Befugniß der Negierungen gegenüber, Verfaſſungen zu verleihen, 
bejahend beantwortet, und hatten von jenen Xheorien Abjehen 
genommen, welcdye die Grundlage der franzöfilchen Nepräfentationg: 
theorie, die allen Staatsbürgern gleiche politiſche Berechtigung 
zuerkannt, ausmacht. Die unbegreifliche Verblendung ſowohl der 
Bundesregierungen ald auch vielfach der Stände, 3. B. in 
tippe, wie zwei Jahre vorher in Württemberg ꝛc., binderte Die 
Entwidelung der BVerfafjungen auf dieſem Wege. Die erften 
waren gar zu jehr geneigt fich auf den Standpunkt der abjoluten 
Machtvollkommenheit, die Teßtern, jo weit es ihnen convenirtéè 
und ihren Privilegien nicht Ichadete, auf den der franzöfiichen 
Nepräfentationg- Theorie zu ftelen. Der Adel aber war faft 
überall nur auf Erhaltung feiner Privilegien und Fernhaltung 
eine größeren Einfluffes des Bürger- und Bauernflandes be: 
dacht und hatte höchftens Den Wunſch, Die Fürften durch eine 
geichlofjene Arijtocratie zum Vorthei. und Genuß derjelben zu be— 
Ihränfen; ihm war jogar das Vorhandenfein einer gebildeten und 
einflußreichen Beamtenjchaft ein Graͤuel, weil er wohl einjah, 
wie überlegen im Allgemeinen diejfer Beamtenftand dem größten 
Theil Des Adels in der Bildung war. Selbſt Männer, wie der 


*) Wir kommen weiter unten hierauf zurüd. 
*) Bol. Mohl, Geſch. d. Staatsw. IL ©. 287 ff. 
Zweiter Theil. 14 
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Freiherr dv. Stein hatte einen Widerwillen gegen das Eindringen 
der bürgerlichen Beamten in die höheren Staatsftellen; fein Zorn 
gegen „die Schreiberjeelen” äußert fich eben jo ojt gerecht als 
ungerecht und zuweilen ſogar ſehr unpolitiich*). 

Die lippefhen Stände, d. h. die Nitterfchaft, verlangte num 
weiter eine vorherige von den Ständen vorzunehmende Revilion 
der fämmtlichen in den legten Jahren, alfo insbeſondere feit der 
Beit des Rheinbundes einjeitig von der Regierung getroffenen 
Anordnungen, und machte hiervon die reaierungsfeitig beabfichtigte 
verbefjerte Nepräfentation abhängig**). Vor beendigter Revilion 
follte über die verbeflerte Repraͤſentation gar nicht verhandelt 
werden. — Gegen Diefe Forderung erklärte fich der Bundestags: 
Ausſchuß mit voller Entjchiedenheit, „weil eine gleichzeitige 
Revifion einer Mafje von gefeglihen Anordnungen, welche feit 
längerer Zeit ſchon gewirkt und alfo Zuftände gebildet hätten, 
die durch eine plögliche Umgeſtaltung der gejeßlichen Verhältniſſe 
wohl ſchwerlich ungeftraft hätten geändert werben können, zu den 
größten politiichen Fehlern gezählt werden müſſe; und weil von 
einer jo fehmierigen und Zeit erfordernden Arbeit in feinem Falle 
die beabfichtigte Verbeſſerung der Nepräjentation abhängig gemacht 
werden dürfe Fr)“, 

Eirne andere Geftalt mußte aber die Sache von dem Augen- 
blik an gewinnen, in welchem fich die lippefche Regierung durch 
Die ungerechtfertigte Weigerung der Stände auf Verhandlungen 
‚einzugehen, veranlaßt gejehen, eine neue Verfaſſungsurkunde zu 
promulgiren, in welcher nach Der Behauptung der Stände Die 
bisherigen Stände der Nitterfchaft und Städte aufgehoben und 
die weientlichften Beftimmungen der alten ſtändiſchen Verfaſſung 
vernichtet worden ſeien. 

Die Bundesverfammlung konnte nun nicht umhin, auf 
Reclamation der Stände ****), die Befugniß der Fürftin, eine 


*) Berg. Leben Eteins. Brief an Kunth und Antwort deſſelben. 
*#) Genau die Forderung der alten württembergifchen Stände! 
**x) B. P. 1819. Sol. 622, 

6) 8, Juli 1819. 
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neue Verfaſſung zu octroyiren und Die alte Verfaſſung aufzuheben, 
näher zu prüfen. Sie vermerfte es jehr unzufrieden, daß die 
Fürftin nicht wenigftens die Entjcheidung der Differenz zwijchen 
ihr und der fürftlid Tchaumburgzlippefchen Negierung über den 
nämlichen Gegenftand *) abgewartet. Abgeſehen aber hiervon 
wurde Die Frage aufgeworfen: 

ob die Fürftin als Bormünderin (und Regentin) rechtlich 

befugt gewefen fei, eine neue Verfaſſungs-Urkunde ein: 

zuführen und 

in diejer wejentlihe Beflinmungen der älteren Verfaſſung 

einjeitig aufzuheben ? 
Nach der Anficht des Ausſchuſſes der Bundesverfammlung hatte 
freilich Die Aufhebung der Neichshoheit Die Souveränetät zur 
Folge gehabt, und die Bundesacte dies anerfannt. In dem 
Begriff der Souveränetät liege aber nicht die abjolute Alleins 
herrichaft, ſonſt müßten alle jouveränen Könige, Die von Ungarn, 
Franfreih, England, Baiern ꝛc. aufgehört haben, jouverän zu 
fein. Souveränetät fchließe keineswegs eine verfallungsmäßig 
geregelte Staatögewalt, wohl aber die Abhängigkeit von einer 
fremden Staatögewalt aus. „Wenn“, jagt der Bundestags-Aus— 
ſchuß, „während ver Rheinbunde- Periode Verfaffungen aufgehoben 
wurden, jo mußte Dies unter einem andern Zitel als dem der 
Souveränetät gejchehen. Dieſe Fonnte dabei nur jo viel bewirken, 
daß Feine andere Macht, wie fonft Die Reichsgewalt, mehr dag 
Recht hatte, dieſen NRegierungsact zu hindern Wenn man den 
Act, durch welchen die deutjchen Fürften der Willfür entjagt und 
ſich in gewiljen Fällen einem ſchiedsrichterlichen Ausſpruch unter: 
worfen haben, Bejchränfung nennen fönnte, und nicht vielmehr 
eine fittliche Erhebung nennen müßte: jo würde jene ächte 
Souveränetät aud) jet wieder getrübt fein; aber nicht ſowohl 
durch die Forderung des 13. Artikels, ſondern durch die durch— 
greifende Idee Des gegenjeitigen Rechts der Bundesgenofjen, weldye 
im Sinne und Worte der Bundesacte lebt. Wenn man bei 


*) ©, unten ©. 224: 
14* 
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Gründung dieſer Acte die Wiederherftellimg altlandftändifcher 
Verfaſſungen als eine freiwillige Gabe behandelte: jo rührt 
das daher, weil die hohen Mlürten den damaligen Zuftand 
der Dinge in den einzelnen Staaten garantirt hatten, und fid) 
die Wirkjamfeit des Bundes nicht auf die Beurtheilung von 
Negierungshandlungen erftreden Eonnte, welche vor feiner eigenen 
Gründung ſchon vollzogen waren. Daß aber eine folche Be- 
Schränfung, wie die Beichränfung autofratifcher Willfür Durd) 
Berfaffungen eine ift, freiwillig dargeboten wurde, giebt Fein 
Recht, Das freiwillig und pflichtmäßig Dargebotene wieder zurüd- 
zunehmen oder jo zu geftalten, daß Die Gabe der Entziehung 
gleichgeitellt werden müßte Es ift ungegründet, Daß in Der 
Note vom 16. November 1814 jene 29 Regierungen, worunter 
fich auch die fürſtlich Lippejche befand, ſich zwar dahin einver— 
ftanden hätten, daß aller und jeder MWillfür, wie im Ganzen 
durch Die Bundesverfaflung, Jo im Einzelnen durch Tanditändifche 
Verfaſſungen, vorgebeugt werden jolle, zugleich aber die ange: 
meſſene Einrichtung der ſtaͤndiſchen Verfaffung (ihrem Inhalte 
uach) fi) ausdrüdlicdy vorbehalten hätten; denn in jener Note 
erflärten die Negierungen, Daß nur da, wo landftändifche 
Verfaſſungen noch nicht beftänden, neue eingeführt werden 
jollten, und Der angemefjenen Einrichtungen derfelben, welche fich 
die einzelnen Regierungen vorbehielten, wurde nur in Gegenjaß 
zu den allgemeinen Attributen erwähnt, welche den Ständen 
zu geben, alle jene Regierungen ſich anbeifchig gemacht Hatten, 
daß da, wo alte Verfafjungen noch wirklich beftanden, dieſe 
erhalten werben follten, war Die in allen Wiener Verhandlungen 
ausgeſprochene Abficht Der großen Mehrheit der deutſchen Ne: 
gierungen. Hat ja jelbit Die württembergijche Regierung, die fich 
damald jener Erklärung nicht angeſchloſſen Hatte, obwohl fie 
dadurch, Daß der Staat in feinem jegigen Umfange, aus Parcellen 
mit ganz verjchiedener Verfaſſung zufammengejegt wurde, an 
eine organische Berfaflungseinheit zu Denken, um fo mehr ge 
nöthigt wurde, als diefer Staat neue, dem Stammlande und 
jeiner Berfaffung ganz fremde, ja widerftrebende Elemente, 
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3.8. einen Adel, Fatholifche Unterthanen u. ſ. w. erhalten hatte, — 
dennod) feinen Anftand genommen, Die ſeit Dem Jahr 1806 nicht 
nur factiſch, ſondern förmlich aufgehobene Verfaſſung des 
Stammlandes zur Baſis einer neuen, mit den NWotabeln des 
ganzen Landes zu berathenden Verfafjungsurfunde zu machen, in 
welcher aus jener Ale, was nur immer noch anwendbar und 
unveraltet fei, bineinzunehmen verheißen und wirklich hineinge— 
nommen wurde. 

Merkwürdig bleibt die Aeußerung des Ausſchuſſes, „Daß 
Fälle gedacht werden könnten, in welchen e3 die Pflicht der 
Stantöregierung gebeute, den civilrechtlichen Boden, aufwelchem 
die Berfafjungspflanze allein nicht ganz einheimiſch jei, zu verlafjen, 
und Da zu ſtatuireun, wo man nicht mehr vertragen Fönnte, 
Ein jolcher Fall könne 3. B. bei der Erweiterung des Nepräfen- 
tationsrechts, jchwerlicdh aber bei der Aufhebung einer mit den 
Rechten Anderer vereinbarliden, ſchon beftehenden Re— 
präfentation eintreten; und immer gebiete eine eben jo dringende 
Pflicht, zu folchen coups d’etat nur im äußerften Fällen, nie ohne 
den fortgefehten Verſuch beſonnenen Einverftändniffes und in 
einem Bunte, der dadurch gefährdet werden fönnte, nie ohne 
Rückſprache mit den Bundesgenofjen zu fchreiten”. Dieſe Aeußerung 
beweift, daß 1819 zur Zeit der Garlöbader Beichlüffe in ber 
Bundesverfammlung jelbft gefunder politifcher Sinn und Gefühl 
und Achtung vor dem pofitiven Rechte vorhanden war. Geſunder 
politiicher Sinn, weil anerfannt war, daß der Boden, auf welchen 
bis dahin landſtändiſche Rechte entftanden und feftgehalten wurden, 
mit der Entwidelung der Staaten aus dem patrimonialen in den 
wahrhaften Staat, nicht feftgehalten werden könnte, ja daß felbit 
unzweifelhafte ftändiiche Rechte, welche in Mißbrauch überge— 
gangen, und die naturgemäße Entwidelung der Staaten hindere, 
nach vergebens und wiederholten Verfuchen und Verfländigung 
mit den Berechtigten, wenn auch ſchonungsvoll, bejeitiget werben 
müßten. Die Gefährlicyfeit ſolcher Anſchauung in den Fällen, 
wo Die Staatöregierung in den Händen eined Fürften, wie 3.8. 
Herzog Carl von Braunfchweig war, fich befindet, Teuchtet jreilid) 
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ein, aber zum Glück find in ten meiften deutschen Staaten ſolche 
Extravaganten nicht wohl möglich; wo etwa eine jo bejondere 
Ausnahme Statt finden würde, träte beftimmt binnen jehr kurzer 
Zeit ein gewaltfames Nemetium ein. So wenig Revolutionen 
jemals ftaat3rechtlid) gerechtfertiget werden Fönnen, wie Dies früher 
und jeßt oft verfuht wurde, 3. B. Murhard, jo fiher traten 
fie als unausbleibliches Reſultat gegen fürftlichen oder ariſtocra— 
tiichen Mißbrauch Der Gewalt bei gewiller Culturreife Der 
Völker ein, nicht minder, wie Reactionen gegen Pöbelherrichaften. 

Dies ſehr wohl einfehend, wenn auch nicht ausſprechend fügt 
der Bundestags-Ausſchuß Hinzu: „Wenn man in nenern Zeiten, 
wo Feine Verfafjungen egiftirten, oder die, welche einft eyiftirten, 
Thon längft aufgehoben und ohne eine Umkehr aller Verhältniſſe 
unverändert nicht wieder ins Leben gerufen werden Fonnten, von 
der Maxime ausgegangen ift: es fei beffer, die Negierung gebe 
die Berfaffung, als fie verliere fi) in endloje Unterhandlungen 
über diefen Gegenftand, fo läßt fich dies durch die Eigenthümlichkeit 
des menschlichen Geiſtes und der menschlichen Leidenſchaften 
rechtfertigen, wenn dabei vorausgefeßt ift, Daß man nicht Die 
Abficht Habe, ftatt des Wefens nur den Schein des Weſens 
zu geben. Allein man wird fih auf diefe Maxime nicht mehr 
berufen fönnen, wenn Davon die Rede ift, ob eine beftehende 
Verfaſſung — fei fie num eine nen gegebene und angenommene, oder 
eine aus Verträgen und Herfommen hervorgegangene — einfeitig ab: 
geändert werden fünne? Wer dies behauptete, müßte auf den 
ausgejprohenen gweddurdhBerfafjungenallerundjeder 
MWillfür vorzubeugen, nur gleid) verzichten. Entfteht darüber 
Zweifel, ob etwas verfaflungsmäßig oder verfaflungswidrig jei? 
jo gibt es Mittel genug die Entſcheidung Darüber in unbefangene 
Hände zu legen. Der württembergifche Verfaſſungs-Entwurf und 
die Austräge, welche Medlenburg*) angeordnet hat, gaben Bei- 








*) Die mecklenburgifchen Arijtocraten waren und find mit mehr polis 
tiicher Klugheit ausgerüftet, als die geſammten LXiberalen damaliger Zeit. 
Zur rechten Zeit fuchten fie die Garantie des Bundes für ihre crefufiven 





j 


| 


215 


tpiele, wie das erjeßt werden könne, was mit dem Aufhören der 
Reichsgerichte verloren ging, ohne Daß man fid) deßwegen der 
Gefahr bloßzuftelen braucht, ſolche Austräge wieder, wie die 
Reichsgerichte, in Legislatorijche Behörden verwandelt zu 
ſehen. Entſteht aber darüber ein Zweifel, ob etwas, was ver- 
faffungsmäßig noch nicht beftimmt war, nur jo beſtimmt werden 
ſoll? jo kann das nur freied Cinverftändniß oder ein über dem 
Rechtsbegriffe ftehendes, fittliches Prineip entjcheiden. Läßt man 
aber lebteres entjcheiden, ſo tft wohl zu bedenfen, daß, indem 
man aus der bloßen Nechtsiphäre heraustritt, auf ter andern 
Seite, zu einem gleichen Heraustreten, die Veranlaſſung gegeben 
werden könnte. Sind die bisher angedenteten Anfichten nicht 
ganz irrig, Jo wird bei Beurtheilung der gegenwärtig vorliegenden 
Sache zunächſt alles darauf anfommen, ob die Verfaflung des 
Fürftenthbums Lippe, nad) Grrichtung Der Bundesacte, noch 
exiftirte, oder ob fie vor derfelben jchon aufgehoben war?" Der 
Ausſchuß gelangte nun dahin, ans den Anführungen beider 
Parteien, der fürftlichen Regierung und Der Landſtände, wirklichen 
Beitand der altlandfländijchen Verfafjung anzunehmen. Am be: 
ftimmteften fei dies in dem Edicte der Fürftin vom 8. Suni 1819 
ausgedrüdt, welches der von ihr gegebenen Verfaffungs-Urfunde 
vorgedrudt ſei. Darin heiße e8: 
„Es bedarf Feiner neuen Landes-Conſtitution; e8 war ums 
nöthig Nechte zu verfichern, Die ſich won Telbft verftehen, 
Wir wollten nur die Hauptzüge der Tandftändifchen Ver: 
bältniffe, nach den Bebürfniffen des und anvertrauten 
Landes, bezeichnen, und überlaffen es gern der Zukunft, 
im jegensreihen Ginverftändnife des Fünftigen 
Zandesherrn und der Fünftigen Stände, die Landesein— 
richtungen, fortjchreitend mit den Bedürfniſſen der Zeit, 
zu vervollfommmen und auszubilden“. 


Adels-Rechte nah, und ceriielten für die Zeit des Beflandes des Bundes 
eine Felligfeit ihrer landſtändiſchen Verfaſſung, welche Feine einzige deutſche 
Berfaflung in dieſem Maße beſeſſen hat und befikt. 
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Wenn es nun, fährt der Ausfchußbericht fort, nach Diefer 
Schönen BVerficherung der Firftin-VBormünderin, feiner neven 
Landes-Conſtitution bedürfe, weil Die Regierung nie die Abſicht 
gehabt, Nechte, welche Die alte gab, zu entziehen: wenn fie Diefe 
Rechte in der neuen Urkunde nur habe bezeichnen wollen, wenn 
fie es jeldft für nöthig halte, daß die Vervollfomnnung und 
Ausbildung derjelben dem fegensreihen Einverſtändniſſe 
fünftiger Negenten und Fünftiger Stände überlafjen werde, 
und wenn die Stände nun behaupteten, daß in dieſer neuen 
Urkunde dennoch wejentliche Rechte, melche die alte Konftitution 
gegeben habe, entzogen worden feien, und Die Bezeichnung Der 
Rechte nicht von einem Ginverftändniffe zwijchen ihnen und 
der Regierung abhängig gemacht, und dieſes ungeachtet ihres 
Anerbietend, in jede gute und nüßliche Modification der alten 
Berfallung einzugehen, nicht mehr für nothiwendig gehalten worden 
fei, jo könne die Commiſſion einerjeit3 kaum glauben, als daß 
der ganze Diſſens auf gegenfeitigen Mißverſtändniſſen ruhe, und 
müſſe es andrerſeits für ganz unerläßlih halten, daß Diejes 
Migverftändniß, entweder auf dem Wege gütlicher Verftändigung, 
oder jchiedsrichterlicher Entſcheidung gelöft werde. Den einen 
oder andern Weg zu betreten, bätten ſich Stände angeboten und 
es ließe fich nicht erwarten, daß Die Regierung nicht auf einen 
derjelben eingehen follte.e Denn das eigne und bejondere 
Intereſſe derſelben fordere Die definitive Regulirung 
dDiejer Angelegenheit faum mehr, als das allgemeine 
Sinterefje des Bundes, welches gern berüdjichtigen zu 
wollen, die Regierung ein fo ſchönes Beifpiel gegeben 
habe. 

Deßhalb ſchlage die SGommiffion den Weg der Güte 
den des Vergleihes zwiſchen Negierung und Stände 
unter DBermittelung der Bundesverfammlung vor. 
Hierzu ſei um jo mehr zu rathen, als die Fürftin nicht nur ſchon 
in ihrer Eigenfchaft als VBormünderin ein jo wichtiges Werk, wie 
die Umformung Der Berfafjung eines ift, um fo weniger hätte vor: 
nehmen jollen, Da ber Fürft nächſtens majoren werden würde, 
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fondern auch weil erwiefen fei, daß die Vormünderin ohne Bei⸗ 
rath und Zuſtimmung der Gontutoren aus Nitterjchaft und 
Städten, eine ſolche Regierungshandlung ſelbſt dann nicht voll- 
ziehen könne, wenn auch der Widerfpruch des KFürften von 
Schaumburg (ſiehe S. 224) gegen die Einführung Der neuen 
Berfafjung nicht die Nücficht verdienen jollte, die er allerdings 
zu verdienen. Jcheine, " 

Wie ganz anders würden fi) Deutſchlands Verhältniſſe ge- 
ftellet haben, wenn nad) tiefen Grundſätzen von der Bundes⸗ 
verjammlung immer gehandelt wäre! Daß aber damald der 
Grundſatz: „eine beftehende Verfaſſung könne nicht einfeitig ab- 
geändert werden”, anerfannt wurde, beweißt der am 9. Septbr. 
in vertraulicher Sigung gezogene Beſchluß weldyer Dahin Tautete*): 

„den Herrn Gejandten der 16. Stimme zu erjuchen, von 
dem Membro I und I. die fürſtlich lippe-detmoldiſche 
Regierung in Kenntniß zu feßen und Höchftdiefelbe Dringend 
zu veranlaflen, bis zu dem Augenblide, wo auf Die er- 
betenen Suftructionen ein Beſchluß gefaßt werben Fönne, 
die Einführung der neuen Verfaſſungs-Urkunde, wenn dieſe 
nicht inzwijchen im gemeinfamen Einverftändniffe Der Dabei 
rechtlich intereffirten Perſonen und gejeglichen Körper— 
Ichaften, unter Mitwirkung der hausverfaffungs- und 
gejegmäßig verordneten Gontutoren, bewirkt werden könne, 
Achtens zu geben, wobei dem Herrn Gejandten annod) zu 
eröffnen wäre, daß die Stände von Nitterfchaft und Städten 
vorzugsweile, etwa unter Mediation der Bundesverfamm: 
lung, den Weg der gütlichen Einverftändigung wünfchen, 
und dieſe hohe Verfammlung in dem Falle, daß die fürft- 
liche Regierung dieſelbe Gefinnung hege, nicht abgeneigt 
jet, auch dieſem Vermittelungsgeſchäfte zu unterziehen“. 








x) B. B. in der lippefchen Angelegenheit vom 9. September 1819, in 
vertrauliher Sigung gefaßt sub II. In dieſem Beichlufle ift die Ver— 
mittelung zwijchen Regierung und Ständen, zu welcher fi die Bundes 
Verſammlung erbietet, ſehr wichtig, denn fpäter ift niemals wieder vor⸗ 
geſchlagen, direct zu vermitteln, fondern immer nur entfchieden. 
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Dem Bevollmächtigten der Stände, den Rath Schloffer, gab 
sub 1. die Bundesverfammlung zu erkennen 

„daß fie noch Anftand nehme, auf deſſen Eingabe definitive 
Entſcheidung zu faflen, aber dabei den Ständen rathe, 
der fürftlich Tippefchen vormundschaftlichen Negierung ihre 
pflichtmäßige Bereitwilligfeit, über die Propofitionen einer 
zu erweiternden Nepräfentation mit fürftlichen Commiſſarien 
zufammenzutreten, zu erklären, und überhaupt ihre bisher 
ausgefprochene Geneigtheit, die Regulirung Der ganzen 
Verfafjungs-Angelegenheit auch von ihrer Seite zu be: 
fördern, werfthätig zu bezeigen”. 


Daneben wurde aber die Frage geprüft, ob Die Bundes: 
verfammlung für competent gehalten werden Fönne, 
NecurfevonStänden gegen DieRegierungen anzunehmen? 
Die lippeſche Negierung hatte nämlich behauptet, daß, da bis 
dahin die Sicherheit im Innern des Fürftenthumd Lippe nod) 
nicht gefährdet fei, der Bund auch nicht competent jei, einzus 
Ichreiten, weil der Zweck des Bundes nur auf Herftellung Der 
ſchon geftörten Ruhe gehe, und die von den Ständen behauptete 
Verlegung des Nechtszuftandes nicht auch fehon eine Verlegung 
der inneren Sicherheit jei. Der Bundestagsausſchuß wies jedoch 
diefe Sinterpretation des Art. 2. der Bundesacte entjchieben zurüd, 
weil ter Zweck des Bundes Schwerlid) jo gedeutet werden könne, 
als jei er nur auf Herftellung der ſchon geftörten Ruhe, ſondern 
vielmehr auf Inſtitutionen gerichtet, welche einer möglichen Fünftigen 
Störung der Ruhe vorzubeugen geeignet find, weil Verlegung 
des Nechiäzuftandes allerdings ſchon eine Verlegung der inneren 
Sicyerheit fei; überdieß finde jeder Beſchluß feine befte Erklärung 
in den Berathichlagungen, welche demjelben vorausgingen. Dürften 
aber Die Berathungen und Erklärungen über den Art. 13. der 
Bundesacte, welche Klüber gefammelt und dem Bublicum mit: 
getheilt habe, in dieſer Beziehung angeführt werben, jo ergebe 
fi, die Anficht von wenigſtens 29 Regierungen, unter denen ſich 
auch Die fürſtlich Tippejche befand, ganz deutlich, „daß aller und 
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jeder Willfür, wie im Ganzen durch die Bundbesverfaflung, fo 
im Einzelnen durch die Einführung landſtändiſcher Verfaſſungen 
vorgebeugt werben jolle“. Könne aber wohl eine Verfaſſung der Will- 
für vorbeugen, wenn ihre eigene Gültigkeit und Wirkung ſelbſt wieder 
von der Willfür abhängig gemacht würde? Nicht oft genug fönne 
wiederholt werden, daß Deutſchlands Ruhe und Sicherheit 
immer nur indem ©radeverbürgt oder gefährdetfein wird, 
in welchem die Regierungen und die Völker die Idee des 
Rechts heilig hielten oder fi vonihr entfernten. Deshalb 
müfje Die Behauptung der Incompetenz dev Bundesverfammlung auf 
einen anderen ald den angeführten Grund gebaut werden, wenn 
fie flihhaltig fein jollee So merfwürdig der zweite Einwand 
gegen die Competenz der Bundesverſammlung fei: „daß die 
Regierung die landftändifche Verfaſſung nie aufgehoben habe, eine 
Aenderung der Repräjentation aber feine Verlegung oder Auf: 
hebung der Verfaſſung genannt werden dürfe“, jo könne derjelbe 
doch weder einen Grund für noch gegen die Competenz abgeben. 
Die Entjcyeidung der Frage hänge lediglich, wie man bie S$. 164. 
135 und 158 in Klübers allgemeinem deutjchen Bundesrecht, auf 
welche ſich die Worte bezögen, die aber die fürftliche Regierung 
zu enftfräften juche, beurtheile. Denn in diefe Paragraphen fei 
alles das zufammengedrängt, was für Die Competenz der Bundes- 
verfammlung in dem Yale eines Recurſes der Landſtände oder 
Untertanen eines Bundesftaat3 angeführt werden könne. Allein 
ed ſei doch auch eben jo wahr, daß es bis dahin au einer aus⸗ 
drücklichen Beitimmung für die Frage fehle: ob und in wie 
weit die Bundesverfammlung in dem Falle eines Necurjed Der 
Landſtände oder der Unterthanen eines Bundesftaates fi, wirkſam 
zu erzeigen berechtiget jei. Es könne zwar dagegen eingewendet 
werben: 

1. Der allgemeine Saß, daß wer den Zweck gewollt habe, 
auch die Mittel gewollt haben müſſe, und Daß aljo der Bund, 
welcher die innere Ruhe dadurch habe fichern wollen, daß Durch 
Berfaflungen der Willkür Schranken gejegt würden, aud) bie 
Verfafjungen felber in feinen Schuß habe genommen wifjen wollen. 
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2. Der Saß, wodurd in dem einhelligen und proviſoriſch 
angenommenen Gutachten über die Sompetenz des Bundestags 
dieje allgemein dahin beflimmt wird: „Die Feſtſetzung der Com— 
petenz der deutſchen Bundesverfammlung ift gleichbedeutend mit 
der Feſtſetzung ihres Geſchäfts-Umfanges, und diefe ift gleich: 
bedeutend mit der Angabe ihrer Beftimmung. Der Umfang 
ihrer Pflichten, entnommen aus ihrer Beftimmung, bezeichnet da— 
her den Begriff der Competenz *)“. 

3. Der jpeciellere Satz in jener proviforifchen Gompetenz- 
beftimmung: „die Bundesverfammlung erkennt die Bundesacte als 
die einzige Grundlage ihrer Wirkfamfeit, fich aber zugleich als 
berufen, diejelbe in ihren einzelnen Beftinnmungen und Andeutungen 
zu entwideln und zu vollenden **)*, 

4. Die Bundesverfammlung fei berufen, daß die in der Buns 
desacte Art. 12. 13. 14. 16 und 18 den einzelnen Staaten zur 
Ausführung vorgefchriebenen öffentlichen Verhältnilfe in Erfüllung 
gebracht würden ***), 

5. Wenn Die Negierungen eines Bundesftaates eine Verfü- 
gung in Beziehung auf Perfonen oder Gorporationen treffen 
jollten, welche mit den Grundgejegen und den Verfügungen des 
Bundes in Wideripruch ftände, oder für Die innere oder äußere 
Eicherheit defjelben gefährlich fein Fönnte, jo fei die Bundes: 
verfammlung zur Einwirfung, behufs der Abftellung Diejer 
Verfügung berufen FT), woraus dann die Lippejchen Stände Die 
Folgerung gezogen, daß der Art. 13 der Bundesacte die Landſtände 
als eine gefeßliche Corporation beftätige oder fie Dazu mache, bei 
Füllen des Mißbrauchs der Macht die Bundeöverfammlung die 
Gompetenz reſp. Verpflichtung zur Einwirkung und Abftellung 
haben müſſe. 

6. Einzelne, jowie ganze Soryorationen und Klaſſen Fönnten 


*) Proviſoriſche Competenzbeftimmung v. 12. Juni 1817. $. 1. Abb. 3. 
*+) Ebendaſ. $. 3. No. 1. 
er) Ebendaſ. $. 4. No. 3. 

+) Ebendaf. S. 4. No. 5. 
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fih an die BundesverJammlung wenden, wenn Die Bundes- umd 
Songreßacte für fie Beftimmungen und Hinweilungen enthalte, 
Deren nähere Entwicklung Der Bundesverſammlung vorbehalten, 
oder welche ihr darin bereit3 ausdrücklich eingeräumt feien *). 

T. Wenn, wie bei Streitigkeiten zwijchen Dem Negenten und 
jeinen Unterthanen, Die innere Ruhe des Yandes gefährdet und 
mit Diefer auch Die allgemeine Ruhe bedroht jein jollte, jo müſſe 
auch nach der Erſchöpfung der conftitutionellen oder gefeglichen 
Mittel und Wege in den betreffenden einzelnen Staaten der ge- 
ſammte Bund ſich berufen finden, zum Zweck der Vermeidung 
eines folchen Ausbruch8 oder zur Wiederherſtellung ver bereits 
gefährdeten Ruhe in gemefjenem Wege einzumirfen **), 

Diejen von den Tippejchen Ständen angeführten Gründen 
gegenüber ſagte jedoch der Bundestags-Ausſchuß, daß hiernach 
zwar Die Gompetenz der Bundesverfammlung begründet fcheine, 
wenngleich ſich nicht in Abrede ftellen laſſe, daß damit die Wir- 
fungssphären derjelben Doch wohl über die Gränzen, die ihr 
geſteckt bleiben müßten, ins rein legislatoriſche Gebiet hinausführen 
fönnte; Doch Dies jege zugleid) voraus, daß eine bejondere In— 
ftructionseinholung der Bundesverfanmlung nicht nöthig fei. 
Außerdem aber ſeien es noch zwei andere Beſtimmungen ber pro- 
vilorischen Gompetenzbeitimmung von 1817, welche zwar die 
Bundesverſammlung bei Recurſen der vorliegenden Art nicht 
geradezu für incompetent erklärten, aber Doch dahin führten, daß 
fie über die Art und Weiſe, wie fid) die BundesverJammlung 
in ſolchen Fällen zu benehmen und wie viel fie bei der Erfüllung 
der Pflichten, weldye in jenen von den Ständen angeführten all- 
gemeinen 6 Sätzen ausgedrüdt feien, zu gehen habe, Inſt ruc— 
tion begehren, Dieſe beiden Säße jeien: 

1. Sp wie die einzelnen Gebiete unter der allgemeinen 
Garantie des Bundes ftehen, jo ift Derjelbe auch berufen, Die 
Garantie der Verfaflungen einzelner Deutjcher Staaten unter den 


*) Ebendaſ. S. 5. No. 2. 
**) Ebendaſ. $. 5. No.3b. 


222 


(bei Veranlaffung des großherzoglich-meimarifchen Anfuchens in 
der 18. Sißung vom Jahr 1817)*) allgemein angenommenen 
Mopificationen, mithin Dann zu übernehmen, wenn der einzelne 
Staat, unter den gehörigen Erfordernilfen, d. h. unter Der ein= 
ftimmigen Entjchließung des Fürften und der Stände, Darauf 
anträgt, Daß der Bund die Öarantie feiner Verfaſſung übernehme **). 

2. Dort, wo die Congreßacte ausdrüdlich der Bundesver— 
Sammlung die Berechtigung conftitutioneller Angelegenheiten über— 
tragen hat, ift Diefelbe unzweifelhaft zur Einwirkung berufen ***). 

Der Ausſchuß ftellt Die fich Hierbei ergebenden verjchiedenen 
Geſichtspunkte durchaus nicht in Abrede. Denn, jagt er, man 
dürfte Dagegen und gegen die Folgerung, Daß die Bundesver- 
jammlung nur da, wo fie die Garantie übernommen habe, zum 
Einwirten competent jein fönne, einwenden, daß ein großer Unter 
Ichied der Functionen darin fei, ob die Bundesverfammlung als 
Garant der Verfaſſung oder nur al3 diejenige Behörde auftrete, 
welche die Pflicht habe, dafür zu forgen, daß alle Nechtäftreitig- 
feiten, ſelbſt zwiſchen den Regierungen und bloßen Privaten, alfo 
doch gewiß noch viel mehr zwilchen den Regierungen und ftän- 
diſchen Gorporationen rechtlich entjchieden, und für ſolche Ent- 
jcheidung ein Richter gefunden werden könne. Kerner dürfte 
man einzumenden berechtigt fein, daß der zweite Sab nur auf 
ſolche Källe gehe, wo die Bundesverfammlung gleichjam mit 
conftitnirend, nicht aber auf ſolche Fälle, wo fie nur den Weg 
Rechtens regulirend fei. Xroß dieſer beiden gegründeten Ein- 
wendungen gegen Die Nicht-Competenz der Bundesverfammlung, 
mülje doc die allgemeine Bemerkung des $.7 der proviforischen 
Sompetenz.Beitimmung vorab dann entjcheiden, wenn, wie im 
vorliegenden Falle gefchehen, ein Bundesglied die Compe— 
tenz in Abrede flelle, und Übrigens die Gefahr des Verzuges 








*) Hier fehlen im Ausfchußberichte die Worte: „in Uebereinftimmung mit 
dem öjterreichifchen Votum“, welche fich in dem angezogenen Bundesbeſchluß 
finden. | 

**) Prov. Compet.Beſtim. $. 4. Ne. 2. 

+) Ebendaſ. $. 4. No. 4. 
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auf andere Weife bejeitiget werden können. Alfo die Einmwen- 
Dung eines einzelnen Mitgliede8 der Bundesverfammlung gegen 
Die Competenz derjelben in einem vorliegenden Falle madıt Die 
Inſtructionseinholung nöthig?! — Worin fol aber die Berech— 
tigung liegen, die Inſtructionseinholung bei Gefahr des Verzuges, 
nicht zu beftimmen?! Die Beſtimmung des genannten $. 7 
heiße aber: „Da die ijolirte Bearbeitung der Gompetenzerörterung 
nothwendig mangelhaft bleiben muß, jo wäre ausdrüdlich dem 
oben begutachteten Directiv-Normen beizufügen, daß wenn in 
dem einen oder andern Falle die Kompetenz der Bundesverſammlung 
noch zweifelhaft fein follte, der jeither beobachtete natürliche Aus: 
weg vorbehalten bleibe, Die Angelegenheit zur Snftructiong-Ein- 
bolung zu verweilen”, 

Damit ſtehe jedoch nicht im Widerſpruche, fondern im vollen 
Einklange ihrer Pflicht „„die Würde ihrer alerhöchften und höchften 
Committenten Durch Die geeigneten Mittel aufrecht zu erhalten”, 
wenn fich die Bundesverfammlung bewogen jehe, die Fürftin 
Dringend zu veranlaffen, bis zur eingegangenen Snftruction in 
Dezug auf Die Competenz der Bundesverfammlung und bi zu 
tem darauf zu fallenden Bejchluje der Einführung der neuen 
Berfaffung Anftand zu geben. 

Nach der weitläuftigen Ausführung des Ausſchuſſes, von 
welcher wir in Vorſtehenden das Weſentliche gaben, faßte die 
Bundesverfanmlung in vertraulicher Sigung vom 9. Septbr. 
gemäß dem Antrage des Ausſchuſſes den Beichluß, welchen wir 
oben bereits anführten (S. 218.219. Il und ID) und zugleich (sub I) 

„daß unter dem Anfchluß des loco dietaturae zu drudenden 
Bertrages über die Frage: in welcher Art und mit welcher 
Wirfung Die Bundesverfammlung Necurfe von Ständen 
anzunehmen befugt fein jolle? berichtet und Inſtruction 
eingeholt werde”. 

Die Stände erhielten nur von dem membro II gefaßten 
Beichluffe Nachricht. Wie ganz anders war diefer Beſchluß 
aufzufaflen, wenn ihnen zugleih von Den membro I und IH 
gefaßten Beichluffe Nachricht zugefonmen wäre, oder wenn fie 
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den lebten Abſatz des Bericht? des Ausſchuſſes vor den refp. 
Anträgen deſſelben gelejen hätten] 

Mit der Beichwerde der lippefchen Yandftände war zugleic) 
eine Bejchwerde des regierenden Fürften von Schaumburg-Lippe 
gegen die FürftinBormünderin von Lippe-Detmold bei der Bun— 
desverfammlung eingegangen (28. Juni 1819, 19. Suli 1819), 
worin der erjtere auf Haltung eined Landtages drang aus dem 
bejonderer Grunde, weil die Dotalgelder für die Gräfin zu 
Schaumburg-Kippe, vermählten Gräfin von Münfter, von Der 
Landſchaft bewilligt werden müßten. Zugleich hatte Schaumburg 
die Behauptung aufgeftellt, Daß eine neue Organilation der Land: 
ftäande und mit Buftinmung des regierenden Fürften zu Schaum: 
burg-Lippe auf dem zuerft wieder zu haltenden Landtage mit den 
wirklich noch vorhandenen Landſtänden beratben und bejchloffen 
werden könne. Die Befugniß hierzu war aus dem Teſtament 
des Grafen Simon VI. vom 30. Aug. 1597 als ter Grundlage 
der Verfaflung des lippeſchen Haufes abgeleitet *), Mit großem 
Rechte hatte Dies aber Die detmoldiſche Regierung beftritten und Die 
Fürftin ſich ſogar erboten, die bis dahin üblich geweſenen Dotal: 
gelder, weldye von der Landſchaft gewöhnlich Früher bewilligt 
waren, im Betrage von 3000 Thalern, auszahlen zu laffen, ohne 
einer etwa jpäteren höheren Bewilligung der Stände Schranken 
ſetzen zu wollen. | 

Nach der Publication der VBerfafjungsurfunde vom 8. uni 
1819 hatte Schaumburg:fippe neben den Beſchwerden in Strei— 
tigfeiten zwifchen den beiden lippefchen Häufern, das Amt Blomberg 
betreffend **) und in Sachen der lippejchen Nitterfchaft ***) eine 
Befchwerde in Betreff der Aufhebung der alten Stände und Ein- 
führung der neuen Verfaſſung F) erhoben und Inhibition verlangt. 
Der Fürft von Schaumburg:Lippe beanspruchte eine förmliche 


*) fol. 631. 
**) 6. 181. fol. 509, 1819. 
xxn) daſ. 6. 183. fol. 512—313. 

7) am 12. Aug. 1819. 8. 182. fol. 510. 
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Theilnahme an der Sammtregierung des Tippefchen Hauſes für 
beftimmte Fälle, und behauptete, Daß ohne Mitwirkung der 
beftehenden Mitvormundfchaft die Verfaſſung von der Fürftin- 
Bormünderin nicht geändert werben könne. Ueberdem habe Die 
Fürftin nicht einmal berüdfichtiget, daß die Sache bei der Bun- 
Desverfammlung anhängig ſei und die Anficht derjelben auf ein 
Intermiſticum, wodurch der gegenjeitige Befißftand geregelt jet, 
gegangen wäre. Hierzu fügte der Fürft eine Erklärung, welche 
eine wichtige Frage über die Fortdauer eines aus dem alten 
dentjchen Staatsrecht herrührenden Anſpruches anregte und bie 
Bundeöverfammlung zur Entjcheidung zwingen mußte Er ließ 
nämlicdy erklären, Daß er, nachdem er ſchon aus eigenem Rechte 
gegen den beabfichtigten einjeitigen, gewaltfamen und widerrecht⸗ 
lichen Umfturz der rechtmäßigen lippeſchen Landſchaft fich ver: 
wahrt, er demnach auch feinem, ihm als Erbherrn und Mitlandes- 
herrn und erften Agnaten des fürftlich-lippefchen Hauſes, 
haus- und landesverfafjungsmäßig zuftebenden Rechte, 
die Untertbanen bei denen ihnen ertheiiten und fonft 
hergebrahten Privilegien und Geredtigfeiten zu 
Ihüben, und zugleich feinen obhabenden Pflichten gemäß halte, 
auf die Bitte der Nitterfchaft, fich Derjelben anzunehmen *), die 
Bundeöverfammlung zu erjuchen, nicht zu geflatten, Daß durch 
verfallungswidrige Schritte wohlerworbene Rechte gefränft würden. 

Die lippesbetmoldifche Regierung verwahrt ſich gegen beide 
Bitten. Denn das Intermiſticum von 1812 könne bierher gar 
nicht bezogen werden, da es bloß auf das Amt Blomberg gehe, 
und die neue Verfaffung auf dieſes Amt vor der Ausgleichung 
oder Entſcheidung der dafjelbe betreffenden Landeshoheit-Streitig⸗ 
feiten nicht werde ausgedehnt werden. Nach den Hausverträgen 
ftehe den lippeſchen Agnaten durchaus Feine Theilmahme an der 
Gejeßgebung zu. Sie würden von den den Landfländen zu 
machenden Propofitionen nur darum unterrichtet, um als Bei⸗ 


*) Dieferhalb wollte die lippeſche Regierung die Wortführer berjelben 
ale Hochverräther Belangen. 
Zweiter Theil. | 15 
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ftände des Negenten, wenn fie dazu Neigung hätten, Theil zu 
nehmen; Widerſpruchsrecht gegen ben regierenden Herrn hätten 
fie auf den Landtagen nie gehabt, felbft nicht einmal eine Stimme 
als ſolche. Der Fürft von Schaumburg-Lippe fei auch nicht der 
nächte Agnat; weit nähere hätten der neuen Verfaſſung entſchie⸗ 
denen Beifall gegeben, Insbeſondere ſei aber der Gebrauch des 
Titeld eines Mitlandesherrn im Fürftenthbum Lippe eine Ans 
maßung, die Schaumburg-Kippe ſelbſt anziehe, und jelbft durch 
die büdeburgifchen Anſprüche auf Die. brafiiche Erbſchaft im 
ſchreiendſten Widerfpruche ſtehe. Zugleich beftritt Die lippesdet- 
moldiſche Regierung Die Gompetenz der Bundesverfammlung auch 
in diefem Falle, weil der Fürft von Schaumburg-Lippe in dieſer 
Angelegenheit nicht als fouveräner Fürft Des deutjchen Bundes, 
ſondern lediglich und in jeder Beziehung als lippeſcher Erbherr 
handle, indem er Rechte geltend machen wolle, welche ihn nur 
als Agnat des regierenden fürftlichen Haujes und als para= 
girten Befiber des fürftlich-lippefchen Amtes Blomberg zuſtehen 
könnten. 

Der Bundestags-Ausſchuß kommt nun zu dem Reſultate, 
daß der Fürſt von Schaumburg-Lippe in ſeiner Eigenſchaft als 
bevorzugter Erbherr ein Recht habe, auf Haltung eines Landtags 
zu dringen und gegen die einſeitig verſuchte Einführung einer 
neuen Verfaſſung zu proteftiren *), und daß jener Verſuch wenig⸗ 


*) Wenn ſchon vor der Schlußacte, alfo auf Grund der Bundesacte, 
bem einzelnen Grbheren, abgejehen von feiner Eigenfchaft als fouveräner 
Bundesfürft von Schaumburg, das Recht zufiehen foll, auf Grund älterer 
Verträge und Berfafjungss Normen, alſo auf Grund des alten deutſchen Staats: 
rechts, auf Haltung eines Landtags zu dringen, wie viel mehr auf Grund 
neuer Berfaflungen. Wie aber, wenn ein Bundesfürft eine Stände-Berfamms 
fung auflöft, nicht wieder wählen laßt und fein ftändifcher Ausfchuß vorhanden 
ift, der die Anklage des Minifteriums vornehmen darf? In dem Falle Fein 
Mitglied in der Ständeverfammlung, erblich oder Tehenslänglich fich befände, 
würde am Ende Niemand competent fein, bei der Bunbesverfammlung zu 
Hagen, refp. darauf zu dringen, daß bie verfaffungsmäßige Pflicht der Zufam- 
menberufung ber Landftände erfüllt werde?! Nach dem Bericht des Bundes: 
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ftend jo lange eingeftellt werden müſſe, bis über jenes in Det: 
mold beftrittene Recht auf dem Wege des Guten oder des Rechts 
entjchieden ei. 

Was die in Detmold gemachten Einwendungen gegen die 
&ompetenz der Bundesverfammlung in dieſer Angelegenheit 
betreffe, jo ftehe feit, daß zwar der Fürft von Schaumburg-Lippe 
feine Eigenjchaft als fouveräner Befiger eines Antheils an Schaum: 
burg in Diefer Angelegenheit nicht geltend machen könne, und 
daß er durch diefe Qualität weder die Vermittelung der Bundes- 
verjammlung, noch die bundesgefeßmäßige aufträgalrichterliche 
Entſcheidung der objchwebenden Differenz begründen Fönnte, wenn 
er auch wollte; er könne dieſes Recht nur geltend machen in der 
Eigenjchaft eines mit vorzäglichen Rechten verfehenen Tippejchen 
Erbherren, ald eines ſouverainen Beſitzers des Amtes Blomberg. 
Wenn man aud von allen andern Gründen abfehen wolle, fo 
müßte Doch der Umftand für die Competenz der Bundesverfamm: 
lung entjcheiden, daß die Fürftin ald Vormünderin feinen Regie 
rungsact ohne Wilfen und Gonfens der ftändiichen Gontutoren 
vornehmen Fönne *); daran fehle ed nicht nur, fondern e3 fei 
auch Die Zahl derſelben nicht einmal vollftändig vorhanden. 


ausjchufjes möchte aber für den Kal, daß dergleichen Perfonen in den Kam: 
mern Eik und Etimme hätten, diejenigen Perfonen gegeben feien, bie Bei 
entiprechenden Umfländen das Recht hätten, auf Zufanmenberufung der Land: 
Hände beim Bundestage zu dringen. (cf. B. Pr. 1819. fol. 636: „die Pflicht 
Landtage zu halten, wird in jedem Augenblicke eintreten, wo der regierende 
Herr irgend einen Act vorzunehmen hat, zu deſſen Gültigfeit nach den Be: 
fimmungen der Verfaſſung der Beiratb und bie Zuſtimmung der Erbherren 
und Stände erforderlich ift, weil ja fonft auf indirecte Weife die ganze Ber: 
faſſung wirfungslos gemacht werden fönnte. Hierin ändert auch nicht eine 
Beſtimmung (weder in älterer noch in neuerer Verfaſſung), daß der regierende 
Herr Macht haben folle, Landtage auszufchreiben und zu halten. Solche Bes 
fimmung bedeute nur, daß er das Necht allein habe, aber nicht, daß er die 
Macht habe, Feine Landtage zu halten.” 

— *) g. 4 und 6 der pactum tutorium 1667. cf. Revers ber Yürftin 
Bauline, d. d. 1796 (f. Cloftermeier S. 61). 

15 * 
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Diejen gemäß beichloß nun Die Bundesverfammlung, daß 
die Fürftin zu Lippe-Detmold aufgefordert werde, die über die 
Haltung eines Landtages und Einführung einer neuen Verfaffungs- 
urfunde zwijchen Lippe-Detmold und Schaumburg-Kippe objchwe- 
benden Differenz auf bundesverfaffunggmäßigem Wege, entweder 
vermitteln oder rechtlich entfcheiden zu laffen. Bis dahin und 
bis zur Nachweiſung der Einftimmung der hausgeſetz— 
lihen Mitvormundjchaft ſolle die Einführung einer 
neuen Berfaffungsurfunde auch in dieſer Beziehung 
Anftand gegeben werden. 

Durch diefen Bejchluß, wie durch die Ausführung des Aus: 
ſchuſſes, war bei der Bundesverfammlung jedenfalld entjchieden, 
daß nur auf dem verfaffungsmäßigen Wege eine Iandfländifche 
Verfaffung aufzuheben und abzuändern fei, daß auch ſchon vor 
Erlaß der Schlußacte Die fouveränen Bundesfürften nicht freie 
Gewalt zum Dectroyiren neuer Verfaflungen bejaßen, daß Art. 
55 ff. der Schlußacte durchaus nicht allein auf die Verfaflungen 
zu beziehen feien, welche Bis zum Erlaß der Schlußacte als in 
anerfannter Wirkſamkeit beftehend betrachtet werden mußten, 
fondern auch auf Diejenigen Verfaſſungen fich beziehen, welche 
nad) der Schlußacte zu Stande gekommen. Denn auf Grund 
der Bundesacte ift bejchloffen, „daß die jouveränen Fürften 
nicht frei oetroyiren, Jondern verfaſſungsmaͤßig zu verfahren haben”. 
Es ift traurig, daß die öfterreichijchepreußifche Politif die Nicht- 
veröffentlichung jowohl des Ausſchußberichts als der darauf hin 
gefaßten Beſchlüſſe am Bundesvertrag verhinderte. Freilich, Der 
Präfidial-Vertrag vom 20. Septbr. defjelben Jahres 1819 hätte 
gar zu arg abgeftochen! 

Die hier jo vielfach fonft angeregten ftaatsrechtlichen Streit: 
fragen waren nur zum Theil entjchieden. Es gehörte dahin Die 
Frage, ob landſtaͤndiſche Nechte im älteren deutſchen Staatsrecht 
überall al3 landſtändiſche Verfaſſung anzufehen feien, ob eine 
Mitregentjchaft eines Bundesfürften in einem andern deutſchen 
Bundeslande Statt finden könne; die Frage, ob überhaupt das 
ältere deutſche Staatörecht feine Gültigkeit behalten (mo die Bundes⸗ 
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acte nicht Abänderungen getroffen) *). Sie find nicht Scharf hinge⸗ 
ftelt und ungenügend beantwortet. — Glüdlicher und genauer 
geht Das erwähnte Aufträgalgericht (Manheim) auf die Frage 
wegen Der Souveränetät und Landeshoheit im Apite Blomberg 
ein’, Wir verzichten deßhalb auch an diefer Stelle auf die 
Streitfrage näher einzugehen. | 

Auch Die Frage über Die Competenz der Aufträgalgerichte, 
d. h. aljo in welchen Fällen fie einzutreten haben, ift nich genau 
und ſcharf erörtert. 


Nachdem die Fürſtin Pauline die neue Verfaſſung verkündet 
hatte, ſuchte die Ritterſchaft des Landes noch durch beſondere 
Beſchwerden ohne Theilnahme der Städte bei dem Bundestage 
für ihre Privilegien zu wirken. Die Commiſſion der Bundes⸗ 
verfammlung trug aber darauf an, daß ihre Bejchwerden ad acta 
gelegt werben jollten und ſprach bei dieſer Gelegenheit folgende 
Örundfäge aus: 

„Wenn die Ritterfchaft der Regierung in der Verhandlung 
entgegenfommen wäre, jo würde es ihr leicht gewejen jeien, 
Diefelbe zu überzeugen, Daß die Vernichtung des erblichen 
Landſtandſchaftsrecht jo wenig als die gänzlihe Auf- 
hebung der bis dahin beflandenen Eintheilung der 
Stände in bejondere Curien, von einer allgemein 
gültigen Theorie, oder von dem wahren Geifte der 
Zeit, oder auch von deren Syſtem, welches Die deutſchen 
Regierungen befolgen, gefordert werde”. — 

Nicht von einer allgemein gültigen Theorie werde jene Ber: 
nichtung und diefe Aufhebung gefordert: denn alle nur einiger: 
maßen bedeutenden politijchen Schriftfteller, deren Theorie in 
der Erfahrung geläutert worden, vertheidigten (1819), wenigftengs 
in England und Frankreich den Grundfaß, daß in einer Monarchie, 
neben einer gewählten Nepräfentation, auch eine erblicde 


*) Mohl a. a. O. II S. 287 fi. 
**) v. Leonhardi Aufträgalverfahren des deutſchen Bundes II. S. 224 Fi. 
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erhalten werben müſſe, und ſelbſt in dem nicht nionarchifchen 
Amerika werde das Syſtem der zwei Kammern, nicht allein beim 
Gongreffe, jondern auch in den allermeiften einzelnen Staaten, 
als ein wohlhewährtes feftgehalten. Nur in Deutſchland, wo ed 
an der Rectification der Verfafjungs-Theorien durch die Erfahrung 
zur Beit noch mangele, feien, gegen den Grundjaß der erblichen 
Vertretung in einer abgefonderten Curie, Schriftfteller mit einigen, 
aus bloßen Begriffen abgezogenen, Theorien aufgetreten, Die, 
eben weil der Begriff alle Bejondere und daher auch alles 
Lebendige aufhebe, weder irgend einem Exiſtirenden entipreche, 
noch irgend ein menſchliches Bedürfniß befriedigen Fönnten. 
Deßwegen aber hätten, auch in Deutichland, jene Grundſätze 
unter den Schriftftellern, welche aus Ideen zu conftruiren ver- 
juchten, die entjchiedenften Vertheidiger gefunden. 

Nicht vom wahren Geifte der Zeit werde die Vernichtung 
der erblichen Landſtandſchaft und die Aufhebung der Gintheilung 
der Stände in verjchiedene Curien gefordert, und wenn er fie zu 
fordern jcheine, jo geſchehe es nur, weil er durch jolde 
Einrichtungen die einftige Gewährung derjenigen For— 
derungen gefährdet glaube, welche er wirklich und beinahe 
ausſchließlich mache, die nämlich, daß nur das Verdienft 
den Weg zu Staatsämtern bahne, und die Staatslaft 
von allen Schultern verhältnißmäßig gleich getragen 
werde. 

Folgten die Privilegirten nun in diefem lebten, ihrem Ent- 
Ichluß nach unterwortenen Punkte dem Beifpiele, welches Einzelne 
von ihnen, 3. B. Das fürftlihe Haus Taxis, und felbft bis auf 
einen gewillen Punkt wenigftens, Der aber auch noch von ihr 
bejeitigt werden dürfte, Die lippefche Ritterſchaft gegeben hätten, 
jo würde der ſchreiende Gegenſatz bald aufgehoben fein, und 
Niemand mehr die Nothwendigfeit einer Einrichtung verkennen, 
welche Darauf abzwede, weſentliche Sutereffen repräfentiren 
zu laffen, und die Repräfentanten jo zu ftellen, Daß Feine Jutereſſe 
durdy bloße Abſtimmung gedrüdt werden Fönne. 

Aber aud) das Syſtem der deutjchen Regierungen gehe 


® 
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nicht daranf aus, den Adel als Stand zu vernichten. Die 
Bundesacte fihere Den ehemaligen Reichsftänden, welche nunmehr 
irgend einem Staate ſubjicirt feien, das erbliche Landſchaftsrecht, 
und der ehemaligen Reicdysritterfchaft einen Antheil an der Land⸗ 
ſtandſchaft zu, und jo wenig tie Abficht der Regierungen fein 
fönne, den alten land» und jchriftjäjfigen Adel, in Beziehung 
auf die Befleuerung, vor dem fubjicirten Reichsadel zu begünftigen, 
eben jo wenig ſei fie dahin gerichtet, dem altmittelbaren Adel 
feinen rechtmäßigen Antheil an dem wichtigen MON der Land» 
ftandfchaft zu entziehen”, 

Der fürftlih Tippejche Fiscal hatte die Beiben Deputatos 
ordinarios ber Ritterfchaft, welche den Fürften von Schaumburg 
um Berwendung bei der Bundesverfammlung erjucht hatten, des 
Verbrechens der beleidigten Hoheit und des Hochverrath3 anges 
klagt, weil fie als lippejche Unterthanen, gegen die. gejeßten 
Verfügungen ihres Fürften, die Protection eines fremden Sou⸗ 
veräns gefucht, und dieſe Verfügungen Gewaltftreiche oder 
Gewaltmittel genannt hätten; ferner weil ſie Diefem fremden 
Souverän die Anzeige gemacht, daß feine erbherrlichen Rechte 
eigenmäcdhtig, durch Die Fürflin zur Kippe, bedeutend gebrüdt 
worden jeien, und Die lippejche Regierung demagogiſche Umtriebe, 
wo nicht veranlalje, Doch billige; weil fie dann einem fremden 
Souveraͤn geäußert, daß ihre Landesregierung überhaupt Grund: 
fäße ausjpreche, welche Die Beforgniß aller derer erregen müſſe, 
denen die Ruhe und Feftigfeit der beftehenden Ordnung, und bie 
Sicherheit wohlerworbener Rechte am Herzen liege; weil fie den 
fremden Souverän aufgefordert, ihnen Schuß gegen Die Landes⸗ 
regentin zu ertheilen; endlich, weil fie einem fremden Souverän 
nicht nur in der Eigenfchaft eines Agnaten ihres Regentenhaufes, 
eine Eigenſchaft, Die er nicht einmal habe(?), da er nicht Der 
erfte Agnat fei, empfohlen, ihre gefränften Rechte zu ſchützen, 
jondern denjelben, am Schluß ihrer Vorftellung, aud in Der 
Dualität eines Erb: und Mitlandesherrn aufgeftellt und 
anerkannt hätten, Dieſes letztere fei offenbar Hochverrath, da es 
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die Wirkſamkeit des rechtmäßigen einzigen Staatsoberhauptes 
offenbar zu vermindern ftrebe. 

Gegen diefe Anklage hatte Die Nitterfchaft bei der Bundes⸗ 
verfammlung Schub geſucht. 

Die Commiſſion jah die Klagſchrift ald ganz unbegründet 
an, was fich felbft bei dem oberflächlichften Durchblid nicht ver⸗ 
fennen laſſe, und erklärte, Daß die Vorfrage über die Qualität 
des Mitlandesheren des Fürften von Schaumburg zu entjcheiden, 
da fie als eine ftreitige vor der Bundesverfammlung liege, Das 
Iippefche Griminalgericht nicht entjcheiden Fönne. Der Fürft von 
Schaumburg-Lippe Fönne fein dem lippefchen Lande fremder 
Souverän genanıt werden. Die Benennung „WMitlandesherr” 
ſei durch den alten Sprachgebrauh zu entjchuldigen, weil 
Zandesherr, im ältern Deutjch, nicht Fürſt-Regent in der 
heutigen gewöhnlichen Bedeutung heiße, jondern status alicujus 
provinciae, nobilis, dominus jurisdictionalis, bare. Dem Fürften 
werde außerdem im Amt Blomberg, einem integrirenden Theile 
des Fürſtenthums Lippe, die Huldigung geleiftet, er jei Mit- 
gerichtöhere des Hofgerichts, zu dem er einen &ommiljarius 
ſchicke, Hofrichter und Aſſeſſoren bedürften feine Mitbeftätigung; er 
wohne dem Landtage nicht als Landfland, nicht als Unterthan, 
ſondern ald Erblandesherr bei; er jei in früheren Verhandlungen 
jelbft Mitlandesherr genannt worden und koönne auch (nad) 
Scheidemantel Repertorium des deutſchen Stand» und Lehnrechts 
Th. 8. ©. 495) fo genannt werden, ohne daß deßwegen die 
Sache des Fürften zu Lippe-Detmold gefährdet würde. Deßhalb 
würde auch ein altes Reichögericht ohne Zweifel auf ein Mandatum 
oder Rescriptum protectorium erkannt haben. 

Schließlich ſprach die Commiſſion fih dahin aus, daß 
jowohl das fürftlich lippefche Criminalgericht feine Stellung zu 
würdigen verfiehe, ald auch die Fürllin jelbft gewiß alles ver- 
meiden werde, was eine Durchgreifende Verftändigung hindern 
koͤnne. 

Die lippeſche Angelegenheit wurde nun zurückgelegt, da die 
Fürſtin von Lippe-Detmold den Bundesbeſchlüſſen nachkam, und 
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dieſes der Bundesverfammlung mittheilte, welche die Erflärung 
der Fürftin in der Fortſetzung des gejchriebenen Separat⸗Protocolls 
der 33. (vertraulichen) Sißung von 1819 bemerkte, Für Freiheren 
v. Pleſſen trat 1820 v. Harnier in die betreffende Gommilfion *). 
1823 trat v. Pfeffel für Wangenheim ein und berichtete 1824 
am 26. Auguft im Namen der Reclamationg-Commilfion **), Daß 
Die Stände wiederum eingefommen feien, und vorgeſtellt hätten, 
Daß die mit der fürftlichen Regierung Statt gehabten Verhand⸗ 
lungen bi dahin zu feinem Rejultate geführt hätten, indem von 
Seiten der Regierung ald Bafid lediglich Die früher verfündigte, 
Dann aber in Folge des Bundestagsbeichluffes vom 9. September 
1819 wieder juspendirten Berfafjungd-Urfunde angenommen werben 
wolle, die Stände aber die älteren ftändischen Rechte zum Grunde 
gelegt wünjchten. Denn dieſe ſei in rechtlicher anerkannter 
Wirkſamkeit beftehend. Deßhalb trugen Die Stände auf Zuſammen⸗ 
berufung von Ritterfchaft und Städten zu allgemeinem und offenem 
Landtage an und baten die Bundesverfammlung, die lippejche 
Regierung hierzu zu vweranlafjen. 

Die Reclamations-Commiſſion ging Darauf vorerſt nicht ein 
und beantragte einftweilen nur, daß die fürftlich Iippefche Regierung 
fi) bis zur Wiedereröffnung der Bundestagsfißungen nad) Den 
bevorftehenden Ferien zu einer Erklärung über die neuerliche 
Vorſtellung der Stände zu veranlaffen ſei. Der lippefche Gejandte 
erklärte hierauf, daß Lippe Die Verhandlungen noch nicht als 
abgebrochen anjehe, worauf die Bundesverfammlung bejchloß: 
„daß fie vor Allem die fürftlich Lippejche Regierung um ihre 
Erklärung in dieſer Angelegenheit erfuche, und dieſer um jo vers 
trauensvoller entgegenjehe, als Die vorläufige Aeußerung Des 
Herrn Bundestagsgejandten, Freiherr v. Leonhandi, dieſe Er⸗ 
wartung vollkommen rechtfertige“. 

Der Antrag der Commiſſion war alſo noch nicht zahm und 
unbeſtimmt genug! Man ſetzte der lippeſchen Regierung keinen 


*) B. Br. 1820. $. 210. 
**x) II. Sep. Prot. 1824. 1. d. Fol. 413. 414 (26. Aug.). 
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Termin, fondern erwartete nur vertrauensvoll. Indeſſen wurbe 
dieſem Vertranen bis zum 27. April 1826 von Seiten der lippejchen 
Regierung nicht ent|prochen, und erſt dann ber lippejchen Regierung 
auf Veranlafjung einer erneuerten Bejchwerde der Landftände Die 
Auflage gemacht, binnen 2 Monaten ſich zu erflären*). Am 
28. Juni 1826 erklärte der lippejche Gefandte, daß aller Nach 
giebigfeit von Seiten der Regierung ohnerachtet, ed Derjelben bis 
jeßt nicht gelungen jei, Die vorliegenden Reclamationen auf 
gütlihem Wege zu befeitigen, und verfchiedene eingetretene neue 
Umftände es ihr unmöglich machten, jehon jeßt eine genügende 
Erklärung abzugeben **), Die Bundesverfammlung wird gebeten, 
den Aufichub der Erklärung bis nach den nächften Ferien zu 
geftatten; dieſes Geſuch dürfte wohl um jo weniger Anftand 
finden, als bei einem für das Geſammtwohl Jämmtlicher Unter- 
thanen jo hochwichtigem Gegenftande, eine Verzögerung von wenigen 
Monaten durchaus nicht in Betracht kommen könne. , Hierauf 
beijchloß die Bundesverfammlung den Antrag des Fürften von 
Lippe an Die Eingaben-Commiſſion zu verweiſen. 

Die Commilfion berichtete Darüber am 13. Juli ***“) und 
beklagte fich Bitter über die Verzögerung der lippejchen Regierung 
und meinte, Daß e3 für die Bundesverfammlung allerdings unan- 
genehm fei, nach einer jo langen Zeit von Neuem an die Er: 
füllung einer durch den 54. Artikel der Wiener Schlußacte für 
fie begründeten Obliegenheiten gehindert zu werden. Allein fie 
trug dennoch) auf eine neue Frift bis zum Ablauf des Sahres an. 
Das Bedauern über die unzulängliche Erklärung der lippejchen 
Regierung, welche jede beftimmtere Angabe, worin fie den Ständen 
nachgegeben und worin nicht, unterlaſſen und die angeblich hindernd 
eingetretenen neuen Umftände, jowie Die gegenwärtige Sachlage 
zu bezeichnen nicht für gut befunde habe, konnte Dabei am Ende 
wenig verfchlagen. Und jelbft der Zuſatz: „Daß es unftreitig auf 


*) II. Sep. Brot. 1826. 27. April. Fol. 305. 
**) II. Sep. Brot. 1826. 28. Suni. Fol. 449. 
* ) II. Sep. Brot 1826. 13. Suli. Fol, 467-468. 
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einem Mißverftand über den nothwendigen Umfang der von hoher 
Bundesverfammlung fich erbetenen Erklärung beruhe, wenn Die 
erfolgte nicht beſtimmter gejchehen jei”, war nur als ein ſchwacher 
Anlauf zur Erhebung auf den richtigen Standpunkt anzujehen. 

Bon diefem Beitpunft an bleibt dieſe Angelegenheit liegen; 
die Stände hatten zwar gleich nach diefem Bejchluffe ihre Be— 
jchwerde vom 26. uni 1824 erneuert, allein in der 23. Sikung 
vom 3. Auguft 1826*) wurde die Befchwerde mit Hinweifung 
auf den 13. Juli 1826 ad acta genommen. — Sie ruhte bi 
zum Sabre 1836, zu welcher Zeit die lippejche Regierung die 
Anzeige beim deutſchen Bunde **) machte, daß fie einen Vergleich 
mit den Ständen getroffen habe, welcher zu der VBerfallung vom 
6. Juli 1836 geführt. Ancillon hatte von Berlin aus im Jahre 
1831 verjudyt zu vermitteln. 

Daß überhaupt die Bundesverfammlung auf die Bejchwerde 
der Stände eingegangen und fie nicht fogleich zurüdweijend er- 
ledigt, mag wohl in. dem Auftreten des jouveränen Fürften von 
Schaumburg-Lippe gelegen haben. Bis zum jahre 1826, unter: 
ftüßte der Fürft von Schaumburg Die Stände; alö aber Die 
Verhandlungen zwilchen den beiden lippeſchen Häufern joweit eine 
Annäherung fanden. daß eine Bafis für die Vergleichdunter- 
bandlungen über Die bejondern Zwiftigfeiten bezüglich der Bradijchen 
Erbſchaft und der Hoheitsrechte über das Amt Blomberg verjucht 
wurde, findet ſich Feine Unterftügung des Fürften von Schaumburg 
für die Stände mehr, wenngleich Die in der 7. Sibung vom 
8. März 1827 ***) auf Autrag von Schaumburg-Lippe neu ernannte 
Bermittelungs-Sommiffion, beftehend and den Gejandten von 
Baden, Heffen-Darmftadt und den großherzoglich und herzoglid) 
ſächſiſchen Häufern, die amı 3. April an Schaumburg und am 
30. Novbr. d. J. an Lippe-Detmold übergebenen Vorfchläge nicht 
zu einem Vergleich bringen Fonnte, fondern die Angelegenheit an 
ein Aufträgalgericht verweilen mußte, welches endlich) im jahre 

*) II. Sep. Brot. sub Nr. 6. Fol. 521. 

+7) B Brot. 1836. $. 251. Fol. 588. 
*x*) Sep. Prot. $. 6. Fol. 143. 
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1838 dieſelbe zum definitiven Abfchluß dahin brachte, daß 
Schaumburg-Tippe mit allen feinen Klagbegehren abgewiejen wurde, 


V. Die Iandftändifche Verfaflungs:Angelegenheit vor dem Carlsbader 
Minifterial-Congreß. 

Nach der gänzlichen Auflöfung des Nechtözuftandes durch 
fremde Uebermacht und nach den iraurigen Grfabrungen, Die 
Deutfchland eine Reihe von Jahren bindurch gemacht, war der 
Wunſch nah Gründung eines neuen feften NRechtszuftandes ſehr 
natürlich und Das laute Verlangen darnach in unzähligen Broſchüren 
und Zeitungen begreifli und vollfonmen gerechtfertigt. Daß 
unter den vielen fich hörbar machenden Stimmen Ungehöriges, 
Thörichted und Zweckwidriges zum Vorſchein Fam, braucht nicht 


Wunder zu nehmen. Indeſſen vereinigten ſich faft alle Stimmen 
in dem einen oberften Grundſatze: daß die nothwendigfte 


Bedingung des neuen Redhtszuftandes Beſchränkung 


der Willkür-Herrſchaft der einzelnen Bundesfürften | 
und zugleich Beſchränkung der Spuveränetät der ein 


zelnen Bundesftaaten fei. 


Ohne fi ald Verehrer unumfchränfter Herrſchergewalt hin⸗ 


zuſtellen, konute es Einſichtigen freilich nicht verborgen bleiben, 
daß früher in Däaͤnemark, Preußen und andern Staaten, wo der 
Fürft mehr oder weniger unumfchräntt herrichte, das Volt fi 
im Ganzen weniger beklagte und zu beklagen Urſache hatte, ald 
in Zändern, wo übel eingerichtete Yandftände oder jchlechte Volks⸗ 
repräjentationen beftanden und in jolden, wo die Unterihanen 


das Vergnügen hatten, ſtets mit ihrer Negierung zu proceffiren 
Daß damals in einigen Gantonen der Schweiz, ebenfowenig 


wie heute in manchen amerikanischen Einzelrepublifen, Fein ge 
bildeter Mann hätte leben mögen, Daß weder uftizpflege, noch 
Verwaltung Darin gediehen, daß finftere Schwärmerei, ſchmutziger 
Geldgeiz und unduldfamer Neligionshaß dort einheimifch waren, 
wagten jelbft jehr liberale Schriftfteller, 3. B. Zichode, nicht zu 
bezweifeln. Allein der Länder, in welchen eine unumfchränfte 
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Herrſchaft waltete und unzählige Mißbräuche ftatt fanden, Die 
das Leben verleideten, gab es wohl noch mehr. 

" Eine Menge von Flugfehriften und Beitblättern priefen ohne 
weitere Prüfung das alte deutſche Reich und zogen inäbejondere 
gegen die fogenannten Rheinbundftaaten ald die Werkzeuge fremder 
Willkür und deren Grundjäße fortführend, zu Felde. Alles, mas 
nur nad) franzöfifchen Einrichtungen und Geſetzen hinwies oder 
fie erhalten wollte, war ihnen ein Gräuel. Sie bedachten nicht, 
Daß die Franzojen, diefe Erbfeinde Deutſchlands, neben vielen 
Bedrüdungen und der politiichen Erniebrigung, in Dem unter: 
jochten deutſchen Wolfe auch wieder Menjchenrechte, die im 
alten deutfchen Reiche mit Füßen getreten waren, an vielen Orten 
unſeres Baterlandes wieder zu Ehren gebracht, Daß fie Leibeigen⸗ 
Tchaft, Gutsunterthänigfeit, Patrimonialpolizei, unfinnige Vor: 
rechte gründlich befeitiget hatten. Wer die alten Zuftände jener 
Zeit in ungeſchminkter und vortrefflicher Darftellung fennen lernen 
will, leje nur bei Perthes und Biedermann nach *). Da wird 
Die Nedensart von einer hiftorifchen Verfaflung, von Tiefe und 
Gründlichkeit des deutſchen Volks, die jo häufig Damals im 
Munde geführt wurde, in ihrem wahren Werthe erjcheinen, 
Deutjchland war zum großen Theile vor Eintritt des fremden 
Eroberers durch große, Kleine. und kleinſte Tyrannen nieder- 
getreten und deutſche Sittlichfeit und Treue gejchändet. ‘Der 
fremde Eroberer nahm nur die Beute, welche Kleine Tyrannen 
für fih gern behalten hätten. Was war denn ber Rechtszuftand 
des alten Reichs? Wer etwas ſtärker war, als jein Nachbar, 
purificirte jeine Grenzen gegen ihn und rechtfertigte Die Decupation 
durch Darftellung der Anfprüche von N. N. gegen N N. Die 
Mandate s.c.sub poena 30 marcarum auri waren angejchlagen, 
aber bie bejesten Aemter und Fleden blieben beſetzt. Dazu das 
MWildfangsrecht, Diebs-Colonieen und die Anarchie in vielherrigen 
Dörfern, Heirathd-Confenfe, Die nicht eher ertheilt wurden, bis 


*) Perthes, das deutſche Staatsleben vor der Revolution. Biedermann, 
Deutſchlands politifhe Zuftände im 18. Jahrhundert. 
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die Braut ſchwanger war, um auch die Fornikationsſtrafe ein- 
ziehen zu fönnen und dergleichen Köftlichfeiten mehr, die man 
bei Ritter v. Lang nachlefen mag*). Daß bierin die größeren 
Länder Deutfchlands in vieler Beziehung eine Ausnahme machten, 
brauchen wir wohl nicht noch bejonders hervorzuheben. 

Andere Stimmen fingen ganz fanft und vorfichtig an zu 
Iprechen, daß es jonderbar jei, wenn man von Rechts- und Ver— 
fallungszuftänden jo viel rede. Das biebere, gute, rechtliche 
Volk denfe gar nicht an dergleichen, es grüble nidyt über Die 
Anſprüche der verfchtedenen Stände, nur einige Schriftiteller 
nähmen das Wort darüber. Sie Iobten des deutſchen Volkes 
Ehrlichkeit, daS fich bei guter Nahrung gar nicht Darum kümmere, 
von wen und wohin es getrieben werde. — Das Volk felbft 
war aber nie geneigter Rechte zu erkennen und Pflichten zu üben, nie 
entfernter von Aufruhr, wohin e8 Manche gern getrieben gejehen 
hätten, aber auch nie weniger geftimmt für unbegründete Borrechte 
und für Ertragung der Willfür, als zu jener Zeit. Man achtete 
die Staatsgewalt und Fnüpfte das Heil Aller an fie, aber die 
Gerichtöbarkeiten, die Boltzeien, die Herrlichkeiten im Plural und 
Diminutivum batten ihre Stüßen im Volke verloren. Man war 
über dieſe Dinge jo aufgeklärt, daß man jogar Fühn jagen darf, 
in jedem Winfel Deutfchlands habe ſich Damals eine gehäffige 
öffentliche Meinung ſelbſt gegen die Parteien im Auslande, welche 
für Vorrechte und Privilegien des Mittelalters Tämpften, gebildet. 
Allerdings war eine Abjpannung durch immer abgeänderten Drud, 
durch bundertmal getäujchte Hoffnungen, durch ewiges Tanfchen 
und Abtreten und Verändern entflanden. Nur für den ober: 
flächlihen Beobachter ift ein müdes, betäubtes und erſchöpftes 
Volk ein gleichgültiges. Aber Diejenigen, welche wie der Adel 
in faft allen Ländern alte Zuftände zurüdführen wollten, waren 
oberflächliche Beobachter. Sie fahen auch in dem Widerwillen 
der Bewohner des Tinten Rheinufer gegen altpreußijche oder 
altbaierifche Sinftitutionen nur franzöfifche Anfchauungen, tadelns⸗ 


*) Memoiren bes Ritters v. Lang. 
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werte unpatriotiiche Gefinnungen, während Bürger und Bauern 
damit wieder in Frage geftellt glaubten, was fie feit einem 
Menjchenalter beſaßen: Befreiung des Eigenthums von Felleln, 
Freiheit des Erwerbs, Abſchaffung des Zehnten, gleiche Be 
fteuerung, gleiche Geſetz, gleiche Gerichtsbarkeit für Seden. Das 
Volk verwechjelte freilich auf öfters Diefe Dinge zu Zeiten mit der 
Herrichaft Napoleons, aber es verſtand dennoch, was ed damit 
jagen wollte, und Iobten manche in dieſen Gegenden die Franzofen, 
jo Iobten fie damit eigentlich jene Grundlagen aller wahren ge⸗ 
jeglichen Freiheit. Deßhalb wurde die Oppofition des Adels 
oder alter Lanbitände gegen die Fürften vom Wolfe überall nicht 
unterftüßt, ja theilnahmslos betrachtet. Wo man nad) Ver« 
faffungen im Bürger⸗ und Bauernftande rief, wollte man etwas 
ganz anderes, als der hohe und niebere Adel in Deutjchland 
wiederherzuftellen verfuchten. Nicht, daB man gewille Vorzüge 
dem Adel mißgönnte*), felbit die als Demokraten verfchrieenen 
Schriftfteller in Weimar hatten nichts gegen eine nad) Ständen 
geordnete Repräfentation einzuwenden. Man leje die Nemeſis, 
das Oppofitionsblatt, Die Bremer Zeitung ac. 2c. aus jener Zeit, 
wo Baiern eine Verfaſſung erhielt, und man wu fich hiervon 
leicht überzeugen können. 

Nur wenige Perſonen und noch dazu von wenig bebeutendem 
Namen dachten an die Einführung von Verfaffungen democratiſcher 
Natur, an allgemeines Wahlrecht nach der Zahl der Köpfe. 

In den Schriften des zweiten Decenniums unferes Jahrhundert , 
bis zu den Carlsbader Beichlüffen, in den Zeitungen und Flug⸗ 
Ihriften damaliger Zeit finden ſich nur geringe Spuren von 
eigentlich Democratifchen Anfichten. 

Eine große Verfchiedenheit der Anfichten fand freilich flatt, 
nicht nur in der Preſſe, jondern auch bei den Staatömännern. 
Es entfaltete fich Leichter eine Reihe von Fragen, ald von fertigen 
Urtheilen. Darüber daß Verfafjungen überall eingeführt werben _ 
müßten, waren alle Einfichtigen einig. Aber dad Wie der Ein« 


*) Vergl. Bd. I. ©. 95. 302. 
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führung war eine fehr jchwierige Aufgabe. In Wien hatte man 
fi) zur Beit des Congreſſes über allgemeine Grundlagen auf 
diefem Gebiete nicht vereinigen können, obwohl fih Niemand 
verhehlen durfte, Daß das Wie der Begründung der landftändifchen 
Berfaflungen in feiner ganzen Ausdehnung für Bundesverfaffung 
und Bundeszweck ſehr wichtig war, daß auf die Weife der 
Einführung jehr viel anfam, Damit nicht durch einen neu be— 
gründeten Rechtszuftand, wahrhaft beftehende und nothwendige 
Rechte gewaltfam unterdrüdt würden und ein Zwieſpalt zwilchen 
der Bundesverfaffung und den Verfaffungen der einzelnen Bundes- 
ftaaten eintrete. Es beftand ein allgemeines Intereſſe, daß die 
in Ausficht ftehenden Verfaſſungen jo fehr als möglich der Ge- 
fammtheit des Volks mohlgefällig und Durch freie Zuflimmung 
der Betheiligten zu Stande fommen möchten. Dazu forderte audy Die 
Thatfache auf, daß das Treiben und Wirken nah Verfaſſung 
und Volksvertretung, fih von Süddeutſchland, wo es Anfangs 
ſich vorzugsweiſe zeigte, nun im Fortgang der Zeit feinen Sitz 
nach Norddeutichland nahm und faft zu gleicher Zeit in Den- 
jenigen Staaten lebendig wurde, wo man Ddiefe Richtung nody 
ziemlich fremd glaubte. In Holftein, in Medlenburg, in Sachſen 
wurden die alten Iandftändifchen Verfaſſungen ein Gegenftand 
neuer Prüfung und neuer Vorſchläge, die wichtigften Fragen in 
Beziehung auf Stantöbürgerthum, Rechte und Borrechte kamen 
zur Spradye. Merfwürdig war dabei im Ganzen Die Veberein- 
flimmung, die fich überall zeigte in den verfchiedenartigften Lagen 
und Umftänden für ein und dieſelbe Sache, auf dad Vorhandenſein 
gewifjer Grundprincipien und Grundforderungen, Die unwider⸗ 
ftehlich hervortreten, wo nur irgend Leben fich regte, und bie 
demnach auf einen allgemeinen Zeitgeift hinwiefen, deſſen mächtıges 
Vorwärtsfchreiten durch das Gejchrei derjenigen, Die ihn ganz 
wegläugneten, nicht gebunden wurde, und niemals gebunden 
„werden wird. — In dem einen der beiden deutſchen Großſtaaten, 
in Preußen, glaubte man die Verfaſſungs⸗Angelegenheit in vollem 
Gange und wurde zu neuen Hoffnungen angeregt durch Die 
entjehtebenen Erklärungen dee hoͤchſten Staatsheamten und bie 
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ind Leben gerufene Commiſſion, welche die betreffenden Vorfchläge 
zu der neuen Neichöverfaffung machen jollte. 

Wirft man einen unbefangenen Blick auf die verfchiedenen 
Anfichten der damaligen Zeit, jo läßt fich nicht in Abrede ftellen, 
daß Die Anfprüche, welche an Die deutjchen Fürſten gemacht wurden, 
fih in den Grenzen eines bejcheidenen Maßes bewegten, daß 
überall, wo es ſich um Einführung neuer oder Verbeflerung alter 
Berfafiungen handelte, die Forderungen ſich auf nichts weiter 
erjtredten, ald was die von Preußen und andern deutfchen Ne: 
gierungen *) Anfangs am Wiener Gongreß felbft gemachten 
Borichläge enthielten. Die Beftrebungen Aller, mit wenigen 
Ausnahmen, gingen nun dahin, die Beiflimmung der 
Repräfentanten des Volkes zu den erforderlichen Steuern, 
zu neuen Geſetzen oder zur Abänderung Derjelben, und 
jene Rechte allgemein flaatSbürgerlicher Natur zu ver- 
langen, die wie ſchon oben**) als unerläßliche Bedingun— 
gen Der neueren Gultur bezeichneten. Die Forderungen 
damaliger Zeit gingen nicht dahin, eine Theilung der Staats- 
gewalt zwilchen Fürft und Landfländen zu verlangen, fondern in 
der That nur dahin, eine Befchränfung »der fürftlichen Gewalt 
zu erreichen. Nicht das parlamentarische Brincip war es, wonach 
man ftrebte, fondern eine vernünftige Verbeſſerung landſtaͤndiſcher 


Verfaſſungen. Dies ift jehr wohl feftzuhalten. Das Streben 





* — 


— 


einzelner Theoretiker nach einer parlamentariſchen Regierungsform 
mochte allerdings nicht geläugnet werden können, allein in dem 


Volke jelbft, in allen feinen Gliedern war Dies Streben nicht 


vorhanden, Erſt als die Hoffnungen auf die Erfüllung der Ver- 
Iprechungen anfingen zu wanfen, als früher unmäßig- privilegirte 
Stände, hoher und niederer Adel, anfingen, ihre alten Vorrechte 
von Neuem einzuführen, als Beamten-Mißbraudh und unerträg> 
licher Hochmuth derjelben, als ungerechtfertigter Polizeidruck das 
Bolt erbittepte, ald man es hinderte, über feine eigenen Angele- 


*) Bd. 1. Sinleitung. 
3%) Ebendaſelbſt. 
Zweiter Theil. 16 
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genheiten zu jehreiben, zu lefen, zu verhandelt, richteten fich Die 
Blicke nach dem Nachbarlande Franfreih und wendeten fich Die 


\  Sympathieen den bortigen Liberalen zu. Erſt ald man burd) 


das Beifpiel Frankreichs ſah, wohin eine übermüthige Reaction 
führen müffe, erft als man fürchtete, dieſes Syitem der Reaction 
werde auch auf das gefammte übrige Europa fi) eritreden, trat 
die entfchiedene Aenderung in den Gefinnungen des deutſchen 
Bolfes ein. Erſt dann fing man an, fich franzoͤſiſchen Anſchauungen 
in Berfaffungsfachen, in der Repräfentationstheorie zu nähern. 
Ein trauriged, beflagenswerthes Ereigniß im deutſchen Volksleben. 
Die Schuld hieran trugen allein die damaligen tonangebenden 
Machthaber. In Franfreich waren Die Anfichten durch eine alles 
vor fich niederwerfende und zeritörende Revolution und dann 
durch einen eijernen Despotismus dahin geführt, jeden Unter- 
ſchied der fittlichen Volksintereſſen zu vernichten, zuerft Das ent- 
würdigende Princip der Kopfzahlwahl, dann einen Genfus, Der 
im Princip nicht beiler als jenes, wohl aber noch ungerechter 
war, bei fich einzuführen. Der Menſch, der Bürger, war der 
Biffer untergeordnet, er erjchten ald Ziffer, nicht ald einem _ 
fittliden Organismus angehörendes Weſen. Die vollfommene _ 
auch politiiche Gleichheit, welche in dem traurigen Worte egalite 

ausgedrückt ift, bis dahin in Deutſchland verhaßt, wurde nun 
nad und nad) das Streben einer großen Anzahl Menjchen in 
unferem Baterlande. So ift es oft in der Geſchichte gewefen. 
Die unmäßige Begierde, abfolut zu herrichen, dem Fortjchritte 
entgegenzutreten, der vernünftigen und fittlichen Entwidlung 
Feſſeln anzulegen, die Thorheit der Aufrechterhaltung oder Geltend- 
machung geradezu unfittlicher Vorrechte privilegirter Klaffen haben 
gerade veranlaßt, Daß der Weg, welcher zum Beſſeren geführt 
hätte, von dem Volke verlaſſen und Bahnen eingejchlagen wurden, 
welche ftatt zu fittlichem Kortjehritt und Vervollfommnung zu 
führen, zu ihrem Gegentheil, zur Verflahung und Verbildung 
nothwendig drängten. — Es war unter den damals obwaltenden 
politiichen Zuſtänden won jehr großer Wichtigkeit, wie fich Die 
Bundesverfammlung zu den Anfichten der Zeit verhielt. Die 
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Verpflichtung darauf zu achten, hatte ſelbſt der öſterreichiſche 
Präftdialgefandte nicht geläugnet. Denn er jagte in der Eröff- 
nungstede „Das Nationalbedürfniß ſei uns der Leitſtern 
für unjere Thätigfeit”*) und in dem Gommifjionsberichte 
über die Sompetenz der Bundesverfammlung, der freilich Leider 
nicht veröffentlicht wurde **), war dieſer Anficht jogar fo» 
weit Rechnung getragen, daß eine allgemeine Befugniß jedes ein- 
zelnen Bürgers anerfannt war, auf Vollziehung des Art, 13 der 
Bundesacte zu dringen. Wer hätte die Schwierigkeit Täugnen 
wollen, in Deutjchland die Verfafjungsfachen der einzelnen Bun⸗ 
desſtaaten zu ordnen? Aber wer auch Die Verpflichtung mit 
Ernft an dieſe Schmwierigfeiten Hand zu legen? Obſchon der 
von Irh. v. Gagern beantragte Dank gegen den Großherzog 
von Weimar für das gegebene Beifpiel der Verleihung einer 
neuen Berfallung ***), die mit den Ständen feines Landes verein: 
bart war, durchaus Feine Unterftüßung in der Bundesverfammlung 
fand, und dies bei Einfichtigen Bedenfen erregen mußte, jo waren 
Doch die Verhandlungen über den Art. 13 der Bundesacte, durch 
den medlenburgifchen Antrag angeregt, im Reſultate noch immer 
befriedigend zu nennen. Zwar waren Die Regierungen von dem 
Grundfage ganz abgegangen, welchen wenigſtens Preußen und 
die mittleren und Fleinefen Staaten mit Ausnahme von Baiern, 
Württemberg und Baden in Wien beim Gongreß anfgeftellt hatten, 
nämlich daß für alle Bundesftaaten gewiſſe gemeinfame Saͤtze 
für die Rechte der Landflände und Unterthanen aufgeftellt werden 
müßten 7); die Eiferfucht auf Die Souveränetät war von Seiten 
der einzelnen Mitglieder des Bundes zu groß. Auch die gleiß- 
nerifche Unwahrheit war bei jener Berhandlung ausgeſprochen, 
daß eine Aufftellung allgemeiner Principien für die landſtaͤndiſchen 
Berfaffungen nicht thunlich fei FF). Allein es waren doch immerhin 


*) Bd. 1. ©. 122. 

*+) Bd. 1. ©. 140. Bd. I. ©. 9, 
et) Bd. II. ©. 107. 109. 

+) 8.1. ©. 64. 47. 

+) 2b. II. ©. 149. 
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die anerfennungswerthen Beftrebungen vieler Regierungen dadurch 
actenmäßig zur öffentlichen Kenntniß gekommen, und in dein Be⸗ 
ſchluſſe felbft *) jah man im guten Glauben für die Regierungen 
eine zwingende Nothwendigfeit binnen Sahresfrift die Verfaſſungs⸗ 
Angelegenheiten in den einzelnen Bundesitaaten zu beendigen. 
Das größte Vertrauen hegte man noch immer zu Preußen. Die 
Verpflichtung zur Erfüllung des 13. Artifeld der Bundesacte 
war allgemein in der Bundesverſammlung anerfamt. Wenn 
Preußen auch behauptet hatte, daß die Erfordernilje, um ftändifche 
Einrichtungen zu berathen und zur Reife zu bringen, fich in Der 
Bundesverfammlung, wie fie gebildet fei, nicht beifammen fänden, 
und wenn es auch zweifelte, Daß fich Die Meinungen darüber 
vereinigen würden, ja jogar behauptete, daß ftatt einer Beför- 
derung eine weitere Verzögerung von einer ſolchen Berathung 
am Bundestage die Folge fein werde: — fo hatte e8 zugleich 
erflärt, daß man bei allen deutſchen Staaten den ernſten uud 
aufrichtigen Willen, den Art. 13 der deutſchen Bundesacte zu 
erfüllen, vorausfeßen müfle **). Dännemarf hatte jogar erklärt, 
daß es dem wichtigen commiſſariſchen Gutachten über Die Reihen 
folge der Gejchäfte Der Bundesverfjammlung feine Zuflimmung 
Damals auch in Beziehung auf Art. 13 der Bundesacte ertheilt 
habe ***), Die fächfifchen Fürftenhäufer hatten noch jebt ihre 
Note vom 13.Novbr. 1814 7) als verbindlich für fie erflärt FF), 
wie etwas früher Weimar bei Gelegenheit der Garantie-Forderung 
für feine Verfaffung Die fchöne Aeußerung gemacht, die wir 
oben IF) anführten. In Baiern, Baden, Württemberg, Hans 
nover, Darmftadt und Nafjau traten bald darauf fogar neue 
oder revidirte Verfaflungen zu Tage, die mit Ausnahme von 
Naſſau und Hannover in Ganzen mit Zufriedenheit aufgenommen 


*) Bd. IL ©. 183. 
**) BD. IL ©. 149. 
“*) Bd. I. ©. 151. Bd. I. S. 140 ff. 
H Bd. LS. 4. 
+) Bd. IL ©. 152. 
+4) ©. 117. 
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wurden. Nur das Königreich Sachſen ſprach ſich ſehr rejervirt 
aus und verlangte, Daß der Bund den jouveränen Fürſten es 
überlaffen müſſe, entweder neue landftändifche Verfallungen ein- 
zuführen oder die ſchon beftehenden beizubehalten oder zu modi- 
ficiren — und überhaupt dergleihen Einrichtungen zu treffen, 
ohne in ihren desfallfigen Gerechtſamen bejchränft zu werben *). 

Defterreich war damals noch der Meinung, daß der Art. 13 
der Bundesacte ausgeführt werden müße, und daß es in der 
Natur eines an feinen beftimmten Beitpunft gebun- 
denen Verſprechens Liege, daß deſſen Erfüllung jo 
bald und fo gut als möglid flatt finde **), 

In der lippejchen Bejchwerdejache, Die wir oben jchilderten, 
fonnte nun, wie jchon gejagt, die Commilfion der Bundesver- 
ſammlung nicht umhin, gewilje allgemeine Principien zu bezeichnen, 
die zur Norm der Beurtheilung der Tanditändifchen Angelegen- 
heiten dienen jollten. Der Mangel an den organischen Grund- 
gejeben des Bundes machte ed nothwendig, eine Reihe von hier 
einschlagenden wichtigen Fragen zu erörtern. Sin den von und 
porgeführten weſentlichen Anhalt des Ausschußberichtes traten 
befonders folgende Erwägungen in den Vordergrund. 

Die Sommilfion der Bundesverfammlung hatte in der Tippe- 
Ihen Beſchwerde gejagt: 

„Wenn man bei Gründung der Bundesacte die Wiederher- 
ftelung altlandftändifcher Verfallungen als eine freiwillige 
Gabe behandelte: jo rührt das Daher, weil die hohen Alliirten 
den damaligen Zuftaud der Dinge in den einzelnen Staaten 
garantirt hatten, und fid) die Wirkſamkeit des Bundes nicht auf 
die Beurtheilung von Regierungshandlungen erſtrecken Eonnte, 
welche vor feiner eigenen Gründung ſchon vollzogen waren. 
Daß aber eine jolche Bejchränfung, wie Die Beſchraͤnkung auto= 
kratiſcher Willfür durch Verfaflungen eine ift, freiwillig barge- 
boten wurde, giebt Tein Recht, Das freiwillig und pflihtmäßig 


*) ©. 166. 
**) S. 167. 
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Dargeb otene wieder zurüdzuziehen oder fo zu geflalten, Daß 
die Gabe der Entziehung gleichgeftellt werden mußte, 
Es war die in allen Wiener Verhandlungen ausgeiprohene Ab- 
ficht der großen Mehrheit der deutfchen Regierungen, namentlich 
der 29 Regierungen, welche Die Note vom 16. Novbr. 1814 er: 
ließen, daß wo alte Verfaſſungen noch wirklich beitanden, Diele 
erhalten werden follten”. 

Dann aber ſprach fich die Commiſſion in eben ſo würbiger 
als entjchiedener Weile folgendermaßen aus *): 

„Wenn man in neuern Zeiten, wo feine Verfafjungen egiftirten 
oder die, welche einft exiftirten, ſchon längft aufgehoben und ohne 
eine Umfehr aller Verhältniffe unverändert nicht wieder ind Leben 
gerufen werden Eonnten, von ber Maxime ausgegangen ift: e3 
fei befjer, die Regierung gebe Die Verfaffung, als fie verliere ſich 
in endlofe Unterhandlungen über diefen Gegenftand, fo läßt ſich 
dies durch die Eigenthümlichfeit Des menfchlichen Geiftes und 
der menfchlichen Leidenjchaften rechtfertigen, wenn dabei voraus⸗ 
gejegt ift, daß man nicht Die Abficht habe, ftatt de8 Weſens 
nur den Schein des Weſens zu geben. Allein man wird fich 
auf dieſe Maxime nicht mehr berufen Eönnen, wenn Davon Die 
Rede ift, ob eine beftehende Verfaſſung — fei fie nun eine 
neu gegebene und angenommene, oder eine aus Verträgen und 
Herkommen hervorgegangene — einfeitig abgeändert werben könne? 
Wer dies behauptete, müßte auf den ausgeſprochenen 
Bwed durch Berfaffungen aller und jeder Willfür 
vorzubeugen, nur gleich verzichten”, 

Die Sommiffton hatte aber außerdem behauptet, „daß Die 
Nechte der aus der Zeit des deutfchen Reiches beftehenden Land- 
fände unvermindert geblieben, wenngleich die Rechte Der deutjchen 
Bundesfürften mit Wegfall der une und Des Reichstags 
erweitert worden jeien” **) 

Ueber die Anfichten eines Theiles der Bundesverfammlung 


*) ©. 213, 
vᷣn) S. 208. 
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in Bezug auf die Tandftändifchen Rechte konnte aljo fein Zweifel 
ſein. Allein dieſe Anfichten Hatten Metternich und feinen Anhang 
ſehr beforgt gemacht. Baiern, Württemberg, Baden hatten neue 
Berfaffungen erhalten, der Großherzog von Sacjen- Weimar 
perjönlicdh ſogar fid, über die Verpflichtung aus dem Art. 13 der 
Bundesacte ausgefprochen. Kamen Anfichten, wie fie der Bundes: 
Commiſſionsbericht ausführlich gerechtfertigt, jeßt zur Deffentlich- 
Zeit, jo war dem Metternichfchen Syſtem eine ſchwer zu verwin⸗ 
Dende Niederlage beigebracht. 

Die öffentliche Stimme in Deutfchland hätte für ihre Wuͤnſche 
und Beftrebungen eine jehr bedeutende Stüße erhalten. Deshalb 
Durfte der Commiſſionsbericht nicht veröffentlicht werben und gab 
einen Grund mehr ab, die Verhandlungen zu Garldbad zu be= 
ſchleunigen. 

Es würde hier an dieſem Orte ganz unnöthig ſein, die 
Durch Welder *) und ergänzend durch Schaumann **) Längfi 
befannten Verhandlungen zu Garl3bad weitläuftig vorzuführen, 
Der unerquidliche Streit über Die von Gentz verfaßte befannte 
Denkſchrift, weldhe die altlandftändifchen Verfaflungen in einfeis 
tigfter und willfürlichiter Art den Repraͤſentations-Verfaſſungen 
gegenüberftellte, hat lange genug die Federn der Parteien bejchäf- 
tige. Sp viel geht indeffen aus allen Verhandlungen vom 
Wiener Songreß an bis zu den Carlsbader Konferenzen, aus 
den Denkfchriften der Staatsmänner, wie aus den in der Bun⸗ 
desverſammlung geltend gemachten Theorieen der wohlmeinendften 
für Volfsrechte eintretenden Männer hervor, Daß der Art, 13 
der Bundesacte nad) dem Willen, der Anficht, der Verfprechungen 
der Bundesfürften nicht Repräjentativ-Berfaffungen bedeuten follte, 
welche. eine Theilung der Staatögewalt zwifchen FZürft und Kam⸗ 
mern bezweden, ebenfowenig, als fein Inhalt die enge Auslegung 
zuließ, welche ihm die Carlsbader Beſchlüſſe vinbicirte. 


*) MWelder. Wichtige Urkunden für den Nechtszuftand der deutjchen 
Nation ꝛc. 1845. 

**) Schaumann. Der Gongreß zu Karlsbad in Raumers hifter. Tafchen- 
buch, Sahrg. 1851. ©. 193—269. 
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Metternich hatte geäußert *): „Der Wortlaut Tandftändi- 
her Verfaffungen im Art. 13 der Bundesacte wäre im Gegen 
fa von rein repräfentativen Verfafjungen gewählt; denn e8 habe 
an der Abficht der deutſchen Fürften gelegen und hätte in felbiger 
liegen müfjen, die möglichfte Einheit in den wejentlichiten Inſti⸗ 
tutionen der deutfchen Staaten zu fichern, eine Einheit, welche 
nur in dem Begriff von ftändifchen Verfaffungen gefunden werden 
fönne. Dazu müſſe e8 den Regierungen näher liegen, zu alten 
herfömmlichen, als zu ſolchen Inſtitutionen zu greifen, welche in 
Folge von Nevolutionen in fremden Reichen eingeführt jeien. 
Eigentlich Hätten nur Diejenigen Regierungen den Art. 13 der 
DBundesacte erfüllt, welche alte Iandftändifche Verfaſſungen einge- 
führt oder behalten hätten”. 

Befanntlich erhob ſich gegen eine jo aftenwidrige Behauptung 
ber württembergifche Gefandte Graf von Winzigerode und hielt 
den Grundſatz aufrecht, daß die Bundesgejeßgebung auf Feine 
Weiſe in die Autonomie einzelner Staaten eingreifen dürfe, fo 
ange dieſe nicht dem Zweck des Bundes widerfpreche, oder gar 
jeine Exiſtenz bedrohe. Der Art. 13 ſei bereits in anderem 
Sinne von mehreren größeren deutjchen Staaten erfüllt und im 
Gegenſatz zu der Vertretung altlandftändifcher Körperfchaften habe 
man eine Volfövertretung eintreten laffen. Diefe Oppofition war 
genügend, um im Laufe der Verhandlungen zu verhindern, daß 
Metternichs Abficht, wie er fie in der fiebenten Konferenz ausſprach, 
zum Beichluß erhoben wurde, daß in dem Präfidialvortrag am 
Bundedtage Die Phraje: „der Wortlaut landftändifcher Ver- 
fafjungen wäre im Gegenjaß von rein repräjentativen Verfaffungen 
gewählt”, nicht zum Vorſchein Fam. Selbft weitere Drohungen, 
welche Metternich mündlich an Die Geſandten Fleiner Höfe ergehen 
ließ, um fie zur Aufgabe Der neu eingeführten Volks-Repräſen⸗ 
tation zu bewegen, erreichten nicht ihren Zwed**). Eine der 


*) Protocol der 7. Conferenz. 13, Aug. 1819. 
**) Schaumann a. a. D. ©. 234. 
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ftärkften Diefer Drohungen ging nad Weimar. Sie zeigt Klar, 
wohin Metternich wollte; fie Tautete: 

„Wenn überhaupt von einem deutſchen Bunde die Rede jein 
und dieſer beftehen ſoll, jo muß Der jeßt herrichende revolutionäre 
Geift aufhören, der nur auf Umwälzung und Umftürzung der 
gejeglichen Regierungen gebt. Das ift die rechte. und haupt- 
fächlichite Grundbedingung und ſelbſt jchon aus den erften 
Artikeln der Bundesacte, laut Denen der Bund nur aus unab- 
hängigen ſouveränen Fürften, Teineswegs aber aus jolchen Staaten 
gebildet ift, welche fich im Zuſtande der Desorganifation und in 
den Händen einer vollkommenen Volks-Souveränetät befinden. 
Wenn Dies Verhältniß noch weiter um fich greift und nicht Durch 
Ichleunige Maßregeln abgeftellt wird, jo kann Defterreich feine 
fortwährende Theilnahme am deutſchen Bunde für Feine Verpflich- 
tung von feiner Seite mehr anerkennen, fondern würde genöthigt 
jein, ji) davon zurüdzuziehen., Die Fleineren Souveräng, welche 
bisher einen ſolchen Geift in ihren Staaten Dadurch zugelafjen 
haben, daß fie repräfentative Verfaſſungen einführten und fie 
noch fortdauernd dulden, mögen c8 wohl bedenfen, daß Die 
einzige Bedingung für Die Fortdauer ihrer politifchen 
Exiſtenz allein der Bund ſei, indem die große europäijche 
Staatenverbindung, welche auf Erhaltung der Rechte 
der Regierungen, der Einigkeit und des Friedens geht, 
ihnen nur eine Anerfennung in dieſer Geſammtſtellung 
gewährt hat, nicht als einzelne Staaten, und Daß der 
Boden, auf weldem allein ihre Selbftftändigfeit berubt, 
ihnen unter den Füßen fortgezogen wird, ſowie Der 
deutſche Bund nicht mehr exiſtirt. Gerade die kleinen deut—⸗ 
ſchen Fürſten haben Daher ein großes Intereſſe Daran, Alles zu 
thun, was er für nöthig erachtet, und ihm nicht mit einer 
Dppofition zu begegnen, deren Geift mit dem Weſen deijelben 
unverträglich iſt. Ganz beſonders find aber Die repräfentativen 
Berfaflungen ald der Grund aller Aufregung und der Anfang 
einer vollftändigen Demagogie anzufehen; darum kann auch der 
Art. 13 Der Bundesacte niemals eine ſolche Interpretation erleiden, 
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welche Die Grundbprincipien des Bundes geradezu aufheben müßte, 
und überall, wo joldye Verfafjungsformen ſchon beftehen, Fönnen 
und dürfen fie nichtsdeftoweniger nur als rein proviforische Maß⸗ 
regeln angejehen werben, deren Fortbeftehen oder Aufhören lediglich 
von einem allgemeinen Bundeöbejchluffe abhängig if. Nicht nur 
find mehrere Minifter Eleiner Staaten mit mir bereit3 vollfommen 
einig über diefen Punkt, jondern namentlih harmonirt auch 
Preußen ganz mit Diefen Grundjägen und hat bei den zu neh- 
menden Maßregeln feine Zuflimmung bereit3 dahin erklärt, Daß 
es mit Defterreich ganz diejelbe Politik verfolgen werde. Bei 
Derathungen über died Thema jedoch und bei Denen über die 
Mapregeln, welche zu nehmen fein werden, müßte e8 Defterreich 
wünſchen, Daß Die Synitiative zu Vorſchlägen nicht Direct von ihm, 
ſondern vielmehr vom deutjchen Bunde als jolchem auöginge, 
nicht als ob irgend eine Bejorgniß der Furcht Davon zurüdhielte, 
fondern nur um auch den geringften Schein der Provocation oder 
des diktatoriſchen Einfluffes auf den Bund zu vermeiden. Wenn 
auch der Sarlzbader Kongreß nur eine Einleitung zu Maßregeln . 
in dieſem Geifte wird, jo Eünnte Dann Doch dieſer Gegenſtand in 
einer weiteren Gonferenz, welchen nur die größeren Staaten 
Deutſchlands zu beſchicken brauchten, näher und Ne 
beiprochen werden”, 

Die Beichlüffe der Carlsbader Conferenzen über Art. 13 
der Bundesacte dürfen in einer Gejchichte der deutſchen Bundes: 
verjammlung nicht fehlen Wir Ialjen fie demnach folgen, wie 
fie in dem befannten Prafidial-Vortrag anı 20. September 1819 
erjcheinen: 


I. Ungewißheit über den Sinn des 13. Artikels der Bundesarte und Miß- 
beutung deflelben. 


ALS Die erlauchten Stifter des deutichen Bundes in dem 
Beitpunfte der politiihen Wiedergeburt Deutjchlands ihren Völ—⸗ 
fern in ber Erhaltung oder Wiederherftellung fländifcher Ver⸗ 
fallungen ein Pfand ihrer Liebe und ihres Vertrauens zu geben 
beichloffen, und zu dieſem Ende den 13. Artikel der Bundesafte 
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unterzeichneten, fahen fie allerdings voraus, Daß Diefer Artikel 
nieht in allen Bundesflaaten in gleichem Umfange und gleicher 
Form würde vollzogen werden können. Die große Verſchiedenheit 
der damaligen Lage der Bundesftaaten, von welchen einige ihre 
alten landſtändiſchen Verfaſſungen ganz oder zum Theil beibe- 
halten, andere die vorher bejeffenen ganz verloren, wieder andere 
dergleichen Berfaffungen nie gehabt, oder jchon in früheren Zeiten 
eingebüßt hatten, mußte nothwendig eine eben jo große Berjchie- 
denheit in der Behandlung diejes wichtigen Gegenftandes herbei: 
führen, eine Verjchiedenbeit, Die Durdy Die neue Beſtimmung der 
Zerritorial-Grenzen, durch Die Vereinigung ungleich conflituirter 
Länder zu einem Gejammtftaate, durch die Verjchmelzung jolcher 
Gebiete, denen landitändiiche Verfallungen mehr oder weniger 
fremd waren, mit Provinzen, worin fie von Alterd her beftanden, 
noch im hohen Grade vermehrt werden mußte. 

In Rückſicht hierauf Haben nicht allein die Stifter des 
Bundes, fondern auch Später, in der eriten Periode der Verhand- 
lungen bes bereit3 beitehenden Bundestags, die Bundes-Fürften 
jederzeit Bedenfen getragen, dem von vielen Seiten geäußerten, 
verfchiedentlih auch am Bundestage laut gewordenen Wunſch, 
Daß zur Bildung der im 13. Artifel erwähnten landſtaͤndiſchen 
Berfaffungen eine allgemeine Norm feftgefeßt werden möchte, 
Gehör zu geben; und, wenn aus der Nichterfüllung dieſes Wun- 
ſches, wie man fich jebt freilich nicht mehr verbergen kann, für 
Deutjchland manches Uebel entiprungen ift, fo wäre es Doch un- 
geredyt, die Motive, welche dem bisherigen Stilljchweigen der 
Bundesverfammlung über diefen wichtigen Punkt zum Grunde 
lagen, nämlidy die Achtung vor dem, jedem Bundesſtaate gebüh- 
renden Rechte, feine innern Angelegenheiten nach eigener Eiuficht 
zu ordnen, und Die Bejorgniß, durch fireng ausgejprochene Grund- 
jäße einzelne Bundesftaaten in mannichfaltige Verlegenheiten, 
vielleicht in unauflösliche Schwierigkeiten zu verwideln, verkennen 
zu wollen, 

Nie aber haben die Stifter des deutjchen Bundes voraus: 
jeßen können, daß dem 13. Artikel Deutungen, die mit den klaren 
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Worten deffelben in Widerfpruch fländen, gegeben, oder Folgerungen 
Daraus gezogen werden Jollten, Die nit nur den 13. Artikel, 
fondern den ganzen Text Der Bundesacte in allen feinen Haupt: 
beflimmungen aufheben, und Die Fortdauer des Bundesvereind 
ſelbſt höchft problematifch machen würden. Nie haben fie voraus: 
feßen Tönnen, daß man das nicht zweidentige landſtaͤndiſche Princip, 
auf deſſen Befeftigung fie einen bohen Werth legten, mit rein 
demokratiſchen Grundſätzen und Formen verwechjeln und auf 
dieſes Mißverftändniß Anfprühe gründen würde, deren Unver—⸗ 
einbarfeit mit der Exiſtenz monarchiſcher Staaten, Die (mit uner:- 
heblicher Ausnahme der in dieſem Verein aufgenommenen freien 
Städte) die einzigen Beftandtheile des Bundes fein follen, ent- 
weder jofort einleuchten, oder Doch in ganz Turzer Beit offenbar 
werben mußte, 

Eben jo wenig ſchien die Beſorgniß gegründet, daß man 
irgendwo in Deutjchland dem Gedanken Raum geben würde, 
durch Die den landftändifchen Verfaſſungen zu verleihende Form 
die wejentlichen Rechte und Attribute des Bundes ſelbſt bejchränfen, 
oder, wie wirklich bereit3 verfucht worden, unmittelbar angreifen, 
mithin Das einzige Band, wodurch gegenwärtig ein deutſcher Staat 
mit dem andern, und das geſammte Deutjchland mit dem Euro- 
päifchen Staatenſyſtem verfnüpft wird, auflöjen zu wollen, 

Gleichwohl haben ſich alle dieſe ſchweren Mißverftändniife 
und Irrthümer in den leßtverfloffenen Jahren nicht nur entwidelt, 
Sondern durch eine unglüdliche Verkettung ‘von Umftänden der 
Öffentlichen Meinung jo ſehr bemächtigt, daß man den wahren 
Sinn des 13. Artifeld faſt gänzlich aus dem Gefichte verloren 
hat. Die täglidy überband nehmende Neigung zu unfrnchtbaren 
oder gefahrvollen Theorieen, der Einfluß ſelbſt irregeführter oder 
jedem Volkswahn ſchmeichelnder Schriftfteller, das eitle Verlangen, 
die Verfaſſungeu fremder Länder, deren heutige politiſche Geftalt 
der von Deutjchland eben jo unähnlich ift, ald ihre ganze frühere 
Geſchichte Der unfrigen, auf deutſchen Boden zu verpflanzen; — 
diefe und viele andere mitwirfende, zum Theil noch bejammerns- 
würdigere Urfachen haben jene allgemeine politiiche Sprachver: 
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wirrung erzeugt, in welcher dieſe große, edle, jonft durch Gründ- 
lichkeit und tiefen Sinn jo rühmlic ausgezeichnete Nation fich 
zu verzehren bedroht ift; fie haben fogar in den Augen vieler 
Mitgliebet ftändiicher Verfammlungen den Standpunft, auf 
welchen fie verfaffungsmäßig geftellt waren, bergeftalt verbunfelt 
und Die Grenze ihrer rechtmäßigen Wirkſamkeit dergeftalt verrückt, 
daß dadurch Die Regierungen, felbft&n der Erfüllung ihrer wefent- 
lichſten Pflichten, geftört und gehindert werden mußten. 

Die Gründe, welche die Bundesverfammlung früher beftinmt 
hatten, auf das Verfaſſungsweſen einzelner Bunbesftaaten nicht 
unmittelbar einzuwirfen, müfjen jest höheren Rüdfichten Plab 
machen. Wenn der deutfche Bund nicht zerfallen, wenn Deutfch- 
land nicht allen Schredniffen innerer Spaltung, geſetzloſer Willkür 
und unheilbarer Zerrüttung ſeines Recht3- und Wohlftandes Preis 
gegeben werden fol; jo muß es für die wichtigfte feiner Angele- 
genheiten, für die Bildung feiner Fünftigen Verfaſſungen, eine 
fefte gemeinfchaftlich anerfannte Grundlage gewinnen. 

Es muß daher eins der eriten und dringendſten Gefchäfte 
der Bundesverfammlung fein, zu einer gründlichen, auf alle Bun- 
desſtaaten, in welcher Lage fie fich auch gegenwärtig befinden 
mögen, anwendbaren, nicht von allgemeinen Theorieen oder fremden 
Muftern, jondern von deutjchen Begriffen, deutſchem Rechte und 
deutſcher Gejchichte abgeleiteten, vor allen aber der Aufrechthaltung 
des monarchiſchen Princips, dem Deutjchland nie ungeftraft untreu 
werden Darf, und Der Aufrechthaltung des Bundesvereind, als 
der einzigen Stüße feiner Unabhängigkeit und feines Friedeng, 
vollfommen angemeljenen Auslegung und Crläuterung des 13, 
Artifeld der Bundesacte zu jchreiten 

Und, fo jehr auch) dahin getrachtet werden muß, die land: 
ſtaͤndiſchen Verfafjungen in allen den Bundesftaaten, wo fie nicht 
bereits ihre feite Eriftenz haben, ohne weitern Aufenthalt, ja mit 
verboppelter Thätigfeit ins Werk zu richten; jo wünſchenswürdig 
ift e8 zugleich, daß, zu Verhütung neuer Mißverftändniffe und 
zu möglichfter Erleichterung einer bevorftehenden endlichen Ueber— 
einfunft über die Vollziehung des 13. Artikels, bei den jebt in 
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mehreren Bundesſtaaten eingeleiteten, auf Die ſtaͤndiſchen Ver⸗ 
faffungen Bezug habenden Arbeiten, Feine Bejchlüffe gefaßt werben 
mögen, die mit den bier vorläufig ausgeſprochenen Anfichten, und 
mit der von der Bundesverfanmlung in Furzer Frift zu erwar- 
tenden nähern Grläuterung jenes Artikels, auf irgend eine Weiſe 
in Widerſpruch ftänden *). 


II. Befugniffe der Bundesverfammlung und Mittel zur Vollziehung berfelben. 


&3 liegt in dem Begriff und Wefen des deutſchen Bundes- 
vereind, Daß die denſelben repräjentirende Behörde in Allen, 
was Die Selbfterhbaltung und Die wejentlichen Zwede des Bundes, 
wie jolche im 2, Artifel der Bundesacte ausgeſprochen worden, 
angeht, die oberfte Geſetzgebung in Deutfchland conftituire. Hier- 
aus folgt, Daß Die Bejchlüffe der Bundesverfanmlung, in jo fern 
fie die äußere und innere Sicherheit der Geſammtheit, Die Unab- 
hängigfeit und Unverlebarfeit einzelner Mitglieder des Bundes, 
und die von beiden unzertrennliche Aufrechtbaltung der rechtlich 
beitehenden Ordnung zum Gegenftande haben, von allgemein ver- 
bindlicher Kraft fein müfjen, und Daß der Vollziehung Jolcher 
Beſchlüſſe Feine einzelne Seesen und fein Separat-Bejchluß 
entgegen ftehen darf. 

Der Beftand und bie Eee des Bundes läßt ſich ohne 
fefte und firenge Aufrechthaltung dieſes Grundſatzes nicht als 
möglich denken. Deſſen weitere Entwidelung, jo wie eine definitive 
Beftimmung der Befugnifje und Attribute des Bundestags fiber: 
haupt, muß den fortgejeßten Berathungen über vollftändige Aus- 
bildung und Feſtſetzung der gejfammten, durch den Bund geſtifteten 
Verhaͤltniſſe vorbehalten bleiben. 

Unterdeſſen wird zum Voraus von allen Seiten anerkannt, 
daß, wie auch das End-Reſultat jener Berathungen ausfallen 


*) Es folgt in dieſer Sitzung der einmüthige Beſchluß: „daß nad dem 
Sinne des monarchiſchen Princips und zur Aufrechthaltung des Bundesvereins 
die Bundesſtaaten bei Wiedereröffnung der Sitzungen ihre Erklärungen über 
eine angemefjene Auslegung und an des 13. Art. der Bundesacte 
abzugeben haben“. 
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möge, der an und für fich beftehende oberfle Grundſatz Feine 
Haltung, und überhaupt die Gefeße und Beſchlüſſe des Bundes 
feine Gewährleiftung ihrer Wirkſamkeit haben Tönnen, wenn der 
- Bundesverlammlung nicht die gemefjene Dispofition über die zu 
deren Vollziehung erforderlichen Mittel und Kräfte anvertraut 
wird. Die Abfaflung einer zwedmäßigen Executions-Ordnung 
muß Daher einer der KHanptgegenftände ber vorhin gedachten 
Berathungen fein; und Seine Majeftät glauben, bei Ihren ſaͤmmt⸗ 
lichen Bundesgenofjen über das dringende Bedürfniß eines jolchen 
Geſetzes die vollfommenfte Mebereinftimmung annehmen zu fönnen. 
Da jedoch, in der Zmilchenzeit, Die zur Handhabung und 
Ausführung derjenigen Beichlüffe und Maßregeln, welche die 
innere Sicherheit Deutſchlands nothwendig machen Eönnte, erfor- 
derlichen Mittel dem Bundestage nicht fehlen Dürfen, fo ift Die 
Eaiferlich-föniglihe Praͤſidial-Geſandtſchaft beauftragt, den Ent 
wurf einer provijorifchen, mit ausdrüdlicher Beziehung auf ben 
2. Artikel der Bundesacte abzufaflenden Executions-Ordnung zur 

unverweilten, Prüfung und Berathung vorzulegen. 


Es ift bisher flet3 angenommen worden, Daß über den Prä- 
fidial-Antrag Feine Abftimmung flattgefunden habe. Wir haben 
das Irrige dieſer Anficht ſchon in der Vorrede zur Gefchichte 
der politifchen Unterfuchungen angegeben. Es wird nun ange 
meffen fein, bevor wir zur näheren Characteriſtik der Sache felbft 
übergehen, die in gejchriebener Negiftratur abgegebenen einzelnen 
Abftimmungen urkundlich vorzuführen, obwohl fie auch Die Gegen- 
ftände berühren, welche nicht unter ‚Die Rubrik der landſtaͤndiſchen 
Verfaflungen gehören. Am merfwürdigiten ift bei den Carlsbader 
Beichlüffen, daß zwei Gefandte in der Bundesverfammlung gar 
feine Inſtruction bejaßen, der von Luxemburg und der der freien 
Städte, ja daß die Schlußformel der letzten Abftimmung geradezu 
fagt: „weil der Gejandte Feine Inſtruction erhalten habe, fo 
müſſe er ſich darauf befchränfen, der durch die bisherigen Ab- 
flimmungen bereits ausgeſprochenen Einſtimmigkeit ſich anzu: 
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Schließen” !! — Können nun wohl die Carlsbader Beichlüffe, als 
einftimmig gefaßt, mit Recht angejehen werden? 


Regiftratur über die in der 35. Sigung am 20. September 1819 zu 
6. 220 abgegebenen Abſtimmungen. 

Nachdem in der heutigen förmlichen Sißung auf die Faiferlich- 

öfterreichiiche Präſidial-Propoſition 
Ausbildung und Befefligung des Bundes und 
proviforiihe Maßregeln zur nöthigen Auf- 
rechthaltung Der innern Sicherheitund öffent 
lihen Ordnung im Bunde betreffend, 

die entjprechenden einhelligen Befchlüffe gefaßt worden waren, ift 

man übereingefommen, die einzelne Abftimmung hierüber in einer 

bejondern Regiftratur aufzunehmen. 

Sn Gemäßheit Deffen werden bier nachitehende Vota und 
Aeußerungen bejonders aufgeführt. 

Der Eöniglihb preußiihe Herr Gefjandte Graf 
v. d. Goltz: Unter wieberholtem Ausdrude des Tebhafteften 
Danfes, den die fortgejegte wohlwollende Theilnahme Sr. Maj. 
des Kaiſers für Deutjchlands und des deutſchen Bundes Wohl 
und Beſte in Anjpruch nimmt, ift die Dieljeitige Geſandtſchaft 
ermächtigt, dem jo gründlich motivirten Prafidial-Antrage und 
allen damit verbundenen Gejebentwürfen, die ganz mit der Anficht 
Ihres allerhöchſten Hofes übereinftimmen, unbedingt und in allen 
Punkten beizutreten. 

Baiern. Die diejjeitige Gejandtfchaft ift angewiefen, Den 
Beitritt dahin zu erklären, daß Baiern unter Verdanfung der 
von dem Faiferlich-öfterreichifchen Hofe hierbei bethätigten Vorſorge 
feinen Anftand nehme, Den vorgelegten vier Geſetzes-Vor—⸗ 
ſchlaͤgen beizutreten, 

Königreich Sachſen. Von Sr. Maj. dem König ift der 
diefjeitige Gefandte ausdrüdlich befehligt, Er. Kaijerl. Maj. den 
Ausdrud des vollfommenften Dankes für die ausgezeichnete und 
unermüdete Sorgfalt darzubringen, die Allerhöchſtdieſelben dem 
Wohl und der Befeftigung des deutschen Bundes ununterbrochen 
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widmen, und von ber die Anträge gegenwärtiger Praͤſidial⸗Pro⸗ 
poſition neue Beweije darbringen. | 

Diefleitige Geſandtſchaft erfüllt zugleich Die beftimmte Wei⸗ 
Jung, das vollfommene Einverftändniß und den Beitritt Sr. Maj. 
Des Königs zu denjelben zu erflären. 

In Betreff des gegen den Mißbrauch der Preſſe vorgeichla- 
genen Geſetzes find Sr. Maj. der Meinung, daß der vorhandene 
Zwed noch beſſer und ficherer erreicht werben Eönnte, wenn Die 
Cenſur nicht blos auf Die in dem erften Artifel des Gefeßentwurfs 
bezeichneten Schriften eingejchräntt, fondern fo wie fie im König. 
rei) Sachſen beiteht, unbedingt für alle Schriften ohne Unter: 
Ichied resp. beibehalten, oder wo fie aufgehoben märe, wieder 
bergeftellt würde. Indem der Gefandte dieſe allerhöchſte Anficht 
befohlenermaßen ausipricht, empfiehlt er fie zugleich zur Beher⸗ 
zigung. 

Hannsver. Diefjeitige Geſandtſchaft ift beauftragt, unter 
Bezeugung des Iebhafteften Danfes für den neuen jprechenden 
Beweis der wohlwollenden und thätigen Theilnahme des Aller: 
höchſten Kaiferlich-Defterreichifchen Hofes an allen dem, was das 
wahre Befte und die Befeftigung des deutſchen Bundes betrifft, 
den beiden verlejenen Praͤſidial-Propoſitionen und Geſetzesent⸗ 
würfen in ihrem ganzen Umfange durchaus beizutreten. 

Württemberg. Sch habe zwar auf Befehl St. Maj. des 
Königs meines Herrn in der heutigen förmlichen Sitzung Höchit- 
deſſen Zuftimmung zu den darin aufgenommenen vier Bejchluß- 
entwürfen mit folgenden Worten: 

„Der Töniglich-württembergiiche Gejandte hat den Befehl 
erhalten, im Namen feines Allerhöchiten Hofes und in 
dankbarer Anerkennung der auch bei diefer Gelegenheit an 
den Tag gelegten, das Wohl des Bundes, beabfichtigenden 
Gefinnung St. Maj. des Kaiſers den vorgelegten vier 
Beichlußentwürfen beizutreten”, Ä 
und in der Abficht erklärt, daß dieſe Erklärung in dem, zur 
öffentlichen Kunde fommenden Protofolle aufgenommen. werden 
folte, da dieſelbe aber, weil Die Abftimmungen einzeln aufzuführen 
Zweiter Theil. 17 
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nicht beliebt wurde, nicht zu Protokoll gefommen ift, und diefelbe 
auch nur in der fichern Erwartung ertbeilt wurde, Daß zur nach⸗ 
träglihen Prüfung ſowohl derjenigen Bemerkungen, welche fich 
meinem allerhödften Hofe aufgedrungen haben, als auch derer, 
welche noch weiter gemacht werden könnten, baldigft eine Gele- 
genheit werde eröffnet werden, um zu einer zweckmaͤßig befundenen 
Verbeſſerung der Beſchlüſſe gelangen zu können: jo habe ic} jene 
Grflärung hier nachholen und derjelben zugleich Diefe Bemerfungen 
meined Gouvernements beifügen wollen. Sie gehen dahin: 

41. Sp nothwendig ed auf der einen Seite jet dem Bunde 
ganz vorzüglich die, zur Vollziehung des 2. Art. der Bundesacte 
erforderlichen Mittel in ausreichender Kraft zu fichern, eben fo 
nothwendig erjcheine es doch auch auf der andern Seite, daß 
diefen Mitteln Tediglich die, Durch Den Zweck unumgänglid, ge= 
botene Ausdehnung zu ertbeilen, und jede mit demjelben verein- 
bare Rüdficht auf die Selbftfländigfeit der Staaten und auf das 
bei jeder Regierung vorauszujeßende thätige Beitreben: Ordnung, 
Ruhe und Sicherheit zu handhaben, eintreten zu laſſen. Bon 
diefer Anficht ausgehend, fcheine e8 nothwendig, dem Art. 7 des 
Entwurfs die nähere Beſtimmung zu geben, Daß die darin vors 
gejehene Einfchreitung der Bundesverfammlung nur dann eintreten 
fönne, wenn der Bundesftaat, welcher fich in dem darin vorang- 
gejegten unglüdlichen Falle befinden jollte, Die ihm zu Gebot 
ftehenden Mittel für unzureichend erfenne, und deshalb Dielinter- 
flüßung Des Bundes verlange, 

Diefe nähere Beftimmung dürfte durch den eben aufgeftellten 
Gefichtspnuft und Durch die Forderung der Staatsklugheit drin- 
gend geboten werden. In jedem Falle der Art fei eine von der 
vollitändigen und wichtigen Kenntniß aller eintretenden Verhältniffe 
welche zunächft nur der Xandesregierung beiwohnen Eönne, geleitete 
Fuge Handlungsweile für den einzelnen Staat, gleichwie für Die 
Gefammtheit von der höchſten Wichtigkeit; die Landesregierung 
mülje am beften das Maaß der ihr zu Gebote ftehenden Mittel 
fennen, ihr darin vorzugreifen, müßte der Landesregierung nicht 
nur eine durchaus faljche Stellung geben, fondern jeder Mißgriff 
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Tönnte auch nur zu leicht für Die Geſammtheit von den verderb: 
Iichften Folgen fein. 

2. Wenn gleich biöher weder Die Lehrer noch Die Studirenden 
auf der Univerfität Tübingen durch ihr Benehmen eine Rüde in 
der dieſſeitigen Gefeßgebung fühlbar gemacht hätten, fo fei man 
dem Beichlußeutwurf, über die in Anſehung der Univerfitäten zu 
ergreifenden Maßregeln demnach vollfommen beigetreten, geleitet 
von Der Meberzengung, daß die Gigenthümlichkeit der höheren 
deutſchen Lehranftalten und die von derjelben unzertreunliche 
Freiheit des Studiums, über deren hoben Werth in dieſer Vers 
ſammlung Feine WVerjchiedenheit ver Meinung herrſchen könne, 
nur dann erhalten werden koͤnnen, wenn fjärımtlicye deutfche 
Regierungen das deutſche Univerfitätäwelen als eine gemeinjame 
Nationalangelegenheit betrachten, und githin die Gebrechen und 
Mißbraͤuche defjelben, wie und wo fie fühlbar werden follten, 
durch vereinte Maßregeln zu verhüten und abzuftellen bereit fein 
werden. 

3. Den Entwurf eines proviforifhen Beſchluſſes zur Ver: 
hbütung des Mißbrauchs der Preſſe anlangend, fo ſei das 
Uebel, dem dadurch begegnet werben wolle, unverfennbar, und 
bei der Schwierigkeit der Aufgabe, daſſelbe durch eine umfafjende 
und bleibende Gejeßgebung abzuftellen, welche nothwendig Zeit 
raubende Vorkereitungen und Erörterungen fordern, Eönne man 
die in Vorſchlag gebrachten einftweiligen Maßregeln nur für jehr 
zwedmäßig erkennen und ihre Zuftimmung zu demſelben erklären. 

Je mehr indefjen Die Meberzeugung von dem Daſein Des 
Uebels und der Willen, demſelben zu begegnen, bei allen Negie- 
rungen angenommen werben müfje, um jo mehr dürfte auch Der 
Wunſch gerechtfertigt fein, daß der Art. A des Entwurfs, welcher 
eine Berantwortlichkeit des einzelnen Bundesſtaates für Die unter 
feiner Dberaufficht erjcheinenden Schriften gegen den unmittelbar 
Beleidigten fowohl, als gegen die Gefammtheit des Bundes aus: 
ipreche, ausgelaffen werden möge, Eine ſolche Verantwortlicyfeit 
iheine bei der Vollziehung eines Geſetzes, welches in jeiner Anz 
wendung auf den einzelnen Fall einer verſchiedenen Beurtheilung 
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der Natur der Sache nad) unterliegen könne, ſowohl an fich ſelbſt, 
als insbejondere binfichtlich Der Frage, die ihr gegeben werben 
müßte, wenn fie überall eine Bedeutung haben jollte, und der 
oberftrichterlichen Beurtheilung, welche fie vorausfeße, mit der 
Unabhängigkeit der Bundesſtaaten unvereinbar, und dürfte nur 
zu flörenden Verwidlungen führen. 

Man glaube daher, auf die Auslaffung des Art. A und des 
Vorderſatzes Des Art. 5 aus dem angegebenen und aus dem 
weitern Grunde antragen zu dürfen, weil die in dem Art.6 und 
7 der Bundesverfammlung beigelegten jehr ausgedehnten Befug- 
niffe das Mittel an die Hand geben, jede gegründete Bejchwerbe 
abzuftelen und der Vollziehung des Geſetzes in allen Bundes: 
ftaaten die nöthige Uebereinſtimmung zu geben; 

4. betreffend endlich den Entwurf zur Beftellung einer Gen- 
tral-Unterfuhungs-&ommiffion, jo habe zwar die Föniglich- 
württembergijche Regierung von den in mehreren Bundesftaaten 


gemachten Entdedlungen, welche denfelben veranlaßt haben, bisher 


nur eine unvollfommene Renntniß erhalten und hätten auch der- 


gleichen in den königlichen Staaten glüdlicherweile nirgendwo 


ftattgefunden; indeſſen habe man nichtödeftoweniger feinen Anftand 
gefunden, auf den Grund des verehrlihen Präfidial-Vortrags, 
dem unter den Daraus hervorgehenden Vorausſetzungen allerdings 
jehr zweckmaͤßigen Vorſchlag der Bildung eines Centralpunkts, 
in welchem fich die Rejultate der in den einzelnen Staaten ge 
führten Unterfuchungen vereinigen und auf ſolche Weiſe eine zu- 
lammenhängende Ueberſicht erhalten werden, beizutreten. Se 
bereitwilliger aber gewiß jede Regierung zu der in Antrag ge 





brachten außerordentlichen Maßregel, welche die Volftändigkeit 
und Einheit einer für die Geſammtheit jo wichtigen Unterfuchhung 


bezweden, die Hände bieten werde, um fo nothwendiger dürfte 
e3 Dagegen ſein, eine nur Durch dieſe Betrachtung gerechtfertigte 
Ausnahme von dem ordentlichen Rechtöverfahren lediglich auf 
die Unterfuchung zu befchränfen, und ſchon jebt die Beftimmung 
zu treffen, daß nad; Beendigung derſelben das Erkenntniß felbft 
den betreffenden Landesgerichten zu überlaffen fi. Man finde 
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fi daher bewogen, nicht nur diefe Beſtimmung, fondern auch 
folgende Zujäße der Berüdfichtigung der Bundesverfammlung zu 
empfehlen. 

1. Daß den ummittelbar vor die Gentral-Unterfuchungs- 
Commiſſion geftellten Angefchuldigten die freie Wahl eines Rechts: 
beftandes audy aus ihrem Vaterlande vorbehalten werde. 

2. Daß ein Termin angejegt werde, binnen welchem jeber 
in Mainz Verhaftete vernommen werben müſſe. 

3. Daß jeder daſelbſt verbaftete Angejchuldigte, gegen den 
ſich aus den Verhandlungen Feine Gründe zum förmlichen Cri⸗ 
minals Prozeß ergeben, ſobald die Commiſſion dieje Weberzeugung 
erlangt habe, entweder fofort in Freiheit gejeßt oder Doch, wenn 
Gründe zu einem weiteren correctionellen Verfahren vorhanden 
fein jollten, feiner ordentlichen Landesbehörde übergeben werde. 

Baden drüdt feinen ehrfurchtsvollen Dank für Die von Gr. 
Majeftät dem Kaijer von Defterreich für das Beſte des beutjchen 
Bundes und feiner innern Ruhe bewiejene Sorgfalt aus, und 
tritt der Präfidial-PBropofition vollfommen bei. 

Kurheſſen. Ich erfülle die Intention Sr. Königlichen 
Hoheit ded Kurfürften, indem ich mich den, in den vorangegan> 
genen Abftimmungen enthaltenen Aeußerungen bes Dankes für 
die von Sr. Majeltät dem Kaifer bei dieſer Gelegenheit aufs 
Neue erprobte Sorgfalt für Befeftigung des dentjchen Bundes 
und Erhaltung der innern Ruhe vollkommen anjchliepe. 

Was die foeben verlefenen Bejchluß-Entwürfe betrifft, jo 
hätten Se. Königliche Hoheit allerdings gewünfcht, daß Zeit und 
Umftände erlaubt hätten, ſich über einige erläuternde Zufäbe und 
genauere Beflimmungen zu vereinigen. Sie würden alddann 
unter andern begehrt haben, daß in dem Beichluß tiber Die zu _ 
errichtende Central-Unterſuchungs-Commiſſion bemerkt 
würde, daß dieſelbe bei Requifitionen um Verhaftung von ver: 
dächtigen Andividuen der requirirten Regierung oder Behörde 
ftetö die Verdachtsgründe mitzutheilen habe, welche die Verhaftung 
veranlaßten. Sie würden ferner darauf angetragen haben, daß 
die proviforiiche Executions-Ordnung ausdrüdlih als gejchehen 
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auf Beichlüffe beichränkt würde, welche die Erhaltung der öffent- 
lihen Ruhe und den Schuß des Belißftandes zwilchen zwei oder 
mehreren Bundesftaaten zum Zwed haben, als in welchem Sinne 
allein Se. Königliche Hoheit den Art. 1 verftiehen und annehmen 
fönnen. Da jedoch die dringende Nothwendigfeit vorliegt, durch— 
gehende Maßregeln gegen die beitehenden demagogiſchen Umtriebe 
ſchnell zu ergreifen und Se. Königliche Hoheit weit entfernt find, 
einem jo wohlthätigen Zweck ſich zu widerſetzen, ſo haben Gie 
mich angewieſen, Ihre volle Zuflimmung zu den vorgelegten 
Beichlußentwürfen zu erflären, indem Sie ſich vorbehalten, bet 
der fünftigen Berathung über die unmittelbar nach) den Ferien 
abzufaſſende definitive ExecutionsOrdnung und permanente In— 
ſtanz Ihre Wünfche und Anträge geltend zu machen. 

Großherzogthum Heſſen. Großherzogl. Geſandtſchaft 
iſt befehligt zu erklaͤren, daß des Großherzogs K. H. in dankbarſter 
Anerkennung der von Sr. K. H. dem Wohle und der Befeſtigung 
des deutſchen Bundesſtaates thätig gewidmeten Sorgfalt, den 
vorgelegten Praͤſidial-Propoſitionen mit unbedingtem Vertrauen 
beitreten. 

Dänemark, wegen Holſtein und Lauenburg. Sr. Maj. 
der König erkennen mit dem lebhafteſten Dank den neuen Beweis 
der ausgezeichneten Sorgfalt, die Sr. M. der Kaiſer von Oeſtreich 
dem Wohle des Bundes ſchenken, und haben kein Bedenken den 
beiden Praͤſidial-Propoſitionen vollkommen beizutreten, 

Niederlande, wegen Des Großherz. Luxemburg. Sei 
es, daß ich in Folge eined außerordentlichen Zufammentretens 
zufälliger Umjtände ohne befondere Snitruction über vorliegende 
Gegenftände geblieben bin, oder aber, Daß mein allerhöchfter Hof 
mid) dermaßen mit feinem Zutrauen beglüdt, daß Derjelbe des 
Dafürbaltens gewefen, ich Fönne immerhin meiner eigenen Anficht 
in Diefer Sache überlaffen werden, jo liegt mir dermalen — wo 
e3 Darauf anfonımt, mich von einem förmlich verfaßten Bejchluß 
darüber nicht Länger auszufchließen, auf jeden Fall ob, nach der 
mir im allgemeinen ertheilten Vorjchrift und bei den daraus 
füglih zu entnehmenden Gefinnungen St. M. des Königs meines 
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Herrn, — der ald Mitglied des durchl. Deutfchen Bundes nur 
wollen fan, was der Geſammtheit zum wefentlichen Nußen und 
Frommen gereicht und zugleich am Fürzeften zum erwünschten Ziele 
zu führen ſich eignet, keinen weitern Anftand zu nehmen, aud) 
im Allerhöchften Namen für die jo einftimmig als rathſam und 
beilbringend beurtheilte und anerfaunte, auch deshalb mit dem 
innigften Danfgefühl für deren erhabenen Urheber anzunehmende 
Srundjäße und das ganze anzuwendende wichtige Maßregeln mich 
unummwunden auszufprechen. In der billigen Yuverficht, daß 
gewifle in der Natur der Dinge Tiegende Modificationen oder 
etwaige Abweichungen, wenn fich ſolche im ferneren Verlaufe der 
Verhandlungen über dieſe Angelegenheit von ſelbſt ergeben und 
bewähren — in jo weit nämlich jelbe auf nun einmal vorhandene 
nicht zu erkennende, dem Großh. Luxemburg unter jämmtlichen 
Bundesftaaten allein zufommende, ja jenen zum Theil vollkommen 
fremdartige Eigenheiten, als 3. B. in Beziehung auf deſſen ab- 
gejonderte Lage, auf Die von der Deutfchen ganz verjchiedene blos 
in demſelben herrichende Nationaljprache, jo wie überhaupt auf 
deilen von jeher beftandene und dermalen demjelben vorzüglich 
günftige und vortheilhafte engere Verbindung mit den übrigen 
belgifchen Provinzen unter einem und demſelben wohlthätigen 
Zepter begründet — zugleich mit dem Wohle des Geſammtweſens 
vereinbarlihh und verträglich erjcheinen, gehörig beachtet, und 
darauf bei Anordnung des Ganzen angemefjene Rücjicht genommen 
.. werden möge. 

Groherzoglich und herzoglich ſächſiſche Häufer. Der 
jubftituirte Gefandte ift nicht von Jämmtlichen hohen Theilhabern 
diefer Stimme mit Inſtruction verjehen, welches ohne Zweifel 
in zufällig verzögerter Gommunifation feinen Grund hat; er hält 
fih indeffen überzeugt, daß Alle die Vorſorge Sr. Kaiſ. M. mit 
gleich Tebhaften Dank erfennen, und fi) mit der Zuflimmung zu 
der gemachten Prafidial-Propofition gern vereinigen, welche er 
von S. K. H. dem Großherzog zu Sachſen-Weimar⸗Eiſenach und 
Sr. Herzogl, Durchlaucht zu Sachſen-Coburg ausdrüdlid anges 
wieſen ift. 
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Braunfhweig und Naffau, wie Hannover. 

Medlenburg: Schwerin und Medlenburg:Strelik. 
Die großherzl. medlenburgifchen Höfe erkennen mit verehrendem 
Dank die Abftchten und Gefinnungen, welche der kaiſ. öfterr. Hof 
aufs neue durch die beiden vorliegenden Prafidial-Propofitionen 
bethätigt hat, um ſowohl definitive Einrichtungen zur Ausbildung 
und Befeftigung des Bundes, als provifortiche Maßregeln zur 
nöthigen Aufrechthaltung der innern Sicherheit und Bffentlichen 
Drdnung im Bunde in Rüdficht auf Die Zeitumftände einzuleiten. 
Die Großherzoge von Medlenburg Fönnen mit den dabei auf: 
geftellten Anfichten und Grundfäßen nur völlig einverflanden fein, 
und wollen daher den hier vorgejchlagenen Beſchlüſſen und Gejeß- 
entwürfen unbejchränft beitreten. 

Holftein-Oldenburg, Anhalt und Schwazburg. Ihre 
hochfürftliche Durchlauchten haben den Geſandten angewiejen, Der 
gemachten Präfidial-PBropofition beizuftimmen. In Anfehung der 
zu Mainz niederzufeßenden Gentral-Unterfuhungs-Gommilfion ift 
er von Sr. H. Durchlaucht zu HolfteinOldenburg zu erklären 
befehligt, daß Höchftdiefelben zwar willig den Anfichten Ihrer 
verehrten Mitftände beitreten, indeſſen vorausfeßen dürfen, daß 
eine jolhe Commiſſion die in Sr. H. D. Lande fchwerlich 
Gegenftände ihrer Wirkſamkeit finden würde, den Gerichten Feinen 
Eintrag thun werde. 

Hohenzollern, Lichtenftein, Reuß, Schaumburg: 
Lippe, Lippe und Walded. Obgleich die dieſſeitige Ge- 
ſandtſchaft bis jekt nur von Sr. Durchlaucht dem Fürften Reuß 
älterer Linie die hoͤchſte Weifung erhalten hat, fi) mit dem 
Präfidial-Antrage ohne alle Beichränfung und mit dankbarer 
Anerkennung deſſelben zu conformiren, jo trägt dieſelbe dennoch 
fein Bedenken, auch für die übrigen durchlauchtigſten Fürften 
der 16. Geſammtſtimme der Mehrheit der Stimmen in der 
Bundesverjammlung beizutreten, wie fte von Ihrer Durchlaucht 
den Fürften Reuß jüngerer Linie inftruirt ifl. — 

Die freien Städte, Lübeck, Frankfurt, Bremen 
und Hamburg. Der Gejandte der freien Städte bezeugt 
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gleichfalld Seiner Majeftät dem Kaiſer von Defterreih den 
lebhafteſten Dank für Die auch bei Diejer Gelegenheit zur Er: 
haltung und Verſtärkung des deutſchen Bundes an den Tag 
gelegten wohlwollenden Gefinnungen. Er tritt dem Antrage bei 
auf Snftructiond-Ertheilung zur weitern Berathung und Befchluß- 
nahme nad) den Ferien, über Die angeführten Gegenftände In 
Anjehung der proviforifchen Befchlüffe, worauf zur fihern Er- 
zeichung der in Artikel 2. der Bundesacte bezeichneten Bundes: 
zwede angetragen ift, muß fich der Gejandte in Ermangelung 
einer desfallfigen bejondern Spnftruction darauf bejchränfen, der 
durch die bisherigen Abftimmungen bereit ausgefprochenen Ein- 
flimmigfeit fi) anzufchließen. --- 


Das Verfaſſungsleben im ſüdlichen Deutjchland hatte während 
des Laufes der Carlsbader Verhandlungen Faum recht begonnen 
und war fogleich die merfwürdigfte Erfcheinung für Die ganze 
Nation geworden, ein Semeingut für Alle, an dem auch Diejenigen, 
denen es unmittelbar noch nicht gegeben war, Mitfreude und 
Mitgenuß Hatten. Auf den feten Boden eined vernünftigen 
Repräfentativfyftemd gegründet, maren die jüddeutichen Stände- 
verfafjungen heimische Vorbilder geworden, nad) denen fich die 
norddeutfchen Verfaſſungen, deren Grundlage leider noch bie 
traurige Feudalität war, umwandeln fonnten; Denn Daß die 
legtern nicht halten und genügen Fonnten, war wohl fait Allen 
Har. Männer, wie Aretin, der baierijche Bundestagsgejandte, 
ſprachen fi) in Diefem Sinne unumwunden und öffentlich (in 
der zweiten Kammer) aus: die Feudalverfaſſung ſei ſchwach 
und Traftlos, könne der ftarfen und wirkffamen Bolföver- 
tretung gegenüber nicht lange beftehen; man würde dieſe 
Lehre vielleicht erft der Erfahrung allzu fpät glauben! Man nahm 
aber allgemein an, daß Hannover und Sachſen es fchwerlic auf 
diefe Erfahrung ankommen lafjen würden, Bon Preußens meinte 
man freilih, daß es noch am längften das Repräſentativſyſtem 
zurückweiſen Eönne, nicht weil deſſen Ginführung dort weniger 
nothwendig ſei, fondern weil man fich über die Nothwendigfeit 
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dort leichter verblendete. ‘Die Urfache davon fah man vorzüglid 
darin, daß man von jeher in Preußen gewohnt gewejen, ein 
großes Militärwefen als Die Hauptfache zu betrachten und fich dabei 
zu beruhigen. Dann glaubte man im übrigen Deutfchland ganz 
irrig, daß die Begriffe über freies Staatöleben und aͤchte Ber: 
falfungsform in Preußen noch ſehr zurüd wären, verbunfelt 
von unklarem Hange zum Mittelalter, zu myftifchen Träumereien 
und eingebildeter Volfsthümlichkeit. Die litterarifche Periode 
der Romantif und der zum Syſtem erhobene blinde Sranzofen- 
haß (der ald Kriegsſtimmung, aber auch fonft als nichts, richtig 
in feinen Gründen, und fchön in feinen Folgen gewejen) *) hätten 
die Entwidelung der politifchen Anfichten und Begriffe, deren 
Darftellung und Belebung man doch vorzugsweife dem Verftande 
der neuen Zeit und Dem Vorangehen der Franzoſen verdanfe, in 
Berlin und in Preußen überhaupt ſehr zurüdgehalten. Zwar 
waren nach dieſer Anficht Die Rheinlande als ein lehrreiches 
Uebungsſtück glüdlicher Weile dem preußifchen Staat einverleibt, 
aber ihren Einfluß auf Die alten Länder glaubte man Doch wegen 
der Entfernung noch nicht groß geworden. Dafür jprach aller: 
dings, daß jede Schrift, Die von da kam, ftatt Tebendiger Reg— 
ſamkeit in den Köpfen und Gemüthern zu beflimmten practijchen 
Biel höchſtens ein unficheres Getreibe Der Einbildungsfraft ent- 
hielt, um Jogenannte biftorifche Grundlagen herum, mit denen von 
manchen Seiten her ein ähnliches Götzenweſen gemacht wurde, 
wie in Frankreich mit der Legitimität! Bei dieſen ausgeſprochenen 
Urtheilen fann man es begreiflich finden, daß bald an weiteren 
Aufichub Der repräjentativen Verfaſſung, bald an Errichtung 
bloßer Provinzialftände gedacht murde**), Aber dennoch 


*) Friedrich Wilhelm III. duldete diefe Heußerungen in feiner Gegenwart 
aber niemals. Bergl. Uſedom ©. 19. 

**) Man darf nur Berk im Leben des Freiherrn v. Stein nachleſen, wo 
iebt der Gang der Berfaflungsbeftrebungen in Preußen genau und actenınäßig 
gefhildert ift, um das Urtheil der damaligen Zeit begründet zu finden. Wie 
die Perfönfichkeit des Königs Friedrih Wilhelm HL. hierbei einwirkte, hat 
überaus treffend v, Ufedem a. a. D. ©. 20 u. 21 geidhildert. 
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glaubte Die Damalige Zeit, daß der Drang der Weltverhältnifie 
doch noch wirkſamer fein werde, als die preußiſchen Bedenklicy- 
feiten und jene Umftände, und daß das ganze nördliche 
Deutſchland dem Anftoße, der feit 1789 in der Welt fortwirkt, 
jo gut werde folgen müflen, wie das jünliche, denn jenem feien 
die Anforderungen nur um fo viel näher gerüdt, ſeitdem fie 
in dieſem jchon erfüllt worden wären; Preußen werde nun zwar 
nach und nach die Einwirkungen empfangen, die jeine Patrioten 
lieber von ihm ausgegangen ſehen wollten, e& würde aus dem 
Gemeingut nach und nad) aufnehmen, was durch andere Thätig- 
feit jchon zur größeren Reife gefommen, und aus feinem Schooße 
jo früh nicht hervorbrechen gewollt. Die Hoffnung blieb wach, 
daß man in Preußen nad) und nach erfenne, daß das conftitu- 
tionelle Leben jo verwidelt nicht jet, Die Srtliche Anwendung der 
Grundjäße jo Jchwierig nicht, die Formen der Volfövertretung 
ſo bedenklich nicht, Daß vielmehr in allen diefen Dingen etwas 
allgemein Gültiges Teicht wahrzunehmen fei, von dem man nirgends 
abgehen dürfe, und Das überall hinpaße, eben weil es im Stande 
der europäijchen Cultur gegründet ſei. Das Repräfentativfyften 
fönne nun einmal nicht abgewiefen werden, da ed ſich in ber 
Natur der Verhältniffe unmwiderftehlich aufdringe, und man Tönne 
nicht glauben, daß fein Erfcheinen mit dem der Reformation 
neben anderer Aehnlichfeit auch grade dieſe habe, Daß Die Hälfte 
von Europa noch feudal bleiben Fönnte, während Die andere 
conftitutionell wäre, und Daß auch wieder Deutjchland wie früher 
dad traurige Bild des unglüdjeligen Zuftands geben follte, in 
dem beide Gegenfäße hemmend neben einander fortbeftünden. — 
Diefe Hoffnungen wurden mit einem Schlage durch die Carls⸗ 
bader Beſchlüſſe vollftändig vernichtet. Zuerſt brachten franzöfijche 
Blätter eine Kritie Daran jchloß fich dann nach und nach Die 
deutjche Preſſe, jo lange Dies noch möglich war. Man fagte: 
„In dem Vortrage des Präfidenten am Bundestage findet man 
feine Umſchweife, Feine diplomatiſche Charlatanerie, Feine ab- 
fichtliche Dunkelheit. Die Frage ift mit einer bewundernswürdigen 
Beftimmtheit gejtellt, der Zweck Har ausgeſprochen, Die Mittel 
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freimüthig angegeben. Solche Diplomatifche Offenheit hat man 
noch nie erlebt. Deutjchland Fann feinen Regenten ohne Zweifel viele 
Vorwürfe machen, nur den der Verftellung nicht. Dieſer Gang ift 
zu loben, und dem Syſtem von Heuchelei und Täufchung, welches 
in Frankreich feit dem Anfang der Revolution befolgt worden, 
bei weiten vorzuziehen. Man proclamirte die Souveränetät Des 
franzöfifchen Volkes, ald blutige Tyrannen Das ganze Yand unter 
ihrem Joche hielten. Alle öffentlichen Monumente waren mit 
den Emblenen der Freiheit geſchmückt, während man die Menjchen 
bunt durcheinander in Die Kerfer warf. In einem fpätern Beit- 
punft wurde die Lehre von der Gleichheit öffentlih zur Schau 
getragen, indeß man die Privilegien der Ariftocratie empor zu 
bringen fuchte, und mit der Gonftitution in der Hand, VBerbannungs- 
decrete ausſprach. — In Deutſchland herrſcht wenigſtens Fein 
Widerſpruch zwiſchen Worten und Handlungen. Die abſolute 
Autoritaͤt tritt ohne Verkleidung und ohne Larve auf; und wenn 
fie Schlachtopfer braucht, wird fie fie wenigſtens mit Roſen be- 
fränzen*). Auch bier gibt es individuelle Freiheit von der Art, 
wie Herr Decazes fie Frankreich geſchenkt hatte; Criminaljuſtiz nach 
dem Modell der Prevotalhöfe des Duc de Feltre, und eine 
Prepfreiheit gleich Der, die im Sahre 1814 aus dem Gehirn des 
Abbe Montesquieu entfprang. Aber welche Verfchiedenheit in 
der Sprache der deutſchen Minifter, in ven Motiven, die fie 
aufftellen, in dem Refultat, welches fie ald den Zweck ihrer 
Bemühungen, ankündigen, Weldye antife Einfachheit in der Art 
wie fie ihre Abfichten zu erkennen geben! Mit welcher Ehrlichkeit 
fie jeded Ding bei feinem Namen nennen! Sie erfennen Die 
Gewalt der neuen Meinung an, und rechnen e8 dem Studenten 
zum Verbrechen, Daß fie nicht gegen den Strom des Zeitgeiftes 
ſchwimmen wollen. Sie begraben die Preßfreiheit, ohne ihr auch 


*) Hierzu machte der öfterreichifche Beobachter die hämiſche Bemerkung : 
ba vergäße fie ja die Rolle, die der wohlmeinende Gorrejpondent ihr zufchreibt. 
Nein! Die Schlahtopfer der Demagogen allein haben das Vorrecht, mit 
Blumen gefränzt, mit Ambra geräuchert, mit Nectar getränft zu werben. 
Die Despoten gehen offener zu Werfe. 
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nur eine LXeichenrede zu halten, weit entfernt, von ihrer Wieder⸗ 
aufftehung zu fprechen, erklären fie vielmehr ganz unverhofen, 
daß die Völker fie entbehren können. Sie unterwerfen die Jour⸗ 
nale der Genfur und befehlen dem mainzer Zeitungsichreiber, 
feine Ueberſchift: Fiat lux, zu ftreihen. — Dies ift noch weit 
hinter dem Machiavellismus der franzöfifchen Staatsmänner zurüd. 
Woher diefer Unterfchied in den Formen, da doch die Sadıen fo 
ziemlich diejelben find, hat fie ihren Grund in der Verfchiedenheit 
des National⸗Characters der beiden Völker?“ 

Ju dieſer bitteren Weiſe ließ fich mehr ald eine Stimme hören. 
Dennoch aber meinte man, daß die deutſchen Fürften in einem 
häßlichen Dilemma fic) befänden, daraus vorwärts Eönnten fie nun 
einmal auf dieſem Wege nicht, und jeder Schritt ru dwärts braächte fie 
um Ehre und Reputation. Man glaubte es noch möglich, daß Die 
deutſchen Fürften die ſämmtlichen Minifter, die an jenen Bejchlüfjen 
Theil gehabt, oder auch nur päter ihren Beitritt erflärt haben, 
fortſchicken, und Alles in integrum reftituiren würden! Diefer 
Vorſchlag erregte insbeſondere den Born der metternichjchen 
Preſſe, und rief ihren Hohn hervor. Andere hofften noch, daß 
die Vollziehung der Bundesbejchlüffe würde noch mit manchen 
Schwierigkeiten zu fämpfen haben werben 

Am Ichärfiten ſprach fi) jenoch Das Ausland über die Carls⸗ 
bader Beichlüfle aus. Die franzöfiichen Blätter Jagten geradezu*): 
Die deutfchen Regierungen Hätten in einem Anfall blinder Willkür, 
mit Verachtung aller beſtehenden Geſetze, Formen und Rechte, 
das Abjcheulichfte, was der Despotismus alter und neuer Zeit 
je erſonnen, auf einen Punkt zufammengetragen, in der Abficht, 
den deutjchen Völfern ihre legten Hoffnungen zu rauben, fie in 
die ſchimpflichſte Sklaverei zu flürzen, fie aus dem Gebiet Der 
Menjchheit zu verbannen (les mettre hors de ’humanite). Dies 
empörende Syftem wäre von zwei Mächten, die fich über alle 
Regeln und Schranken hinweggeſetzt und eine offenfundige Diktatur 
ausgeübt hätten, den übrigen Deutjchen Regierungen aufgedrungen 


*) Minerve, Constitutionnel, Ind6pendant, Renommee, Censeur etc. 
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worden; Defterreich hätte Dabei Die Hauptrolle gefpielt, um feine 
ftark bedrohte Herrfchaft über Deutjchland zu retten; man fragte 
fich zitternd, ob Deutfchland etwa das Schickſal von Polen be- 
vorftehe. Die Frankfurter Befchlüffe felbft hätten, durch eine 
treulofe Auslegung der Bundesafte, die heiligften Verheißungen 
gebrochen, und jeder Ausficht auf Verfaſſungen in den einzelnen 
Staaten ein Ende gemacht, — durch willfürliche Ausdehnung der 
Befugniffe Des Bundes, die Souveränetät der einzelnen Fürften 
zertrümmert, zur Aufrechthaltung dieſes Attentat bewaffnete 
Tribunale und herumziebende Executionsmilizen (ses colonnes 
mobiles) gejchaffen, — durch PVertilgung aller Preßfreiheit Die 
legte Spur des Lichtes aus Deutjchland verbannt, — den Unter: 
gang der deutjchen Univerfitäten bereitet, — endlich Durch förnliches 
Inquiſitionsgericht den rechtmäßigen Juſtizgang in allen deutſchen 
Staaten gehemmt, die Bürger einer an fein Gejek gebundenen 
Behörde Preis gegeben, mit einem Worte, die berühmteften 
Attentate der Tyrannei, die Brojeriptionen des Sylla, die Gräuel 
des Tiberius, das des Schredensinftems von 1793 u. ſ. f. in 
Deutichland erneuert. Selbft fremden Staaten hätten Die Urheber 
diefer Beichlüffe gerechten Grund zur Klage gegeben; fie wären 
ein feindfelige8 Manifeſt gegen alle Repräjentativ-Verfafjungen, 
und das Vorfpiel zu ähnlichen Unternehmungen in mehr als einem 
enropäiichen Staate, 

Es ift fehr lehrreich, die officielen Widerlegungen gegen 
diefe in lächerliher Weile über alles Maß binausgehenden 
Angriffe zu betrachten, die jeßt, nachdem Die Gonferenzen bes 
Carlsbader Congreſſes durch Welder und Schaumanı befannt 
find, in einem ganz andern Lichte erfcheinen, ald Damals. Sie 
zeigen, Daß Gen, der Verfaſſer derſelben, fich nicht ſcheute 
geradezu zu lügen. Er jagte nämlich im öfterreichifchen Beobachter: 
„Die Gonferenzen zu Carlsbad, wo die Beichlüffe vorbereitet 
wurden, hatten ihren Urjprung feinem vorherrſchenden Einfluffe, 
auch Feiner fünftlichen Veranftaltung zu danfen; fie bildeten ſich 
in vollkommener Freiheit, ohne Präliminarien, ohne verabredete 
Formen, ohne vorher beftimmten Plan. Die dorthin gefendeten 
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Minifter ftellten vom Anfang bis zun Ende ihrer Berathfchlagungen 
ein Beifpiel von Webereinftimmung der Grundfäße, Cinheit der 
Anfichten, Gleichförmigkeit der Zwecke, und Fülle des wechfel- 
jeitigen Vertrauens ihrer Höfe auf, welches, in den Staatöver- 
bandlungen unter allen Umftänden jelten, in Deutjchland bei 
mannichfaltig getheiltem Intereſſe der einzelnen Regierungen, nod) 
kurz zuvor ald unmöglich betrachtet worden war *). Cine jo 
unerwartete, jo merfwürdige Ericheinung läßt ſich nur durch ein 
tief gefühlte gemeinfchaftliches Bedürfniß, nur durch eine ge 
meinjchaftliche lebendige Anjchauung der Wahrheit und Noth- 
wenbigfeit der Sache, nicht Durch Das Uebergewicht einzelner 
Theilnehmer, nody durch Diplomatifche Meberredungsfünfte oder 
geheime Negotiationdmittel erklären. Die deutjchen Fürſten find 
aufgeklärt genug, um zu willen, auf welchen Wegen Staaten zu 
Grunde gehen, und mit welchen Grundjägen fie beftehen können; 
es bedurfte, um dieſes Grfenntniß in ihnen zu weden, feiner 
Diktatur irgend einer präponderirenden Macht. .... Was 
Defterreich insbeſondere betrifft, jo wird freilich Jeder, der deſſen 
anfpruchlojen und gewiſſenhaften Gang in allen bisherigen Ver⸗ 
handlungen des deutjchen Bundes nur einigermaßen fennt, über 
die Lächerlichkeit der Anklage, es habe feine wanfende Ober⸗ 
berrichaft in Deutjchland von Neuem befeftigen wollen, gerechtes 
Erſtaunen äußern; gleichwohl ift es jo unnatürlich nicht, daß Die 
StaatSmänner der Minerva, des Gonftitutionnel und Andern 
ihre8 Gleichen, zu jo verzweifelten Grflärungsmitteln ihre Zuflucht 
nehmen. Diefen Herren ift e8, nach ihrem eigenen naiven Ge- 
ſtaͤndniß, unbegreiflich, wie Defterreich, das von den Fortichritten 
ihrer Lehren, und von den Gabalen ihrer Freunde weit weniger 
als andere deutfche Staaten bedroht war, in Diefer Sache Stimme 
erheben konnte. Denn daß ein Sounerän fich durch andere 
Gründe, als eigene augenfcheinliche Gefahr, oder eigenen unmittel- 
baren Gewinnft beftimmen lafjen Fönnte, ſcheint ihren liberalen 








*) Man vergleiche dazu oben ©. 247 ff, wo wir aus Schaumanns Dar- 
ftellung das Nöthige beibradhten. 
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Gemüthern ein vollfommenes Rätbjel zu fein. Bon diefen vor- 
läufigen Bemerkungen gehen wir zu einer kurzen Prüfung der 
Beſchlüſſe felbft, Doch nur in Bezug auf jene verläumbderifchen 
Anklagen über, die zur Ehre Deutfchlands nicht ungerügt bleiben 
fönne. Unter den frohen und rechtmäßigen Erwartungen, welche 
der Untergang napoleoniſcher Herrſchaft in Deutjchland rege 
gemacht hatte, war auch Die, Daß jo weit ed nach der Auflöfung 
des alten Reichsverbandes, und vielfältigen Revolutionen der 
‚Territorialhoheit gejchehen konnte, die ehemaligen fländifchen 
Verfaſſungen, nad) den Bedürfniſſen der Zeit modiftcirt und ver: 
ftärft, auf den Trümmern des Rheinbundes wieder hergeftellt, 
und da, wo die Umflände dies nicht zuließen, neue, im Geiſt der 
frühern gebildete geftiftet werden würden. Dahin giengen in den 
Jahren 1813 und 1814 die Wünjche und Hoffnungen aller Ein- 
ſichtsvollen und Wohlgelinnten in Deutfchland. Nur in dieſem 
Sinne, und ficherlich in feinem andern, Eonnten jene VBerheißungen 
gemeint fein, aus welchen man in }pätern Zeiten Die verfehrteften 
und abentheuerlichften Folgerungen gezogen, und Stoff zu taufend- 
fältig wiederholten Auflagen gegen die edelſten deutſchen Fürften 
geichöpft Hat. Es may dem Fünftigen Gejchichtsforjcher vorbe⸗ 
halten bleiben, nach glaubwürbigen Urkunden auszumitteln, won 
wen denn eigentlich, wo, wann, in welchen Worten, in welchem 
Sinne jene fo viel beiprochenen und fo jelten zu Tage gefommenen 
Berheißungen ergangen find. Gewiß bleibt immer, daß die erite 
ausbrüdliche, mit gejebliher und völferrechtlicher Sanction ver- 
jfehene, mithin wahrhaft verbindliche Erklärung über Die confti- 
tutionellen Verhältniffe der deutjchen Staaten diejenige war, 
welche der 13. Artifel der Bundesafte enthält. Die der Bundes- 
verfammlung übertragene Erläuterung diejes Artikels konnte Feinen 
andern Zwed haben, ald den, den wahren Sinn defjelben gegen 
falfche Auslegungen zu vindiziren, den Begriff einer landftändifchen 
Verfaſſung nicht nach irgend einer willfürlichen Theorie, fondern 
jowie er von jeher in der Gejchichte, im Staatsrecht, in der 
Sprache der deutjchen Völker beftanden und gelebt hatte, aufrecht 
erhalten, und in einer Angelegenheit von jo großem Gewicht, 
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wenigſtens fünftigen Irrthümern und unheilbarer Verwirrung 
vorzubeugen; ein Geſchaͤft, das nur zu wohlthätigen Reſultaten 
führen, und feinen Freund gejegmäßiger Freiheit und ächter 
Repräjentation einen Augenblid beunruhigen Fan. Was hat nun 
dieſer untadelhafte Schritt mit gebrochenen Verheißungen, mit 
betrogeuen Erwartungen, mit Unterdrüdungsplanen und allen den 
frevelbaften Bejchuldigungen gemein, wodurch man Unwiſſende 
zu verführen und ſchwache Gemüther zu erfehüttern jucht? Wir 
finder im Text der. Präfidialpropofition fein Wort, das den 
leifeften Vorwand dazu hergäbe. Heißt e3 die landftändiichen 
Berfaflungen aus Deutjchland verbannen, wenn man den Wunſch 
äußert, „daß fie in allen den Bundesftanten, wo jie nicht bereits 
ihre feſte Exiftenz haben, ohne weitern Aufenthalt, ja mit ver: 
doppelter Thätigfeit ind Werk gerichtet werden möchten?“ Heißt 
ed, aus treulofen Abfichten Unmögliches fordern, wenn man aus- 
drüclich anerkennt, „daß der 13. Artikel nicht in allen Bundes- 
ftaaten in gleichem Umfange und gleicher Form vollzogen werden 
konnte“. Nein! die einzigen beflimmt ausgejprochenen Bejchrän:- 
fungen find die, „Daß fie der Aufrechthaltung des monarchijchen 
Prinzips und der Aufrechthaltung der Bundeseinheit nicht wider: 
jprechen ſollen“. Sa nur der, welchem der Umſturz der Throne, 
aber die Anarchie, in Deutichland willlommener wäre, hat = 
Recht, ſolche Beichränfungen zu verdammen. 

Die im zweiten Abjchnitt der Prafidialpropofition ausge 
ſprochenen Grundjäße über Die gejeßgebende Kraft Der Bundes: 
bejchlüfje fließen jo unmittelbar und nothiwendig aus der Natur 
eines, Staatenvereind, und ſtehen der Aufrechthaltung der vollen 
Souveränetät der einzelnen Bundesglieder fo wenig im Wege, 
daß es Feiner großen Beiftesanftrengung bedarf, fie zu rechtfertigen, 
Bur volljtändigen Berichtigung der über diefen Punkt noch ob: 
waltenden Mißverftändnifje ift bier nicht der Ort. Wir bejorgen 
ohnehin nicht, daß irgend eine deutfche Regierung ihren fichern 
und würbdevollen Standpunkt im dentſchen Bunde verfennen und 
den eiteln Borfpiegelungen derer, welche die Lofaljouveränetät 
als durch die Bundesautorität bedroht darftellen, Gehör geben 
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follte. Um bierüber ganz beruhigt zu fein, Dürfen wir und nur 
erinnern, von welcher Seite die Klagen über Die vermeinte Un— 
verträglichfeit der dem Bundestage beigelegten Gewalt mit den 
einzelnen Zandesverfaflungen zuerft ausgingen, mit welchen Gründen 
man dieſe Klagen zu unterflügen fuchte, und wie wenig Die, welche 
fie anftinınten, von dem Wunfche oder Treiben, für Regenten- 
macht zu Fämpfen, bejeelt waren, Sehr wünfchenswertb aber iſt 
ed, die Grundloſigkeit folcher Darftellungen, wovon unwifjende 
oder feindjelig gefinnte Ausländer Stoff bernehmen, den innern 
Buftand Deutjchlands mit den ungünftigften Farben zu jchildern, 
im deutſchen Publikum allgemein erfannt, und unter und wenig- 
ftend das Verhältuiß zwilchen dem Bundesverein und den Darin 
begriffenen einzelnen jouveränen Staaten in feiner wahren Geſtalt 
abgefaßt werde. Wenn der Bundestag ald Nepräfentant der 
deutſchen Yöderativmacht allgemein gültige Beſchlüſſe zu fallen 
berechtigt ift, jo darf ed ihm auch an den zur Vollziehung der⸗ 
jelben erforderlichen Mitteln nicht fehlen. Dieſer Satz ift nir- 
gende angefochten, vielmehr ift über Die Abwajenbeit foldyer Voll- 
ziehungsmittel, als über eine wefentliche Xüde in der Bundes— 
verfafjung, häufig geklagt worden, Lie in Diejer Hinficht jekt 
angeordneten proviforischen Maßregeln können um jo weniger 
Anftop geben, als fie fich bloß auf Bejchlüffe, welche die Erhal- 
tung der innern Ruhe und Sicherheit in Deutfchlaud zum Zweck 
haben, bejchränfen. Won bewaffneten Tribunälen, wandernden 
Exekutionskolonnen und allen ähnlichen, in den verbrannten 
Gehirne franzöſiſcher Demagogen erzeugten Schredbildern, ſehen 
wir nirgends eine Spur, überlafjen und auch in voller Zuverficht 
der Durch die Eintracht der Fürften und das Uebergewicht der 
Gutgeſinnten hinlänglich gerechtfertigten Hoffnung, daß der Bun- 
destag fo Leicht nicht in Den Fall Eommen werde, die ihm anver: 
trauten außerordentlihen Vollmachten zu gebrauchen. — 

Es ift jchon oben*) bemerft, Daß die weſtlichen Kabinette, insbe: 
jondere Frankreich, in den Carlsbader Betchlüffen einen Act der Dro⸗ 





*) ©, 269. 
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bung gegen fich fahen. Wenn auch in dieſen Befchlüffen und in der 
Aufftellung der Beweggründe, welche fie veranlaßte, Alles was 
einen Tadel auswärtiger Verfaflungen und Gejeßgebungen, oder 
nur einen Winf darüber ähnlich gejehen hätte, aufs Sorgfältigite 
vermieden war; und wenn auch ausdrücklich, zu wiederholten 
Malen, erinnert wurde, daß fie, auf die eigenthümliche Lage der 
deutfchen Bundesſtaaten berechnet, in den Bedürfniffen Deutfch- 
lands ihre alleinige Erklärung und Rechtfertigung fänden; ja 
wenn auch behauptet wurde, daß die Staatdmänner, welche an 
diefen Maßregeln Theil hatten, in den jeltjamften Widerſpruch 
mit jich ſelbſt verfallen fein würden, menu fie auf der einen Seite 
die unglüdliche Sucht, fremde Formen und Mufter nadyzuahmen, 
als eine der Hauptquellen der Mißverſtaͤndniſſe und der Unzu— 
friedenheit in Deutjchland bezeichnet, und doch auf der andern 
Seite fremden Staaten die Grundfäße, welche Deutjchland zur 
Richtſchnur dienen mußten, aufzudringen getrachtet hätten, jo Tieß 
ich Damit das Ausland dennoch nicht beruhigen. Oeſterreich 
behauptete, daß der Geift, der dieſe Bejchlüffe unverkennbar ge- 
leitet habe, ein Geift der Erhaltung, der Befefligung, der Zucht 
und Ordnung, der wohlverflandenen Volksliebe und der wohl: 
verftandenen bürgerlichen Freiheit, — nicht von der Wohlfahrt 
Deutfchlandg allein, ſondern von der Sicherheit und Forttauer 
der Jämmtlicdyen Staaten, wie fie auch übrigens Eonftituirt fein 
mögen, ungertrennbar fei; und daß, wenn tiefer Geift nicht allent- 
halben in Europa die Oberhand behielte, eine Wildniß voll 
blutiger Ruinen das einzige Vermächtniß fein werde, das unfrer 
Nachkommenſchaft warte. In dieſer, nur in Diefer großen Bezie⸗ 
hung, müßten die in Deutſchland gethanen Schritte bei allen 
aufgeflärten Freunden des Rechtes und der Ordnung, bei allen 
wahren StaatSmännern in Frankreich, den wohlthätigen Eindrud 
machen, Allein das Ausland verharrte in feinem gerechten Miß- 
trauen. Es war in Württemberg nicht ganz unbekannt geblichen, 
daß Graf Winzigerode die hauptjächlichite Oppofition gegen Die 
Entwürfe zur gänzlichen Vernichtung der neuen DVerfaflungen 
gemacht, und daß der König fich jehr ungern entjchlofjen Hatte, 
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feine Einftimmung zu den franffurter Septemberbejchlüffen zu 
geben. Daß er gegen einzelne Artikel Der neuen Executionsord⸗ 
nung proteftirt, haben wir ſchon oben in ver Negiftratur zur 35. 
Situng der Bundesverfammlung geſehen. Es ſchien von Würt— 
temberg aus eine wohlüberlegte Oppoſition gegen das Metter- 
nichjche Syſtem, welches auch Preußen damals verfolgte, ſich 
anzubahnen. Wie die Angelegenheit im Lande jelbft angejehen 
wurde, zeigt folgende an Den König gerichtetebiäher ungedrudte 
Adreffe einer jehr großen Anzahl von DOfficieren, welche ſich 
in Ulm verfammelt hatten. 
Königlihe Mafeftät ꝛc. ꝛc. 

Die gehorfamft unterzeichneten in Ulm anwefenden Officiere 
nähern fih dem Throne, um bei dem tiefen Schmerz, womit Die 
in der 35. Sißung der deutſchen Bundesverfammlung gefaßten 
Beichlüffe, das Königreich Württemberg jo wie ganz Deutjchland 
erfüllt haben, die Gefinnungen der ehrfurchtsvollen und innigften 
Anhänglicyfeit, Des unbegrängten Vertrauens, der unverbrüchlichften 
Treue und des eifrigften Gehorfamd Ew. Königlichen Majeftät 
auszudrücken. Ew. Königliche Majeftät, geleitet von den groß- 
finnigen Anfichten, welche der Erhabenheit ihres Geiſtes und der 
Reife des Jahrhunderts entjprechen, hatten den Entſchluß gefaßt, 
die wahren Beziehungen der Negterung zu den Stantdangehörigen, 
die gegenfeitigen Rechte und Pflichten beider, einer gemeinschaft: 
lichen und unbefangenen Unterfuchung zu unterwerfen, und auf 
diefen Grund Die Grrichtung eines freien Verfafjungsvertragg 
zwilchen König und Volk zu genehmigen. Der Erfolg hat das 
Ihöne Unternehmen gerechtfertigt zum ewigen Ruhm Ew. König: 
Iihen Majeftät, zur Ehre des Volks und zur Beichämung der- 
jenigen, welche aus engherzigen felbitfüchtigen Anfichten Die Gegen: 
wart und die ganze Menſchheit verläumden. | 

Die Verfaſſung, welche den Württembergern zu Theil wurde, 
trägt das Gepräge ihrer reinen Abflammung, fie ift gezeugt von 
dem Geifte der Wahrheit und empfangen von der Liebe des 
Nechts, fie fichert dem König alle Mittel einer erjprießlichen 
Wirkfamkeit und befchüßt das Volk vor dem Mißbraud, ber 
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Macht und den Umgriffen der Willkür. Dem Lebten ift ein 
angemeſſener Theil der Geſetzgebung zuerfannt, es zahlt Keine 
anderen Abgaben, als welche von feinen Abgeordneten als noth- 
wendig erachtet werden, die Sicherheit der Perſon und des Eigen: 
thums iſt jedem einzelnen verbürgt, Die Freiheit des Denkens, 
des Menjchen unveräußerlicyes Vorrecht, aus welchen die Gedan- 
fenmittheilung von jelbft fließt, ift unummunden ausgefprochen. 
Dem Könige ift neben den übrigen Befugniffen, die Seinem hoben 
Wirfungsfreis zujagen, das jchönfte Der Rechte — jenes der 
DBegnadigung eingeräumt, zur erhebenden Andeutung, daß Gein 
edelfter Beruf in Wohlthun beiteht. 

Als diefe Verfafjung, das Werk der Aufflärung eines un- 
getrübten Willens, durch die feierlihe Annahme Em. Königlichen 
Majeftät, ſowie durch jene der Abgeordneten des Volkes zum 
‚ Unterpfande des Füuftigen Glüdes gereichet war, Da feierte jedes 
vedlihe Gemüth den Sieg des Lichts über die Finfterniß, ein 
allgemeiner Jubel erfhol durch das ganze Land und jeder 
Württemberger dankte mit einer Freudenthräne dem Himmel, 
deſſen Segen er zugleich für feinen König zur Vergeltung des 
Guten erflehte. 

Aber mitten in den Kreiß der ungeheuchelten patriotijchen 
Freuden trat auf einmal das fremde Geſpenſt der Bundes: 
befchlüffe und füllte jede Bruft mit bangen Beſorgniſſen. 

Der Württemberger fiehbt das Heiligthum feiner Verfaffung 
angegriffen und Die höchiten Güter gefährdet, die ihm durch jene 
verheißen find. 

Der Gedanke, welchen Ew. Königliche Majeftät ſchon lange 
vor dem Abſchluß der Verfaſſung aus eigenem Antriebe Der 
Meisheit freigegeben Hatten, ſoll auf fremdes Anfinnen wieder 
in fehmähliche Feſſeln gejchlagen werden! Der Sicherheit der 
Perſon und des Eigentums droht Vernichtung! Der Württem- 
berger jol feinen verfafjungsmäßigen Rechten entzogen und vor 
eine fremde Spnquifttion in Das Ausland geichleppt werden, um 
dort nach unbekannten, unmwürttembergilchen Geſetzen, oder nach 
den Eingebungen der Willfür das Urtheil zu empfangen! Es 
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fol ihm fogar der Weg der Gnade zu dem Herzen des Königs 
verfperrt werben! Ä 

Der befte, der nüßlichfte Bürger fol der Verfolgung Der 
Gentral-Sommiffion zu Mainz preisgegeben werden, wenn er das 
Unglück bat den fremden Machthabern, vielleicht gerade wegen 
feinen Tugenden zu mißfallen ! 

Die Bundesverfammlung maßt fich, in Anfehung des Gedan- 
fenverfehrg, Die oberfte Staat3-Aufficht an, indem fie Die Befug- 
niffe anfpricht, nach eigenem Gutdenken jedem Beitjchriftiteller, 
der vielleicht unbewußt und unfchuldig, ſich ihre Mißbilligung 
zuzieht, feinen gemeinnüßigen Nahrungserwerb zu unterjagen. 

Die Unabhängigkeit des Thrones ſelbſt ſieht man Durch dieſe 
Angriffe angetaftet und noch andere Uebel fürchtet man von Der 
Entwidelung der nahen Zukunft. Fremde Regierungen, welche 
das Glück des württembergifchen Volkes mit Schmähjudyt be- 
tradhten, ohne ihren eigenen Unterthanen dag nämliche zu gönnen, 
wollen ed wagen, der Weisheit und Güte Em. Königlichen 
Majeftät Gränzen zu jegen, fie möchten Ew. Königlichen Majeftät 
gerne das Maß vorschreiben, mit welchen Höchftdiejelben Ihrem 
Volke Aufklärung und Recht zumefjen follen; fie wollen die Kort- 
Ichritte Des württembergifchen Volkes auf der Bahn zum Beften 
hemmen, weil fie wegen geiftiger Trägheit und Verblendung die 
Mühe jcheuen mit denfelben zu wetteifern; fie möchte gerne Das 
Gute von der Erde vertilgen, um ihre eigene Schande weniger 
auffallend zu machen. 

Die Menjchheit trauert über dieſes finftere Werk der Arglift 
und Verfehrtheit und wenn die Gefchichte einft über Die gegen: 
waͤrtige Zeit Gericht halt, dann wird fie in Die Wagfchale der 
firengen Gerechtigkeit Die fehwere Anflage Diejes ſündlichen 
Frevels legen. 


Bei den allſeitigen Angriffen auf den Namen und auf das 
Glück der Deutſchen, in dieſer Zeit drohender Gefahr, richtet 
das württembergiſche Volk vertrauensvoll den Blick auf ſeinen 
König und hofft mit Zuverſicht, daß Er ſein Wort und die 
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Seinigen ſchützen und ein mächtiger Hort für Recht und Wahrheit 
ericheinen werde, 

Das württembergifche Volk trägt in ftolzem und danfharem 
Bewußtſein den Beweis der Liebe und Achtung, welchen der 
König ihn großmüthig Dadurch ertheilte, daß er ihm zum freien 
Verfaſſungs-Vertrag die Hand geboten, und den Rang neben den 
aufgeflärteften Völfern Europas angewiejen hat. Es verfteht 
und verdient diefe fittliche Würdigung, und es follte jebt Die 
Schmach erdulden, daß fremde Minifter fi in thörichten 
Wahne vermefjen, dafjelbe geringer auszuprägen und mit frechem 
Beginnen den Freiheitsbrief zu zerreißen, den fein König ihm 
ſelbſt ausgeftellt hat? Dann wahrlid) würde es die ehrende 
Meinung des Königs auf ewig verwirfen, wenn e8 den Gedanken 
ertragen könnte, bis zum Sclaven auswärtiger Willfür herab: 
zufinfen. Seinem Könige allein will es vie Leitung feines 
Schickſals anvertrauen, und für Shn, der fein Glück verbürgt, 
ift e8 bereit Gut und Blut freudig zu opfern. Und wir, die 
gehorjamft Unterzeichneten, Die den jchönen Beruf haben, auf Den 
Defehl des Königs, die Unabhängigkeit und Ehre des Vaterlandes 
zu verfechten, wir find von gleichen Gefinnungen bejeelt und 
harren des Winks der ung erlauben wird, unjere Beilimmung zu 
erfüllen und unjern Mitbürgern unfere Schuld abzutragen. 

Wenn wir in den vergangenen Feldzügen dem königlichen 
Führer in Die Schladht gefolgt find und wir und Seiner und des 
württembergifchen Namens nicht unwerth erwiejen haben, Dann 
hoffen wir, daß Ew. Königliche Majeftät auch jebt und würdig 
finden werden, für Die heiligften Güter eine mündigen Volkes 
und Der ganzen Menjchheit, in den rühmlichiten Kampf zu geben. 
Der Erfolg Fanıı nicht zweifelhaft fein. Der Himmel unterftüßt 
die gerechte Sache. Auch ift das Heer Ew. Königlichen Majeftät 
keineswegs ald eine unzureichende Streitmacht zu halten, Denn 
das ganze Volk wird begeifterungsvoll unfere Neihen verftärken, 
und was auch dann der Zahl noch abgehen Fönnte, Das wird 
unerjchütterlicher Entſchluß erſetzen. 

Wir alle werden zu ſterben wiſſen, und es gibt keinen 
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Wirttemberger der die Schande überleben möchte, von der Er: 
niedrigung des Vaterlandes Zeuge zu ſein. 
Mit Sott und unferm Könige für Wahrheit und 
unjer Red! 
E. K. M. ꝛc. ꝛc. 


> Eine eigentliche Oppoſition gegen die Carlsbader Beſchlüſſe 
ging alſo allein von Württemberg aus, die beiden Nachbaritaaten, 
welche ein Intereſſe gehabt hätten, dafjelbe zu unterftügen, Baiern 
und Baden mit ihren Repräfentationd:VBerfaffungen, in jofern man 
diefe fo bezeichnen darf und nicht vielmehr ald neuftändijche 
Berfallungen, waren eingejchüchtert. Ohne die Oppofition Würt- 
tembergs würde aber das Endrefultat des Carlsbader Congreſſes 
noch weit trauriger geworden jein, als ed jo ſchon war. 
Der neuen proviforifchen Executionsordnung, welche ebenfall3 ein 
Earlsbader Erzeugniß war, wurde die gefährlidhite Spitze in 
Bezug auf die ſüddeutſchen Verfaffungen gebrochen; man durfte 
nicht wagen, mit einem Artikel VII. und VIU.*) derſelben gegen 


*) Mir laſſen die VII. Artikel der proviforiichen Grecutionsordnung in 
Beziehung auf den 2. Artikel der Bundesacte (vom 20. Septbr. 1819) hier 
in der Anmerkung folgen, da fie zum Berftändniß unferer Ausführung noth- 
wendig find. 

Art. I. Bis zur Abfalfung einer definitiven, in allen ihren Theilen 
vollendeten Executions-Ordnung, foll die Bundesverfammlung durch gegenwärtige 
proviforifche @inrichtung befugt und angewiefen fein, allen ihren Bejchlüffen, 
bie fie zur Schaltung der innern Sicherheit, der öffentlichen Ordnung und 
zum Schuß des DBeftgftandes (bis zum betretenen rechtlichen oder gerichtlichen 
Mege) zu fallen fich für Hinlänglich veranlaßt und berechtigt Hält, die gehörige 
Folgeleiftung und Bollziehung auf nachftehende Weile zu fichern. 

Art. II. Zu diefem Ende wählt die Bundesverfammlung jedesmal für 
den Zeitraum von ſechs Monaten aus ihrer Mitte eine Commiffion von fünf 
Mitgliedern, welche auch während der Ferien in Thätigfeit bleibt. 

Art. II. An fie gelangen alle Eingaben und Berichte, Propofitionen 
und Anfragen, welche auf die Bollziehung der gefaßten Beſchlüſſe Bezug 
haben. 
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einen König von Württemberg vorzugehen. Der eigentliche 
Zwed Metternich, die neuen ſüddeutſchen Verfaffungen 


Art. IV. Die Commiffion theilt nad) erftattetem Wortrage in der Vers 
jammlung, während ber Ferien aber den betreffenden Bundesſtaaten durch 
deren Bundestagsgefandten, oder die Subflituten berfelben, alles dasjenige 
mit, was fi auf den unterbfiebenen oder unvollftändig erfolgten Vollzug der 
Bundesbefchlüffe bezieht, und erwartet, wenn aus foldyen Anzeigen Gervorgeht, 
dag in einem gegebenen alle die Beſchlüſſe unvoflzogen geblieben, ober uns 
vollftändig vollzogen worden jind, innerhalb eines, nad Beichaffenheit der 
Umftände anzuberaumenden, kurzen Termines, die Anzeige von ber erfolgten 
%ollziehung. 

Art. V. Geht aus der Erflärung des Bundestagsgefandten hervor, daß 
der betreffende Bundesſtaat der Meinung ift, die vorliegenden Bundesbeſchlüſſe 
feien auf den angegebenen Ball überhaupt nicht, oder nicht in der bezeichneten 
Ausdehnung anwendbar; fo begutachtet den Ball die Commiſſion, und vers 
anlaßt einen Schluß der Bundesverfammlung, welcher dem Gefandten des 
betreffenden Bundesftaats, um die Vollziehung zu veranlafien, mitgetheilt 
wird; diefer hat, wie in dem vorigen Artikel, den erfolgten Bollzug der Ber: 
fammlung in einem zu beftimmenden Termine anzuzeigen. 

Art. VI Wenn fi ein einzelner Bundesftaat zu der Anzeige veranlaßt 
jieht, oder wenn fich aus Thatverhältniffen, welche zur Kenntniß der Bundes- 
verfammlung gelangen, ergibt, daß Bundesbejchlüffe darum in einem einzelnen 
Staate nicht vollzogen werden, weil Localverordnungen ihnen entgegen zu 
ſtehen fcheinen, in einem folchen Falle aber die Regierung nothwendig erachtet, 
auf Dazwifchenkunft der Bundesverfammlung anzulragen, oder bie Bundes- 
verfammilung feldft dieſerhalb einzufchreiten für erforderlich Hält; fo befchließt 
auf Vortrag der Commiſſion, welche den betreffenden Bundestagsgefandten 
zuvor noch mit feinen Bemerfungen hören, und über die vorliegenden Anftände 
vernehmen wird, die Verſammlung über deren Anwendung oder Modification 
in Beziehung auf den vorliegenden Ball, und gibt. von dieſem Beſchluſſe dem 
betreffenden Bundestagsgejandten Nachricht, welcher nad) den, in den Art. 4 
und 5 enthaltenen Beftimmungen den Vollzug in dem feftzufeßenden Termine 
der Berfammlung anzuzeigen hat. 

Art. VII Geht die Nichtvollziehung der Beichlüffe in einem einzelnen 
Bundesſtaate aus einer Widerfehlichkeit der Staatsangehörigen und. Untertanen 
hervor, welche die betreffende Landesverwaltung nicht zu heben im Stande ift, 
jo befchließt die Bundesverfammlung, wenn die Commifton zuvor fidh über 
die vorliegenden Berhältnijfe mit den betreffenden Bundestugsgejandten in 
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zu vernichten, war aljo nicht erreiht. Ohne die Oppo— 
jition de8 Grafen v. Winpigerode und v. Wangenheims 
in Carlsbad und Franffurt würde diejer Zwed ohnfehl— 
bar erreicht worden jeien. Hierin liegt unftreitig ein 
jehbr großes Verdienft Württemberg um die eigents 
lichen deutſchen National-Intereſſen. 

Die Feudal-Ariſtokratie im Bunde mit der abſoluten Gewalt 
der Fürſten, hatte einen neuen Sturm auf die heranreifenden 
Volksfreiheiten gemacht. Das Königthum erkannte nicht, daß Lie 
wahren Sintereffen der Völker die Grundlagen feien, auf welchen 
ed allein ruhe, es machte fich zum Beſchützer einer privilegirten 
Klaſſe, ftatt fie in die conftitutionellen Schranfen zu bannen, in 
weldyen die Ariftocratie in England fich bemegte, wo fie das 





Ginverftändniß gejegt haben wird, nach verhergegangenem Gummiffions-Bertrage 
der Lage der Sache angemefjene Debortatorien, auf welche fobann, wenn fie 
in dem zu beflimmenden Termine unbeachtet blieben, ober in fo weit bie von 
dem betreffenden Bundesftaate ſelbſt angewendeten Mittel nicht zureichend find, 
bie militärische Affiftenz durch in das Gebiet des Staates einrüdende Bundes⸗ 
truppen erfolgt. ; 

Die Bunbesverfjammlung Kat nach den obmwaltenden Verhältniſſen und 
auf einen vorhergegangenen Commiſſtons-Antrag fowohl die Zahl ber zu 
ftellenden Truppen, als die zu deren Stellung verpflichteten Bundesſtaaten zu 
beftimmen. 

Der Rückmarſch der Truppen geſchieht nad) erfolgter und gehörig ver- 
ficherter Bollziehung der Bundesbeichlüfie. 

Art. VIIL Liegt der Grund der Nichtvollziehung der Bundesbeſchlüſſe 
in einer Weigerung ber betreffenden Bundesftaats-Megierung,, die Bundesbe⸗ 
ſchlüſſe zu vollziehen, fo erfolgen Debortatorin und wirkliche militärifche 
Bollziehung auf die in dem vorhergehenden. Artikel bezeichnete Art, mit dem 
Unterfchiede, daß Ddiejelben gegen bie Regierung des Bundesſtaats ſelbſt ge⸗ 
richtet werden. 

Die Koften, welche den Zwed der nothwendig gewordenen militärifchen 
Bollziehung nicht überfchreiten bürfen, und blos auf den wirklichen Aufwand 
zu beichränfen find, hat der betreffende Bundesſtaat zu tragen; aud ernennt 
in diefem Falle die Bundesverſammlung sine Special⸗Vollziehungs⸗Commifſion, 
welche die Erecution leitet, und über den Gang berfelben an die Bundes: 
verfammlung berichtet. 
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Gleichgewicht zwifchen Dem demokratischen und monarchiſchen Princip 
aufrecht erhielt. Indem das Königthum in dieſem Sinne, wie 
es jebt aufgefaßt wurde, eigentlich eine Neuerung in Deutichland, 
die alleinige Rechtmäßigkeit der altftändijchen Verfaſſungen be⸗ 
bauptete, hätte es gewillermaßen von den unzähligen Mebiatifirten 
als eine ufurpirende Macht angefehen werden müfjen! Die deutjchen 
Fürften ſahen die großen Gefahren nicht, welches ein Syitem 
mit fich führen mußte, deſſen Tendenz auf Erweckung gänzlid 
erftorbener Verhältniffe ging; die traurigen Erfahrungen Franf- 
reich8 und Spaniens waren für fie verloren. Und doch hätte 
fie das Lob der ultraroyaliftiichen franzöfiichen Blätter warnen 
jollen! Es hätte Die Bejorgniß der franzöfiichen Regierung, daß 
ihr die Orundfähe des Carlsbader Congreſſes ebenfalld zugerechnet 
wurden, und deßhalb Die in ihren Preß-Organen erjcheinende 
jehr definitive Zurückweiſung dieſer Grundfäße zur Erkenntniß 
führen Eönnen!*) Don alle dem nichts. 

Deiterreich glaubte, Daß Der deutſche Bund an Einheit und 
die deutfche Bundesverfammlung an Kraft und Nachdruck, verfteht 
ih zum Vortheile Defterreih8 gewonnen habe. Es Fönne jeßt 
doch zu einem Beſchluſſe Fommen, ohne daß eine Einftimmigfeit 
nöthig wäre und deren Beſchlüſſe ſtänden nun auch die Mittel 
zur Vollziehung zur Seite. Der Bund fei nun enger verbunden 
und an die Stelle der vielen Souveräne konne nun in allgemeinen 
vaterländiichen Ungelegenheiten ein allgemein fouveräner Wille 
treten. Der Erfolg bat anders gelehrt. Metternich ſollte noch 
den Sturz feined Syſtems felbft erleben und tie Früchte feiner 
Politik wird ficherlih unfere Zeit in nod) ganz anderem Maße 
in dem Geſchicke der öflerreichifchen Monarchie erbliden. 

Sorafältig hatte man in Carlsbad alle Bejchwerben, die 
man von Dben gegen Unten zu haben vermeinte, aufgezählt, alle 








*) Der Moniteur fagte in einem Leitartifel vom 9. October 1819: In 
Frankreich ift folches ein für allemal ganz unanmwendbar. Wir Fönnen aus 
innerer leberzeugung jagen, in Guropa ift der Despotismus nicht mehr zu 
fürchten, aus der Haupturſache, weil er allenthalben verbrängt ift, oder nicht 
Beftand haben Fann, fogar in Spanien nidt. 
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Sünden von diefer Seite gerügt; die Fürften hatten ihre Ver: 
treter, nicht aber Das Voll. Waren denn aber die Hoben allein 
Chriften, die Niedriggeborenen Heiden? Hatte denn das Volt 
feine gerechten Bejchwerden ? Die Regierungen Fönnen den Ieben- 
digen Geift im Wolfe nicht tödten, wenn fie nicht: ihre eigene 
Kraft tödten oder lähmen wollen. Dieſen Geift kannten fie Leider 
aber nicht; denn unter allen Kenntniſſen der leitenden Staats: 
männer damaliger Seit fehlte die hauptſaͤchlichſte — die Kenntniß 
des Volkes, 

Wie Fam es aber: daß Preußen fi) damals der verkehrten 
Politik Metternichd jo durchaus unterordnete? Schaumann*) 
will den Grund Darin fuchen, daB es als Fleinfte der großen 
Mächte den Unterjchied an wirklichen Machtmitteln gegen Die 
übrigen nur durch ein bis ind Einzelne ausgebildetes Gentrali- 
jationsfyitem, was alle Fäden der Monarchie der leitenden Hand 
augenblicklich zum Anziehen zur Verfügung ftellte, ausgleichen zu 
fönnen glanbte. Deßhalb habe Preußen feine Verfaffungsform 
in jeinem Innern dulden wollen. In gewiſſer Beziehung ift dies 
richtig, und hierin Tiegt eigentlich Tein Vorwurf, denn Preußen 
war damals im Grunde genommen, wie de Bradt**) richtig 
fagt, ein dreifaches: ein Preußen an der Weichfel, an der Elbe 
und am Rhein, und eine Gentralijation durchaus nothwendig. 
Allein es ift nicht richtig, wenn Schanmann daran Die Folgerung 
nüpft, Preußen habe deßhalb Die Metternichichen Vorſchläge 
durchſetzen helfen, weil man ſich für Preußen gerade fo viel Vor: 
theile verfpreche, ald Metternich aus ihnen für Defterreich ableiten 
gewollt, Sein Princip fei nämlich gewejen, das Durch den 
Bundestag als allgemeine Politif und allgemeined Bundesrecht 
verkündet zu jehen, was Defterreich zu Gute Fan, — die Fern: 
haltung der Volk3-Repräjentation in Deutſchland überhaupt, weil 
es für Defterreich eine Unmöglichkeit wäre, eine Gefammtverfaflung 
auf Grundlage der VBolfövertretung einzuführen. Preußen babe 


*) A. a. O. ©. 24. 
**) Congres du Carlsbad. 
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ſich nur gehütet, alle aus feinem Staatsſyſteme entftehenden 
politischen Fragen, weldye dem Geilte der Zeit und der öffent: 
lichen Meinung entgegen geweſen, irgend wie provocirend zu be- 
handeln uns habe glauben machen wollen, daß e8 halb gezwungen 
einftimmen müfle. Hierfür beruft. ſich Schaumann auf die Denk 
Ichrift Des Minifterd Bernftorff aus dem Jahre 1822*) Es 
ift gewiß ein Irrthum, Die in Diefer Denkfjchrift entwicelten Grund: 
Jäße ſchon maßgebend für Die damalige Politik Preußens (1819) 
anzujehen. In Preußen wirfte am mächtigften die eingebildete 
Furcht Friedrich Wilhelms IT. vor Verſchwörungen und Revo: 
Iutionen, welche Furcht von Der öfterreichifchen Partei in Berlin, 
an deren Spike der Fürft Wittgenftein ftand, benußt wurde. Deu 
beften Beweis hierfür liefert Die Thatſache, daß 1819 die preußijche 
Reichsverfaſſung zur Unterjchrift beim König im Cabinet Tag, als 
jene unglüdjelige That Sands fie wiederum befeitigte**). Daß, 
Preußen nicht jedmwede Nepräfentativ-VBerfaflung für die Zukunft 
bei ſich Befeitigen Tonnte, jahen jowohl der König ſelbſt als aud) 
die überwiegende Mehrzahl aller dortigen Staatömänner ein. 
Niemals tft von der preußifchen Politik der leitende Gedanke 
aufgegeben, Daß nur mit einer Durchgebildeten Reichöverfaffung 
mit repräfentativen Formen Preußen dereinſt an Die Spike 
Deutjchlandg treten könne. Aber wohl vermochte die öfterreichiiche 
Partei in Berlin die Verfaffungsfache Sahrzehnde . aufzuhalten. 
Der große, tiefgreifende Unterſchied der öfterreichifchen 
und preußifhen Politit war von jeher das Beftreben 
der erfteren, die verjchiedenen Völker jo getreunt wie 
möglich von einander zu halten, und eines durd) das 
andere zu knechten, dagegen Das Princp der zweiten, 
die Völker einander zu nähern und zu verſchmelzen. 
Was Schaumann eben fo ſchön ald mit ſtaatsmänniſchen Geifte 
von den Noten und Einwürfen des Grafen Winzingerode auf 


*) Sie findet ſich bei Kombft Aktenſtücke und auch bei Welder a. a. O. 
und ift fenft noch vielfach abgedrudt. 
*#*) Bd. I, Einleitung und Ilſe Gefch. der yolit. Unterfuhungen ꝛc. 
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dem Garlöbader Congreß jagt, „Daß man ſich wohl hüten möge 
ein diplomatiſches Memoire wie eine flaatErechtliche Abhandlung 
eines Gelehrten anzujehen, daß bei erfterem eine unendliche Menge 
von zwingenden Rüdfichten maßgebend jeien, welche Teßteren nicht 
im ®eringften ftörten”, gilt gewiß auch von der Denkſchrift des 
Grafen Bernftorff. . Der öfterreichifchen Partei war in vielen 
Dingen eine gewilfe Conceſſion zu machen. 

— Die Folgen des Carlsbader Congreſſes waren ſehr tief- 
greifend. Einige der ſchlimmſten waren die, daß das Volk die 
Fürſten als die in Einigkeit handelnden Gegner ſeiner 
nationalen Entwickelung anſah; daß Das moraliſche An— 
ſehen der Bundesverſammlung geradezu gebrochen wurde, 
weil gegen die ausdrücklichen Beſtimmungen der Bundes— 
acte zehn deutſche Fürſten derſelben ihre Beſchlüſſe mit 
Gewalt aufzwangen; daß die Fortbildung des Bundes, 
die Abfaſſung neuer organiſcher Geſetze der Bundes— 
verſammlung geradezu widerrechtlich und in den roheſten 
Formen entzogen wurde. Die Bundesverſammlung ſollte die 
höchfte Inſtanz in Bundesſachen fein; Metternich nahm ihr dieſe 
Stellung und jeßte über fie die Beichlüffe von geheimen Minifte- 
rial-Conferenzen. Als Württemberg nochmals in Wien 1820 bei 
den dortigen Minifterial-Eonferenzen den Verfud machte, auf 
die bundesgrundgefegliche Befugniß der Bundesverfammlung neue 
organiſche Geſetze zu erlaflen, binzuweifen, wurde es von allen 
Diplomaten zu recht gewiefen und der Grundjaß aufgeftellt*) : 
„Denn Die NRepräjentation aller Stimmen durch unmittelbare 
Bevollnächtigte der Regierungen ift eben jo gewiß der Bund 
ſelbſt, als Niemand anftehen würde, ihn in einer perjönlichen 
BZufammenfunft der gefammten Bundesfürften zu erfennen. So 
wie die Befchlüffe von Carlsbad für die Höfe, die Daran Theil 
hatten, bindend waren, jo muß das Refultat der Wiener Ver: 


*) Dan vergleiche des Verfaſſers „Die Protocolle der deutſchen Miniſte⸗ 
rial-Conferenzen zu Wien ꝛc. Frankfurt. Auffarth. 1860. Beil. A. zum Pro⸗ 
tocoll der 25. Gonferenz. ©. 232. 
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bandlungen , fobald die Cabinete Damit einverftanden find, ohne 
weitere Berathung oder Betätigung Geſetz für den 
Bund werden, und nun die Frage zu entjcheiden bleiben, in 
welcher Form und Geftalt ed ald Geſetz promulgirt werden 
ſoll“. — 

Mit dieſem Grundſatze war die Bundesverfaſſung vollftändig 
untergraben, Die Fürften machten damit geltend, daß ihr über- 
einfommender Wille allein die Bundesgeſetzgebung reguliren, Daß 
fie es jeien, welche troß aller auf DVerfafjungen geſchworenen 
Eide, dieſe Verfaſſungen ſelbſt reformiren, ja bejeitigen Eönnten, 
Denn das ift und bleibt die legte Conſequenz Diefeg 
Grundſatzes. Wären die Bundestagsgejandten aber in ihren 
bundesgrundgejeglich feitgeftellten Befugnifjen geblieben, jo würden 
ihre auf Die Verfaffung ihrer zu vertretenden fouveränen Yänder *) 
gejchworenen Eide ganz andere Reſultate herbeigeführt haben. 
Denn für die Haren und deutlichen Verpflichtungen aus ber 
Bundesacte waren nach allgemeiner Anfichtder Bundesverfammlung, 
wie fie in Dem Sommilfionsgutachten **) über Die Reihenfolge der 
Geſchäfte erjcheint, Feine befondere Snftructionen der Höfe mehr 
nöthig. Ä 

Mit den über den Artikel 13. der Bundesacte getroffenen 
Beſtimmungen der Garlöbader Konferenzen wäre aber doch Das 
Metternihiche Syſtem nicht zum vollftändigen Siege gelangt. 
Dazu gehörten neben Der propiforischen Executionsordnung noch 
die Beſchlüſſe über Die Preffe und insbefondere die wahrhaft 
Ihmählichen politiichen Unterfuchungen und Verfolgungen, die 
wir nun in den nächften Kapiteln zu betrachten haben. 


*) Dergl. Bd. I. ©. 248. 
++) Vergl. Bd. I. ©. 222. 
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Neuntes Kapitel, 
Bie Zeſchlüſſe über die Preſſe. 





— Die zu Carlsbad gefaßten, der Bundesverſammlung zur 
Veröffentlichung befohlenen Beſchlüſſe gegen die Repräfentativ- 
Verfaſſungen wären ohne Folge geweſen, wenn ſie nicht jene 
Maßregeln in ſich gefaßt hätten, mit welchen die Kabinete jeden 
Widerſtand gegen ihre Abſichten vorerſt niederhalten konnten: 
die Beſchlüſſe über die Preſſe und die Einrichtung eines Inſtituts 
zur polizeilichen Verfolgung und Einſchüchterung, der Central— 
Unterſuchungs-Commiſſion zu Mainz. 

Die Berathungen über Die Preßfreiheit im Congreß zu Wien 
1814 und 1815 find oben bereits gefchildert *). In der Bundes- 
verfammlung wurde die Berathung hierüber in Der zweiten Claſſe 
der Reihenfolge der Geſchäfte aufgeführt **). Die Commiſſion 
hatte damals gejagt ***)- 

„Damit die Bundesverfammlung nicht erft zu Handlungen 
aufgefordert werde, wozu fie durch die Worfchrift des Art. A der 
Bundesacte nicht allein befugt, jondern auch verpflichtet fei, 
jo Beantrage fie weiter, Daß wegen derjenigen Gegenftäude, 
worüber eine entjchiedene Diöpofition in der Bundes: 
acte bereits vorliege, die Bundesverfammlung fidh 
auch ohne Aufſchub damit befhäftigen möge um zu be 
ffimmen, in wie fern und wie bald ſolche allgemeine 
Ginrihtungen, wozu man Durch die Bundesacte fid 
Ihon grundgejeslidh verftanden habe, nun in allen 
Bundesftaaten zur wirflidhen Ausführung zu bringen 
ſeien“. Worzüglichen Nachdrud legte hierbei Die Commiſſion 


*) Bd. I. Ginleitung. 
**) B. Pr. 1817. Fol. 72. 77. 
***) Bd. J. ©. 222. 
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auf Art. 13 der Bundesacte, Die landſtändiſchen BVerfaffungen, 
und verlangte dafür gleichförmige Beſtimmungen und auf Art. 18, 
wobei ſich befanntlich die Beftimmung über die im Wiener Con- 
greß zugefagte Preßfreiheit findet *). Gegen dieſe Anficht der 
Commiſſion hatte die Bundesverfammlung ſelbſt nichts einzu- 
wenden, wie fih Das deutlich und ummiderfprechlih aus dem 
einftimmig gefaßten Bejchluffe über die Gompetenz der Bundes- 
verſammlung **) hervorgeht [12. Juni 1817]. 

Aus Veranlaſſung einer von dem badiſchen Präftdenten Frh. 
v. Drais bei der Bundesverſammlung eingegangenen Drudfchrift 
über die Preßfreiheit machte ſchon der Präfidialgefandte Den 
Antrag, den Gejandten v. Berg zu erjuchen, die über die Prefie 
in den Bundesftaaten beftehenden Verordnungen und depfallfigen 
Eingaben der Bundesverfammlung vorzutragen ***), und etwas 
Ipäter bezeichnet er unter den zunächſt vorzunehmenden Gejchäften 
der BundesverJammlung die gleichförmigen Beftimmungen über 
die Preßfreiheit J. Während v. Berg feine mühjame Arbeit 
verfertigte, machte Sachjen-Weimar einen Antrag in der Sitzung 
vom 20. April 1818, worin fich folgende wichtige Ausführung 
findet, Die beweift, Daß die Bundesverfammlung den Art. 18. d. 


*) Die Beftimmung heißt wörtli: 
„d) Die Bundesverfammlung wird fi, bei ihrer erften Zufammenkunft, 
mit Abfafjung gleichförmiger Verfügungen über die Preßfreiheit und Sicher: 
ftelung der Rechte der Schriftiteller und Berleger gegen den Nachdruck 
beichäftigen“. 
Held Syſtem des Verfaffungsrechts des monarchiſchen Deutfchlande Bd. II. 
©. 597 ift der Anficht, daß die Faſſung diefes Artikels nicht nothwendig 
bie Auslegung fordere, daß hiermit die Freiheit der Preſſe im Gegenfage zur 
Cenſur gemeint ſei. Vergl. dagegen aber H. U. Zachariä Th. U. S. 186 
und Th. J. ©. 402. 417 und Zöpfl Th. IL. ©. 667 fi. Held will auch die 
formelle Gültigfeit des Carlsbader Beichluffes reſp. des Septemberbeſchluſſes 
der Bundesverfanmlung über die Preſſe aufrecht erhalten. 
=) Bd. 1. ©. 249. 250. ff. vergl. Bd. 1. ©. 141. 
+) B. Br. 1817. Fol. 200. 
+) 3. Be. 1817. Fol. 761. 
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der Bundesacte Die Auslegung gab, welche in vemjelben Die ge- 
währfeßtete Preßfreiheit ſah: 

„Su Der von dem deutſchen Bunde garantirten fachjen- 
weimar⸗eiſenachſchen Grundverfallung wird Das Recht auf Freiheit 
der Preſſe anerfannt und gejeßlich begründet. Das war früher 
ſchon in dem 18. Artifel der Bundesacte von allen Bundesglies 
dern gejchehen. Für den Staatsbürger wird indeljen Die Hebung 
jeder Freiheit Dur Das Wohl des Ganzen und die Rechte Der 
Einzelnen beſchränkt. Vernünftiger Weile kann Daher nicht an— 
genommen werden, Daß ſich der Staat, indem er den Grundjaß 
der Preßfreiheit ausjpricht, Des Necht3 und der Pflicht begebe, 
den Mißbrauch derjelben, joweit e8 möglich, zu hindern, und 
wenn er dennoch eingetreten ift, zu ahnden. 

Geine Königliche Hoheit Der Großherzog, ſolchen Mißbräuchen 
um jo abgeneigter, je mehr Sie Freund der Dadurch geſtörten 
gefeglichen Ordnung und einer freien Gedanfen-Mittheilung find, 
haben daher auch jederzeit Diefen Mipbräuchen durch zweckmäßige 
Verordnungen entgegen zu wirken fich befirebt Mehrere neuere 
Vorfälle jcheinen indejjen zu beweifen, daß eine beftimmtere und 
umfafjendere Gejeßgebung über dieſen Gegenſtand nöthig jet. 
Bon Seiner Königlichen Hoheit ijt daher zwar auch unter dem 
6. April eine Verordnung gegen Preß-Mißbräuche erlaffen worden. 
Da Höchitdiefelben aber theild wohl einjehen, daß folche für Den 
beabfichtigten Zweck nicht hinreichend ſei, theild tn einer aus jo 
vielen zum Theil kleineren Staaten beftehbenden Gejammtheit 
Sleichförmigkeit in den Grundfäßen für ein wejentliches Erfor- 
derniß halten, jo bin ich ausdrücklich angewiejen, nachftehende, 
in einem höchiten Refcripte vom 6. d. M. enthaltene Erklärung, 
resp. Antrag, in Höchſtdero Namen zu Protocol zu geben: 

„Seit Der deutfche Staatenbund die Verfaſſung unferer Yande 
garantirte, und Dabei hinfichtlich der darin enthaltenen” Freiheit 
der Preſſe, eine Ausnahme nicht begründete, mußten Wir, gewohnt 
nach Srundfäßen zu regieren, auch dieſen anerfannten Grundſatz 
der Preßfreiheit aufrecht erhalten, wenn wir gleich den Mißbrauch 
dieſes, unjern Unterthanen verfaffungsmäßig zuftehenden Rechts, 
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wo er in Frechheit und Frevel ausartete, ſtets prompt unterjuchen 
und gejeßlih Darüber erfennen laſſen. Der Grundjag ſelbſt 
brachte es indefjen mit fih, daß, bejonder8 von den Zeitungs⸗ 
und Sournal-Schriftitellern, mit Beiſeitſetzung der Nüdfichten, 
welche Bartgefühl oder Klugheit gebieten, Die Freimüthigfeit in 
Erörterung von Grundjägen weiter getrieben werden Eonnte, als 
fi) mit den Regierungs-Maximen anderer Staaten, verträgt, oder 
in Die Anfichten der Gabinette paßt, oder endlich als heilſam 
für die Ruhe der Völker hier und da beurtheilt wird. Publicität 
des Gonflictd der Meinungen und Intereſſen, Hinfichtlicy Der 
Formen der bürgerlichen Gejellfchaft, Der öffentlichen Angelegenheiten 
Deutjchlands oder Europas, ift aber, in Deutjchland wenigfteng, 
jo unmittelbare Folge der cenjurfreien Preſſe, daß, wer fie im 
Princip anerkannte, diefe Folgen genehmigt zu haben erachtet 
werden mag. Daher würde Faum ein Gejeß fie jo glüdlich zu 
bedingen vermögen, daß, während der Mißbrauch gänzlich aus- 
geſchloſſen würde, die Freimüthigfeit der Preſſe noch fortdauern 
könnte“. 

„So einleuchtend dies iſt, ſo haben wir doch häufig und 
mit Schmerz erfahren müſſen, daß man die Conſequenz unſerer 
Behörden in Aufrechthaltung des Grundfatzes der freien Preſſe, 
als Beſtandtheil der garantirten Verfaſſung des Landes, auf 
welche ſie vereidet ſind, mit Unwillen betrachtet, deren Motive 
verkannt und ungeachtet des Beſtrebens derſelben, die Preßfrevel 
zu ſtrafen, dennoch einen Mangel an Bereitwilligkeit, dem Unfug 
der Preſſe zu ſteuern, in den Vorſchriften derſelben hat zu finden 
geglaubt. Che wir daher über dieſe Angelegenheit durch Gejeg- 
gebung irgend, etwas Neues beſtimmen, müſſen wir ung, je mehr 
. wir die Natur des Gegenftanded und Die Beziehung veljelben 
auf alle übrigen Bundesftaaten und den Bund felbft erwägen, 
um jo dringender veranlaßt finden, zuvor den Rath und die Er- 
Färung des durchlauchtigften deutſchen Bundes Darüber zu ver: 
nehmen, damit bei und, weder im Princip, noch in den Folgen 
eine Sfolation von den Grundfägen ftatt zu finden oder beab- 
fichtigt zu werben jcheine, welcdye Die gefammten Souveräne des 

19* 
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Bundes al3 ftatthaft in ihren Staaten oder als heilfam dem 
Ganzen anzuerkennen für nöthig befinden. 

Was auf den Grund des Art. 18 der Bundesacte der durch⸗ 
lauchtigfte Bund, Hinfichtlih der Art und des Grades des 
Gebrauchs der Preſſe, in Deutjchland gleichförmig zu verfügen 
für zwedmäßig erachten mird, das werden wir Träftigft in unfern 
Landen ald Geſetz handhaben”, 

Hier fol ich förmlich darauf antragen: 

1. „Daß es dem durchlauchtigſten deutſchen Bunde gefallen 
wolle, etwas Gleichförmiges über den Gebrauch der Prefje 
in Deutjchland zu beftimmen, welches, bei der nicht zu 
verfennenden verjchiedenen Lage der einzelnen Bundes- 
ftaaten,, geeignet jein könne, den DVerhältniffen aller und 
ihren gegenjeitigen Beziehungen angemefjen zu fein”, 

2. „Daß der durchlauchtigfte deutjche Bund nach nunmehr 
gemachten Erfahrungen, nochmals jeine Auficht über Die 
im Grundjaß von demſelben anerfannte freie Preſſe des 
Großherzogthums zu erklären und Die Bedenken eröffnen 
möge, welche ihm Hinfichtli der Erhaltung der Ruhe 
und innern Sicherheit bei dem Gebrauche derjelben bei- 
gehen, wodurch fich zugleich ergeben wird, welche Grenzen 
bei Regulirung derſelben gewünfcht werben, um das gute 
Einverftändniß der großberzoglichen Regierung mit den 
übrigen Regierungen aufrecht zu erhalten”, 

Die meiften Regierungen ſtimmten einfach für Ueberweiſung 
des Antrags an den Berichterftatter v. Berg Nur YWürttem- 
berg bemerkte Dabei, daß man auch auf die Kriegszeiten bedacht 
jein müſſe, wo eine Bejchränfung der Prefje nothwendig es ge 
boten habe. Baiern wies auf feine Liberale Geſetzgebung über 
die Preife hin und Naſſau meinte fogar, es hege die Tiberalften 
Abfichten in Bezug auf diefelbe So wurde Denn einfach be- 
Iehloffen, Diefen Antrag Sachjen-Weimard an den Berichterftatter 
v. Berg abgeben zu laſſen. 

Es geht aljo aus diefem Antrage mit Evidenz hervor, daß 
bei den Kabineten ſelbſt zu jener Zeit niemals die Anficht, welche 
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ſpaͤter Metternich durch Genb vertheidigen Tieß, ftattgefunden 
Habe, die nämlich, „Daß der inhalt des Artikels 18 d. der Bun 
Desafte eine Cenſur anordne“. Es war Dies geradezu eine perfide 
Auslegung Nicht bloß in Weimar und in den füddeutichen 
Verfaſſungen war die Preßfreiheit ald das der Bundesafte gemäße 
Princip angenommen, jondern felbft in Preußen beftand eine 
Art von Preßfreiheit*). Nachdem v. Berg feine Ueberſicht der 
verjchiedenen Geſetzgebung über Preßfreiheit in der 51. Sitzung 
(12. Octbr. 1818) vorgetragen, votirte Die Bundesverfammlung 
dem Freiherrn von Drais und den Profeffor Krug einen Danf 
für ihre mit Beifall anfgenommenen Schriften über Preßfreibeit. 
Beide Schriftfieller hatten aber den Art. 18. d. der Bundesacte 
in der Weile interpretirt, wie ihn Sachjen-Weimar in feinem 
Antrage bei der Bundesverſammlung aufgefaßt hatte. Es Tann 
alfo auch nicht dem geringften Zweifel unterliegen, daß die Bun- 
desverſammlung jelbjt einftimmig dieſe Anficht als die richtige 
bezeichnet, daß fie alſo Preßfreiheit als Princip der Bundes- 
gefeßgebung anſah und nur Verfügungen gegen den Mißbrauch 
derfelben zu erlaflen beabjichtigte. 

Der Bericht von Berg Bleibt hier weg, einmal weil er in 
der Quart⸗-Ausgabe der Protocolle abgedrudt ift, und dann weil 
er nır eine Bufammenftellung der verjchiedenen Geſetzgebung 
enthält, Die zur Vorarbeit für die Anträge einer dazu erwählten 
Commiſſion dienen ſollte. Dieſe Commiſſion, beftehend aus den 
Grafen v. Buol, Frh. von Wangenbeim, Frh. v. Berdheim, 
v. Martens und v. Berg, bat aber niemals einen Bericht er- 
ftattet. 

Statt ihrer nahm Metternich die Augelegenheit in die Hand. 
Die Zuftände der Preſſe in Sachjen-Weimar, das Wartburgfeft, 
der Mord Sands und die darüber laut gewordenen Stimmen 
gaben die willkommene Veranlaffung zur Einfchreitung **) und 


*) Collmann (Jul. Aug.) Duelle, Materialien und Gommentar bes 
gemeinen beutjchen Preßrechts. Berlin 1844. vergl. oben Bd. 1. Einleitung bie 
preußifchen Entwürfe vom 13. Septhr. 1814 und Mai 1815. 

**) Gervinus Geſchichte des 19. Jahrh. Bd. 2. 
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verlangten endlich die Carlsbader Befchlüffe, welche Die Cenſur 
von Neuem einführten. Die Bundesverfammlung regiftrirte 
auch die Beftimmungen über die Preſſe. Das Bewußtfein, daß 
die abgelebten Snftitutionen in Deutſchland fich nicht gegen Die 
Macht der öffentlichen Meinung werde halten fönnen, wenn fie 
ungehindert auögelprochen werden dürfte, hatte Die großen deut: 
Ichen Mächte dahin geführt die Preßfreiheit auf das Strengite 
einzufchränten. Wenn auch das Urtheil auswärtiger Stimmen, 
nicht bloß franzöfifcher, fondern auch englifcher und amerikanischer, 
„daß in Deutfchland, wo der menſchliche Geift mehr rege ei 
und mehr Ideen gebäre, als in irgend einem andern Theile der 
Melt, fein Laut durchwifchen könne, der gegen die beftehenden 
Einrichtungen gerichtet wäre, mögen fie auch noch jo fehlerhaft 
und unnatürlich gewefen fein” %) — zn hart war, fo blieb Die 
Maßregel gegen die Prefje eine Der thörichtften, welche je von 
Negierungen gefaßt wurde. In Deutjchland Die Gedanken einer 
Cenſur unterwerfen zu wollen, war und ift faft gefährlicher als 
in Frankreich, wenngleich dieſes wohl eher zu einer thätlichen 
Auflehnung gegen die Regierung fchreiten wird, als jened. Man 
fann annehmen, Daß alle Klaſſen des Volkes ſchon Damals ein 
lebhaftes Intereſſe an der fortjchreitenden Givilifation und an 
den politiichen Reformen nahmen; die wenigen Privilegirten 
machten eine zu geringe Ausnahme Wenn man fid) nun den 
Grad der allgemeinen Bildung in Deutjchland vorftellte, jo war 
leicht zu ermeflen, daß man der Nation an das Herz griff, als 
man ihr gebot, über ihre theuerften Intereſſen nur mit einer 
Genfur zu fehreiben, nur das Genfirte zu leſen, die literarifchen 
Erzengnifjfe der würdigften und bedeutendſten Männer corrigirte, 
gleich wie Schullehrer Die Erercitien und Auffäße ihrer Schul: 
buben corrigiren. Was trieb die thörichte Reaction wohl zu 
jchweren und unfeligen Kämpfen, als fih an die Carlsbader 
DBejchlüfje reihten? Es war das Intereſſe, welches an folchen 


*) Cverett, amerif. Gefchäftsträger im Haag, @uropa im Jahre 1821. 
Th. 1. ©. 321. 
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Einrihtungen hing, die dem allgemeinen Wohl nachtheilig find 
und bei dem Fortjchreiten Der politiichen Reform aufhören müſſen. 
Die Reaction handelte, wie jene Goldfchmiede von Ephelus, Die 
fi) dem Fortſchritte des Chriſtenthums widerfeßten; dieſe hatten 
fich um die Lehre jelbft nicht befümmert, fie jahen nur in ber 
Einführung der chriftlichen Religion den Ruin des Gewerbes, 
dem fie ihren Wohlftand verdankten. So aud die Reaction, 
welche ihr Heil in der Aufrechthaltung von Privilegien fuchte, 
deren Inhalt einer längſt begrabenen Gulturftufe angehörte. 
Wir wollen die Carlsbader Beſchlüſſe über die Prefje nicht 
von Neuem durchgehen. Sie und die Einrichtung einer Central: 
Unterfuhungs:Commilfion find wohl von den dort gefaßten Be- 
ſchlüſſen am meiften gekannt, Die geſammte Preſſe nahm gegen 
fie Partei, wenn fie auch cenfirt wurde. Welder hat überdem 
gerade dieſe Bejchlüffe jo ausführlich behandelt *), Daß es gemiß 
überflüffig ift, hier nochmald darauf einzugehen. Nur den Be: 
ſchluß felbit müffen wir der Vollitändigfeit wegen geben **). 


— 


*) Wichtige Urkunden ꝛc. 

**) Die Druckpreſſe überhaupt, beſonders der Zweig derſelben, welcher die 
Tagesblätter, Zeit- und Flugſchriften ans Licht fördert, hat während der letzten 
Jahre in dem größeren Theile von Deuiſchland eine faſt ungebundene Freiheit 
behauptet; denn ſelbſt da, wo die Regierungen ſich das Recht, ihr durch prä⸗ 
tentive Maßregeln Schranfen zu feßen, vorbehalten hatten, war die Kraft 
jolher Maßregeln durch die Gewalt der Unftände Häufig gelähmt und folglich 
allen Ausfchweifungen ein weites Feld geöffnet. Die durch den Mißbrauch 
diefer Freiheit über Deutfchland verbreiteten zahllofen Uebel Haben noch einen 
bedeutenden Zuwachs erhalten, feitdem die in verfchiebenen Staaten eingeführte 
Deffentlichkeit der fländifchen Verhandlungen und die Ausdehnung bderfelben 
auf Gegenftände, die nie anders als in regelmäßiger feierlicher Sorm aus dem 
Heiligthum der Senate in die Welt dringen, nie eitler Neugier und leichtfin- 
niger Gritif zum Spiel dienen follten, der Verwegenheit der Schriftfteller neue 
Nahrung bereitet und jedem Zeitungsfchreiber einen Vorwand gegeben hat, in 
Angelegenheiten, welche den größten Staatsınännern noch Zweifel und Schwie- 
rigkeiten darboten, feine Stimme zu erheben. Wie weit dieje verberblichen 
Anmaßungen endlich gediehen, welche Zerrüttung in den Begriffen, welche 
Gährung in den Gemüthern, welche Herabwürdigung aller Autorität, welcher 


u ' 
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Zehntes Kapitel, 


Bie politischen Anklagen und Berfolgungen. 


Schon in der zweiten Sitzung des Carlsbader Eongrefieg, 
7. Auguft 1819, legte der naſſauiſche Minifter, Freiherr von 


Mettflreit der Leidenfchaften, welche fanatijche Verirrungen, welche Verbrechen 
baraus hervorgegangen find, Bedarf feiner weiteren Grörterung, und es laßt 
fi bei dem gutgefinnten und wahrhaft aufgeflärten Theil der deutjchen Nation 
über ein fo notorifches Uebel kaum noch irgend eine Berfchiedenheit der Ans 
fihten und Urtheile vorausfeßen. 

Die Eigenthümlichkeit des Berhältnifjes, in welchem die Bundesflaaten 
gegen einander fiehen, gibt von einer Seite den mit der Ungebundenheit der 
Preſſe verfnüpften Gefahren eine Geftalt und eine Richtung, welche fie in 
Staaten, wo bie oberfte Gewalt in einem und demſelben Mittelpunfte vereinigt 
if, nie annehmen Fönnen, und jchließt von der anderen Seite die Anwendung 
ber gejeßlichen Mittel, wodurch man in diefen Staaten dem Mißbrauch ber 
Preſſe Einhalt zu thun fucht aus. In einem Staatenbunde, wie der, welcher 
in Deutfchland unter der Sanction aller europäifchen Mächte geftiftet worden 
ift, fehlen, jeiner Natur nach, jene mächtigen Gegengewichte, die in geſchloſſenen 
Monarchieen die öffentlihe Ordnung gegen die Angriffe vermeflener oder übel⸗ 
gefinnter Schriftiteller fügen ; in einem folden Bunde kann Friede, Eintracht 
und Bertrauen nur durch die forgfältigfte Abwendung aller wechjeljeitigen 
Störungen und Berlebungen erhalten werben. 

Aus dieſem oberften GBefichtspunfte, der mit der Geſetzgebung anderer 
Länder nichts gemein hat, ift in Deutjchland jede mit Preßfreiheit zufammen- 
bängende Frage zu betrachten. Nur im Zuflande der vollfommenften Ruhe 
könnte Deutjchland, bei feiner dermaligen Föderativ-Verfaſſung, uneingefchräntte 
Preßfreigeit, in fo fern fie fi mit diefer Verfaſſung überhaupt vereinigen 
läßt, ertragen. Der gegenwärtige Zeitpunkt ift weniger als jeder andere dazu 
geeignet; denn das fo vielen Negierungen obliegende Geſchäft, die jebige und 
künftige Wohlfahrt ihrer Völker durch gute Berfaflungen zu gründen, Tann 
unter einem wilden Zwielpalt der Meinungen, kann unter einem täglidh er- 
neuerten, alle Grundfäße erjchütternden, alle Wahrheit in Zweifel und Wahn 
auflöfenden Kampfe unmöglidy gedeihen. 

Die bei diefen dringenden Umftänden gegen den Mißbrauch der Preſſe zu 
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Marichall, den Entwurf zu der Beftellung einer Commiſſion 
behufs der Unterfuhung der politiich Verdächtigen vor. Der 
Entwurf enthielt elf Artifel und wurde im Wefentlichen ſpaͤter 
angenommen*). Der preußiſche Minifter, Graf Bernftorf hatte 
ein außerordentliches Bundesgericht vorgejchlagen, welches nicht 
nur unterſuchen, Jondern auch aburtheilen follte*N. Dieſer 
Vorſchlag wurde nicht angenommen, weil Defterreich dagegen 
opponirte. Metternich ließ durch den Bräfidenten der oberften 
Gerichtsftelle in Wien, Frh. v. Gärtner, ein Gutachten aufftellen, 
in weldyem das Bedenken gegen ein proviſoriſches Bundesgericht 
hervorgehoben war***), v. Metternicy meinte in der 12. Eön- 
ferenz: „man müſſe wenigftend mit der Veränderung in ein be- 
ftrafendes Gericht jo lange warten, bis man die Gewißheit habe, 
Daß Die Unterfuchhungen genug Stoff zu Bellrafungen gegeben; 
man müſſe Doch erit ficher fein, eine bedeutende Anzahl zu 


ergreifenden einflweiligen Maßregeln follen Feineswegs den Zweck haben, bie 
Thätigkeit nüßlicher und achtungswerther Schriftiteller zu hemmen, den natürs 
lichen Fortſchritten des menſchlichen Geiſtes Feſſeln anzulegen, oder Mittheis 
lungen und Belehrungen irgend einer Art, ſo lange ſie nur innerhalb der 
Grenzen bleiben, die noch keine bisher vorhandene Geſetzgebung zu überſchreiten 
erlaubt hat, zu verhindern. Daß die Oberaufſicht über die periodiſchen Schriften 
nicht in Unterbrüdung ausarten werde, dafür bürgt die Gefinnung, welde 
ſämmtliche deutſche Negierungen bei jeder Gelegenheit deutlich genug offenbart 
haben, und die den Borwurf, daß fie Geiſtes-Tyrannei beabfichtige, von feinem 
Freunde der Wahrheit und der Ordnung zu befürchten hat. Die Nothwen— 
digfeit einer ſolchen Oberaufficht aber Fann nicht länger in Zweifel gezogen 
werben, und dba Seine Majeftät über dieſen wichtigen Gegenftand durchaus 
übereinftimmende Anfichten bei allen Bundesregierungen erwarten dürfen, fo 
ift die BPräfidial-Gefandtfhaft beauftragt, den Entwurf eines proviforifchen 
Beichluffes zur Verhütung des Mißbrauchs der Drudpreile, in Bezug auf 
Zeitungen, Zeit: und Slugichriften der Bundesverfammlung zur ungefäumten 
Prüfung und Berathung vorzulegen. 

*) Welder a. a. D. ©. 205 ff. 

++) MWelder a. a. D. ©. 270 ff, 

24) MWelder a. a. D. ©. 290 fi. 
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Gapitalftrafen zu verurtheilende Schuldige zu finden. Die 
Umtriebe feien Hochverrath. Wie jchwer oft Diefes Verbrechen 
erwiejen werden könne, Iehre die Erfahrung. Es würde eine 
ehr große Anftalt mit einem, in Directer Beziehung auf diefelben, 
fleinen Reſultate weit eher compromittirend als heilbringend 
jein. Deßhalb fei ed nicht der Klugheit gemäß, Daß man ſich 
eher zur Errichtung des Gerichtähofes entjchließe, bevor man 
nicht ein Urtheil über Die Nefultate der Unterfuhungs-Sommijlion 
zu fällen vermöchte*)”. So unbedeutend waren aljo eingeflandener- 
maßen Damals noch Die Individuen jelbft in Metternich8 Augen! 

Die Diplomaten-Berlammlung fam nun zu folgendem Bejchluffe, 
den wir in ber Anmerkung folgen Tafjen **): 


*) Welcker a. a. DO. ©. 149. 150. 

**) Nächſt den in den vorhergehenden Abfchnitten in Borfchlag gebrachten 
Berathungen und Beichlüffen möchte noch, fowohl zum Schuß der öffentlichen 
Ordnung, als zur Beruhigung aller Gutgefinnten in Deutjchland, eine Maß- 
regel erforderlich fein, die Seine Kaiferliche Majeftät der Bundesverfammlung 
zur unmittelbaren Berüdfihtigung empfehlen. 

Die in verfchiedenen Bundesftaaten zu gleicher Zeit gemachten Entdedfungen 
haben auf die Spur einer ausgedehnten, in mehreren Thetlen Deutjchlandg 
thätigen Verbindung geführt, die in mannichfaltigen Verzweigungen, hier mehr, 
dort weniger ausgebildet, zu beftehen, und deren fortdauerndes Beftreben nicht 
blos auf möglichſte Verbreitung fanatiſcher, flantsgefährlicher, unbedingt revo— 
lutionärer Lehren, fondern felbft auf Beförderung und Vorbereitung der frevel- 
hafteften Anjchläge gerichtet jcheint. 

Wenn gleich der Umfang und Zufammenhang bdiefer fträflichen Umtriebe 
noch nicht vollftändig ausgemittelt werden Eonnte, fo ift doch die Maſſe der 
bereits gefammelten Thatſachen, Actenſtücke und Beweife fo bedeutend, daß 
bie Wirklichfeit des Webels fich nicht füglich mehr bezweifeln laßt. Immerhin 
mögen über die Größe der davon zu beforgenden Gefahr die Meinungen ges 
theilt fein, es ift genug, daß fo fchwere Berirrungen in Deutfchlaud um ſich 
greifen Eonnten, daß eine beträchtliche Menge von Individuen wirflic davon 
hingerifjen ward, und daß, wenn fogar das Ganze nur als eine Kranfheit des 
Geiftes betrachtet werden dürfte, die Vernachläſſigung der dagegen zu ergreifenden 
Mittel die gefährlichften Folgen nach fich ziehen Fönnte, 

Eine gründliche Unterfuhung der Sache ift daher von unumgänglicher 
Nothwendigkeit. Sie muß, in einem oder dem andern Sinn, zu einen Heil- 
ſamen Nusgange führen, indem fie die wahrhaft Echuldigen, wenn der auf 
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Während fich für alle andern Beichlüffe der Gonferenzen zu „— 
Carlsbad Feine jofortige practiihe Ausführung zeigte, trat fie 
auf Diefem Gebiete der politifchen Unterfuchungen fogleich hervor. 
Denn glei nad) Beendigung der Carlsbader Konferenzen wurde 
auf Antrag Oeſtereichs in der 35. Sißung der Bundesverfammlung 
pom 20. Septbr. 1819 der Beichluß gefaßt, daß zur Unterfuchung der 
in mehreren Bundesftaaten entdeckten revolutionären Umtriebe und 
Berbindungen eine Kommiffion in Mainz eingejeßt werben folle. 
Die Begründung des öftereichifchen Antrages mußte zwar aner- 


ihnen laftende Verdacht ſich hinreichend beftätigt, entwaffnen und zur Strafe 
ziehen, den Berführten, über den Abgrund, vor welchem fie ftehen, die Augen 
öffnen, und Deutichland in den Ball feßen wird, weder über wahre Gefahren 
getäufcht und in falfche Sicherheit gewiegt, noch durch übertriebene Beforgniffe 
beunrubigt und irre geleitet werben zu Fönnen. 

Soll diefe Unterfuhung aber ein gebeihliches Reſultat Tiefern, jo muß fie __ 
vom Bundestage, ald von einem gemeinichaftlichen Mittelpunfte, ausgehen, 
und unteg deſſen unmittelbarer Auffiht eingeleitet werden. Die bisher ent: 
deckten Umtriebe und Plane find eben fo fehr gegen die Eriftenz des deutjchen 
Bundes, als gegen die einzelnen deutſchen Fürften und Staaten gerichtet ; 
mithin ift der Bundestag unftreitig zugleich competent, und durch den 2. Art. 
der Bundesacte ausdrüdlich verpflichtet, Kenntniß davon zu nehmen. Weber- 
dies wird eine fo Fonftituirte Centralbehörde weit befjer, als jede von einzelnen 
Megierungen zu veranftaltende geneigt fein, bie bereits vorhandenen und noch 
auszumittelnden Data "zufammen zu flellen, fie in ihrem vollen Zufammen- 
bange mit Gerechtigkeit und Unbefangenheit zu prüfen, und zu einer umfaj- 
fenden Ueberficht des ganzen Thatbeftandes zu gelangen. 

Endlih wird, dur die am Schluffe der Unterfuchung zu verfügende 
öffentliche Bekanntmachung der geſammten Verhandlungen diefer Behörde, die 
Furcht, Unfchuldige verlegt, oder Schuldige der verdienten Etrafe entzogen zu 
fehen, auf's Wirffamfte befeitigt werden; und in jedem Balle die vollftändige 
Aufflärung der Sache den vielen Zweifeln, Beforgniffen und unruhigen Bewe- 
gungen ein Ziel feßen. 

Dies find die Gründe, wodurch Seine Kaiferliche Majeftät Sich bewogen 
finden, die Ernennung einer Central-Unterſuchungs-Commiſſion, in ausſchlie⸗ 
Bender Beziehung auf den hier bemerften Gegenftand, in Vorſchlag zu bringen, 
und die Präfidial-Oefandtfchaft ift zu dem Ende angemwiefen, den Entwurf 
eines Beſchluſſes über diefe Magregel der Bundesverfammlung zu fchleuniger 
Berathung vorzulegen. 
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fennen, daß bis dahin nur die Vermuthbung für ſolche 
Umtriebe und Verbindungen, welche jelbft auf Beförderung und 
Vorbereitung der frevelbafteften Anfchläge gerichtet ſcheine, 
entdedt fei, wenn aud dad Ganze (die ſchweren Verirrungen) 
nur als eine Krankheit des Geiftes betrachtet werden Dürfe. 
Nichts defto weniger verlangte aber Defterreich dennoch gründ- 
lihe Unterfuhung der Sache als eine unumgängliche Noth⸗ 
wendigfeit und die Führung Der Unterſuchung durch den Bundestag 
ſelbſt. Diefer ſei competent, weil die Unternehmung ebenſo ſehr 
gegen die Exiſtenz des deutſchen Bundes felbft, als gegen Die 
einzelnen deutjchen Fürften gerichtet jeien; Durch den Artikel 2 
der Bundesacte fei der Bund fogar verpflichtet Kenntniß von 
jenen Beftrebungen zu nehmen. Ueberdies, jagte der Präfidial- 
gefandte, fei eine vom Bundestage conftituirte Gentralbehörbe 
weit bejjer als jede von einzelnen Regierungen zu veranflaltende 
geeignet die bereitd vorhandenen und noch auszumittelnden Data 
zufammenzuftellen, fie in ihrem vollen Zuſammenhange mit Ge⸗ 
rechtigkeit und Unbefangenheit zu führen und zu einer umfafjen- 
den Ueberficht des ganzen Thatbeftanded zu gelangen. Zugleich 
verficherte der Präfidialgefandte, daß durch eine am Schluffe der 
Unterſuchung zu verfügende öffentliche Belanntmachung der ge: 
jammten Verhandlungen der Behörde, die Furt, Untchuldige 
verlegt oder Schuldige der erfannten Strafe entzogen zu jehen, 
aufs Wirkſamſte befeitigt werden folle*). Der Antrag Oefter- 
reichs auf Niederjegung einer Gentral-Unterfuhungs-Commiffion 
war indeflen doch mandyerlei Bedenken bei einzelnen Regierungen 
begegnet, welche bei dem Beſchluſſe jelbft ſich Außerten und 
dahin führten, Daß die zum Theil verwahrenden Abftimmungen 
in eine ungedrudte Regiftratur zur 35. Sitzung vom 20. Sept. 
1819 aufgenommen wurden. Wan fand Die Verwahrungen 
nöthig, welche wir oben **) angeführt haben. Der Entwurf zur 
Beftellung der Gentralbehörde wurde zu gleicher Zeit von Oeſter⸗ 


*) Diejes Verſprechen ift bekanntlich nicht gehalten. 
**) ©. 256. 
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reich mit der Propofition an die Bundesverſammlung gebracht. 
Es enthielt zehn Artikel, unter welchen die Art. 5. 6. 7. und 9, 
die bemerfenswertheften find. Die Beflimmung, daß auf An- 
forderung der GentralsUinterfuhungs-&ommiffion die Regierungen 
alle Acten der einſchlagenden Unterfuchungen in möglichit Furzer 
Zeit einzujenden und den an fie gelangenden Requifitionen ſchleunigſt 
und vollftändigft zu willfahren, und mit Verhaftung des Inculpanten 
vorzufchreiten hätten, (Art. 7.), wurde in ihrer großen Bedeutung 
noch übertroffen durch Die Vorfchrift, daß die Central-Bundes⸗ 
Commiſſion berechtigt fei, ein oder das andere Individuum felbft 
zu verhaften und unter ficherer Bedeckung nach Mainz abführen 
zu lafjen. Died war offenbar mehr, als fich mit einer durchge 
führten Verfaſſung jelbft eines Bundesflaatd vereinigen ließe, 
und was Denn auch bei einigen Höfen eine ſchwere Bedenklichkeit 
verurjachte*). Dieſe Bedenflichfeit wurde, wie auch der |pätere 
Erfolg zeigte, durch den Art. 9. des Entwurfs nicht gemildert. 
Denn wenn das auch der neuen Unterfuchungsbehörbe aufgegeben 
war, daß fie in allen Fällen, wo ſich Anftände ergeben ollten 
oder überhaupt weitere VerhaltungSbefehle einzuholen wären, an 
die Bundesverfammlung berichten jolle, jo war durch den erften 
Abſatz dieſes Artifeld ſchon an fich Der freiefle Spielraum ge— 
geben: „auf gegenwärtige Bundesbefchlüffe wird die Gentral- 
Unterfuhungsd-Gommijfion anftatt befonderer Snftruction verweilen”. 

Sin Folge deſſen wurden an demſelben Tage Die Regierungen 
Deiterreih, Preußen, Baiern, Hannover, Baden, Groß: 
berzogthum Heflen und Naſſau gewählt, um Mitglieder für die 
in Mainz niederzufeßende Unterfuhungs-Commilfion zu ernennen. 
Sn Die Bundestagd-Commilfion zur Einleitung der Beſchlüſſe 
und zum Vortrag der Anfragen der Centrab-Unterſuchungs-Com— 
miſſion wurden die Gejandten von Defterreih, Preußen und 
Hefjen-Darmftadt ernannt, (Graf v. Buol-Schauenftein, Graf 
v. d. Goltz, v. Harnier). 

Die Unterfudhungs-Sommiffion wurde nun nicht von der 


#8) ©, 257. 
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Bımdesverfammlung, nody weniger aber aus ihr, wie eine 
Commiſſion anderer Art erwählt, fondern die betreffenden Re 
gierungen ernannten die Mitglieder. Jede Einwirkung der 
Bundesverfammlung auf Die Arbeiten der Commiſſion, auf die 
Controle während dieſer Arbeiten, war vollftändig ausgeichloffen. 
Nur über die Rejultate der Unterfuhungen hatte Die Bundes: 
verfammlung zu entjcheiden, injofern die einzelnen Regierungen 
nicht Schon in Folge der Communicationen und Anforderungen 
der Gentral- Unterfuchungs- Sommifiton die entiprechenden Wer: 
folgungen, Strafen ꝛc. vorgenommen und ausgefprochen hatten. 
‚ „Die Gommiffion war alfo, im Widerfpruh mit der Prä- 
fidial- Propofition (Art. 2), eine felbftftändige Behörde 
neben dem Bundestag, fie war ein Werfzeug einzelner 
Regierungen gegen den Bundestag und andere Re: 
gierungen und war dennoch durd die Bundesver- 
fammlung eingerichtet. 

Die Commiſſion beftand aus nachfolgenden Mitgliedern: 
der k. E Hofrat Schwarz, fpäterhin der Apell.-Rath Rath 
(Defterreih), Geh. Reg.⸗Rath Grano, jpäter der Ober-Land- 
Ger.Präſident v. Kaifenberg (Preußen), Minifterialrath v. Hör: 
mann (Baiern), Reg.Praͤſident v. Bar, fpäter Hof- und Sanzlei: 
Rath Falfe (Hannover), Geb. Rath Pfilter (Baden), Ober: 
Apell.- Rath v. Preuſchen (Großh. Heflen), Hofgerichtsdirector 
Muſſet (Naſſau). Das Prafivium, gebildet durch Wahl der 
Commiſſion jelbit, führte Anfangs der Hofrath Schwarz, dann 
aber ter Präfident v. Kaifenberg. 

Schon am 12. Nov. 1819 zeigte die Unterſuchungs-Commiſſion 
ihre am 8. Nov. erfolgte Konftituirung der Bundesverfammlung 
an und ftellte verichiedene Anfragen: über den Koftenpunft, 
über die Bezeichnung der mit derlei Unterfuchungen beauftragten 
Landesbehörden und Einſendung der Unterfuchungsacten von 
denfelben an fie, über Anfchaffung der nöthigen Zeit- und 
Flugſchriften. Auf den Bericht des Bundestags-Ausſchuſſes wurde 
am 17. November 1819*) der Beichluß gefaßt: in Bezug auf 


*) Ungedruckte Regiftratur zur vertraulichen Sikung v. 17. Nov. 1819. 
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den Koftenpunft an die Regierungen Bericht zu erflatten, mit- 
dem gutachtlichen Antrage, daß die Diäten und Reifeauslagen 
der Commiſſarien ꝛc. nach Analogie der Militär, Gentral= und 
Lokal-Commiſſionen von jeder Negierung, welche fie abgejendet, 
allein zu tragen, Dagegen die allgemeinen Commiſſionskoſten von 
dent ganzen Bunde nad) Maßgabe der Matrifel zu beftreiten 
feien; in Bezug auf den zweiten Punkt, daß jeder der Bundes: 
tagsgefandten e8 übernehme, die betreffende Regierung um 
beförderliche Einſendung der bei ihr vorliegenden Unterſuchungs⸗ 
acten an die Mainzer Central Unterfuhungs- Sommilfion, oder 
infofern feine Unterſuchung bei derſelben Statt gefunden hätte, 
um Desfallfige Anzeige anzugehen; in Bezug auf Die Anjchaffung 
der nöthigen Zeit und Alugichriften der Commiſſion freie 
Hand zu laſſen“). Die Anträge wurden von den Regierungen 
genehmigt **). 

Zu gleicher Zeit hatte Die Central-Unterſuchungs⸗Commiſſion 
auch Die Anzeige von einer Studentenverfammlung in Straßburg 
gemacht, und am 9. Kebr. 18 ein Verzeichniß derjenigen 
Perſonen eingefendet, welche al3 geheimer Verbindungen zum 
Umfturz der beftehenden Verhältniſſe verdächtig bezeichnet in 
Straßburg anweſend gewejen wären. Dieſes Verzeichniß gelangte 
in die Deffentlichfeit*"*), was wahrjcheinlich die Commiſſion ver: 
anlaßte, mit weiteren Anzeigen an die Bundesverfamnlung inne 
zu halten. Bis zum Ende des. Monatd Septemberd 1820 Tieß 
die Commiſſion nichts weiter von fich hören. 

Nachdem feit der Sonftituirung der Gentral=Unterfuhungs- 
Commiſſion faft ein Jahr verlaufen war, ohne daß man bei der 


*) Die Rechnung über die angejchafften Zeitungen und Flugſchriften 
finden ih B. Pr. 1820. $. 136. Fol. 605. 

**) Ungedr. Negiftratur zur vertraulichen Eikung v. 20. San. 1820. 
Erkl. aller Regierungen nıit Ausnahme von Baiern, Baden und Großherzog⸗ 
thum Heflen, welche fidy nicht zur Tragung der Diäten 2c. ihrer Commiſſion 
entjchliegen mochten; ihre zuftimmende Erklärung erfolgte in der vertraulichen 
Sitzung vom 14. Febr. 1820. (Ungedr. Negiftrat. hierzu). 

*=#) 88 kam zuerft in franzöfifche und belgiſche Blätter. 
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Bundesverfammlung das geringfte Lebenszeichen von berfelben 
wahrgenommen hatte, drangen endlich Die Bundesgefandten von 
Württemberg, Kurhefien, Medlenburg ꝛc. in das Prafidium, eine 
Aufforderung an die Gentral-Unterfuhungs-Commilfion zur Be- 
richterftattung in der Bundesverfammlung zu beantragen. Defter- 
reich ſahe fich gezwungen zu willfahren, und jo wurde dann in 
der Sikung vom 21. September 1820*) auf Antrag des Praͤ—⸗ 
fiviums beſchloſſen, Die Gentral- Unterfuhungd-Commiffion zur 
Erftattung eines Bericht3 über Die dermalige Lage des ihr über- 
tragenen Geſchäfts aufzufordern. Die Gentral-Unterjuchungs- 
Commiſſion antwortete nicht, Die Bundesverfammlung mochte 
fi) wohl jcheuen, Den in den gebrudten zur Deffentlichfeit be- 
flimmten Brotocollen angegebenen Beſchluß, in öffentlichem Pro⸗ 
tocoll zu wiederholen; man that Dies bei Gelegenheit einer neu 

' geforderten Geldbewilligung für die Gentral-Unterfuhungs-Coms- 
miſſion auf wiederholtes Andringen mehrerer Bundestagsgefandten 
in einem in vertraulicher Sitzung vom 30. Mai 1821 gefaßten 
Beichlufe, in welchem man bei der Gentral-Unterfuchungd:-&om- 
milfion anfragte: „Wann fie dann den Bericht zu erftatten 
gedenfe? Dies möge fie Doch wenigftend der Bundesverfammlung 
zu erkennen geben”! Diejer Beichluß ging jedoch der Central: 
Unterfuhungs-Commilfion nicht in hergebrachter förmlicher Weife 
zu, fondern das Präſidium Der Bundesverjanmlung erließ „Das 
Köthige” an die Commiſſion. Der Präfident der Commiſſion 
antwortete auch unter dem 5. uni hierauf dem Präfidium, und 
gab die Urſachen Der Verzögerung an; allein dieſes Schreiben 
„ging Durch irgend einen Zufall zu Verluft”, jo daß die Bundes- 
verfammlung davon feine SKenntniß erhielt. Jedoch wurde auf 
weiteren Antrag des Präfidviums, durch eine energifche Erklärung 
von Baden veranlagt, vom 30. Juli 1821 **) der Beichluß ge: 
faßt, der Central-Unterſuchungs-⸗Commiſſion einen weitern Termin 
zu bewilligen. 


*) B. Pr. 1820. $. 153. 
**) Ungedr. Regiftrat. zur vertraulichen Sigung vom 30- Juli 
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Es wird aus dieſen Thatfachen erhellen, daß die Bundes _- 
perjammlung jelbft durchaus nicht Herr über die Gentral: Unter: 
ſuchungs-Commiſſion war, daß ſich letztere um die erftere gar 
nicht kümmerte; Daß fie fich mit derjelben auf ganz gleichen Fuß 
feßte, daß fie jelbftftändig neben der Bundesverfanmlung und 
troß ihr ihre Thätigkeit fortjeßte, 

Hierdurch entftand nach und nach eine jehr große Verſtim— 
mung bei einzelnen Regierungen, die um fo größer wurde, als 
jie in den Congreſſen von Troppau und Laibach das Beftreben 
der Großmächte jahen, fie nady und nach zu unterwerfen, 

Dieſe einmal angeregte, nach verjchiedenen Richtungen, fo 
wohl begründete Verſtimmung gegen Die &entral= Unterjuchungs- 
Commiſſion veranlaßte endlich Die Gefandten von Württemberg, 
Baden, Kurhefjen, Großherzogtum Heffen, Sadıfen, 
Medlenburg, die 15. und 17. Stimme in der Bundes—⸗ 
verjanmlung zu einer Erinnerung der Berichtöerftattung, und 
feßte troß des Widerſtrebens Defterreih8 und einer Erklärung 
Preußens den Beſchluß Durch, „Daß die Erinnerung wiederholt 
und die Erwartung ausgedrüdt werde, daß die Gentral-Unter- 
ſuchungs-Commiſſion entweder durch Erftattung des Berichts oder 
Durch Anzeige der etwaigen Hindernilfe, den vorigen Beſchlüſſen 
zu genügen, von ſelbſt Bedacht nehmen werde”, 

Nun ſah fich der Sommiffiond-Präfident zu einer genügenden 
Autwort dringend veranlaßt und zeigte in einem Schreiben vom 
6. December 1821 an das Bundes-Prafidium nicht nur den 
vollendeten Entwurf des verlangten Berichtes, ſondern audy Die 
in 32 befonderen Vorträgen, zur näheren Grläuterung und Be⸗ 
gründung des Berichtes gemachten ausführlichen Zufammenftel- 
lungen alles deſſen an, was ihr bisher von den ihrem Wirkungs- 
freife fiberwiefenen Gegenſtande befannt geworben. 

Hei dem Umfange der Verträge aber, wovon einftweilen 
das Verzeichniß beigelegt wurde, werde Die Kanzlei noch einige 
Beit brauchen, um die Reinjchriften zu bejchaffen. Nochmals 
wurde auf eine meitere Frift von drei Monaten angetragen und 

Zweiter Theil. | 20 
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Diefer Antrag zum Beichluffe erhoben *), im Uebrigen aber be 
Ichloffen, Die Sinftructionen der Regierungen über Das zukünftige 
Schickſal der Commiſſion ſich zu erbitten und auf Diefe Weiſe 
für die verlangte Beruhigung Der Commiſſion Sorge zu tragen. 

Diefer Beihluß zu Gunften der Gentral =» Unterfuchungs- 
Commiſſion verhinderte aber eine Anzahl von Regierungen durch⸗ 
aus nicht, dieſe ihnen jo widerwärtige Behörde, jo viel an ihnen 
lag, zu beſeitigen. Kaum war der weitere Termin von Drei 
Monaten verfloffen, als in vertrauliher Sikung **) die Bundes: 
gefandten von Württemberg, Kurheilen, Baden, Großherzogthum 
Hellen, Luxemburg, der großherzoglich und herzoglidy ſächſiſchen 
Häufer, die beiden Mecklenburg energiſch auf Auflöfung der 
Central-Unterſuchungs-Commiſſion drangen. Heſſen-Darmſtadt 
modificirte zwar in vertraulicher Sitzung ***) ſeine Aeußerung 
dahin, daß die Commiſſion auf unbeſtimmte Zeit vertagt werde, 
fügte aber doch hinzu, Daß dieſer Gegenſtand zur unverſchobenen 
Erlangung gebracht werden möchte. 

Der herbe und vorwurfdvolle Ton der württembergifchen 
Erklärung machte in Berlin und Wien einen jehr unangenehmen 
Eindrud, um fo mehr, da die Beſtrebungen der mittleren 
Staaten, ja jelbft Medlenburgd und der 15. und 17. Stimme 
fi) von der erdrüdenden Gewalt der Großmächte zu befreien, 
in den Abſtimmungen ſich immer deutlicher ausprägten. Die 
Sroßmädhte wurden zu einiger Vorficht gezwungen. Es trat zu 
Tage, daß Württemberg mit Unterftüßung der mittleren Staaten 
die Einrichtung einer feftftehenden Behörde rt) zur Unterfuchung 
politischer Verbrechen nicht dulden wollte, Die Oppofition wurde 
zwar wieder gebrochen, als auch Rußland fein Gewicht in Die 


*) Ungedt. Reg. Brot. vom 7. December 1821. 

**) Ungedr. Rey. Prot. vom 14. März 1822, 

**xx) Ungedr. Regifter vom 28. März 1822. 

7) Metternich gab diefe Abficht bis zum Jahre 1830 Hin noch nicht auf, 
und verfuchte zu mehreren Malen eine Central: Polizei Behörde am Bunde 
einzurichten‘, wurde aber feit 1834 von Preußen daran entjchieden gehindert. 
(Bergl. Ilſe Geſch. d. polit. Unterf ) 
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Wagſchale Tegte*); aber einftweilen fiegte e8 doch in der 
Bundesverfammlung. Die Befanntwerdung des württembergifchen 
Votums erregte aber den Born des Präfidenten der Central⸗ 
Unterfuhungs:Commiffion und verurfachte einen Schritt weiter 
zur Unabhängigkeit der Commiſſion von der Bundesverfammlung. 
Man verhandelte zwiſchen beiden Prafidien vertraulich, ohne der 
Bundesverfammlung davon Nachricht zu geben. 

Unter dem 13. Mai 1822 jendete die Gentral-Unterfuchungs- 
Commiſſion ihren Bericht ein, obwohl die Unterfuchhungen noch 
nicht ganz abgeſchloſſen waren, bemerft aber Dabei, daß fie von 
den noch jchwebenden Unterſuchungen nicht einjfende, weil es 
bedenklich gejchienen, den Inhalt derjelben der möglichen Gefahr 
einer früheren Befanntmahung auszuſetzen. Dieſe bittere und 
höhnifche Bemerkung unterftüßte der Bundes:Präfidial-Gejandte 
dadurch, daß er den verjiegelt der Bundesverfammlung über: 
jendeten Bericht der Bundestags-Commiſſion in der Bundesver- 
fammlung unentfiegelt übergab **). 

Wenn gleich hier auf das Detail der Unterjuchungen und 
der erzielten Ergebnifje nicht eingegangen werden kann, um jo 
weniger, als wir daſſelbe ſchon früher in einer bejonderen und 
umfangreichen Schrift, Gefchichte der politifchen Unterfuchungen 
niedergelegt haben, jo müſſen wir dennoch das DVerhältniß der 
Bundesverfammlung zu Diejer außerordentlichen Unterſuchungs⸗ 
Sommiffion bier nothwendig erörtern. Die Gentral-Unterfuchungs- 
Sommilfion hatte ihren Bericht mit den Worteu eingeleitet ***): 

„Die Commiſſion bezeichnet Die ihr gewordene Aufgabe der 
Berichtderftattung dahin, aus einigen taufend, zum Theil in 
nicht ganz verlaͤſſigen Abjchriften vorhandenen, in ihrer Folge 
durch Lücken unterbrochenen, ihrem wahren Sinne nad, größten- 
theils nicht hinlaͤnglich erklärten Papieren, Dann aus einigen 


— — — 





*) Siehe unten in dem Kapitel „Verlängerung der Carlsbader Beſchlüſſe“. 
**) Ungedr. Eep. Prot. zur vertraul. Sikung vom 30. Mai 1822 (vergl. 
die 32 Beilagen in des Verfaſſers Geſch. der polit. Unterf. ©. 22 fi. 37 ff.). 
***) B. Br. 1822. 
20 * 
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hundert, zum Xheil noch unvollftändigen Vernehmungen , Denen 
nur in den wenigiten Fallen mit Aufrichtigfeit und ohne Rück— 
halt entiprochen worden, die Gejchichte eines mehr als zehn- 
jährigen, über den größten Theil von Deutſchland fich er- 
firedenden, weniger in beftimmten X’hathandlungen, als in 
Verſuchen, Vorbereitungen und Einleitungen fih ausjprechenden 
politiichen Treiben, feines Urſprungs und feiner Verzweigungen 
zu fchreiben, und den Grad der Gewißheit, der höheren oder 
geringeren Wahrjcheinlichkeit der einzelnen Thatfachen, nicht nach 
den in Diefer oder jener befondern Gejeßgebung vorgejchriebenen 
Normen, jondern nad) den Orundfäßen des hiftorifchen Glaubeng, 
nach ihrer eigenen fubjectiven Ueberzeugung zu bemefjen. 

Auch hatte fie nicht geglaubt, ſich auf einen gewöhnlichen, 
bloß nach ihrer Anficht bearbeiteten Bericht bejchränfen zu Dürfen, 
fondern den Gegenftand jo behandeln zu müfjen, daß die Bun- 
desverjammlung felbft in den Stand gefeßt werde, darüber 
gründlich zu urtheilen, und fi) eine, von ihrem Urtheile unab- 
hängige Ueberzeugung zu bilden. 

Died habe aber eine unvermeidliche Weitläufigfeit nach fich 
gezogen, und Die Commiſſion habe für zweckmäßig gefunden, Die 
verſchiedenen fich zeigenden Erſcheinungen unter gewille Geſichts⸗ 
punkte zufammen zu faflen, wie fich jolche eben durch perfönliche, 
jächliche, factiiche oder örtliche Beziehungen ergeben, Diejelben 
hernach in beſonderen Aufjäßen umftändlih, mit größtentheils 
wörtlicher Anführung der entfcheidenden Stellen von Ausfagen 
und Papieren, und mit Würdigung ihrer Glaubhaftigfeit zu bes 
arbeiten, dasjenige aber, was fi) der Commilfion nach ſorg⸗ 
fältiger Erwägung als gemeinjchaftliche Ueberzeugung ergeben 
würde, in einer gedrängten Ueberſicht und mit beftändiger Hin: 
weijung auf Die begründeten Stellen der einzelnen Aufſätze Der 
Bundesverfammlung vorzutragen. 

Hierbei hätte fie geglaubt, eine Erörterung und fcharfe Be- 
ftinmung der ohnehin relativen Begriffe von revolutionären Um⸗ 
trieben und Verbindungen umgehen, und in ihrer Darftellung 
alle, zu ihrer Kenntniß gekommenen, einzelnen ober vereinten 
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Beftrebungen aufnehmen zu follen, welche zur Abficht Hatten, 
wider den Willen, oder doch ohne Mitwirkung der Regierungen, 
von unten Veränderungen in der beftehenden Verfaſſung auf 
einem durch Die beftehenden Geſetze nicht gebilligten Wege herbei- 
zuführen, wobei fie auch dasjenige nicht unbeachtet laſſen zu 
fönnen geglaubt, was, auch ohne Abficht, ſolche Beftrebungen 
veranlaßt, aufgemuntert und befördert habe. 

Die Commiſſion habe daher auch für unbedenklich gehalten, 
die Namen jolcher Perjonen zu nennen, die, ohne in Unters 
juchung verwidelt, oder auch vernommen zu fein, in den vor- 
liegenden Acten in folcher Beziehung vorkommen”. 

Was würde man heute fagen, wenn ein Staatsanwalt in 
jolcher Weiſe feine Anklage einleiten, wenn er an der Spiße 
jeiner Ausführungen äußern wollte, daß er ohne ein feftes 
Princip, ohne einen greifbaren Maßftab der Beurtheilung 
bei Der Unterfuchung verfahren habe, wenn er flatt einer auf 
beftimmten Thathandlungen rubenden Anklage, nur etwa eine 
Ueberficht gäbe, wie es wohl möglich fei, in Zukunft zu einer 
Anklage zu gelangen! Aber darin lag noch) nicht die ſchlimmſte 
Seite der Sache. Die Unterfuhungen hatten zur Brundlage 
die Beftrebungen der preußifchen Patrioten zur Abjchüttelung des 
franzöfifchen Soches genommen, fie hatten verjucht, darzulegen, 
daß ein Stein und Arndt, ein Blücher und Gneifenau, ein 
Eichhorn und Gruner die geiftigen Väter jener behaupteten dema⸗ 
gogifchen Verfchwörungen und Umtriebe geweſen jeien. ‘Der 
ſchmaͤhliche Blan ging dahin, bei Friedrich Wilhelm II. Diejenigen 
Männer zu verdächtigen, welche nach einer Neichöverfafjung in 
Preußen drängten, Nur zu gut iſt e8 ihnen gelungen, auf lange 
Zeit den Anfchein zu erweden, al3 müſſe dad Streben der Männer 
jelbft gegen ihren Willen zu einer totalen Revolution in Preußen 
und Deutfchland, zum Umfturz der Throne führen. Bei dem 
Miptrauen und der Furcht vor ſolcher Nevolution, welche 
Friedrich Wilhelm IIL inne wohnten, wäre es Dennoch wohl noch 
nicht dahin gekommen, wenn eben nicht die Gewohnheit des 
Königs nur mit dem Haus-Miniſter und Staats-Kanzler zu 
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arbeiten, die übrigen Miniſter von ihm entfernt gehalten hätten. 
Dadurch wurde der Einfluß des Fürſten Wittgenſtein allmächtig. 
Alle guten, vortrefflichen Eigenſchaften des preußiſchen Königs 
vermochten nicht die Wagſchale zu halten, gegen dieſe von 
Wittgenſtein genährte Furcht vor Revolutionen. Daher auch die 
grenzenloſe Erbitterung des Freiherrn v. Stein gegen den Fürſten 
Wittgenſtein und ſeinen Anhang, vermittelſt welcher Metternich 
ſeine auf Beſeitigung der ſchon unterzeichneten Reichsverfaſſung 
gerichteten Plaͤne durchſetzte. Von den durch die Beſtrebungen 
der Patrioten von 1813 wieder auf ihre Throne geſetzten Fürſten, 
waren es nur der Kurfürſt von Heſſen und die kleineren Fürſten, 
welche die Frivolität der durch die Central-Unterſuchungs-Com— 
miſſion erhobenen Anklagen erkannte und auf Auflöſung derſelben 
(14. März 1822) drangen, und gerade die Rheinbundſtaaten 
waren es, Württemberg und Darmſtadt an der Spitze, welche 
der ungerechtfertigten Verfolgung ein Ende machen wollten. 

Die Unterſuchungen erſtreckten ſich in den erſten Bericht vom 
Jahr 1806 bis zum 30. November 1821; ſie begann mit Fichte, 
Schleiermacher, Reimer und dem Tugendbund und endeten mit 
Sand und Löning und einem von Snell entworfenen Plane vom 
Februar 1820, welcher nad Erlaß der Bundesbejchlüffe vom 
20. Septbr. 1819 dahin ging, in Amerika für politiſch Verfolgte 
ein Champ d’Asyle zu gründen. Die Commilfion muß am 
Schluſſe des Berichtes jagen: 

„Mit dieſem Auflage verlieren fih in unferen Acten Die Spuren 
von weiterem Wirken der Partei in Deutjchland, ohne daß wir 
darum behaupten oder verbürgen können und wollen, daß dieſes 
damit felbft aufgehört habe. Mon den Unterjuchten hat bisher 
nur Sand die Strafe des Mordes gelitten, da ſich Löning der: 
jelben durch Selbſtmord entzogen. Alle übrigen find, mit Aus 
nahme Jahns, von ihrer Haft befreit, und dem Parteigeift tft 
jelbjt der Triumph geworden, den gefländigen Berfafler und 


*) Die Unterfuhung gegen Arndt und bie Gebrüder Welder begann erſt 
im Monat September 1821. 
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Verbreiter einer offenen, Aufruhr predigenden, nicht durchaus 
folgenlo8 gebliebenen Schrift — beinahe der einzigen in unferen 
Acten vorkommenden pofitiven Handlung — am 18. October 1820 
durch ein Rriegsgericht von aller Schuld losgeſprochen zu jehen. 
Auch jonft hat Manches fich ereignet, was, weit entfernt, den 
Muth der Partei niederzufchlagen, ſich ihr vielmehr als Erfolg 
ihrer Beftrebungen, oder doch als Kortjchritt zu einem Biele 
darftellen Fonnte, welches fie mit den Gleichgefinnten von ganz 
Europa verbinde. Wenn wir indeflen einen Blick auf die Ver: 
gangenheit zurücdwerfen, wie fie fich uns aus den Acten Darftellt, 
wenn wir erwägen, wie eben diefe Partei, erſt durch geheime 
Verbindungen, dann aber durch ein feheinbar offenes und form: 
loſes, an ſich aber auf geheimen Fortbeftand jener Verbindungen 
beruhendes Treiben wirkend, nur in den Zeiten der Üebergänge 
allgemeineren Eingang, nur in zufälligen Verhältniffen, in 
Zuficherungen oder Einrichtungen von unbeftimmter und darum 
jolchen Entwürfen Spielraum gebender Tendenz, Unterftüßung 
fand, wie ihr Wirken aber feine Kraft verlor, jobald es die 
Mafje des Volkes übertrat; fo glauben wir uns unter den gegen 
wärtigen Verhältniffen wohl der tröftlichen Hoffnung überlafien 
zu dürfen, DaB das, was von jenem Treiben Der großen durch 
die veränderte Tage der bürgerlichen Gefellichaft gegebenen Be— 
wegung der Zeit angehört, fidy mit der Zeit ſelbſt wieder ins 
Gleichgewicht fegen, bejtimmte Impulſe Uebelgefinnter aber ſich 
brechen werden an dem guten Willen, der NRechtlichkeit und Dem 
verftändigen Sinne des Volkes, wie an der Weisheit der Re— 
gierungen, die, erhaben über die Meinung und den Beifall des 
Tages, aber auf ihre und des Volkes wahre Freunde hörend, Die 
Sache nicht den Perſonen opfernd, in fich felbit eins und ab- 
geihloffen, das Billige mit Enger Wahl des Beitpunctes zu 
gewähren, das Unbillige mit Feftigfeit zu verfagen, ihr Anjehen 
und ihre Würde Durch Gerethtigfeit und Conſequenz zu behaupten 
willen werden. | 

Mit dem Wunſche, Daß ver Erfolg unjere Erwartungen 
rechtfertigen möge, ſchließen wir unfere Darftellung. Selbft einer 
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bewegten Zeit angebörend, dürfen wir faum hoffen, über vie fie 
treibende Bewegung und deren Urſachen ein Urtheil gefällt zu 
haben, deſſen Unbefangenheit allfeitige Anerfennung erhalten wird. 
Wir glauben das Ziel unſers Strebend erreiht, wenn und 
wenigftens das Zeugniß nicht verfagt wird, Alles, was in unfern 
Acten hierüber aufgefunden werden Fonnte, ſorgfältig gejfammelt 
und treu vorgetragen zu haben”, | 

Nachdem Aretin die Schwierigkeiten der Gentral= Unter 
ſuchungs-Commiſſion in helles Licht geftellt,, ſoweit dies möglid 
war, und dem feltenen Echarffinne der Commiſſion, mit weldyer 
fie auf überrafchente Weife diejelben überwunden, gebührend ge- 
lobt, gelangt er zu der naiven Aeußerung, daß, wo der Gentral- 
Unterſuchungs-Commiſſion die Ueberwindung der Schwierigkeiten 
nicht gelang, die Urſache nicht an ihr gelegen habe, „Wer die 
Arbeit der Gentral-Unterfuchungs:Commiffion prüft, wird finden 
(welcher Partei er auch angehört), daß fie den Thatbeftand, Den 
Urjprung und die Verzweigungen der gegen bie beitehende Ber: 
faſſung und innere Ruhe, ſowohl des ganzen Bundes, als der 
einzelnen Bundesftaaten gerichteten Umtriebe und Verbindungen 
möglichft gründlich und umfaſſend unterfucht und Dargeftellt habe; 
höchſtens Fönnte Darüber eine Differenz entftehen, daß nicht in 
allen Umtrieben und Verbindungen der demagogijche und re= 
volutionäre Character anerkannt werden wolle”. — Tas aber 
gerade war es, worauf es anfoınmen mußte; darin „in ber 
Unterfuhung der demagogiſchen Umtriebe und revolutionären 
Verbindungen“ beftand die Aufgabe der Gommilfion. Wie fehr 
mußte der ftaatsmännifche Blid der Männer in der Bundesver: 
ſammlung getrübt fein, wenn eines der wohlwellendftien Mit- 
glieder, ein Aretin, zu jo traurigen Selbitgeftändniffen in be— 
ſchönigender Weife greifen konnte! 

Der Berichterftatter des Ausfchußberichtes findet, wie man 
nad) Vorgehendem begreifen wird, daß die Commiſſion wirklich 
andgemittelt, wozu fie zufammenberufen, und daß damit der Act 
dieſer Zufammenberufung wirklich gerechtigt fei, jedoch, fügt er 
vorfichtig Hinzu, wenigftens in den Augen Derjenigen, die vor 
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drei Sahren dafür geftimmt haben. Den vorzüglichften Nußen 
biefer in der Geſchichte politischer Maßregeln bisher einzigen 
Anſtalt fieht der Bericht nicht in der für Die ſtrafende Gerechtigkeit 
gemachten Ausbeute, jondern darin: 

„Daß die Regierungen ein treues, bis in die Eleinften Züge 
audgeführtes Gemälde von dem inneren Zuftande Deutſchlands 
erhalten; daß fie die Abfichten, Verhältniffe, Mittel und Xrieb: 
federn der darin fpielenden Parteien in ihrer Gejammtbeit, Jowie 
in den einzelnen Individuen erkenne; daß fie dieſe Kenntnip nicht 
aus einzelnen Wahrnehmungen untergeordnneter Beamten, jondern 
aus einer mit gewillenhafter Treue und über Localpräventionen 
erhabenen Unbefangenheit verfaßten Bufammenftellung eigner 
unverfäljchter Aeberungen der Partei ſchöpfen; daß fie insbeſondere 
tie Stimmung der Gemüther in der Generation, von welder 
ter St at feine Beamten und Volkslehrer erwartet, und wie 
ſolche herbeigeführt mit voller Beftimmtheit erfahren, daß fie fo 
in den Stand gefeßt werden, zu unterfcheiden, was Davon den 
unabmweisbaren Einflüffen der Zeit, und was beitimmten, aller: 
dings zu bejeitigenden Ginwirfungen angehört, hiernach über die 
Urfachen jener Stimmung ein reifed Urtheil zu fällen und mit 
Sicherheit allenfall8 weitere zur Hemmung des Uebels geeignete 
Mafregeln zu ergreifen; Daß aber auch die Gutgefundenen im 
Volke, weldhe bisher häufig geneigt waren, jo manche beun⸗ 
ruhigende Erfcheinungen als ifolirte Ereigniſſe und als bloße 
Folgen einer bewegten Zeit anzujehen, über beren inneren Zu— 
jammenbang durch eine eigene Bekanntmachung aufgeklärt und 
daturd in dem Zutrauen auf ihre Regierungen, jelbit bei Maß- 
regeln beftärkt werden, die ihnen jonft als unnöthige Beſchraͤnkungen 
der Denf-, Echreib- und Lehrfreiheit erjcheinen möchten“. 

Als Beschluß kommen nun auf Vorichlag des Berichts fol- 
gende Bellimmungen zu Stande, weldye jedocd) nicht veröffentlicht 
wurden: 

„Die Bundesverfammlung bat ſich über den eingefommenen 
Bericht der Central-Unterſuchungs⸗Commiſſion vom 30. November 
1821 umftändlihen Vortrag erftatten laſſen und daraus vor: 
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läufig die Meberzeugung gewonnen, daß Diefelbe tem ihr durch 


den Bundestagsbeihluß vom 20. September 1819 gegebenen 
Auftrage genügt Habe. Den Definitiven Beſchluß fiber Die Be 
endigung des Geſchäfts muß fih die Bundesverfammlung bis 
auf den Zeitpunkt vorbehalten, wo ter in dem Schreiben des 
Sommiffisuspräfidenten vom 1. Mai und 16. Juni zugeficherte, 
nad) dem Typus des Hauptbericht® zu verfallende, nachträgliche 
Bericht eingefommen fein werde. Man wolle daher die Gentral- 
Unterſuchungs-Commiſſion auffordern, ſolchen gewiß bei der 
Wiedereröffnung des Bundestags zu übergeben und Dabei zu be 
merfen, worüber weitere Nachträge etwa noch zu erwarten jein 
jollten. 

In diefer Beziehung muß die Bundesverfammlung wünfchen, 
Daß durch die Central-Unterſuchungs-Commiſſion ein weder zu 
weit hinausgerüdter noch zu naher Tag beftimmt werde, nad) 
welchem der Stand der Sache in den Bericht aufgenommen und 
ein Abjchnitt gemacht würde. Nllenfall3 Fönnte füglich der Bericht 
nach der Actenlage vom 20. September dieſes Jahres gefaßt 
werden. 

Indeſſen hat die Bundesverfammlung vorläufig bejchloffen, 
ftatt der in der BPrafidial-:Propofition vom 20. September 1819 
vorbehaltenen Bekanntmachung der gefammten Verhandlungen, 
die ihrem Zwecke nicht entprechen würde, den Bericht Der Central: 
Unterſuchungs-Commiſſion der Bublicität zu übergeben. 

Hierzu eignet fih aber der vorliegende nicht einerjeits, weil 
derjelbe nad) der Actenlage vom 30. November 1821 bearbeitet 
ift und alfo Ergänzungen und Berichtigungen nothwendig mache, 
deren Bekanntmachung in dem befonderen Nachtragsberichte nur 
den beabfichtigten Eindrud ſchwächen würde, anderſeits aber, iveil 
der ohne die Beilagen befannt gemachte Bericht als ein referens 
sine relato, in feiner Glaubwürdigkeit mandyerlei Anfechtungen 
ausgejeßt, der Druck der voluminöſen und manches für das 
größere Publikum nicht Geeignete enthaltenden Beilagen aber 
nicht wohl thunlich fein, und felbit unter der Mafje Die Klarheit 
der Darftellung unterliegen würde. 
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315 


Es wird Daher nöthig fein, am Schluſſe des Gelchäfts Die 
verjchiedenen, über die Lage dejjelben erftatteten Berichte in einen 
einzigen Finalbericht zufammenzufaffen, und in dieſen aus den 
einzelnen Aufjäßen Dasjenige aufzunehmen, was zu Begründung 
Der darin ausgeiprochenen MWeberzeugungen für das größere 
Publikum nöthig und zwedmäßig gefunden werde, 

In Diefer der Central-Unterſuchungs-Commiſſion vorläufig 
eröffneten Abficht der Bundesverfanmmlung wird Diejelbe von Jelbit 
eine Aufforderung finden, diejenige Zeit, welche ihr während 
der Dauer der Ferien das Hauptgefchäft übrig laſſe, zur Vor— 
bereitung dieſes Finalberichts dergeftalt zu verwenden, daß Jolcher, 
wenn Die Bundesverfammlung bei ihrer Wiedererdffuung einen 
definitiven Beſchluß fallen und die diesfallfige Aufforderung der 
Central⸗Unterſuchungs-Commiſſion zugehen laffen würde, ohne 
weiteren Zeitverluft erftattet werden konne“. 

Die Anficht ging alfo dahin, Die Gentral-Unterfuchungs- 
Commiſſion nad) Erftattung ihres Finalbericht3 aufzulöjen, ob- 
wohl dies hierbei nit, wie der badiſche Gejandte ausdrücklich 
beantragt hatte, definitiv ausgefprochen wurde *). 

Die in Ausficht geftellten NachtragSberichte wurden von ber 
Central-Unterſuchungs-Commiſſion nach und nach geliefert, worauf 
die Verſammlung eine neue Veranlaffung gewann, Die Einleitung 
neuer Unterjuchungen zu bejchliegen, die Unterfuchungsbehörden 
in den einzelnen Bundesftaaten durch Die Regierung zu beauf- 
tragen, die vollftändige Einſendung der Acten an die Central» 
Unterſuchungs-Commiſſion eintreten zu laſſen und jede Requifition 
der Commiſſion zu befolgen; Die Reſultate jollten der Bundes: 
verJammlung bi8 November a. c. vorgelegt werden; an Sacdıfen: 
Weimar und Gotha wurde ein Erfuchen wegen Vernehmung des 
Profeſſors Luden und das Nefultat der Vernehmung des Hofrath 
Murhard **) in Frankfurt mitgetheilt **). Die weimarifche Ne- 


*) B. P. 1822. Fol. 630. 
**) Murhard Hatte in feinen politiihen Annalen den Aretin’ichen Bericht 
veröffentlicht, wurde deßhalb in Unterfuhung genommen und befannte, bie 
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gierung vertheidigte Luden und feine Vorlefungen über Politik; 
das Praͤſidium bemerkte jedoch, wie mangelhaft dieſelbe erfcheine 
und dibermiltelte Die eingegangenen Acten ter Gentral:Unter- 
ſuchungs-Commiſſion. Zugleich) wurde auf Die Nachtheile auf- 
merfjam gemacht welche die Aufnahme von Nachrichten über die 
Unterſuchungen in Zeitungen mit fih führe *) Alles Dies 
hinderte nicht, Daß von Neuem Stimmen in der Bundes verſamm⸗ 
fung fih erhoben, welche auf Auflöjung der Gentral-Unterjuchungs- 
Commiſſion drangen. Die bitteren Erörterungen über den Congreß 
zu Verona, welche in Der Bundesverfammlung gejchahen, Die 
Demüthigung Württembergd Durch die vereinigten Großmächte 
Defterreich, Preußen und Rußland, welche die Folge hiervon war, 
regten Die Bejorgniffe und Verſtimmung der mittleren Staaten 
immer mehr gegen die Geutral-Unterfuchungs-Gommilfion auf; Der 
Öfterreichifche und preußifche Einfluß war nicht mehr im Stande, 
dem Drängen diefer Staaten zu witerfiehen, jo daß ſchon am 
3. Juni 1823 in vertraulicher Sitzung der Bundestagsausfchuß, 
wie Blittersdorf berichtet, im Begriff geweſen jei, auf die Auf: 
löſung der Central-Unterſuchungs-Commiſſion anzutragen, als 
ihm mehrere NachtragSberichte, insbeſondere ein Nachtragsbericht 
ter Gentral-Unterfuhungs-Conmilfion vom 31. Mai zugefommen 
jeten, aus denen hervorgegangen, daß die geheimen Verbindungen 
und Umtriebe au) noch nad) den Beichlüflen vom 20. September 
1819 auf mehreren Univerfitäten fortgedauert hätten, und daß 
er demnach fich babe die Frage vorwerfen müllen, ob die von 
der Central⸗Unterſuchungs-Commiſſion vorgelegten Notizen von 
der Art und dem Belange feien, daß deren Vervollſtändigung 
nothwendig und mithin die Fortſetzung des Unterfuchungsgejchäftes 


Mittheilung von dem großh. Heiftihen Bundestagsgefandten v. Harnier er- 
halten zu haben. Harnier war indefjen in München geftorben und die großh. 
heſſiſche Regieruug erklärte Hierauf in vertraulicher Sitzung, daß fich hierüber 
nichts feftftellen Lafie. 

***) Sch. Brotocoll vom 3. Juli 1823. Fol. 453 a— ii. und Beilage 
A und B. 

*) Seh. Protocell vom 5. Februar 1824. ©. 76a. 
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anzuoronen jei? Der von ihm bejahten Frage habe dann die 
Bundesverfammlung durch Beſchluß vom 3. Juni 1823*) infofern 
Folge gegeben, als die Central-Unterſuchungs-Commiſſion Die 
förmlicye Unterfuchung über die mitgetheilten Angaben eröffnen 
und die Rejultate bei Wiedereröffnung der Bundesverfammlung 
vom 27. November 1823 vorlegen ſolle. Den geftellten Termin 
fonnte jedoch, die Central-Unterſuchungs Commiſſion nicht einhalten 
und feßte hiervon die Bundesverfammlung am 10. December 1823 
in Kenntniß. Gleich Darauf wollte diejelbe wiederum eine neue 
geheime Geſellſchaft entvedt haben und berichtete unter Vor⸗ 
behalt des Genaueren darüber am 28. Sanuar 1824. Der 
Bundestagsausſchuß bejchränfte ſich deßhalb auch in feinem Be— 
richte vom 5. Februar 1824**), die eingegangenen Commiſſions⸗ 
berichte ſummariſch anzuzeigen und „einige Yingerzeige, welche 
ihm zur Förderung des Unterfuchungsgeichäftes dienlich erſchienen“, 
zu geben. 


Hier tritt alſo zuerft der Fall ein, daß der Bundestag jelbft, , 
d. h. bier der von ihm ſelbſt erwählte Ausschuß, fördernd für 


die Unterfuchungen einwirkt. Die Central-Unterſuchungs-Commiſſion 
ging jedoch ihren eigenen Weg und kümmerte fich ſehr wenig 
um die Bundesverfammlung. 

Obwohl nun der Bundestagdausfchuß Der Meinung war, 
daß der Beichluß der Bundesverfammlung vom 3. Juni 1823 
volftändig durch das beigebrachte Material gerechtfertigt, jo war 
er doch wiederum in der vertraulichen Sikung vom 12. Auguft 
1824 nit im Stande, ausführliden und eingehenden Bericht 
zu liefern, weil fich die Central-Unterſuchungs-Commiſſion wiederum 
die nähere Begründung ihrer Anzeigen vorbehalten hatte. 

Die entdvedte geheime Geſellſchaft follte eine Ver— 
bindung unter mehreren Männern jein, Die bereit3 im 
bürgerlichen Leben fanden, zum Zwede des Umſturzes 
der beftehbenden Berfafjungen; ein Sünglingsbund 


*) Ungedr. Sep. Protoc. v. 3. Juni 1823. 
**) Ungedr. Sep. Brot. vom 5. Februar 1824. 
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unter ihnen ftehen, welche Den Oberen zu geborchen 
hätten, einen Eid ſchwören mußten, nichtS zu verrathen, 
den Verräther follte der Tod treffen. Das Streben 
gehe dahin, eine Vereinigung Deutſchlands unter 
einem Oberhaupte mit republifaniihen Formen zu 
erzielen?*). 

Es Fonnte wohl feinen Zweifel unterliegen, Daß nad) einer 
Iolchen Anzeige die Bundesverfammlung ſchon vier Tage ſpäter 
auf Antrag Defterreich8 (16. Auguft) ſich im Ganzen beiftimmend 
für die Dauer der Central-Unterſuchungs-Commiſſion ausſprach, 
obwohl Fein Beſchluß deßhalb gefaßt wurde; einzelne Regierungen 
hatten e8 vermieden fich bierüber auszuſprechen, wenngleich fie 
den fonftigen Anträgen in Bezug auf Aufrehthaltung Des 
monarchiſchen Princips, die Maßregeln für die Univerfitäten, 


Mißbrauch der Prefje und Gefchäftsordnung für Die Tandftändifchen 


Verhandlungen beiftimmteu. 

Die Sentral-Unterfuchungs-Commiffion hatte nun Ruhe zu 
weiteren Unterfuchungen. Sie erjtattete nach und nach weitere 
Berichte, ; 

Der Hauptbericht der Central-Unterſuchungs-Commiſſion wurde 
erit 14. December 1827 erftattet nebft der Detaillirten, 5 Bände 
ftarfen Total:Ueberficht der Geſammt-Reſultate der Gentral-Unter- 
ſuchungs-Commiſſion vom 15. October 1827 mit Beilagen und 
Berathichlagungsprotochllen der Bundesverfammlung am 17. San. 
1823 endlich überſendet. Aber erſt am 14. März 1831 berichtete 
Frhr. v. Blittersdorf über dieſe weitläuftige Arbeit Der Gentral-Unter- 
ſuchungs-Commiſſion. Der Bundespräfidialgejandte beantragte einen 
Beſchluß zur Snftructiongeinholung über den Antrag der Bundes- 
tags⸗Commiſſion: ob der auf 314 Folioſeiten gedruckte Hauptbericht 


*) Vergl. Ilſe Geſch. d. polit. Unterfuchungen ©. 41 ff. Dort befindet 
ſich der vollftändige Bericht. aus einem geheimen Protocol vom 12. Auguft 
1824. Man halte wohl in Obacht, daß ungefähr um diefelbe Zeit 
eine geheime Gefellihaft in Baiern, weldhe den Zwed der Er—⸗ 
mordung der baierifhen Minifter hatte, entdeckt fein follte. Vergl. 
unten eilftes Kapitel. 
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der Gentral-Unterfuchungs-Bommiffion vom 14. December 1827 
der Deffentlichfeit zu übergeben, oder ob der 72 Folioſeiten ent: 
Faltende Vortrag der Bundestags-Commiſſion vom 24. März 1831 
in ein Bffentliches Protocol der Bundes:Berfammlung einzus 
rüden jei?*) 

Am Anfang des Jahres 1825 hatte Metternich, erbittert 
darüber, Daß einzelne deutsche Regierungen, Medlenburg, Schwarz: 
Burg, jelbft RW vetrograde Hannover und endlich gar Preußen 
die Unterſuchungen mit großer Lauigkeit fortzuführen fchienen, in 
einer Note an Preußen eine vermehrte Thaͤtigkeit der Central—⸗ 
Unterſuchungs-Commiſſion gefordert und behauptet, fte jei in ihrer 
bundesgejegmäßigen Verpflichtung zurückgeblieben: — Für Preußen 
war v. Kaifenberg Präfident der Commiſſion! Der Minifter des 
Auswärtigen, Graf Bernftorff, Hatte ſich jeit Jahren jo wenig 
um Die Unterfuchungen gekümmert, daß er bei dem Polizeiminifter 
Schudmann anfragen mußte, wie denn eigentlic, die Sache ftehe. 
Einftweilen blieb die Angelegenheit jedoch ruhen, da Schudinann 
nichts von ſich hören ließ und Bernftorff wichtigere Sinterefjen im 
Auge hatte. Metternich aber Tieß Die Angelegenheit nicht ruhen, 
jondern regte fie von Neuem durch den preußijchen Geſandten in 
Wien, Fürſten von Habfeld, an und fügte zugleich Die offene, 
derbe Drohung hinzu, daß er, wenn man in Berlin nicht ent- 
Ihiedene Weiſungen an den Präfidenten v. Kaijenberg erlaffe, 
einen Antrag dieſerhalb an den Bundestag in einer der nächſten 
Sißungen bringen würde. Nochmals fiegte der öſterreichiſche 
Einfluß in Berlin, die Wittgenftein-Schufmannjche Partei ſetzte 
gegen Bernftorff eine Art des Verweiſes an v. Kaifenberg durch. 
Damit war aber Metternich audy noch nicht zufrieden, jondern 
meinte in einer Note verbale, die er auch mehreren anderen 
deutjchen Regierungen mittheilte, höhniſch, Daß dieſe Zurechtweifung 
am rechten Orte gewejen feil Am erbittertfien war er über das 
Urtheil der ſchwarzburgiſchen Gerichte und über Die Mißachtung 
des Artikel 5. der Bundesbeichlüffe vom 20, Septenber 1819, 


*) B. P. 1813. 10. Sitzung. $ 78. 
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worin ed fi) bekanntlich um Die Oberleitung des Unterfuchungs- 
verfahrens handelt; nach feiner Meinung hatten Hannover und 
Medlenburg ſchnurſtracks ſchwer dawider gejündiget. 

Doch dies war ſein letzter Sieg in dieſer Sache. Vergebens 
rief er die Mitglieder der Central-Unterſuchungs-Commiſſion 
(20. bis 23. Augnſt 1826) auf den Johannisberg, vergebens 
endlich den Prälidenten v. Kaiſenberg. Man war es endlich 
von allen Seiten müde geworden das Spielzeug ſeiner Politik 
zu fein. Selbſt Ancillon war fpäter gewitzigt genug, um den 
Anträgen Metternich8 noch ferneren Raum zu geftatten. 

Die Inſtructionen find niemald eingetroffen und jedwede 
Veröffentlihung, die man dem deutjchen Wolfe im Jahre 1819 
in der Bundedverfammlung feierlich zujagte, ift unterblieben. 

Kann e3 ein fchlagenderes Beiſpiel geben, als das folgende 
Beugniß, welches zum Schluffe ihrer Unterfuchungen die Gentral: 
Unterfuhungs-Sommifjion genöthigt war, auszufprechen ? 

„zugleich können Die deutſchen Bundesregierungen Die 

\ beruhigende Ueberzeugung fehöpfen, daß die Treue ihrer 

Unterthanen ſo leicht nicht irre geleitet und mißbraucht 
werden könne. Es ift dargethan, daß es den offenen und 
biederen Charakter widerftrebt, ein angebliches Nedyt und 
eingebildete Güter auf den Wege des Unrecht3 und der 
Gewalt zu verlangen, und dadurch die Hoffnung gegeben, 
daß Lug und Trug nicht in Deutjchland werden einhei- 
miſch werden”. *) 

Dennoch ſtets erneuerted Mißtrauen der Regierungen gegen 
unbefcholtene, patriotifche umd treue Männer, dennoch Zufammen: 
werfen der reinften Beflrebungen für das Wohl des Vaterlandes 
mit ben thörichten Einbildungen einer kleinen Zahl jugendlicher 
Gemüther, welche unerfahren in das Neb einiger wenigen Thoren 
und Abentheurer gefallen waren, Nicht cin einziger Mann von 
Bedeutung war der Theilnahme an jenen Thorbeiten und ver: 
brecherijchen Verbindungen und Unternehmungen überwiefen. 


*) Ilſe, Geſch. der polit. Unterj. &.160. 161. 
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Dennoch hielt man felbit die Gedanken der Beften in Feſſeln 
und unterwarf wiljenjchaftliche Schriften einem widerlichen Preß- 
zwange, belegte die Univerfitäten mit einem Banne, den höchfteng 
einzelne Profefjoren und ſelbſt Diefe in anderer gerechterer Form 
verdienten und überwachte Die Völker, ftatt Die gemachten Vers 
Ipredyungen zu erfüllen, mit geheimer Polizei, gleich als wären 
fie aus den treueften und aufopferndften Unterthanen Die aͤrgſten 
Rebellen mit einem Male geworden. 

Es verfteht fih von ſelbſt, daß wir bier verzichten, auf 
das Detail der Unterfuchungen und Berfolgungen nochmals ein- 
zugehen. Es findet ſich vollftändig in der Gefchichte der politischen 
Unterfuchungen, anf die wir ebenfo zur Ergänzung auf Tilliers 
Geſchichten der Eidgenoſſenſchaft während der fogenannten 
Reſtaurations-Epoche Bd. II*) hier verweilen müſſen. — Die 
Gentral-Unterfuhungs-Sommilfion mußte im Sahre 1822 geftehen, 
daß fie eigentlich gar nicht8 gefunden, denn die einzige pofitive 
Handlung, die in ihren Acten bis dahin vorgefommen, nämlich 
die Aufforderung zum Hochverrath in einer Drudjchrift, ſei von 
den urtbeilenden Kriegögericht (I) als folche nicht angefehen; der 
Verfaſſer fei freigejprochen. Sie mußte |päter geftehen, daß ein 
Männerbund gar nicht exiftirt habe; aus ihren ſpäteren Berichten 
ergab fih, daß ein BZufammenhang der deutſchen Burfchen- 
Ichaften und anderer Verbindungen mit den im Auslande beite- 
henden (Franfreich, Stalien) in jenen Zeiten niemals ftattgefunden; 
fie mußte erleben, daß das Urtheil der oberiten Gerichte zu 
Darmitadt (1831)**) die Exiftenz des Männerbundes ald durch: 
aus unerwiefen Hinftellt, daß die Juſtiz-Canzlei zu Güftrom ***) 
die Ausfagen des Haupt-Denuncianten als juriſtiſch nicht bewiefen 
charafterifirte, ja jogar, daß der preußifche Minifter Schudmann 
und auf feinen Bericht der König von Preußen jelbft Witt v. 
Döring den Eintritt in das preußifche. Gebiet vermehrte, „weil 
feine Ausfagen” — auf die man in Frankfurt und Mainz, 

*) Wir kommen darauf in dem Bande, in welchem die auswärtigen Ber- 
hältniffe des deutfchen Bundes verhandelt werben, zurüd. 

v*) a. a. D. ©. 133. 161. 
***) a. a. D. ©. 238 fi. 
Zweiter Theil. 21 
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Berlin und Wien alles damals gegeben — ſich als unrichtig in 
',, dielen Punkten ergeben hätten“!“) — Wohl waren zur Dama- 
‚ligen Zeit in Frankreich und Stalien wahrhaft frevelhafte Ver— 
bindungen an der Tagesordnung, deren Tendenz eine Entfitt- 
lichung und Nichtswürdigfeit ſonder Gleichen verrieth, aber nit- 
gends findet fi eine Spur, daß fie Einfluß auf deutſche DVer- 
hältniffe in damaliger Zeit erreicht hätten. Wäre es nachzumeijen 
gewefen, daß fie mit den Deutjchen Verbindungen im Zuſammen⸗ 
bang geflanden, jo würde allerdings Metternich in feinen Maß— 
vegeln Nedyt gehabt haben. Allein die Bemühungen Witt v. 
Dörringd und Anderer, eine Verbindung zwiſchen Franzofen, 
Italienern und Deutjchen auf diefem Gebiete herzuftellen, blieben 
fruchtlos, wie dies Witt ſelbſt eingefteht und alle Verſuche der 
öfterreichifchen geheimen Polizei, bier provozirend einzumwirken, 
verfingen nichts. 
Wir find nah forgfältiger Erwägung der That: 
ſſachen leider zu der Ueberzeugung gefommen, Daß bie 
ſerſten Berfuhe, eine Verbindung zwiſchen den Deut 
'fchen und ausländifhen Revolutionären anzubahnen, 
von Perjonen im Solde der Polizei herrührten, wir 
|fönnen und nad) gewifjenhafter Ueberlegung und Prü— 
fung nur dahin entfoheiden, daß die Anzeigen von 
einem Männerbund ebenfowohl ein Machwerk der 
Reaction geweſen, als die unten im eilften Kapitel 
angeführte Unterofficier-Verſchwörung in Baiern. 
Wir find leider gewiß geworden, daß dieje Denur 
eiationen nur Dazu dienen follten, die Berlängerung 
der Garlsbader Beſchlüſſe im Sahre 1824 bei den 
Höfen zu München und Berlin dDurdhzufeßen 
Die Bundesverfammlung jab dies jehr wohl ein, war aber 








*) Mitt v. Dörrings Denfwürbdigfeiten und Ilſe Geſch. der polit. Unterf. 
©. 117. Die Schweizer waren ihın gegenüber vorfichtiger geweien. In Bern 
ſah man Witt für einen im Solde der öfterreichifchen Polizei flehenden Agenten 
an. Dal. Tillier Gefchichte der Gidgenoffenfchaft 2c. Th. II. S. 196, we ſich der 
Berfafier auf im fchmeizerifchen Archiv befindliche amtliche Mrfunden bezieht. 
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zu ſchwach, um fi der Tyrannei Defterreich8 zu entziehen. 


Man würde fehr unrecht thun, wenn man der Bundesverfamm: , 


lung die politiichen Verfolgungen der damaligen Zeit zurechnen 
wollte. Selbſt Nagler Flagte oft darüber, daß er in Beziehung 
auf den Gang der Unterfuchungen der Gentral-Unterfuhungs- 
Commiſſion nicht unterrichtet worden, daß er das Nähere der 
Mapregeln erſt durch den öſterreichiſchen Prafidialgefandten er- 
fahren babe. Vor Thaten wie die Sands und Lönings bebte 
fie, wie jeder chriftlihe Mann zurüd, aber in ihrer Mitte waren 
Maͤnner, wie von Wangenheim, welche die Verirrung eines Sand 
nicht mit jener Strenge beurtheilten, welche bei Anderen zu 
wahrhaft verruchten Gonfequenzen führte v. Wangenheim hatte 
noch Turz vor feinem Tode Die Meberzeugung, daß er Sand von 
der Mordthat zurüdgehalten, wenn derſelbe ihn bei feiner Reife 
durch Frankfurt angetroffen hätte*). 

Das Verhältnig der Bundesverfammlung zu der Gentral- 
Unterfuhungs-Sommilfion war daher nur ein fehr einflußlojes. 
Die Commiſſion troßte der Bundesverfammlung geradezu und wurde 
von den großen Gabinetten in dieſer Stellung offenbar bejchükt. 


Die Sarlöbader Beichlüffe waren aljo, der Bundesverfaffung 
zum Troß, Durchgefeßt worden. Sie waren weder formell, noch 
materiell zu rechtfertigen und nur die Gewalt konnte fie aufrecht 
erhalten. In Wien, wo nun befanntlih Die Verhandlungen 
wegen der Schlußacte ftattfanden, ſchien audy Manches anders 
werden zu jollen, als in den Carlsbader Beichlüffen **). Bald 
verfloflen die fünf Sahre, für welche fie provijorifch gelten follten. 
Defterreich wollte und Tonnte fie nach dem einmal angenoinmenen 
Princip nicht fallen laſſen; es verfuchte fie zu definitiven umzu— 
wandeln, wie wir dies im nächſten Kapitel nachzuweiſen haben, 
Diefe Verſuche bilden eine der lehrreichſten Abfchnitte in der 
Gefchichte der Bundesverfammlung. 


*) v. Wangenheim Defterreih, Preußen und das reine Deutfchland. 1849. 
©. 115. Anm. 


=) Siehe weiter unten. 
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&ilftes Kapitel. 


Verläugerung der Carlsbader Berhläffe. 


Die Zeit, für welche die Carlsbader Beſchlüſſe ald pro- 
viſoriſche Maßregeln in der Bundesverfammlung gefaßt waren, 
verfloß, ohne daß es Defterreich möglich geworden wäre, fie 
während der Verhandlungen über die Schlußacte in Wien, noch 
aud) bei Gelegenheit des Minifter-Congrefjes dajelbft im Jahre 
1823*) zu definitiven Geſetzen umwandeln zu Eönnen. Allein 
Metternich gab einen gefaßten Plan nicht fo leicht auf. Er wurde 
darin unterftügt Durch die in Berlin verfolgte Politik und durch 
die Bereitwilligfeit des Großherzog von Baden und deſſen 
Minifterd Freiherrn v. Berftett und endlich durch Die Furcht vor 
Verſchwörungen und Revolutionen im Allgemeinen **). Dazu 
fam, daß in Baiern ein Defictt von einigen Millionen auf 
conftitutionellem Wege nicht wohl zu deden war. Dies zujammen- 
genommen ſchien Hoffnung zu geben, die Pläne auf Befeitigung 
der Repräfentativ:Verfaflungen, weldhe in Wien 1820 und 1823 
mißlungen waren, Dennoch vermittelft der Carlsbader Bejchlüffe 
durchzuführen. Wie fi) im Sabre 1819 und dann fpäter im 
Sahre 1822 Baiern und Baden an den Kaifer von Defterreich 
gewendet hatten, um ihn um Hülfe gegen die wachjende Volks—⸗ 
gewalt in den Kammern zu vermögen***), jo war der Grof- 
berzog von Baden neuerdings an Metternich gegangen, um feine 
Abfichten in Bezug auf die Beichränfung der conftitutionellen 


*) Ueber Beide Congreſſe in einem unten folgenden Kapitel. 
**) ©. o. zehntes Kapitel. 
***) Vergl. einftweilen des Verfaſſers Geſchichte der politiichen Unter 
fugungen ©. 37. Anm. 1. und dann die unten folgenden Kapitel über bie 
Wiener Gonferenzen. 











325 


Rechte der Kanımern zu unterftüßen. Sein Minifter‘, Freiherr 
v. Berftett, befanntlich jehr eng mit Metternich, verbunden, be 
mühte ſich zuerſt mit Dem baierifchen Minifterium (jchon 1823) 
in Verbindung zu fegen, um dieſes für die Metternichichen und 
feine eigenen Pläne zu gewinnen. Baiern indefjen hörte ruhig 
die Propofitionen Badens an, erwiederte aber darauf nichts, fo 
Daß die Abficht, mit Baiern zu gleicher Zeit vorzugehen, mißlang. 

Mündy-Bellingbaufen, der öfterreichifche Präfidialgefandte, 
richtete nun im Anfang des jahres 1824 ein Schreiben an 
Metternich, welches wir bier folgen laſſen: 

Sranffurt, den 6. Sanuar 1824. 
Politiſche Gegenftände. 

Nro. A. und B, 

Durchlauchtigſter Fürft! 

Ueber die Frage, was hinfichtlich der, Durch die Carlsbader 
Gonferenzen vorbereiteten Bundestagsbejchlüffe vom 20 Septbr. 
1819 noch im Laufe der diesjährigen Sikung zu veranlaffen fei, 
halte ich mich verpflichtet, ſchon heute meine Anfichten ehrer- 
bieligft auszusprechen, da Diefer Gegenftand nunmehr von mehreren 
Seiten angeregt werden dürfte, und da ed mir wejentlich erfcheint, 
die Meinung, die man hierüber beim Bundestage ausgefprochen 
haben will, vorher durch Rückſprache mit Den Kabinetten feft zu 
begründen, 

In der Bundestagsfißung vom 20. Septbr. 1819 wurden 
folgende proviforifche Beſchlüſſe gefaßt: 

41. Eine proviſoriſche Executiond-Ordnung. 
Diefe ift durch Die, in Folge der Wiener -Minifterial- 
Gonferenzen mit Bundestagsbefchluß vom 3. Auguft 1820 
definitiv feftgejeßte Executiond- Ordnung von felbft er 
Iojehen, da fie nur bis zur Erwirfung dieſer eingeführt 
worden war. Es kann ſonach von Diefem Beichluffe hier 
feine Rede fein. 

2. Wurde ein Bejchluß über die, in Anfehung der Uni- 
verfitäten zu ergreifenden proviforiichen Maßregeln zu 
Stande gebracht. 
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Diefes Bundesgefeß it nad) jeinem näheren Inhalte mit 
Vorbehalt der weitern Berathungen des Bundestags über gründ- 
liche Verbeflerung des gefammten Schul- und Univerfitätswejeng 
als proviforische Maßregel zur Abhilfe der beftehenden Gebrechen, 
jogleich in allen Bundesſtaaten in Vollziehung und Anwendung 
getreten. Die Dauer diefer Maßregel ift auf Feine beftimmte 
Beitfrift beichränft,; fie währt fort, bis die vorbehaltene Be 
rathung über gründliche Verbeſſerung des geſammten Schul= und 
Univerfitätswejens ftatt gehabt hat, oder bis das Ueberflüſſige 
einer folchen proviforischen Maßregel von irgend einer Seite er 
wiejen vorliegt. Erſteres ift bisher nicht geichehen; letzteres 
müßte von denen bewiejen werden, welche eine Aufhebung diefer 
Mapregel verlangen wollen. 

Es kann aljo, wenn von Verlängerung der Carlsbader Be: 
Ycdlüffe die Rede iſt, hierunter aud) keinesweges Das auf eine 
beſtimmte Zeitfrift nicht bejchränfte proviforiiche Geſetz über die 
Univerfitäten gemeint werden. Alles, was Diejenigen, welchen 
der Beſtand dieſes proviſoriſchen Geſetzes nicht angenehm ift, 
thun könnten, wäre eine Aufforderung an Die Bundesverfammlung 
die gründliche WVerbefjerung des gefammten Schul- und Uni: 
verjitätswejen endlich in Berathung zu ziehen. 

Dieſes, glaube ich, könnte in einem eignen Präfitial=- Bor 
trage am beften von uns gejchehen, Damit nicht ein anderer Hof 
aus böſer Abficht die Snitiative der Sache an ſich reife. Das 
Hauptmotiv aber Fönnte eben in dem Wunjche, das Univerfität- 
und Schulwejen aus dem gegenwärtigen proviſoriſchen Zuftande 
zu jeßen, und in der Ueberzeugung geſucht werden, daß bei 
dem unter Lehrern und Schülern fortwährenden Unwejen, dieſes 
proviſoriſche Geſetz durchaus nicht als genügend betrachtet werden 
fönne. Dieſes Proviforium Dauert aber felbftverftanden fort, bis 
dieſe Berathung die bei der Wichtigkeit und Tiefe des Gegen: 
ftandes nicht übereilt werden darf, zu Stande gebracht jein wird. 
Alſo auch über Diefen September⸗Beſchluß wäre ein Erneuerungs⸗ 
Antrag nicht erforderlich. 

Erwägungswerth ift es allerdings, ob bei der Bräfidial- 
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Propofition, welde die Aufforderung ded Bundestages zur 
Berathung des definitiven Zuftandes der Univerfttäten und Schulen 
zum Zwecke hat, nicht etwa darauf angetragen werden Fönnte, 
fich jchon vorläufig darin zu einigen, Daß in Zukunft dem afa- 
demifchen Richter zwei Juſtizmänner mit Si und Stimme bei- 
gegeben werben, deren Urtheil entjchiedend zu fein hätte, denn 
es liegt vor, Daß dort wo der akademische Senat allein vorzu⸗ 
gehen hat, die Profeſſoren nicht mit der gehörigen Strenge ver: 
fahren, und zwar, wie vermuthet wird, weil fie aus der Frequenz 
der Univerfitäten pecnniären Nuben ziehen *). 

Was 3. den Bundesbefchluß wegen der in Mainz aufgeftellten 
Gentral-&ommilfion zur Unterfuhung der in mehreren Bundes» 
flaaten entdedten revolutionären Umtriebe betrifft, jo iſt Diefer 
Dundesbefchluß gleichfalls nicht auf eine Zeitfrift bejchräntt, 
jondern es ift der aufgeftellten Commiſſion ein beftimmter Zweck 
vorgejchrieben, aljo entjcheidet auch über die Auflöfung derſelben 
nicht Der Zeitverlauf, jondern die Erfüllung des derſelben vor- 
gezeichneten Zweckes. 

Dieſe Sommilfion geht ihren gegebenen Gang fort, findet 
immer neue Beichäftigung, und nebit dem daß fie ſchon durch 
ihre bloße Exiſtenz präventiv gegen etwaige Unternehmungen der 
neuerungslüchtigen Bartei in Deutjchland wirkt, läßt fich auch 
von derjelben noch manches pofitive Gute erwarten, worüber ein 
anderes Mal zu fprechen, ich mir ebrerbietigft vorbehalte, 

Ihre Auflöjfung oder Fortdauer kann aljo bei dieſem Anlafje 
durchaus nicht zur Sprache gebracht werden, 

Bloß der vierte Beichluß, nämlid das Preßgeſetz iſt auf 
eine beflimmte Zeitfrift von fünf Jahren feflgefeßt und da Dieje 
mit dem 20. Septbr. d. J. ihr Ende erreicht, fo ift, wenn man 
die Fortdaner derjelben wünjchenswerth findet, die Faſſung eines 
neuen gültigen Bundesbejchluffes erforderlich. 

Aber ſelbſt bier ift die beite Motivirung zu dem Antrage 
auf fernere Kortdauer dieſes vortrefflichen Geſetzes leicht in dieſem 
Geſetze jelbit zu finden. 

*) Eigenthümliche Schäßung ber Pflichttreue ber Brofefloren ! 
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Der 10. 8. jenes Gefeßes vom 20, Septbr. 1819 fagt: 
„Der gegenwärtige einftweilige Beichluß ſoll vom heutigen 
Tage an fünf Jahre lang in Wirkfjamfeit bleiben. Vor Ab> 
lauf dieſer Zeit fol vom Bundestage gründlich unterſucht 
werden, auf welche Weiſe die im Artikel 18 der Bundes⸗ 
acte in Anregung gebrachten gleichförmigen Verfügungen 
über die Preßfreibeit in Erfüllung zu jeßen fein möchten, 
und demnächſt ein definitiver Beichluß über Die recht: 
mäßigen Grenzen der Preßfreiheit in Deutichland erfolgen. 
Da nun aber bei dem bekannten, in ſolch wichtiger Sache 
von Inſtructions-Einholung abhängigen Gange der Berathung 
am Bundestage die Unmöglichkeit vorliegt einen folchen definitiven 
Beichluß Bis zum 20. Septbr. herbeizuführen, da ferner, wenn 
man das proviforiiche Preßgejeß mit einem Male erlöjchen laſſen 
wollte, ohne etwas anderes an deilen Stelle zu feßen, eine 
früher jo richtig erfannte Lüde in der Bundesgejeßgebung un⸗ 
ausweichlich Fühlbar werden müßte, welche auf das Verderblichfte 
auf die Grundbedingung des Bundes, Die Einigfeit der Bundes- 
glieder zurüd wirken würde, weil der deutſche Bund, wenn in 
demjelben Ruhe und unter den Bundesgliedern Vertrauen er- 
halten und die Verbältniffe mit dem Auslande beachtet werden 
wollen, eine höhere Gontrolle über die Preſſe Durchaus nicht entbehren 
Tann; Da ferner die Unfüge der politiichen Preſſe durchaus nicht in 
einem ſolchen Grade des Abnehmen find, Daß Aufficht überflüſſig 
erkannt werden könnte, endlich wahrhaftig nicht gejagt werden 
fann, Daß dieſes Geſetz wirklich Durd fünf Sabre in Ausübung 
beftehe, weil jelbes bi8 zum Mai 1823 unbeachtet blieb, und es 
jo mit an Erfahrungen fehlt, aus denen man für ein neues Des 
finitives Preßgeſetz verläßig jchöpfen könnte — fo dringt fich mir 
die wohlerwogene Meinung auf, daß das heute beftehende und 
nach meiner innigften Heberzeugung höchſt entjprechende — pro⸗ 
viſoriſche Preßgejeß nothwendig verlängert werben mülje, entweder 
wieder anf eine beftimmte Reihe von Sahren, oder, was mir an⸗ 
gemefjener fchiene, jo lange bis man fid) über einen befinitiven 
Beſchluß vereinigt haben würde, 
Wenn es mir gelungen ift, darin im Allgemeinen die Anficht 
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Euerer Durchlaucht auszufprehen, und wenn SHochdiefelben 
gleichfalls die Ueberzeugung haben, daß es ſich heute nur um 
die Verlängerung dieſes einen September-Bejchluffes handelt, fo 
tritt Die weitere Frage ein, in welcher Form der Bundesbeſchluß 
hierüber gefaßt werden könne. 

Wenn Einhelligfeit der Stimmen hierzu erfordert würde, fo 
würde an ein Gelingen der Sache kaum zu denken fein. 

Allein dieſe Einhelligfeit der Stimmen jcheint mir nicht 
erforderlich. 

Der Artifel 13 der Wiener Schlußacte jagt: 

„Meber folgende Gegenftände 

1. Annahme neuer Grundgefeße oder Abänderung der Bes 
ftehenden, 
2. Organische Einrichtungen, d. 5. bleibende Anftalten, als 
Mittel zur Erfüllung der ausgeſprochenen Bundeszwede. 
3. Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund, und 
4. Religions: Angelegenheiten 
findet Fein Bejchluß durch Stimmen-Mehrheit ftatt”. 

Hieraus folgt, da nad Artikel 11 derſelben Acte Die 
Stimmen: Mehrheit Die Regel ift, Daß bei allen übrigen im 
Artikel 13 nicht genannten, Dennoch aber zur Kompetenz Der 
Bundesverſammlung gehörigen Gegenfländen die Bundesbejchlüfje 
durch Stimmenmehrheit gefaßt werben Fönnen. 

Es unterliegt alfo nad) meinem unmaßgeblichen Grachten 
feinem Zweifel, daß das vorliegende provijorische, — durdy Die 
Sicherheit des Bundes bedingte — Geſetz — ald im Artikel 13 
nicht ausgenonimene, nad) Artikel 11 durch Stimmen: Mehrheit 
um jo mehr zum gültigen Bejchluffe werden könne, als jogar 
eine Kriegserflärung per majora beſchloſſen werden Fann. 

Der Weisheit Euerer Durchlaucht wird es aber nicht ent- 
gehen, daß es nur höchftförberlich fein würde, wenn Hochdiejelben 
diefe Frage über die Erneuerung des Preßgeſetzes im Wege der 
Gabinette vorzubereiten — und durch eine wohlmstivirte, Den 
gegenwärtigen Zuftand der politijchen Literatur gleichzeitig be= 
rüdfichtigende Präfidial-Propofition erſt dann bei Dem Bundestage 
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in Vortrag zu bringen geruben wollten, wenn die Babinette, fid 
hierüber gegen Suere Durchlaucht befriedigend erklärt haben. 

Vielleicht finden es Hochdiejelben angemefjen, vorher mit 
dem Berliner Hofe hierüber Rückſprache zu pflegen und dann 
allein oder vereint mit diefem auf Baiern und die übrigen Höfe 
zu wirken. Die faum zu umgebende — aber wie ich hoffe, — 
hier nicht zählende Oppofition Württembergs abgerechnet, beforge 
ich nur vom Münchener Kabinette Einwendung, wenn ich mir Die 
unangenehmen Momente zurüd rufe, welche der Graf Rechberg 
zu überftehen hatte, als er im Herbite 1819 von Carlsbad nad) 
München zurüdtehrte*). 

Nach dem der baierifchen Verfafjung einverleibten Edicte 
vom 26. Mai 1818 über die Freiheit der Prefje und des Buch: 
handels find alle Bücher und Schriften, welche nicht zur Klaffe der 
Beitungen und periodiihen Schriften gehören, von der vor=, 
läufigen Cenſur ausgenommen. Dieſe Verfügung ift im Wider- 
Ipruche mit den Beftimmungen des proviforiihen Preßgeſetzes, 
welches von der vorläufigen Cenſur bei allen Büchern, welche 
nicht über 20 Bogen ftark find, ausgeht. Dieſen MWiderftreit 
dürfte Die baterische Regierung bei der Verlängerung des Preß- 
gejeßed Durch anderweitige Anträge zu heben fuchen. 

Nachgiebigfeit hierin dürfte — abgejehen von der allgemeinen 
Inconvenienz einer Modificirung jenes Geſetzes darum nachtheil- 
bringend fein, weil ſich leicht der Glaube begründen könnte, als 
flände Die Landesgeſetzgebung irgend eines Bundesſtaates höher, 
ald die Bundesgejebgebung und ald müßte fid) Die letztere nach 
der erfteren ſelbſt alsdann modificiren wenn das Gefammtinterefje 
des Bundes Dad Gegentheil erfordert. 

Der allesumfaffenden Staatöklugheit Euerer Durchlaucht 
wird die Befeitigung auch Diefeg, — von mir blos als möglich 
gedachten Hindernifjes gelingen, und Euere Durchlaucht werden 


*) Diefe Höhft wichtige Bemerkung beweißt, daß Graf Rech— 
berg bei den Carlsbader Beſchlüſſen, Metternich zu Gefallen, über 
feine Vollmachten hHinausgegangen war. 
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ſich um die Ruhe Deutjhlands durch Fortdauer eines jo fehr 
mohlthätigen Beſchluſſes zuverläffig ein nenes, Hohes und von 
dem Guten gewiß dankbar gewärtigtes Verdienſt erwerben! 

Ich erwarte Die gnädige Mittheilung deſſen, was Euere 
Durchlaucht hierüber befchließen. 

Genehmigen Euere Durchlaucht die Verficherung meiner 
tiefften Verehrung. ꝛc. ꝛc. 

Schr. dv. Münch-Bellinghaufen. 

An Seine des.E k. Hof: und Staatöfanzlers 
Herrngü riien v Metternich Durchlaucht. 


Metternich verfuchte nun bei feiner Anwefenheit in Tegernfee, 
als er fid) zu der Diplomaten-Verſammlung auf den Johannis⸗ 
berg begab (Juni 1824), nochmals auf Das baierifche Minifterium 
zu wirken. Gr theilte demfelben das öfterreichifche Memoire vom 
12. Mai 1824 mit, und zugleich auch das preußische Pro Memoria 
vom 5. Sjuni 1824 und gewann den Fürften Wrede und ben 
Minifter v. Zentner*). Metternich übernahm es die in Sohannis- 
berg ſich verfammelnden Minifter der mittleren und Fleineren 
Staaten zu beflimmen. 

Bei dem ganzen Beginnen Fam es nun zuwörderft darauf an, 
was Preußen dazu jagen würde. Metternich gab die oben be: 
zeichnete Denkſchrift an den Fürften Hapfeld, preußifchen Ge: 
ſandten zu Wien: 


*) Wrede war durch eine Verſchwörung, Bei welcher auch Unterofficiere 
betheifigt gewejen fein follen, geängftiget. Man fand bei einer Baierifchen 
revolutionären Verbindung einen Plan, wornach unter Anderen die Abftcht ſtatt⸗ 
gefunden haben follte, ſaͤmmtliche baierifchen Minifter, mit Ausnahme des Grafen 
von Lerchenfeld, zu hängen, alfo auch Zentner. — Merfwürdig, daß faft zu 
gleicher Zeit die Gentral-Unterfuhungs-Commilfion eine neue Verſchwörung 
entdeckt haben wollte, die ebenſo gefährlich ale nichtswürdig fei, (vgl. B. Br. 
1824. ©. 324 a Geheimes Protocol daſelbſt; die erfte Anzeige hiervon fällt 
genau in die Zeit, wo Fürft Metternich fih in Tegernfee aufhielt. Man ver: 
gleiche des Verfaſſers Gefchichte der politifchen Unterfuhungen S. 41 ff. und 
oben ©. 318 ff. 


332 


Defterreihiiche Denkſchrift. 

Da es fi) gegenwärtig von der Trage handelt, was noch 
in der diesjährigen Bundestags-Sitzung hinſichtlich der Durch die 
Carlsbader Gonferenzen vorbereiteten Bundestagsbejchlüffe vom 
20. Zuli 1819 zu veranlaffen fei; jo benußt der unterzeichnete 
Haus-, Hof: und Staats-Kanzler Die bevorftehende Anweſenheit 
zu Berlin Sr. ded Herrn Fürften v. Hatzfeldt, Liebden, um bie 
diefjeitigen Anfichten über diefen Gegenftand zur Kenntniß Des 
Föniglich preußifchen Cabinets zu bringen, und ſich Dagegen die 
Mittheilung des Gefichtspunftes zu erbitten, aus welchem man 
diefe Frage in Berlin anzufehen fich beftimmt findet. In der 
Bundestagd-Sikung vom 20. Suli 1819 wurden folgende pro: 
viſoriſche Beſchlüſſe gefaßt: 

1. Eine proviſoriſche Execeutions-Ordnung. Dieſe 
iſt durch die, in Folge der Wiener Miniſterial-Conferenzen, mit 
Bundestags-Beſchluß vom 3. Auguſt 1820 definitiv feſtgeſetzte 
Executions-Orduung von ſelbſt erloſchen, da fie nur bis zur 
Erwirkung diefer eingeführt worden war. Es kann ſonach von 
dieſem Bejchluffe Hier feine Nede fein. 

2. Wurde ein Beichluß über Die, in Anfehung der Uni- 
verfitäten zu ergreifenden proviforischen Maßregeln zu Stande 
gebracht. — 

Diefes Bundesgefeß ift nach feinem näheren Inhalte, mit 
Vorbehalt der weiteren Berathungen des Bundestags über gründ- 
liche Verbefjerung des gefammten Schul> und Univerfitäten-Wefens, 
als proviſoriſche Maßregel zur Abhülfe der beftehenden Gebrechen 
jogleih in allen Bundesftaaten in Vollziehung und Anwendung 
getreten. Die Dauer diefer Maßregel ift auf Feine be 
flimmte Zeitfrift beſchränkt; fie währt fort, bis die vor- 
behaltene Berathung über die gründliche Verbefjerung des gefammten 
Schul- und Univerſitäten-Weſens Statt gehabt hat, oder bis 
das Ueberflüjfige einer folchen proviforischen Maßregel von irgend 
einer Seite erwiejen vorliegt. Erfteres ift bisher nicht gefchehen; 
legtere8 müßte von denen bewiejen werden, welche eine Aufhebung 
diefer Maßregel verlangen wollen. 
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Es Tann alfo, wenn von Verlängerung der Garlsbader 
Befchlüffe die Rede ift, hierunter auch) keineswegs Das auf eine 
beſtimmte Beitfrift nicht befchränfte proviforische Geſetz über bie 
Univerfitäten gemeint werden. Alles, was diejenigen, welchen 
der Beſtand dieſes provijorifchen Geſetzes nicht angenehm ift, 
thun fönnten, wäre eine Aufforderung an die Bundesverfammlung, 
die gründliche Verbefjerung des gefammten Schul: und 
Univerfitäten-Wefens endlich in Berathung zu ziehen. 

Dieſes, glaube ih, könnte in einem eigenen Präfidialvor- 
trage am beiten von und gefchehen. Das Hauptmotiv aber koͤnnte 
eben in dem Wunfche, das Univerſitäts- und Schul-Mefen aus 
Dem gegenwärtigen proviforifchen Zuſtande zu jeßen, und in der 
Meberzeugung gejucht werden, daß bei dem unter Lehrern und 
Schülern fortwährenden Unweſen, dieſes proviforiiche Geſetz 
durchaus nicht als genügend betrachtet werden könne. Dieſes 
Proviſorium Dauert aber Jelbitverftanden fort, bis dieſe Be— 
rathung — Die bei der Wichtigkeit und Tiefe des Gegenſtandes 
nicht übereilt werden darf — zu Stande gebracht fein wird. Alfo 
auch über Diefen September:Bejhluß wäre ein Grneuerungs- 
Antrag nicht erforderlich. 

Was 

3. den Bundesbeſchluß wegen der in Mainz aufgeftellten 
Gentral-&ommiffion zur Unterfuchung der in mehreren Bundes- 
flaaten entdedten revolutionären Umtriebe betrifft; fo iſt dieſer 
Bundesbeihluß gleichfalls nicht auf eine Zeitfrift bejchränft, 
jondern es ift der aufgeftellten Commiſſion ein beſtimmter Zweck 
porgefchrieben ; aljo entjcheidet auch Aber die Auflöfung derfelben 
nicht der Beitverlauf, ſondern die Erfüllung des derfelben vor: 
gezeichneten Zweckes. 

Diefe Commiſſion geht ihren gegebenen Gang fort, findet 
inmer neue Beichäftigung, und nebfldem daß fie ſchon Durch 
ihre bloße Eriftenz präventiv gegen etwaige Unternehmungen der 
neuerungsfüchtigen Partei in Deutſchland wirft, läßt fih aud 
von derjelben noch manches pofitive Gute erwarten, worüber ein 
andermal zu |prechen, ich mir vorbehalte, 
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Ihre Auflöfung oder Kortvauer kann aljo bei dieſem Anlaſſe 
durchaus nicht zur Sprache gebracht werden. 

Blos der vierte Beſchluß, naͤmlich das Preß-Geſetz, iſt auf 
eine beſtimmte Zeitfriſt von 5. Jahren feſtgeſetzt, und da dieſe 
mit dem 20. September d. J. ihr Ende erreicht, ſo iſt — wenn 
man die Fortdauer derſelben wünſchenswerth findet — die Faſſung 
eines neuen gültigen Bundesbeſchluſſes erforderlich. 

Aber ſelbſt hier iſt die beſte Motivirung zu dem Antrage 
auf fernere Fortdauer dieſes vortrefflichen Geſetzes leicht in dieſem 
Geſetze ſelbſt zu finden. 

Der 10te $. jenes Geſetzes vom 20. Juli 1819 ſagt: „ber 
gegenwärtige einftweilige Beſchluß Joll von heutigem Tage an 
fünf Sahre lang in Wirkſamkeit bleiben, Bor Ablauf dieſer Beit 
fol am Bundestage gründlich unterfucht werden, auf welche Weiſe 
die im Artikel 18. der Bundesacte in Anregung gebrachten gleich- 
förmigen Verfügungen über Die Prepfreiheit in Erfüllung zu fegen fein 
möchten, und demnächſt ein Ddefinitiver Bejchluß über die recht— 
mäßigen Grenzen Der Preßfreiheit in Deutjchland erfolgen”. 

Da nun aber bei dem befannten, in ſolch wichtiger Sache 
von Snftructiond-Einholung abhängigen Gange der Berathung 
am Bundestage Die Unmöglichkeit vorliegt, einen ſolchen definitiven 
Beichluß bis zum 20. Juli herbeizuführen; da ferner, wenn man 
das proviſoriſche Preßgefe mit Einem Male erlöfchen laſſen 
wollte, ohne etwas Anderes an deſſen Stelle zu ſetzen, eine 
früher fo richtig erfannte Küce in der Bundes-Geſetzgebung unaus- 
weichlich Fühlbar werden müßte, welche auf das Verderblichſte 
auf die Grundbedingung Des Bundes, die Einigkeit der Bundes— 
glieder, zurüdwirfen würde; da ferner die Unfüge der politifchen 
Preſſe durchaus nicht in einem joldyen Grade des Abnehmens 
find, daß Aufficht überflüjfig erfannt werden könnte, endlich nicht 
gejagt werden Faun, daß dieſes Geſetz wirklich durch fünf Jahre 
in Ausübung beftehe, weil jelbes bi8 zum Mai 1823 unbeachtet 
blieb, und e3 jomit ar Erfahrungen fehlt, aus denen man für 
ein neues definitive Prepgejek verläffig jchöpfen Fönnte, fo dringt 
fih mir die wohlerwogene Meinung auf, daß Das heute be: 
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ftehende — und nach meiner innigen Weberzeugung höchſt ent: 
Iprechende — provijorifche Preßgeſetz nothwendig verlängert werden 
müſſe, entweder wieder auf eine beftimmte Reihe von Sahren, 
oder, was mir angemefjener jchiene, jo lange bis man ſich über 
einen definitiven Bejchluß vereint haben würde, 

Wenn es mir gelungen fein follte, durch dieſe Anficht im 
Allgemeinen auch Die Gefinnungen des königlich preußifchen Cabinets 
auszufprechen, jo tritt Die weitere Frage ein: in welcher Form 
der Bundesbejchluß hierüber gefaßt werden könne? 

Wenn Ginhelligkeit der Stimmen hiezu erfordert würde, fo 
würde an ein Gelingen der Sache Faum zu denken fein, Allein, 
dieſe Einhelligfeit der Stimmen fcheint mir nicht erforderlich. 

Der Artikel 13. der Wiener Schluß-Afte fagt: 

„Meber folgende Gegenftände 

1. Annahme neuer Grundgefege, oder Abänderung der be- 
ftehenden ; 

2. Drganijche Einrichtungen, d. 5. bleibende Anftalten, als 
Mittel zur Erfüllung der ausgejprochenen Bundeszwede; 

3. Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund; und 

4. Religiong-Angelegenheiten 

findet kein Beſchluß durch Stimmen-Mehrheit Statt”. 

Hieraus folgt, da nad Artikel 11. derſelben Afte Die 
Stimmen-Mehrheit die Regel ift, daß bei Allen übrigen im 
Artikel 13. nicht genannten, dennoch aber zur &ompetenz der 
Bundesverfammlung gehörigen Gegenftänden, die Bundesbejchlüffe 
durch Stimmen-Mehrheit gefaßt werden können. 

Es unterliegt aljo feinem Zweifel, daß das vorliegende pro- 
viſoriſche — durch die Sicherheit des Bundes bedingte — Geſetz, 
als im Artikel 13. nicht ausgenommen, nach Artikel 11. durch 
Stimmen:Mehrheit um jo mehr zum gültigen Bejchluffe werden 
fönne, als fogar eine Kriegs-Erflärung per majora bejchlofjen 
werden kann. 

Der Unterzeichnete erwartet nur die Anficht des königlich 
preußifchen Hofes über diefen Gegenftand, um fodann Die fünftige 
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Verhandlung diefer für die Ruhe Deutjchlands fo wichtigen Frage 
am Bundestage vorzubereiten. 

Der Unterzeichnete benugt mit Vergnügen diefen Anlaß, um 
Sr. des Föniglid) preußifchen außerordentlichen Herrn Gefandten 
und bevollmäcdhtigten Minifterd Fürften v. Habfeld, Liebden, Die 
Berficherung feiner vollkommenſten Hochachtung zu erneuern. 

Wien, den 12. Mai 1824. 

Metternid. 

An Seine 
des Föniglich preußiichen außerordentlichen 
Herrn Gefandten und bevollmädhtigten 
Minifters, Herren Fürften v. Hatzfeldt ıc. 

Liebden. 


Darauf folgte von Berlin aus ein im Ganzen zuftimmendes 
Pro Memoria. Nur die Frage, ob zu der Verlängerung der 
Tarlebader Bejchlüffe die Majorität in der Bundesverfammlung 
genüge, erregte in Berlin chwere Bedenklichkeiten, Die indefjen 
ipäter Doch durch die Wittgenfleinifche Partei aber doch nur vor⸗ 
läufig und in befchränfender Form befeitiget wurden. Die preußilche 


Denkſchrift lautete: 
— Pro Memoria. 


Es ift die Frage, ob und welche Anträge wegen der in 
Gemäßheit der Carlsbader Verabredungen gefaßten Bundestags- 
beſchlüſſe vom 20, September 1819 noch in der jeßigen Sißung 
der Bundesverfammlung zu machen feien. 

Jene Beſchlüſſe find folgende: 

1. Broviforifche Executions ordnung. 

Durd den Bundestagsbeſchluß vom 3. Auguft 1820 über 
eine definitive Executionsordnung iſt jene provijorifche Einrichtung 
außer Kraft getreten, und zugleich der Gegenftand an ſich erledigt. 

2. Proviforifher Beſchluß über die in Anfehung 
der Univerfitäten zu ergreifenden Maßregeln. 

Da für die Dauer defjelben feine beflimmte Zeit verabredet 
worden it, jo behält er Beſtand bis die Aufhebung in Antrag 
gebracht und auch befchloffen wird. 
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Zu einem ſolchen Antrage find aber die Umflände jo lange 
nicht angethan, als man nicht dem deutſchen LUniverfitätäwejen 
eine weitere gründliche Prüfung gewidmet und dadurch eine feite 
Meberzeugung gewonnen hat, was bis dahin überhaupt heilfames 
anzuordnen ſei. 

Da es die Abficht des Taiferlich öfterreichifchen Hofes ift, 
durch einen Prafidial-Antrag zu veranlaffen, Daß von dieſer Seite 
Der Gegenftand bei der Bundesverfammlung in Berathung ge- 
nommen werde, jo dürfte man in demſelben nur an den in Der. 
Sigung vom 6. Mai1819 gefaßten Befchluß erinnern und damit 
Den Vorſchlag verbinden, daß die in Folge deſſelben niedergejebte | 
Commiſſion, nach vorheriger Erjeßung der abgegangenen Mit: 
glieder, wieder in Thaͤtigkeit trete, 

Es hatte nämlich der Bevollmächtigte des Großherzogs von 
Meimar und des Herzogs von Sachſen⸗-Gotha in der 13. Sibung 
der Bundesverfammlung vom Sahre 1819 eine den gegenwärtigen 
Zuftand der deutfchen Univerfitäten betreffende Eröffnung gemadht, 
woher der Faiferlich öfterreichijche Geſandte in der ſchon gedachten 
16. Sitzung vom 6. Mai 1819 Veranlaſſung nahm, 

auf die Erwaͤhlung einer Commiſſion von fünf Mitgliedern 
anzutragen, um jene Eröffnung fowohl, ald die Maß- 
regeln, zu welchen jelbe die nöthige VBeranlaflung gebe, bald 
möglichft zu einem allgemeinen Refultate vorzubereiten. 

Diefer Vorſchlag wurde allgemein beliebt, und Demgemäß 
der Beichluß gefaßt und auch die Commiſſion erwählt. 

ALS Späterhin am 20. September. 1819 die in Carlsbad 
wegen der Univerfitäten getroffenen Verabredungen bei der Bundes: 
verjammlung zur weiteren Verhandlung gebracht und durch fürm- 
liche Beichlußnahme angenommen wurden, hielt man den Gegen 
ftand überhaupt noch nicht Damit erledigt. Es heißt vielmehr in 
dem desfallſigen Beichluß: 

daß, mit Vorbehalt der weiteren Berathungen des 

Bundestags, zur gründlichen Verbeflerung des gejammten 

Schul- und Unterricht3-Wefens, den Gebrechen deſſelben 

zunächft und ungefäumt durch Ergreifung von proviſoriſchen 
Zweiter Theil. 22 
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Mapregeln abgeholfen, und dieſerhalb der betreffende 
Entwurf angenommen werde. 

Ganz einfah und ohne daß fi deßhalb ein Widerjpruch 
erwarten läßt, können diefe vorbehaltenen Berathungen über das 
deutfche Univerfitätswelen in Gang gebracht werden, wenn man 
nun die Sommiffion, welche kurz vor den Carlsbader Conferenzen 
zur vorbereitenden Begutachtung der Angelegenheit niedergejegt 
und ſeitdem weder Direkt noch indirekt durch einen Bundesbeſchluß 
aufgelößt worden iſt, vollzaͤhlig macht, und fie auffordert, in 
Thätigkeit zu treten. 

3. Bejhluß wegen der GBentral-Unterfuhungs- 
behörde in Mainz. 

Die Frage, ob dieſe Behörde aufzulöfen jei, oder fortdauern 
folle, fteht einzig im Zufammenhange mit der höheren Frage, ob 
der der Commiſſion ertheilte Auftrag und der Zweck, welchen 
man dabei gehabt, erfüllt ſei. 

Diefelbe Fann daher allerdings nicht bei gegemwärtigem Ans 
laſſe zur Sprache gebracht werden. 

4. Beſchluß wegen eined Preßgeſetzes. 

Man hält es preußiicher Seitz e 8 für duxchau es 
meſſen, daß die Dt Der megen der Preſſe getroffenen 
Anordnungen zu verlängern fe. 

Nur darin, wie ein a [Be Beſchluß zu Stande Iommen 
könne, fann man der Anjicht des öfterreichifchen Hofes nicht 
beiltimmen. | 22 

Die Bundesakte trennt ihre Artikel in „allgemeine“ und 
„bejondere” Beftimmungen. Das Wefen diefes Unterfchiedes legt 
diefelbe nach den einleitenden Worten vor dem 12. Artikel darin, 
daß die in den vorhergehenden 11 Artikeln enthaltenen „allge: 
meinen” Beitimmungen 

„auf Die Feftitellung des Bundes“ 
gerichtet find, woraus denn ald Gegenfaß für die „beſonderen“ 
Beſtimmungen fich ergiebt, daß dieſe mit der Feftftellung des 
Bundes und mit dem dadurch zu erreichenden Bundeszwed in 
feinem nothwendigen Zufammenhange fteben. 
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Unter den beſonderen Beftimmungen der Bundesafte befindet 
fih nun Der Artifel 18, wonach die Bundesverfammlung auch 
mit Der Abfafjung gleichförmiger Verfügungen über die Pref- 
freiheit fich zu bejchäftigen hat. 

Sjenen in der Bundesakte begrändeten Unterfchieb hielt man 
in den Wiener Minijterial-Conferengen, aus deren Berathungen 
die Schlußafte hervorging, jcharf im Auge. Man überzeugte 
fih, daß die in den Artikeln 16, 18 und 19. der Bundesafte. 
erwähnten Gegenftände nicht auf die Art bei der Bundesverfamme 
lung verhandelt werden Eönnten, welche für Die aus dem Bundes- 
zwed fließende Competenz derjelben beftimmt ift: 

„Die in den bejonderen Bellimmungen der Bundesafte, 
Artikel 16, 18, 19. zur Berathung der Bundesverfammlung 
geitellten Gegenftände bleiben verjelben, um durch ge 
meinſchaftliche Uebereinkunft zu möglichſt gleichförmigen 
Verfügungen darüber zu gelangen, zur ferneren Bearbei⸗ 
tung vorbehalten“. 

Und damit kein Zweifel darüber bleiben möge wie dieſer 
Artikel zu verſtehen ſei, fügte die Commiſſion zur Redaktion des 
Eutwurfes der Schlußakte in dem Vortrag, womit ſie denſelben 
dem Plenum der zu den Wiener Conferenzen vereinigten Bevoll- 
mädhtigten in der 22, Sitzung am 15. April 1820 vorlegte, in 
Beziehung auf jenen Artikel noch die Erläuterung hinzu: 

„der 65. Artifel überträgt endlich der Bundesverfammlung 
die fernere Bearbeitung der Gegenftände, die nad) den 
bejonderen Beitimmungen des zweiten Abjchnitt8 der Bundes⸗ 
alte auf dem Wege einer freien Uebereinfunft 
zwifchen den Bundesglievern am Bundestage verhandelt 
werden follen“, 

Die Anficht, daß, nad) Ablauf der fünfjährigen Frift, durch 
bloße Maforität der Stimmen entweder ber vorige Beichluß 
erneuert oder andere gleichförmige Beftimmungen wegen Der Preffe 
an deſſen Stelle gefeßt werben Fönnten, Täßt fich Daher Diesjeitigen 
Dafürhaltens mit Hoffnung Des Erfolgs nicht Durchführen. 

Wenn hiernach die Erneuerung des Belchluffes von der 

a2" 
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Einhelligkeit allee Stimmen abhängt, jo kann man fich bei der 
bekannten Gefinnung einiger Bundesftaaten allerdings die Schwierig⸗ 
feit diefe Einhefligfeit hervorzubringen, nicht verhehlen. 

Die größere Zahl der deutfchen Regierungen wird zwar aus 
denjelben Gründen, aus weldyen die Fortdauer der bisherigen 
Beftimmungen über die Preffe Defterreich und Preußen rathſam 
fcheint, einem hierauf gerichteten Antrage beizutreten Fein Bedenken 
tragen. Auch dürften manche, welche in der eigenen Abwägung 
der Gründe für oder gegen die Fortdauer ſchwankend und ungewiß 
fein möchten, durch Den gewichtigen Einfluß der übereinftimmenden 
Meinung der mädtigften Bundes-Negierungen über dasjenige, 
was für den Bund heilfanı fei, zu einer günftigen Aufnahme des 
Vorſchlags bewogen werden. Aber immer ift zu bejorgen, daß 
einzelne übrig bleiben werden, welche theils in Folge ihrer, der 
aufrecht zu haltenden Maßregel von jeher entgegenftrebenden 
Neigungen und Grundjäge, theild aus gewohntem Kigel, eine 
Dppofition gegen Defterreich und Preußen zu bilden, dem Antrag 
auf Verlängerkmg des Bundestagsbefchluffes zu widerftehen fich 
verfucht fühlen werben. Diefer Widerſpruch und die Daraus 
hervorgehende Verlegenheit würden jedoch, bei Ermangelung einer 
verfafjungsmäßig nachzuweifenden Befugniß und verfaffungsmäßiger 
Mittel der Minorität den Beſchluß der Maforität aufzubringen, 
in demjelben Maße hervortreten, wenn auf eine Abftinnmung nach 
Stimmenmehrheit angetragen werden follte und es möchte noch 
minder fchwierig fein, Einhelligfeit der Stimmen hervorzubringen, 
als die Anerkennung, Daß es deren verfallungdmäßig nicht bebürfe, 
zu erzwingen. 

Bei dieſer Lage der Sache dürfte e8 am gerathenften jcheinen, 
zwar einerjeitd alles aufzubieten, um Die zu wünfchende Una= 
nimität für den beabfichtigten Antrag zu gewinnen, andererjeitd 
aber auch unter den zu Demjelben Zwecke vereinigten Bundes 
regierungen zu berabredende Maßregeln gegen Mikbraudy der 
Preſſe Bedaht zu nehmen; Maßregeln, durch welche die fich 
eigenfinnig ausjchließenden Bundesftaaten ijolirt, als Feinde der 
Öffentlichen Ruhe in Deutjchland bezeichnet und behandelt, und 
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dadurch auf die Länge ſchwer zu ertragenden Wirkungen ausge 
feßt werten würden, 

Die ſicherſte Art, ohne weitläuftige Erörterungen zum Biele 
zu gelangen, möchte übrigens in’ dem ganz einfachen Antrag der 
Erneuerung des Bundesbeſchluſſes von 1819, wie er vorliegt, 
auf abermals fünf Jahre zu ſuchen fein. 


Metternich hatte bei feiner Anweſenheit in Xegernfee den 
baieriſchen Minifter v. Zentner erft vermocht, mündlich feine Ans 
fichten auszusprechen, aber ihn dann endlidy dahin gebracht, Dies 
jelben aud) jehriftlic von fi) zu geben, worin er fein eigenes 
Werk, die baierifche Verfaffung, welche vorzugsweife Durch ihn 
‚zu Stande gebradht war, verläugnete; wir lafjen fie ebenfalls 
folgen: 

Baierifhe Bemerkungen. 

Anfichten des Minifterd von Zentner über die Frage: Ob 
und in welcher Art die in der 35. Sigung der dentjchen Bundes: 
verfammlung am 30. September, 1819 gefaßten Beſchlüſſe über 
einige proviſoriſche Maßregeln zur Yufrechtbaltung der innern Sicher: 
heit und öffentlihen Ordnung im Bunde ald genügend voll 
zogen zu betrachten, oder zum Theil als noch fortbeftehend zu 
erflären, oder da deren Dauer nur auf eine beftinmte Zeitfrijt 
beichränft ift, zu erneuern fein möchten. 

J. 

In dem an die Bundesverſammlung über dieſen Gegenſtand 
zu erſtattenden Praͤſidial-Vortrage, wird ein Rückblick auf den 
Zuſtand von Europa und vorzüglich auf Deutſchland zu werfen, 
und aus dieſem werden die Urſachen in Erinnerung zu bringen 
fein, welche in Folge der Carlsbader Uebereinkunft und Beſchlüſſe, 
über deren Kortbeftehen ober Erneuerung der Frage entiteht, 
veranlaßt haben *). 

Eine gebrängte Darftellung ded gegenwärtigen Zuſtandes 


*) ©. Bräfid. Vortrag $. 220. im Protocol der angeführten Sitzung 
©. 267. 
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von Deutſchland, in Beziehung auf tie in mehreren Theilen 
deſſelben und in benachbarten Staaten bei ſcheinbar äußerer Ruhe, 
unter manderlei Ramen und Geftalten nody fortdauernden ge 
fährlihen Berbindungen zum Umſturz der gejeblidh beftehenten 
Regierungen und Berfailungen, wird zeigen; cb jene Maßregeln 
im Ganzen oder zum Theil in Kraft zu erhalten, nothwentig Jei, 
wenn der dadurch bezielte Zwed erreicht werten joll. 

Eine ſolche Darftellung wird nun Beweife und Motive aus 
dem von ter Central-Unterſuchungs-Commiſſion an die Bundes- 
verjammlung über das Rejultat ihrer bisherigen Unterfuchungen 
erflatteten, und tem Bortrage anzufügenden Berichte actenmäßig 
liefern fönnen, 

nl. 

Rad) diefer Einleitung werden die einzelnen Beſchlüſſe durch⸗ 
zugehn, und bei jedem derjelben die zur Seite bemerften Fragen 
zu erörtern fein. Die Gegenflände weldye durch den Prafidial- 
Bortrag vom Jahre 1819 der Bundes-⸗Verſammlung zur Berathung 
vorgelegt und worüber Beſchlüſſe gefaßt wurden, find folgende: 

2. Ungewißheit über den Sinn und die Daraus entipringenden 
Mißdeutungen des 13. Artifeld der Bundesade. 

1. Unrichtige Vorftellungen von den der BundeöverJammlung 
zuftehenden Befugniffen und Unzulänglichfeiten der Mittel 
wodurd unfere Beichlüffe geltend zu machen find, 

3. Die Gebrechen des Schuls und Univerfitätswejens. 

4. Der Mißbrauch der Preſſe und insbejondere der mit den 
Zeitungen, Zeit: und Flugjchriften bisher getriebenen 
Unfug. 

II. 


Ad 1. Ständiſche Verfaſſungen. Man fühlte die 
großen Schwierigkeiten, über dieſe höchft wichtige innere Ange- 
legenheit allgemeine Normen feftzufeßen, nach weldyen alle land⸗ 
ſtaͤndiſchen VBerfafjungen gleihförmig gebildet werben follten; man 
wollte deßhalb die jedem Bundesftante zuftehende Befugniß, feine 
inneren Angelegenheiten nach eigenen Anfichten, mit Rüdficht auf 
die eigene Lage und die frühere flaatörechtlichen Verhältniffe zu 
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ordnen, nicht vorgreifen: inzwilchen war doch auch dabei nicht 
zu mißfennen, daß, wenn auf einer Seite jene Befugniß mit 
Necht geachtet werden müſſe, auf der andern Seite in den land: 
ftäudifchen Berfafjungen und bei den Verhandlungen der Land: 
ftände feine, von dem urfprünglichen landſtaͤndiſchen Character 
gänzlich abweichenden Formen und Grundfäße geduldet werden 
fönnen, welche mit den wejentlichen Rechten und Attributen 
monarchiſcher Staaten, Die mit Ausnahme einiger freien Städte, 
die einzigen Beftandtheile des Bundes find und bleiben follen, 
unvereinbar würden, und wodurch das Tandftändiiche Princip mit 
dem monarchiſchen in Widerfpruch geſetzt, dieſes allmählig immer 
mehr geſchwaͤcht würde, und fo endlich eine mehr democratiſche 
als monarchiſche Regierung herbeigeführt werben Fönnte, wodurch 
auch zugleich der beſtehende Bundesverein fich auflöjen würde. 

Da man in diefer höchſt wichtigen Angelegenheit mit Ers 
wägung aller Dabei ftattfindenden NRüdfichten zu Werke gehen 
wollte, jo wurde im Jahre 1819 hierüber nur im Allgemeinen 
beſchloſſen: 

„daß nach dem Sinne des monarchiſchen Princips, 
und zur Aufrechthaltung des Bundesvereins, Die Bundes⸗ 
ftaaten, bei Wiedereröffnung der Sitzungen, ihre Er- 
Härung über eine angemejjene Auslegung und Er: 
läuterung des 13. Artikels der Bundesacte abzugeben 
haben”. 

Dieſe erfolgte durch Die Schlußacte der über Auslegung und 
Befeftigung des deutſchen Bundes zu Wien gehaltenen Minifterials 
Gonferenzen. 

In dem Artikel 57 derſelben ift Das monarchiſche Princip in 
Beziehung auf landſtändiſche Verfaſſungen beftimmt 
ausgejprochen. Es wird darin feitgejebt: 

„da der deutjche Bund mit Ausnahme der freien Städte 
aus fouveränen Fürften beiteht, jo muß, dem hiedurch 
gegebenen Gemeinbegriffe zufolge, die gefamnmte Staats: 
gemalt in dem Oberhaupte des Staats vereint 
Bleiben und der Souverän kann durch eine Tandftändifche 
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Berfafjung nur in der Ausübung beflimmter Rechte an 
die Mitwirfung der Stände gebunden werben“. 

Eine Folgerung davon ift, was im Artitel 58 ausgeiprochen 
wird, daß 

„die im Bunde vereinten jouveränen Fürften Durch Feine 
landftändifche Verfaſſung in der Erfüllung ihrer bundes⸗ 
mäßigen Verpflichtungen gehindert oder beſchränkt werben 
dürfen”. | 

In dem Sinne diefer und obiger Beflimmung liegt gleichfalls 
der Satz: 

„Wo die Deffentlichkeit landſtaͤndiſcher Verhandlungen 
durch die Verfafjung geftattet ift, muß durch die Geſchaͤfts⸗ 
ordnung dafür gejorgt werden, daß die gejeglichen Grenzen 
der. freien Neußerung weder bei den Verhandlungen 
ſelbſt, noch bei Deren Bekanntmachung durch den Drud, 
auf eine die Ruhe des einzelnen Bundesſtaats oder des 
gefammten Deutjchlands gefährdende Weiſe überfchritten 
werben”, 

Hierdurch ift beftimmt ausgedrüdt, in welchen Grenzen die 
Iandftändifchen Verhandlungen durch eine Gejchäftsordnung ge- 
halten werden Jollen. 

In Folge dieſes Gebote dürfen Feine Grundfäße und 
Lehren aufgeftellt werden, Durch welche - Die wejentlichen Rechte 
und Attribute eines monarhifchen Staates gefährdet, und dem 
Monarchen feine Regierungsgewalt allmählig untergraben würde. 

Wenn demnad in einzelnen Bundesftaaten, in welchen Land⸗ 
flände beftehen, bei welchen eine Deffentlichfeit der Verhandlungen 
geftattet ift, eine Geſchaͤftsordnung entweder noch gar nicht ein- 
geführt ift, oder wo die eingeführte nach den bisherigen Er- 
fahrungen zur Erreichung des beabfichtigten Zweckes nicht hin— 
reiht, fo find die Fürften folder Bundesftaaten nicht nur 
befugt, ſondern fogar verpflichtet, für die Einführung einer 
dem ausgefprochenen Endzwecke entjprechenden zu forgen, 

Diejes geht aus dem Artifel 53 der Schlußacte hervor, wo 


es heißt: 
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„Die durd) Die Bundesacte den "einzelnen Bundesſtaaten 
garantirte Unabhängigkeit fchließt zwar im Allgemeinen 
jede Einwirkung des Bundes in die innere Staats - Ein- 
rihtung und Staats-Verwaltung aus, da aber bie 
Bundesglieder ſich in der Bundesacte über einige beſondere 
Beftimmungen vereint haben, in welche Claſſe die eben 
angeführten gehören, jo liegt der Bundesverfammlung ob, 
die Erfüllung der durch dieſe Beflimmungen übernommenen 
Berbindlichkeiten zu bewirken“. 

MWenn nun bei der BundesverJammlung die bezeichneten 
Fragen über die im Sabre 1819 gefaßten Beſchlüſſe erörtert 
werben, jo fann auf den Grund der über die fländifchen Ver: 
fafjungen in der Schlußacte enthaltenen Beflimmungen gedrungen 
werden, daß in allen Bundesſtaaten, in welchen Tandftändifche 

erfaflungen beftehen, fireng darauf gewacht werde, Damit 

1. in der Ausübung der den Ständen durch Die landftändifche 
Berfafjungen zugeftandenen Rechte das monarchifche 
Princip unverleßt erhalten bliebe; 

2. zur Abhaltung aller Mißbraͤuche, welche durch Reden in 
ihren Verhandlungen oder durch den Drud derjelben be- 
gangen werben können, eine den angeführten Beflimmungen 
entfprechende Gejchäftsordnung eingeführt, und über Die 
genaue Beobachtung derfelben ftreng gehalten werde. 

Obgleich demnach einer jeden Bundesregierung überlafjen 
hleibt, eine Geſchaͤftsordnung wie dieſelbe nach. ihren bisherigen 
Erfahrungen zweckmaßig findet, einzuführen, jo waͤre Doc zu 
wünfchen, da fie dieſelben Hauptprincipien bewahren follten, daß 
diejenigen Bundesftaaten, bei welchen die Oeffentlichkeit Der 
Iandftändifchen Verhandlungen befteht, über Die Gruublinien einer 
ſolchen Geſchaͤftsordnung fi) vereinbaren möchten. 

IV. 

Ad 2. An die Stelle der proviſoriſchen Executionsordnung 
iſt durch die Schlußacte eine definitive gekommen, wonach ſie alſo 
als erloſchen zu betrachten iſt. 
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V. 
Ad 3. Das Schul- und Univerſitätsweſen betreffend. Hierüber 
kann ohne Anſtand den mitgetheilten Anſichten zugeſtimmt werden. 


VI. 

Ad 4. Das proviſoriſche Preßgeſetz. 

Baiern wird der Erneuerung des proviſoriſchen Preßgeſetzes, 
bis zur Zeit, wo man ſich über ein allgemeines Preßgeſetz ver: 
einbaren wird, mit der Erklärung beiftimmen, daß obgleich in 
feinem Edict wegen Freiheit der Preffe und des Buchhandels Die 
Genfur nur auf die politiichen Zeitungen und periodiſchen Schriften 
politischen oder ftatiftifchen Inhalts beſchraͤnkt ift, Doch alle 
übrigen Schriften und Jämmtliche Buchhandlungen einer ftrengen 
Aufficht der Polizei-Behörden unterliegen, welche in Der That 
eine Genfur furrogirt. Es gefchieht dephalb in Baiern gewöhn- 
lich, daß Schriften, welche gefährliche Lehren oder Grundſaͤtze 
enthalten, fogleich in Bejchlag genommen und außer Cours ges 
feßt werden. Auf jede Anzeige, welche vom Auslande, oder 
von andern Bundesftaaten über verdädhtige Schriften gemacht 
wird, — gejchieht ſogleich Die Jorgfältigfte Nachforſchung und es 
wird die Verbreitung einer ſolchen Schrift gehindert. 

Der durch das proviforifche Preßgeſetz bezielte Zwed wird 
Durch dieſe Maßregel eben ſo gut und oft noch beſſer erreicht, 
als durch eine Genfur. | 

Bon rein wifjenjchaftlichen Schriften, und dann über technifche 
Gegenftände, Fann ohnehin feine Frage fein. 


vn. 
Ad 10. Die Central-Unterſuchungs-Commiſſion. 

Der von derjelben über Die Lage des ihr aufgetragenen 
Gefchäftes zu erftattende Bericht wird Die Ueberzeugung geben, 
daß dieſelbe vor der Hand nicht wohl aufgelöft werben könne. 
In der Folge muß fich erfl zeigen, ob fie im Ganzen oder nur 
zum Theil aufzulöfen fei. In jedem Falle kann durch einen 
Antrag der Bundestags-Commiſſion, wenn dieſe e8 nothiwendig 
finden follte, diefe Commiſſion unter gewiflen Modificationen 
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wieder in Thätigfeit gefeßt werden, wenn fie auch zeitig auf 
gelöft würde. 

In Beziehung auf diefen Gegenftand Fann man mit der 
mitgetheilten Anficht einverflanden fein. 

VIH. 

Endlih bat Baiern mit allen europäifchen: und übrigen 
Bundesftaaten ein gleiches Intereſſe, daß in ihrer Nachbarſchaft 
namentlih in der Schweiz Feine Individuen gebuldet werben, 
welde als Anführer gefährlicher Verbindungen, oder auf dieſelben 
vorzüglich einwirfend befaunt, und deßhalb aus ihrem Vaterland 
verbannt find. 

Zu jeder deswegen von Seiten des Bundes zu ergreifenden 
Maßregel wird Baiern im Verein der übrigen Bundesregierungen . 
mitwirken, 


Die Freude über dieſe Denkſchrift war bei Metternich groß, Die 
Schadenfreude in Berlin unverholen und der Großherzog von Baden 
Jah ſich am Ziele der Wünjche. Der Lebtere wollte nach der ver: 
unglüdten Unterhandlung mit Baiern*) durch eigene Kraft feine 
Pläne durchſetzen, d. 5. mit Hülfe der beiden Großmächte; fo 
fiher jehien ihm die Stimmung des badischen Volkes. Damals, 
alfo vor feinem Beſuch in Tegernjee, hatte Metternich noch Be: 
denfen gehabt, die Spnitiative von der Bundesverfammlung au$- 
gehen zu lajjen, und gab der Form einer approbirenden Bei⸗ 
ſtimmung der Bundesverfammlung zu den badiſchen Maßregeln 
den Vorzug, jo daß aljo darnach Baden gegen die Ständever- 
jammlung jelbft vorjchreiten jollte, um dann für dieſen Schritt 
die nachträgliche Gutheißung der Bundesverfammlung auf Grund 
der Garlöbader und Wiener Gonferenzen zu erhalten. Nach dem 
Beſuche in Tegernſee änderte fi) Die Anficht Metternichs. — 

Am 22, Suni 1824 begann er die Verhandlungen auf 


* S. 325. 
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dem Sohannisberg. Don Preußens Seite waren Fürft Haßfelt 
und der Bundestagdgefandte v. Nagler gejendet, Graf Münfter 
von Hannover, Frh. v. Berftett von Baden, v. Marjchall von 
Naſſau, du Thil für Darmftadt, Rivalier für Kurbeffen ıc. ꝛc. 


Sin Begleitung Metternih8 wa‘ Irh. v. Münd-Bellinghaufen 


gefommen. Die Eroßherzoge von Weimar und Oldenburg waren 
perjönlidy gegenwärtig. Der Fürft begann die Unterhandlung, 





indem er das nach Berlin gejandte Memoire den Theilnehmern 


der Sonferenzen, wobei aljo Baiern und Württemberg nicht ver- 


treten waren, mittheilte. Gr behandelte natürlich Die abweichende 
Meinung Preußens mit großer Zartheit und hatte die Freude, 
ed zu feiner Anficht zu bewegen. Die meiften Minifter gaben 


jhriftlic ihre Zuftimmung zu den gemachten Vorſchlaͤgen; Berſtett 
hatte zu Den Anfichten Zentners Schon früher ſein freudiges Ein⸗ 


verftändniß zu erkennen gegeben. Dieſes lautete: 


Badiſche Bemerfungen 
zu den Anfichten über die Frage: Ob und in welcher Art Die 


in der 35. Sitzung der deutſchen Bunveöverfammlung am 
20. Septbr. 1819 gefaßten Bejchlüffe über einige proviſoriſche 


Mapregeln zur Aufrechthaltung der innern Sicherheit und 


öffentlihen Drbnung im Bunde, ald genügend vollzogen zu 
betrachten, oder zum Theile als noch fortbeitehend zu erklären, 
oder da deren Dauer nur auf eine beftimmte Zeitfrift bejchränft, 


zu erneuern fein möchten. 

Die in dieſer gehaltvollen Arbeit entwidelten Anfichten und 
Grundſaͤtze find jo vollflommen richtig, und im reinen Bundes: 
Sinne aufgefaßt, daß wohl feine Regierung, der ed an der Erhaltung 
und Befefligung des Bundes-Syſtems und an der Erreichung 


des Zweckes dieſer Verbindung gelegen ift, derſelben ihre Bei- 


flimmung verjagen Fann. 

So ſcharfſinnig ald richtig findet man hier die zarte Linie 
vorgezeichnet, welche die Grenzen zwilchen der zum Wohle des 
Geſammtkörpers fo nöthigen Wirkfamkeit der Bundesverfammlung 
auf die innern Angelegenheiten der einzelnen Staaten und der 
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jeder Bundes-NRegierung jo wichtigen freien Bewegung in An— 
ortnung ihres eignen Haushaltes bezeichnet, Daß auch in dieſer 
Beziehung nichts zu wünjchen übrig bleibt, 

Gegenwärtige Bemerkungen können ſich demnach nicht auf 
Die aufgeftellten Grundſätze, ſondern nur auf einige Vorjchläge 
und Anfihten in der praftiichen Anordnung derjelben beziehen. 

Der Antrag, diefen Oegenftand durch einen Prafidial-VBortrag 
zur Sprache zu bringen, ift dem Gejchäftsaange der Bundes- 
verjfammlung volllommen angemeljen, und jo paflender, ald wir 
bereit3 eine Antecedenz in dDerjelben Sache haben. In Folge 
einer Präfidial-Propofition wurde der Vollzug derjenigen pro: 
viſoriſchen Maßregeln, worüber man in Carlsbad übereingefommen 
war, auf eine beitimmte Zeit bejchloffen. Da nun diefe Beit 
verflofien ift, jo jcheint es in dem Gejchäftsfreife des Prafidit 
zu liegen, der Bundesverfammlung zur Berathung zu geben: 

1. Ob und wie die in ihrer Sitzung vom 20. September 
1819 zur Aufrechtbaltung der innern Sidyerheit und öffentlichen 
Dronung im Bunde beichloffenen Maßregeln im Ganzen fowohl 
als in einzelnen Bundesftaaten vollzogen worden find. 

2. Ob fie ihrem Zwecke entſprochen haben, und ob demnach 

3. diefelben nunmehr wieder aufzuheben, oder zu verflärfen 
oder unverändert zu erneuern, und als noch fortbeftehend zu er- 
Hären jein dürften, 

Bei der hierauf anzuftellenden Unterfuchung wird es fih nun 
ergeben, daß dem Uebel, deſſen weitern Fortjchritten Die Bunbes- 
Regierungen im Jahre 1819 Schranken fegen zu: müljen, fid, für 
verpflichtet erachteten, noch nicht hinlänglich geftenert worden ift, 
und ein Bericht der Central-Unterſuchungs-Commiſſion über die 
bereit3 erwiejenen Nejultate der jüngften Unterfuchungen, die in 
verfchiedenen einzelnen Staaten flattgefunden haben, wird hin- 
reichen, um zu beweilen, daß alle Vorkehrungen, Die getroffen 
worden find, um vorzüglich auf den hohen Schulen den geheimen 
Verbindungen zum Umfturze der beftehenden Ordnung in Deutſch— 
land ein Ende zu machen, die gehoffte Wirkung noch keineswegs 
heroorgebracdht haben, indem nicht nur die im Jahre 1819 be- 
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ftandenen Burfchenjchaften fich nirgend aufgelöft, fondern an 
drobender und erwiejener Gefahr fich vielmehr verftärkt Haben, 
indem aus derjelben weit gefährlichere geheime Verbindungen 
hervorgegangen find, die, im Verein mit allen Revolutionärs in 
Europa, ihre Zerftörungspläne ind Werk zu eben fich beftreben. 

Wenn ed dem jo weife geordneten als Fräftigen Streben der 
größeren Mächte Europas gelungen ift, aleNevolutionen, welche 
feit dem Anfange der franzöfifchen unſern Welttheil jo gewaltfam 
erjchüttert haben, entweder friedlich zu beendigen oder glüdlich 
zu unterdrüden, jo müfjen fich ſämmtliche Bundes-Regierungen 
um jo mehr verpflichtet fühlen, alle Mittel anzuwenden, welche 
ihnen zu Gebote jtehen, un nun, ſowohl in ihrem eigenen als 
im allgemeinen Intereſſe, in einer an wefentlichen Gefahren noch 
immer jo reichen Zeit wenigftend Diejenigen zu befeitigen, welche 
in der Gewalt und Pflicht der Regierungen liegen, zu befcheinigen. 

Das monarchiſche Princip, welches von neuem ald Die 
Grundlage der gejellichaftlichen Ordnung in Europa anerkannt 
worden ift und auf welches die ganze Bundes-Verfaflung ſich 
ftüßt, muß nun auch in fammtlichen Bundesftaaten Fräftiger ber- 
vortreten, und ficher ift nichts mehr zu wünſchen, ald Daß 
daſſelbe nach allgemein anerkannten Grundjäßen allent- 
halben gleichförmig gehandhabt werde, 

In den 8S. I II. und III. der vorliegenden Anfichten ift Die 
Bahn eröffnet, auf welcher man zu dieſem wünjchenswerthen Ziele 
gelangen kann, und es handelt fi) nur noch um das Auffinden 
eines Mittel, Durch welches die unverbrüdliche und gleich- 
förmige Ausführung der Darauf zu begründenden Bundesbejchlüffe 
in richtiger Beachtung aller verjchiedenen Berhältniffe geſichert 
und verbürgt werden Fann, 

Dies Mittel finden wir in der Bundes- und Schlußacte, die 
wenn der Bund beftehen fol, als ſelbſt gejchaffene ewig ver- 
bindliche Normen für alle Bundes-Regierungen angefehen werben 
müfjen, welche Die Schranken bezeichnen, außer welchen die 
einzelnen Regierungen dieſes Societät8-Verbandes ſich vorbehalten 
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haben, ihre innern Angelegenheiten nach eignen Anfichten zu 
ordnen. | 

Einer der wichtigften Gegenftände, worüber man fih in 
Bezug auf landftändifche Angelegenheiten zu berathen haben wird, 
ift eine gleichförmige Beſchraͤnkung der Deffentlichfeit land— 
ftändifcher Verhandlungen in denjenigen Staaten, wo jolche Durch 
die Verfaſſung geftattet ift, ſowie die Fürſorge, damit auch durch 
den Drud derfelben die gejeßlichen Grenzen der freien Aeußerung 
auf Feine die Ruhe eines einzelnen Bundesſtaates, oder des 
gefammten Deutjchlands gefährdende Weiſe überfchritten werde. 

Da nun die Erfahrung bewiejen hat, daß die im Art. 59. 
der Schlußacte über diefen Gegenftand enthaltenen Vorjehriften 
entweder nicht genügen, oder daß Der Vollzug derjelben wohl 
vielleicht bisher nicht allenthalben hinlänglich gehandhabt werden 
konnte, jo wird es nöthig werden, fich hierüber etwas beftimmter 
auszufprechen. 

Der Vorfchlag, dieſen Zwed durch eine Geſchäfts-Ordnung 
zu erreichen, würbe in diejer Beziehung nichts zu wünjchen übrig 
Iafjen, wenn jämmtliche Regierungen, die fich in dieſer Lage 
befinden, fich über die Grundlinie einer ſolchen GeſchaͤftsOrdnung 
vereinigten. 

Da in allen Bundes-Staaten, wo die Deffentlichfeit der 
landitändifchen Verhandlungen eingeführt ift, Die Kammern dem— 
ungeachtet die Befugniß haben, mit Einwilligung der Regierungs⸗ 
bevollmächtigten ausnahmsweile geheime Sitzungen zu halten, 
jo jcheint es unnöthig, Durch die projectirten Geſchäftsordnungen 
die Deffentlichfeit unbedingt aufzuheben, und es wird ge 
nügen, wenn man die geflattete Ausnahme zur Regel, und die 
Regel zur Ausnahme macht — jo daß die gewöhnlichen Sigungen 
verfchlojlen bleiben, wenn nicht die Verſammlung mit Einwilligung 
der Regierungd:Commiljarien eine öffentliche Sigung befchließt. 
Diefe Modification dürfte indeß dem eignen Ermeſſen der ein- 
zelnen Regierungen überlafjen bleiben, wenn nur der Grundfaß 
von dem es fich Handelt, ausgefprochen und von allen ange 
nommen ift. 
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Bei $. IV und V. findet man nicht3 zu erinnern, wenn Die 
von Baden längft jchon gewünschte Radical-Cur der Univerfitäten 
durch Die Aufhebung aller ihrer von der verlofchenen Reichs⸗ 
Verfaſſung herſtammenden und zu den jebigen Verhältniffen 
durchaus nicht mehr paljenden Privilegien, nicht allgemein beliebt 
werden ſollte. 

Zu VI Die Erneuerung des proviforischen Preßgefeßes und 
zwar nicht auf eine beſtimmte Beit, fondern bis zum Augenblide, 
wo man ſich über ein allgemeines Preßgejeh wird vereinbart 
haben, jcheint dag Minimum eined allgemein anerkannten Be— 
dürfniſſes zu fein; es frägt ſich nur: ob eine ſolche Vorfehrung 
auch genügend ſei, um jenem Mißbrauche der Prefje zu fteuern, 
welcher die Veranlaſſung zu dem Bundesbeſchluſſe vom 20. 
September 1819 gab? 

Manche Erfcheinungen, Die wir in der Zwiſchenzeit erlebten, 
dürften Dieje Frage verneinend beantworten, allein das Ungenügende 
Icheint mehr in der Ausführung, als in Dem Geſetze jelbft zu Liegen, e8 
wäre demnad) zu wünjchen und zur Erreichung des beabfichtigten 
Zweckes ſogar unumgänglich .nöthig, daß ein Mittel gefunden 
werden möchte, welches dem gefammten Bunde die pünftliche 
Befolgung dieſes Geſetzes in allen Bundesftaaten fiherte; denn 
was nüßen Gejebe, Deren Auslegung und Befolgung dem be- 
liebigen Ermeſſen derjenigen überlaſſen bleibt, die den Vollzug 
derjelben übernommen haben? 

Es ift deßhalb nothwendig, daß man fich bei allen Haupt: 
punkten der in Frage ſtehenden Vereinigung fo beftimmt und Har 
außjpreche, daß weder eine Interpretation noch eine ungenügende 
Befolgung der beabfichtigten Bundesbeſchlüſſe zu befürchten fei, 
und in dieſer Rücficht fcheint es ſehr wünfchenswerth, daß Baiern 
von der Erklärung abftehen möchte, welche es feiner Beftimmung 
zur Erneuerung des provijorijchen Preßgefebes beizufügen Willens 
ift. — Bundesbeſchluͤſſe, welche nach Artikel 10 der Schlußacte 
den Gelammtwillen des Bundes ausfprechen, müſſen für alle 
Mitglieder dieſes Staatenvereind unbedingt verbindlich fein, wenn 
fie den Zweck erfüllen jollen, der fie veranlaßte. Da aber jede 
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von Einzelnen der Zuftimmung zu benfelben beigefügte Er— 
Härımg Andern Anlaß zu Refervationen und verjchiedenartigen 
Anwendungen gibt, jo ift es ſehr zu wünfchen, daß folche der 
Eonjequenz wegen, jo viel wie möglich befeitig werben möchten 
und es ift Faum zu zweifeln, daß der verdienftvolle Verfaſſer 
der vorliegenden Anfichten auf obige Bemerkungen eine billige 
NRücficht nehmen werde. 

Ad VII, ift nichts zu erinnern. 

Ad VII. Der bier zugefagten Mitwirkung wird fi aud) 
Baden anjchließen. 

Wenn man nun hoffen darf, Daß durch bie beabfichtigten 
zwedmäßigen und Fräftigen Maßregeln dem gefährlichen Wirken 
der Demagogen und Unruheftifter endlich ein Ziel gefebt werben 
dürfte, jo follte billigerweife ein in dem größten Theile der 
Bundesftaaten beinahe allgemein gewordener Wunſch der Völker 
nicht unbeachiet bleiben. Er betrifft die Erleichterung des innern 
Verkehrs, wenigſtens mit den Erzeugniljen des Bodens. Gei eg 
nur Taͤuſchung oder Wirklichkeit, vielleicht auch Folge abfichtlicher 
Inſinuationen derjenigen, welche fich ein Gejchäft Daraus machen, 
Mipvergnügen unter Dem Landvolfe und Mißtrauen gegen die 
Regierungen zu verbreiten, genug, der Landmann ift beinahe 
allenthalben überzeugt, Daß der Unwerth aller Producte fowohl, 
als der Geldmangel der ihn drüdt, Folgen der mit jedem Tage 
fi) verjchärfenden und vermebhrenden Sperr- und Mauthiyftene 
im Innern des Bundes find. Unter der ehemaligen Reichsver⸗ 
fafjung gewöhnt, frei und ungehindert die Erzeugnilfe feiner 
Induſtrie in ganz Deutſchland zu Markte zu bringen, muß er, 
nur bejchränft auf einen engen Raum, die Früchte feines Fleißes 
entweder unter dem Productionswerthe veräußern oder gar zu 
Grunde gehen jehen, während der Nachbar an den nämlichen 
Gegenftänden Mangel leidet. 

Ohne ſich mit der Unhaltbarkeit eines ſolchen unnatürlichen 
Berhältniffes zu befaffen, ermwäge man nur die Gefahren, womit 
ein ſolcher Zuftand in politifcher Hinficht alle Regierungen bedroht. 

Wenn biöher der ruhige genügjame Character des deutjchen 

Zweiter Theil. 23 
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Bolfes und feine treue Anhänglichkeit an feine angeftammten Fürften 
Das größte Hinderniß waren, welces fi der revolutionären 
Tendenz aller Neuerungsfüchtigen. entgegenftellte, werden ſich dieſe 
Hindernifje nicht allmählig bejeitigen, wenn eine allgemeine Ver⸗ 
armung, und mit ihr Das Mißtrauen gegen die Regierungen 
eintritt, von welchen umfonft eine billige Abhilfe erwartet wurde ? 

Werden die Feinde der beftehenden Ordnung eine ſolche 
Gelegenheit unbenugt laſſen? 

Werben endlich Die beftgefinnten und Eräftigiten Regierungen, 
wenn Durch diefe Verarmung, die zum Theile ſchon wirklich ein» 
getreten ift, ein Theil der zum Gange der Staatd-Majchine 
nöthigen Abgaben nicht mehr eingetrieben werden Tann, ſich nicht 
in die Nothwendigfeit verjeßt jehen, fich in Die Arme ihrer zweiten 
Kammer zu werfen, und von derjelben duch Gonceffionen auf 
Koften des monarchifchen Princips, die Mittel zu erhalten, Das 
entjtandene Deficit zu decken? 

Niemand wird wohl dad Hochwichtige dieſer und das 
Mißliche des gegenwärtigen Zuftandes der Dinge in dieſer Rück— 
ficht verfennen,, und es ift anzunehmen, daß die gewünfchte Ab- 
hilfe fih nur deßhalb verzögert, weil man bisher noch fein Mittel 
aufgefunden hat, dem gefühlten Uebel abzuhelfen. 

Diejes Mittel wird aber und muß gefunden werben, fobald 
man fich allgemein wird überzeugt haben, daß dieſer AZuftand 
ohne die größte Gefahr für die Ruhe Deutſchlands nicht länger 
fortbeftehen darf, Daß e8 unmöglich ift, wenn der Societäts— 
verband Der deutſchen Staaten fich nicht auflöfen fol, jedem 
einzeluen derjelben zu geftatten ſich ohne Nüdlicht auf Nachbaren 
und die Gefammtheit mit einer willfürliden Mauthlinie zu um- 
geben, Die ihm in commercieller und induftrieler Beziehung 
factiſch von allen übrigen trennt. 

Hier ſcheint der Fall eingetreten zu fein, wo das finanzielle 
Intereſſe dem politifchen untergeordnet werden, und wo man 
nicht länger anftehen follte, pecuniäre Opfer zu bringen, um der 
revolutionären Secte Die legten und vielleicht gefährlichten Waffen 
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zu entziehen, die fie früher oderzjpäter aus. dieſem Zuftande der 
Dinge ſich ſchmieden wird. 

E83 ift Demnach zu wünjdyen, daß man in der profectirten 
Propoſition Biefen wichtigen Gegenftand nicht vergeffe, um 
wenigftend Den Völkern einen neuen Beweis zu geben,- Daß 
ſaͤmmtliche Regierungen ihre billig ſcheinenden Wünfche nicht une. 
beachtet Iaffen, und ihre Bebürfnifje beſſer kennen, als jene 
Partei in manchen zweiten Kammern der Yandftände, von welchen 


Die Anträge zu den neueren Fe und Sperrgelegen ans⸗ 
gegangen ſind“. — 


Oeſterreich ſelbſt hatte noch ein Pro Memoria vertheilt, welches 
die Frage in folgender Weiſe behandelte: | 
Oeſterreichiſches Circular. 

Sn den Eroͤffnungen welche Seine Kaiſerliche Majeſtäͤt am 
20. September 1819 an die Bundesverſammlung gelangen ließen, 
war der Mißbrauch der politiſchen und insbeſondere der periodiſch⸗ 
politischen Preſſe in Deutjchland als eine der ergiebigften Quellen 
der in. den Gemüthern herrſchenden weitverbreiteten Gährung und 
aller daraus entfpringenden Mißverhaͤltniſſe bezeichnet. Die im 
Namen Seiner Mafeftät ausgeſprochenen Bemerkungen trugen’ fo 
ehr das Gepräge der Wahrheit und Evidenz und warden von 
den Regierungen fämmtlicher Bundesſtaaten jo volfländig aner- 
fannt, Daß fiber das Bedürfniß, jenem Mißbrauch Grenzen zu 
ſetzen, unter denen wenigftend, welchen die Sorge für das 
öffentliche Wohl anvertraut iſt, Feine Verſchiedenheit der Anfichten 
obwalteten, und daher auch der zu dem Ende vorgelegte Geſetzes— 
entwinf, ohne irgend einen Widerſpruch zum Bundesbeſchluß 
erhoben wurde. 

Da dieſer Beſchluß durch Die Unzulänglichkeit — er⸗ 
weisbare Untauglichkeit der zu deſſen Vollziehung gewählten Mittel. 
in einem großen Theile von Deutſchland ſeinen Zweck gänzlich 
verfehlt hat, ſo mußten, wie es in der Natur des zu bekämpfenden 
Uebels hag, die zu jener Zeit bereits erkannten, von Seiner 
Majeftät damals in ſtarken, doch keineswegs übertriebenen Farben 
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geſchilderten Mißbraͤuche im Laufe der Jahre immer fühlbarer 
und immer gefahrooller werden, und fie find wirklich zu einem 
ſolchen Umfange angewachjen, Daß gegenwärtig den einfichtSpollen 
Staatdmännern und allen Freunden der Ordnung, Wahrheit 
und Sittlichkeit in Deutjchland über das dringende Bedürfniß, 
ihren ferneren Fortjchritten ein Ziel zu fegen, kaum noch ein 
Zweifel übrig bleiben kann. | 

Seine Majeftät enthalten Sich aller Bemerfungen über die 
Urfachen, welchen die feitherige Unwirkſamkeit jener Bejchlüfle 
zuzufchreiben if. Die Thatjache jelbit, daß fie ohne Erfolg 
bleiben, bedarf Feines Beweiſes. Auch zeigt fich noch Feine Aus- 
ficht auf eine wejentliche Veränderung in den bisher ftattgehabten 
Vollziehungsgange. Wenn gleichwohl die Nothwendigkeit Fräftiger 
Schritte gegen ein von Tage zu Tage zunehmendes, neuerlidy 
fogar in einem offenen, förmlicdyen Krieg gegen Die beftehende 
Ordnung der Dinge ausgearteted Unwejen weniger ald jemals 
beftritten werden Fann, wenn Seine Majeftät ein gleiches Gefühl 
biefer Nothwendigkeit bei allen deutjchen Regierungen vorausſetzen 
dürfen, jo bleibt nichts übrig, ald in den Bejchlüffen des Jahres 
1819 jene gejehliche Bundeshülfe zu fuchen, welche die Maßregeln 
einzelner Staaten bisjeßt nicht zu leiften vermochten. 

Dur den 6. Artikel des am 20. September 1819 beim 
Bundestage einftimmig angenommenen Geſetzes ift der Bundess 
verjammlung die Befugniß beigelegt, „die zu ihrer Kenntniß ge 
Iangenden Schriften, in welchem deutſchen Staate fie auch er- 
fcheinen mögen, wenn folche nad) dem Gutachten einer von ihr 
ernannten Commiſſion der Würde des Bundes, Der Sicherheit 
einzelner Bundesftaaten, oder der Erhaltung des Friedens und 
der Ruhe in Deutjchland zuwider laufen, ohne vorhergegangene 
Aufforderung, aus eigener Autorität durch einen Ausſpruch, von 
weldyem feine Appellation flatt findet, zu unterdrüden”. Gleich 
nach Abfafjung des Befchluffes ward eine Commiſſion zur Aufs 
ficht über Denfelben, und zum Vortrag an die Bundesverfammlung 
in Angelegenheiten der Preſſe ernannt. Dieſe Commiſſion ift in 
Wirfjamfeit getreten. Wenn nach Allem, was fih_in den letzten 
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Yahren zugetragen hat, die Hoffnung noch gewährt werden dürfte, 
Daß Tämmtliche Regierungen der einzelnen Bundesftaaten Die 
ihnen”obliegende unmittelbare Aufficht über die Drudichriften"mit 
unbefangener Beherzigung ihres eigenen dringenden Intereſſes und 
mit ‚gerechter Rückſicht auf Die Nebenftanten geltend machen 
wollten, jo wäre dies unflreitig Das einfachfte, wünjchenswerthefte, 
der Würde der deutſchen Negenten und dem wahren Character 
des Bundes angemefjenfte Mittel zur Beleitigung des größten 
aller Hinderniffe der Wiederkehr allgemeiner Eintracht und Zus 
friedenheit in Deutichland. In diefem Falle möchte die Bundes- 
Commiſſion immer in ihrer bisherigen Uuthätigfeit beharren. 
So lange uber eine ſolche Erwartung noch durch nichts gerecht 
fertigt ift, würden die Regierungen eine ſchwere moralifche Ver: 
antwertung auf fi nehmen, wenn fie nicht Das in ber Bundes- 
geſetzgebung ihnen dargebotene Hülfsmittel ergreifen wollten, um 
den aufs höchite getriebenen Mißbrauch der politiichen Schrift- 
jtellerei Einhalt zu thun, und: den unabjehlichen Wirkungen einer 
fortdauernden Preß⸗Licenz vorzubeugen. 

- Die kaiſerliche Geſandtſchaft ift Daher von Seiner Mäjeftät 
beauftragt der Bundesverſammlung vorzuftellen : 

MDaß es unter den gegenwärtigen Umftänden von dringender 
Nothwendigkeit jet, die zur Aufficht über die Vollziehung des 
Beichlujfed gegen den Mißbrauch der Brefie vom 20. September 
1819 ernannte, durch Abfterben oder Abgang der früheren Mit- 
glieder ohnehin als aufgelöſt zu betrachtende Commiſſion, fofort 
zu erneuern, und derjelben zur ftrengen Pflicht zu machen von 
den zu ihrer Kenntniß gelangenden, unter dem 1. Artikel des 
Preßgeſetzes Begriffenen, periodischen und andern politiichen 
Druckſchriften, wenn fie folche, nach gewiffenhafter Prüfung, mit 
ber Würde des Bundes, mit der Sicherheit einzeluer Bundes- 
faaten, oder mit der Erhaltung des Friedens und der Ruhe in 
Deutfchland unvereinbar findet, der Bundesverjammlung Anzeige 
zu thun, damit dieſelbe in den Stand gejeßt werde, auf den 
gutadhtlihen Bericht der Commiſſion gegen dergleichen Schriften 
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nach Anleitung des 6. und 7. Artifeld des obgemannten Preß- 
gejehedi zu verfahren. 

Da diefer Antrag nicht nur dem Geifte, fondern audy dem 
Buchftaben der beftehbenten Geſetzgebung vollkommen entipridht, 
jo bedarf berjelbe an und für ſich Feiner Rechtfertigung. Seine 
Majeftät hoffen aber auch bei Ihren erleuchteten Bundesgenofjen 
und bei den Gutgefinnten in allen deutjchen Ländern die Ueber—⸗ 
zeugung vorausfegen zu Dürfen, daB Höchſtdero Entſchluß, eine 
Maßregel in Anregung zu bringen, Die, wie fich mit Sicherheit 
voraugjegen läßt, Verblendung und PBarteigeift von allen Seiten 
anfechten werden, nur durch vie. reifften vollwichtigften und 

pflishtmäßigften Beweggründe Beiame werden fonnte. 


Der Fürſt Habfeld gab jeine Zuflimmung zu den beieriſchen 
Anſichten, wie Graf Muͤnſter mündlich, Naſſau u 


ſchriftlich: 
Erklärung 


des naſſauiſchen Staatsminiſters über die ihm von Seiner 
Durchlaucht dem Herrn Fürften Metternich mitgetheilten An: 
fichten, über die Frage: Ob und in welcher Art Die in Der 
35. Sigung der deutjchen Bundesverfammlung von 20. Septbr. 
1819 gefaßten Beſchlüſſe über: die provijorischen Maßregeln zur 
Aufrechthaltung der innern Sicherheit und öffentlichen Ordnung 
im Bunde ald genügend vollzogen zu Betrachten, oder zum 
Theil noch als fortbeftehend zu erklären, oder.da deren Dauer 
nur auf eine beftimmte Zeitfrift befchränkt ift, zu erneuern fein 
möchten. 
Der Unterzeichnete hat die ihm mitgetheiften Anfichten genau 
geprüft, und fie Dem Herzoge ſeinem guädigften Herrn vorgelegt. 
Er befindet fich in dem.Stand, Sr. Durchlaucht dem Herrn 
Kürften Metternich, indem er für dieſe Mittheilung. verbindlichft 
zu danken beauftragt ift, zu bemerken: daß man von naflauifcher 
Seite ganz mit dieſen Anfichten einverflanden ift, und daß 
die Grundfäße auf welchen fie beruhen, und die darin weiter 
ſehr treffend und richtig entwidelt find, Sr. SHerzoglichen 
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Durchlaucht zn Naſſau in der Regierung Ihres Landes zur 
Richtſchnur gedient haben, und ferner dienen werben. 

Ganz vorzüglich gilt Diefes von allen dem, was über ben 
Wirfungsfreis der Landftände im deutſchen Sinne dieſes Sn: 
ſtituts organifirt, und auf die bezeichnete Art bejchränft nicht 
nachtheilig zu wirken vermag und am wenigiten Die nothwendige 
Regierungsgewalt jo jchwächen kann, Daß der Regent durdy 
fie verhindert würde, das Beſte des Landes und der Unterthanen 
fräftig zu befördern, und auch jeder nachtheiligen Rüdwirkung, 
von feinem Lande ausgehend, auf andere Staaten im Achten 
Föderativ-Sinn Grenzen zu jeßen. 

Bon herzoglich nafjauifcher Seite wird alfo einer Präfivial- 
Propofition mit voller Ueberzeugung ihrer Zweckmäßigkeit und 
Notwendigkeit bei ven gegenwärtigen Verhältnifien der einzelnen 
Bundesftaaten am Bundestage beigeftimmt werden, u. dieſe 
Anſichten zur Grundlage dienen. 

Wiesbaden, den 15. Juli 1824. 

Freiherr von Marſchall. 


Die Conferenzen waren am 19. Juli beendet, Metternich 
brachte auf ſeiner Rückreiſe durch Baiern die Nachricht von dem 
Reſultate dem Fürſten v. Wrede, den er in Ellingen beſuchte und 
ging mit der Heberzeugung nach Haufe, daß er alled durchgeſetzt 
habe, daß ein einflimmiger Beſchluß am Bundestage zu erzielen 
fein werde. 

Allein im legten Augenblide waren dennod) Bedenklichkeiten 
eingetreten, welche in den Abftimmungen Modificationen hervor: 
riefen. Baiern umging in ſehr gejchidter Weile die verabredete 
Benennung des „Geſetzes“ über die Preſſe, und bezeichnete 
es mit dem Ausdrude „Maßregeln“, mitdem weiter befchränfenden 
Zufaß, „daß Diefelben in den deutſchen Bundesftaaten ſowohl, als 
auch in den Föniglich baierifchen Staaten, wie bisher gehand- 
habt werden möchten”. Die Abftimmungen der ſaächſiſchen Herzog- 
thümer waren ebenfall3 ganz anders ausgefallen, ald man er: 


wartete. Selbſt Preußen hielt feinen anfänglihen Geſichtspunkt 
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aufreht und erflärte, als die Prafivial-PBropofition für Die 
Verlängerung der Garlöbader Beſchlüſſe ihm mitgetheilt wurde, 
daß ed darin nichts jehe, was dem preußifhen Grund- 
late, „Daß über die Prefje, wie überhaupt über einen 
Begenftand diejer Art, nur Einhelligfeit der Stimmen 
einen für alle Staaten verbindlihen Beſchluß berbei- 
führen könne, entgegen wäre”. 

Darnad fiel Denn auch die kurze Abflimmung Preußens am 
Bundestage aus. 

Wir laffen nun diefe Abftinmung folgen. 

Die Abflimmungen in der Bundesverfammlung 

(in der Sitzung vom 16. Auguft 1824 *). 

Der Präfidialgefandte äußerte: Al3 Se. Majeftät der Kaiſer in 
der Sißung vom 20. Septbr. 1819 die Aufmerfjamfeit diefer hohen 
Berfammlung auf die Damal3 in einem großen Theile von Deutichland 
herrijchende Bewegung und Gährung zu leiten Sid) veranlaßt fanden, 
und dieſelbe zugleich Dringend aufforderten, die Urſachen dieſer 
bevenklihen Erſcheinung gründlic, zu erforfchen, und die Mittel 
in ernfte Berathung zu ziehen, wodurd Ordnung und Rube, 
Ehrfurcht vor den Geſetzen, Vertrauen zu den Regierungen und 
allgemeine Zufriedenheit für Die Zufunft gefidert und befeftigt 
werben fönnten, bezeichneten Höchftdiefelben zugleich Dies 
jenigen Gegenftände, weldye vorzüglich ald Quellen des fid 
immer mehr und mehr in Deutjchland verbreitenden Webels der 
reifften Erwägung würdig erjchienen. Es mußte Er, Majeftät 
zur innigften Zufriedenheit gereichen, durch die hieranf gefaßten, 
für die öffentliche Ruhe jo wohlthätigen Bundesbejchlüffe die 
Ueberzeugung zu gewinnen, Daß Die Aufrechthaltung nıd Befolgung 
jener Grundfäge, welhe Sr. Majeftät und Shren hoben Ber: 
bündeten, bei allen Verhandlungen über die großen Fragen 
unjerer Zeit, zur unverrüdten Richtſchnur gedient haben, aud 
von allen übrigen deutjchen Zandesregierungen ald das einzige 
Mittel, dem gemeinfchaftlichen Vaterlande die höchften Zwecke, 
wonach es ftreben kann, zu fihern anerkannt worden war. 


*) B. Br. 1824. Fol, 325 fi. 
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Wir Fönnen es und jedoch leider nicht verbergen, daß ein 
großer Theil der Damals beftandenen feindfeligen Elemente, der 
nämlichen, aus weldyen in Der jüngft verfloffenen Zeit die fiber 
fo viele Nationen verhängten Drangjale und Widerwärtigkeiten 
entiprungen find, auch heute noch in Deutfchland vorhanden if. 
Denn obgleidy die Bejonnenheit, Mäßigung und Treue, die den 
deutſchen Nationalgeift jederzeit aufs rühmlichſte auszeichneten, 
uns bisher vor den gewaltjamen Zerrüttungen, denen andere 
Staaten zum Opfer geworden, bewahrt haben, jo ift die Anzahl 
und die Thätigfeit derer, Die und auf gleichem Wege zu gleichem 
Verderben zu führen, bereit wären, Doch nicht jo unbebeutend, 
ihr Einfluß nicht jo gering, daß ihrem fträflichen Treiben mit 
Gleichgültigkeit zugeſehen werden könnte Sind fie auch nicht 
mächtig genug, Den Öffentlichen Frieden zu flören, jo ftiften fie 
doch Schon unjägliches Lichel, indem fie alle Autorität herabzu⸗ 
würdigen, alle Grundfäge zu erjchättern, alle Wahrheiten zu 
verunftalten juchen, indem fie endlich jenes Gefühl innerer Zus 
friedenheit und dauerhafter Sicherheit, ohne welches der politifche 
Friede nie die Fülle feiner Wohlthaten verbreiten Tann, mit 
raftlojer Betriebfamkeit untergraben. Seine Majeftät der Kaifer 


find von der Ueberzeugung innigft durchdrungen, daß alle freien 


Wuͤnſche, alle reinen Gefühle, und alle ſich überlafienen Bes 
firebungen der deutſchen Völker, ihren Regenten zugemwendet, und 
dag alle gegentheiligen Cricheinungen nur Das unreine Werk 
frevelnder Demagogen find. 

Bon der unermüdeten Thätigkeit dieſer Friedensftörer haben 
die neneften Berichte der mit Grforjchung ihrer Umtriebe in 
mehreren Theilen Deutſchlands befchäftigten Mainzer Gentral- 
Commiſſion niederjchlagende Beweife geiiefert. 

Daß ſolche Erjcheinungen, wie fie ſich aus jenen Berichten 
ergeben, im Jahre 1824 in Deutjchland noch möglich find, daß 
fie fid) in einem Beitpunfte der volllommenften äußeren Ruhe 
fortpflanzen, und mittelft. vielfältiger, unter mancherlei Namen 
und Vorwand ftet3 fortdauernden geheimer Verbindungen, ſogar 
mehr und mehr verbreiten Fonnten, daß eine in ihren Ränfen nie 
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ermüdende action, fih, wenn gleih nur im Finftern wirfend, 
in ihrem frevelhaften Beginnen jo weit vermeflen durfte, den 
Umfturz alles geſetzlich Beſtehenden als. unverrüdtes Ziel zu 
verfolgen; — Dies verpflichtet Seine Majeftät heute, die Auf- 
merkjanfeit Diefer verehrten Verſammlung auf eine Prüfung der 
in der 35. Sigung der deutſchen Bundesverfammlung. im Jahre 
1819 gefaßten Bundestagsbeſchlüſſe zu leiten, um hieraus zur 
Veberzeugung zu gelangen, ob Dieje, über einige proviſoriſche 
Maßregeln zur Aufrechtbaltung Der innern Sicherheit und 
öffentlichen Ordnung im Bunde gefaßten Beſchlüſſe, ohne offen- 
baren Nachtheil für das allgemeine Wohl, außer Wirkjamfeit 
gejeßt werben können, oder ob es nicht vielmehr nothwendig ei, 
diejelben für. fortbeftehend zu erklären, und, in fo fern Deren 
Dauer auf eine beftimmte Zeitfrift beſchränkt war, zu erneuern. 
Unter den Gegenftänden, welche Seiner Majeftät damals 
die nächfte und forgfältigfte Erwägung zu verdienen Iatenen 
waren folgende: 
1. Die Ungewißheit über den. Sinn und die Daraus ent: 
Ipringenden Mißdeutungen des 13. Artikels des Bundesacte. 
Die deutſchen Bundesfürften fühlten die großen Schwierig: 
feiten,, über dieſe höchſt wichtige innere Landesangelegenheit all- 
gemeine Normen feitzufegen, nach welchen alle landſtändiſchen 
Berfaffungen gleichförmig gebildet werden könnten; fie wollten 
der jedem Bundesftaate zuftehbenden Befuguiß, feine inneren An- 
gelegenheiten nach eigenen Einfichten, mit Rüdficht auf Die eigene 
Lage und die früheren ftaatsrechtlichen Verhältniffe zu ordnen, 
nicht vorgreifen; inzwilchen war auch nicht zu verfennen, daß, 
wenn auf einer Seite jene Befugniffe mit Recht geachtet werden 
mußten, auf der andern Seite in den landſtaͤndiſchen Verfaſſungen 
und bei den Verhandlungen der LZanditände, Feine, von Dem 
uriprünglichen landfländifhen Character gänzlich abweichenden 
Formen und Grundfäße geduldet werden durften, welche mit ben 
wejentlichen Rechten und Attributen monarchiſcher Staaten (Die, 
mit Ausnahme der freien Städte, die einzigen Beftandtheile des 
Bundes fein und bleiben follen) unvereinbar wären, und wodurd 
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das landſtaͤndiſche Brincip. mit dem monarchiſchen in Widerſpruch 
gejegt, dieſes fostjchreitend geſchwaͤcht und jo endlich eine mehr 
bemöcratiihe als monarchiſche Regierung herbeigeführt werben 
körnte; — eine Beränderung, die früh oder fpät die Auflöfung 
des glücklich beitehenden Bundesvereins zur a Folge 
a. wiirde, 

In dem Orundiage einig, bei. biejer hoͤcht wichtigen An⸗ 
gelkegenheit nur mit Erwaͤguug aller Dabei ſtatt findenden Rüd⸗ 
ſichten zu Werke zu gehen, beſchloß man im —— 1819 hierüber 
nur im Allgemeinen: 

daß nach dem Sinne des — Princips und zur 
_ Aufrechihdttung des Bundesvereind, die Bundesitaaten, 
bei Wiedereröffnung der Sißungen, ihre Erklärungen über 
eine angemeflene Auslegung und Erlänterung des 13. Artikels 
der Bundesacte abzugeben haben. 

Dieje erfolgte durch die zum Bundesgeſetz erhobene Schluß⸗ 
acte der über Ausbildung und Befeſtigung des deutſchen Bundes 
zu. Wien gehaltenen Miniſterial-Conferenzen. 

In dem Artikel 57 derfeiben, if das monarchiſche Princip 
in Beziehung auflankftändifche Verfaſſungen nn u 
Es wird darin. feftgeleßt: 

„Da der Bund, mit Ausnahme der freien Staͤdte aus 
ſouveraͤnen Fürſten beſteht, ſo muß, dem hierdurch gegebenen 
Grundbegriffe zufolge, die geſammte Staatsgewalt in dem Ober⸗ 
haupte des Staates vereinigt bleiben, und der Sonverän Tann 
durch eine landſtändiſche Verfaflung nur in der Ausübung bes 
ſtimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werden“, 

Eine Folgerung davon ift, was der Artikel 58. beftimmt: 
„daß die im Bunde :vereinten jouveränen. Fürften durch Feine 
lanpftändifche Berfaflung in der Erfüllung ihrer bunbesmäßigen 
Verpflichtungen gehindert oder: beſchraͤnkt werden Dürfen“. 

In dem Sinne diefer und obiger Beſtimmung liegt gleichfalld 
der Sak: „daß dem Souverän durch die Landſtaͤnde Die zur 
Führung einer zweckmäßig geordneten Regierung erforderlichen 
Mittel nie verweigert werben Dürfen“. 
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Ganz im Geiſte dieſer den Landfländen vorgefchriebenen 
Grenzen, welche fie in ihrem Wirken nicht überschreiten dürfen, 
ift in dem Artikel 59. verordnet: „Wo die Deffentlidykeit. Iand- 
ftändifcher Verhandlungen durch die Verfaffung geflattet ift, muß 
durch die Geſchaͤftsordnung dafür gejorgt werben, Daß Die ge 
jeglichen Grenzen der freien Aeußerung, weder bei den Ber: 
handlungen jelbft, noch bei deren Bekanntmachung durch den 
Drud, auf eine bie Ruhe des einzelnen Bundesftaates, oder. des 
gejammten Deutjchlands, gefährdende Weife überjhritten werben”. 

Hierdurch ift beſtimmt ausgedrüdt, in welchen Grenzen die 
landftändiihen Verhandlungen durch eine Gejchäftsordnung ge 
hatten werben jollen. Sn Folge dieſes Gebotes, Dürfen Feine 
Grundfäße und Kehren aufgeftellt werden, durch welche die 
wefentlichen Rechte und Attribute eines monarchiſchen Staates 
gefährbet, und die Regierungsgewalt des SE SUNTANN allmählig 
untergraben würde, 

Wenn demnach in einzelnen Bundesftanten, in weldyen die 
Deffentlichkeit der landſtändiſchen Verhandlungen befteht, eine 
Geſchaͤftsordnung noch gar nicht eingeführt. ift, oder die eingeführte 
nach den bisherigen Erfahrungen zur Erreichung des beabfichtigten 
Zwedes nicht hinreicht, jo find die Fürften folcher Bundesftaaten 
nicht nur befugt, jondern ſogar verpflichtet, für die Einführung 
einer, dem ausgejproxhenen Endzwede angemeffenen, ſtändiſchen 
Geſchaͤftsordnung zu forgen. Die Verpflichtung der Bundes 
verjammlung ‚über Bollziehung dieſer Vorfchrift zu wachen, geht 
and dem Artikel 53 der Schlußacte hervor, wo e3 heißt: „Die 
durch die Bundesacte den einzelnen ‚Staaten garantirte Unab- 
hängigteit fchließt zwar im Allgemeinen jede Einwirkung des 
Bundes in Die innere Staatdeinrihtung und Staatsverwaltung 
aus: da aber die Bımdesglieder fi in der Bundesacde über 
einige bejondere Beſtimmungen vereinigt haben (in welche Claſſe 
die oben angeführten unftreitig gehören), fo liegt der: Bundes: 
verjammlung ob, die Erfüllung der durch dieſe Beftimmungen 
übernommenen Berbindlichkeiten zu bewirken“. 

Wenn fonah Seine Majeftät. ver Kaiſer, Bird; Die über 
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die landftändiſchen Verfaſſungen in der Schlußacte enthaltenen 
Beilimmungen, die im Jahre 1819 beftandene Ungewißheit über 
den Sinn des 13. Artifeld der Bundesacte genügend behoben, 
und die Duelle zu möglichen Mißdeutungen derjelben mit Be—⸗ 
rubigung bejeitigt finden, jo glauben Seine Majeftät nichts deſto 
weniger, eben auf den Grund der dießfallſigen Beſtimmungen, 
und im wohlverjtandenen Interefſe der öffentlichen Ruhe und 
Drbnung in Deufhland, Darauf un und den Antrag machen 
zu ſollen: 

daß in allen Bundesſtaaten, in welchen landſtaͤndiſche 

Verfaſſungen re: ſtrenge darüber gewacht werde, 

damit 

1) in der Ausübung der den Ständen durch Die landſtaͤndiſche 
Verfaſſung zugeſtandenen Rechte das ——— Prinzip 
unverletzt erhalten bleibe; 

2) zur Abhaltung aller Mißbraͤuche, welche durch Die Oeffent⸗ 
lichkeit in den Berhbandlungen, oder durch den Druck 
derjelben begangen werben Fönnen, eins den angeführten 
Beftimmungen, entiprechende Geſchaͤftsordnung eingeführt, 
und über die genaue Benbachtung Derjelben . ftreng Ks 
halten werde. 

Seine Majeſtät eönnen dabei die Bemerkung nieht unter⸗ 
druͤcken, daß, obgleich einer jeden Bundesregierung überlafjen 
Bleibt, eine Geſchaͤftsordnung, wie fie ſolche nad) den bisherigen 
Erfahrungen zwedmäßig. findet, einzuführen, e8 doch ſehr zu 
wünfchen wäre, daß, Damit allenthalben diefelben Hauptprineipien 
befolgt werden, Diejenigen Bundesftaaten, bei welchen Die Deffent- 
lihfeit der landſtändiſchen Verhandlungen befteht, fich über die 
Grundlinien einer ſolchen Gefchäftsorduung im Sinne der anger 
führten bundesgeſetzlichen Borjchriften vereinbaren möchten. 

Seine Kaiſerliche Majeftät zweifeln nit, daß, wenn vie 
hohe Bundesverfammlung ſich dieſen Wunfch zu eigen machen 
hollte, Die Bundesftaaten,. welche der Gegenſtand angeht, — 
gewiß bereitwilligſt zur Erfüllung bringen werden. 

2. Der zweite Gegeuſtand, welchen Seine Majeftät damals 
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bezeichneten, betraf Die unrichtigen Vorftelungen von Den 
der Bundesverfammlung zuftehenden Befugniffen, und bon 
den Mitteln, wodurch felbe geltend zu machen find. 

Seine Majeftät haben bei dieſer Gelegenheit mit voller 
Ueberzeugung den Grumdfaß ausgeſprochen, Daß die Beſchlüſſe 
der Bundesverfammlung,, infofern fie Die äußere und innere 
Sicherheit der Gefammtheit, die Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit 
einzelner Mitglieder des Bundes und die von beiden unzertrennliche 
Aufrechthaltung der rechtlich beftehenden Ordnung zum Gegen⸗ 
ftande haben, von allgenein verbindlicher Kraft fein müſſen, 
und daß der Vollziehung folder Beſchlüſſe Feine einzelne Geſetz— 
gebung und fein Separatbejchluß entgegen ftehen dürfe. 

Seine Majeftät waren gleichzeitig davon ‚überzeugt, daß Die 
Geſetze und Befchlüffe des Bundes durchaus keine Gewährleiftung 
ihrer Wirkjamfeit haben Fönnten, wenn der Bundesverſammlung 
nicht die gemefjene Dispofition über Die zu deren Vollziehung 
erforderlihen Mittel und Kräfte anvertraut würde. 

Bon Diefer Ueberzeugung ausgehend, hatten Seine Majeftät 
durch Die Präfivialgefandtichaft den Entwurf einer proviforifchen 
Executionsordnung der Berathbung der Bundesverfammlung vor: 
gelegt, welche dieſelbe jofort, bis eine definitive Erecutionsordnung 
zu Stande gebracht fein würde, als allgemein verbindlich erflärte. 

Durdy den Bundestagsbefhlug vom 3. Auguſt 1820 ift num 
wirklich eine definitive Erecutionsordnung zum Bundesgefeße er- 
hoben worden, mithin Die frühere ———— ee 
m. 

3. Gebrechen des Schul: und Univerfitätö-Mefend, 

Seine Majefttät haben mit wahrem Bedauern in dem Prä- 
fivialvortrage vom 20, September 181% der mannichfachen Ge: 
brechen erwähnt, Durch „welche die meiften der von Alters her 
berühmten Lehrinftitute Deutſchlands ihren urfprünglidyen Charakter 
und den von ihren glorreichen Stiftern mid Beförderern beab- 
fichtigten Zwecken, in mehr ald einer Hinficht, fremd geworben 
find. Höchft diefelben hielten dafür, daß die Bundesverfammlung 
verpflichtet ſei, ſich mit dieſer für die Milienfchaft und das 
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öffentliche Leben, für das Familienwohl und die Feſtigkeit der 
Staaten gleichwichtigen Frage zu beichäftigen, und nicht eher 
davon abzulafien, als bis ihre Bemühungen zu einem gründlichen 
und befriedigenden Reſultat geführt haben würden. 

Nur um dem naächſten und unmittelbar drohenden Hebel zu 
begegnen, Iegten Seine Majeftät den Entwurf eines BESEIOUDER 
Geſetzes vor. 

Ob nun zwar dieſes Bundesgefeß, nach feinem näheren 
Inhalte, mit Vorbehalt Der weiteren Berathungen des Bundes⸗ 
tages über eine gründliche Verbeſſerung des gejamntten Schuß 
und Univerſitaͤts-Weſens, ald provijorische Maaßregel zur Abhülfe 
der beitehenden Gebredyen, in allen Bundesftaatin in Bollziehung 
und Anwendung getreten, und auf eine beftimmte Zeitfrift nicht 
beſchränkt ift, mithin fortwährt, bis Die worbehaltene Berathung 
des Bundestages jlatt gefunden, und ein umfaljendes Ddefinitives 
Geſetz zur Folge haben wird; jo finden fi) Seine Majeftät doch 
in Ihrem Gewiſſen und in Ihren Verhältniffen zu den erleuchteter 
deutfchen Bundesregierungen verpflichtet, für Diefen Gegenftand 
die Aufmerkjankeit Diefer Verfammlung ganz bejonders in au 
jpruch zu nehmen. _ 

&3 iſt eine, leider! nicht mehr zweifelhafte Thatſache, daß 
in Deutfchland, wie in andern europäischen Staaten, niit plan- 
mäßiger Thätigfeit daran gearbeitet wird, in Das unverdorbene 
und für jeden Eindrud empfaͤngliche Gemüth der jugend, durch 
deren erfte Lehrer den Keim von Begriffen und Grundfäßen zn 
legen, welche fie in der Folge zu brauchbaren Werkzeugen jener 
politifchen Secte eignen jollen, deren Streben dahin gerichtet 
ift, das Beftehende umzuftürzen, um nach den flachen Erzeugniffen 
ihrer unfeligen Theorie ſelbſt zu regieren. 

Die Turnanftalten waren berufen, und die auf den Hoch: 
Ihulen errichteten engern und weitern Vereine, Die Burjchenfchaften 
und mehrere Privat-Erziehungsanftalten find noch heute berufen, 
jene der Jugend beigebrachten Grundfäße auszubilden und frucht- 
dringend zu machen. Wenn man auch mit Beruhigung annehmen 
fönnte, daß ſowohl Durch die Natur jener Theorien, ald durch 
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die Weisheit der deutſchen Regierungen das Nejultat dieſer 
Tendenz werde vereitelt werden; ſo bildet doch das Wirken 
ſolcher Lehrer dereinft unzufriedene, mit ven beftehenden Verhältniffen 
und mit ihren Pflichten im Widerfpruch begriffene, in ſich ſelbſt 
zerfallene Menfchen. 

Wenn der Lehrer ſchon dem unreifen Knaben und Sünglinge 
für den Glauben in der Religion den Zweifel giebt; wenn er 
deſſen Gemüth an das ideale Bild kettet, das er ihm vor der 
Beflimmung des Menfchen und von feinen Verhältnifien zum 
Staate mit frügeriffhen Karben entwirft, ftatt ihm treue Schilderung 
des wirklichen praftiichen Lebens vorzuführen; wenn der Lehrer, 
ſtatt dem Knaben einen feiner jungen Denkkraft angemefjenen Stoff 
hinzugeben, ihn zu felbftftäudiger Prüfung und Begründung 
folcher Materien auffordert, die oft dem gereiften Verftande des 
Mannes jchwer zu löfende Aufgabe darbieten; wenn der jo vor- 
bereitete und mit unverdautem Willen angefüllte Süngling endlich 
tn die Hochichulen tritt, und dort Verachtung aller pofitiven 
Lehren, oder die Sucht, die gefellichaftliche Ordnung nach eignen, 
unverjuchten Syſtemen umzuſchaffen, vorfindet, fih in der Gering- 
ſchätzung gegen alles Beftehende nur nody genährt‘ und befeftigt 
fteht, und wenn er endlich, ftatt fih an Ordnung und Disciplin 
zu gewöhnen, mit Ungebundenheit und Zügelloſigkeit vertraut 
wird, und, flatt den Handhabern der Gefeße die jchuldige Ehr- 
erbietung zu widmen, fich felbft in einem Ausnahmgeſetze begriffen 
wähnt, welches ihn über Lohn und Strafe erhebt; daun*darf e3 
nicht befremden, daß wir nicht bloß auf Univerfitäten und Hoch— 
Schulen, fondern faſt auf allen LXehranftalten die abiprechendften 
Urtbheile über Religion und Staat, über das Höchfte, wie über 
das Heiligfte vernehmen; es darf nicht befremden, daß auf folche 
Art erzogene und unterrichtete Knaben, fchlechte, unzuverläffige, 
dem Gehorfam abgeneigte Staatödiener und mißvergnügte Staats- 
bürger werben. 

Was laͤßt fi dann für die Erhaltung Throne und der be 
ſtehenden VBerfalfungen, für die Ruhe Deutſchlands hoffen, wenn 
die jo Gebildeten ſich in allgemeiner Thätigfeit verbreiten? 
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Ein Blick in die Unterfuchungen, welche heut in mehr als Einem 
deutjchen Staate eine traurige Nothwendigfeit den Regierungen 
zur Pflicht gemacht hat, bietet für die Erwartung, die man fich 
von Dem Gedeihen der heranreifenden Generation machen Fann, 
ein zu trübes Gemälde dar, ald daß Seine Majeftät geneigt fein 
Fönnten, länger Dabei zu verweilen, aber Höchftdiejelben ſehen Die 
Abhülfe dieſer vielen Gebrechen für eine der wichtigften Aufgaben 
an, zu deren Löſung die deutjche Bundesverfammlung verpflichtet 
ift, und würden dem Vertrauen Ihrer erhabenen deutjchen Bundes: 
genofjen, welchem Seine Majeftät dad in der Bundesverfammlung 
Ihnen übertragene ehrenvolle Anıt allein zu. verdanken wünfchen, 
nicht würdig entjprechen, wenn Sie dieſen Gegenitand der be: 
jonderen Beachtung diefer geehrten Verfammlung zu empfehlen, 
Sich nicht lebhaft gedrungen fühlten, 

Die Verhandlungen, welche am Bundestage in der 13. Sitzung 
vom 1. April 1819 durch Seine Königliche Hoheit den Großherzog 
von Sachſen-Weimar⸗Eiſenach und Seine Durchlaucht den Herzog 
von Sachſen-Gotha und Altenburg veranlaßt worden find, haben 
hierüber bereit, wenigitens über den Zweig der Univerfitäten, 
Ihäßbare Materialien zu Rage gefördert. Die Commilfion, 
welche damals aus der Mitte der Bundesverfammlung beftellt 
worben ift, hat zur Gonferenz vom 27. Auguft 1819 einen Vor: 
trag des zum Referenten gewählten Bundestagsgejandten erhalten, 
an welchen die gegenwärtig nothwendig erfannten Grörterungen 
über das Schul» und Univerfitäts-IWejen mit. voller Beruhigung 
angereibt werden können. 

Der Antrgg Seiner Kaiſerlichen Majeſtät ift daher dahin 
gerichtet: 

daß zwar das proviſoriſche Geſetz, welches Die Bundes⸗ 
verfammlung über die deutſchen Univerfitäten bejchlofjen 
bat, felbftverftanden fortdauere, daß aber aus der Mitte 
der Bundesverfammlung eine Commiſſion von fünf Mit- 
gliedern gewählt werde, welche, mit Rüdblid auf die hin⸗ 
fichtlich Der Univerfitäten bereits vorliegenden Verhandlungen, 
die gegenwärtig hervortretenden Gebrechen des gefammten 
Zweiter Theil. 24 
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Schul⸗Unterrichts⸗ und Erziehungs: Wefend in Deutſchland 
zu erörtern, und die Maaßregeln, zu welchen dieſe Er- 
örterung Anlaß geben wird, in Vorſchlag zu bringen habe, 

4. Mißbrauch der Preſſe. In den Gröffnungen, weldye 
Seine Kaijerlihe Majeftät vom 20. September 1819 an bie 
Bundesverfammlung gelangen ließen, war der Mißbrauch Der 
politifchen, und insbeſondere der periodifch-politifchen Preſſe, als 
eine der ergiebigften Quellen der in den Gemüthern herrſchenden, 
weit verbreiteten Gährung und daraus erwachjenden Mißver: 
hältnifje bezeichnet. Die damals im Namen feiner Majeftät aus⸗ 
geiprochenen Bemerkungen trugen fo ſehr das Gepräge Der 
Wahrheit und Evidenz, und wurden von den Regierungen 
Jämmtlicher Bundesftaaten jo vollſtändig anerfannt, Daß über 
das Bedürfniß, jenem Mißbrauche Grenzen zu jeßen, feine Ver: 
Ichiedenheit der Meinungen obwaltete und daher auch Der zu 
dem Ende vorgelegte Gefeßentwurf ohne irgend einen Wider⸗ 
ſpruch zum Bundesbefchluffe erhoben ward. 

Der $. 10. dieſes Bejchluffes jagt: 

„Der gegenwärtige einftweilige Beichluß jol, vom heutigen Tage 
„an, fünf Sahre in Wirkfamfeit bleiben. Bor Ablauf Diefer 
„Friſt Fol am Bundestage gründlich unterjucht werden, auf welche 
„Weiſe die im Art. 18. der Bundesacte in Anregung gebrachten 
„gleichförmigen Verfügungen über Die Preßfreiheit in Erfüllung 
„zu ſetzen fein möchten, und demnaͤchſt definitiver Befchluß über 
„die rechtmäßigen Grenzen der Preßfreiheit in Deutſchland 
„erfolgen“, 

Da ein folcher Beſchluß, deſſen mannichfaltige Schwierig- 
feiten feinem Sachkundigen verborgen find, biöher nicht gefaßt 
werben Tonnte, auch bei dem befannten, in einer jo wichtigen 
Sache bloß von Anftructionseinholung abhängigen Gange der 
Berathungen am Bundestage bis zum 20. September laufenden 
Jahres, ald an welchem das proviforische Preßgejeß erlifcht, un- 
möglich herbeigeführt werden könnte; da ferner, wenn man das 
proviſoriſche Preßgefeb mit Einemmale verſchwinden laſſen wollte, 
ohne etwas anderes an deſſen Stelle zu jeßen, eine früher fo 
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richtig erkannte Lücke in der Bundesgefeßgebung unausweichlich 
fühlbar werben, und auf die Grundbedingungen des Bundes — 
die Einigkeit der Bundesglieder — hoöchſt verderblich zurück⸗ 
wirken mußte; jo find Seine Kaijerlihe Majeftät einen Augenblick 
im Zweifel, Daß es dringend nothwendig fei, das propiforifche 
Preßgeſetz BIS zur Zeit, wo man fich über ein definitive Preb- 
gejeb vereinbaren wird, förmlich zu erneuern. 

Seine Majeftät find zu vertraut mit den ächt füberativen 
Sefinnungen, von welchen die deutſchen Bundesregierungen in 
Diejer wichtigen Bundesangelegenbeit fich bejeelt finden, als daß 
Höcftdiefelben dem Gedanken Raum geben könnten, daß es 
möglich wäre, Diefem, aus dem Fürftenrathe Deutjchlands her- 
vorgehenden, gemeinfamen Beſchluſſe mit dem Einwande einer 
Verlegung der Verfaſſung eines einzelnen Staates ‚entgegen zu 
treten. Bei den engen Verbindungen, welche die Gemeinjchaft 
der Spradhe und der Schrift zwifchen den jänmtlichen Deutschen 
Volksſtaͤmmen geftiftet, der alte Reichsverband fanctionirt Hatte, 
und. der deutſche Bund von neuem befefligt hat, kann der Mißs 
brauch der Preſſe nie als ein bloßes LTocalübel, folglich auch die 
Beſchraͤnkung deſſelben nie al3 ein ausjchließendes Object der 
innern Gejebgebung oder Landesverwaltung betrachtet merben. 
Eine ſolche Anficht wäre nur zuläffig, wenn ein Deuticher Staat 
ſich gegen alle jeine Nachbarn Dergeftalt abjchließen könnte, daß 
das, was mit feiner Zuflimmung gedrudt wird, die Grenzen 
feines eigenen Gebiets nie überjchritte. Da aber alles, was aus 
Deutfchen Preſſen hervorgeht, ſich fofort über alle deutſche Länder 
verbreitet, und Deutichland heute einen auf Erhaltung gemein- 
ſamer Sicherheit und Ruhe gegründeten Staatöförper bildet, fo 
kann es einzelnen Gliedern dieſes Körpers nicht freiftehen, Die 
große Mehrzahl der andern Staaten mit einem flet3 erneuerten 
Borrathe von aufrührerifhen Schriften zu überſchwemmen, wo⸗ 
durch dieſe ihre eigene Sicherheit und Ruhe, ja den Beftand unb 
das höchite Sinterefje des ganzen Vereins gefährdet oder verleßt 
glauben, und wogegen fie fich Durch die ſtrengſten Verbote nur 
unvollkommen zu fehüßen vermöchten. 

24 * 
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Aus Diefem Grunde ift bereit bei früheren Grörterungen 
dieſes Gegenftandes bemerkt worden, daß Die in gejchlojlenen 
Staaten gegen Preßvergehungen eingeführten, zum Theile ſehr 
harten Strafgefeße, wenn fie auch an und für ſich dem viel 
mildern Genfurgejeße vorzuziehen wären, in einem Föderativſtaate, 
wie Deutjchland, wo jedes einzelne Land feine bejondere Gerichts⸗ 
verfaflung und Polizeiverwaltung hat, ald Garantie für Das 
Ganze durchaus unanwenbbar fein würden, und daß Friede und 
Drdnung in einem foldyen Vereine nicht anders, als durch vom 
Bunde ausgehende, von den Landesbehörden gehandbhabte, im 
Nothfalle aber Durch die Gentral-Autorität zu ergänzende Aufficht 
über die Erzeugnifie der Preſſe gefichert werden Fönnen. 

Mit vollem Vertrauen auf die Beiftimmung der übrigen 
deutfchen Bundesregierungen, erlauben ſich ſonach Se. Kaijerliche 
Majeftät den Antrag: 

daß das, mit dem 20. September l. J. erlöjchende, pro⸗ 
viſoriſche Preßgeſetz jo lange in Kraft erhalten werde, bis 
man ſich über ein definitive Preßgejeb vereinbart haben 
wird. 

5. Gentral: Unterfuhungs- Commiffion. . Der Zweck dieſer 
Eommilfion ift gemeinjchaftliche, möglichft gründliche und um- 
faſſende Unterfuchung des Thatbeſtandes, des Uriprunges und 
der mannigfachen Verzweigungen der gegen Die beftehenden Ver⸗ 
faffungen und innern Ruhe, jowohl des ganzen Bundes als 
einzelner Bundesftaaten, gerichteten revolutionären Umtriebe und 
demagogiſchen Verbindungen. 

Diefe Unterſuchungs⸗Commiſſion ift nicht auf beftimmte Zeit- 
friſt beſtellt; es ift ihr ein beflimmter Zweck vorgejchrieben, und 
nur die vollftändige Erfüllung ihrer Aufgabe kann Daher über 
den Zeitpunkt ihrer Auflöſung entſcheiden. 

| Die vorliegenden Berichte der Commiſſion geben Die leidige 
Veberzeugung, daß diejer Zeitpunkt noch nicht gefommen if, — 

Preußen gab in Furzen Worten *) feine Abſtimmung dahin: 
_ — 

*) Siehe S. 360. 
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Allen in der fo eben verlefenen verehrlichen Praͤſtdial⸗Pro⸗ 
pofition enthaltenen Anträgen flimme es vollfommen bei, 
indem es unfehlbar, was bejonders die Fortdauer des pro⸗ 
viſoriſchen Preßgefebes betreffe, mit größter Sorgfalt für Auf- 
rechthaltung der verabredeten Grundſätze Sorge trage, 
und daher mit gleichem Vertrauen wie der Faijerlichöfterreichifche 
Hof entgegenfommender Vereinigung und Zuſammenwirkung aller 
Bundesftaaten für diefen Zweck entgegen ehe. 

Nicht minder rejervirt Sprach fi) Baiern aus: Es war mit 
den in der eben dankbarlichſt vernommenen; Prafidial-Bropofition 
enthaltenen Anträgen einverflanden, und flimmte insbeſondere dem 
ad num. 4. wegen des Mißbrauchs der Preife gemachten Vor⸗ 
jehlage bei, daß ſaͤmmtliche Bundesregierungen fich über gleich- 
förmige Verfügungen in Anjehung der Preſſe und des Buchhandels 
auf den Grund des Artifeld 18 der Bundesacte, bald möglichft 
vereinigen, in der Zwiſchenzeit aber die in der 35. Sibung des 
Jahres 1819 diesfalls beichloffenen Maßregeln in den deutjchen 
Bundesftaaten, ſonach auch in den Föniglich baieriſchen Staaten, 
wie bisher, gehandhabt werden möchten. 

Sachſen ftimnte der Prafidial-Propofition dankbarlichſt bei, 
erfannte die wohlthätigen Abfichten Defterreichd an und ficherte 
die bereitwilligfte Mitwirkung zu Erreichung der Dabei gehegten 
Abfichten zu. 

Hannover flimmte aber ausdrüdlich den Grundfäßen und 
Anſichten des öfterreichifchen Hofes völlig bei. Es behauptete, 
Daß es ſolche von jeher der innern Landesverwaltung 
zum Grunde gelegt, und felbigen Durch Gejeßgebung 
und Adminiftration Realität gegeben habe. Es erklärte 
die Wuͤnſche Seiner Kaiferlich » Königlichen Majeftät für Die 
Zukunft Deutjchlande, für die Erhaltung der Principien der 
Ruhe, und für das Beſte der Fünftigen Generation zu theilen. 

Wichtiger und entjcheidender war nun aber die Abflimmung 
Württembergs. Zwar erfannte der Gefandte die fortgefeßte Sorg- 
falt Defterreichs, für alles, was das Wohl des deutſchen Bundes 
betreffe, dankbar an. Er fügte jedoch hinzu, wie er bemerfen 
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müffe, daß er, was den erften Gegenftanb anlange, eingetretener 
Umftände wegen nicht im Stande gewejen, darüber bejondere 
Apftructionen von feinem allerhöcditen Hofe erhalten 
zu Eönnen, da dieſer früher von der Vorausſetzung 
andgegangen, Daß es ſich nur von der Erneuerung Des 
Preßgejebes vom Jahre 1829 Handeln werde, Indeſſen 
feien Die. ausgehobenen bundesgefeßlichen Grundſätze in Württem- 
berg bereit durch zweckmäßige Einrichtungen berüdficht worden 
und es fei namentlich eine Gefchäftsordnung in Wirffamteit, 
welche, ihrer Entftehung, ihrem Inhalte und den bisherigen Er- 
fahrungen zufolge, den aufgeftellten Grundfäßen völlig entſprechen 
dürfte. 

Wenn nun gleich hiernach letztere in Württemberg bereits 
als. gewahrt erjchienen, auch Die Verjchiedenheit der Verhältniffe, 
eine Verſchiedenheit der Modalitäten in der Anwendungsweiſe 
nicht wird vermeiden ließen; jo vermöge der Gefandte Doc an 
der Geneigtheit jeines allerhoͤchſten Hofes nicht zu zweifeln, fich 
den angetragenen Berathungen über eine vielleicht ausführbare 
Vereinigung auf gewiſſe Grundlinien der Gejchäftsordnung ans 
zujchließen. 

Den dritten Punkt der verehrlichen Präfidialanträge ans 
befangend, jo befinde er ſich zwar in demfelben Falle, da jedoch 
die württembergifche Staatsregierung fchon damals, als der 
Auftand der deutſchen Univerfitäten in der 16. Sikung ber 
Bundesverfammlung vom 6. Mat 1819 zum erften Male Gegens 
fand eine Antrages zur commiſſariſchen Begutachtung eines 
gemeinen Ginverftändniffes über Die etwa nöthigen Maßregeln 
geworden, ihren Beitritt, in vollfommener Webereinftimmung 
mit der deßfalls zu Protocol gegebenen hannöverifchen Erklärung 
ganz unzweidentig ausgeiprochen habe, jo könne er feinen Anftand 
nehmen, auch bei Dem gegenwärtigen ähnlichen Antrage, zur 
Borbereitung einer Berathung und Vereinigung über 
gemeinnüßige Anordnungen hinfihtlih des Schul—-, 
Unterrichts= und Erziehungsweſen, feine Beiftimmung, 
von gleihben Grundfäßen wie damals ausgehend, 
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fogleich zu erklären, und fich zu einer Mitwirfung in dem 
angegebenen Zwecke, durch Theilnahme an der Wahl der an- 
getragenen Commiſſion, hiermit bereitwillig zu zeigen. 

Hinfichtli des vierten Gegenftandes, Die Erneuerung des 
Preßgeſetzes von 1819 betreffend, jo ſei Diejed Der einzige, 
worüber der königliche Geſandte mit einer befondern Inſtruction 
verjehen, und zu der Erflärung ermächtigt worden fei: 

daß er dem Antrage zu einer gemeinfamen Vereinbarung 
über Erneuerung des proviforischen Preßgejeßes von 1819, 
jomit auch über Die Fortdauer defjelben, bis zur Der: 
abredung eines definitiven, hiermit betrete. 

Die badiiche Erklärung lautete: 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben zu viele 
Beweiſe von der unerfchütterlichen Liebe und Treue Allerhöchit: 
ihrer Unterthanen erhalten, Sie haben deren Anhänglichkeit an 
die beitehende Regierung und ihr tiefes Nechtsgefühl zu oft er- 
probt, ald daß Allerhöchft fie fi) nicht getrungen fühlten, ihrem 
Volke vor allen Dingen ein Zeugniß zu geben, deſſen Ablegung 
Ihrem Herzen eine Wohlthat if. Ehen deßhalb glauben auch 
Seine Königliche Hoheit die feſte Zuverfiht an den Tag legen 
zu fönnen, daß die Verfuche der Unruheftifter, Die auf den Um— 
fturz des gegenwärtigen Standes der Dinge gerichteten Plane 
fremder Demagogen, bei der Maſſe Ihrer Unterthanen felbft 
alsdann feinen Eingang finden werden, wenn einzelne derjelben 
von Jchwindelnden Theorien ergriffen, die Bahn verlafjen jollten, 
die ihnen durch Ehre und Pflicht ein für allemal worgezeichnet ift. 

Nichts deſto weniger erfennen Seine Königliche Hoheit jchon 
die Exiftenz ſolcher Verfuche, Die fich leider nach den vorliegenden 
Beweiſen nicht in Abrede ftellen läßt, für ein lebel an, Dem 
nicht Träftig genug entgegengewirkt werden kann. ‘Die neneſte 
Geſchichte hat Die Erfahrung nur allzujehr beftätigt, Daß wahren 
oder eingebildeten Leiden der Völker nicht dadurch abgeholfen 
werden faun, daß man Durch gewaltjamen Umfturz der Dinge, 
neue Leiden und neue Drangjale zu früheren gejellt; daß Zu- 
friedenbeit und Glüd nicht dadurch verbreitet wird, wenn ein 
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Jeder täglich für Alles zittern muß, was ihm heilig und 
theuer ift. 

Demnach Halten fi) auch Seine Königliche Hoheit Der 
Großherzog für verpflichtet, alle Vorjchläge. fih zu eigen zu 
machen, welche dazu dienen Eönnen, Bejorgnilfe zu entfernen, 
durch welche der Friede der Einzelnen fortwährend bedroht, und 
den Regierungen ihre ungeftörte Sicherheit geraubt wird, Die es 
ihnen allein möglid) macht, ſich dem Wohl ihrer Unterthanen 
mit der nötbhigen Sorgfalt und Eifer zu widmen. 

In der jo eben verlefenen verehrlichen Präfidial-Propofition 
erbliden nun Seine Käniglihe Hoheit einen neuen Beweis Der 
weiſen Fürjorge Sr. Kaiſerlich Königlich Apoftoliichen Majeftät 
für die Wohlfahrt des deutihen Bundes, Was aber den näheren 
inhalt derjelben betrifft, jo haben Seine Königliche Hoheit, dem 
Grundprincip des Bundes getreu, es fich jederzeit angelegentlich 
fein laffen, für die Aufrechthaltung des monarchiſchen Princips 
in Allerhöchftihren Staaten Sorge zu tragen. Allerhoͤchſtſie Haben 
die Forderungen der Stände des Großherzogthums, die hiermit 
nicht in Einklang zu bringen waren, mit dem Ernſte zurüdgewiejen, 
der feinen Zweifel übrig laflen fonnte, daß fie auch in Zukunft 
hierüber zu wachen willen würden. Seine Königlihe Hoheit 
gingen hierbei von der Ueberzeugung aus, daß der deutſche Bund 
nur dadurd) immer mehr und mehr befefligt werden könne, wenn 
die einzelnen höchften Bundesglieder bei allen ihren Regierung 
handlungen das Syſtem des Bundes niemald aus den Augen 
verlören. Eben deßhalb find auch Seine Königliche Hoheit jehr 
bereit, den Wünfchen des Faiferlich Föniglich öfterreichiichen Hofes 
zu entjprechen, und fich über die Grundlinien einer Gejchäfts- 
ordnung, wie fie durch die Wiener Schlußacte bedingt ift, mit 
den übrigen höchſten Bundesgliedern, Die fich in einer gleichen 
Lage, wie Sie, befinden, zu vereinbaren, 

Seine Königliche Hoheit erfennen ed aud) in diefer Beziehung 
als einen Vorzug der Geſetzgebung des Bundes an daß die 
Zandesgejeßgebung ihr jedesmal weichen muß, jo oft fie mit den 
Bejchlüffen des Bundes nicht in Einklang gebracht werden Fann, 
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und daß für den Bollzua der innerhalb der Competenz des 
Bundes gefaßten Befchlüffe durch eine definitive Executionsordnung 
gejorgt ift. 

Seiner Königlichen Hoheit find die mannigfaltigen Gebrechen 
nicht entgangen, an denen die Univerfitäten und Lehranftalten 
der deutſchen Staaten leiden, und Allerhöchſtſie haben dieſen, jo 
viel von Ihnen abhängt, jeder Zeit entgegen zu wirken geſucht. 
Nichts Defto weniger ift nicht zu verfennen, daß ifolirte Beftrebungen 
auch hier nicht ausreichen. Die Univerfitäten find ein Gemeingut 
der deutjchen Nation, und daher find gemeinfchaftliche und Durch- 
greifende Maßregeln dringendes Bedürfniß. Seine Königliche 
Hoheit geben daher jehr bereitwillig Ihre Zuftimmung zu der 
Keactivirung der früher beftandenen Bundestags-Kommijfion, und 
nehmen auch Sshrerjeit3 den Fortbeſtand des proviforifchen 
Bundesbejchluffes vom 20. September 1819 über die Univerfitäten 
als eine jelbftverftandene Sache au. 

Die großherzogliche Regierung hat es fi von Anfang an 
zur Pflicht gemacht, dem Mißbrauch der Prefie in dem Groß: 
herzogthum ſo viel ald möglich, zu feuern. Sie ging hierbei von 
der Ueberzeugung aus, daß Einigkeit und Friede im Bunde nicht 
erhalten werden könne, wenn einzelne Bundesglieder in andern 
Bundesſtaaten den frechften Angriffen ausgejeßt blieben, ohne daß 
biergegen jchleunige und Träftige Abhülfe gewährt werde, daß die 
deutſche Kiteratur nicht Dazu benußt werden könne, um die ein- 
zelnen deutſchen Wölferftämme fich wechjeljeitig zu entfremden, 
und jo den Keim zur Auflöjfung des Bundes zu legen. Aus 
diefem Grunde, und weil die Unmöglichkeit, vor dem 20. Sep⸗ 
tember d. J. ein definitived Gefeh zu Stande zu bringen, am 
Tage liegt, flimmen Seine Königliche Hoheit bereitwilligft für 
die einftweilige Fortdauer des proviſoriſchen Preßgeſetzes vom 
20. September 1819. 

Endlich liefern die heute noch vorgelegten Nefultate der 
neueften von der Central-Unterſuchungs-Commiſſion eingeleiteten 
Unterfuhung jo viel Belege zu der Fortdauer geheimer ftaats- 
gefährlicher Verbindungen in Deutfehland, daß Seine Königliche 
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Hoheit nur für die Fortſetzung von Unterfuchungen ſtimmen 
Tönnen. die jedenfall ald ein Zaum für die Webelgefinnten 
Deutſchlands dienen, und die jpäterhin dazu benußt werden 
können, um das Uebel aus dem Grunde zu heben. 

Kurhefien flimmte dahin ab: Von Seiner Königlichen Hoheit 
dem Kurfürſten ermächtigt und beauftragt, ven foeben angehörten 
Anträgen der verehrlichen Kaiſerlich-Koͤniglichen Präfidialgejandt: 
haft Hinfichtlich aller Darin erwähnter Gegenftände alsbald bei- 
zutreten, findet fi) der Kurfürftliche Gejandte, indem er Diele 
Zuftimmung ausfpridt, durch die ausführliche Entwidelung der 
Motive, welche dieſen Anträgen zum Grunde liegen, aller weiteren 
deßfallfigen Ausführung feines Orts überhoben, und hierin nur 
noch die Veranlaſſung, denjenigen verehrlichen Gefandtichaften, 
welche bereitd vor ihm abgeftinmt, und die allerhöchfte, hierdurch 
abermals beiwiejene Fürforge Seiner Kaiferlihen Majeftät für 
das Wohl des deutjihen Bundes dankbarlichſt anerfannt haben, 
ih mit gleichen Gefühlen dahin anzufchließen, daß diefe Dank 
verbinnlichkeit in Dem hierauf zu fafjenden Befchluffe diefer Hohen 
Berfammlung angemejlen und möglichit vollftändig ausgedrückt 
werde, 

Auch das Großberzogthun Helfen jprach feine Dankbarkeit 
gegen Defterreih aus. Es fagte: Seiner Königlichen Hoheit 
konnte es nur erwünfcht jein, diefen hochwichtigen Gegenftand zu 
einer Zeit wiederholt in Anregung gebracht zu ſehen, wo bie 
Gewißheit neuer, auf den Umfturz des Bundes und der Bundes: 
regierungen berechneter, Verbindungen vorliegt. Sind dieſe aud 
nicht zu einem Grad von Reife gediehen, welcher ernftliche Be 
jorgnifje für Die innere Sicherheit des Bundes hätte erregen 
fönnen, jo nehmen fie darum nicht minder die Aufmerkſamkeit 
ſaͤmmtlicher Bundesregierungen in Anfpruch, um durch zweckmaͤßige 
Borkehrungen ähnlichen Unternehmungen aufs Träftigfte entgegen 
zu wirken, deren Nichtbeachtung die Verwegenheit ihrer Urheber 
und Xheilnehmer immer höher fteigern, die Ausbreitung derjelben 
erleichtern und jo zuletzt der öffentlichen Ruhe wirkliche Gefahr 
bereiten koͤnnte. 
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Seine Königliche Hoheit glauben nach allem, was über die 
nen entdedten revolutionären Plane zu Höchftihrer Kenntniß 
gelangt ift, mit Beruhigung annehmen zu Tönnen, daß, wenn 
auch Einzelne Ihrer Unterthbanen der Vorwurf von Theilnahme 
um denſelben treffen jollte, deren Zahl ſich Doch jedenfalls als 
jehr unbedeutend herausftellen werde; bemungeachtet werden 
Höchftdiejelben zu allen Bundesbefchlüffen bereitwillig mitwirken, 
welche zur Vernichtung aller verbrecherijchen Verbindungen dieſer 
Art erforderlich find, indem Sie von der Ueberzeugung audgehen, 
das nur gemeinfame Maaßregeln aller Bundesregierungen und 
deren gleichförmige beharrliche Ausführung in fammtlichen Bundess 
flaaten Dagegen mit Erfolg angewandt werben Fönnen, 

Was in diefer Hinficht Gegenftand der Berathung jein Fann, 
if in der erwähnten Praͤſidialpropoſition vollftändig zufammens 
gejtelt und mit einer Umficht erörtert, welche nicht3 zu wünjchen 
übrig läßt. 

Der erfte der darin bezeichneten Bunte befteht in der innigften 
Verbindung mit dem Beftande der bei weitem größeren Zahl der 
Regierungen mit der Ruhe und Wohlfahrt der deutjchen Volks⸗ 
flämme. Die fefte Aufrechthaltung des monarchiſchen Princips 
liegt im Intereſſe ver Völker, wie der Fürften; auf ihm beruht 
die Erhaltung des Bundes, 

Seine Königliche Hoheit halten es für eine Ihrer heiligften 
Bundes- und Regentenpflichten, Ihrer Seits auf alles einzugehen, 
was in dieſer Beziehung von Seiten des Bundes, nach Anleitung 
bundeögefeglicher Normen, für räthlic erachtet wird, und da 
diefe in Betreff Iandfländifcher Einrichtungen, deren nahe Bes 
rührung mit dem monarchifchen Princip unverkennbar tft, den 
Praͤſidialantrag genügend motiviren, da derjelbe namentlich nichts 
enthält, was nicht ſchon durch die Schlußacte der Wiener 
Minifterial-Conferenzen, deren Einführung ind Leben und Aufe 
rehthaltung der Bundesverfammlung unläugbar obliegt, feitgejeßt 
wäre, jo finden Seine Königliche Hoheit dabei Feinen Anftand, 
werden Sich Daher auch demjenigen nicht entziehen, was in Folge 

deſſelben Ihrer Seits erwartet werben kann. 
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Was die Gehrechen des Schul- und Univerfitäts-Wefens be 
trifft, fo bat fich der Diefem Gegenftand gewidmete Bundesbeſchluß 
vom 20. September 1819, bei dem regen Eifer, den Höchftihre 
Behörden durch die pünklichite Vollziehung deſſelben bewiefen, in 
Ihren Landen jo ſehr als wohltbätig bewährt, dad Sie nur 
defien Fortbeftehen wünjchen können, wobei Sie übrigens Die zu 
dem angegebenen Zwede weiter in Vorſchlag gebrachte Bundes: 
tags⸗Commiſſion für ſehr paflend erachten. 

Hinfichtlic) Der Preife find die Regierungsmaximen, welde 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog bis zum Bundesbeſchluſſe 
vom 29. September 1819 befolgt haben, Hinlängli bekannt. 
Allein, fo ſehr Höchftdiefelben Sich in jenem Zeitpunfte von der 
Unerläßlichkeit mehrerer Beſchraͤnkungen der Preßfreiheit überzeugt 
finden mußten, jo wenig fünnen Sie unter den gegenwärtigen 
Umftänden Sich für deren Aufhebung erflären, da in Diefer Be | 
ziehung der Zufland der Dinge in Deutjchland im Wejentlichen 
noch Feine jolche Aenderung erfahren bat, welche Die gegen den 
Mißbrauch der Preſſe getroffenen Vorkehrungen überflüffig machen 
fönnte, da, jelbit jeit dem Beftehen erwähnter Beſchränkungen, 
der Hang zum Mißbrauch der Preſſe fi) noch mehrfach ausge 
Iprochen hat, und Die früher aufgeregten Gemüther nicht ſchon 
jeßt in dem Grade beruhigt find, um die Beforgniß vor der 
nachtheiligen Einwirkung einer ungezügelten Drudfreiheit zu 
entfernen. Die Fünftige Erfahrung mag darüber entjeheiden, zu 
welcher Zeit Die vorliegenden Bejchränfungen dDerjelben aufzuheben, 
oder in welcher Weiſe fie etwa zu modificiren jeien. 

Die Nüplichkeit des in der Mainzer-Gentral-Unterjuchungs- 
Commiſſion geſchaffenen Inſtituts Hat fih ganz unverkennbar 
erprobt. Nur durch eine Solche Behörde war es möglich, eine 
Veberficht aller gegen den Bund und die Regierungen der Bundes: 
ſtaaten gerichteten Verſchwoͤrungen, ihres innern Zuſammenhauges, 
und der zu ihrer Ausführung angewandten Mittel zu erlangen. 

Daſſelbe Intereſſe, welches vor fünf Jahren die Beftellung 
ber Commiſſion veranlaßte, Tiegt noch jeht vor, und die vor: 
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läufige unveränderte Fortdauer derſelben kann daher Feinem 
Anftande unterliegen. 

Der Gefandte hat den Auftrag erhalten, Vorftehendes zum 
Protocolle zu erklären, und hiernach in allen Bunften den in Der 
verehrlichen Präfidialpropofition enthaltenen Anträgen Bbeizus 
flimmen, 

Die dänifhe Abftimmung enthielt neben der unbedingten 
Zuflimmung nur einen Dant gegen Oefterreich für feine weife 
Fürforge; Luxemburg war lebhaft durchdrungen von der ihm 
überfommenen heiligen Berpflichtung: in feinen ſaäͤmmtlichen 
Aeußerungen und Mittheilungen in dem Kreiſe der hohen Ver: 
fammlung fi) in dem Sinne des in feinen Sinftructionen durchaus 
athmenden Acht „und rein” füderativen Geiſtes auszufprechen, 
und ſchloß ſich den öſterreichiſchen Vorfchlägen ebenfalls an. 

Die thüringifchen Fürften prachen fi) dahin aus, daß fie 
in dem verehrlichen Präfidialantrage, welcher das Landftändische 
Verfafſungsweſen beträfe, nur eine Erinnerung an ſchon beftehende 
Geſetze erfannten, und infofern ‚demjelben beiftimmten. Der 
Gejandte hatte jedoch für Sachſen-Weimar und Eijenach — 
inſonderheit Folgendes zu erklaͤren: 

Gemäß der Bundesacte, gemäß dem Artikel 57 der Schluß- 


= * 1820, und demgemäß dem Sinne und Geiſte 


der dem Großherzogthbum gegebenen Berfaflung felbft, werden 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog nie geflatten, Daß bei 
Beurtheilung und Anwendung des Grundgejeßes vom 5. Mai 
1816 — jet es in einzelnen Artikeln, oder in dem Ganzen feines 
Inhaltes, jet es von den Ständen, oder von den Regierungs- 
behörden — eine andere Anficht, ein anderer Gefichtöpunft auf- 
gefaßt werde, als der Grundjag: die gefammte Staatdgewalt 
bleibt in dem Dberhaupte des Staates vereinigt und der Souverain 
Tann durch eine landſtaͤndiſche Verfafjung nur in der Ausübung 
beftimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werben. 
Aber je richtiger die hiernach zu ziehenden Grenzen der land⸗ 
ftändifchen Befugniffe von den Ständen des Großherzogthum 


acte von 
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Sachſen⸗Weimar felbft erfannt und in treuer Ergebenheit gehalten 
worden find, deſto weniger ift es, bis jebt, dort nothwendig 
geweſen, jene Grenzen noch genauer zu bezeichnen. 

Was den Drud der Protocolle des Landestages, aljo diejenige 
Deffentlichfeit betrifft, welche allein die Verfaffung kennt, bejteht 
eine Gejchäftsordnung, die, verfafjungsmäßig errichtet, einerfeits 
für das Großherzogthum und deſſen Verhältniffe pafjend ift, und 
andererjeitS zu Bejorgniljen feinen Grund abgegeben haben dürfte, 

In Anſehung des Antrags über das Schul- und Uriverfitätg- 
Weſen, ift der Gejandte mit höchfter Sinftruction nicht verfehen. 
Da indeß die daburd) beabfichtigte gemeinnügliche Anordnung, 
als Folge des eigenen Antrags diefjeitiger Gefandtichaft, in der 
13. Sißung vom Jahr 1819 ($. 46) erfcheint, jo findet, mit 
Beziehung darauf, der Geſandte Fein Bedenken, beizutreten, 
während er ein Gleiches, wegen der vorgejchlagenen proviſoriſchen 
Erneuerung, des proviſoriſchen Preßgefebes vom 20. Sept. 1819, 
zu thun ermächtigt ift. 

Schließlich hat ex auch bei Diefer Gelegenheit die Verficherung 
der innigften Verehrung jeiner allergnäbdigft und guädigften Herren 
gegen Seine Kaiferlich-Königlich apoftolifche Mafeftät auszudrücken. 

Die lebten fünf Stimmen erflärten einfach ihre Zuſtimmung 
zu dem Antrage, jo daß nun folgender Beſchluß zu Stande Fam: 

Beſchluß. 

Der deutſche Bund verdankt Seiner Majeſtaͤt dem Kaiſer 
von Oeſterreich den durch die heutige Mittheilung bethaͤtigten 
neuen Beweis der unwandelbaren Sorgfalt Seiner Kaiferlich- 
Königlihen Majeftät für die Erhaltung und Befeftigung der 
innern Ruhe und Ordnung in Deutjchland, und ſetzt folgende 
Beftimmungen feit: 

1. Es fol in allen Bundesftaaten, in welchen Tandftändifche 
Berfaffungen beftehen, firenge Darüber gewacht werden, damit in 
der Ausübung der den Ständen durch die landſtändiſche Ver 
faſſung zugeftandenen Rechte das monarchiſche Prinzip unverlegt 
erhalten bleibe, und Damit zur Abhaltung aller Mißbräuche, welche 
durch die Deffentlichkeit in Den Verhandlungen oder Durch den 
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Druck derjelben begangen werden können, eine den angeführten 
Beitimmungen der Schlußacte entjprechende Geſchaͤftsordnung 
eingeführt und über die genaue Beobachtung derjelben ftrenge 
gehalten werde, 


Die deutſche Bundesverfammlung theilt den Wunjch Seiner 
Kaijerlih- Königlichen Majeftät, daß Diejenigen Bundesftaaten, 
bei welchen die Deffentlichfeit der Tandftändifchen Verhandlungen 
befteht, fi über die Grundlinien einer ſolchen Geſchaͤftsordnung, 
im Sinne der angeführten bundesgeſetzlichen Sn ,‚ ver: 
einbaren möchten. 


2. Das proviſoriſche Gefeß, welched die Bundesverfammlung 
über die deutſchen Univerfitäten am 20. September 1819 be— 
Icehlofjen, Dauert zwar ſelbſtverſtanden fort; es ſoll aber aus der 
Mitte der Bundesverfammlung eine Commiſſion von fünf Mit: 
gliedern gewählt werden, welche, mit Rüdblid auf die hinfichtlich 
der Univerfitäten bereit3 vorliegenden Verhandlungen, Die gegen 
‚wärtig hervortretenden Gebrechen des geſammten Schul-Unterricht3- 
und Erziehungs: Wefend in Deutjchland zu erörtern, und die 
Maaßregeln, zu welchen dieſe Erörterung Anlaß geben wird, in 
Vorſchlag zu Bringen habe, | 


3. Daß, ‚mit dem 20, Septbr. laufenden Jahres erlöfchende, 
proviforifche Preßgeſetz bleibt fo lange in Kraft, bis man ſich 
über ein definitive Preßgeſetz vereinbart haben wird. 


Nach der gegebenen Darftellung der Verhandlungen über 
die Karlsbader Befchlüffe wird feinem unbefangenen Beurtbeiler 
entgehen können, daß dieſe Bejchlüffe, wie von Anfang an in 
bundeswidriger Form zu Stande gefonmen, ohne vorhergehende 
Berathung in der Bundes-Verfammlung zur Abftimmung gebracht, 
nur feftgehalten werden Tonnten durch wahrhaft Diplomatifche 
Künfte, durch fingirte Verſchwörungen, durch geradezu lügen- 
hafte Darftellungen, durch Kinfchüchterungen und Gewalt 
thätigfeiten gegen Fleinere Staaten. Wir ſahen oben in einem 


— 2 ar 
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unverwerflihen Zeugniſſe *), daß die Carlsbader Beſchlüſſe nur 
zu Stande fommen fonnten, weıl der baieriſche Geſandte Graf 
Rechberg feine Inſtructionen überjchritten Hatte, weil man 
Württemberg erlauben mußte, feine Verwahrung dagegen jpäter 
im geheimen Protofoll niederzulegen**), weil man eine Ein 
flimmigfeit in der Bundedverfammlung vorſchützte, die im 
Grunde nicht vorhanden fein konnte, weil ſicherlich die nicht 
mit Inſtructionen verjehbenen Bundestagsgejandten 
niht das Recht haben fonnten, zu einer Abänderung 
oder authentijhen Snterpretation der Bundesacte zu 
zufiimmen. Es bedarf nah dem Anhalt der Bundesacte, 
fowie nah der Geſchäftsordnung der Bundesverfammlung 
feiner weiteren Ausführung, daß eine ſolche Abftimmung, wie fie 
von der Bundesverfammlung in öffentlier und vertraulicher 
Situng flatt gefunden, durchaus widerrechtlih war. Preußen 
jelbft hatte anerfannt, Daß für derartige Beichlüffe Stimmen 
Einhelligfeit nothwendig fei, es hatte dieſe Anfiht auch im Jahre 
1824 noch feitgehalten***): dennoch bejchloß die Bundesver- 
fammlung, die nit mit Einftimmigfeit urfprünglid, (20. Sept. 1819) 
gefaßten Beichlüffe mit Stimmen-Mehrheit zu verlängern****). 
Diefe Handlungsweije mit richtig bezeichnendem Ausdrud zu be 
nennen, wird man in Verlegenheit kommen, fie bleibt aber eine 
der fchmußigften Seiten der deutſche Geſchichte der neueren 
Zeit. Wo blieb da die Redlichkeit und Treue des Deutfchen 
Charakters? Nach jolhen von uns angeführten Beifpielen Diplo- 
matifcher Nichtsnupigfeit, wie fie uns in den Bemühungen 
Metternichs und jeiner Helfer bei Verlängerung der Carlsbader 


*) Siehe oben das Schreiben bes Freiherrn v. Münd-Bellinghaufen an 
Metternich. ©. 325. 

vx) ©. 257. 

***) ©. 338—340 die dort angeführte preußifche Denkſchrift. 

****) Man vergleiche die württembergijche Abflimmung, oben ©. 374, 
woraus fi ergiebt, daß der Gefandte nur für einen einzelnen Gegenftand 
inftruirt war. 
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Beſchluͤſſe erfcheint, Fönnen wir dem mildernden Urtheile über 
den Fürften nicht beiftimmen*). Mittel, wie fie in dem geheimen 
Protofoll der Mainzer Gentral= Unterfuhungs- Commiffton **), 
in der fogenannten Unteroffizirs-Verſchwörung ***), von ihm an- 
gewendet werden, zeigen eine fittliche Verfommenheit des Character, 
welche durch Feine noch Jo glänzende Gavalier-Eigenfchaften aus: 
geglichen werden können**"*). Durch politifche Unterfuchungen 
Verirrungen junger Leute auf eine fo entjebliche Weife, wie es 
durch die Gentral- Unterfuhungs- Sommiffton gejchehen ift, an 
unzähligen Familien zu rächen und fie in namenlofes Unglüd zw 
ftürzen, ift gewiß ein großes und fchreiendes Unrecht, und Tann 
hoͤchſtens Entfcehuldigung finden, wenn man annimmt, daß eine 
unabweisliche Nothwendigfeit aus principiellem, wenn auch irrigem 
Standpunkt, für joldyes Beginnen behauptet wird; aber die That: 
Sachen, welche der Unterfuchung zur Grundlage dienten, zu erfinden, 
ja, wie e8 jcheint,.jogar die behaupteten Verbindungen und Ber: 
ſchwörungen durch polizeiliche Kniffe zu provociren, um der 
deutfchen Nation Beichlüffe aufbringen. zu Eönnen, welche ihre 
nationale Entwidelung auf Sahrzehnte aufzuhalten beftimmt 
waren, welche ihre geifligen Güter in vielen Beziehungen in 
Gefahr brachten, ift eine Handlungsweife, die wir lieber nicht 
benennen, um nicht einen Ausdruck zu gebrauchen, welcher weniger 
ftarfen Nerven unerträglich jcheinen würde. Daß die Befchlüffe 
zu Carlsbad nicht die Folge hatten, welche Metternich von ihnen 
erwartete, lag wejentlich nicht an ihm; der Grund hiervon Tag 
an der ſpäter erwachten Bebenklichfeit Preußens, Baierns und 
einzelner Eleineren Staaten, wodurd Die württembergifche Oppo⸗ 
fition erſtarkte. Die Commiſſion für Die Univerfitäten trat bei 


*) Auch die Urtheile von Adolf Schmidt (Zeitgenöffiiche Geſchichten 
1859) von C. Häuffer (v. Sybels hiſtor. Zeitfchr. 1860. 2, ©. 265 ff.) find 
noch bei Weiten zu milde, 

x**) ©. 317. 

***) ©, 331. 

wech) G, 322, 

Zweiter Theil. 25 


1.239 
u 
336 

338 
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der Bundesverfammlung nicht zujammen und die Maßregeln 
gegen die Preſſe wurden troß der Carlsbader Bejchlüffe von 
einzelnen Regierungen milde gehandhabt, geben jogar, wie wir 
unten jehen werden, zu erneuerter Bejchmerde Oeſterreichs Ver⸗ 
anlaſſung. Daß aber der Hauptzmed Metternib3 Die 
ſüdddeutſchen Verfaſſungen zu zertrümmeri, worin 
ihn insbejondere der Damalige Großherzog von 
Badenundfein Minifter unterffügten*), nicht gelang, 
war allein das VBerdienft Preußens /weldes ver: 
weigerte, eine jo perfide Auslegung des Art. 59 der 
Wiener Schluß-Acte vorzunehmen, wie fie leider im 
Sahre 1823 von Batern und Baden verlangt*”), 
und auch noch im Sabre 1824 von Baden mit 
Defterreih gemeinfhaftlich feftgehalten wurde ***), 
Die Carlsbader Beichlüffe werben aber noch in einem ganz 
anderen Xicht erjcheinen, wenn wir die Verhandlungen des Wiener 
Congreſſes von 1820 in dem folgenden Kapitel nachgeholt haben 
werben. 


*) ©. 351. 

**) Vergl. einftweilen bes Berfaffers Geſchichte der politiichen Unter⸗ 
ſuchungen 2. ©. 37. Anm. 1. das Nähere weiter unten, 

#4) ©. 344, 351. 355. 
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Zwolftes Kapitel. 


Die Wieser Miniſterial - Conferenzen vom 25. Wonember 1819 bis zum 
24. Mai 1820. 





An der 23. Sitzung der Carlsbader Eonferenzen machte der 
Fürft Metternich den Vorjchlag, daß bis zum 20. Novbr. 1819, 
die in Carlsbad anmwejenden Diplomaten fi) wieder zu fort: 
gejedter Berathung in Wien zujfammen finden möchten, 

Als den Zwed der Berfammlung gab Metternid) an: „Daß 
man fih dort möglichft zu verfländigen und einzuverftehen juche, 
zur Bewirkung einftimmender Snftructionen über mehrere Be— 
ſtimmungen und Einrichtungen im Bunde”, ALS die Gegenftände, 
welche der Fürft der Berathung und Bejchlußnahme unterbreiten 
wollte, bezeichnete er folgende: 

„i. eine permanente Inſtanz, um ben Öffentlichen Rechts: 
zuftand im Bunde zu fihern, und Die zum gerichtlichen 
Wege geeigneten Streitigkeiten der Bundesflaaten 
unter einander zu fchneller Entjcheivung zu bringen. 
Hierbei dürfte von dem Gefichtspunfte auszugehen fein, 
daß alle Streitigkeiten und Bejchwerden zuvörderſt an 
die Bundesverfammlung gebracht, und zu Deren Prüfung 
und Beurtheilung verftelt werden müßten, in wie weit 
jolche politifch zu behandeln und von ihr ſelbſt ſchon zu 
erledigen, oder ob diejelben einer gerichtlichen Ent— 
ſcheidung bedürften, und alddann der deßhalb angeordneten 
permanenten Inſtanz, jedoh nur vom Bundestage, 
zuzuweiſen jein werben. Ebenfalls würde der gerichtliche 
Sprud, jo wie er von dieſer Suftanz an die Parteien 
erlafjen worden, wiederum dem Bundestage mitzu: 
theilen fein, als welcher auch nun Die etwa nöthigeu 
Executionsmittel zu deſſen Volziehung zn verfügen haben 
würde, 

25* 
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| 
2. Die Entjcheidung einer definitiven Executionsord— | 
nung, mit Beflimmung von ausreichenden Fräftigen Mitteln, 
um fowohl die Beſchlüſſe des Bundestags, als auch 
die Erfenntniffe der gerichtlichen Suftanz, in unge 
hinderte Vollziehung zu feßen. 
3. Seftftellung der völferre htlihen Verhältnifje des 
Bundes, in Anjehung von Krieg und Frieden. 


A. Die Verhandlung über die Bundesfeftungen, zur 
Beichlußnahme auf Das betreffende Gutachten der Militär: 
Commiſſion. 

5. Die matricularmäßige Cortingentftellung, zur 
weitern Prüfung der wegen angeblich zu großer Anftrengung | 
im Frieden Dagegen erhobenen Beſchwerden. 

6. Die Erleichterung des Handels und Verkehrs zwischen 
den verjchiedenen Bundesftaaten, um den Artikel 19 der 
Bundesacte zur möglichflen Ausführung zu bringen, Jo 
viel die Verjchiedenartigfeiten der Localitäten, und beſonders 
die Steuer-Syfteme der einzelnen Bundesſtaaten, folche 
zulaſſen können“. 


Dieſe ſechs Gegenſtände ſollten, als die gegenwärtig noth⸗ 
wendigſten, in einer eignen Präfidial-Propofition zuſammengeſtellt, 
der Bundesverfanmlung als folche empfohlen werden, um 
während der Ferien fich mit beflimmten Inſtructionen zu ver 
jehen, jo daß bei wiedereröffneten Verhandlungen die Berathung 
Darüber zu unausgefeßten Bundesbeſchlüſſen geführt werden 
koͤnnte. 

Außer dieſen würden bei den Conferenzen in Wien noch, 
wie in Fortſetzung der hieſigen, einige andere, den Bund 
betreffende Gegenſtaͤnde vorläufig zu beſprechen, und vertraulich 
zu berathen fein; wohin zu rechnen wären: 

„7. Aufftellung des Grundfaßes: in wie weit Die näher zu 
beftimmenden organifhen Bundeseinrihtungenduh 
abfolute oder relative Stimmenmehrbeit in der 
Bundesverfammlung entjchieden werben fönnen, und welche 
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Verhaͤltniſſe Dabei zwijchen der Majorität und Minorität 
eintreten. 

8. Die Anwendung der in dem Präfidialvortrage aufgeftellten 
Erläuterungen des Artikels 13. Der Bundesacte, 
mittelft der am Bundestage abzugebenden Erklärung der 
einzelnen Bunbesftaaten. 

9, Die richtige Anwendung und endlihe Erfüllung des 

14. Artikels der Bundesacte, allenfall$ die Nachweiſung 
der Hinderniffe, der bei den Bundesftaaten deßhalb noch 
umerledigt gebliebenen" Punkte. 

10. Die endlihe Beftimmung der nach Artikel 6 der Bundes- 
acte in Frage geftellten Guriatfliimmen in Pleno, für 
die Mediattjirten”. 

Der Vorſchlag fand einftimmige Billigung und der Zu- 
Iammentritt erfolgte noch früher, als er anberaumt war. 

Während der Zwiſchenzeit vereinigten fi) Preußen und 
Defterreich über die Hauptgrundlagen der Verhandlungen. Die 
Minifter Metternih und Bernftorff benahmen fich ſchnell über 
alle Hauptpunkte*), Sie verabredeten ſich, das Haupt- 
augenmerf auf Die firenge Behauptung und folgenredhte 
Entwidelung der zu Carlsbad verabredeten Grundfäße 
undBeftimmungen zu richten, aber zugleich andrerjeitß 
in allen innerhalb der Grenzen des nur Ausführbaren 
jih zu halten und auf dem Wege der Eintradht und 
des Glimpfes nach einer Ausgleichungzu ſtreben, welde 
beiden Großmächten genügend, zugleich aber anders 
urtheilenden Staaten zuläſſig erſcheinen könnte. 

Die andern Bundesſtaaten hatten keine Vereinigung mit 

einander vorher getroffen. 

Der Fürſt Metternich eröffnete die Conferenzen am 25. 

November 1819 im Locale der .BSlaatskanzleies). — 


5*) Vergl. die vom Verfaſſer herausgegebenen Protocolle der deutſchen 
Miniſterial⸗Conferenzen zu Wien. Frankfurt. Auffarth. ©. 5. 
2*) Gegenwärtig waren in dieſer Sitzung: 1. Für Oeſterreich: Der Herr 
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Es iſt nun wohl feilzubalten, daß die Vollmachten der 
fänmtlichen in Wien anweſenden Bevollmächtigten nur auf! Vor⸗ 
bereitungen der Berfammlungen am Bundestage und Bereinigung 
tiber die den Bundesgefeben zu gebenden Inſtructionen Dargeftellt 
waren *), daß man aljo damit alljeitig anerkannte, was Die pro- 
viſoriſche Gefchäftsordnung der Bundesverfammlung ſchon unter 
Neo. U. ausgeiprochen hatte, „daß nämlich Gegenflände, über 
deren Berathung und Beichlußnahme die Bundesacte bereits 
Vorſchrift ertheilt, bei der Gröffnung der Bundesverfammlung, 
als an dDiefelbe gelangt zu betrachten feien”. Die meiften 
der zu Wien verhandelten Gegenftände waren bereit in ver 
Bundeöverjammlung entweder jchon berathen oder wenigftend zur 
Vorbereitung an die Ausfchüfle verwiefen oder endlicdy wenigftens 


Staats⸗Conferenz⸗ und dirigende Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Kürft 
v. Metternih-Winneburg, — 2. Für Preußen: Der Herr Staats: und 
Kabinete-Minifter Graf v. Bernftorff; der Herr Gen.-Lieutnant und Gefandte 
Frh. v. Kruſemark und der Herr geh. Staatsrath und Gefandte v. Küſter. — 
3. Für Baiern: Der Herr Staatsrat) Reichsrath Frh. v. Zentner und der 
geh. Rath und Geſandte Frh. v. Stainlein. — 4. Für Sadfen: Der Herr 
Kabinets-Minifter Graf v. Einfledel und der Herr geh. Rath und Gefanbdte 
Graf v. Schulendurg-Klofteroda. — 5. Für Hannover und Braunfchweig: Der 
Herr Staats- und Kabinets-Minifter Graf v. Münfter und der Herr Staats-, 
Kabinets-Minifter und Gejandte Graf v. Hardenberg. — 6. Für Württemberg: 
Der Herr Staats-Minifter und Gefandte Graf v. Mandelslohe. — 7. Für 
Baden: Der Herr Staats- und dirigende Minifter Frh. v. Berſtett und der 
Herr Gen»kieutnant und Gefandte Frh. v. Tettenborn. — 8. Für Kurhefien: 
Der Herrr geh. Rath und Gefandte Frh. v. Münchhaufen. — 9. Für Grof- 
herzogtfum Helen: Der Herr geh. Rath und Gefandte du Thil. — 10. Für 
Dänemark wegen Holftein: Der Herr geh. Rath und Gefandte Graf v. Bern- 
ſtorff. — 11. Für die großherzoglicd und herzoglich fächflfchen Häufer: Der 
Herr Staats:-Minifter Frh. v. Fritſch. — 12. Für Naffau: Der Herr Staats: 
Minifter Sch. v. Marfchall. — 13. Für Medlendburg- Schwerin und GStrelig: 
Der Herr Staats-Minifter Frh. v. Pleffen. — 14. Für Holſtein-Oldenburg, 
Anhalt und Echwarzburg: Der Herr Präfident und Gefandte v. Berg. — 
15. Für die freien Städte: Der Herr Senator und Gefandte Had. 

*) Bergl. die vom Berfaller herausgegebenen Protocolle der Wiener 
Minifteriale-Bonferenzen ©. 2. 
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zu baldiger Berathung in verjchiebenen Bundesbeſchlüſſen in 
Ausficht geftellt, Der 4. 6. und 10. Artifel der Bundesacte 
wiejen außerdem. unzweifelhaft „alle Beſchluſſe über Bundesan- 
gelegenheiten der Bundeöverfammlung zu, namentlich aber alle 
Beichlüffe, bei welchen es auf Abfafiung und Abänderung von 
Grundgejeken des Bundes, oder Bejchlüfe, welche Die Bunbes- 
acte ſelbſt betrafen, ankam“, der Bundesverſammlung zu. 

Diefen Standpunkt fehlen aud Anfangs Metternich einhalten 
zu wollen; Denn er ſagte ausdrüdlich beim Beginne Der Conferenzen: 
„Daß Die Berfammlung Fein Congreß fei und feine 
eigentlihenBejhlüffe zu faljen habe. Wohl aber möge 
uud wolle fie fich über die Anfichten ihrer Regierungen freundfchaftlich 
bejprechen, und auf eine zwar worbereitende, jedoch auch für Die 
reipectiven Kabinete und Regierungen verbindliche Weiſe zu einer 
gemeinjamen und erfprießlichen Behandlung. der deutjchen Bundes⸗ 
angelegenheiten vereinigen”, 

Zür den Gejchäftsgang wurde der bei den Carlsbader Con⸗ 
ferenzen befolgte im Wejentlichen beibehalten, eine Commiſſion 
zur Führung. der Protocolle ernannt *); Geheimhaltung von allen 
Seiten verbürgt. In der zweiten Sihung (29, November 1819) 
trat nun Defterreich mit feinen eigentlichen Anfichten hervor, 
Metternich hielt zwei Darüber ausführliche Vorträge**), Die wir 
bier wörtlich geben wollen, da fie eben fo jehr zum Verſtaͤndniß 
ber Politif Der damaligen Kabinete, ald insbeſondere Oeſterreichs 
am Bundbestage nothwendig find. 

Erfter Vortrag. 

Sr. Majeftät der Kaiſer haben mir befohlen, Die Sonferenzen, 
zu welchen wir bier berufen find, durch eine Allerhöhft Ihren 
Character angemefjene, einfache und freimüthige Darftellung 
Ihrer Anfichten und Wünjche in einem für das gemeinfchaftliche 
Vaterland jo wichtigen Augenblide zu eröffnen, 


*) Mitglieder: Frh. v. Pleſſen, Staatsrath v. Küfter, Frh. v. Stainlein 
Die eigentliche Redaction ——— aber auf Vorſchlag v. Bernſtorffs Herr 
v. Gentz. 

**) Siehe des Verfaſſers Protocolle ber Wiener Conferenzen S. 17 ff. 
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Ich glaube diefen Befehl nicht zwedmäßiger vollziehen zu 
Können, als indem ich vor den bier verfammelten hochachtlichen 
Repräfentanten der deutjchen Regierungen, die Idee zu entwideln 
fuche, welche dem Vorſchlage zu unferer gegenwärtigen Der: 
einigung zum Grunde lag. 

Der deutfche Bund wurde zur Zeit der Gründung des heute 
in Europa beſtehenden politiſchen Syſtems geſtiftet, als eine 
kraͤftige Schutzwehr der inneren und äußeren Ruhe Deuͤtſchlands, 
als der einzig mögliche Vereinigungspunkt für die Geſammtheit 
der deutſchen Nation, als die wirkſamſte Garantie der Selbſt⸗ 
ftändigfeit der einzelnen verbündeten Staaten, jowohl gegen 
ihre Nachbarftaaten, als gegen dad Ausland. 

Diefer. Bund, welchen die fouveränen deutjchen Fürften, mit 
Zuziehung der vier freien Städte jchlofjen, gewährte Dem Ganzen, 
weldyes es umfaßte, und jedem barin begriffenen Staate, ohne 
Rückſicht auf deſſen individuelle Stärfe, eine gemeinfchaftliche und 
wechjelfeitige Bürgfchaft der Erhaltung und Sicherheit, die als 
ein Vortheil von unbezweifelbarem Werthe, von allen Seiten 
freudig anerfannt werden mußte. Die Wichtigkeit eines jolchen 
Staatenvereins im Mittelpuntte von Europa, und der davon zu 
erwartende wohlthätige Einfluß auf Befeſtigung des allgemeinen 
Friedens, Tonnte feinem der Höfe, die an den Verhandlungen 
der Sabre 1814 und 1815 Theil nahmen, entgehen, und der 
deutfche Bund wurde Daher gleich bei feinem Urfprunge unter 
die ausdrüdliche und feierliche Garantie der ſaͤmmtlichen Euro⸗ 
päilchen Mächte geftellt. 

Der deutſche Staatenverein hatte durch Die Bundesacte feine 
Grundlage und feine. erften Fundamentalgefege erhalten. Der 
Bundestag konnte in Thätigkeit treten; Die nähere Beflimmung 
jeiner Attribute, feines Wirfungsfreifes, der Gränzen ſeiner 
Gewalt, felbft der Formen feiner Gefchäftsführung in mehreren 
wichtigen Fällen, blieb einer ferneren Berathung vorbehalten, 
Die nach der damals obwaltenden Anficht, am Bundestage felbft, 
unter oberfter Leitung der Regierungen Statt haben follte. Jene 
nähere Beſtimmung war einleuchtend notbwendig, um dad in 
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der Bundedacte nur in feinem Hauptumrifje angedeutete Gebäude 
zu vollenden und zu befeftigen. Daß Diejes wichtige Gejchäft 
durch Hinderniffe mannigfaltiger Art von einem Zeitpunkt zum 
andern verzögert werden mußte, war das erſte große Uebel, 
welches Deutfchland und feine Foͤderativ-Verfaſſung traf. 

Bu dieſem gefellte fi) bald ein zweites, nicht minder be 
deutendes: Die Unheil brütende Thätigfeit einer über ganz Europa 
verbreiteten revolutionsfüdhtigen Partei, Die auch innerhalb der 
Graänzen des deutſchen Bundeögebiet3, beſonders in den legten 
zwei Sjahren die . bedeutendflen Fortichritte machte; ein Webel, 
welches jeder gejehlich geordneten Gejellichaft, in welcher Form 
fie audy beitehen möge, den Untergang brohte, in feinem Beginnen 
fi) auf wenige von Unzufriedenheit ober politiicher Schwärmerei 
getriebenen Individuen zu bejchränfen fcheint, bald aber ganze 
Generationen ergreift, indem ed unter der trügerijchen Larve 
beiliger Worte und menjchenfreundlicher Abfichten das Mitgefühl 
und Die Leidenschaften der Menge erwedt; ein Webel, welches 
in manchen Theilen Deutjchlands nicht Deutlich erfannt, in anderen 
mit zu viel Nachſicht geduldet, in einigen endlidy Durch Mittel 
befämpft ward, die, unvollftändig oder zweckwidrig angeordnet, 
nur zu noch ſchwereren Verwidelungen führte. 

Als Sr. Majeftät der Kaifer auf Ihrer diesjährigen Reiſe 
durch Italien begriffen waren, ergingen an Allerhöchſtdieſelben 
von mehreren deutſchen Höfen vertrauliche Eröffnungen, die 
keinem Zweifel Raum laſſen konnten, wie ſehr ſich endlich auf 
verſchiedenen Hauptpunkten Deutſchlands das lebendige Gefühl 
eines ſo beruhigenden Standes der Dinge, und die Ueberzeugung 
von der Nothwendigkeit gemeſſener Vorkehrungen gegen die täglich 
fteigende Gefahr entwidelt hatte Bon gleichem Gefühl und 
gleicher Weberzeugung waren alle hellfehenden, Dem Vaterlande 
und der gefeßlichen Ordnung tren gebliebenen Männer in Deutjch» 
land durchdrungen. 

St. kaiſerliche Majeftät, flet3 bereit dem allgemeinen Wohl 
Ihre Sorgfalt und Ihre Kräfte zu widmen, gaben dem Gedanken 
einer vertraulichen Vereinigung jener Höfe, wo das Bedürfniß 


394 


wirffamer Maßregefn fih am lebhafteſten ausgefprochen Hatte, 
mit andern, die durch ihre eigenthümliche_Lage von der Gefahr 
entfernter waren, willige&6 Gehör. Sie Fonnten Die gerechte 
Buverficht begen, daß unter Gottes Beifland, durch Die ungeftörte 
ruhig fortwirkende Kraft Shrer Regierung, Ihre Gränzen vor 
dem eindringenden Uebel bewahrt werden würden. Seiner Kaiſerl. 
Majeftät genügte es aber nit, Sich Selbft und Die Ihrigen 
geſchützt zu willen; Sie wollten auch, foweit bie Umflände es 
zulafjen würden, der Pflicht gegen ihre deutſchen Bundesgenoſſen 
Genüge leiften. Mit weldyer Beflimmtheit und Feſtigkeit der 
Kaiſer bei den erſten Verhandlungen über dieſen Gegenftand zu 
Werke gegangen, wie bereitwillig derjelbe den fchwierigften Theil 
des Geichäfts übernommen und ausgeführt bat, davon geben bie 
durch Seine Kaiſerl. Majeſtaͤt Prafidial-Befandtichaft am Bundes⸗ 
tage gemachten Eröffnungen ben Deutlichiten Beweis. Durch Die 
preiswürbige Einftimmigfeit, welche die Carlsbader Konferenzen 
auszeichnete, Durch Die thätige Unterflüßung, welche den in Diefen 
Gonferenzen vorbereiteten Bejchlüflen bei ihrer Abfallung am 
Bundestage zu Theil ward, ift ein enticheidend wichtiger Schritt 
zu einer bejjeren Drdnung der Dinge gejchehen, deren weitere 
Ausführung und Befefligung mit Sicherheit erwartet werden 
darf, wenn die jämmtlicdyen deutjchen Regierungen entjchliofjen 
find, in jenem Sinne der Gerechtigkeit und Mäßigung, der den 
Präftdial-Bortrag vom 20. September unverkennbar bezeichnet, 
zugleich aber mit der Standhaftigfeit und Beharrlichkeit, ohne 
welche fein großes Werk je gedeihen fann, auf dem einmal be 
tretenen Wege fortzufchreiten. 

Wenn die zeither ergriffenen gemeinſchaftlichen Maßregeln, 
auf deren treue und gewiſſenhafte Handhabung Sr. Kaiſerl. 
Majeſtät mit Zuverſicht rechnen zu dürfen glauben, uns zu der 
Hoffnung berechtigen, daß die innere Ruhe Deutſchlands nicht 
geſtört werde, und keiner der feindſeligen Plane, die uns mit 
wohlgegründeten Beſorgniſſen erfüllen, zur Wirklichkeit gelangen 
wird, ſo bleibt nichts deſto weniger eine andere Hauptquelle von 
Mißverſtaͤndniſſen und Störungen, naͤmlich Die Unbeſtimmtheit 
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verjchiedener wefentlicher Punkte unjerer Bundesverfaflung noch 
offen. Diejer wichtige Gegenſtand Fonnte bei den Carlsbader 
Eonferenzen nur beiläufig beiprochen werben. Da aber bie 
Nothwendigkeit einer gründlichen Erörterung derſelben einftimmig 
erfannt wurde, jo thaten Sr. Kaiſerl. Majeftät den Vorſchlag, 
einem jo heilfamen Zwede eine eigene jpätere Berathung zu widmen. 
Diefer Vorjchlag wurde mit demfelben rühmlichen Gemeingeifte, 
der jene Gonferenzen unausgejeßt bejeelte, von allen Seiten 
angenommen; und jo ift unjere hiefige Zufammenfunft entftanden, 
von deren Erfolg das fernere Gedeihen des deutſchen Bundes 
abhängt. 

Es Scheint mir nicht überflüffig, bei den Beweggründen, die 
St. Majeftät veranlaßten, diefe Zufammenfunft in Vorfchlag zu 
bringen, einige Augenblide zu verweilen. Der deutſche Bund 
ift oölferrechtlich gegründet. An dieſen Verein ift der ganze jebt 
beitehende öffentliche Rechtözuftand in Deutfchland geknüpft; denn 
nicht nur die Rechte der Geſammtheit, auch Die Souverainetätss 
rechte der Einzelnen find in ihm und durd ihn garantirt, Der 
Beftand des Bundes hängt nicht mehr von unferer Willlür ab; 
ihn aber in einer unvollendeten, unbefriedigenden, unſicheren 
Geftalt fortdauern, ihn in Ohnmacht und Nichtigkeit verfinken 
zu Iafjen, wäre mit der Würde der Daran Theil habenden Fürften 
eben jo wenig, als mit ihrem wohlverftandenen Intereſſe vereinbar. 
Es iſt alſo einleuchtende Nothwendigfeit und gemeinjchaftliche 
Pflicht, den Bund zu der Bolllommenheit zu erheben, die er 
nad) der feiner Stiftung zu Grunde liegenden Idee zu erreichen 
beftimmt war. Die Fortjchritte, welche Die Ausbildung defjelben 
in den legten vier Jahren gemacht bat, waren weit entfernt, jo 
heilfamen Zwecke Genüge zu leiften. St. Kaiferl. Majeftät find 
überzeugt, daß dieſer allgemein gefühlte Webelftand keineswegs 
aus einer den Bundeszweden entgegenftrebenden Abficht bervor- 
ging, daß er vielmehr den unbeftimmten, vielfältig von einander 
abweichenden, Durch Lokal⸗Anſicht und Lokal⸗Einflüſſe ſchwankend 
gemachten Begriffen von dem eigentlichen Weſen des Bundes» 
vereind und den damit notbwendig zujammenhängenden Ders 
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hältniffen, Obliegenheiten und Rechten — wo nicht allein, doch 
hauptſaͤchlich — zugejchrieben werden muß. 

Diefe Begriffe ein für allemal feflzuftelen, und fodann mit 
Ernft und Beftimmtheit auf alle ung vorliegenden Aufgaben an- 
zuordnen, ift im Sinne Sr. Kaiſerlichen Majeität der Haupt 
zwed unjerer gegenwärtigen Berathungen, Die Erfahrung hat 
gelehrt, wie jchwierig e8 war, Durch die in ähnlicher Abſicht in 
Frankfurt eingeleiteten Verhandlungen zu befriedigenden Refultaten 
zu gelangen, und es liegt in der Natur der Sache, Daß durch 
unmittelbare Rüdjprache zwijchen den oberften Behörden ver 
deutſchen Staaten Dad gewünjchte Ziel weit leichter und eher zu 
erreichen fein muß. Se. Kaiſerliche Majeftät haben, jo wenig 
als ficher irgend einer Shrer hohen Bundesgenoſſen, die Abficht, 
den Wirfungsfreiß der Bundesverfammlung zu verengen, nod) 
dem ihr gebührenden Anjehen, deren Aufrehthaltung vielmehr 
das gemeinfchaftliche Beitreben aller Bundesglieder fein muß, 
den geringften Abbruch zu thun, Dieſe Verſammlung beſteht aus 
Abgeordneten, Die nach gejeßlich vorgejchriebenen Formen, und 
nad) den jedesmaligen Inſtructionen ihrer Regierungen in Dem 
ihnen angewiejenen Gejchäftsfreife vorzujchreiten haben. Der 
Umfang und die Grenzen dieſes Gejchäftskreijed aber müſſen 
gegeben fein, und die Beflimmung berjelben läßt ſich von Der 
Bundesverfammlung jelbft weder verlangen, noch erwarten. 
Wenn hingegen die den Bund conftituirenden Staaten fich über 
die Srundbegriffe des Bundes, und deren Anwendung auf alle 
Hauptfragen mit einander vereinigt haben werden, jo wird als⸗ 
dann die Bundesverfammlung um fo Teichter und ficherer in 
allen vorkommenden Fällen zu Werfe gehen fünnen, und ihre 
Geſchaͤftsführung wird in allen ihren Zweigen wejentlid dabei 
gewinnen. 

Sin dem aus dem Faiferlichen Kabinet an jämmtliche Deutjche 
Regierungen erlaffenen Einladungsfchreiben wurden Die in Dem 
Präftdialvortrage vom 20. September namhaft gemachten, und 
in Gemäßheit defjelben von den Bundestagsgefandten zur Syn: 
ſtructions-⸗Einholung angenommenen Gegenftänbe, als folche, auf 
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welche in den gegenwärtigen Gonferenzen ein vorzügliches Augens 
merk zu richten fein würde, bezeichnet. In diefem Falle und zum 
Theil in naher Berührung mit diefer, befinden fich einige andere 
wichtige Fragen, die ebenfall3 ſchon früher am Bundestage zur 
Berathung geftellt, aber entweder noch unentſchieden geblieben, 
oder nur proviſoriſch regulirt worden find. Dieſe jämmtlichen 
Gegenſtände, deren weitere Verhandlung am Bundestage durch 
vorläufige Verftändigung zwilchen den bier verjammelten un» 
mittelbaren Abgeordneten der Bundes-Regierungen, befördert und 
erleichtert werden joll, find in der dem gegenwärtigen Vortrag 
beigefügten Meberficht verzeichnet *). Se, Kaiſerliche Majeftät legen 
auf die ungeflörte und würdevolle Fortdauer des großen politiichen 
Körpers, wovon Sie Allerhöchft jelbft einen nicht unbedeutenden 
Beitandtheil bilden, einen zu hohen Werth, als daß Sie nicht den 
Fortgang der jetzt eröffneten Konferenzen mit Ihren Tebhafteften . 
Wünfchen begleiten follten. Se. Majeftät find Daher auch ent 
ſchloſſen, dieſer hochverehrlichen Verſammlung über alle bier zu 
verhbandelnden Fragen Ihre Grundfäße und Anfichten ohne Nüds 
halt mitzutheilen. Sie hoffen, daß Ihre verehrten Bundesgenoffen 
in diefen Verfahren einen neuen Beweis Yhres Eiferd für das 
allgemeine Befte, jo wie für die treuefte und Fräftigfle Ver⸗ 
einigung der beutjchen Regierungen erkennen, daß Ihr Beifpiel 
allgemeine Nachahmung finden, und daß die gegenwärtige, viel> 
leiht nie wiederkehrende Gelegenheit von allen Seiten benußt 
werden wird, um durch freimüthige Aufftellung aller Anfichten, 
Beleuchtung aller Zweifel und Befeitigung aller Hinderniffe, dem 
deutfchen Bunde die Vollkommenheit, die Fefligfeit und folglich 
auch das Anfehen, das einem mit den erften europäljchen Mächten 
an Rang und Einfluß gleichftehenden Verein von 30 Millionen 
Deutjchen gebührt, jedem einzelnen Bunbesftaate aber jenen ges 
meinfamen Schuß gegen innere und äußere Gefahren zu fichern, 
der nad dem Sinn und Text der Bundesacte der erfte Haupt- 
zweck Diefer erhabenen Verbindung war. 


*) ©. ©. 387 ff. 
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Zweiter Vortrag. 

In meinem erften Vortrage habe ich Die Ehre gehabt, Der 
Verſammlung zu eröffnen, daß Se. Kaiferlihe Majeftät ald Den 
Hauptzwed der gegenwärtigen Verhandlungen betrachten, Die 
bisher nicht genugjam beftimmten Begriffe von dem eigentlichen 
Weſen des deutjchen Bundesvereins und den Daraus fließenden 
Verhältniffen, Obliegenheiten und Nechten ein für allemal feft- 
zuftelen, und demnaͤchſt auf alle uns vorliegenden Aufgaben 
anzuwenden. 

Che wir daher zur Bearbeitung der einzelnen von und zu 
eröffnenden Gegenftände jchreiten, glaube ich einige allgemeine 
Srundjäge aufftellen zu müſſen, woraus ſich Deutlich ergeben 
wird, aus welchen Geſichtspunkten des Kaiſers Majeftät den 
deutjchen Bund von jeher betrachtet haben und in welchem Sinne 
Se. Majeſtaͤt als einer der erften Stifter deſſelben dieſem Verein 
beigetreten und zu deſſen Erhaltung Träftig mitzuwirken bereit 
und entſchloſſen find. 

I. In der von den fonveränen deutſchen Fürften und Den 
vier freien Städten gejchlojjenen Vereinigung die den Namen des 
deutjchen Bundes führt, iſt Die Souveränetät jedes einzelnen 
Daran Theil habenden Staates völferrechtlich gefichert, und nur 
in jo fern bejchränft, ald ed der Zwed der Einheit Deutjchlands 
und der Aufrechthaltung diefer Einheit jowohl in Bezug auf die 
Behauptung des deutjchen Staatenvereind gegen das Ausland, 
als auf Die Erhaltung der gemeinfchaftlichen Ruhe und Sicherheit 
im Innern des Bundes erfordert. 

Aus dieſem erften Grundjaß ergibt fich, daß bei Beſtimmung 
ber Verhältnifje und Attribute des Bundes von einer Verlegung 
ber durch den Bund jelbft ausdrücklich geficherten Souveränetäts- 
rechte Der einzelnen Bundesregierungen in feinem Fall die Rebe 
jein kann, um fo weniger, als Se, Majeftät Sich vollfommen 
überzeugt halten, Daß die von den einzelnen Staaten gegen ben 
Bund übernommenen Verpflichtungen nur aus einem falſch ge 
wählten Standpunkte als eine wirkliche Beichränfung ihrer 
Souveränetätstechte betrachtet werben koͤnnen, Daß dieſe vielmehr 
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jenen Verpflichtungen unbefchadet in ihrem ganzen Umfange fort: 
beitehen und Durch Die Vereinigung im Bunde fowohl an innerer 
Kraft ald äußerer Ausdehnung gewinnen. 


I. Die Bundesacte ift der erſte Grundſatz des Bundes. 
Mit den in der Bundesacte ausgejprochenen Beſtimmungen darf 
fein Bejchluß, er ınag Die weitere Ausbildung des Bundes jelbit, 
oder Einrichtungen, die das ganze umfafjen, oder einzelne zum 
Wirkungskreiſe des Bundes gehörigen Gegenftände betreffen, im 
Widerſpruch ſtehen. 

Indem durch dieſe Erklärung die Unverletzlichkeit der 
Bundesacte aufs Beſtimmteſte anerkannt, und außer allen Zweifel 
geſtellt wird, bleibt nichts deſto weniger Die nothwendige Ent: 
wickelung und weitere Ausbildung jener Urkunde den im Bunde 
vereinigten Regierungen, in der Form, die ihnen als die zwed— 
mäßigfte erſcheint, vorbehalten. 

Diefer Vorbehalt ift in der Bundesacte felbft in Flaren 
Worten ausgeiprochen: Die darauf Bezug habenden Arbeiten 
waren durch den Artikel 10 der Bundeöverfammlung übertragen, 
Da jedoch, wie in meinem erflen Vortrage bemerkt worden ift, 
Erfahrung und weitered Nachdenken gelehrt haben, daß es in 
jeder Rückſicht rathſamer fei, dieſes Gefchäft zum Gegenftande 
einer unmittelbaren Verhandlung zwijchen jämmtlichen den Bund 
eonftituirenden Regierungen zumachen, jo läßt fich nicht bezweifeln, 
daß unfere gegenwärtige Vereinigung vollfommen geeignet fei, Die 
zur näheren Beſtimmung der Grundverhäliniffe des Bundes noch 
erforderlihen Anordnungen im Sinne der Bundesacte in Be— 
rathung zu nehmen, um über eine jo nothwendige Vorbedingung 
aller ferneren Berhandlungen bald möglichit zu feflen gemein- 
ſchaftlichen Nejultaten zu gelangen. 


IL, Die den Bund repräfentivende Verfammlung, der Bundes: 
tag, if der Geſammtheit Des Bundes, wie jeder einzelne Abge- 
ordnete am Bundestage feiner Regierung verantwortlih. Im 
höheren Sinne des Wort ift für treue Erfüllung der aus dem 
Bundesverein ımmittelbar entjpringenden oder durch freie 
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Buftimmung übernommenen VBerbindlichkeiten jeder einzelne Bundes- 
flaat dem ganzen verantwortlich. 

IV. Da die in gejeglicher Form gefaßten Bejchlüffe Des 
Bundestags, ald der Ausfluß des Willens der gefammten, Den 
Bund bildeten Regierungen, zu betrachten, mithin für die Ge 
fammtheit fowohl als für die einzelnen Bundesglieder verbindlich 
find, fo ift der Bundestag in allen Bundesangelegenheiten Die 
oberfte gefeßgebende Behörde. 

Bei diefem an und für fich unbeftreitbaren Satze bietet fich 
allerdings die wichtige Frage dar, welche Gegenftände ald Bundes: 
angelegenheiten zu betrachten fein jollen? Die Hauptmomente zur 
Beantwortung diefer Frage find theils in der Bundesacte jelbit 
wörtlich enthalten, theils aus einer einfachen und ungezwungenen 
Erklärung ihrer Vorjchriften ohne Schwierigkeit abzuleiten. — 
Indeſſen ift Die Erörterung und möglichit erfchöpfende Beſtimmung 
des Wirkungskreiſes, oder wie man es bereit früher genannt 
bat, der Competenz des Bundestags unftreitig ein der gegen- 
wärtigen Verſammlung bejonderd zuflehendes und obliegendes 
Geſchaͤft und Se. Majeftät der Kaifer halten daher fowohl in 
Rückſicht der Wirkſamkeit der Sache als zur Erleichterung unferer 
fämmtlichen Arbeiten für zwedmäßig und wünjchenswürbig, Daß 
diefer Frage in unjeren Verhandlungen die Priorität vor allen 
übrigen eingeräumt werde. Mit der Competenzfrage fteht die, 
welche die Stimmenmehrheit in die Bundestagsverhandlungen 
betrifft, in naher Verbindung, und jene würde daher der natiır- 
liche Uebergang zu dem 1. Artifel der in dem Ueberſichts⸗ Tableau 
verzeichneten Deliberations-Gegenftände bilden. 


In Folge dieſer Vorträge des Fürften Metternich erklärten 
Preußen und die übrigen Staaten ihre Uebereinftimmung mit 
den ausgeiprochenen Grundſätzen; Baiern aber gab eine jehr 
rejervirte Erklärung. Der Baron v. Bentner erfannte zwar Die 
wohlmollenden Befinnungen Oeſterreichs an, und Daß er angemwiejen 
fei, zu allem mitzuwirken, was zur Erreichung der in der Bundes⸗ 
acte ausgejprochenen Zwede und zur Vollziehung der in berjelben 
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enthaltenen Webereinfünfte erforderlich fein möge. Er fuhr dann 
aber fort: 

Auch haben die baierifchen Bevollmächtigten in dem Lichtoollen 
zweiten Bortrage über ben Grundbegriff des Bundes eine beruhigende 
Erklärung gefunden, indem der deutſche Bund darin ald ein Verein 
der fouveränen deutſchen Fürften und der vier freien Städte zur 
Aufrehthaltung der Unabhängigkeit und Unverleglichfeitder einzelnen 
Bundesftaaten, dann der äußeren und inneren Sicherheit dargeftellt 
und dabei der Grundfaß anerkannt worden, daß die Souveränetät 
eines jeden Bundesgliedes nur in jo weit bejchränft werden könne, 
als die Erreichung der Bundeszwede, und die Erfüllung der 
Durch die Bundesacte übernommenen Berpflichtungen erfordert. 
In diefem Sinne darf von ihnen der im zweiten Vortrage sub. 
Nro. 1 anfgeftellte Grundfag Tediglich verftanden werden, auch 
glauben Sie, bei der in Nr. 4 deſſelben Vortrags dem Bundes— 
tage beigelegten Bezeichnung als oberſte gejebgebende Be- 
hörde bemerfen zu müſſen, daß die oberfte geſetzgebende Gewalt 
ein Staat3-Oberhaupt und demſelben untergebene Unterthanen 
borausjeße, welche Attribute jedoch dem Bunde, nach dem ent: 
widelten Grundbegriffe dejjelben, nicht beigelegt werden Fönne. 
Man mißkenne übrigens nicht, Daß jeder verfaflungsmäßig gefaßte 
Beichluß des Bundes als ein aus dem Gefammtwillen der 
Bundeöglieder hervorgegangener verbindlicher Act für jedes 
defielben als ein Vertragsgejeß anzujehen und zu vollziehen ſei, 
welche Vollziehung in Bezug auf die Unterthanen jedem fouveränen 
Fürften in feinem Lande vorbehalten bleibe. 

Der Fürft v. Metternich erwiderte hierauf: Er glaube 
den in Nr. A feines zweiten Vortrags zur Bezeichnung der ge- 
feßgebenden Funktionen des Bundes gemachten Ausdrud durch 
die Demjelben vorangegangene Erklärung hinreichend gerechtfertigt, 
Daß die Gejeßgebung im Bunde feine andere als eine vertrags- 
mäßige jein könne, unterliege durchaus Feinem Zweifel; nad 
feiner Anficht ſei hiedurch jedoch unverwehrt, Die Bundesgefeb- 
gebung als die oberite in Bundesjachen, und in jo ferne den 
Bundestag als oberfte geſetzgebende Behörde zu betrachten, indem 

Zweiter Theil. 26 
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der Begriff einer vertragsmäßigen Gejebgebung den einer 
oberften nicht ausſchließe. — Uebrigens ſei es ihm 
jehr erfreulich, zu vernehmen, daß die von ihm aufgeftellten 
Srundbegriffe, deren nähere Beſtimmung und Entwidelung 
fich im Laufe der Verhandlungen unfehlbar ergeben werde, von 
feinen Mitbevollmächtigten mit Beifall aufgenommen worden 
und folcher Geftalt die Abficht, die ihn bei feinen erften Vorträgen 
geleitet, vollfommen erreicht ſei. 

Die badischen Abgeordneten dagegen, ganz im Intereſſe 
Metternich8 und noch weiter firebend, als felbft die Großmädhte 
Anfangs wollten, nämlih zur Befeitigung der Ber: 
faſſung, gaben folgende Erklärung zu Protocol: 

Die großherzoglich badischen Bevollmächtigten fühlen ſich 
verpflichtet, im Namen ihres Hofes, die dankbarſte Anerfennung 
der durch die in der lebten Sitzung abgegebenen Erklärung, 
abermals befundeten hohen Fürforge St. Majeſtät des Kaiſers 
für die Erhaltung und Beförderung der Ruhe und ded Wohle 
des geſammten deutfchen Waterlandes laut auszuſprechen. 

Sp wie die früheren Erklärungen, welde Sr. Kaiſerlich 
Königlichen Majeftät an ihre Bundesmitglieder gelangen Tießen, 
gaben aud) diefe den unzweideutigften Beweis Ihrer eben jo 
weijen ald gemeinnüßigen Beabfichtigungen für die klare und feite 
Ausbildung des deutſchen Bundesvereins in feinem treuen Sinn. 
Verehren wir in Allerhöhft Ihnen einen der eriten Stifter des⸗ 
jelben, jo erbliden wir num auch mit freudiger Zuverficht in Der 
offenen lichtvollen Darftellung Ihrer Anfichten, die Abficht und 
die Wege, demſelben jene beftimmte Geftaltung zu verfchaffen, 
die er zum Wohl des Ganzen jo wie des Einzelnen haben muß. 

Mit voller Meberzeugung fchließen fich die badischen Bevoll⸗ 
mädhtigten dem Ausspruch an, Daß aus dem Abgang einer klaren 
deutlichen Beftimmung, und näherer Erklärung des Fundamental- 
gejeßes der Bundesacte, der ſchwankende Zuftand hervorgegangen 
ift, der für das Wohl der Bundesglieder, und die Davon uns 
zertrennlihe Wohlfahrt der Unterthanen jo verberbliche Uebel 
gefchaffen, und den falfchen Theorien einer ruheftörenden Partei 
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ein weites Feld geöffnet bat. — Durd die Ausbildung des 
Vereins und feine Sicherftellufg gegen willfürliche Auslegung, 
wird fein Urzwed eine Schußwehr für die äußere und innere 
Ruhe jämmtlicher, fowie der einzelnen Bundesftaaten der Wirk 
famfeit näher geführt, wovon die wohlthätigen Folgen fich bald 
ergeben werden. 

Niemand kann in den Anfichten Sr. Majeſtät des Kaiſers 
die weiſen Beſtimmungen verkennen, welche zu dieſem Ziele leiten 
werden. Durch das offen und klar bezeichnete Verhaͤltniß der 
einzelnen Bundesglieder zum Ganzen, die aus dem Sinn der 
Bundesacte fließende hier auszuſprechende nähere Erklärung der— 
jelben, durch die Sicherftellung der treuen Erfüllung der als 
eriprießlich für das Geſammtwohl erkannten Beſchlüſſe, und der 
Daraus nothwendig folgenden kraͤftigen Stellung der Bundesver- 
jammlung, ald Ausflug und Vereinigungspunft des Willens Der 
Gefammtheit, wird Die innere Ruhe begründet und vor allen An: 
griffen feitgeftellt werden. Der deutliche, gejeßmäßige Zuſtand 
des Bundes wird ein dauernder Bürge für den jedes einzelnen 
Bundesftaates fein, und weit entfernt, daß die inneren Einrich— 
tungen derjelben, oder Die bereit gegebenen Verfafjungen verlebt: 
werden follten, werden die Fürften des Bundes die wohlthätigen 
Anordnungen, welche fie zum Beften ihrer Völker begründeten, 
in voller Reinheit in Wirlſamkeit bringen können, und dadurch 
vor den Auslegungen und Gonfequenzen bewahren, Die mit ber 
Natur und dem Zweck unvereinbarlich find, und den Regierungen 
die Erfüllung ihrer Bundespflichten erfchweren oder gar unmöglid) 
machen dürften. So wie alles im Sinne des Bundes Gefchaffene, 
finden jodann diefe Einrichtungen durch den Verein ihre fichere 
Garantie, 

Indem jedes Mitglied des Bundes zu deſſen Bejchlüffen 
eoncurrirt, Fann gegen Diejelben weder Mißtrauen obmalten, noch. 
durch fie eine andere Beſchraͤnkung in der innern Verwaltung der 
Bundesftaaten zu befürchten fein, al8 in dem nicht denkbaren 
Fall, wo ein Einfchreiten der Bundesverfammlung, wegen Dem 
Gefammtwohl nachtheiliger, oder dem Sinne des Vereins 
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widerfprechenden Anordnungen einzelner Glieder ftatt finden 
müßte. Dahingegen werden alle gemeinnüßigen und erjprießlichen 
Beftimmungen defto jchneller und allgemeiner in Thaͤtigkeit treten 
und ihre Wirkung äußern, weil die Kraft des gefammten Bundes 
fie unterjtüßt. 

Je geneigter man war, dem Zweck der hiefigen Verhandlungen 
im Voraus eine falfche Auslegung zu geben, je wohlthätiger 
wird es auf die allgemeine Stimmung wirken, wenn man darin 
einzig das Beftreben erfennen wird, die Begriffe vom eigentlichen 
Weſen des Bundes und der aus demſelben fließenden Inſtitute 
Har zu ftellen, um daraus einen dauernden Rechtszuſtand herzu⸗ 
leiten, der von jeder Willkür gleich entfernt, den gefammten 
Staatdeinrichtungen als Bafis und Schugwehr dienen fol. 

Genau bekannt mit den Anfichten und Grundfähen des 
Großherzogs, unfers ‚gnädigften Herrn, finden wir dieſelben in 
der Faiterlich Föniglichen Erklärung durchgehends und erfchöpfend 
ausgeſprochen. 

Wir wiederholen daher den tiefſten Dank unſers Hofes gegen 
Se, Kaiſerlich Königliche Majeftät Allerhöchſt, welche durch die 
einfache und deutliche Darlegung der zu dem gemeinſchaftlichen 
Zweck führenden Mittel, den hier zu beginnenden Arbeiten den 
klarſten und ſicherſten Weg bezeichnet haben, welcher mit Offenheit, 
Vertrauen und Einigkeit verfolgt, auch zuverſichtlich zum Ziele 
führen wird. 

Wien, den 1. December 1819. 

Berſtett. 
Tettenborn. 

Die Ausſchüſſe wurden gewählt; Die wichtigften waren vorerſt 
die über die Competenz der Bundesverfammlung, die Stimmen: 
mehrheit, dreizehnter Artikel der Bunbesacte*). Schon in der 
6. Sigung wurde Bericht über die Tandftändifchen Verfafjungen 
erftattel. Dem Bericht Iag eine Arbeit Metternichs zu Grunde, 
die folgendermaßen Lautete: 


*) Das Nähere in bes Verfaſſers Protoc. d. W. Miniſt⸗Conf. S. 31. ff. 
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Grundzüge zur Suterpretation 
des 13, Artikels der Bundesacte, 

Der Wortlaut des 13. Artifeld der deutſchen Sungeaee 
ift Der folgende: 

„In allen Bundesſtaaten wird eine landftändifhe Ver⸗ 
faſſung ftattfinden”, 

Dieſe Beftimmung ift Deutlih, und vom Standpunkte des 
Bundes aus gejehen, Feiner andern Interpretation fähig, als 
derjenigen, welche dem Geifte der Bundesacte entfpricht, und 
welche demnach allen Gefegen, auf denen der Bund beruht, zum 
Grunde liegt und liegen muß. 

Der Bund befteht aus den jouberänen Fürften und aus den 
vier freien Städten. 

Der Artifel 13 Tann jedoch nur feine Anwendung auf die 
Staaten der Erfteren finden. Die Verfaſſung der Lebteren ift 
durch die ſtadtiſche für ſelbe vollkommen erjchöpft. 

Das landpftändifche Verfaſſungsweſen in den Staaten 
der jouveränen Fürften bietet in deſſen Beziehung auf das föbe- 
rative Syſtem zwei wejentliche Gefichtäpunfte dar: 

1. Indem der Bund eine zwijchen fouveränen Fürften ge- 
Schlofjene Föderation ift, muß das Durchgreifende Princip der 
einzelnen Verfaſſungen das monarchiſche fein; denn dort, wo 
das democratiſche Princip in einer Verfaffung die Oberhand hätte, 
würde die jouveräne Gewalt zur Handhabung der Föderativzwecke 
nicht nur gelähmt, jondern nur zu bald gänzlich verſchwinden. 

2. Die Berfallungen Eönnen keine Beftimmungen enthalten, 
welche den Zweden der Föderation ſowohl, ald ihrer Beförderung 
entgegengejeßt waren. Die erfteren diefer Beſtimmungen find: 

a) Die Erhaltung der Selbftftändigfeit des deutſchen aubes 
gegen das Ausland. 
b) Die Erhaltung der innern Sicherheit im Bunde. 
c) Die Erhaltung der Unverleßlichfeit und Unabhängigkeit der 
einzelnen Bundesftaaten. 
Jede einzelne Verfaflung , melche der Möglichkeit Der 
Behauptung der deutjchen Geſammtmacht gegen das Ausland 
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entgegengejeßt wäre, oder Der Beförderung der Bundeszwecke 
entgegen ftände, oder welche Die Unabhängigkeit und Die Unver— 
Teßbarfeit der einzelnen deutſchen Staaten : gefährdete, wäre 
demnach feine mit dem Weſen der Föderation vereinbare Verfaffung. 

Aus dieſen Saͤtzen ergeht die nähere und ganz natürliche 
Beftimmung der Competenz des Geſammtbundes in Beziehung 
auf die einzelnen landſtaͤndiſchen Verfaflungen im Bunde. 

ALS Eremplification Fönne angeführt werben: 

Eine Verfaſſung, welche einen föderirten Fürften der Mög- 
lich£eit beraubte, feine Pflichten ald Bundesmitglied in jeder von 
dem Bunde gefeßfich von ihm zu fordernden Anftrengung, Leiſtung 
u. ſ. w. zu erfüllen. — Eine Berfaflung, welche aljo das Recht 
der Bewilligung eines Matriceularanjchlages der freien Zuftimmmung 
der Stände unterordnete, würde in dieſem Falle fein. 

Ebenjo eine Verfaſſung, vermöge welcher den Ständen ein 
directer Einfluß auf politifche Fragen, wie e8 jene der Regierung 
des geſammten Bundes oder jene des Krieges und Friedens find, 
eingeräumt würde, — ein Einfluß, durch welchen diefelben Die 
Mitwirkung des einzelnen Staates zu den allgemeinen politischen 
Bundeszweden unterfagen Tönnten. In diefem lebteren Falle 
würde übrigens nicht nur Das Föderativ-, jondern jelbft das 
monarchiſche Princip aufgehoben fein. 

Die innere Sicherheit des Bundes Fönnte auf einer andern 
Seite bedroht und gefährdet werben, wenn eine Verfaſſung, ftatt 
die Mittel zur Erhaltung des Staates zu ſichern, auf Grund» 
ſätzen beruhte, welche diejelbe bedrohte. In dieſer legten Unter: 
fellung jedoch wiirde bie Frage mehr aus dem Gefichtöpunfte 
des Artikels 2. der Bundesacte als aus jenem des Artikels 13. 
zu betrachten fein, gleich wie Dies der Fall wäre, wenn eine 
Verfaſſung Grundbeftimmungen enthielte, welche der Ergreifung 
und der Handhabung allgemein nöthiger Maßregeln zur Auf: 
rechthaltung der Hffentlichen Ruhe im Bunde und dieß zwar in 
Beziehung jelbft auf jeden einzelnen Theil des Bundes entgegen 
ftänden. | 
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Der Ausjchuß Fam dann zu folgenden neun Hauptpunften, 
die er ald Anträge der Berfammlung vorlegte: 
Anträge 
des 5. Ausſchuſſes über den 13, Artikel der deutſchen 
Bundesacte. 

Erſter Satz: In dem Wortlaut des 13. Artikels der 
Bundesacte und den ſeither darüber gegebenen Erklärungen liegt 
die Beſtimmung: 

„In allen Bundesſtaaten ſollen landſtändiſche Verfaſſungen 
beſtehen“. 

Zweiter Satz: Es bleibt den Regenten der Bundesſtaaten 
überlaſſen, dieſe innere Landesangelegenheit mit Berückſichtigung 
ſowohl der in den einzelnen Staaten gegenwärtig obwaltenden 
Verhältniſſe, ald der früher hier geſetzlich beſtandenen ftändifchen 
Rechte zu ordnen. 

Dritter Sag: In denjenigen Bundesftaaten, in welchen 
landftändifche Verfaffungen beftehen, können diefelben nur in 
der durch die Verfaflung felbit beftimmten Art abgeändert werben. 

Vierter Satz: Da der deutfche Bund mit Ausnahme der 
freien Städte aus fouveränen Fürſten beftebt, jo müflen nad 
denn Grundbegriffe dieſes Vereins, alle Rechte der Staatsgewalt 
in dem Oberhaupte des Staats ungetheilt vereinigt bleiben, und 
der Souverän kann durch eine landftändifche Verfaffung nur in 
der Ausübung beftimmter Regierungsrechte an Die Mitwirkung 
der Stände gebunden werben. 

Fünfter Sag: Die im deutjchen Bunde flehenden jou- 
veränen Fürften dürfen Durch Feine landſtaͤndiſche Verfaflung au 
der Erfüllung ihrer bundesmäßigen Verpflichtungen gehindert 
oder darin beſchraänkt werden. 

Sehfter Sak: Da, wo landfländifche Verpflichtungen den 
Ständen die Bewilligung der Staatsabgaben einräumen, fteht 
diefer Befugniß die Verbindlichkeit der Landilände gegenüber, Die 
zur Vollziehung der Bundesbejchlüffe erforderlichen Summen zu 
verwilligen. 

Siebenter Sag: Wo die Deffentlichkeit Tandftändijcher 
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Verhandlungen durch die Verfaflung geftattet_ift, muß durch Die 
Geſchäftsordnung Vorſehung getroffen werden, damit Die gefeß- 
lichen Grenzen der freien Aeußerung weder bei den Verhandlungen, 
noch bei deren Bekanntmachung durch den Drud überfchritten 
werde, 

Achter Sat: Da in tallen Bundesftaaten Tandftändiiche 
Verfaſſungen beftehen jollen, jo ift die Bundesverjammlung ver- 
pflichtet, an der Vollziehung des Artifeld 13 der Bundesacte in 
jedem Bundesftaate Kenntniß zu nehmen, und dafür, daß Derfelbe 
vollzogen werde, zu wachen. Sn fo weit ſteht Die Tanbftändifche 
Berfaflung in den Bundesftaaten unter der allgemeinen Gewähr: 
leiflung des Bundes. 

Neunter Sat: Die Bundesverfammlung ift nebſtdem berechtigt, 
die bejondere Garantie einzelner landftändiicher Verfaffungen zu 
übernehmen, wenn die Souveräne im Einverfländniß mit ihren 
Ständen dieſelbe nachſuchen. Durch eine ſolche Garantie erfüllt 
die Bundeöverfammlung die Befugniß, auf Anrufen der Bes 
theiligten die Verfaſſung zu handhaben, und die darüber ent- 
flandenen Streitigkeiten zwijchen dem Negenten und den Ständen, 
jo fern hierfür nicht anderweitige Mittel und Wege durch das 
Verfaſſungsgeſetz vorgezeichnet find, entweder durch gütliche Ver⸗ 
mittelung, oder durch compromifjariiche Entſcheidung zu erledigen. 


Freiherr v. BZentner, als Berichterftatter des Ausſchuſſes, 
rechtfertigte dieſe Anträge in einem Eurzen Vortrage. Er fagte: 

Se. Durchlaucht der Herr Fürft v. Metternih übergaben 
dem Ausſchuſſe in der 1. Sikung, Grundzüge zur Interpretation 
des erwähnten Artikels, und bezeichneten dabei die Säbe, welche 
als Erläuterungen dieſes Artifeld der Bundesacte auszufprechen 
jein dürften: 

Diefe höchſt verdienftliche Vorarbeit wurde mit dem Teb- 
hafteften Danke aufgenommen. &ie erleichterte fehr die Be 
rathungen des Comité; denn dieſer erhielt dadurch feſte Anhalts⸗ 
punkte, und war in Stand geſetzt, ſchon nach der 3. Sitzung 
beſtimmte Reſultate feiner Berathungen der gegenwärtigen hoben 
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Berfammlung zur weitern Prüfung vorlegen zu Eönnen. Gie 
befinden fich in den mitgetheilten lithographirten Anträgen. 

Zur richtigen Beurtheilung dieſer gutachtlichen Anträge 
findet der Ausſchuß nothwendig, Die Anfichten und Grundfäße 
anzugeben, von welchen er dabei ausging. Sie find folgende: 

1. Die Bundesacte jagt: 

„sn allen Bundesftaaten wird eine Iandfländiiche Ver: 

faſſung flattfinden”, 
ohne dieſelbe zu gebieten, oder etwas weiteres Darüber anzuordnen. 
Die Wiener Songreß-Verhandlungen geben über dieſe kurze und 
unbeftimmte Faſſung die näheren Auffchlüffe; indeffen in dem 
vernünftigen Sinne dieſes Ausſpruchs und in allen bei der 
Bundesverfammlung feither Darüber gegebenen Erklärungen liegt 
die Beſtimmung: 

„In allen Bundesftaaten jo llen landftändifche Verfaſſungen 

beſtehen“, | 
folglich, wo fie noch nicht beftehen, eingeführt werben. 

Hierauf gründet fi der von dem Ausſchuſſe angetragene 
1. und 8. Satz. 

2. Der Ausſchuß bat geglaubt, bei den Beſtimmungen über 
den 43. Artikel nur von dem Standpunkte des Bundes ausgehen, 
und in dieſe innere Yandesangelegenheit fich nicht weiter einmifchen 
zu dürfen, als die Aufrechtbaltung Des Bundesvereind zur Er⸗ 
füllung feiner Zwede, und die Aufrechthaltung des monarchijchen 
Princips, auf welcher der Verein wejentlic gegründet ift, er- 
fordere; wenn nicht im Ginverfländniffe des Negenten mit feinen 
Ständen der Bundesverfammlung bejondere Befugniffe übertragen 
find. — Hieraus find Die Säbe 2. A. 5, und 6. hervorgegangen. 

3. In Folge des Grundjages, daß landſtaͤndiſche (Landes⸗) 
Verfaſſungen als innere Angelegenheiten außer dem Wirfungs- 
freife des Bundes ſich befinden, und ihre Anordnungen den 
Regierungen der einzelnen Bundesstaaten überlaffen blieb, dürften 
weder die beftehenden einer Revifton, noch die Fünftig zu bilden- 
den andern Borjchriften unterworfen werden, als jolchen, weldye 
auch für jene aus dem Bundesvereine hervorgehen. Man 
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bejchränfte ſich deßhalb bei den Fünftig zu bildenden nur auf 
allgemeine Andeutungen, Damit fie nicht aus willfhrlichen Theorien 
ohne alle hiftorifche und rechtliche Grundlage gebildet werden 
möchten. — Saͤtze 2. und 3. 

4. Die Erfahrung bat gezeigt, daß die Deffentlichkeit der 
landftändifchen Verhandlungen da, wo fie durch Die befonderen 
Verfaſſungen geftattet ift, zur Herabwürdigung Der gejeblichen, 
ſowohl inländijchen als ausländischen Autoritäten, zur Störung 
des nothwendigen Vertrauen des Volkes auf feine Regierung, 
jowie zur Verbreitung gefährlicher LXehren und Grundjäße gegen 
das monarchiſche Prinzip gemißpbraucht werden. — Da ſowohl 
die Erhaltung der innern öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
in den Bundesftaaten, wenn bie Grundpfeiler, worauf fie 
beruhen, loder gemacht werden, als das freundſchaftliche Ber: 
hältniß des Bundes gegen auswärtige Mächte gefährdet werden 
fönnen, fo fand der Ausſchuß nothwendig, und auf den Grund 
der Bundeszwecke fich berechtiget, gegen dergleichen Mißbräuche 
wirfjame Maßregeln zu veranlafien. — Diejfe enthält der 
T. Satz. 

Der Ausſchuß ift der Meinung, daß durch diefe Säbe der 
Zweck, welcher der oben angeführte Präfidialvortrag in Betreff 
einer näheren Erläuterung des 13. Artikels bezielt, genügend 
erreicht werde, und er fand nach den aufgeftellten Anfichten und 
Grundjägen, von welchen er nach den Grundbegriffe des Bundes, 
nach den Beftimmungen und dem Geifte Der Bundesacte ausgehen 
zu müſſen fich verpflichtet hielt, auf Die weiteren Anträge eines 
feiner verehrten Mitglieder nicht eingehen zu Fönnen, indem von 
dem Standpunkte des Bundes aus, welcher auch nur der Der 
hiefigen Gonferenzen fein kann und darf, alle Gegenftände des 
innern Staatsrechtes der Verfaffung und Anordnung der Ne: 
gierungen der einzelnen Bundesftaaten überlafjen bleiben müſſen. 


Bei der vorläufigen Discuffion in der 6. Sitzung wurde 
nur eine Fleine Abänderung der Anträge in Beziehung auf Die 
freien Städte (im 5. Sab) vorgenommen. Wichtiger war aber 
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Der Verſuch des Baron v. Marjchall, eine Beſtimmung durch⸗ 
zuſetzen, wodurch Die Landflände verpflichtet würden, auch bie 
Zeiftungen zur Erfüllung der für die inneren Verwaltungsgegen- 
ftände bejtehenden Gejeße nichts zu verweigern. Gr motivirte 
jeinen Antrag dadurch, daß aus einer ausdrüdlichen Erwähnung 
der in der Bundespflicht gegründeten, und gleichzeitigen Nicht: 
erwähnung der Die Landesverwaltung angehenden Leitungen, in 
einigen Bundesſtaaten Die irrige Folgerung gezogen werden könnte, 
als Hätten nur die erſten vom Bunde bejonders janctionirt und 
gleichſam privilegirt jein follen. 

Hierauf wurde ihm jedoch erwidert, DaB Der vorgejchlagene 
Zuſatz den Standpunkt verrüden möchte, von welchen man bei 
diefer Gelegenheit ausgegangen jei, wonach Die Einrichtung der 
ftändifchen Verfaſſungen als innere Landesangelegenheit und ben 
einzelnen Regierungen überlafjen bleiben follte, man könne bier 
nur Dad monarchiſche Princip und die Bundeseinheit aufrecht 
erhalten. 

Schon zehn Tage |päter trafen zwei wichtige Verwahrungen 
von Dänemark und inshefondere von Baiern ein*). 

Der unterzeichnete Bevollmächtigte Sr. Königlichen daͤniſchen 
Majeftät als Herzog von Holftein und Lauenburg, bat von ben 
in der 6. Konferenz durch den koͤniglich baierifchen Bevollmächtigten 
Herrn Sch. v. Bentner der Verfammlung vorgelegten Anträge 
des 8. Ausſchuſſes über eine nähere Beitimmung des 13, Artikels 
der Bundesafte, ſowie von den Grläuterungen, womit gedachter 
Herr Bevollmächtigte dieſe Anträge begleitet hat, Kenutniß 
genommen, 

Bei der gegenwärtigen nähern Erklärung des 13. Artikels 
der Bundesacte liegt der Zwed zu Grunde, einer unrichtigen 
Auslegung und Anwendung defjelben vorzubeugen, wodurch, Die 
Aufrehthaltung und Erfüllung der Bundeszwede oder Bundes: 
pflichten gehemmt, die Ordnung und Sicherheit im Bunde oder 
in deſſen einzelnen Staaten gefährdet, die den Mitgliedern des 


*) Wiener Bonferenz,Protocoll. S. 49 ff. 
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Bundes, als jouveränen Fürften zuftehenden ungetheilten Rechte 
der oberften Nechtögewalt gejchmälert, oder dad Recht Der 
Regenten, die Iandftändiichen Verfaſſungen nah Maßgabe Der 
in ihren Staaten beftehenden befonderen Verhaͤltniſſe ſelbſt und 
allein anzuordnen, in Zweifel geſetzt werben Eönnte, 

Da diefer mehrfache Zweck durch Die in den Anträgen des 
Ausſchuſſes enthaltenen Säge Dem Unterzeichneten auf eine völlig 
genügende, jo einfache als deutliche Weije erreicht zu fein jcheint, 
jo nimmt er feinen Anftand, diefen Anträgen einerjeit3 in Ueber- 
einftimmung mit den ihm von feinem allerhöchften Hofe ertheilten 
Sinftructionen unbedingt beizutreten. 

Die für dieſe Anträge annoch in Vorjchlag gebrachte Aen⸗ 
derung der Redaction, wonach der 5. und 6. Satz in eind ges 
zogen würden, kommt dem Unterzeichneten ganz zwedinäßig vor. 

Dem vorgeſchlagenen Zuſatze Hingegen, in Beziehung auf 
die Verfaffungen der freien Städte und ihre Gebiete, würde der 
Unterzeichnete ungern einen Pla in einer Redaction eingeräumt 
jehen, die lediglich die Erklärungen eines die Landftändilchen 
Verfaffungen betreffenden Gejeßes zum @egenftand hat, welches 
auf jene Städte nie eine nähere Anwendung finden kann. 

Sollte indefjen eine analogifche Anwendung des 13. Artikels 
auf die ftädtifchen Gebiete angemefjen gefunden werden, und 
jolche8 bei der jeßigen Erklärung defjelben auszufprechen fein, jo 
möchte diejed wohl auf eine beftimmtere Weiſe ald blos durch 
diefen auf Die Leiflungen zun Bunde ſich beziehenden |Zufag, 
geichehen müͤſſen. 

Wien, den 19. December 1819, | 
v. Bernftorff. 


Ueber die von Sr. Durchlaucht dem Herrn Fürften v. Metternich 
vorgelegten Grundzüge zur Spnterpretation des Artikels 13. Der 
Bundesacte. 

Se, Majeftät der König von Baiern haben aus freiem Ent- 
ſchluſſe Ihrem Reiche eine Verfaſſung gegeben, in welcher die 
Einführung einer ftändiihen Verfammlung als wejentlicher 
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Beftandtheil aufgenommen if. Die Verfafjungs-Urkunde zeiget, 
daß fie auf einer hiſtoriſchen Grundlage beruht, und nicht aus 
reinen Theorien entftanden if. Sie Jelbft ift die ftärkfte Gewähr 
der unveräußerlichen Souveränetätsrechte der Krone und fteht im 
Einklang mit der Verfafjung des Bundes. 

Baierns Verfaflung ift demnach gegeben, fie ift beſchworen, 
eingeführt und ind Leben getreten, Baiern befindet fi) demnach 
nicht in dem Falle, einer weiteren Grflärung des Artifel3 13. 
der Bundesacte zu bedürfen, indem es unter diejenigen Staaten 
gehört, in welchen die Iandfländiiche Verfafjung bereit ihre fefte 
Exiſtenz gefunden hat, und daß gedachter Art. 13, jo wie jeiner 
Zeit der Bundesverfammiung angezeigt worden, in Erfüllung 
gegangen ift; dadurch hat Baiern der Bundesacte genügt. 

Der König von Baiern findet fich verpflichtet, auf der 
gegebenen Verfaflung feit zu beharren, und Allerhöchitdeilelben 
Bevollmächtigten ift nicht geftattet, auf eine ſolche Erläuterung 
Des Artifeld 13 einzugehen, wodurd eine Aenderung in ihrer 
Verfaſſung vorgenommen würde, Sie fünnen jedoch mitwirken, 
Daß zur Befeitigung möglicher Mißbräuche, oder Mißverftändniffe 
über einige Beftimmungen, als Directiv-Normen in der Auslegung 
und Anwendung des Artifeld 13 eine Vereinbarung der Cabinete 
nach den Borjchlägen Seiner Durchlaucht des Herrn Fürften 
v. Metternich, getroffen werde. 


Der Ausfchuß mußte nun von Neuem berichten; Die Säße 
erhielten jebt folgende Geſtalt. 
Vorgeſchlagene Zufäße und Abänderungen 
in den Anträgen des 5. Ausſchuſſes über den 13. Artikel der 
deutſchen Bundesacte. 

Eriter Sag: Sn dem MWortlaute des 8. Artifeld der 
Bundesace, und in den jelther Darüber gegebnen Erflärungen 
liegt die Beſtimmung: 

„In allen Bundesftaaten jollen Tandftändifche Verfaſſungen 
beftehen“. | 

Zweiter Satz: Es bleibt den fouveränen Fürften der 


414 


Bundesftaaten überlaffen, dieſe innere Landes-Angelegenheit mit 
Berückſichtigung, Jowohl der in den einzelnen Staaten gegenwärtig 
obwaltenden Verhältnifien, als der früberhin gejeklich beftanpnen 
ſtaͤndiſchen Rechte zu ordnen. 

Dritter Sag: Die beftehenden Tandftändischen Verfaflungen 
fönnen nur auf verfaflungsmäßigem Wege abgeändert werden. 

Bierter Sag: Da der deutjche Bund, mit Ausnahme der 
freien Städte, aus ſouveraͤnen Fürften befteht, jo müflen nah 
dem Grundbegriffe dieſes Vereins alle Rechte der Staats-Gewalt 
in dem Oberhaupte des Staated ungetheilt vereinigt bleiben, 
und der Souverän kann durch eine landſtändiſche Verfaflung nur 
in der Ausübung beſtimmter Regierungsrechte an die Mitwirkung 
der Stände gebunden werden. 

Fünfter Sag: Die im deutſchen Bunde ftehenden jouveränen 
Fürften dürfen durch Feine landſtändiſche Verfaſſung an der Er- 
füllung ihrer bundesmäßigen Verpflichtungen gehindert oder Darin 
bejchränft werden, 

Sechſter Sat: (in der erflen Redaktion fiebenter Sab) 
Wo die Deffentlichfeit Tandftändifcher Verhandlungen durch die 
Berfafjung geftattet ift, muß durch die Gejchäftsordnung Vor— 
fehung getroffen werden, damit Die gejeßlichen Grenzen der freien 
Aeußerung, weder bei den Verhandlungen jelbjt, noch bei deren 
Befanntmachung durch den Drud auf eine, die Ruhe Des ein- 
zelnen Bundesftaates oder des geſammten Deutjchlands gefährdende 
Weiſe überſchritten werben, 

Siebenter (in der alten Redaktion achter) Satz: Da in 
allen Bundesſtaaten landſtändiſche Verfaſſungen beſtehen ſollen, 
ſo iſt die Bundesverſammlung verpflichtet, darüber zu wachen, 
Daß der Artikel 18. der Bundesacte in jedem Bundesſtaate voll- 
zogen werde, In joweit fteht die landfländiiche Verfaflung in 
den Bundesftaaten unter der allgemeinen Gewährleiftung des 
Bundes. 

Achter (in der früheren Redaktion neunter) Sag: Der 
Bund ift nebftvem berechtigt, die befondere Garantie Der einzelnen 
landſtaͤndiſchen Verfafjungen zu übernehmen, wenn Die Souveräng 
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im &inverfländniß mit ihren Ständen” Diejelbe nachſuchen. — 
Durch) eine folche Garantie erhält die Bundes-Verſammlung die 
Befugniß, auf Anrufen der Betheiligten die, Verfaffung zu hand» 
baben und die darüber entflandenen Streitigkeiten zwiſchen dem 
Zandesfürften und den Ständen, fofern hierfür nicht anderweitige 
Mittel und Wege durch dad Verfaſſungs-Geſetz vorgezeichnet find, 
entweder durch gütliche Vermittlung, oder Durch compromifjortfche 
Entfcheidung zu erledigen. 

Neunter (nad der früheren Redaktion zehnter) Satz: 
Sämmtliche hier aufgeftellte Säße find auf die freien Städte in 
fo weit anwendbar, als Die eigenthümlichen Verfaſſungen und 
Berhältniffe derjelben es zulaſſen. 


Eine insbefondere wichtige Bemerkung findet fi in dem 
Protocolle der achten Sigung zu dem dritten Sabe der neuen 
Redaction. 

Bei dieſer Sitzung wurde von Dem Grafen v. Münſter und 
Baron v. Berg die Bemerfung gemacht, Daß in den wenigften 
älteren Verfaſſungen eine beftimmte Art, wie fie abzuändern feien, 
gefunden werde, und Doch, wenn kein Herkommen, Feine Obfervanz 
etwas darüber beflimmen, aus der Verfallung ſelbſt der Grund: 
faß abgeleitet werden mülje, Daß gegenfeitige Rechte und Pflichten 
nicht einfeitig abgeändert werden Tönnen, 

Der Ausſchuß fand diefe Bemerkung richtig, und nahm Die 
porgejchlagene Abänderung des dritten Satzes in der Art an, 
daß es anftatt „auf Die durch Die Verfaſſung ſelbſt be- 
ffimmte Art”, nunmehr heißen fol, „auf verfaſſungs— 
mäßigem Wege“. 

Der von dem Grafen v. Münfter vorgejchlagene Zuſatz: 
„ausgenommen in jolchen Punkten, die der Bundesacte 
und den neueren organischen Geſetzen Des deutſchen Bunden 
entgegen jtehen möchten”, 

wurde von dem Ausſchuß aus dem Grunde nicht für nothmwendig 
gehalten, weil fi) von ſelbſt verftehe, Daß fein Bundesglied 
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gegen Die Bundesacte und Bundesbejchlüffe handeln dürfe, und durch 
den fünften Sat die Stände abgehalten werden, den Souverän 
an der Erfüllung der bundesmäßigen Verpflichtungen zu hindern. 

Das Plenum jchloß ſich diefer Meinung an, und der dritte 
Satz ward daher nad) dem Vorfchlage des Ausjchuffes angenommen. 

Hieraus geht nun mit Evidenz hervor, daß der 
erfte Ausdrud „auf Die durch die Verfaffung felbft 
bejtimmte Art” keineswegs durch den zweiten Ausdruck 
„auf verfafiungsmäßigem Wege“ eine Beſchränkung 
erhalten jollte. 

Eine vom Frh. v. Pleſſen angeregte Discuffion über den 
Begriff und Charakter der Iandftändifchen Verfaffung führte zu 
feinem Refultate, da man es bei der VBerjchiedenheit der Schon 
beflehenden Verfaſſungen für bedenklich bielt, noch in eine be- 
flinımte Erörterung des Tandftändifchen Princips einzugehen. 
Graf v. Münfter machte nun noch gemeinschaftlich mit Frh. 
v. Berftett einen Verſuch, das Lebensprincip der landſtaͤndiſchen 
Verfaſſungen, die Deffentlichfeit ihrer Verhandlungen, zu ver: 
nichten. Er trug Darauf an, beim jechften und fiebenten Saß einen 
Zuſatz zu machen. 

Der Graf von Münfter wünfchte nämlich, daß bei der ge— 
fährlichen Tendenz der Deffentlichkeit der Sikungen für die Rube 
im Innern und Aeußern der Staaten, dieſem Satze beigefügt 
werden möchte: 

„Keine Verfaffung kann dem Landesherrn das Recht be- 
Ichränfen, die Zulafjung der Zuhörer bei landftändifchen 
Verhandlungen, ne feiner polizeilichen Gewalt, zu 
ſuspendiren“. 

Der Baron von Berſtett trug nach den Worten: „muß 
durch die Geſchaͤftsordnung Vorſehung getroffen werden“ auf 
folgenden Zuſatz an: 

„und zwar zunächft in Uebereinſtimmung mit dem von Dem 
Bunde in Anjehung der Preßfreiheit gefaßten Beſchlüſſe 
vom 20. Septbr. d. J., in fo Iange folcher in Wirkſam⸗ 
keit bleibt”, 
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Der Ausschuß bemerkte gegen diefe beiden Anträge: 

1. &3 fei hier nicht von tranfitorifchen, Jondern von bleibenden 
gejeglichen Beflimmungen die Frage. — Finde man den gegen- 
wärtigen Berhältniffen angemeljen und dringend, tranfitorifche 
Maßregeln zu verfügen, jo wären jolche beſonders in Berathung 
zu nehmen, 

2. Unter den gefeglichen Grenzen fei alle, was man ver: 
Tange, begriffen. 

3. Der Bundesbefchluß über Die Preßfreiheit pafje nicht ganz 
auf die landfländiichen Verhandlungen. — Im Innern derfelben 
bürfe die Nede:Freiheit nicht bejchränft werden; daß jolche nicht 
ausarte in Rede-Frechheit, müfje die Gejchäftsordnung bewirken. 
Diefelbe Ordnung folle auch die Vorjehung treffen, damit in den 
gedrudten Verhandlungen nichts Geſetz⸗- und Bundesverfafjungs- 
widriges aufgenommen werde; durch die nämliche Geſchaͤftsordnung 
könne auch die Zulafjung der Zuhörer auf den Gallerien bejchränft 
werden. — Der Satz jcheine demnach, ſowie er gefaßt ift, er- 
Ichöpfend zu fein, — Um jedoch allen geäußerten Bejorgnifjen zu 
begegnen, trug der Ausfchuß nach den Worten: „Bekanntmachung 
durch den Druck“, auf den Zuſatz an: „auf eine Die Ruhe des 
einzelnen Bundesftaates oder des gejammten Deutjchlands ger 
fahrdende Weiſe überjchritten werden“. 

Die Verſammlung war mit dieſer Faflung einverftanden, 
und es wurde daher beliebt, den jechften Sag jo aufzunehmen, 
wie er mit den lithographirten Zuſaͤtzen vorgeſchlagen worden war. 

Zum fiebenten Sat hielt Baron v. Pleſſen die Worte: 
„allgemeine Gewährleiftung des Bundes” nicht für hinreichend; 
nad feinem Wunſche follte nody näher angegeben fein, „wie und 
worauf fich Diefe Volziehung und Gemwährleiftung bier beziehen 
jolle, ob auf die bloße Einführung oder auch auf Die Aufrecht- 
haltung einer Verfaflung, wenn 3. B. Die Stände mit der Be 
ſchwerde über verlegte Verfaſſung auf endlihem Wege an den 
Bundestag recurrirten”. Der Ausfchuß hatte aber die weitere 
Grörterung dem Competenz⸗Ausſchuß zugewiefen, und die Gon- 
ferenz jelbft hielt die Stelle über die Gewährleiftung Des Bundes 

Zweiter Theil. 27 
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bier überfläfftg und für den Eingang des Sakes wurde folgende 
Redaction feitgeitellt: 
„Die Bundesverfammlung ift verpflichtet, Darüber zu 
wachen, Daß der Artikel 13 der Bundesacte nach der oben 
im erften Satze ausgeſprochenen Beflimmung vollzogen 
werde”, 

Metternich bemerkte noch hierzu, daß der Ausdruck „voll: 
zogen” in Den Staaten, wo noch Feine landſtändiſche Verfaſſungen 
feien, für „eingeführt”, in den Staaten, wo ſchon Tandftändische 
Verfaſſungen beftänden, für erhalten genommen worden fei. 

Der achte Sa wurde der Commiſſion für Die Competenz 
zugewieſen. 

Hiernach entſtand nun eine weitere Redaction in ſieben Saͤtzen: 

Feſtgeſetzte Beſtimmuugen 
über den 13. Artikel der Bundesacte nach den Beſchlüſſen in Den 
Plenar-Sißungen vom 24. und 25. December 1819. 

Erfter Sag: In dem Wortlaute des 13. Artifeld Der 
Bundesacte, und in den feither gegebenen Erklärungen liegt vie 
Beſtimmung: 

„In allen Bundesſtaaten ſollen landſtaͤndiſche Verfaſſungen 
beſtehen“. 

Die Bundesverſammlung iſt verpflichtet, darüber zu wachen, 
daß dieſe Beſtimmung in keinem Bundesſtaate unerfüllt bleibe. 

Zweiter Satz: Es bleibt den ſouveraͤnen Fürften Der 
Bundesftanten überlafjen, Diefe innere Landesangelegenheit, wit 
Berüdfichtigung ſowohl der in den einzelnen Staaten gegenwärtig 
obwaltenden Verhältniſſe, ald der früherhin gejeßlich beflandenen 
Rändifchen Rechte zu ordnen. 

Dritter Saß: Die beftehenden Iandftändifchen Verfaffungen 
fönnen nur auf verfaflungsmäßigem Wege abgeändert werben. 

Vierter Sa: Da der deutjche Bund, mit Ausnahme der 
freien Städte, aus fouveränen Fürften befteht, fo müſſen nad) 
dem Grundbegriffe dieſes Vereind alle Rechte der Staatögewalt 
in dem Oberhaupte des Staates ungetbeilt vereinigt bleiben, und 
der Souverän kann Durch eine Iandftändiiche Verfaſſung nur in 
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der Ausübung beftimmter Regierungsrechte an die Mitwirkung 
der. Stände gebunden werden. 

Bünfter Sag: Die im deutſchen Bunde ftehenden fouveränen 
Fürſten Dürfen Durch Feine landftändifche Berfaffung an der Er- 
rüllung ihrer bundesmäßigen Verpflichtungen gehindert oder Darin 
befchränft werden. | 

Sechſter Sag: Wo die Deffentlichfeit Tandftändifcher Ver- 
handlungen durch die Verfaſſung geftattet tft, muß durch bie 
Geſchäftsordnung Vorjehung getroffen werden, damit Die gejeb- 
lichen Grenzen der freien Aeußerung weder bei ben Verhandlungen 
jelbft, noch bei deren Bekanntmachung durch den Drud, auf eine, 
die Ruhe des einzelnen Bundesſtaates oder des gefammten 
Deuiſchlands gefährdende Weiſe nicht überjchritten werden, 

Siebenter Sag: Sämmtlidhe hier aufgeftellte Säbe find 
auf die freien Städte in jo weit anwendbar, als die eigenthüm— 
lichen Verfaflungen und Verhältniſſe derjelben es zulafjen. 


— — 


Waͤhrend dieſer Verhandlungen über den Artikel 13 der 
Bundesacte wurde nun die Frage von Metternich *) aufgeworfen, 
wie fich die Bundesverfammlung in Der Zwilchenzeit der Wiener 
Conferenzen auf eine ihrer Würde angemefjene Weije bejchäftigen 
könne, oder ob es beijer jei Die Bundesverfammlung zu bertagen, 
zugleich von ihm vorgejchlagen, hierüber den in Wien anwejenden 
Praͤſidialgeſandten gutachtlich zu vernehmen, ihn überhaupt den 
Gonferenzen beimohnen zu lafjen. Dieſer Vorſchlag wurde ge- 
nehmigt, und ſchon am 10. Januar brachte der Graf v. Buol- 
Scauenftein jeine Anfichten in einem bejonderen Vortrage. Cr 
lautete: 

In Folge des vorgeftern gefaßten Bejchluffes, über die 
Frage „ob und in welcher Art unter den gegebenen Umftänden 
die gegenwärtige Vertagung des Bundestags zu verlängern fein 
dürfte” gutachtlichen Vortrag zu erftatten, habe ich nicht geſäumt, 


*) Zehnte Sikung vom 8. Sanuar 1820. 
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mich mit den zu Diefem Behufe erbetenen Herren Gejandten 
Sch. v. Pleſſen, v. Marſchalt und v. Berg zu beſprechen. 

Das Refultat unferes einftimmigen Dafürhaltend „daß aller- 
dings eine weitere Vertagung nicht wohl zu umgehen jei”, gründet 
fich zuvörderſt darauf, daß gerade die mitteljt des in ber lebten 
vorjährigen Sitzung gefaßten Bejchlufjes zur unverweilten 
Verhandlung und endlihen Beichlußnahme geftellten Hoch: 
wichtigen Gegenſtaͤnde der zieljeglichen Erwägung unterliegen, 
wozu auch der bereit3 in der 27. Sigung als ummittelbar nad 
den Ferien zur Beichlußfaflung ausgejeßte Punft der Stimmen: 
mehrheit gehört, Daß hiernächit Feiner der übrigen Gegenftände, 
jei e8 aus Ermangelung der erforderlichen Snftructionen, ſei es 
wegen noch nicht beendigten commifjarischen Vorarbeiten, zum 
Theil auch wegen der noch nicht binlänglich begründeten Com— 
petenz, namentlich in Betreff der weftphäliichen Angelegenheiten, 
zu der Reife gediehen ift, um mit einiger Zuverficht einer Jolchen 
Tchätigfeit der Bundesverfammlung entgegen fehen zu können, 
welche im Stande fein jollte, den vor und während ihrer jeßigen 
Vertagung erregten geipannten Erwartungen des In- und Aus— 
landes, auch nur einigermaßen zu genügen, 

Unfere Diesfällige einhellige Ueberzeugung bat und daher 
jehr bald der Erörterung Der zweiten Frage zugeführt. 

Obgleich die Wichtigkeit der jonder Zweifel wohlthätigen 
Entjcheidungen, welche von der hiefigen Minifterial-Vereinigung 
ausgehen werden, eigentlich wohl gar Feiner andern Beitanbe- 
raumung fir die Wiedereröffnung der Bundesfigungen als der: 
tenigen bedürfen Tann, die dieſe Minifterial-Vereinigung in 
Anfpruch nehmen wird, jo haben wir doch geglaubt, den zu= 
fälligen Umftand der mit dem 20, März eintretenden und big 
zum 10. April dauernden Ofterferien um jo mehr zu dem Vor: 
Ichlage benußen zu jollen, die förmliche Wienereröffnung des 
Bundestags längftens bis zum 10, April als den gewöhnlichen 
Termin der Dfterferien auszujegen, in jo fern nicht frühere 
Beendigung der hieſigen Gefchäfte zu einer früheren Zuſammen⸗ 
berufung Veranlaſſung geben jollte, als einerjeit3 wohl auf 
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keinen Fall eine namhaft kürzere Vertagung als bis zur Mitte 
März, ſtatt finden könnte, und andererſeits in der durch 
Die gewohnten Ferien gewährten weiteren Ausdehnung höchſt 
wahrſcheinlich eine mehr als hinreichende für den doppelten Zweck 
liegt, eine angemejfene jedoch mit Vermeidung des Scheing 
einer unbedingten zu erlangen. 

Wenn dieſem Antrage Der gehoffte Beifall gegönnt werben 
ſollte, jo dürfte ich nach der gleichfalld einmüthigen Anficht 
meiner verehrten Herren Collegen zu ermächtigen fein, den 
königlich hannöverſchen ſubſtituirten Präfidenten der Verfammlung 
zu erjuchen, verjelben an dem zur Wiedereröffnung beftimmten 
20. d. M. in vertranlidher Sigung die Gründe zu er 
öffnen, aus welchen ſich Die hier anweſenden Herrn Minifter 
bewogen gefunden haben, dieſen Beifall zu ertheilen, und Ihn 
zugleich einzuladen, fidy in Anſehung der in der Zwilchenzeit zu 
beobachtenden Gejchäftsthätigfeit nicht nur an den für Die gegen- 
wärtigen Ferien gefaßten im 35. Sitzungs-Protocoll enthaltenen 
bejondern Beſchluß zu Halten, fondern audy die Wirkſamkeit der 
von den betreffenden jüngsten Bejchlüffen unabhängigen Com: 
miſſionen nach Thunlichkeit zu befördern, wodurch felbft ber 
entferntefte Anjchein einer wahren die durch die Bundesacte 
feftgefeßten Grenzen überjchreitenden, willfürlicher Vertagung 
durchaus verfcehwinden muß. 


Die Conferenz ſtimmte den Vorjchlägen bei. Die Bundes- 
verfammlung hatte alfo Ruhe und Muße vollauf, um die Be 
Ichlüffe zum Vollzuge zu erhalten, deren Vorbereitung und Berathung 
nad) der einftinnmig angenommenen Geſchäftsordnung ihr Durch: 
aus hätte zufallen jollen. 

In den Conferenzen kam man nun zu der wichtigen Er- 
örterung über die Beſtimmung der Fälle, wo zu verbindlichen 
Deichlüffen der Bundesverfanmmlung entweder Stimmenmehrheit 
hinreihend, oder Einhelligfeit der Stimmen erforderlich ſei. 
Der zweite Ausschuß brachte darüber folgende Vorjchläge: 


422 


Anträge 
wegen näherer Beſtimmung der Fälle, wo zu verbindlichen Be 
ſchlüſſen der Bundesverfammlung entweder Stimmenmehrheit 
hinreichend, oder aber Einhelligkeit der Stimmen erforderlich ift. 

Erfter Sag: Die in den Artifeln A, 6 und 7 der Bundes: 
acte enthaltenen Feſtſetzungen in Betreff des Stimmenverhältniffes 
und der Art der Abſtimmung und Beichlußfaffung am Bundes- 
tage, verbleiben in ihrer grundgejeglichen Kraft, und erhalten 
nur folgende Erläuterungen und nähere Beftimmungen : 

Zweiter Sag: Wo ed auf allgemeine Grundjäße ankömmt, 
welche die Einrichtung und Verfaljung Des Bundes, oder gemein- 
nügige Anordnungen für den ganzen Bund angeben, hat Die 
volle Verfanmlung zu entjcheiden. 

Dagegen gehört die Anordnung folcher bereits feſtſtehenden 
allgemeinen Grundfäße auf bejondere Fälle und Verhältniffe, die 
Ausführung bejchloffener Einrichtungen und die ganze Verwaltung 
der gemeinfchaftlichen Bundesangelegenheiten, Jowie insbeſondere 
auch die Vorbereitung der Beſchlüſſe der Plenar-Verſammlung 
vor Die engere Verſammlung. 

Iſt es in einzelnen Fällen gleichwohl zweifelhaft, ob über 
einen Gegenftand in der engern oder vollen Verfammlung zu 
bejchließen fei; jo fteht Die Entfcheidung darüber dem Ausſpruch 
der Bundesakte nad), der engern Verfammlung zu. — Die volle 
Berfammlung discutirt nicht, fondern flimmt blos darüber, ob 
ein in der engern Verſammlung vorbereiteter Entwurf eines Be— 
Ichluffes angenommen oder verworfen werden follte, 

Dritter Sag: Die Grundgejeße des Bundes, das heißt, 
Diejenigen vertragsmäßigen Beſtimmungen, welche fich auf den 
Zweck und die Verfaffung des Bundes, fowie auf den Verein 
feiner Glieder beziehen, und ſowohl Die Rechte der Geſammtheit 
und die Theilnahme der einzelnen Bundesglieder an Deren Aus- 
übung, als auch die Verpflichtungen dieſer letztern gegen den 
Bund, und wiederum die VBerbindlichfeiten des Bundes gegen 
fie feitjegen, Eönnen nur durch gemeinfame Uebereinkunft bejchloffen 
werben. | 
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Vierter Sag: In Anfehung der organifchen Einrichtungen, 
wie der Bund ſolcher als Anftalten und Mittel zur Erfüllung 
feiner Zwecke, zur Ausübung feiner Nechte uud Pflichten, und 
zur DBejorgung feiner Angelegenheiten bedarf, find, in Beziehung 
auf Stimmeneinheit oder Stimmenmehrheit, drei Momente zu 
unterfcheiden, nämlich : 

a) Die Entjcheidung der Vorfrage, wegen Annahme einer 
Einrihtung in Rückſicht ihres Zwedes und ihrer Noth: 
wendigfeit; Diejelbe fordert Einhelligfeit der Stimmen. 

b) Die Ausbildung eines vollftändigen Planes zu der ſolcher 
Geftalt bejchoffenen Einrichtung bis zur Neife für die 
Ausführung. 

Einen folden Plan hat die Bundesverfammlung durch einen 
dazu zu beftellenden Ausschuß in der Art ausarbeiten zu laflen, 
daß dabei alle Erinnerungen möglichſt berüdfichtigt, Die Aus- 
gleichung der verjchiedenen Meinungen erleichtert und Die Aus: 
führung des vorläufigen Befchluffes mit der größten Schonung 
und mindeften Aufopferung entgegenftehenber Intereſſen vorbereitet, 
und möglich gemacht werde. 

Was dabei auf technifchen Gründen beruhet, muß von zu⸗ 
gezogenen Sachverftändigen begutachtet werden, 

Ueber einen folcher Geftalt ausgearbeiteten Plan werden 
innerhalb beftimmter Frift die Inſtructionen Der Regierungen 
eingeholt und nad) Eingang derſelben werden die Erörterungen 
und Verhandlungen in der engern Verfammlung oder in Dem 
Ausschuffe Jo Lange fortgejegt, bis ſich ein Reſultat ermitteln 
läßt, vermöge deſſen fi) entweder alle Staaten zu einem Be- 
Ichluffe vereinigen, oder die vorgejchlagene Einrichtung doch fo 
dargeftellt wird, daß fie ohne Verlegung der Gerechtjame und 
mit möglichfter Schonung der Intereſſe Einzelner ausführbar 


erde. 
= Erfolgt alsdann allgemeine Zuſtimmung, jo entſteht ein alle 
Bundesglieder verbindender Beſchluß. Erhält Dagegen der Gejeß- 
Vorſchlag nur eine Mehrheit von wenigſtens zwei Drittheile der 
Stimmen für fih, jo kann in Der Negel der in Antrag gebrachte 
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Beichluß für jebt nicht gefaßt, jedoch der Gegenſtand innerhalb 
Jahresfriſt wieder in Berathung geftellt werden, und bis dahin 
bleiben die Bundesglieder, welche für den Vorſchlag geftimmt 
haben, an ihre Abflimmung gebunden. 

Inzwiſchen, jo wie auch in dem Fall, wenn weniger als 
zwei Drittheile der Stimmen für den Antrag fid) erklärt haben, 
bleibt eö Den einzelnen Bundesgliedern unbenommen, über Den 
Gegenſtand eine bejondere Vereinbarung unter ſich zu treffen, 
durch welche jedoch feine befonderen Rechte der fich ausſchließenden 
Bundesftaaten verlegt werden dürfen. 

Eine Ausnahme von der beftehenden Regel der Einhelligfeit 
kann nur in folchen außerordentlichen Fällen ftattfinden, wo nach- 
dem die Nothwendigfeit einer organischen Einrichtung für einen 
beitimmten Bundeszwed einhelig erfaunt, und die Mittel zu 
deren Ausführung hinreichend erörtert worden, einerfeit3 Die Er⸗ 
reichung des Zweckes ohne Die Mitwirkung ſämmtlicher Bundes: 
ftaaten als unmöglich, andererfeit$ aber die unverzüglichite Aus: 
führung der vorgejchlagenen Einrichtung als für dad Wohl der 
Gejammtheit durchaus erforderlidy erſcheint. An Fällen dieſer 
Art kann Durd die in der vollen Verfammlung entjcheidende 
Majprität von zwei Drittheilen der Stimmen ein für alle 
Bundesſtaaten verbindlicher Beichluß für einen beflimmten Zweck 
und für die Dauer der Umftände, weldye Die Maßregel noth- 
wendig gemacht haben, gefaßt werden. 

co) Ausführung Der bejchlojjenen organiſchen 

Ginrihtung. 

Beſchlüſſe, welche fich auf Dieje Ausführung beziehen, gehören 
nicht vor das Plenum, fondern vor Die engere Verfammlung, 
von welcher fie nach der in ihr geltenden Stimmenmehrheit gefaßt 
werden. 

Fünfter Satz: Gemeinnügige Anordnungen, welche außer 
dem Bundeszwede liegen, und nur auf das Mohl oder den 
Bortheil der Geſammtheit berechnet find, Fönnen nur durch eine 
gemeinfane Uebereinkunft, folglich durch einen einhelligen Bundes: 
beſchluß, für alle Bundesglieder verbindlich werden. — Doch 
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bleibt es einzelnen Bundesftanten unverwehrt, fich durch bejondere 
Uebereinfünfte über folche gemeinnüßige Anordnungen zu ver: 
einbaren. 

Hebereinfünfte dieſer Art bleiben für die andern Staaten 
ohne Wirkung und dürfen fie in ihren beſondern Rechten nicht 
Eränfen. | 

Wo gemeinnügige Anordnungen ſchon Durch die Bundesacte 
jelhft, und in Beziehung auf Bundeszwede geboten find, und es 
mithin nur noch auf deren Vollziehung ankommt, kann darüber 
auf verfafjungsmäßige Weile nach Stimmenmehrheit entjchieden 
werben. | 

Sehfter Satz: Wenn Beichlüffe über die Bundesacte 
jelbft gefaßt werden jollen, welche auf Die Auslegung, Abänderung 
oder nähere Beflimmung diejed erſten Grundgejeges des Bundes 
gerichtet find, jo ift, wie in Anfehung anderer Grundgeſetze, 
Einhelligfeit der Stimmen erforderlih. — Nur in jo ferne von 
der Anwendung oder Vollziehung ſolcher einzelnen Beflimmungen 
der Bundesacte die Rede ift, welche fich weder auf Grundgefeße, 
noch auf organische Einrichtungen, oder gemeinnüßige Anordnungen 
beziehen, koͤnnen Befchlüffe durch Stimmenmehrheit in der engern 
Verſammlung flatt finden. 

- Wo dergleichen Feftjegungen Der Bundesacte irgend Jemanden 
beftimmte Gerechtſame zufichern, da können dieſe nur noch in jo 
weit Beichlüffen der Bundesverfammlung unterliegen, als Be- 
ſchwerde darüber erhoben werden jollte, daß ſolche Zuficherungen 
nicht wirklich in Erfüllung gegangen feier, — Sin Fällen Diefer 
Art bat ebenfalls die engere Verfammlung nad) der in ihr 
geltenden Stimmenmehrheit einen Beſchluß zu fallen. 

Siebenter Sag: Ueber jura singulorum ift der Bund 
nicht befugt anders, als Kraft freier und einhelliger Weberein- 
Zunft zu verfügen. Darunter find zu verftehen, jowohl die von 
der Natur und den Zweden des Bundes unabhängigen bejondern 
Rechte und Verhältnifle der einzelnen Bundesftaaten, in welchen 
diefe nicht mehr. in ihrer vertragsmäßigen Einheit, jondern als 
Einzelner felbftftändig und unabhängig erjcheinen, als auch Die 
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Befugniß jedes einzelnen Bundesgliedes, fich nicht etwas mehreres 
oder anderes auferlegen zu laſſen, als was alle Bundesglieder 
zugleich und verhältnißmäßig in gleicher Art übernehmen. 

Achter Sab: Ueber fonftige, in den vorftehenden Säßen 
nicht berührte Berathungsgegenftände, ſolche mögen zu der ge 
wöhnlichen Bejorgung der Bundesangelegenheiten gehören, oder 
durch außerordentliche Fälle herbeigeführt werden, über matricular- 
mäßige Geldbewilligungen, zu einer beſchloſſenen Bundesein- 
richtung, ımd über von dem Bebürfniß des Augenblicks gebotene 
Sicherheit8- Maßregeln, werden die Beichlüffe von der engern 
Berfammlung nach Stimmenmehrheit gefaßt. 


Der preußiſche Gejandte v. Küfter hielt zur Erläuterung 
folgenden Vortrag: 

In der Bundesacte ift beftimmt: Art. 6 „Wo e8 auf Ab» 
falfung und Abänderung von Grundgeſetzen des Bunde? 
auf Bejchlüffe, welche die Bundesacte felbft betreffen 
auf organifhe Bundes-Einrichtungen und auf gemein: 
nügige Anordnungen fonftiger Art anfömmt, bildet fid 
die Bundesverfammlung zu einem Plenum” und Art. 8 „Sn 
der engern Berjammlung entfcheidet die abfolnte Mehrheit der 
Stimmen, im Plenum aber nur eine auf 3% der Abftimmung 
beruhende Mehrheit” und ferner: „wo e8 auf Annahme oder 
Abänderung der Grundgefeße auf organifhe Bundes— 
einrichtungen, auf jura singulorum oder Religionsange— 
legenheiten anfommt, Fann weder in der engeren Verfammlung 
noch in pleno ein Bejchluß durch Stimmenmehrheit gefaßt 
werben.” 

Die Erfahrung Iehrte bald, daß es noch einiger näherer 
Beftimmungen bedurfte, um bejonders die Fälle zu verhüten, wo 
dringend nöthige oder allgememe nüßliche Maßregeln, welche zu 
einer oder der andern der vier Ichtgenannten Rubriken gerechnet 
"werben können, aus der Urfache unterbleiben müßten, weil bei 
Berathung der Bundesverſammlung über dieſelben wohl eine 
Mehrheit, aber Feine Einhelligkeit der Stimmen zu erlangen wäre. 
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Daher ift von der Gonferenz Dem zweiten Ausfchuß Die 

Aufgabe zur Begutachtung übertragen worden: 
den Grundſatz aufzuftellen, in wie weit Die näher zu 
beftimmenden organifchen Bundes - Einrichtungen durch 
abfolute oder relative Stimmen-Mehrheit in der Bundes- 
Verſammlung entjchieden werden könne, und welche Ver: 
hältnifje Dabei zwilchen der Majorität und der Minorität 
eintreten.” 

Die organiſchen Einrichtungen find allerdingd die vornehm- 
ften, jedoch nicht die alleinigen Berathungsgegenftände, bei wel- 
chen die vorliegende Frage eintreten fann. Der Begriff der 
organischen Einrichtungen kann auch an fich nicht wohl näher 
beftimmt werden, ohne zugleich jene andern, in Der Bundesacte 
angeführten Glaffen von Gegenftänden mit zu berühren. Jene 
Frage führt aljo von felbft auf die Anwendung aller und jeder 
Beftinmungen der Bundesacte wegen Mehrheit oder Einhellig— 
feit der Stinmen. 

Aus diefen Gründen und bei der hoben Wichtigkeit der 
Sache, hat der Ausschuß geglaubt, Die ihm gemachte Aufgabe 
nad) ihrem natürlichen Zufammenhang und Umfang allgemein 
dahin verftehen zu müſſen: 

„die Fälle überhaupt näher zu Bejlimmen, wo zu 
verbindlichen Bejhlüfjfen der Bundesverfamm: 
lung entweder Stimmenmehrheit oder aber Ein 
helligfeit der Stimmen erforderlich iſt.“ 

Der Ausſchuß ift bei feiner Arbeit von dem Geſichtspunkte 
ausgegangen, den Inhalt und Sinn der Bundesafte auf Das 
treuefte feftzuhalten, eine möglichft Deutliche Entwidlung ihrer 
Feftfeßungen zu geben und wo es dann noch durchaus erfor- 
derlich, ſolche nähere Beftimmungen vorzufchlager, Durch Deren 
Anwendung die Möglichkeit der Yale äußerſt verringert oder 
ganz befeitigt würde, in denen eine für Den Bundesziwed noth- 
wendige Maßregel wegen des Princips der Stimmeneinhelligfeit 
unausgeführt bleiben müßte, 

Um diefem gänzlich vorzubeugen und die vollendete Aus: 
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bildung des Bundes in angemefjenen organischen Anftalten Defto 
mehr zu befördern, haben einige Mitglieder des Ausſchuſſes 
e3 zwar für unbedenklich gehalten, daß, nachden der Gegenftand 
binlänglich erörtert und die möglichfte Ausgleihung der ver- 
Ichiedenen Antereffen verfuht worden, demnädft über Die An- 
nahme einer zur Erfüllung der Bundeszwede nöthigen gemein- 
Jamen Einrichtung im Bunde, durch eine Stimmenmehrheit von 
3 oder andy allenfall® mit der vollen Verfammlung ein entjchei- 
dender Bejchluß gefaßt werden könne. Da aber die Anfichten 
anderer Mitglieder des Ausjchufles ſich keineswegs mit einer 
ſolchen Entjcheidung vereinigen ließen, jo bat ter Ausſchuß 
gefucht, Durch Annäherung Der verfchiedenen Meinungen, jelbft 
zuerſt ein Beilpiel wahrer Ausgleichung zu geben, um der Plenar: 
verſammlung hier wenigftens ein gemeinjchaftliches Refultat feiner 
Arbeiten vorzulegen. 

Hiernady find die in 8 Sätzen hierbei erfolgenden Anträge 
gefaßt. 

Der erfte Sa bedarf feiner Erläuterung. Es ift darin 
blos eine fich von ſelbſt verſtehende Beftätigung der bier ein- 
Ihlägigen Artikel der Bundesacte ausgefprochen und der Weber: 
gang zu dem Folgenden gemacht. 

Sn dem zweiten Saß wird der allgemeine Wirfungsfreis 
der vollen Bundesverfammlung und der engern Verfammlung, 
jo wie beide fich gegenjeitig begränzen, angegeben, nehmlich dahin, 
daß Die erftere ed mit der Feitftellung der allgemeinen Grund: 
jäbe für die Einrichtung und Verfaflung des Bundes und die 
leßtere e8 mit deren Anwendung auf bejondere Fälle und deren 
Anwendung, mit der Ansführung bejchloffener Einrihtungen und 
mit der eigentlichen Verwaltung oder Bejorgung der Bundes- 
angelegenheiten 2c. zu thun habe. — Dieſe Oränzjcheidung ift 
dem Inhalt und Sinn der Bundesacte durchaus gemäß und in 
allen von ihr gegebenen einzelnen Beftimmungen ald zum Grunde 
liegend zu erkennen. Indeß ift fie an feinem Ort der Bundes: 
acte in ihrem vollftändigen Zuſammenhang ausgeiprochen mor- 
den. Diefe bier no zu thun, Hat dem Ausihuß um fo 
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nötbiger gejchienen, als Die genaue Bezeichnung jenes doppelten 
Wirkungskreiſes ein höherer Anhaltspunkt für Die weiter fol- 
genden Beitimmungenift. 

Bei dem dritten Saß dürfte gleichfall3 Fein Bedenken 
fein. Daß Grundgefege nur durch Stinmmeneinhelligkeit zu 
bejchließen jeien, beflimmt die Bundesacte ausdrüdlih; und daß 
auf Die nehmliche Weiſe wie ein Grundgefeg entfteht, auch nur 
deſſen authentifche interpretation erfolgen könne, ift nach allen 
Rechtöbegriffen unbeftritten. — Es jchien dem Ausschuß nur noch 
nöthig, näher zu beſtimmen, was bier unter u zu 
veritehen ſei. 

Bei dem die organifhen Einrichtungen betreffenden 
vierten Sat war es hauptfächlih, wo der Ausschuß auf 
Schywierigfeiten floßen mußte, um jolche Beflimmungen aufzus 
finden, welche die allerfeitigen Anfichten vereinigen und Die Auf 
gabe löſen Fönnten, einerjeit3 dem ausdrüdlichen Inhalt der 
Bundesacte möglichft treu zu bleiben und doch andererfeits auch 
möglichft die Fälle zu bejeitigen, wo Die Ausführung einer nöthi- 
gen Einrihtung in Ermangelung der Stimmeneinhelligfeit be> 
ſchwert oder verhindert würde. 

Der Ausſchuß hat geglaubt, zuvörderſt in der Bundestäg- 
Tichen Verhandlung über organische Einrichtungen Drei Momente 
unterscheiden zu müflen. — Bei dem erften und zweiten Moment, 
als den eigentlich ſchwierigen, hat Der Ausschuß vorgejchlagen, 
Daß die Bundesverfammlung bei der vorkommenden Berathung 
eine Commiſſion niederjeße, die einen Plan zu der bejchloffenen 
Einrichtung ausarbeiten, dabei alle Erinnerungen berüdjichtigen, 
Die verfchiedenen Meinungen und Intereſſen möglichit auszu= 
gleichen fuchen und folchergeftalt im Geiſte einer Vermittelung 
alle Wege der Unterhandlung erjchöpfen möge, um einen für 
alle Bundesftaaten möglihft annehmlichen und ausführbaren 
Entwurf aufzuftellen, ehe ſolcher der Bejchließung der Bundes- 
verfammlung unterworfen werde, 

Hierdurch dürfte Die Möglichkeit von Fällen, wo die Ein- 
helligfeit- der Stimmen fih nicht für den Vorſchlag erfläre, 
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wenn auch freilich nicht ganz befeitigt, doch ſehr vermindert 
werden. — Tritt Doch ein folcher Fal ein, jo kann alsdann 
freilich der in Antrag gebrachte Beihluß nicht ftatt finden. 

Indeß hat der Ausichuß vorgefchlaaen, daß danı, wann 
wenigfteng eine Mehrheit von 3 der Stimnen fi für einen 
Borichlag erklärt hat, es frei bleiben möge, den Gegenftand 
innerhalb Sjahresfrift wieder in bundestägliche Berathung zu 
ftelen und jo daß bis dahin die zuftimmig gewejenen Bnudes- 
glieder an ihre Abftimmung gebunden feien. 

Um aber auch zu verhüten, daß die Ausführung einer 
fofort nöthigen Einrichtung, von welcher das Wohl und die 
Sicherheit des Ganzen weſentlich abhängen kann, nicht durch 
mangelnde Stimmencinhelligfeit aufgehalten, gelähmt oder ganz 
gehindert werde, hat der Ausschuß noch weiter vorgejchlagen, 
für dergleichen außerordentlihe Fälle, ald Ausnahme von 
der Kegel, und in der näher ausgejprochenen bedingten Art 
die Verbindlichkeit eined Dur) 3 der Stimmen gefaßten Be- 
Schluffes anzunehmen. 

Bon einigen Mitgliedern des Ausfchuffes ift hierbei noch 
weiter vorgejchlagen worden, Daß, Da die Ueberzeugungen von 
der Nothwendigfeit einer für das Wohl der Gejammtheit durch— 
aus erforderlichen Einrichtung ſehr ſchwaukend fein fönnen, auch 
jedeömal über Die Frage, ob ſolche vorhanden jei, die Majorität 
von 3 ber Stimmen entjcheiden möge — indem e3 fjonft von 
einer einzigen Stimme abhängig werde, jede von allen übrigen 
hier nothwendig anerfannte Cinrichtung zu hemmen. — Die 
andern Mitglieder Des Ausſchuſſes haben ſich mit dieſem Vor— 
ſchlag nicht vereinigt, weil fie Dafür halten, daß vorausſichtlich 
eine Majorität, welche ſich für eine entworfene Einrichtung 
klären will, auch die dahin führende Vorfrage von deren Noth- 
wendigfeit gleichmäßig zu bejahen geneigt jein dürfte und daß 
mithin bier nur unter einer andern Geftalt Die Gleichgültigfeit 
der Bejchlüffe einer Mehrheit von 3 der Stimmen zu den orga- 
nischen Einrichtungen für Diele Fälle allgemein eingeführt fein 
würde und weil fie überdies glauben, daß eine wahre Noth- 
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wenbigfeit einer vorgefchlagenen Maßregel auch ohne formellen 
Beihluß von jelbft in die Augen jpringen und fich einem jeden 
Gefühl und jeder Meberzeugung darftellen müſſe und daß, wo 
eine folche wahre Notbwendigfeit nicht vorhanden, oder wo fie, 
jchlimmften Falles, verkannt fein follte, Der Gegenftand in 
jedem Fall immer durd die freigelaffene Reproducirung zu einer 
abermaligen bundestäglichen Berathung innerhalb Jahresfriſt 
vor dem Liegenbleiben gefichert jei. 

Bei dem fünften Sa bat der Ausschuß zwiſchen jolchen 
gemeinnüßigen Anordnungen, welde außer dem Bundes- 
zwed liegen und nur auf das Wohl oder den Vortheil der Ges 
jammtheit berechnet find und denjenigen, welche ſchon durch die 
Bundesacte felbft und in Beziehung auf Bundeszwede geboten 
find, einen Unterfchied gemacht, Der vollfommen in dem Geifte 
der Bundesacte den allerfeitigen Anfichten ohne Zweifel ent- 
ſprechen wird. 

Bei dem ſechſten Satz konnte es ungewiß jcheinen, was 
die Bundesade unter Beſchlüſſen, welde die Bundes 
acte jelbft betreffen, verftanden babe. Der Ausſchuß hat 
geglaubt darunter in dem weiteflen Sinne ſowohl Beſchlüſſe, 
welche auf die Auslegung, Abänderung oder nähere Beitimmung 
dieſes erſten Grundgeſetzes des Bundes gerichtet find, als auch 
diejenigen begreifen zu müljen, bei welchen von Der Anwendung 
oder Vollziehung jolcher einzelnen Beftimmungen der Bundesacte 
Die Rede ift, die ſich nicht auf die andere in dieſer Acte zugleich 
mitgenannten Berathungegegenftände (Grundgeſetze, organijche Be⸗ 
flimmungen und gemeinnützige Anordnungen) beziehen. Die Hins 
weifung der erfteren Glafje von Beichlüffen zur Stimmenein: 
helligfeit in der vollen Bundesverfammlung und Die Hinweifung 
der zweiten Glafje, fowie der Beichwerden über Nichterfüllung 
beitimmter in der Bundesacte gegebenen Rechtszugeſtändniſſe zur 
Stimmenmehrheit in der Bundesverfammlung dürfte Teinem 
Zweifel unterliegen, 

Im fiebenten Saß hat der Ausſchuß dienlich geglaubt 
eine nähere Beftimmung der jura singulorum zu geben und 
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dabei die in dem Gutachten der Bıumdestagscommilfion enthal- 
tene jehr geeignete Definition zum Grunde genommen. 

Die in dem achten Satz erwähnten Berathungsgegenftände 
gehören zu der eigentlichen Verwaltung der Bundesangelegen: 
heiten und es kann Daher ihre Hinweifung zu der engeren Bun- 
desverfammlung gleichfalld Feinem Zweifel unterliegen. — Der 
Ausſchuß würde übrigens bei diefem Sa auch des Kriegs und 
Friedend Erwähnung gethan haben, wenn folder Gegenftand 
nicht einem befondern Ausſchuß zugewieſen wäre. 


Ein nicht minder wichtiger Gegenſtand wurde faft zu gleicher 
Beit zu Berathung gebracht, nämlich die Verhältniffe des deutfchen 
Bundes in Bezug auf Krieg und Frieden”). Gerade auf dieſem 
Gebiete wurde bei den Gonferenzen am wenigften erreiht. Eine 
Reihe der wichtigften Fragen wurde entweder gar nicht erörtert, 
oder e3 zeigten fih bei der Erörterung in dem Ausschuffe jo weit 
auseinandergehende Meinungen, daß man von dem Gegenftande 
ſegleich abſtand. 

Die Vorſchläge des Ausſchuſſes lauteten nun: 

Anträge 
des ſechſten Ausfchuffes wegen Beftimmung der Verhältniffe des 
deutſchen Bundes in Bezug auf Krieg und Frieden. 

Erfter Saß: Der deutjche Bund hat als Geſammtmacht 
das Recht, Krieg, Frieden und Bündnilfe zu befchließen. 

Nach dem im 2, Artikel der Bundedacte ausgefprochenen 
Zwecke des deutſchen Bundes, führt derjelbe aber nur Krieg zu 
feiner Selbftvertheidigung, zur Erhaltung der GSelbfiftändigfeit 
und äußern Sicyerheit Deutfchlands und der Unabhängigkeit der 
einzelnen Bundesflaaten. 

Zweiter Satz: Da in dem 11. Artifel der Bundesacte 
alle Mitglieder des Bundes verfprechen, ſowohl ganz Deutfchland 
als jeden einzelnen Bundesflant gegen jeden Angriff in Schub 


*) Hier ift zu vergleichen der von ung gebrachte Ausſchußbericht im erften 
Bande. Anhang VIN. 
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zu nehmen, und fich gegenjeitig ihre Jämmtlicdyen unter dem Bunde 
begriffenen Befißungen zu ‚garantiren, jo kann Fein einzelner 
Bundesftaat von Auswärtigen verlebt werden, ohne daß die 
Verlegung zugleich und in demjelben Maße die Gejammtheit bes 
Bundes treffe. 

Dagegen find aber auch Die einzelnen Bundesftaaten ver- 
pflihtet, von ihrer Seite weder Anlaß zu dergleichen Verlegungen 
zu geben, noch auswärtigen Staaten folche zu zufügen. Sollte 
von Seiten eines fremden Staates über eine ihm widerfahrene 
Verlegung bei der Bundesverfammlung Klage geführt und Diefe 
Klage gegründet befunden werden, jo ift die Bundesverjammlung 
verpflichtet, fchleunigfi Die geeigneten Maßregeln zu treffen, damit 
eine firenge Genugthuung gewährt, und allen weiteren Folgen 
zur rechten Zeit vorgebeugt werde. 

Dritter Satz: Wenn ein Bundesſtaat bei einer zwiſchen 
ibm und einer auswärtigen Macht entflandenen Irrung die Das 
zwijchenfunft Des Bundes anruft, jo hat die Bundesverfammlung 
den Urfprung der Irrung und das wahre Sachverhältniß ſorg⸗ 
fältig zu prüfen. — Grgiebt ſich aus diefer Prüfung, daß dem 
Bundesftaate das Recht nicht zur Seite ftehe, jo hat Die Bundes- 
verfammlung denjelben von Fortſetzung des Gtreites ernſtlich 
abzumahnen, auch Die begehrte Dazwilchenfunft zu verweigern. — 
Ergiebt ſich das Gegentheil, jo iſt die Bundesverſammlung ver: 
pflichtet, dem verlegten Bundesſtaate ihre wirffamfte Verwendung 
und Bertretung angedeihen zu laſſen, und folche jo weit aus- 
zubehnen, als nöthig ift, damit dem Bundesſtaate volle Sicherheit 
und angemeſſene Genugthuung zu Theil werde. 

Vierter Satz: Wenn aus der Anzeige eines Bundesſtaates, 
oder aus andern authentiſchen Angaben, Grund zu der Beſorgniß 
geſchöpft wird, daß ein einzelner Bundesſtaat oder die Geſammtheit 
des Bundes von einem feindlichen Angriffe bedroht ſei, ſo muß 
die Bundesverſammlung ſofort die Frage, ob die Gefahr des 
feindlichen Angriffs wirklich vorhanden iſt, in förmliche Berathung 
nehmen, und darüber in der kürzeſtmöglichen Zeit einen Ausſpruch 


thun. Wird die Gefahr anerkannt, ſo muß gleichzeitig mit dieſem 
Zweiter Theil. 28 











434 


Ausſpruche wegen der in joldem Falle unverzüglid in Wirkſam⸗ 
keit zufeßenden Bertheidigungsmaßregeln ein Beſchluß gefaßt werden. 

Deides, jener Ausſpruch und Diefer Beichluß, gehört vor 
die engere Berfammlung, die Dabei nach der in ihr geltenden 
abjoluten Stimmenmehrheit verfährt. 

Sünfter Sag: Sieht fi) der Bund zu einer förmlichen 
Kriegderflärung genöthigt, jo kann folche nur in der vollen Ber- 
fammlung, nad) der für Diefelbe vorgefchriebenen Stimmenmehrheit 
von zwei Drittheilen beichloffen werben. 

Sehfter Sag: ‘Der in der engern Verſammlung gefaßte 
Beichluß, über die Wirklichkeit der Gefahr eines feindlichen An⸗ 
griffs, verbindet ſaͤmmtliche Bundesftaaten zur Theilnahme an 
den von dem Bundestage nothwendig erachteten Vertheidigungs- 
Maßregeln. Ebenſo verbindet die in der vollen Verfammlung 
ausgeſprochene Kriegserflärung ſämmtliche Bundesftaaten zur un- 
mittelbaren Theilnahme an dem gemeinfchaftlichen Sriege. Wenn 
die Vorfrage, ob Gefahr vorhanden ſei, von dem Bundestage 
verneinend entjchieden wird, fo bleibt nichts deſto weniger den⸗ 
jenigen Bundesftaaten, weldye von der Eriftenz der Gefahr für 
ſich oder ihre Mitflaaten überzeugt find, unbenommen, gemein: ' 
Ichaftliche Vertheitigungs-Maßregeln untereinander zu verabreden, 
deren Folgen jedoch, die daran Theil hHabenden Staaten, jo Lange 
die Stimmenmehrheit am Bundestage ſich nicht in gleihem Sinne 
erklärt hat, auf eigene Rechnung und Gefahr übernehmen. 

Sicebenter Sag: Wenn der Bund in einem Falle, wo 
ed die Gefahr und die Beihühung eines einzelnen Bundesftaates 
gilt, vor Ausbrudy der Feindjeligfeiten, von einem ber ftreitenden 
Theile um feine Bermittelung angegangen wird, jo kann Derfelbe 
unter vorausgejegter Einwilligung des andern Theild in jo fern 
er es der Lage der Sache und feiner Stellung angemefjen findet, 
diefe Vermittlung übernehmen; jedoch darf dadurch der Befchluß 
wegen ber zur Sicherheit Des Bundesgebiet überhaupt zu er- 
greifenden Vertheidigungs-Maßregeln nicht aufgehalten, noch 
weniger in der Ausführung Der bereits bejchloffenen, ein Stillftand, 
oder ein Verzug bewirkt werben. 





Lo 
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Achter Satz: Bei ausgebrochenem Kriege fteht es jedem 
Bundesſtaate frei zur gemeinfamen Vertheibigung eine größere 
Macht zu ftellen als fein Bundescontingent beträgt, doch kann 
in dieſer Hinficht Feine Forderung an den Bund ftattfinden. . 

Neunter Sag: Wenn in einem Kriege zwilchen auswär- 
tigen Mächten Verhältnifje eintreten, welche Die Bejorgniß einer 
Verletzung der Neutralität des Bundesgebiet veranlaffen, fo ift, 
in fo ferne die -Bundesverfammlung außerordentlihe Maßregeln 
zur Behauptung diefer Neutralität für erforberlich halt, ein 
Beichluß darüber in engerem Rathe zu fallen. 

Zehnter Sag: Beginnt ein Bundeöftaat, der zugleich 
außerhalb des Bundesgebiet Befikungen hat, in feiner Eigen: 
Ichaft als europäiſche Macht einen Krieg mit einer auswärtigen 
Macht, ſo bleibt ein folcher die Verhältniffe und Verpflichtungen 
des Bundes nicht berührender Krieg dem Bund ganz fremd. — 
Auch in den Fällen, wo ein folcher Bundesftaat in feinen außer 
dem Bunde belegenen Befißungen bedroht oder angegriffen wird, 
tritt Die Verpflichtung der Theilnahme um Hülfeleiftung für den 
Bund nur in fofern ein, als derjelbe nach vorgängiger Berathung 
Durch Stimmenmehrheit in der engeren Verſammlung Gefahr für 
Das Bundesgebiet erfennt. Im letztern Fall würden alle Be: 
ſtimmungen der vorflehenden Säße eine gleichmäßige Anwendung 
finden. 

Elfter Satz: Die Beftinmung des Alten Artifeld der 
Bundesacte, vermöge welcher nach einmal erflärtem Bundes- 
friege fein Mitglied einjeitige Unterhandlungen mit Dem Feinde 
eingehen, noch einfeitigen Waffenftillfiand oder Frieden ſchließen 
fann, ift auf ſämmtliche Bundesftaaten, fie mögen außerhalb Des 
Bundesgebietd Befißungen haben oder nicht, gleich anwendbar. 

Zwölfter Sat: Die Theilnahbme des Bunde an den 
Berhandlungen über Abjchluß des Friedens oder eines Waffen: 
ftillftandes findet Durch einen von der engern Verfammlung zu 
beftellenden Ausſchuß flat. — Der Friedenstractat jelbft muß 
in der vollen Verfammlung angenommen und beftätigt werden. 
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An diefen Entwurf über die Verhaͤltniſſe des deutſchen 
Bundes in Bezug auf Krieg und Frieden wurde wenig geän- 
dert. Die Hauptpunfte betrafen den erften Satz, wo noch das 
Wort „Verträge” vor Bündniffe eingefchaltet wurde, ferner war 
ein Zuſatz zum vierten Satz bedeutend. Gr lautete: 

„Wenn das Bundesgebiet von einer auswärtigen Macht 
feindlich überfallen wird, tritt jofort Der Stand des Krieges ein 
und ed muß in diejem Falle was auch ferner von der Bundes- 
verfammlung bejchloffen werden mag, ohne allen weitern Verzug 
zu den erforderlichen Vertheidigungsmaßregeln gejchritten werden.” 

Endlih war eine Erörterung in der dreizehnten Sißung 
ehr wichtig. Baron v. Bentner brachte nämlich in Anregung, 
Daß wegen des im erften Satze des Entwurfes S. 433. ausge- 
ſprochenen Rechtes der Bündnilfe, vielleicht noch irgendwo zu 
beftimmen fein möchte, ob die Ausübung defjelben in einzelnen 
Fällen der engeren oder der vollen Verſammlung übertragen 
werden follte, worauf v. Berg die Bemerkung madte, daß 
nach) dem wahren Sinne der Bundesacte die Berathung 
in der engeren Verſammlung ald Regel, Die Beratbung in pleno 
als Ausnahme zu betrachten jei und daher in allen Fällen, mo 
die legte nicht in der Bundesacte beſtimmt vorgejchrieben oder 
durch einen Beichluß des engeren Raths ſelbſt veranlaßpt 
worden, die erfte vorausgefeßt werden müſſe. Die 
Richtigkeit dDiefer Bemerkung wurde einffimmig aner- 
kannt und beliebt, ſolche nicht nur auf die vorliegende 
Frage anzuwenden, fondern auch als allgemeine Aus— 
legungdnorm im Protocolle aufzeichnen zu lajfen, 

Außerdem verlangte der Furhejfiiche Bevollmächtigte Baron 
v. Muͤnchhauſen, daß er wünfcdhe bei dem 11. Sage noch ange- 
führt zu fehen, daß diejenigen Bundesftaaten, welche Befigungen 
außerhalb des Bundesgebiet8 haben, in ihrer Eigenſchaft als 
europäifche Großmaͤchte audy für ihre außer dem Bunde gele- 
genen Länder in Feine einfeitigen Friedensverhandlungen eingehen 
könnten. Die Mitglieder des betreffenden (6.) Ausſchuſſes, unter 
denen ſich die Bevollmächtigten Defterreich8 und Preußens be- 
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fanden, erklärten, daß die vorgefchlagene Faſſung des Sabes 
nicht anders als in dieſem Sinne verftanden werden Tönne; beide 
Erklärungen wurden ebenfalld in das Protocol niedergelegt. 

Zunaͤchſt wurdenun ein Entwurf zur Fefljeßung der&ompetenz . 
der Bundesverfanmlung der Gonferenz vorgelegt — 
gefichtspunkte gegeben, welche bei Abfaſſung deſſelben leitend waren, 
Dies iſt unzweifelhaft einer der wichtigſten Vorträge. Er lautet: 

Indem der Ausſchuß ſeine Anträge wegen Feſtſetzung der Com⸗ 
petenz derBundesverſammlung vorlegt, glaubt er eine beſondere Ent- 
wickelung und Begründung der einzelnen in Vorſchlag gebrachten 
Sätze nicht zu bedürfen, wenn es ihm anders gelungen iſt, den Haupt— 
gefichtspunft, von welchem er ausgehen mußte, nie aus den Augen zu 
verlieren, Diefer Hauptgefichtspunft ift, daß der Bund die Geſammt⸗ 
beit der Bundeögenofjen, jedes einzelne Bundesglied, nur ver: 
tragsmäßige Rechte und Pflichten im Bunde kennen, und daß 
die Urquelle diefer Rechte und Pflichten einzig der Orundvertrag 
des Bundes, Die Bundesacte iſt. 

Dieſe Urkunde hat dem Bunde, zum Organ ſeines Willens 
und Handelns, die Bundesverſammlung gegeben und ihr die 
Beſorgung der Angelegenheiten des Bundes ihrem ganzen Um— 
fange nach übertragen. 

Hierbei aber bietet ſich, wie der Fuͤrſt von Metternich in 
ſeinem zweiten Vortrage ſo richtig bemerkte, die wichtige Frage 
dar: welche Gegenſtände als Bundesangelegenheiten 
zu betrachten ſein ſollen. 

„Die Hauptmomente zur Beantwortung dieſer Frage, heißt 
es in dieſem Vortrage weiter, find theils in der Bundesacte ſelbſt 
wörtlich enthalten, theil3 aus einer einfachen und ungezwungenen 
Erklärung ihrer. VBorjehriften ohne Schwierigkeit abzuleiten. Sins 
deffen ift die Erörterung und möglichft erſchöpfende Beftimmung 
des Wirkungsfreifes oder wie man es bereitd früher genannt hat, 
Der Competenz des Bundestages unftreitig ein Der gegenwärtigen 
Verſammlung beſonders zuftehendes und obliegendes Geſchaͤft.“ 

In diefen Worten hat der Ausſchuß die zwedmäßigite An— 
leitung für Die ihm übertragene Arbeit gefunden. 
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Die Berhandlungen der Bundesverfammlung haben Ka be 
deutende Hülfsmittel dargeboten. 

Die durch den Bundestagsbeihluß vom 12, — 1817 
angenommene proviſoriſche Feſtſetzung der Competenz Der Bun- 
desverſammlung konnte von ihm als die wichtigfte und reichhal 
tigfte Arbeit benußt werden. — Der erfte Präfidialoortrag, Das 
genehmigte Gutachten über die Reihefolge der Gefchäfte Der Bun 
desverfammlung, mehrere Bundestagsbeichlüffe, verſchiedene Er: 
örterungen in der Bundesverfaflung, wozu einzelne Fälle Ber: 
anlaffung gegeben haben, find von ihm mit aller Aufmerkſamkeit 


berüdfidhtigt worden *). 


Wenn nun aber jet dad Proviſoriſche in ein Definitives 
verwandelt, das Unvollftändige ergänzt, das Yweifelhafte ent 


fchieden werben fol, jo hat der Ausſchuß geglaubt bei der Ent- 
widlung Der Grundfäße fireng an die einzige Quelle derjelben, 
an Die Beflimmungen der Bundesacte Jelbfl in der Ordnung 
der Darftellung fi halten zu müflen. 


Ausgehend von dem Grundbegriffe des Bundes bat 


er zuvörderſt Die Rechtsverhältniffe derſelben im Allgemeinen bezeid- 
net und aus ihnen ift der Beruf und Wirkungsfreis der Bundes: 
verjammlung gleichfall3 vorerft im Allgemeinen abgeleitet worden. 

Wie nun die Bundesacte in zwei Abfchnitten zuerft das 
eigentliche Bundesrecht feititellt und dann bejondere Verabre 
dungen enthält, weldye dem Grundvertrage des Bundes als 
ſolchem nicht nothwendig angehören, alfo zerfallen Die Gegen: 





Hände der Bundestagscompetenz in zwei Haupttheile, Deren 


erfter und wichtigfter Die Befugniffe der Bundesverfammlung zur 


Erreichung des Bundeszwedes umfaßt, der andere aber auf die 


bejondern Beſtimmungen der Bundesacte fich bezieht. 

Für Diejenigen Gegenftände, zu deren Bearbeitung eigene 
Ausſchüſſe ernannt find, ift blos zum Theil durch kurze Andeu— 
tung allgemeiner Grundjäße die Stellung bezeichnet worden, 


welche bemnächft die darüber feftzufeßenden Beflimmungen ein 


nehmen bürften. 
*) B. I. Rap. 2. 
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Der Ausſchuß Batte zuerft Die Abſicht feine Vorſchlaͤge 
auch auf die Berechtigung der Bundesverfaffung in Rück⸗ 
ficht auf die Form ihrer Gefchäftsführung auszudehnen und 
Grundfäpen über Die gejeßmäßige Faſſung der Bunbestags- 
beichlüffe über den Wirkungskreis Der engeren Bundesverfamm- 
Yung und dad Plenum über die Entſcheidung durch Stimmen: 
mehrheit und Stimmeneinbelligfeit und einen Plaß in feinem 
Entwurfe vorzubehalten. Es ſchien ihm aber, daß er dadurch 
die Grenzen ſeines Auftrages und der ihm obliegenden Beant- 
mwortung Der Frage: welche Gegenftände ald Bundesangelegen- 
beiten zu betrachten fein ſollen? überfchreiten würde, obgleich 
er nicht verfennt, Daß auch die feſte Beftimmung jener Grunde 
fäße zu einer ungehemmten wirkffamen Gejchäftsführung der Bun- 
desverſammlung wefentlich beitragen muß. 

Die Vorjchläge waren in folgenden 88. enthalten: 


Anträge 
Des ai Ausſchuſſes wegen Feſtſetzung der Kompetenz der 
Bundesverfammlung. ne 
Art. 1. 


Der deutjhe Bund ift ein völferrechtlicher Verein ber ſou⸗ 
veränen Fürften und freien Städte Deutjchlands zur Bewahrung 
der Unabhängigkeit und ihrer im Bunde begriffenen Staaten und 
zur Erhaltung der inneren und äußeren Sicherheit Deutſchlands. 

Art. 2. 

Diefer nur zu beftimmten, verfaffungsmäßig ausgeiprochenen 
Zwecken gebildete Verein unbedingt Jelbftftändiger unter ſich gleich 
berechtigter Staaten befteht in feinen inneren Verhältniffen als 
eine politiihe Geſellſchaft mit beftinmten Vertragsrechten und 
Dbliegenheiten; in feinen äußeren Verhältniffen aber als eine in 
politiiher Einheit verbundene Geſammtmacht. 

Art. 3. 

Die Wirkſamkeit des Bundes findet ihren Grund und ihr 
Maaß einzig in der Bundesacte, die der Grundvertrag und das 
erite Geſetz Diefes Vereins ift. Indem dieſe Urkunde die Zwecke 
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des Bundes ausſpricht, beflimmt, bedingt und begrenzt fie 
dadurch) zugleih die Befugniſſe und Berpflichtungen deſſelben. 
Art, A, 


Der Gefamnitheit der Bundesglieder fleht Die Befugniß der 


nothwendigen Entwidelung und weiteren Ausbildung der Bundes 
acte, zur Grreichung der darin ansgedrüdten Zwecke, zu. Die 
darüber zu faflenden Bejchlüffe Dürfen aber mit dem Geifte 
derjelben in feinem Widerſpruche flehen, noch von dem Grund⸗ 
character des Bundes abweichen. 

Art. 5. 

Der Bund iſt als ein beſtändiger Verein gegründet. Es 
haͤngt demnach von ſeinen Mitgliedern nicht ab, denſelben nach 
Willkür zu verlaſſen. 

Art. 6. 

Der Bund handelt und wirkt durch die Bundesverfaſſung, 
in welcher alle Glieder deſſelben durch ihre Bevollmaͤchtigte theils 
einzelne, theil3 Gejammtitimmen zu führen haben. Die Bundes: 
verfammlInng aus den Abgeordneten ber einzelnen Bundes— 
glieder zufammengejegt, ftellt den Bund in feiner Geſammtheit 
vor und erjcheint als das einzige verfaffungs-mäßige Organ 
feines Willens und Handelns, 

Art. 7. 

Die einzelnen Bevollmächtigten bleiben von ihren Commit⸗ 
tenten unbedingt abhängig und find dieſen allein wegen getreuer 
Befolgung der ihnen ertheilten Weiſungen verantwortlid. 

Art. 8. 
Andere Redaction. Ä 
Die Bundesverfafjung übtihre | Die Bundesverfaffung übt ihre 
Rechte und Pflichten innerhalb | Rechte und Pflihten nur inner 
vertragsmäßiger, Durch Die Bun= | halb vertragämäßiger, Durch die 
beözwede beftimmt bezeichneten | Bundesacte bezeichneter Schran- 
Schranken aus. Ihre Wirkfam: | fen aus. Ihre Wirkſamkeit wird 
feit wird demnach zunaͤchſt Durch | daher zunächhft durch die Be 
die ausdrüdlichen Vorjehriften ! ftimmungen dieſes Grundvers 
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und Beflimmungen der Bumdes- | traged und ber in deſſen Ge- 
acte, wo dieſe aber aufhören, | mäßheit weiter zu verfaffenden 
und jo lange der Bund fidh | Grundgejeße des Bundes, wo 
über ‚nähere Grundgeſetze einigt, | aber dieſe Beſtimmungen auf: 
Durch die ausgefprochenen allge | hören, durch Die ausgejprochenen 
meinen Zwecke degrQumdee ent | allgemeinen Bundeszwede ent: 
ſchieden. ſchieden. 
Art. 9. 

Dieſem nach begreift die durch den Artikel A. der Bundes⸗ 
acte der Bundesverfaffung übertragene Beforgung der Bundes: 
angelegenheiten desjenigen unter ſich, was 1. zur Erreichung 
der in dem Art. 2. der Bundesacte erklärten Zwede: der Er- 
haltung der äußeren und inneren Sicherheit Deutſchlands, als 
Unabhängigfeit und Unverletzbarkeit der einzelnen Bundesſtaa— 
ten, 2. zur Erfüllung der in dem Bundesvertrage weiter ent- 
baltenen Vorfchriften, ſowie der von den Bundesgliedern Durch 
denfelben oder durch nachherige Bundesbejchlüffe übernommenen 
Verbindlichkeiten nothwendig if. 

Art. 10. | 

Sowie in Folge der Art. & dem Bunde’ zuftehenden Be- 
fugniß nad) den Art. 6. 7. und 10. der Bundesacte die noth- 
wendige Entwidelung und weitere Ausbildung des Bundesver- 
trags der Bundesverfaffung obliegt, ift fie insbejondere auch) 
berufen, Befchlüffe, welche Die Bundesacte felbft betreffen, zu 
fafjen, um den urfprünglichen Sinn derjelben zu bewahren, oder 
berzuftellen, Die wejentlichen und nothwendigen Folgen Der darin 
aufgeftellten Grundjäße zu entwideln und feflzujeßen, Die in dem 
Bundesvertrag enthaltenen Beftimmungen, wenn es nothmwendig 
ift, dem Bundeszwed gemäß zu erklären und ihnen baburd) eine 
richtige Anwendung zu fichern. 

Art. 11. 

&3 liegt Der Bundesverfammlung ob, dahin zu wirken, daß 
Eintracht und Friede unter den Bundesgliedern ungeftört erhal: 
ten werden. Sie tft demnach verpflichtet, Die hierauf fich bezie- 
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henden Beflimmungen des Art. 11. der. Bundesacte zu handhaben 
und auszuführen. 
Art. 12. 

Wenn daher auf irgend eine Art die innere Sicherheit des 
deutſchen Bundes wirklich geftört oder bedroht und dieſe Stö- 
rung oder Bedrohung Durch Die Bundesverfammlung anerkannt ift, 
jo ift fie verpflichtet, Berathung über Erhaltung oder Wieder: 
berftellung der Ruhe zu pflegen und die dahin gerichteten Be 


ſchlüſſe zu faſſen. 
Art. 13. 


Wenn unter Bundesgliedern Thaͤtlichkeiten zu beſorgen ſind 
oder ausgebrochen wären, jo iſt Die Bundesverſammlung beru—⸗ 
fen, vorläufige Maßregeln zu nehmen, damit jede Selbſthülfe 
verhindert und die bereit eingetretene ſogleich wieder eingeftellt 
werde, Zu dem Ende ift vor Allem für die Aufrechtbaltung Des 
Beſitzſtandes Sorge 'zu tragen *). 

Art. 14. 

Die Bundesverfammlung ift verbunden in allen nach Bor: 
jchrift des Art 11. der Bundesacte bei ihr anzubringenden Strei⸗ 
tigfeiten der Bundesglieder die Vermittelung in Gemäßheit des 
gedachten Artikel und des hierüber gefaßten Bundesbeſchluſſes 
durch einen Ausschuß zu verfuchen. 

Art. 15. 

Die Bundesverfammlung hat nad) Vorfehrift des Art. 11. 
der Bundesacte zu bewirken, daß Streitigfeiten der Bundesglieder 
unter einander, welche gütlich nicht beigelegt werden können, 
durch eine wohlgeorbnete Aufträgal-Suflanz entjchieden werden **), 

Art. 16. 

Wenn Forderungen von Privatperfonen an Bundesftaaten 

deßhalb ihre Befriedigung nicht erhalten können, weil unter 


*) Die näheren Beftimmungen hierüber werden von der 3, und 4. Com⸗ 
miffion erwartet. Auch fiehe 37. Eikung der Bundesverfammlung vom Jahr 
1817. 

x*x) Die näheren Beilimmungen, Ergänzungen des Bundestagsbeſchluſſes 
vom 16. Suni 1817 find der 3. Commiſſion aufgetragen. 
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mehreren Bundesgliedern ihre Verpflichtung Dazu beftritten wird, 
ſo hat die Bundesverfaflung auf Anrufen der Betheiligten zuvör- 
derſt zu verfuchen die betreffenden Bundesglieder auf gütlichem 
Wege zu vereinigen, in deſſen Entftehung aber auf Erledigung 
der ftreitigen Borfrage durch ein Compromiß anzutragen und 
wenn diejed nicht angenommen wird, die Sache zur rechtlichen 
Entſcheidung durch die Auſtraͤgal-Inſtanz zu befördern. 
Art, 17. 

Die Aufrechterhaltung der inneren Ruhe und Ordnung in 
den einzelnen Bundesftaaten ftehet den Negierungen derfelben 
allein zu und nur in Rüdficht auf die innere Sicherheit Des ge- 
jammten Bundes und in Folge der Verpflichtung der Bundes 
glieder zu gegenfeitiger Hülfeleiftung findet eine Ausnahme hier: 
von und die Mitwirfung der Gejammtheit zur Erhaltung oder 
Miederherftellung der Ruhe Statt. 1) Im Falle der Widerfeß- 
Tichfeit der Unterthanen gegen die Regierungen. 2) Bei fernerm 
Aufruhr. 3) Bei gefährlichen Bewegungen in mehreren Bundes- 
ftaaten. | 
Art. 18. 

In dem Falle einer Widerjeglichleit gegen die Regierungen 
von Seiten der Unterthanen, jedoch nur alddanı, wenn die 
innere Ruhe des Landes Durch biefelbe gefährdet und die Ruhe 
benachbarter Yänder bedroht wird und nad) Erfchöpfung der ver- 
fafjungsmäßigen und gejeßlichen Mittel: Die Regierung eines 
Bundesftaates jelbft den Beiftand des Bundes anruft, ift Die 
Bundesverfammlung verpflichtet zur Verhütung des Ausbruches 
und der Verbreitung aufrührerifcher Bewegungen durch Ver— 
fügung geeigneter Maßregeln einzumirfen, welche aber von Feiner 
längeren Dauer fein dürfen als die betheiligte Regierung, welcher 
die bundesmäßige Hülfe geleiftet war es nothwendig eraditet. 

Art. 19, 

Wenn in einem Bundesftaate ein offener Aufruhr wirklich 
ausgebrochen ift, welcher Die einzelne Regierung Durch eigene 
Kräfte zu unterdrüden fi) außer Stand findet, jo ift Die Bun- 
desverjammlung berechtigt und verpflichtet, auch unaufgerufen Die 
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die fchleunigfte Hülfe zur Unterdrüdung Des Aufruhrs und zur 
MWieberherftellung der gejeglichen Ruhe und Drbnung durch Ans 
wendung aller ihr zu Gebote ftehenden Mittel zu Ieiften. 

t | Art. 20. 

- Wenn in mehreren Bundesftaaten die Sffentlihe Ruhe und 
gefegliche Ordnung Durch gefährliche Umtriebe bedroht ift, und 
Dagegen nun durch Zuſammenwirken der Gejammtheit zureichende 
Maßregeln ergriffen werden Eönnen, jo tritt der Fall ein, wo 
die Bundesverfammlung nach vorgängigen Benehmen mit den 
betreffenden Regierungen jolche Maßregeln zu beratben, und zu 
bejchließen bat. 

| | Art. 21. 
- Sn Beziehung auf den Äußeren Zweck der Sicherheit 
Deutſchlands hat die Bundesverfammlung 
1. den Bund bei den auswärtigen Staaten zu vertreten, 
2. mit denjelben friedliche und freundfchaftliche Verhältnifie 
zu unterhalten, 

3. Gefandte an den Bund anzunehmen, 

4. An fremde Staaten, falld es nöthig befunden wird, Ge⸗ 
fandte des Bundes zu ſchicken, 

5 Unterbandlungen für die Gejammtheit des Bundes zu be- 
treiben, und 

6. Verträge für dieſelben abzufchließen ; auch 

T. für einzelne Bundesftaaten, oder deren Untertbanen auf 
Verlangen der betreffenden Bundesregierungen, nad) Be- 
finden der Umftände, die Verwendung des Bundes ein- 
treten zu laflen, und in eben der Art fremden Regierungen 
bei Bundesflaaten die Dazwijchenkunft des Bundes zu 
bewilligen, 

8. Bertheidigungsanftalten und organiſche Ginrichtung des 
Bundes in militärifcher Hinficht zu treffen; endlich 

9, das dem Bunde zuftehende Recht des Krieges und 

10. des Friedend auszuüben. *) 


*) Gntwidlung und Ausbildung biefer Grundzüge ift zu erwarten in 
der 6., 7. und 8. Commiſſien. 
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Art. 22. 

Da für die Verfolgung der Bundeszwecke und Die Beforgung 
Der Angelegenheiten des Bundes das Bedürfniß von Geldbei⸗ 
trägen entfleht, welche von der Gejammtheit aufzubringen find, 
10 liegt der Bundesverfammlung ob: 

1. den Umfang des verfaljungsmäßigen Aufwandes, ſoweit 

ſolches im Allgemeinen erforberlidy ift, zu beſtimmen. 

2. In vorkommenden Fällen das, was für den Bundeszweck 

nöthig fein Fann, zu verwilligen. 

3. Das Verhältniß, nad) welchem von den Mitgliedern des 

Bundes beizutragen iſt, feſtzuſetzen. 

4. Die Erhebung, Verwaltung, Verwendung und Vemegh 

nung der Beiträge anzuordnen, und 

5. Darüber die Aufficht zu führen. 

Art. 23. 

Die Bundesverfammlung tft nicht nur befugt, dasjenige an⸗ 
zuordnen, was zur Ausführung der Bundesgeſetze und Bundesbe- 
Ichlüfle gehört, jondern auch in dem Falle eine beharrlich ver: 
weigerte Erfüllung der Bundespflichten oder der von Bundes 
aliedern, als ſolche übernommenen Verbindlichfeiten, Die ver 
Tafjungsmäßigen Mittel der Vollftrefung anzuwenden. — 

Art. 24. 

Bermöge der durch den 11. Artikel der Bundesacte Der 
Bundesverfammlung auferlegte Pflicht, die richterliche Entjcheidung 
der Streitigfeiten der Bundesglieder durch eine wohlgesrdnete 
Austraͤgal-Inſtanz zu bewirken, liegt ihr auch ob, m 
den Ausſpruch einer ſolchen Inſtanz zu vollftreden. 

Art. 25. 

Die Bundesverfammluug ift berechtigt, die Mittel zur Boll 
firedung der Bundesgefege und Befchlüffe, wie auch der Au— 
fträgalerfenntniffe in Gemäßheit den von dem Bunde errichteten 
Executiond:Drdnung in Anwendung zu bringen.”) 

Art. 26. 
Die dur) die Bundesacte den einzelnen Bundesflaaten ga- 


*) Die 4. Commiſſion wirb diefen Gegenſtand Bearbeiten. 
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rantirte Unabhängigkeit ſchließt zwar im Allgemeinen jede Ein— 
wirkung der Bundesverfammlung in die innere Staatdeinridhtung 
und Verwaltung aus. Da aber die Bundesglieder in Anjehung 
einiger, das Innere der Länder berührenden Angelegenheiten, und 
gewifler, allen oder einzelnen Unterthanen zugeficherten Rechte, 
über bejondere in der Bundesacte enthaltenen Beſtimmungen 
hbereingefommen find, welche theil3 auf alle Bundesſtaaten, theils 
auf einzelne derfelben und auf beſtimmte Verhältniffe der Unter: 
thanen ſich beziehen, jo ift die Bundesverfammlung befugt, von 
der Erfüllung der durch dieſe Beftimmung übernommenen Verbind⸗ 
lichkeit Kenntniß zu nehmen und nöthigenfalls Diejelbe zu bewirken. 
Die Anwendung der in Gemäßheit diefer Verbindlichkeit ge: 
troffenen Anordnungen auf die einzelnen Fälle bleibt jedody den 
einzelnen Regierungen ohne weitere Einmiſchung der Bundesver⸗ 
jammlung überlajjen. Die hierher zu vechnenden Gegenflände 
find in den nachfolgenden Artifeln 27 bis 35 enthalten. 
Art. 27. 

Die Bundesverfammlung ift verpflichtet, Kenntniß Davon zu 
nehmen, daß dem Art. 12 lder Bundesacte wegen Errichtung ge- 
meinfchaftlicher oberfter Gerichte genügt werde, und dazu Die ein— 
zelnen Bundesglieder, welche die Beflimmungen dieſes Artikels 
noch zu vollziehen haben, bejonders aufzufordern. 

Art, 28. 

Wenn der Fall einer in Rechtsſachen eintretenden Juſtizver⸗ 
weigerung oder einer derjelben gleichzuachtenden Verzögerung fich 
ergeben jollte, jo ift in Grmangelung eigener gejeglicher Hülfe 
durdy Die Landesregierung oder Verfaſſung, die Bundesverſamm⸗ 
lung ebenjo befugt, als verpflichtet, erwiejene gegründete Be- 
ſchwerden über wirklich gehemmte oder verweigerte Rechtöpflege 
anzunehmen, um darauf die gerichtliche Hülfe in den betreffenden 
Bundesſtaaten bei der Regierung dafjelbe zu bewirken. 

Art. 29. 

In Folge der über den 13. Artikel der Bundesacten feftge: 

festen Beflimmungen*) ift die Bundesverfammlung befugt, Davon 


*) Diefe gehören nicht hierher, fondern müflen an einem ſchicklichen Orte 
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Kenntniß zu nehmen, daß in jeden Bundesftanten eine land» 
ſtaͤndiſche Verfafjung wirklich beftehe, und fie ift verpflichtet, ihre 
Einführung in den Bundesflaat, in welchem fie noch nicht ge- 
ſchehen ift, zu veranlafien. 

Art. 30, 

Wenn von einem Bundesgliede die Garantie des Bundes 
für die in feinem Lande eingeführte landſtändiſche Verfaſſung 
nachgeſucht wird, jo ift Die Bundesverfammlung berechtigt, dieſe 
au übernehmen. Dieſelbe erhält dadurch die Befugniß, auf An- 
nahme der Betheiligten, die Verfaffung aufrecht zu erhalten, und 
die über deren Verlegung entſtandenen Streitigkeiten zwijchen 
dem Landesfürften und den Ständen, fofern fie hierfür nicht 
anderweitige Mittel und Wege geſetzlich vorgezeichnet find, ent: 
weber durch gütliche Vermittelung oder durch compromiffarische 
Entjcheidung zu erledigen. 

Art. 31. 

Außer dem Falle der übernommenen bejonderen Garantie 
einer Yandftändifchen Verfaflung und die Aufrechthaltung der über 
Den 13. Artikel der Bundesacte verabredeten Beftimmungen, ift 
Die Bundeöverfammlung nicht berechtigt, in dergleichen Angelegen- 
heiten oder in Streitigkeiten zwiſchen den Spuveränen und ihren 
Zandftänden einzumwirken, jo lange nicht dieſe den im Art. 19 
bezeichneten Charakter annehmen, in welchem Falle die Beftimmung 
dieſes Artifeld auch Hierauf ihre Anwendung finden. Der Art. 
A6 der Congreßacte in Betreff der Verfaſſung der freien Stabt 
Frankfurt erhält hierdurch Feine Abänderung. 

Art. 32.) 
Art. 33. 

Die Bundesverfammlung ift berechtigt, in vorkommenden 
Fällen ihre Verwendung eintreten zu lafjen, Damit den Unter: 
thanen deutſcher Bundesftaaten Diejenigen Rechte gewährt werben, 


in die von den vereinigten SKabineten auszufertigende Urkunde, welche die von 
denfelben hier gefaßten Beichlüffe begreifen wird, eingerüdt werben. 

=) Diefer Artikel betrifft die Erfüllung des 14. Art. der Bundesacte und 
wird nach beendigter Arbeit des dafür ernannten Ausſchuſſes rebigirt werben. 
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welche durch den 18. Artikel der Bundesarte ihnen zuge 
ſichert find. 
ei: Art. 34. 


Wenn in einem Bundesflaate Die Zufiherung des Art. 16 
der Bundesacte unter den verjchiedenen hriftlichen Neligionspar- 
theien einen Unterſchied in dem Genufje Der bürgerlichen und po- 
litijchen Rechte gejeblich eingeführt, oder in der Religiongeigen: 
jchaft begründet würde; fo iſt Die Bundesverfammlung befugt, 
auf Anrufen der Betheiligen, nad) von Diefen vorher erfchöpften 
gefeglichen und conftitutionellen Mitteln bei der betreffenden Re— 
gierung auf die Beobachtung dieſes Artikeld zu dringen und die 
Abſtellung der gegründeten Bejchwerden zu veranlaflen. 

Art. 35. 

Die Bundesverfammlung ift verpflichtet, Die von dem Bunde 
im 15. Artikel der Bundeöverfammlung übernommene Garantie 
im Falle einer Verweigerung Der in gedachtem Artikel gemachten 
Zufiherung geltend zu machen. 

Art. 36, | 

Gegenftände gemeinnüßiger Anordnungen, welche von der 
Beichaffenheit find, daß den einzelnen Staaten zu ihrer Ausführung 
entweder Die hinreichenden Mittel ober die nothwendige . Ein- 
willigung der dabet;betheiligten übrigen Bundesftaaten mängeln, 
fönnen an den Bundestag, ald den geeigneten Centralpunkt für 
dergleihen das Intereſſe der Geſammtheit der deutichen Lande 
betreffenden Angelegenheiten gebradt und von der Bunbesver- 
ſammlung zur Veranlaffung einer Vereinbarung unter den Bun⸗ 
deögliedern in Berathung genommen 'werden. — 

Art. 37. 

Die im 16,, 18. und 19. Artikel der Bundesacte enthaltenen 
bejonderen Beftimmungen in Betreff der bürgerlichen Verbeſſerung 
der Befenner des jüdiſchen Glaubens, der Preffreiheit, des Nach⸗ 
druds, und des Handel! und Verkehrs ift Die Bundesverjamm- 
lung in Berathung zu nehmen verpflichtet, um Die bezwedten 
möglichft gleichförmigen Verfügungen oder gemeinnüßigen Ver: 
einbarungen unter den Bundesgliedern zu veranlaflen. 
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Judeſſen fanben:die Vorjchläge in den Couferenzen jehr be⸗ 


deutende Einwendungen, Die eine zweite Redaction vothweudig 
machten. Wir ſtellen hier die beiden Redactionen neben einander. 


Zweite Redaction 


der Antraͤge des erſten Ausſchuſſes wegen Feſtſetzung der Com— — 
petenz der Bundes-Verſammlung. 
Art. 1. Art. 1. 
Der — Bund iſt ein völkerrechtlicher Verein ꝛc.“) (unverändert) 
Art. 2. Art.2 


Diefer für beflimmte Zwecke geftiftete Verein, beſteht in 
jeinem Innern ald eine Gemeinſchaft felbftftändiger, unter ſich 
amabhängiger Staaten, mit wechjeljeitigen gleichen Vertragsrechten 
und Bertragsohliegenheiten; in feinen äußeren Verhältniffen aber, 
als eine in politiicher Einheit verbundene Gefammtmadht. 

Art. 3. Art. 3. 

Der Umfang und die Schranken, weldhe der Bund feiner 
Wirkſamkeit vorgezeichnet bat, find in der. Bundesacte.beftimmt, 
die der Grumdvertrag und das erfte Grundgefeb dieſes Vereins 
ift. — indem dieſelbe die Zwecke des Bundes ausipricht, be 
dingt und begrenzt fie zugleich a Beſugniſſe und Ber: 
pflichtungen. 


Art. 4. Irt. 4. 
Der Gejammtheit der Bundesglieder ſteht die Befugniß ꝛc. unverändert) 
Art. 5. 


Art. 5. 
Der Bund iſt als ein beſtaͤndiger Verein gegründet, es ſteh 


imma Teinem feiner Mitglieder frei, ſich eigenmädtig Davon 
zu trennen. 
Art. 6. | 
Die , Nufnahme eine3 neuen Mitgliedes in den Bund hat 
nur dann Statt, wenn die Geſammtheit der Bundesglieder ſolche 
mit Den beſtehenden Verhaͤltniſſen des Bundes vereinbar, und 
dem Intereſſe deſſelben angemeſſen findet. Uebrigens können 


*) Woͤrtlich wie oben Seite 439 fi. 
Zweiter Theil. 29 


Art. 6. 


Art. 7. 


Art. 8 


Art. 9. 


(fallt weg). 


Art. 10. 
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Veränderungen in Dem gegenwärtigen Belikftande der Bundes- 

glieder ohne ausdrüdlihe Zuflimmung der Gefammtheit Feine 

Beränderung in ten Bundesrechten und Bundespflichten bewirken. 
Art. 7. 

Die Bundesverfammlung, zujfammengejeßt aus den Abge- 
orbnneten aller Bundesglieder, Die theil8 einzelne, theild Geſammt 
flimmen zu führen haben, ftellt der Bund in feiner Gejammtheit 
vor, und ift das beftändige verfaſſungsmäßige Organ feines 
Willens und Handel, 

Art. 8. 

Die einzelnen Bevollmächtigten bleiben von ihren Gommittenten 
unbedingt abhängig, und find Diefen allen wegen getreuer Be 
folgung der ihnen ertheilten Inſtructionen, jour wegen ihrer 
Geihäftsführung überhaupt verantwortlich. 

Art. 9. 

Die Bundesverfammlung übt ihre Rechte und Obliegenheiten 
nur innerhalb beflimmter, durch Die Grundgeſetze des Bundes 
bezeichneten Schranken aus. Ihre Wirkſamkeit wird daher zu- 
naͤchſt durch Die Vorſchriften Der Bundesacte ‚und Die in Gemäßheit 
derjelben von der Gejammtheit des Bundes befchlofjenen, oder 
ferner zu befchließenden Grundgefeße, wo aber dieſe nicht aus- 
reichen, Durdy die ausgejprochenen allgemeinen Bundeszwecke 
beftimmt. 

Art. 10, 

So wie, in Folge der dem Bunde zuftehenden Befugniß 
und nad) den Anlagen 6, 7 und 10 der Bundesacte, die noth- 
wendige Entwidlung und weitere Ausbildung des Bundesvertrages 
der Bunderverfanmlung obliegt, jo ift fie insbeſondere auch be- 
rufen, Bejchlüfje, welche die Bundesacte felbft betreffen, zu faflen, 
um den urjprünglichen Sinn derſelben zu bewahren oder herzus 
ftellen, die darin enthaltenen Beftimmungen, wenn es nöthig if, 
dem Bundeszwede gemäß zu erklären, Die aus ben aufgeftellten 
Grundjägen weſentlich hervorgehenden Folgerungen feſtzuſetzen 
und fo, in allen vorkommenden Källen, den Vorfchriften Diefer 
Urkunde eine richtige Anwendung zu fichern. 
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Art. 11. Art. 11 u. 12 

Die Bundesverfammlung ift verpflichtet, dahin zu wirken, 
Daß Eintracht und Friede unter den Bundesgliedern ungeftört 
erhalten werde. Es liegt demnach, wenn die innere Ruhe und 
Sicherheit des Bundes auf irgend eine Weile wirklich bedroht 
oder geftört ift, der Bundesverfammlung ob, über Erhaltung 
oder Wiederherftellung derjelben, Berathung zu pflegen, und die 
nach Beichaffenheit der Umftände dazu geeigneten Beſchlüſſe zu 


faflen. — 
Art. 12. Art. 13, 
Wenn zwilchen Bundesgliedern Thätlichkeiten zu bejorgen 
oder wirklich ausgebrochen find, jo it Die Bundesverſammlung 
berufen, vorläufige Maßregeln zu nehmen, Damit jede Selbfthülfe 
verhindert und die bereit3 eingetretene wieder eingeftellt werde. 
Zu dem Ende ift von allem für die Aufrechthaltung des Befik- 
ftandes Sorge zu tragen. 
Art. 13. Art. 14. 
Die Bundesverfammlung ift verbunden, in allen, nach Wor-lunverändert) 
Schrift des Art. 11 ıc. 
Art. 14. Art. 15. 
Die Bundesverfamnlung hat nad) Vorjchrift des Art. 14lunverändert). 
der Bundesacte ꝛc. ıc. 
Art. 15. gy 
Wenn Forderungen von Privatperjonen deshalb nicht be— 
friedigt werden können, weil die Verpflichtung, denjelben Genüge 
zu leiften, zwiſchen mehreren Bundesgliedern zweifelhaft oder be⸗ 
ftritten ift, fo bat die Bundesverfammlung auf Anrufen der Be: 
theiligten zuvörderſt zu verfuchen, Die Bundesglieder, Die es be— 
trifft, auf gütlihen Wegen zu vereinigen, in dem Falle aber, daß 
dieſer Verſuch ohne Erfolg bliebe, auf Erledigung der flreitigen 
Vorfrage durch ein Compromiß anzutragen, und wenn dieſes 
nicht angenommen wird, Die rechtliche Entſcheidung durch Aus: 
traͤgal⸗Inſtanz zu bewirken. - 
Art. 16. Art. 17. 
Die Aufrehthaltung der innern Ruhe und Ordnung in den 
Zweiter Theil. 29% 


tt. 16, 


Art. 184.19. 
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Bundesſtaaten fteht den Regierungen allein zu, ald Ausnahme 
kann jedoch in Rüdficht auf Die innere Sicherheit ded geſammten 
Bundes, und in Folge der Verpflichtung der Bundesglieder zu 
gegenjeitiger Hülfeleiftung die Mitwirkung der Gejammtheit zur 
Erhaltung oder Wiederherftelung der Ruhe Statt finden: 1) im 
Fall einer Widerjeglichkeit der Unterthanen gegen Die Regierungen, 
2) bei offenem Aufruhr, 3) bei gefährlichen Bewegungen in 
mehreren Bundesftaaten. 


Art. 17. 
Wenn in einem Bundesftaate durch Widerfeßlichfeit der Un- 


terthanen gegen die Obrigfeit Die innere Ruhe unmittelbar ge⸗ 


fährdet, und eine Verbreitung aufrührerijcher Bewegungen zu 
fürdhten, oder, wenn in einem ſolchen Staate ein wirklicher Auf- 
ruhr zum Ansbruch gefommen ift, und die Regierung, nad 
Beichöpfung der verfaffungsmäßigen und gejeblichen Mittel, ſelbſt 
den Beiftand des Bundes anruft, jo liegt Der Bnndesveſamm⸗ 
lung ob, die jchleunigfte Hülfe zur Wiederherftellung der gejeß- 
lichen Drdnung zu leiften. Sollte in dem letztgedachten Falle, 
die Regierung anerfanntermaßen außer Stande fein, den Aufruhr 
durd) eigene Kräfte zu unterbrüden, zugleich aber durch die Um: 
ftände gehindert, die Hülfe des Bundes zu gewähren, jo ift die 
Bundesverfammlung nichts deſto weniger verpflichtet, auch) unauf- 
gerufen zur MWiederherftellung der Ordnung und Sicherheit ein- 
zufchreiten. — Sin beiden Fällen aber Dürfen Die verfügten Maf- 
regeln von feiner längeren Dauer jein, ald Die Regierung, welcher 
die bundesmaͤßige Hülfe geleiftet wird, es nothwendig erachtet. 


Art. 18. 
Nach wiederhergeftellter Ruhe hat die Bundedverfammlung 


bei der Regierung, welcher Der bundesmäßige Beiftand geleiftet 


worden, Durch ihre Vermittelung zu bewirken, daß die Urjachen, 
welche Die aufrührerijchen Auftritte veranlaßt hatten, gründlich 
gehoben und zur Verhütung ähnlicher Störungen der gejeglichen 
Ordnung ein der Verfaſſung und den Gejeßen des Landes gemäßer 
Rechtözuftand befefligt werde. 
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Art. 19. 


Wenn die öffentlihe Ruhe und gejeblihe Ordnung in 
mehreren Bundesſtaaten durch gefährliche Umtriebe bedroht ift, 
und dagegen nur durch Zuſammenwirken der Gejammtheit zu— 
reichende Maßregeln ergriffen werden fönnen, jo hat die Bundes: 
verjammlung, nad) vorgängigem Einvernehmen mit Den einzelnen 
Regierungen, jolhe Maßregeln zu berathen und zu bejchließen. 


Art. 20. 


In Beziehung auf den Zweck der äußern Sicherheit des 
Bundes, wie überhaupt auf ſeine Stellung als Geſammtmacht 
liegt der Bundesverſammlung ob: 


1. 


den Bund bei den auswärtigen Staaten zu repräjentiren; 


2. mit diefem friedliche und freundjchaftliche Verhältniffe zu 


3. 
4, 


5. 


-I 


unterhalten; 

an den Bund abgeordnete Geſandte anzunehmen; 

an fremde Staaten, falls es nöthig befunden wird, Ge: 
Jandte im Namen des Bundes zu fenden; 
Unterhandlungen für die Gejammtheit des Bundes zu 
betreiben, und Verträge für den Bund abzufchließen; 


‚ für einzelne Bundesftaaten oder deren Unterthanen auf 


Berlangen der Bundesregierungen die Verwendung Des 
Bundes bei fremden Staaten und in gleicher Art auf 
Verlangen fremder Staaten, die Dazwiſchenkunft Des 
Bundes bei einzelnen Bundesftaaten eintreten zu Taflen; 


. Bertheidigungsanftalten und organiſche Ginrichtungen 


des Bundes in militärischer Hinficht zu  bejchließen; 
endlich 


. das dem Bunde zuftehende Recht des Krieges und Fries 


dens auszuüben. 
Art. 21. 


Da zur Erreihung der Zwecke und Bejorgung der Ange- 
legenheiten des Bundes von der Gefammtheit dev Mitglieder 
deſſelben Geldbeiträge zu leiften find, fo Liegt der Bundesver: 
Jammlung ob: 


Art. 20. 


Art. 21. 


Art. 22. 


Art. 23) 
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1) den Umfang der verfafiungsmäßigen Ausgaben, jo weit 
ſolches im Allgemeinen erforderlich tft, zu beitimmen; 

2) in vorfommenden Fällen das, was mit Rückſicht auf die 
Bundeszwede ald nothwendig anerkannt und beſchloſſen 
worden ift, zu verwilligen; 

3) das matricularmäßige Verhältniß, nach welchem von den 
Mitgliedern des Bundes beizutragen ift, feftzufeßen; 

4) die Erhebung, Verwaltung, Verwendung und Verrechnung 
der Beiträge anzuordnen und Darüber die Aufficht zu 
führen. 

Art. 22, 


(unverändert), Die Bunbesverfammlung tft nicht nur befugt, dasjenige an- 


Art. 24. 


Art. 25. 
(fällt aus). 


zuordnen, was zur Ausführung ıc. 
Art. 23. 

Die Bundesverfammlung ift verpflichtet, außer Den Bundes: 
gejeßen und Bundesbejchlüffen auch Die unter ihrer Vermittlung 
gefchloffenen Vergleiche, fowie die Ausſprüche der anzuordnnenden 
Austrägal-Inftanz, Durch Die in Der Bunded-Egeeutiond-Drdnung 
vorgejchriebenen Mittel vollftreden zu laſſen. 

Art. 24. 

Die durch die Bundesacteden einzelnen Staaten garantirte 
Unabhängigkeit fchließt zwar im Allgemeinen jede Einwirfung Der 
Bundes- Berfammlung in die innere Staatdeinrichtung und Ver: 
waltung aus. Da aber die Bundesglieder fi) in der Bundes: 
acte zu einigen befonderen Beſtimmungen vereinigt haben, welche 
ſich theils auf alle, theild auf einzelne Bundesftaaten oder be- 
ſtimmte Berhäftniffe der Unterthanen beziehen, jo ift Die Bundes- 
verjammlung befugt, von der Erfüllung der durch dieſe Beftim- 
mungen übernommenen Verbindlichfeiten Kenntniß zu nehmen und 
nöthigenfall3 Diejelbe zu bewirken. — Die Anwendung der in 
Gemäßheit dieſer Verbindlichkeiten getroffenen Anordnungen auf 
die einzelnen Fälle bleibt jedoch den einzelnen Regierungen, ohne 
weitere Einmifchung der Bundesverfammlung, überlaſſen. 

Die hierher zu rechnenden Gegenftände find in den nächft- 
folgenden Artikeln enthalten, 
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Art. 8. . 
Die Bundesverfammlung ift verpflichtet, Kenntniß davon zu 

nehmen ıc. ıc. 

Art. 26. Art. 27. 

Wenn in Rechtöfachen der Fall einer Suftizuerweigerung ein-(unverändert) 

tritt, und Durch Die Bundesverfaflung oder Regierung gefeßliche —— 
Hülfe nicht erlangt werden könnte, jo liegt der Bundesverſamm⸗ 
lung ob, erwieſene, nach der Verfaſſung und den beſtehenden 
Geſetzen jedes Landes zu beurtheilende Beſchwerden über ver- 
weigerte oder gehemmte Rechtspflege anzunehmen, um darauf die 
gerichtliche Hülfe bei der Regierung des Bundesſtaates, welcher 
Anlaß zu der Beſchwerde gegeben, zu bewirken. — 


Art. 27. Art. 29. 
Wenn von einem Bunbesgliede die Garantie ded Bundes on — 
für die x. x. (unverändert). 
Art. 28. Art. 31. 


Außer dem Falle der übernommenen bejonberen Garantie 
einer landftändiihen Verfaſſung und der Aufrechthaltung der 
über den 13. Arlifel der Bundesacte verabredeten Beflimmungen 
ift die Bundesverfammlung nicht berechtigt, in dergleichen Ange⸗ 
legenheiten, oder in Streitigkeiten zwilchen den Landesherrn und 
ihren Landfländen einzuwirken, jo lange folche nicht den im 18, 
Art. bezeichneten Character annehmen, in welchem Falle Die Bes 
ftimmungen dieſes, ſowie des 19. Artikels auch hierauf ihre An⸗ 
wendung finden. 

Der 46. Artikel der Gongreßacte in Betreff ver Verfaflung 
der freien Stabt Frankfurt erhält jedoch hierdurch Feine Ab: 
änderung. | 

Art. 29, a5; 

Die Bundesverfammlung it verpflichtet in vorkommenden (ram weg)e 
Fällen ihre Berwendung eintreten zu lafjen, Damit den Unter⸗ se 
thanen ꝛc. ıc. 

Art. 30. 

Menn in einem Bundesſtaate, gegen bie Zuſicherung des 

16. Art. der Bundesacte, aus der Verſchiedenheit der chriftlichen 


Art. 34. 


Art. 35. 


(unverändert) 


Art. 36. 
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Religions-Bekenntniffe ein Unterſchied in’ dem Genuſſe der bür- 
gerlichen und politischen Rechte, geſetzlich abgeleitet, oder in einzelnen 
Fällen durch gegründet werden follte, jo tft Die Bundesverſamm⸗ 
Yung befugt, auf Anrufen der Betheiligten, nachdem von dieſer 
die vnerfaffungsmäßigen und gejeblichen Mittel der Abbülfe er- 
ichöpft worden find, bei der Regierung des Bundesſtaates auf 
Beobachtung des gedachten Art. zu — und Abſtellung der 
Beſchwerde zu veranlaſſen. 
Art. 31. J 
Die Bunbesverammlung iſt —— die von dem 
Bunde ꝛc. ꝛc. ee 
Art. 32, 


(unverändert) Gegenſtaͤnde gemeinnüßiger Unorbnungen, welche von Der 


Art. 37. 


Beſchaffenheit x. 
Art. 33. 


Die in den übrigen beionderen Beftimmungen der Bundes 
aete zur Beratung der Bundesverfammlung: geftellten Gegen⸗ 
ftände, bleiben derſelben fortdauernd zur ayemeljenen: Bears 
beitung vorbehalten. FJ 


Die Abänderungen in der zweiten . Reaction eöfetig 
der Ausſchuß durch folgende Bemerkungen: 
Antrag des erſten Ausſchuſſes 


‚über Die zweite Redaction der Anträge wegen Be- 


ſtimmung Der Gompetenz der Bundesverfammlung. 
Dem in der Plenar Sitzung vom 31. Januar gefaßten Be- 
ſchluſſe zufolge Hat Der Erfte Ausſchuß über defien Anträge wegen 
Beſtimmung der Sompetenz der Bundesverfammlung von mehreren 
Herren Bevollmächtigten, theild mündlich vorgetragene, theils 
Schriftlich mitgetheilte Bemerkungen’ auf Sorgfältigfte erwogen, 
auch zugleich jeinerfeitd auf Alles, was zur. weiteren Vervoll⸗ 
fommnung der erften Redaction dienen Eonnte, Rüdficht genommen. 
Als Reſultat Diefer Arbeit legt der Ausſchuß nunmehr eine zweite 
Redactton, mit kurzer Anzeige der Gründe, woburd, die darin 
aufgenommenen Veränderungen motivixt worden find, ver: 
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Erfter Sa: Da nach Bergleichung. der von dem Herrn 
Für v. Metternich in Erinnerung gebrachten, am Bundestage 
Früher aufgeftellte Deflnition. des deutſchen Bundes, mit der in 
Der gegenwärtigen Nedaction zum Grunde gelegten, dieſer letzten 
Der Vorzug. eingeräumt, worden, jo ift der erſte Satz unverändert 
geblieben. 
3Zweiter Satz: Ber das Bor: | aeg be- 
ſonders aber gegen den Ausdruck „Bolitifche Geſellſchaft“ 
ſind von mehreren Seiten Erinnerungen gemacht worden. Der 
von dem Herrn Grafen v. Mandelsloh in Vorſchlag gebrachte 
Fafſung des Satzes: „Nur zu beſtimmten vertragsmäßigen 
Zwecken von unbedingt ſelbſtſtaͤndigen, und gleichberechtigten 
Mitgliedern eingegangen u. ſ. f.“ — glaubte der Ausſchuß nicht 
beitreten zu können, weil die Worftſtellung durch Inverſion bier 
nicht ganz paſſend ſchien, und dann, weil die Hauptbeſtimmungen 
wieder auf dem Worte „Ver ein“ ruht, welches eben das näher 
zu beſtimmende war. 

Der Ausſchuß hofft durch folgende Faſſung allen Wunſchen 
Genüge zu leiſten. 

„Dieſer für beſtimmte gwecke geftiftete Verein befteht in 
feinem Innern, als eine Gemeinſchaft felbftftändiger, unter ſich 
unabhängiger Staaten, mit wechfelfeittgen gleichen-Vertragsrechten 
und BVertrag3-Obliegenheiten; in feinen äußeren Berhältniffen 
aber, als eine in politifcher Einheit verbundene Geſammimacht“. 

Dritter Sa: In der Sitzung ift bloß N angetragen 
worden, das Wort „einzig” zu ſtreichen. 

Bei fortgeſetztem Nachdenken Haben fich dem Ausſchuß ſelbſt 
bei den Worten: „die Wirkſamkeit des Bundes findet ihren. 
Grund. in. der..Bundesacte” — einige ‚Zweifel dargeboten; 
ferner ift in Ueberlegung genommen worden, ob es nicht zwedimäßig 
jei, auf irgend eine Weiſe auszudrüden, Daß Der Bund: fich ſelbſt 
die Grenzen feiner Wirffamfeit beftimmt hat? Beides. würde ſich 
in folgender veränderter Redaction. erledigt finden: 

„Der Umfang und die Schranken, welcher der Bund feiner. 
Wirkſamkeit vorgezeichnet hat, find in der Bundesacte be- 
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ſtimmt, die der Grundvertrag und das erfte Grundgeſetz 

dieſes Vereins iſt. Indem Diefelbe Die Zwecke des Bundes 

ausfpricht, Bedingt und begrenzt fie zugleich deſſen Befug- 
niſſe und Verpflichtungen“. 

Vierter Sat: Die Bemerkung des k. bammov. Herrn 
Bevollmächtigten, daß hier anftatt „Befugniß” beſſer „Ver: 
pflichtung“ fliehen würde, ift dem Ausſchuß zur Prüfung ges 
geben. Nach Der einjtimmigen Meinung deſſelben kann eine 
jouveräne Macht, wie der Bund in feiner Gefanmitheit unftreitig 
ift, fich nicht füglih verpflichten, ihre Gefekgebung zu er: 
weitern, nicht aber Die ihr unbezmweifelt beimohnende Befugniß 
dazu, freitilig, wie bier gefchieht, beſchraͤnken. 


Der Herr F. v. Metternich flellte vor, ob es nicht beſſer 
jein würde, Die Bejchränfung poſitiv ald negativ auszuſprechen, 
nämlich, daß die zu’ fafjenden Bejchlüffe „dem Geift der Bun- 
desacte 2c. gemäß fein müßten”. Das nehmliche äußern die 
königl ſächſ. Herrn Bevollmächtigten in ihren jehriftlihen Be: 
merkungen, Dagegen jchien Die Anficht allgemein, Daß bier Die 
negative Form fchärfer und beflimmter fein würbe, 

Der vierte Satz iſt daher unverändert geblieben. 


Fünfter Satz: Bon ben k. würt, Herrn Bevollmächtigten 
wurde gegen den Ausdruck „nach Willkühr“ eine Grinnerung 
gemacht, , der verjehiedene ‚andere Herrn Bevollmächtigten Bei- 
flimmten. 

Der Ausſchuß iſt fortdauernd überzeugt, daß der hier vor- 
ausgeſetzte Fall eines beabfichtigen freiwilligen Austritte8 aus 
dem Bunde, auf irgend eine Weiſe näher bezeichnet werden muß, 
weil fich verjchiedene andere Fälle, wo der Austritt nicht freiwillig 
wäre, wenigſtens als möglich Denken laſſen. 

. Er würde auch den Ausdrud „nah Willkühr“ unbedenflid 
beibehalten haben, als an defjen Stelle zu. ſetzenden ungefähr die 
nehmlihen Einwürfe zn erwarten find. Unterdeſſen bat man 
nad) reifer Erwägung em 2 die beſte ge 
halten: 
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„Der Bund ift als ein beftänbiger Verein gegrändet, es 
fteht demnach feinem feiner Mitglieder frei, ſich eigenmächtig 
Davon zu trennen.” 

Die 8. Hannov. Hrn. Bevollmächtigten. haben bei dem 5. 
und rejp. 6 Sab noch die Bemerkung gemacht', Daß es noth⸗ 
wendig fein möchte, jowohl wegen Zulaffung neuer Mitglieder 
zum Bunde ald auch für den Fall, daß Bundesflaaten, auf 
welchen eine Stimme haftet, durch Erbichaft oder Abtretung an 
andere übergingen, irgend etwas feftzufegen und dem Ausſchuß 
ift aufgetragen worden, von dieſer Bemerkung auf eine aus 
mefjene Weiſe Gebrauch zu machen. 

In Betreff des erften Gegenftandes glaubt der Aueſchuß 
dem geäußerten Wunſche durch folgende Redaction die als Zuſatz 
zum fünften oder auch als ein neuer Sa eingerüdt werden 
könnte, möglihft Genüge geleiftet zu haben: 

„Die Aufnahme eines neuen Mitgliedes in bin Bund 
hat nur dann Statt, wenn die Gefammtheit der Bundes- 
glieder ſolche mit den beftehenden Rechtsverhaͤltniſſen 
de Bundes vereinbar und dem Intereſſe deſſelben ange 
mefjen findet. Uebrigens Eönnen Verändernngen in Dem 
gegenwärtigen Belibftande Der Bundesglieder ohne aus⸗ 
drüdlihe Zuflimmung der Gejammtheit Teine Berän- 
derung in den Bundesrechten und Bundespflichten bewirken. 

Was den zweiten Gegenfland betrifft würde vielleicht nach- 
ftehende Rebaction hinreichend beſtimmen: 

„Wenn die Befißungen eines ſouveraͤnen Haufes durch 
Erbfolge auf ein andere mit einer Stimme am Bundes- 
tage bereit befleidetes übergeben, jo hängt es von der 
Geſammtheit des Bundes ab, ob Die auf Diefen Be 
figungen haftende Stimme im Plenum der Bundesver- 
fallung dem neuen Beſitzer beigelegt werben joll, da in 
der engeren Verſammlung fein SEES. mehr als eine 
Stimme führen koͤnne.“ 

Der Ausſchuß ift jedoch der Meinung, daß dieſe Dispo⸗ 
ſition nicht füglich ihren Platz in der Reihe der gegenwärtigen 
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allgemeinen. Säbe finden, fondern an einem andern Orte auf: 
zunehmen fein würde. 

Sechſter Sag: Nach verjchiedenen über diefen Sak ge 
machten Bemerkungen ift man in der Plenarfikung dahin über: 
eingefommen, daß die Faſſung deflelben von Neuem in Erwä—⸗ 
gung gezogen werben möchte, 

Um jene Bemerfungen möglichft zu berüdfichtigen, beſonders 
aber. die Durch das Wort „einzig verfajfungsmäßige” ver- 
anlaßten Bedenklichkeiten zu heben, zugleich auch die Wiederkehr 
der Worte: „handelt und wirkt” zu vermeiden, bringt ber 
Ausſchuß folgende Redaction in Vorfchlag: 

„Die Bundesverfafjung, zuſammengeſetzt aus Den Abge⸗ 

‘ orbneten aller Bundesglieder, die theild einzelne, theils 

Gefammtflimmen zu führen haben, fiellt den Bund in 
feiner Geſammtheit vor und ift das beftändige verfaj- 
fungsmäßige Organ feines Willens und Handelnd.” 

Siebenter Sag: Auf den Vorſchlag des Herrn F. v. M. 
ift bejchloffen worden nad den Worten „Weifungen“ (welches 
mit Inſtructionen vertaufcht worden ift) hinzuzufügen: 

„Sowie wegen ihrer Geſchaͤftsführung überhaupt” 

NB. Die bei dieſem Sag von den Herren Bevollmäch— 
‚tigten der beiden heſſiſchen Höfe gemachte Anmerkung in 
Bezug auf die Verantwortlichkeit der Gejandten am Bun: 
bestage wird bei Grörterung der Gefandtenordnung zu 
berüdfichtigen fein. 

Achter Sag: Für diefen Sa iſt in der Pfenarfigung die 
m. Nebaction bereitö beliebt worden: 

„Die Bundesverfammlung übt ihre Rechte und SOblie: 

.. .genbeiten nur innerhalb heftimmter durch die Grundge- 

ſetze Des Bandes bezeichneten Schranfen aus. — Ihre 

Wirkſamkeit wird daher zunäcft durch die Vorfchrift der 

Bundesaete und Die in Gemäßheit derfelben von Der Ge: 
ſammtheit des Bundes befchloffenen oder ferner zu bejchlie- 
-Benden Grundgeſetze, wo aber dieſe nicht ausreichen, 
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durch Die ausgeſprochenen allgemeinen Bundeszwecke 
beſtimmt.“ 

Neunter Satz. Dieſer Satz iſt dem Ausſchuß zur ander⸗ 
weitigen Prüfung übergeben worden. 

Da die darin enthaltenen Gegenſtaͤnde theils in den vor⸗ 
hergehenden Artikeln ſchon hinlänglich berührt, theils. in den 
noch folgenden näher beſtimmt find und der Sag. nur als ein 
Uebergang zu den leßteren zu betrachten war, fo ift der Aus: 
Ihuß der Meinung, daß er ohne allgemeinen a wegge- 
laſſen werden Fann. 

Zehnter Satz. Gegen die Stellung der ai Glieder 
dieſes Satzes ift verjchiedenes erinnert worden, man hat beſonders 
gefunden, daß die Worte, welche ſich für das Erflären der 
Bundesacte beziehen, denen, welche von Entwickelung der Folgen 
handeln, vorangehen jollten. Mit Nüdficht auf. dieſe Bemer- 
fungen hat der Ausschuß die zweite Hälfte des —— in fol⸗ 
gender Art abgeaͤndert: 

„ſo iſt ſie insbeſondere auch berufen, Veſchlüſſe, welche 
die Bundesacte ſelbſt betreffen, zu faſſen, um den 
urſprünglichen Sinn derſelben zu bewahren oder herzu- 
fielen, die darin enthaltenen Beftimmungen, wenn es 
nöthig if, Dem Bundeszwede gemäß zu erflären, Die 
aus den aufgeftellten Grundjägen : weſentlich hervorge— 
henden Folgerungen feſtzuſetzen, um fo :tn alten vors 
fommenden Fällen den Vorſchriften dieſer Urkunde eine 
richtige Anerkennung zu ſichern.“ 

Gilfter undzwölfter Sa: Der fi; Preuß. Bevollmaͤchtigde 
Hr. v. Küſter hat in feinen ſchriftlichen Bemerkungen den Bor: 
jchlag gethan, diefe Säbe zuſammeuzuziehen. Der Ausfchuß 
bat fich von feiner Seite überzeugt, daß eine folche Zuſammen⸗ 
ziehung zwedmäßig jein würde und daher beide ei in fol- 
gende Rebaction vereinigt: 

„Die Bundesverfammlung ift verpflichtet, dahin zu wir⸗ 
fen, daß Eintracht und Friede unter den Bundesgliedern 
ungeftört erhalten werde. Es liegt Demnach, wenn die 
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innere Ruhe und Sicherheit des Bundes auf irgend eine 
Weiſe wirklich bedroht oder geftört ift, der Bundesver- 
jammlung ob, über Erhaltung oder Wiederherftellung 
derſelben Berathung zu pflegen umd die nach Befchaffen- 
beit der Umftände dazu geeigneten Beichlüffe zu faſſen.“ 

Dertiebuter Sag: Sm Eingang ift folgende geringe 
Abänderung beliebt worden: 

„Wenn zwijchen Bundesgliedern Thätlichkeiten zu bejorgen 
oder wirklich ausgebrochen find, jo 20.” 

Vierzehnter und fünfzehnter Sat: Bei dieſen beiden 
Säben ift feine Aenderung gemacht worden. 

Sechszehnter Sa: Da die erite Redaction dieſes Sabes 
zu verfchiedenen Ansftellungen Anlaß gegeben hat, jo ift jolcher 
folgendermaßen abgeändert worden: 

„Bern Forderungen von Privatperfonen deßhalb nicht 
befriedigt werben können, weil die Verpflichtung, denſelben 
Genüge zu leiften, zwijchen mehreren Bunbesgliedern zwei— 
felhaft. oder beftritten ift, jo bat die Bundesverſammlung 
anf Anrufen der Betheiligten zuvörderſt zu verfuchen, Die 
Bundeöglieder, Die es betrifft, auf gütlichem Wege zu 
vereinigen, in dem Kalle aber, Daß dieſer Verſuch ohne 
Grfolg bliebe, auf Erledigung der ftreitigen Vorfrage 
durch ein Compromiß anzutragen, und wenn Diejes nicht 
angenommen wird, Die rechtliche Entfeheidung Durch Aufträ- 
galinftanz zu bewirken.” 

Siebenzehnter Sag, Der Herr Graf v. Mandelsloh 
bat für Den zweiten Theil dieſes Satzes eine etwas anders ge- 
ordnete Faſſung vorgefchlagen, die der Ausjchuß zweckmäßig ge- 
funden und mit einigen Modiftcationen angenommen hat. Hier: 
nach würde der Satz folgendermaßen lauten: 

„Die Aufrechthaltung der inneren Ruhe und Ordnung in 
den Bundesftaaten fteht der Regierung allein zu; als 
Ausnahme find jedoch in Rüdlicht auf Die innere Sicher- 
heit des gefammten Bundes, und in Folge ber Verpflich- 
tung der Bundeöglieder zu gegenfeitiger Hülfeleiftung, die 
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Mitwirkung der Gefammtheit zur Erhaltung oder Wieder: 
berftellung der Ruhe Statt finden 20.” 

Achtzehnter und neunzehnter Saß: Der Ausſchuß hat 
Die zuerſt vorgejchlagene Redaction dieſer beiden Säße von Neuem 
in Crwägung gezogen und fi) überzeugt, Daß ed zwedmäßiger 
fein würde, fie im Einen zu verjchmelzen Der folgendermaßen 
gefaßt wäre: 

„Wenn in einem 1 Bunbeöftaate die Widerſetzlichkeit der 
Untertbanen gegen bie Obrigkeit Die innere Ruhe unmit- 
telbar gefährdet und eine Verbreitung aufrührerijcher 
Dewegungen zu fürchten, oder, wenn in einem jolchen 
Staate ein wirklicher Aufruhr zum Ausbruch gefonmen 
ift und die Regierung nach Erjehöpfung der verfafjungs- 
mäßigen und gejeglichen Mittel ſelbſt den Beiftand des 
Bundes anruft, jo liegt der Bundesverfammlung ob Die 
ichleunigfte Hülfe zur Wiederheritellung der gejeßlichen 
Ordnung zu leiften. Sollte in dieſem letztgedachten Falle 
die Regierung amerfanntermaßen außer Stande fein, den 
Aufruhr durch eigene Kräfte zu unterdrüden, zugleich aber 
durdy die Umflände gehindert, die Hülfe des Bundes zu 
begehren, fo ift die Bundesverfammlung nichts defto 
weniger verpflichtet, auch unaufgerufen zur MWiederher- 
fteluug der Ordnung und Sicherheit einzufchreiten. In 
beiden Fällen. aber Dürfen die verfügten Maßregeln von 
feiner längeren Dauer fein ald die Regierung, welcher 
die bundesmäßige Hülfe geleiftet wird, es nothwendig 
erachtet, 

Durch dieſe Fahung iſt die von dem K. Sädjl. Herrn Be- 
vollmächtigten bei dem bisherigen 18. Sab gemachte Erinnerung 
in Bezug auf die Worte: „und die Ruhe benachbarter 
Länder bedroht” erlediget.. Hiergegen hat der Ausfchuß der 
von dem nämlichen Herrn Bevollmächtigten bei: der biäherigen 
19. Sitzung vorgetragenen Bemerkung, daß die. Worte „aud) 
unaufgerufen“ nur mit der hinzugefügten Einſchränkung, wenn 
Das Wohl des Ganzen dadurch offenbar gefährdet wird” anzu- 
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nehmen und daß die Frage, ob ſolches Der Fall:jei, in pleno 
der Bundesverfammlung mit 3 der Stimmen entihieben werden 
folle, nicht Beiftimmen können, weil nach ſeiner Anſicht bei wirk⸗ 
lich ausgebrochenem Aufruhr Die Frage, vb das Wohl bes 
Ganzen dadurdy gefährdet werde, nie verneint werden kann und 
überdted eine Discujfion und. Entfcheidbung derſelben ia pleno 
der Bundesverfammlung mit Dem A Geſchaͤftsgange 
unvereinbar ſein würde. 

Der 8. Hamm. Hr. Bevollmaͤchtigte hat bei dem Art. 18. 
den Wunſch geaͤußert, auf eine oder Die andere Art in dieſen 
Artikeln ausgedrüdt zu fehen, daß in Faͤllen, wo der Bund zur 
Aufrechtbaltung foder Wiederherftellung der Ruhe im Innern 
eines Bundesftaates mitwirkt, der Bundesverfammlung auch ob- 
liege, nad denUrſachen des Uebels zu forjchen. 2 

Der Ausschuß zieht. nicht in Abrebe, daß in dem gänzlichen 
Stillſchweigen über die Veranlaffung zu Widerfeplichfeit und 
Aufruhr ein Anfchein der Einfeitigkeit Tiegt und und ungeachtet 
der jehr treffenden Bemerkungen, die der Hr. F. v. Metternich dent 
Antrage des Hrn. Gr. v. Münfter entgegengejegt Hat, wurde 
ein Zufab, der ohne den Wirkungsfreis der Bundesverfammlung 
über feine verfafftungsmäßigen Schranken auszubehnen und ohne 
den Unzufriedenen felbſt zur Aufmunterung zu dienen, eine 
gleichzeitige Prüfung des Urſprungs als Unruhen möglich machte, 
nicht zu verwerfen fein. Der Ausfchuß ‚hat jedoch nach) vielen 
dieſerhalb angeftellten Verſuchen einen Zuſatz, der alle Diefe 
Bedingungen erfüllte, nicht ausmitteln können und es blieb 
ihnen daher nichts übrig als die Verpflichtung Der Bundesver- 
jammlung zur Aufrechthaltung Der gefeßlichen Ordnung mitzu- 
wirken, uneingeſchraͤnkt auszufprehen, demnaͤchſt aber durch eine 
beſondere Dispoſition zu beitimmen, wie bie Bundesverfammlung 
nach wieberhergeftellter Ruhe ‚in Bezug auf den Staat, welchem 
bie Hülfe geleiftet worden, zu erfahren babe Dieſe lebte Be- 
flimmung würde nun den folgenden anftatt den bisherigen 19. 
einzurüdenden Saß enthalten.: 

„Nach wiederhergefteflter Ruhe hat die Bindesverfammlung 
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bei der Regierung, welcher der bundeamäßige Beiftand 
geleiftet worden, . durch ihre. Vermitteluug zu bewirken, 

Daß die Urfachen, welche Die aufrührerifchen. Auftritte 

. veranlaßt hatten, gründlich gehoben und zur Verhütung 

. ähnlicher Störungen der gejeklichen Ordnung ein: der 

Verfaſſung und den Geſetzen des ne gemäßer. ie 

zuſtand befeftigt werde.“ “ 

BZwanzigfter Satz: Der Nachſatz iſt in folgender Art 
einfacher gefaßt worden: 

„So hat die — nad vorgängigem Ein- 
vernehmen mit den einzelnen Regierungen ſolche Maß: 
regeln zu berathen und zu beichließen.“ 

Einundzwanzigfter. Sat: Man war von verfchledenen 
Seiten der Meinung, daß Die Worte „ih Beziehung auf die 
äußere Sicherheit”, nicht erjchöpfend. genug wären, indem fich 
die in dieſem Satze enthaltenen Beftimmungen. auf Die auswär- 
tigen Verhaͤltniſſe überhaupt beziehen, Hr. v. Rüfter bat fol- 
gende Redaction in Boriälag ———— ——— der Aueſchuß 
vollkommen beitritt:: 

Be Beziehung auf den Zweck der äußern Sicherheit Des 
Bundes, wie überhaupt =) ſeine Stellung al? Gefammt- 
macht.“ 

Ferner bemerkt Hr. v. güſter ad..1) daß das Wort „ver— 
treten” bier etwas zweideutiges habe. Die Richtigkeit Diefer 
Bemerfung. läßt fich nicht bezweifeln, :.da „vertreten“ fonft 
wenigftens viel haͤufiger von dem Stärferen .in Bezug auf den 
Schwähern, als im umgekehrten Verhältniß gebraucht worden 
it. Es ſcheint daher beſſer das in der diplomatiſchen Sprache 
ohnehin übliche Wort „vepräfentiren” beimibehalten. Ad 7. mit 
Rüdfiht auf die über das Wort „bewilligen” gemachten Be: 
merfungen ift die Redaction, wie folgt, gejtellt worden: 

„Für einzelne Bundesftaaten oder: deren Unterthanen auf 
Verlangen der Bundesregierung die Berwendung des 
Bundes bei fremden Staaten und in gleicher Art auf 
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Verlangen fremder Staaten der Dazwiſchenkunft des 
Bundes bei einzelnen Bundesftaaten eintreten zu laſſen.“ 

BZwetundzwanzigfiter Sab: ad 2) wird von dem Herrn 
Baron v. Münchhanfen Die nähere Beſtimmung gewünfht, Daß 
die Beichlüffe über Geldbeiträge nur auf |pecielle, früher bereit3 
anerkannte und namentlich bezeichnete Zwecke gerichtet werben 
follten. Der Ausschuß glaubt, daß u folgende nen die⸗ 
ſem Wunſche entſprechen werde: 

„In vorkommenden Faͤllen — was mit cuͤcicht auf 
die Bundeszwecke als nothwendig anerkannt und be— 
ſchloſſen worden iſt, zu verwilligen.“ 

Ad 3 wurde von mehreren Seiten eine deutlichere Faſſung 
gewünſcht: Der Ausſchuß hält. folgende für genügend: 

„Das particularmäßige VBerhältniß, nach welchem von den 

Mitgliedern des Bundes beizutragen ift, feftzujeßen.” 

Dreiundzwanzigfter Satz: Bei Diefem ift nichts m 
worden. 

Bierundzwanzigfter und fünfundzwanzigfter Sat: 
Da allgemein beliebt worden, neben den Auſtraͤgalerkenntnifſen 
auf Die unter Bermittelung der Bundesverſamlung - geftifteten 
Vergleiche .anzuführen, jo iſt nunmehr der 24. Sab mit dem 
25. in folgender Art verbunden worden: 

„Die BundesverJammlung tft verpflichtet außer den Bun- 

desgeſetzen und Bundesbejchlüffen auch die unter ihrer 

Bermittelung .gejchloflenen Vergleiche, ſowie die Ausfprüche 

der anzuordnenden Aufträgalinftanz durch die in der Bun- 

beserecutionacte vorgeschriebenen m ln zu 
laſſen.“ 

Sechsundzwanzigſter Satz: Nach den Borfchlägen des 
Herrn Gr. v. Mandelsloh, dem der Ausſchuß mit einigen Ab- 
mweichungen Beitritt, ift Die Redaction ber erflen Hälfte dieſes 
Sates folgendermaßen abgeändert worben: 

„Die durch die Bundesacte der einzelnen Staaten garan- 
tirte Unabhäugigkeit jchließt zwar im Allgemeinen jede 
Einwirkung der Bundesverfammlung in die innere Staat: 
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einrichtung und Verwaltung aus. Da aber die Bunbes- 
glieder fich in der Bundesacte zu einigen bejonderen Be- 
flimmungen vereinigt haben, welche ſich theils auf alle, 
theild auf einzelne Bundesftaaten oder auf beftimmte Ver- 
handlungen der Unterthanen beziehen, jo ift Die Bundes- 
verſammlung befugt ꝛc. 20.” 

Siebenundzwanzigfter Saß bleibt unverändert, 

Ahtundzwanzigfter Satz: Der Vorſchlag des Hrn. Fürften 
v. Metternich Die Worte: „oder eine derſelben gleichgeachtete 
Verzögerung” als zu unbeitimmt wegzulafjen, ifl allgemein 
angenommen worden, 

Der Herr Baron Du Thil hat in feinen fohriftlichen Be⸗ 
merfungen bei diefem Satz Die Einſchränkung gewünjcht, Daß Die 
Stage, ob Juſtizverweigerung wirklich Statt gefunden, nicht 
nach allgemeinen Normen, jondern nach Maßgabe der Ver: 
fafjung und der beftehenden Gejeße der einzelnen Bundesitaaten 
beurtheilt und entjchieden werden möge, 

Hiernah und mit NRüdfiht auf Die von einigen andern 
Herren Bevollmächtigten gemachte Bemerkungen hat der Aus: 
ſchuß die Redaction, wie folgt, abgeändert: 

„Wenn in Rechtsfachen der Fall einer Juſtizverweigerung 
eintritt und durch die Landesverfaſſung oder Regierung 
gefegliche Hülfe nicht verlangt werben könnte, jo Liegt Der 
Bundesverjammlung ob, erwiefene, nach der Verfaſſung 
und den beftehenden Geſetzen jeded Landes zu beurthei- 
lenden Bejchwerden über verweigerte ober gehemmte 
Rechtspflege anzunehmen, darauf die gerichtliche Hülfe 
bei der Regierung des Bundesftantes, welcher Anlaß zu 
den Bejchwerden gegeben, zu bewirken.“ 

Neunundzwanzigfter Sat: Da diefer Sab nur den 
Uebergang zu den wegen der Iandfländischen Verfaflungen in Der 
Finalredaction aufzunehmenden Artifeln bezeichnen follte, jo hat 
der Ausſchuß ihn bei Der gegenwärtigen Redaction ausgelaljen. 

Dreiſſigſter Sab bleibt unverändert. 

Einunddreiffigfter Sag: Der Herr Baron v. Münd) 
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haufen Hat die Beſorgniß geäußert, daß die Blaufel: „jo lange 
fie nicht den im Art. 19 bezeichneten Character annehmen” zu 
Mißbrauch Anlaß geben und in manchen Fällen daS Uebel, 
welched man vermeiden wolle, herbeiführen könne. Da aber 
der vorausgejegte Fall an und für fich jelbft und wenn es auch 
hier nicht ausgeſprochen wäre, unter dem obigen Artikel begriffen 
fein würde, jo hält der Ausſchuß es für rathſam und ſelbſt für 
nothwendig, deſſelben bier zu erwähnen. 

Bweiundreijjigfter Saß (vacat). 

Dreiunddreiffigfter Sag: Anftatt „berechtigt“ ift auf 
den Vorſchlag des Herrn Grafen v. Münfter „verpflichtet“ 
gejeßt worden. 

Vierunddreifligfter Sat: Der Ausfchuß hat in der 
Redaction dieſes Artikels folgende Abänderung für zwedmäßig 
gehalten: 

„Wenn in einem Bundesftaate Die Zuficherung Des 
16. Art. der Bundesacte umd der Verjchiedenheit der 
hriftlihen Religionsbekenntniſſe ein Unterjchied in ber 
Ausübung der bürgerlichen und politiichen Rechte geſetzlich 
abgeleitet oder in einzelnen Fällen Darauf gegründet 
werden jollte, fo ift Die Bundesverfammlung befugt, auf 
Anrufen der Beiheiligten, nachdem von dieſen Die ver: 
fafjungsmäßigen und gejeßlihen Mittel der Abhülfe 
erichöpft worden find, bei ‚der Regierung des Buudes⸗ 
ſtaates auf Beobachtung des gedachten Artifeld zu dringen 
und Abftellung der Beichwerden zu veranlafjen.” 

Sünfunddreiffigfter Satz bleibt unverändert. 

Sechs unddreiſſgſter Satz desgl. 

Siebenunddreiſſigſter Satz: Der Ausſchuß Hat bei 
näherer Erwägung rathſam gefunden, dieſen Sab vorläufig nur 
in folgenden allgemeinen Ausdrüden zu fallen: 

„Die in den übrigen beſondern Beflimmungen der Bun⸗ 
bedacte zur Berathung der Bundesverfammlung geftellten 
Gegenftände Bleiben derjelben fortdauernd zur angemef- 
jenen Bearbeitung vorbehalten,” 
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Gegen den 18, Artikel der Competenzbeflimmungen S. 464 
gaben nun aber die k. ſaͤchſiſchen Bevollmächtigten ein jchrift- 
liches Bedenken ein, in welchem fie jchließlih auf Abänderung 
oder Ausfall dieſes Artifel3 drangen. Das jächfiiche Bedenken 
ſprach ſich dahin aus: 

Diejer Art. (18) legt der Bundesverfammlmg die Befugniß 
bei, nady durch vom Bunde geleifteter Hülfe wienerhergeftellter 
Ruhe ihre Vermittelung eintreten zn lafjen, damit die Urjachen, 
welche die aufrührerifchen Auftritte veranlaßt hatten, gehoben 
und ähnlichen Störungen der gejeßlichen Ordnung gründlich vor⸗ 
gebeugt werde. 

Sp wünjchenswerth e3 für den Bund fein muß, dergleichen 
Störungen. der Ruhe in feinem Innern möglichft verhütet zu 
jehen, jo würde dagegen nach der Anſicht Sr. K. M. v. Sachſen 
die nur erwähnte in Dem angezogenen 18, Art. beftimmte Ver: 
mittelung der Bundesmitglieder, injofern fie gegen den Willen 
der Regierung des betreffenden Staates Statt findet, eine Ein- 
miſchung in die inneren Rechte und Landesangelegenheiten fein, 
welche weder mit dem allgemeinen Grundſatze der durch Die 
Bundesacte garantirten Unabhängigkeit und Souveränetät, noch 
mit den diesfalls in mehreren Artifeln des &ompetenzpunfteg, 
wenigftend in dem 24. Art. enthaltenen bejonderen Feſtſetzungen 
übereinftimmt. 

Es würde fogar nicht ohne Grund fich beforgen laſſen, Daß 
ein jolches ohne Anrufen der Regierung und gegen ihren Willen 
Statt findende Einjchreiten der Bundesverfammlung nicht allein 
die Auctorität der Staatsbehörde in dem betreffenden Bundes: 
ftaate gefährden, jondern felbft zur Nahrung und Verlängerung 
der Mißhelligkeit zwijchen der Regierung und den Ständen und 
Unterthanen gemißbraucht werden könnte, auf ſolche Weile aber, 
anftatt den Endzweck der Herftellung und Befeſtigung der gefeb- 
lichen Ordnnug zu befördern, eine gerade entgegengejeßte Wir: 
fung bervorbringen Fönute, 

Die 8. Saͤchſ. Bevollmächtigten find beauftragt Diefe Be— 
trachtungen der Erwägung der übrigen hochverehrten Conferenz⸗ 
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mitglieder zu empfehlen und damit den Antrag auf Weglaffung 
oben erwähnten Artifel3 zu verbinden, infofern nicht jenem Be 
denfen, deren Wichtigkeit fchon bei der früher über diefen Ge 
genftand Statt gehabten Discuffion von einem großen Theil der 
Herren Bevollmächtigten anerkannt zu werden ſchien, Durch eine 
veränderte Rebaction des 18. Art. vollftändig abzuhelfen fein follte. 


Nach verfchiedenen Verfuchen zur Einigung fam die Confe⸗ 
renz zu dem Beſchluſſe dem 18. Art. folgende Faflung zu 
geben: 

„Die Regierung, welcher eine ſolche Hülfe geleiftet wor⸗ 
den, iſt gehalten, die Bundesverfammlung von der Ber: 
anlafjung Der einzelnen Unruhen in Kenntniß zu jeßen 
und derſelben von den zur Befeftigung der wiederherge- 
ftellten gefeglichen Ordnung getroffenen Maßregeln eine 
beifügende Anzeige zu machen.” 


Sehr wichtig waren nun die Bemühungen des Congreſſes 
eine permanente Aufträgalinftanz einzurichten. Wir haben im 
erften Bande *) angeführt, daß 1814 in Wien die Beftrebungen 
auf die Errichtung eines Reichsgerichts zu keinem NRejultate 
führten; flatt deſſen wurde in der Bundesacte im Art. 11 Die 
Beflimmung aufgenommen : 

„Die Bundesglieder machen fich verbindlid, einander unter 
feinerlei Vorwand zu befriegen , noch ihre Streitigkeiten 
mit Gewalt zu verfolgen, fondern fie bei der Bundes: 
verfammlung anzubringen. — Diefer liegt alddann ob, 
die Vermittlung durch einen Ausſchuß zu verſuchen und 
falls dieſer Verſuch fehlſchlagen follte und demnach 
eine richterliche Entſcheidung nothwendig würde, ſolche 
durch eine wohlgeordnete Auſträgalinſtanz zu bewirken, 
deren Ausſpruch die ſtreitenden Theile ſich ſofort zu unter⸗ 
werfen haben.“ 


*) B. J. Cinleitung. 
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Die Bundesverſammlung hatte hiernach am 46. Juni 1817 
einen vorläufigen Beſchluß gefaßt, welcher einestheils Das Ver⸗ 
mittlungsverfahren und anderntheild die Bildung einer Auſtraͤ⸗ 
galinitanz für jeden einzelnen Fall anorbnete, jedody mit dem 
sr 

„Daß der (bei der Beratung. über dieſen Gegenftand 
gemachte) Vorſchlag megen Errichtung einer permanenten 
Auſtraͤgalcommiſſion nicht als aufgegeben betrachtet werben 
'jolle, jondern nach dem Gange der Erfahrungen, welche 
ſich bei Anwendung des gefaßten Befchluffes im Laufe Der 
Beit ergeben dürften, in erneuerte Propofition gebracht 

- werden könne,” 

Die Bundesverfammlung hatte indeſſen bald die Erfahrung 
gemacht, daß eine nad) den vormaligen Begriffen geordnete 
Auflrägalinftanz nicht in allen Fällen zureiche und mehrere Buns 
Desglieder waren Dadurch veranlaßt worden, ihre bereits früher 
für ein mit befländigen Richtern beſetztes Bundesgericht geäußer: 
ten Wünjche in der Bundesverfammlung zu wiederholen. Andere 
hatten, ohne diefen Wunſch beftimmt zu theileu, jedoch eingejehen, 
Daß ed nicht genügen würde, nur Die ehemals üblich gewejenen 
Austräge wieder einzuführen, ſondern daß eine mehr geregelte 
wohlgeordnete Inſtanz an deren Stelle werbe treten 
müflen. 

Unter den von der Bundesverfammlung am 20. September 
1819 zur Inſtructionseinholung und definitiven Befchlußnahme 
beſonders ausgejeßten Gegenftände war daher zuerft genannt eine 
permanente Inſtanz um den öffentlichen Rechtszuftand im Bunde 
zu fihern und Die zum gerichtlichen Wege geeigneten Streitig- 
feiten. der Bundesftaaten unter einander zu Jchneller Entjcheidung 
zu Bringen. Die Wiener Conferenz batte nun beſchloſſen auch 
biefen Gegenftand in Berathung zu nehmen und dem 3. Aus: 
ſchuſſe aufgetragen ein Gutachten über Die U einer 
ſolchen permanenten Inſtanz zu erſtatten. 

Gleich bei den erſten Beſprechungen unter den Mitgliedern 
des Ausſchuſſes hat ſich aber eine nicht leicht zu beſeitigende Ver⸗ 
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ſchiedenheit der Anfichten über die Art. der aufzuftellenden In⸗ 
ftanz ergeben, indem ein Xheil derfelben ſich für ein ordentlich 
beftelltes beſtaͤndiges Bundesgericht ein anderer für.eine in jedem 
Fall zu wählende Aufträgalinflanz erklärte, 

Sener Theil des Ausſchuſſes gründete den Vorzug eines 
ordentlichen Bundesgerichted.vor bloßen Austrägen darauf, daß 
die jedesmalige Wahl und folglich die fiete Wandelbar- 
feit der Schiedsrichter fi) mit dem Begriffe der Perma— 
nenz in und mit dem einer wohlgeorhneten Inſtanz Faum 
vereinigen lafje, daß fte für die Erhaltung des öffentlichen Rechts⸗ 
zuftandes im Bunde auf Feine Weiſe geeignet jei, Daß hingegen 
ein Bundesgericht für Diefen ſchon Durch fein Daſein eine gewiſſe 
Bürgſchaft gewähre; daß es in allen Fällen wo Gefahr auf dem 
Verzuge hafte, eine fichere Rechtshülfe darbiete; daß es in den 
von gewöhnlichen Rechtshaͤndeln meiftentheild jo jehr abweichen- 
den und nad eigenthümlichen Rechtsnormen zu enticheidenden 
Streitigkeiten der Bundesglieder die Gewißheit des Rechts, die 
Gleichfoörmigkeit der Rechtsgrundfäße und. Rechtöfprüche bei wei- 
tem mehr als ein wandelbares Aufträgalgericht zu fichern und zu 
bewahren fähig, eben. daher aber vorzüglich wünſchenswerth fei. 
- Der Theil des Ausfchuffes, welcher fich gegen ein Bunbes- 
gericht erklärte, berief fi darauf, daß in der Bundesacte 
Ihon eine Aufträgalinftanz, welche von einem Bundesgerichte 
ihrem ganzen Weſen nad) höchſt verſchieden fein, zur Ent- 
ſcheidung unter den Bundesgliedern ausdrüdlich beftimmt fei, Daß, 
wie überall bei den Wiener Berathungen, fo auch insbeſondere 
wegen dieſes Punktes von den ausbrüdlichen Beſtimmungen ſei⸗ 
ned Grundgeſetzes abzumweichen mit Recht bedenklich befunden 
werden müfle, weun nicht die dringendſten Grimbe Dazu auffor- 
derten, was jedoch hier fo wenig der Fall fei, daß vielmehr eine 
Aufträgal -Snftanz der Natur und Würde eines völferrehtlichen 
Vereines unabhängiger und felbftftändiger Staaten am meiften 
entjprechen würde, indem die Eigenjchaft einer ſchiedsrichterlichen 
Anftalt, wie die Bundesacte fie bezwede, dadurch rein erhalten, 
und dem, bei der nur beichränften Anzahl der jouveränen Bun- 
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desſtaaten und bei den verfchteimen neuen Berirägen, durch welche 
ihre gegenjeitigen Verhältniffe geregelt würden, ohne Zweifel ſel⸗ 
tenem Bedürfniffe auf eine einfache und koſtſpielige Weife genügt 
werde, die Gewißheit Des Rechts aber durch feite Beſtimmung 
Der anzumendenden Rechtsnormen gefichert werben Eönne. 

Während nun der Ausihuß fich Damit befchäftigte, eine Ver⸗ 
einigung zweier jo entgegengefebter Meinungen, wenigftens in 
gewifjen Punkten zu bewirken, if} Durch Die von dem erften Aus⸗ 
Ichufle in Vorſchlag gebrachte Feſtſetzung der Gompetenz der 
Bundesverfammlung ein Theil der Aufgabe des dritten Aus- 
ſchuſſes erledigt worden. Die. Beflimmung der zu errichtenden 
permanenten Inſtanz follte nämlich zweifach fein: Sicherung des 
öffentlichen Rechtszuſtandes im Bunde, und richterliche Entfcheis 
Dung der Ötreitigfeiten unter den Bundesfinaten. 

Der öffentlihe Rechtszuſtand im Bunde follte nad) Anficht 
des Ausſchuſſes nun nichts anderd fein, als: Erfüllung der Pflichten 
gegen den Bund, Friede unter den Bundesgliedern, Gerechtigkeit, 
geſetzliche Ordnung und Ruhe in den Bundesflaatn. Dafür 
aber jollte, nach den Art. 11— 19 .und 25— 31 der Anträge des 
erften Ausſchuſſes die Bundesverſammlung Sorge tragen, jo daß 
es in diefer Hinficht einer andern permanenten Juſtanz nicht bedürfte. 

Der Ausſchuß Hatte demnach geglaubt, fi) auf die 2, Be⸗ 
flimmung einer permanenten Inſtanz bejchränfen zu können. Ob⸗ 
gleich nun die meiften feiner Mitglieder, nach ihren Snftruftionen, 
für ein ordentlich befeßtes, beitändiges Bundesgericht ſich erklärten, 
jo war doch jebt eine Vereinigung aller Stimmen für eine ſolche 
Anftalt nicht zu erreichen, weßhalb der Ausſchuß es nicht für 
zwedmäßig bielt, mit dem Entwurfe der Organijation eines Bun⸗ 
desgerichtes fich zu bejchäftigen, bevor das Plenum die Vereinigung 
einer jo bedeutenden Verſchiedenheit der Anfichten verjucht und 
darüber eine Entſchließung gefaßt hätte, 

Da hingegen hatte es ibm angemefjen gejchienen, um feiner- 
jettö fo viel als möglich zur Erledigung dieſes Gegenftandes bei⸗ 
zutragen, auf ſolche Ginrichtungen Bedacht zu nehmen, welche 
fich, wenigftens einigermaßen dem Begriffe einer bleibenden und 
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wohlgeordneten Rechtsanftalt nähern konnten. Wenn aber einer 
Auſtraͤgal⸗Inſtanz erfte Eigenthbümlichkeit in der Wählbarfeit Der 
Richter Für jeden einzelnen Fall beruhe, fo fei die Schwierigkeit 
der Berbindung der Permanenz mit diefer Wanbelbarkeit unver» 
kennbar und eine gewiſſe Annäherung dürfte nurin der feſten Be- 
ſtimmung und gejeßlich geficherten Leichtigkeit der Bildung einer 
Aufträgal-Inftanz, in Der Gewißheit der . Rechtsnormen und der 
Drdnung des Verfahrens zu finden fein. — 

Es waren in diefer Dad folgende Vorfchläge. gemacht 
worden: 

„1. Bon den 17 Stimmen in der Bundesverfammlung eben- 
foviele Sufligmänner im voraus. wählen zu laſſen, aus welchen 
dann im Falle eines Rechtöftreites einige von den Parteien zu 
Schiedesrichtern ernannt würden, um Die Aufträgal: Inſtanz 
bilden. 

Wenn hierbei von einer Seite der Vortheil einer Auswahl 
der tüchtigften und zur Entſcheidung illuſtrer Rechtsſtreitigkeiten 
fähigften NRechtögelehrten ſich nicht verkennen laͤßt, jo ift doch von 
der andren Geite nicht unbemerkt geblieben, daß damit eine jehr 
geringe Annäherung an Die Permanenz erreicht, und für Die Ord⸗ 
nung des Verfahrens durch fehr beftimmte Vorfchriften zu forgen 
fein würde, wenn nicht in der Praxis ur en ent- 
ftehen follen. 

2. Eine permanente Commiſſion von. Rechtsgelehrten am 
Sitze der Bundesverſammlung zur Inſtruction des Prozeſſes an⸗ 
zuordnen und Die Acten an einen von den Parteien gewählten 
oberften Gerichtshof in den Bundesftaaten zum rechtlichen Er- 
fenntniß abgeben zu laſſen. Es wird bet dieſem Vorſchlage dafür 
gehalten, Daß es genügen. würde, eine ſolche beftändige Aufträgal- 
Commiſſion mit 3 oder allenfall8 5 ausgezeichneten Rechtsge⸗ 
lehrten zu befiben, welche zunächſt den Beruf hätten, Die, nad) 
vergeblich verjuchter Güte, zum Aufträgals Verfahren verwieſenen 
Nechtsftreitigkeiten in allen: Theilen der gerichtlichen Handlungen, 
bis fie zur Enticheidung reif find, im Namen ber: Bundeöner- 
fammlung zu leiten, welche aber auch außerdem diefer Berfamm: 
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fung zur Vorbereitung und Erleichterung des Vermittlungsge- 
jchäftes und in Fällen, wo ſonſt bei den Verhandlungen der 
Bundesverfammlung Rechtsfragen vorkommen, nüpliche Dienfte 
leiften Zönnten. Man erwartet von dieſer Einrichtung den we 
ſentlichen Vortheil, daß in dem rechtlichen Verfahren Feftigkeit 
und Gleichförmigkeit erhalten würde, ob man gleidy nicht ver: 
Tennt, daß eine wahre Permanenz Der Inſtanz d.h. der Behörde 
Die das Erkenntniß abgegeben Hat, dadurch nicht erreicht werben 
koͤnne. 

Uebrigens iſt bei dieſem Vorſchlage vorausgeſetzt, daß die 
Wahl des als Auſträgal-Inſtanz eintretenden oberſten Gerichts⸗ 
hofes und was ſonſt dabei weiter zu beobachten wäre, im We- 
jentlihen nad) den Beſtimmungen fich zu richten haben werde, 
welche in dem Bundesbeſchluſſe vom 11. uni 1817 entbalten 
find; und zu deren Ergänzung die Bundesverfanunlung mit den 
nöthigen Anweiſungen zu verjehen wäre. 

Der dritte Ausfchuß giebt nun unter den vorliegenden Um- 
ftänden, der weiteren Verhandlung des verehrlichen Plenum an- 
beim, in wie fern eine Vereinigung zur Errichtung einer wirf- 
lichen permanenten Inſtanz nod) zu erreichen, oder ob einer 
der dargelegten Vorjchläge anzunehmen fein dürfte. 

Könnte indeffen über eine neue und bleibende zwedmäßige 
Einrichtung die gewünfchte Vereinbarung jebt nicht bewirkt wer- 
den, jo würde es ſich ohne Zweifel von felbft verſtehen, daß 
einftweilen die von der Bundesverfammlung getroffene Einrich⸗ 
tung beizubehalten if. Sie hat wenigftens den Vortheil, daß 
fie immer eine bereit organifirte Gerichtöbehörde zur ſchiedsrich⸗ 
terlichen Entjcheidung darbietet und ein — zwar nach Den ver- 
ſchiedenen Gerichtshöfen verſchiedenartiges, jedoch allezeit geſetzlich 
geordnetes Verfahren fichert. 

In dem bier vorausgefeßten Falle dürfte, nach der Anſicht 
des Dritten Ausſchuſſes wohl nicht anderes übrig bleiben als 

1. wegen einer permanenten Inſtanz zur Erhaltung des öffent- 
lichen Rechtszuſtandes im Bunde, blos Bezug auf die Feſtſetzung 
der Competenz der Bundesverfammlung zu nehnten, 
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2. die proviforifche Beibehaltung der in dem Beſchluß Der 
Bunbesverfammlung vom 16. juni 1817 aufgeftellten Aufträgal- 
Einrichtung auszuſprechen und 

3. dasjenige, was zur Ergänzung derſelben erforderlich ift, 
feftzujeßen, und fie dadurd Der Idee einer wohlgeordneten 
Auſtraͤgal⸗Inſtanz näher zu bringen. Der Ausſchuß erlaubt fich 
in dieſer Hinficht einige Anträge, welche er hiermit der Prüfung 
des verehrlichen Plenum übergiebt. 

Er fügt noch die Bemerkung hinzu, daß 

1. die vorgefchlagenen Säbe größtentheild Fragen bezielen, 
welche die Bundesverfammlung zur Spnftruftiond - Einholung und 
Entſcheidung ausgeftellt hat, welche alſo immer auf die eine oder 
andere Art erledigt werden müſſen, 

2. einige bei der Bundesverjammlung vorgefommenen Gegen- 
ftände zu berühren für überflüflig erachtet wordeu ift, da fie, 
nach richtigen Grundſaͤtzen nicht wohl zweifelhaft fein dürften.” 

Die vorgefchlagenen Säbe waren nun folgende: 

Anträge des dritten Ausſchuſſes die Errichtung einer 
permanenten Snftanz betreffend. 
Satz 1. 

Da die Erhaltung des öffentlichen Rechtszuftandes im Bunde 
nad) allen feinen verfchiedenen Beziehungen, der Bundesverfammt- 
Iung durch die Feftftellung ihrer Competenz übertragen und ans 
vertraut ift, fo Liegt derjelben injonderheit ob, zur Verhütung und 
Adftellung gewaltfamer Handlungen eined Bundesſtaatsgliedes 
der anderen und thätlichen Störungen des Belibftandes, ſowie 
aller bundesvertragswidrigen Selbfthülfe überhaupt unmittelbar 
einzufchreiten und fofort durch provijorische Verfügung der Ge⸗ 
walt zu fteuern, den Beſitzſtand herzuftellen und unerſetzlichem 
Schaden vorzubeugen. Es kann jedoch hierdurch der Fünftigen 
richterlichen Entſcheidung ſowohl über den ordentlichen Befig- 
land, als über den Rechtsſtand in Feiner Weile vorgegriffen 
werden. 

Satz 2. 
Die richterliche Entſcheidung aller Streitigkeiten der Bundes: 
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glieder unter einander, die ihrem Gegenftande nad) auf einem 
Rechtöverhältniffe beruhen, ift von der Bundeöverfammlung,. wenn 
ihre vorgängige Vermittelung ohne Erfolg gewejen - tft, durch 
eine Aufträgal-Sinftanz zu bewirken, 

Satz 3. 

Es fteht den Bundesgliedern frei, für alle oder einzelne 
Streitigkeiten unter fich, wegen der Art und der Form der Aus— 
träge oder Compromiſſe Vereinbarungen zu treffen... Frtühere 
Familien und Vertrags Anöträge werden durch —— der 
Bundes-Aufträgal-Inftanz nicht aufgehoben. 

Satz A. 

In allen Streitfällen, für melche dergleichen Austräge nicht 
beſtehen, iſt die Aufträgal-Anftanz nach den in dem Bundestags⸗ 
beſchluſſe vom 16. Juni 1817 enthaltenen Beſtimmungen aufzu⸗ 
ſtellen. Jedoch wird dieſe Errichtung nur vorläufig und bis zu 
einer anderweitigen Uebereinkunft der Bundesglieder nn 

Ä Satz 5. 

Wenn, nach Anleitung des Bundestagäbefchluffes vom 16. 
uni 1817 der oberfte Gerichtshof eines Bundesftaates zur Aufträgals 
Inſtanz gewählt iſt, jo ſteht demſelben Die Leitung des Proceſſes 
und die Entſcheidung des Streits in allen feinen Haupt⸗ und 
Nebenpunften uneingejchränft und ohne alle weitere Einwirkung 
der Bundesverfammlung oder Landesregierung zu. Diele wird 
jedoch auf Anfuchen der erfteren, im alle einer BYögerung von 
Seiten des Gerichtd, Die zur Beförderung der Entſcheidung 
nöthigen Verfügungen überlafjen. 

Ä Satz 6. 

Zu einem Rechtsftreit unter Bundesflanten kann ein Drittes 
Bundesglied vor das erwählte Aufträgalgericht nur etwa zuge- 
lafjen oder aufgefordert werden, wenn Das Gericht eine wejent- 
liche Verbindung der Nechtöverhältniffe denjelben mit Dem an- 
hängigen Rechtöftreit anerkannt. Auch eine Wiederklage findet 
nur in dieſem Falle bei dem erwählten Aufträgalgerichte Statt, 
und nur, wenn fie fogleich bei der Einlafjung auf Die Vorklage 
angebracht wird. 
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Sap 7. 

Inſofern Leine befondere Entſcheidungsnormen vorhanden find, 
Bat das Aufträgalgericht nady denjenigen Rechtsquellen zu er 
erkennen, welche in Rechtsftreitigfeiten derjelben Art vormals 
von den Reichögerichten ſubſidariſch angewendet worden find. 

Satz 8. 

Dem im Namen der Bundesverfammlung abzufaffenden Er: 
kenntniſſe jollen jederzeitdie vollftändigen Eutfcheidungsgründe 

beigefügt werden. 
| Ueber den Koftenpunft fol das erwählte Aufträgalgericht 
nach gemeinjchaftlidyen Grundjäßen erkennen, bei deren Ermäßigung 
jedoch Die ihm vorgefchriebene Taxordnung befolgen. 

Satz 9. 

Die Aufträgalerfenutniffe find fofort nach ihrer Eröffnung 
als rechtskräftig anzufehen und zu befolgen. Jedoch iſt Die Re 
flitution wegen neu aufgefundener Umftände und Beweismittel 
zulaͤſſig. Sie muß aber innerhalb 4 Jahren, vom Tage der 
Aufforderung an gerechnet, nachgejucht, und es kann Dadurd 
die Vollziehung des Aufträgal- Erkenntniffes nicht aufgehalten 
werben. 

Sak 10. 

- Meber die YZuläfligkeit der Reftitution, und über Die Srheb- 
lichfeit und rechtliche Wirkung der neu aufgefundenen Beweis- 
mittel bat derjenige Gerichtähof zu erkennen, weldyer Die frühere 
Eutſcheidung in der Sache gefaßt hat. 

Satz 11. 

Zur Ableiftung des Neftitutionseided wird das Bundesglied, 
welches Die Neftitution nachſucht, denjenigen Beamten bei Dem 
Aufträgalgericht ftellen, welcher dieſe Rechtsſache bearbeitet hat. 
Sind Mehrere dabei gebraucht worden, jo fol dem anderen 
Theile freiftehen, den zu benennen, welcher den Reftitutiongeid 
abzuhalten hat. | 

Sa 12 


Die Bollgiehung der Bundes-Aufträgal-Erfenntniffe, injofern 
derjelben nicht ſofort oder nicht vollftändig nachgelebt wird, ge 
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Tehieht. von der Bundesverſammlung nad) Vorfchrift der Bundes- 
Executionsordnung. Eben dieſes ſoll in AUnfehung der im Bunde 
von gemillfürten Aufträgen oder Schiedsrichtern nah Satz 3 
erfolgen und von den ftreitenden Theilen anerkannten Entjchei- 
Dungen auf Anrufen der Betheiligten Statt finden. Fallen bei 
Der Xollziebung noch ‚Streitigkeiten vor, welche eine richterlidye 
Entſcheidung erfordern, jo fteht Diefe dem Anfträgalgericht zu, 
welches das zu vollziehende Erkenntuiß gefaßt Hat. 
Zuu erften Sab wird bemerft: 

Dieſer Satz wiederholt zwar. im Wejentlichen das, was in 
der Bundesverfammlung bereit beftimmt ifl. Der Ausſchuß hat 
aber geglaubt, daß es zwedimäßig fei, ihn verauszufchiden, eines 
Theil um die wegen Erhaltung des öffentlichen Rechtszuftandes 
tm Bunde jhon getroffene Vorſorge, aus den oben angeführten 
Gründen bemerklich zu machen, andren Theil, um in allgemeinen 
Umriſſen anzudeuten, wie die Bundesverſammlung für Diejen 
Zweck tbätig fein Fann und fol. Bei der. Hauptrebaction dürfte 
vielleicht Diefer Saß in der — des Ganzen eine andere 
Stellung erhalten. 

Zum zweiten Satz: 

Bei dieſem Satze ſind einige in der Bnndesverſammlung 
vorgekommenen Fragen von dem Ausſchuſſe in Erwaͤgung gezogen 
worden, worüber er jedoch eine Beſtimmung zu veranlaſſen, nicht 
für nöthig befunden hat. — So iſt die Frage aufgeworfen wor⸗ 
den: in wie fern die Regierung eines Bundesſtaates ihre Unter⸗ 
thanen gegen die Regierung eined anderen Bundesflantes derge- 
ſtalt vertreten Tönne, daß die Sache zur. Vermittelung der Bun- 
desverfammlung und endlich zur. Auſträgal⸗Eniſcheidung gebracht 
werden müſſe. Es iſt indeſſen Elar, daß nur die Pflicht der Be— 
Ihübkung, welche jede Regierung gegen ihre Unterthanen zu er- 
füllen hat, oder eine aus den Folgen ihrer eigenen Regierungs- 
handlungen entjpringende Verpflichtung, ein ſolches Recht der 
Vertretung begründen Tann. Auch ift in einigen Abftimmungen 
in der Bundesverfammlung erinnert worden, Daß die Vorjchrift 
des 11. Artifeld der Bundesadte wegen Erledigung der Streitig- 
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feiten unten den Bundesgliedern auf den Fall nicht anwenbbar 
fei, wenn unter Bundesgliedern wegen Befißungen, welcher ber 
Hoheit eines Bundesſtaates unterworfen find, Streit entfteht, und 
daß dies ausdrücklich zu erflären wäre. 

Allein da Befigungen Diefer Art unftreitig umter der Gerichts: 
barkeit des Landes ftehen, in welchem fie belegen find, fo kann 
ohnehin Fein Recht, welches in Beziehung auf fie in Anſpruch ge: 
nommen wird, bon irgend einer Behörde wirffam verfolgt werben, 
als von den competenten Landesgerichten und es ift alfo aud 
darüber eine ausdrüdlihe Erklaͤrung nicht für nothwendig ge- 
halten worden. 

Zum dritten Satz. 

Der Austchuß hat es für zweckmaͤßig gehalten, das, auch in 
dem Bundesbefhluß vom 16. uni 1817 ſchon ausdrücklich, als 
fi) von ſelbſt verftehend, anerfannte Recht der Bundesgkieder, durch 
Compromiß oder durch befondere für alle künftige, oder für einzelne 
Streitfälle verabredete Austräge entſcheiden zu laſſen, in dem dritten 
Sabe um fo mehr den Bundesgliedern förmlich vorzubehalten, als die 
Worte des 11. Artiteld der Bundesacte doch fo allgemein die 
Streitigkeiten der Bundesglieder an die Bundes-Aufträgel-Znftanz 
verweift, daß es wenigftens nicht als überfläflig anzufehen fein 
dürfte, wenn einem möglichen Mißverfländniffe durch eine deut⸗ 
liche pofitive Beſtimmung vorgebeugt wird. Ä 

Der von älteren Zeiten herrührenden vertragsmäßigen oder 
hausgeſetzlichen Austräge glaubte der Ausſchuß wenigftens in 
der Art gedenken zu müfjen, daß überbie Gültigkeit ihrer Fortdauer 
nicht entfchieden, Diefelbe aber auch von der Ginführung der Bun- 
des⸗Austraͤge nicht abhängig gemacht wird. 

Zum fiebenten Saß: 

Ueber die Entſcheidungsnormen, welche bei ber Aufträgal- 
Inſtanz zu befolgen fein werben, find verſchiedene Zweifel ge- 
äußert worden. Dem Ausichuffe Kat es gejchienen, daß einem 
Gerichtähofe, auf den in Streitigkeiten unter Bundesgliedern Die 
Wahl fallen kann, hierüber. feine ausdrückliche Borfchrift zu geben 
nöthig ei, Daß Daher im allgemeinen ſchon die im Bundestags 
bejchluffe vom 16, Suni 1817 enthaltene Beſtimmung genügen 
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werde, Daß es indeſſen Doch von Nutzen fein könnte, Die Anfträgal- 
gerichte in Anſehung der jubfidiarifchen Rechtsquellen auf Die 
Praxis der ehemaligen Rechtögerichte zu verweilen, welche mit 
Streitigkeiten Diefer Art fich fo Häufig zu bejchäftigen und bet 
welchen fih auch in dieſer SHinficht feſte Grundſaͤtze gebildet 
hatten, Nach dieſen Anfichten tft der fiebente Sag gefaßt worden. 


Sin der 19. Gonferenz ftellte Metternich” die Anträge des 
3. Ausjchufles, Die Errichtung einer permanenten Aufträgal-Snftanz 
betreffend, nochmals zur Berathung und ſchlug vor, fi) nun über 
den Grundfag zu erklären, hingegen die Bemerkung über die 
einzelnen Anträge an den Competenzausſchuß abzugeben, damit 
diefer fie im Zuſammenhange mit feiner eignen Arbeit in Er: 
wägung ziehen, und, gemeinfchaftlich mit dem 3. Ausfchuffe, 
einen andermeiten Vertrag darüber erftatten könne. 

Nachdem diefer Vorſchlag angenommen worden, äußerte ich Fürft 
v. Metternich über die Frage dabin, daß der k. k. Hof allerdings 
eine permanente Aufträgal-Inftanz der bisher proviforifch aufge: 
ftellten wandelbaren vorgezogen haben würde, in der Ueberzeugung, 
Daß der BVorjchrift der Bundesacte, welche eine wohlgeorb- 
nete Auſträgal-Inſtanz fordere, ohne Permanenz derjelben 
nicht füglich Genüge zu leiften jei, und daß ſich nun von einer 
permanenten Gerichtöbehörde ein gleichförmiger conjfequenter Gang 
der Berhandlungaen und Entjeheidungen, fowie Die allmählige 
Bildung einer feiten Bundes⸗-Jurisprudenz, und wejentliche Vor⸗ 
theile für den Nechtözuftand im Bunde überhaupt erwarten 
ließen. Da indefjen eine Vereinigung über dieſe Form für jebt 
nicht zu boffen jet, jo müfle man fich k. k. Hfterreichifchen Seits 
wenigſtens beftinnmt vorbehalten, Daß die Einführung einer per- 
manenten Inſtanz durch Die gegenwärtigen Anordnungen nicht 
ein für alle Mal ausgefchloffen, die Trage für Die Zufunft nicht 
abgeurtheilt fei, und unter diefer Vorausſetzung würde man ber 
einftweiligen Aufrechthaltung der an und für ſich ſchon proviſoriſch 
geftellten Bundesbejchlüffe vom 16. Juni 1817 beitreten Fönnen. 

Zweiter Theil. 31 
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Auf demnachit gehaltene Anfrage erklärten fi die übrigen 
Sonferenzmitglieder über die Hauptfrage in folgender Art. 

Der preuß. Minifter Graf v. Bernftorff. fagte, daß, wie- 
wohl nie. Anträge des Ausjchuffes mit den von.preußifcher Seite 
Dargelegten, auf eine rein fchiedsrichterlihe Snftanz gehenden 
Anficht nicht ganz  übereinftimmten, fein Hof Derjelben doch um 
jo eher beitreten fünne, als die Möglichkeit einer in der Folge 
anders zu ordnenden Aufträgal-Snftanz dadurch nicht ausgejchlofjen 
werde; er wolle ſich Daher auch alle Bemerkung über bie Un= 
3 auträglichfeit, welche mit dem Vorſchlage, bie Streitigfeiten der 
ee unter einander dem Erkenntniß des in jedem ein- 
zelnen Falle zu wählenden Gerichtähofes zu unterwerfen, in vieler 
sHinficht verbunden fein dürften, enthalten, übrigens aber feine 
Erinnerungen in Hinficht der Faſſung der vorzufchlagenden Saͤtze 
bei dem Ausſchuß Berathungen zur Sprache bringen. 

Die königl. ſaͤchſ. Bevollmächtigten erklärten ſich mit den 
Anträgen des Ausſchuſſes unten Vorbehalt der denſelben mitzu- 
theilenden Bemerkungen über die einzelnen Säge ganz einver- 
ftanden. 

Der kurheſſ. Bevollmächtigte trat Diefen Anträgen ebenfalls 
bei, ohne jedoch auf eine künftig anzuordnende permanente Sara 
Verzicht zu leiften, 

Der dän.=hollftein. Bevollmächtigte flimmte in einem an 
den Competenz⸗Ausſchuß abgegebenen fehriftlihen Worum - für 
die in Antrag gebrachte einftweilige Beibehaltung der durch den 
Bundesbeſchluß vom 16. Juni 1817 angenommenen proviforifchen 
Aufträgal-Einrichtung, jedoch mit ausdrüdlichem Vorbehalt einer 
fünftig zu bejchließenden, von der Tönigl. dänischen Regierung 
als ehr wünjchenswerth betrachteten - Aufftellung einer wirflidy 
permanenten, wohlgeordneten Aufträgal-Sinftanz. 

Die Baier. Bevollmächtigten erklären fid) im Wefentlichen 
mit den Anträgen des 3. Ausfchuffes einverftanden und wollten 
ihre Bemerkungen über die einzelnen Punkte dem Competenzaus⸗ 
ſchuſſe zuftellen. Sie hätten übrigens gewünfcht, daß man fich 
im Vortrage nicht auf Die bisherige Erfahrung bezogen 
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hätte, um dadurch zu beweiſen, Daß eine nach den vormaligen 
Begriffen geordnete Aufträgal - Snftanz nicht in allen Fällen hin- 
reiche, indem durch die bisherige Erfahrung noch nicht erwiejen 
ſei, daß dieſe alte deutſche Inſtitution, wenn fie wohl geordnet 
würde, nicht genügen jollte. Mean dürfe died umfomehr erwarten, 
als bei den größtentheilg purificirten Territorial-Verhaͤltniſſen 
künftig weniger und minder verwidelte Streitigkeiten, al$ in ber 
ehemaligen deutſchen Reichverfallung vorfommen würden. Man 
‚habe denmad) alle Urjache, diefe Inftitution jo lange beizuhalten, 
als die Unzulänglichfeit derjelben nicht durch überzeugende Er- 
fahrungen dargethan fein würde, zunaͤchſt da dieſelbe einem völfer: 
zeghtlichen. Vexein jelbftjtändiger unabhängiger Staaten am meiften 
entſpreche, und aus dieſem Grunde in ben. Art..11..ber, Bundes⸗ 
acte, in dem qus ber. ehemaligen Roeichsvexfaſſung hergenommenen 
Sinne, beftätigt worden lei. — 

Die hannöv. Bevollmächtigten ſtimmen den von dem Fürften 
v. Metternich mitgetheilten Anfichten in der Hauptjache bew 
machten aber in einem dem Gompetenz =» Ausjchuffe zugeftellten 
Votum darauf aufmerfjam, daß die Mängel der jebigen provi- 
forifchen Einrichtung in der Folge beſonders fühlbar werden 
dürften, wenn juriftijche Kenntniffe bei der Bundesverfammlung 
feltener werden, die des dentſchen Privat- Fürften- Rechts fich 
immer mehr und mehr verlieren follten, und früher oder fpäter 
vielleicht dad Bedürfniß einträte, eigene Juſtiz-Conſulenten beim 
Bundestage anzuftellen. 

Der mecklenb. Bevollmächtigte entwidelte in einer zu 
Protocol gegebenen Erklärung die Gründe, welche 
feine Höfe für die Beftellung einer permanenten Inſtanz im 
Bunde beftimmten, uud trat der einfimeiligen Beibehaltung der 
bisherigen propiforifchen Einrichtung der Auſträgal-Inſtanz nur 
unter der Vorausfeßung bei, daß der Bundesverfammlung bie 
weitere Berathung und Verhandlung dieſes Gegenflandes aus 
dem von ihr angegebenen Geſichtspunkte zur Pflicht gemacht 
werde. 


Der Bevollmächtigte der großh. und herzogl. Jachfifchen Höfe 
31* 
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gab unter den obwaltenden Umftänden, und obgleich der Wunſch 
diefer Höfe auf eine permanente Inſtanz gerichtet fei, jeine Zu— 
flimmung zu den Anträgen des 3. Ausjchufjes und begleitete ſolche 
in einer zu dem Ende eingegebenen Grflärung mit einigen 
die Gerechtigfeitöpflege in Deutjchland betreffenden allgemeinen 
Demerfungen. 

Die badifhen Bevollmächtigten erklärten fi für eine 
permanente Inſtanz, ſchloſſen fich jedoch den Anträgen des Aus- 
ſchuſſes, da felbige Fünftigen anderweitigen Anordnungen nicht im 
Wege ftänden, an. Der württembergijche Bevollmaͤchtigte trat dem 
Botum des baterifchen, und der niederländische Dem des preußiſchen 
Bevollmächtigten bei. Darmſtadt erklärte ſich gegen eine per- 
manente Inſtanz und für Die Anträge des Ausjchuffes; Olden⸗ 
burg, Anhalt, Schwarzburg traten Defterreich bei, behielten fich 
aber einige Bemerkungen vor, ebenjo Naffau; die freien Städte 
endlich ftimmten mit Medlenburg. 

Hiermit war nun die Hauptfrage über Die Aufträgal-Snftanz 
vorläufig gejchlojlen und der Redactions-Commiſſion die Zufam- 
menftellung refp. Einordnung überwiejen. 


Soweit waren bis zur 18. Conferenz (4. Febr. 1820) die 
Arbeiten des Congreſſes gebiehen, als Fürſt Metternich dag Wort 
nahm und den allgemeinen Standpunkt der Verhandlungen 
in das Auge faßte. Er erklärte, daß das Geſchäft glüdlicher 
Weiſe ſoweit vorgerüdt jei, als man es irgend wünjchen, und 
bei Seitjeßung der Berathungspunfte in Carlsbad kaum hätte wünfchen 
gekonnt. Die hauptfächlichiten Anträge der Ausſchüſſe lägen vor , die 
übrigen wären ihrer Beendigung nahe. Der Zwed der Verjanm- 
lung jet auf8 gebeihlichite erreicht. Jetzt dürfte e8 daher an der 
Beit fein, die Beendigung des Gefchäfts einzuleiten, zumal da 
ber Zeitpunkt der Wiedereröffnung der Bundesverfammlung ber- 
annahe, Es fomme zu dem Erde vor Allem darauf an, einmal, 
Daß die Gonferenzmitglieder, als wozu der Fürſt fie 
Dringend einlade, ihre etwaigen Finalbemerfungen über die big 
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jest verhandelten Gegenflände baldmöglichft ſammeln und ent- 
weder bei den bei den einzelnen concurrirenden Ausjchülfen, oder 
im Plenum übergeben möchten, dann aber, daß man fich über 
Die dem gejammten Gefchäfte zu gebende definitive Form 
vereinige. In Bezug auf dieſe gebe es zwei Wege, nämlich, ent- 
weder die angenommenen Säße als entſchiedene Normen auszusprechen 
oder Jolcye der Bundesverfammlung zu nochmaliger Berathung 
mitzutheilen. Letzteres möchte jedoch eben jo überflüllig als un- 
angemefjen fein; denn ed könne wohl feinem Zweifel 
unterliegen,daß dieinWien vereinigten Regierungen, 
ohne der Competenzder Bundesverfammlung zunabe 
zu treten, ehenſo berufen und berechtigt jeien, ben 
Bund au auszubilden und au befeftigen, als fie im Jahre 
1815 die Bundesacte ſelbſt abzuſchließen befugt ge 
weleit. Da hierüber jedoch ein beftinimter Eutſchluß gefaßt werden 
müfje, ſo würde die Verſammlung ſich jebt zu erklären haben, ob die 
proviſoriſch genehmigten Säße als fefte Beftimmungen ausgeiprochen 
werden oder als Spnftructionen an den Bundestag gelangen follten. 

Der Fürſt von Metternich eröffnete zugleich, daß nach 
der Anfiht Sr. WM. des Kaiſers allerdings der zwedimäßigfte 
Gang fein würde, die in Wien bejchloffenen Saͤtze ald Grundgeſetze 
des Bundes in Form einer Webereinfunft unter den ſämmtlichen 
deutfchen Regierungen, in einem Supplementaract zur Bundes- 
acte zufammen zu fafjen, und mit einer furzen Erklärung der 
Motive dieſes Verfahrens unter Bezugnahme auf den 10. Artikel 
der Bundesacte zur förmlichen Bekanntmachung au den VBundes- 
tag zu bringen. Hierbei müßten die Gegenftände, welche in Die 
gedachte Supplementaracte aufzunehmen wären, von andern jeßt 
verhandelten, die nicht zu den Grundgefeßen gehörten, unter: 
jchieden werden. Zu der erften Abtheilung würden zu rechnen 
jein, 1. die Gompetenzbeftimmung des Bundestags, 2. die Stim- 
menmehrheit, 3. die Auſträgal-Inſtanz, A. Die Executions-⸗Ord⸗ 
nung, d. die politijchemilitärifchen Fragen, 6. Die Auslegung des 13, 
Artikel und 7. was etwa noch in Ausjehung des 14. Artikels 
bejchloffen werden möchte. — Dagegen gehörten: 1. Die Frage 
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wegen ber Bundesfeftungen‘, 2. wegen der Gontingentftellung, 3 
wegen des Handeld und verichiedener Reglementarfragen für bie 
Bundesverfammlung jelbft, in Die Claſſe derer, worüber blos 
gleichmäßige Inſtructionen an die Bundestagsgejfandten zur 
weiteren Verhandlung der Sache bei der Bundeöverfammlung 
ſelbſt zu erlaflen fein würden. 

Der preußifche Minifter Graf v. Bernftorff erklärte die voll- 
kommenſte Beiftimmung der preuß. Bevollmächtigten zu Den 
gefammten Vorfchlägen des Fürften Metternich, und ebenjo traten 
alle übrigen Stimmen den öfterreichifchen VBorfchlägen bei. Darauf 
wurde eine Redactions-Commiſſion erwählt, weldye die einzelnen 
Anträge des Ausjchufjes zu einem Ganzen vereinigen ſollte. 


Sn der 19. Sitzung wurde die von dem vereinten 1. und 
2. Ausjchuffe vorgelegte neue Redaction der Die Stimmenmehr- 
heit betreffenden Säße Artifelmeife verlefen und zur Berathung 
gezogen. 

Bei Art. 1 ward von dem hannöv. Bevollmädhtigten bemerkt, 
daß in den Worten „nach vorgängiger Berathung”, infofern fie 
auf das Plenum bezogen werden Könnten, ein anjcheinender 
Widerſpruch liege, indem, wie auch der Artikel 3 beſonders an 
führe, nie eine Erörterung noch Berathung Statt finde. Es 
warb beichlofien, vermöge einer leichten Abänderung „nach vor⸗ 
gängiger Berathung, durch freie Abftimmung” die Stelle jo zu 
fallen, daß nicht die „Berathung” fondern nur die „Abftimmung“ 
ſich auf das Plenum beziehe. 

Auf die bei Art. A von den k. ſächſiſchen Bevollmächtigten 
beigebrachte Erinnerung, daß hier die jura singulorum nidyt mit 
aufgeführt wären, erklärte der Graf v. Bernftorff, daß nach Der 
Anficht des Ausichuffes über jura singulorum ein Beſchluß durch 
Stimmenmehrheit überhaupt nicht denkbar fei, und es Daher rath- 
fam gefchienen habe, diefem Gegenftand einen eignen Artifel 
nämlich dem 6. der vorliegenden Anträge zu widmen. 

Ferner wurde bei Nr. 2 des 4. Art. von den hannov. Be, 
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vollmädhtigten die Bemerkung gemacht, daß die Definition der 
organischen Bunbeseinrihhmgen zu großen Mißdentungen führen 
"Lönnte. Bon Seiten des Ausjchuffes wurde Durch Graf von 
Bernftorff und Baron von Bentner hierauf erwidert die Löfung 
dieſes Bedenkens jet im folgenden fünften Artikel verſucht; in- 
deſſen fönnemanfich eine gedrängtere Faſſung wohl gefallen laſſen. — 
Nach weiterer Bejprechung ward enblid) beliebt, die ausführliche 
Definition aufzugeben ‚und an deren Stelle bloß zu feßen: 
„Drganijche Bundeseinrichtungen, nämlich) Mittel und Anftalten 
zur Erreichung der Bundeszwecke.“ | 

Bei Nr. 4 des 4. Satzes wünjchte der Fürft v. Metternich, 
daß den Worten, „außer den Bundeszweden” nod) beigefügt 
würde, „außer den beftimmt ausgeſprochenen Bundes- 
zweden“, 

Bei eben dem Sage bemerkte der Präfibent v. Berg, daß 
die von gemeinnüßigen Anordnungen gegebene Definition Leicht 
zu der Borausjeßung führen könne, ald ob ſolche gemeinnüßige 
Anordnungen, welche fih nicht den organischen Ginrichtungen 
nähern, oder unter ben 32, Artikel der Gompetenzbeitimmung 
nicht begriffen feien, Durdy Stimmenmehrheit entjchieden werden 
fönnten. Man erwiderte hierauf von Seiten ded Ausſchuſſes, 
daß gerade dieſer Punkt, da die Bundesace fih in Anfehung 
deflelben dunkel ausgedrüdt habe, einer näheren Beſtimmung zu 
bedürfen gefchienen, und daß man Diefem Bedürfniffe Durch die 
Definition jo gut ald möglich abzuhelfen gefucht hätte. 

Bei Artifel 5 wurde anftatt „ausfaäͤllt“ — „ausgefallen ift“ 
zu: feßen beliebt. 

Auf die Bemerfung zum 6. Art., daß die Worte, welche von 
„Leiſtungen einzelner Bundesglieder” handeln, feinen ganz richtigen 
Sinn gewährten, weil Leiftungen, die nicht allgemein jeien, auch 
nicht durch Bundesbeſchlüfſe aufgelegt werden fönnten, warb be’ 
Iiebt, diefe Worte wegzulaſſen, und bloß Den zweiten Theil des 
Artifeld beizubehalten, jodaß es heißen follte: „Sn allen, 
wo die Bundesglieder u. |. f.“ 

Nach dieſen Berishtigungen wurde bie Redaktion der Artikel 
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über die Stimmenmehr. ald vorläufig genehmigt, zum Behuf der 
Schlußredaction zu den Acten niedergelegt. 


Wir haben oben (S. 390) gefehen, welchen Standpunkt 
Metternich beim Beginn der Gonferenzen einnahm. Jetzt, wo e8 nun 
galt, die ziemlich zur Reife gediehenen Arbeiten in diejenige Form 
zu bringen, in welcher fie al3 neue oder ergänzende Grundgefeße 
für den deutſchen Bund ind Leben treten follten, Metternich 
feine veränderte Anfichtin der 18. Sigung abgegeben hatte, da trat mit 
einem Male ein unerwarteter Widerfpruch von Seiten Württent- 
bergs hervor. Wie ſchon zu Carlsbad der König von Württem— 
berg eine unummwundene Oppofition machte, jo ebenfalld jet und 
zwar im noch entjchiedener Form. Wir Iaffen Die betreffenden 
Actenftüde, wie fie der Gonferenz vorgelegt wurden, hier folgen. 
In der zwanzigften Sitzung (29. März) gab der württembergifche 
Bevollmächtigte Graf v. Mandelslohe eine Erklärung zu Pro: 
tofoll, welche er zuvor dem dfterreichifchen Hofe mitzutheilen be— 
ordnet war. 


Abftimmung der württemb. Bevollmächtigten über Die 
den Refultaten der Wiener Gonferenz zu gebende Form. 

Sch Habe nicht ermangelt, meinen höchſten Hof von den⸗ 
jenigen Vorſchlägen in ungefäumte Kenntniß zu jeßen, welche der 
Herr Fürft von Metternich Durchl. in der 18. Sikung über Die 
den Refultaten der hiefigen Berathung zu gebende Form zu 
geben fich veranlaßt gefunden habe, 

In Gemäßheit der mir hier auf zugegangenen Inſtruction ſoll 
ich Das aufrichtige Bedauern meines allerhöchiten Hofes auszu⸗ 
drüden die Ehre haben, jenen Anträgen nicht beitreten zu können. 

- Wenn die unzweideutigen Beweife, welcher verjelben ſeit 
dem Entftehen des Bundes von deren Eifer gegeben hat, Die 
Pflichten, welche Diefer auferlegt, in ihrem weiteiten Umfang zu 
erfüllen, es könnten bezweifeln lafjen, daß nur feine Abficht von 
diefen Pflichten jene Weigerung veranlaßt, fo würden folgende 
Gründe zu ihrer Rechtfertigung hinreichen. 

1. a8 €. k. öfterreich, Seit! in der 28. Carlsbader Sitzung 
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der gegenwärtige Bufammentritt zuerft in Antrag. gebracht war, 
erklärte der Herr Fürft v. Metternich Durchl. ſchon: 
daß der Zweck deſſelben nur fein konne, fich möglichit zu 
verftändigen und einzuverflehen zur Bewirtung überein— 
flimmender Inſtructionen ‚über mehrere . zu treffende 
Beftimmungen und Einrichtungen im Bunde ꝛc. 

In völliger Mebereinftimmung mit: dieſem Antrage und. unter 
ausdrüdlicher Beziehung auf. Denfelben bezeichnet der. Vortrag 
des Herrn Fürften in der erften hiefigen Sitzung eine.gemein: 
Jchaftliche Berathung fiber wichtige Bundesangelegen- 
heiten ald den Zweck unjerer Zufammenfunft und erflärte aus⸗ 
druͤcklich: 

daß dieſe Verſammlung fein Congreß ſei und Feine Be- 
Ichlüfje zu fallen Habe Ob der Widerſpruch, in welchen fich 
die deutſchen Höfe mit Diefen allgemein angenommenen Vorbe⸗ 
dingungen jeßen würden, wenn jie nur einen Xheil ihrer hier 
getroffenen Verabredungen mit Umgehung der Bundesverfamm- 
lung zu Supplementarartifeln der Bundesacte geftalteten und 
die Refultate unferer Arbeiten an Die des Wiener Congreſſes 
anfnüpfen, den biefigen Conferenzen Doc einen ähnlidyen Cha- 
racter beilegten, ob, fage ich, dieſer Widerfpruh durch eine 
unbedeutende und: bei. Gegenfländen von jo bleibender Wichtig: 
Feit unweſentliche Zeiterſparniß compenfirt wird, fcheint meinem 
höchſten Hof mehr als zweifelhaft. Nicht zu gedenfen 

2. daß alle Vollmachten der bier anwejenden ‚Herren Be: 
vollmäghtigten, namentlich des Herrn Fürften, jo wie Die mei- 
nige nur auf Vorbereitungen der Verhandlungen am Bundes- 
tage und Bereinigung über die den Bundestagsgeſandten zu ge: 
benden Sinftructionen ausgeftellt find und Daß. die beabfichtigte 
Beiterfparntß durch die Nothwendigkeit neuer Vollmachten zur 
Faſſung fürmlicher Beichlüffe und Zuſätze zur Bundesacte ein- 
zubolen, leicht wieder verloren gehen Tönnte, 

3. Nachdem die meiften bier behandelten Gegenſtaäͤnde theils 
in engeren Sigungen der Bundesverjanmlung, theild in Bezug 
der Sigung vom %0, Septbr. 1819 berathen und zur Bejchluß- 
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nahme nad) den Ferien ausdrücklich Durch oͤffentlich befanut ge 
worbene Bundestagsbeſchlüſſe ausgejebt worden find, jo würde 
eine Abweichung von diejer jo bejtimmt ausgeiprochenen und von 
allen Bundesgliedern genehmigten Korm mit der Würde derBun- 
desverfammlung nur Durch ſolche außerordentliche und dringende 
Greignifje in Uebereinſtimmung gejebt werben Tönne, welche nad 
der Anficht meines höchften Hofes nicht vorliegen. 

Schon die proviſoriſche Geſchaͤftsordnung ſpricht unter 
Nr. I. aus: 

daß Gegenftände über deren Berathung und Befchluß- 
nahme der Bundesacte bereit8 Borjchriften ertheilt, Bei 
der Eröffnung der Bundedverfammlung ald an die 
jelbe gelangt zu betrachten find 
und ganz übereinftimmend Hiermit Hatte fi) auch der erſte Prä— 
fidialvortrag in der 2. Sigung 1816 geäußert. 

Sollten Beichlüffe, welche auf jo beitimmten Grundlagen 
beruhen, aufgehoben werden, oder auch nur ohne Erfolg bleiben 
fönnen, ohne der Bundesverſammlung in Der öffentlichen Mei- 
nung mehe zu thun? 

Zu dieſen formellen Abfihten gefellen fi) aber auch meh- 
rere andere weſentlichere. Es rechtfertigen nämlich 

4. die Art. A, 6 u. 10 der Bundedacdte einen Zweifel dar 
über, ob Die Bundesglieder zu Beichlüfen über die Bundesan⸗ 
gelegenheiten eine® andern Organs ald der Bundesverfammlung 
und namentlich zu Beſchlüſſen, 

bei welchen es auf Abfafjung und Abänderung von Grund: 
gefeßen des Bundes, auf Beſchlüſſe, welche die Bundesacte 
ſelbſt betreffen, ankommt, eines andern Organs als des Pie 
nums der Bundesverfammlung bedienen. Tönnen, ohne fich eine 
Abweichung von der Bundesacte zu erlauben, über deren Heilig. 
haltung. gewiß nur Eine Meinung herrichen Tönne, 

Ließen fich dieſe Zweifel aber Durch die vom Herrn Sürften 
v. Metternih Durchl. angeführten Gründe ganz befeitigen, fo 
würden meines gnäbigften Herrn Majeftät 

5, doch in der Nothwendigkeit nur ein Binziges Organ ans 
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zuerfennen, durch welches der Bund feinen Will en ausspricht 
und jeine Thätigfeit ausübt, eine um fo dringendere Auffor- 
derung finden, in: feiner andern Publicationsform der biefigen 
Verbindungen zu willigen, als in die durch Bejchlüffe der Bun- 
Desverfammlung, da ed in Zufunft für das Wohl und die Er- 
haltung Des Bundes bebenfliche , Sonfequenzen haben koönnte, 
wenn für die Zulaͤſſigkeit 

Bundesangelegenheiten irgend einer Art der ausübenden 

Function der Bundesverfammlung zu entziehen, 

ein Präjudiz gegeben würde. 

6. Der legte Rechtfertigungsgrund, welchen ich auszuführen 
habe, jchöpft mein höchfter Hof aus der Betrachtung, daß wenn 
die bier übereingefommenen Zujäßke und Grläuterungen der 
Bundesacte nicht auf die durch Die Bundesacte felbft vorges 
zeichnete Weiſe ind Leben treten, jondern Durch einen außeror- 
dentlichen Congreß abgefaßt, als Supplementartifel aber einen 
Beſtandtheil der Congreßacte bildenden Bundesacte, jener ſo gut 
wie dieſer eingereiht würden, ſolches abjeiten derjenigen Mächte, 
welche die Songreßacte garantirt haben, den Anjpruch veran- 
lafjen Zönnte, auch diefe Zufäße zu garantiren oder wenigſtens 
die Webereinflimmung derjelben mit dem Haupttext zu unter: 
juchen und auf ein mit der Würde und GSelbitftändigfeit des 
Bundes nicht vereinbare Weile von jeinen innern Angelegen’ 
heiten Kenntniß zu nehmen. 

Schon in der 18. Sitzung hatte ich die Ehre, diefe Gon- 
fiveration der Prüfung dieſer hohen Verſammlung einer bloß 
vertraulichen Bemerkung anheimzugeben. 

Zu der Befugniß veranlagt ift ihr wahrer Sinn und Zwed 
von einigen Mitgliedern mißverflanden und gerade der entge- 
gengejeßte mir untergelegt worden, bin ich von meinem höch—⸗ 
ſten Hof beauftragt, ihn in feiner ganzen Reinheit und Lauter 
feit im Protocolle niederzulegen. 
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Des Fürften Metternih3 Beantwortung | 
der von den E& würtiemb. Herrn Bevollmädtigten in 
der 20. Sißung abgegebenen Erklärung in Bezug auf 

die Schlußform der Gonferenz-Berhbandlungen. 

Die in der 20. Sikung zu Protofoll gegebene Erklärung 
des f. württemb. Heren Bevollmächtigten in Bezug auf Die be 
vorftehende Beendigung der in der gegenwärtigen Gonferenz be 
handelten Gejchäfte, hat Lediglich die Art und Weife, in welcher 
dad Reſultat Diejer Gonferenzen an den Bundestag gelangen Soll, 
zum Gegenflande. Ueber das Materielle der hiefigen Conferenz- 
beſchlüſſe war von Seite des k. württemb. Hofes Fein Wider: 
ſpruch zu erwarten, da die jämmtlichen von den Ausſchüſſen bis: 
her vorgelegten Anträge, von deilen Bevollmächtigten regelmäßig 
eingejendet, die darauf erfolgten Bemerkungen jedesmal pflicht- 
mäßig erwogen und geprüft, und, wie ed in Anſehung aller an- 
deren Höfe der Fall geweſen, mit möglichiter Bereitwilligfeit an- 
genommen und benußt worden find. Folglidy konnten die Be 
merfungen des k. württemb, Hofes nur gegen die in der 18. 
Sitzung in Vorſchlag gebrachte, und von den Bevollmächtigten 
fämmtlicher übrigen Höfe einftimmig genehmigte Form ver de 
finitiven Abfafjung der Conferenzbeſchlüſſe gerichtet fein. | 

Der k. württemb. Hof erflärt, daß er jenem Vorfchlage 
nicht beitreten könne, und unterflügt diefe Erklärung mit folgen: 
den Gründen: 

1. Die gewuͤnſchte Schlußform ftehe im Widerſpruch mit 
dem in den Garlöbader Protofollen ausgefprochenen Zweck der 
hiefigen Eonferenzen, jowie mit den bei Eröffnung der Iebteren 
vom k. FE. öfterreichiihen Herrn Bevollmächtigten ausdrüdlich ge 
gebene Erklärung. 


Die erſte Bemerkung, welche ſich bier darbietet, ift Die, Daß 
Die Sonferenzen zu Wien, durch einen fpäter gefaßten, jedoch von 
allen Seiten gebilligten Entſchluß, einen ganz andern Character 
erhielten, als man zur Zeit der Garlöbader Berathungen, den⸗ 
jelben beilegen zu können geglaubt hatte. 
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In Carlsbad waren die Minifter von neun Höfen vereinigt, 
deren BZuflimmung zu den durd) Die damalige Lage der Dinge 
gebotenen dringenden Beichlüffen um fo wirkſamer und zureichen- 
der war, ald man fich auf den Vorgang Diefer Höfe geſtützt, bie 
Einftimmigfeit der geſammten deutſchen Regierungen für jene 
Beichlüfjfe leicht verfichert halten konnte, und wirklich, ehe fie in 
Frankfurt zum Vortrage kamen, verficherte. 

Man hatte beim Schluffe der Carlsbader Verhandlungen 
noch nichts anderes zur Abficht, als Daß die Höfe, deren Minifter 
an jenen Verhandlungen Theil genommen hatten, ihre Bevoll⸗ 
mächtigten zu ferneren Berathungen über das Gemeinwohl des 
Bundes in Wien wieder zufammentreten. laſſen follten. Bei 
weiterem Nachdenken überzeugte man fidy jedoch, daß eine aber- 
malige bloß theilweife Bereinigung der Bundesglieder einen un- 
günftigen Eindrud machen, und daß die Mitwirkung jämmtlicher 
Bundesftaaten um jo nothwendiger jein würde, ald durch Die 
Beichlüffe vom 20. September den Bedürfniſſen des Augenblids 
Genüge geleiftet, hingegen eine feſte und zwedmäßige Ausbildung 
des Bundesvereind jelbft der anerkannte Hauptgegenftand der 
bevorftehenden Gonferenzen war. Der k. k. öfterr. Hof, mit Der 
Einleitung dieſer neuen Conferenzen beauftragt, nahm es Daher 
über fich, auch Diejenigen deutſchen Fürften und Regierungen, die 
an den Carlsbader Verhandlungen Feinen unmittelbaren Theil 
gehabt hatten, zur Ernennung ihrer Bevollmächtigten einzuladen, 
und dieſer Schritt wurde von ſämmtlichen Bundesgenoffen mit 
ungetheiltem Beifall aufgenommen. 

Hieraus ergiebt fich, wie groß und wejentlid, der Unterjchied 
zwiſchen den früher zu Carlsbad gehaltenen und den gegenwärs 
tigen Gabinet3-&onferenzen fein mußte. 

Dort konnten, nad) der Natur der Sache, num vorläufige 
Beiprechungen zum Behufe der am Bundestage einzuleitenden 
Beſchlüſſe Statt finden, weil neun Stimmen nicht für Die. Ge: 
ſammtheit befchließen könnten. In Wien, wo die Stimmen voll 
ftändig vereinigt find, war fein Grund bei Belprechungen flehen 
zu bleiben, weil man das unbezweifelte Recht bejaß, zu Beſchlüſſen 
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zu fehreiten. — Denn die Mepräfentation aller Stimmen durch 
unmittelbare Bevollmächtigte der Regierungen ift ebenfo gewiß 
der Bund jelbft, ald Niemand anftehen würde, ihn in einer 
perjönlihen Zuſammenkunft der gefammten Bundesfürften zu 
erkennen. Sowie die Bejchlüfle von Carlsbad für die Höfe, Die 
Theil daran hatten, ‚bindend waren, jo muß das Relultat Der 
hiefigen Verhandlungen, ſobald die Kabinete Damit einverflanden 
find, ohne weitere Berathung oder Betätigung Gele für Den 
Bund werden, und nur die Frage zu entjcheiden bleiben, in 
welcher Form und Geſtalt e8 als Gejeb promulgirt werden joll. 

Das k. württemberg. Votum berief fi) auf eine mündliche 
Yeußerung des k. k. Herrn Bevollmächtigten in Der erften hiefigen 
Sikung des, inhalt: „daß die Verfammlung Fein Gongreß 
jet und ‚Feine eigentlihen Beſchlüſſe zu fallen habe.“ 

Der Grund, weshalb man den Namen eined Congreſſes, 
der an und für fi) diefer Verſammlung wohl zuftand, zu ver: 
meiden fuchte, war die Möglichkeit Der Verwechslung des de utſchen 
mit einem europäiſchen Gongreß und aller davon zu befor- 
genden Mißverftändnijfe. — Die Bemerkung aber, daß man hier 
feine eigentlichen Bejchlüffe faljen würde, läßt ſich unmög: 
lich fo deuten, als ob es überhaupt den zu Wien verfammelten 
Regierungen verwehrt fein jollte, Bejchlüffe, und zwar für ſämmt⸗ 
liche Theilnehmer verbindliche Beſchlüſſe zu fallen. Die Worte 
jelbft beweilen vielmehr, Daß unter eigentlichen Beſchlüſſen 
Die in: den gewöhnlichen Formen erlaffenen Bundestagsbeichlüffe 
gemeint waren; fie bemweifen, Daß Die Abficht, Diefe Formen bei 
Seite zu jeßen, oder, nach einem nicht glüdlich gewählten Ausdrude 
der. k. württemb. Erklärung „Die Bundesverfammlung zu 
umgehen” den hieſigen Conferenzen ſtets fremd geblieben tft. 

Doch, gejebt auch, es ſei zur Zeil der Eröffnung diejer Con⸗ 
ferenzen die Abficht der Höfe wirklich nur geweſen, Bejchlüffe vorzube- 
reiten, und deren fernere Berathung und Vollendung dem Bundestage 
zu überlaflen, jo folgt daraus keineswegs, daß es einer von Sou⸗ 
veräns bevoflmächtigten Berfammlung nicht freigeflanden hätte, 
ihre urfprüngliche Abficht zu erweitern, und dem Minderguten 
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zu entjagen, wenn ein anerkannt Befjeres an deſſen Stelle treten 
fonnte. — Allerdings hat fich erit im Laufe der hiefigen Geſchaͤfte 
bie Idee, die wichtigften Beichlüfle in ein zufammenhängendes 
Ganze zu ordnen, entwigelt; das Werk ift größer und gediegener 
geworden, als Die Arbeiter ſelbſt es anfänglich erwartet hatten; 
und es mußte daher nothwendig eine feinem jebigen Character 
angemefjene Form gewählt werden. — Wenn Died eine Ab- 
weichung von früheren Anftchten war, jo wird fie Hoffentlich bei 
Keinem, der ed mit Deutichland und. feiner Bundesververfaſſung 
gut meint, den bier verfammelten EUER zum u 
gereichen. 

2. Der zweite Einwurf derk. wüurttemb. Reglerun iſ auf die 
Unzulaͤnglichkeit der Vollmachten gegründet. Dieſer Einwurf hat 
nicht einmal die Thatſache für ſich. Denn in der k. k. öfter 
reichiſchen und mehreren anderen Vollmachten iſt die Genehm⸗ 
haltung deſſen, was in den Conferenzen verhandelt, beſchloſſen 
und bewirkt ſein wird, verheißen. Wenn aber auch andere 
Vollmachten in minder beſtimmten Worten abgefaßt ſein ſollten, 
ſo würden ſie ſich, ohne Schwierigkeiten und Zeitverluſt am 
Schluſſe der Verhandlungen durch ausgedehntere erſetzen laſſen; 
und ed läßt ſich überhaupt wohl nicht denken, daß eine Ange— 
legenheit von jo großem Gewicht Durch einen jo geringfügigen An- 
ftand gehemmt werden Tönnte, 

3. Derf.württemb, Hof iftferner der Meinung, daß durch den 
in der 18. Sitzung befchloffenen Gang „ver Würde der 
Bundes: Berfammlung zu nahe getreten werden 
möchte”, 

Die für diefe Meinung aus dem Präſidialvortrage vom Jahre 
1816 und ausder proviſoriſchen Geſchaͤftsordnung angeführten Stellen, 
find auf einen Fall, wie der gegenwärtige, augenfcheinlich nicht 
anwendbar. Was der Würde des Bundes zuträglich iſt, Fann 
der MWürbe der. Bundesverfammlung nie widerjprechen. Hier 
ift aber: nicht einmal ‚von einem feheinbaren Opfer, welches Der 
Bundesverjammlung zugemuthet werben follte, die Rede. Sie 
muß vielmehr offenbar jelbft an Außerem Anſehen gewinnen 
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wenn Durch genauere Beftimmung ihrer Befugnifie und Obliegen- 
beiten, des Umfanges und der Grenzen ihres Wirfungsfreifeg, 
der Dunfelheit, die bisher über jo mancher für fie wichtigen 
Frage gejchwebt hat, ein Biel geſetzt wird. — Wie aber Dadurd), 
daß eine ſolche Beſtimmung nad fünfjähriger fruchtloſer Erwar: 
tung, endlich aus dem Rathe der Bundesregierungen ſelbſt, Denen 
bier doch wohl die erfte Stimme gebührt, in vollfommenfter 
Mebereinftimmung mit der Bundesacte hervorgehe, der Bundes: 
verjammlung zu nahe getreten werden koͤnnte, laßt fich mit rich- 
tigen Borftelungen von dem Verhältniffe dieſer Verſammlung 
und ihren Gommittenten nicht wohl vereinigen. 

4. Die k. württemb. Erflärung ftelltal8 zweifelhaft auf, 
ob die Bundesglieder berechtigt find, fih ohne förmliche Ab: 
weichung von der Bundedacte zu ihren Bejchlüffen über Bundes- 
angelegenheiten eined anderen Organs, als der Bundesverſamm⸗ 
lung zu bedienen. 

Wenngleich in den Worten der Bundesacte die Beſtimmung, 
daß die Bundesverſammlung das einzige Organ des Bundes 
ſein ſoll, nicht liegt, ſo ergiebt ſich doch aus dem ganzen Sinn 
dieſer Urkunde, daß die Bundesverſammlung allein berufen iſt, 
dem gemeinſamen Geſchäfte des Bundes in ihrem ganzen Um: 
fange vorzuftehen. Unmöglich. fann aber durch Diefe Ordnung 
der Dinge die Geſammtheit der den Bund bildenden Staaten in 
ihrem oberften unbeftreitbaren Rechte Dergeftalt bejchränkt werden, 
daß fie nicht in einen außerordentlichen Falle und namentlich in 
einem foldyen, wo die Grundgefeßgebung des Bundes felbft der 
Gegenftand ift, Berathung auf einer höheren Stufe veranftalten 
dürfte. Denn jo groß auch Das der Bundesverjammlung beige- 
legte Anſehen fein mag, und für das Wohl des Bundes .noth- 
wendig fein muß, jo hört fie doch deßhalb nicht auf, in Bezug 
auf den Verein der Bundesgenoffen, in welchem allein die Ge- 
fammt-Souveränetät ruht, eine ungeorbnete Behörde zu fein. — 
Die Bundesverfammlung ift gleich wie die Bundesacte aus einer 
durch eigene Bevollmächtigte der ſonveränen deutſchen Fürften 
geftifteten freien Uebereinkunft entflanden; und es laͤßt ſich weder 
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nachweiſen und begreifen, wie dieſelben Fürften das Recht ver- 
Ioren haben jollten, durch ähnliche gemeinſame Uebereinkunft Die 
Bundtesacte zu erläutern, auszubilden, ihrem urfprünglichem Sinne 
gemäß zu vervollfländigen, und Das, was fie auf diefem Wege 
bejchließen, al8 Supplement ihres Grundvertraged, oder unter 
jedem anderen, von ihnen gewählten Titel, zur Bekanntmachung 
in verfajlungsmäßigen Formen an die Bundeöverfammlung ge- 
langen zu laſſen. 

5. Der k. würt. Hof hegt indeſſen Die fernere Heberzeugung, 
daß wenn auch der geäußerte Zweifel gegen die Befugniß der 
biefigen Verfammlung gehoben würde, nichts deſto weniger das 
von ihr beabfichtigte „Präjudiz, Bundesangelegenheiten 
irgend einer Art der ausübenden Function der Bun 
desverjammlung zu entziehen, für dad Wohl und Die 
Erhaltung des Bundes bedenkliche Folgen haben würde.” 

Sowie die Bejorgniß hier ausgedrüdt wird, ift fie jelbft 
ohne Icheinbaren Grund, weil fein Mitglied der hiefigen Con⸗ 
ferenz je die Ablicht zu erkennen gegeben hat, die Reſultate der 
Verhandlungen „der ausübenden Junction der Bundesver- 
ſammlung zu entziehen.” Nicht einmal die geſetzgebende 
Function der Bundesverfammlung Eonnte Darunter leiden, wenn 
man bier, wo es auf Grundbeſtimmungen und Grundnormen 
anfam, für zwedmäßiger hielt, den Inſtructionen der Höfe, ohne 
welche doch am Bundestag Fein Bejchluß gefaßt werden Fann, 
anftatt fie einzeln nach Frankfurt zu fenden, und Dort debattiren 
zu laſſen, nach vorgängiger Kabinetsberathung, gleich von hier 
ans eine gemeinjchaftliche Nichtung und eine gemeinjchaftlich 
verabredete äußere Form zu geben. Mit aller dem k. württemb. 
Hofe Ichuldigen Achtung, muß es erlaubt fein, zu bemerken, daß 
die Bejorgniß, durch ein ſolches Verfahren den Fünftigen Beitand 
des Bundes zu gefährden, beifeinem andern deutſchen Hofe und in 
feinem Der bier verfammelten Bevollmächtigten erwacht ift, daß 
vielmehr alle darin die ficherfte Bürgfchaft der Aufrechthaltung 
des Bundes und die ungeftörte, regelmäßige, Fräftige Wirk: 
ſamkeit der Bundesverfammlung erfannt haben. 

Zweiter Theil. 32 
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Dagegen ift bier der Ort, den Umſtand in Anregung zu 
bringen, der bei dem gegenwärtigen Stande der Frage vielleicht 
von allen die meifte Rückſicht verdient: daß naͤmlich, wenn die 
in der 18. Sißung vorläufig beichlojjene noch heute von 16 Der 
vereinigten Stimmen als allein zuläffig erkannte Form wieder 
aufgegeben werben follte, Das bier jo glüdlidy zu Stande ge- 
brachte Werf ohne allen weiteren Erfolg bleiben müßte. 

Es giebt überhaupt nur Drei Wege, auf welden die Re: 
jultate der hiefigen Gonferenzen ar Die Bunbesverfammlung ge⸗ 
langen fönnen. 

Der eine, für welchen die k. würt. Regierung geneigt jcheint, 
wäre der einer Snftructiond-Ertheilung in gewöhnlicher Art, wo: 
duch die Bundesverjammlung ermächtigt würde, die jammtlichen 
Gegenftände der Wiener Verhandlungen von neuem in Berathung 
zu nehmen, oder mit anderen Worten, die von ihren Jouveränen 
Committenten einftimmig gefaßten Bejchlüffe ihrer abermaligen 
Revifion zu unterwerfen. Dieſe Form hält die überwiegende 
Mehrheit der Höfe im gegenwärtigen Falle mit der Würbe des 
Bundes für ımverträglich,indem fie Die vereinten Bundesregierungen, 
bie fich bier unmittelbar ausgeſprochen haben, in em Verhältniß 
gegen die Bundesverfammlung ftellen würde, welches allen bis⸗ 
herigen Begriffen widerfpräche. Ueberdies find aber auch Se. 
Majeftät der Kaifer entichloffen, einem folchen Gange nie Die 
Hand zu bieten, vielmehr, ohne die vollfommenfte Gewißheit, daß 
die Berathung von allen Seiten erfchöpft und vollendet, und 
eine unverbrüchliche Uebereinfunft wirklich erreicht ift, im 
hoͤchſten Namen feinen Antrag an tie Bundesverfammlung ge- 
langen zu laſſen. 

Hiernach wäre nun der zweite möglich jcheinende Weg, der 
einen Präfidialpropofition am Bundestage unter der ausdrück⸗ 
lichen wechjeljeitigen Verpflichtung jämmtlicyer Bundesglieder, 
den Präfidialvorjchlägen bei der Darüber zu eröffnenden Be 
ratbung unverweilt und uneingejchränft beizuftimmen. Ob aber 
gleih Se. k. k. Majeftät Keinen Anftand nehmen werde, das, was 
Sie zur Beförderung des gemeinfamen Beſten für zutraͤglich 
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halten, Ihren Bundesgenofjen frei und unbefangen mitzutheilen, 
fo glauben Sie fid) Doc, nicht berufen, als alleiniger Geſetzgeber 
in Bundesjachen zu erjcheinen, und bie Rejultate einer muͤhſamen, 
gewiljenhaften und wohl überlegten Arbeit, woran fämmtlicye 
Bundesglieder gleihen Theil gehabt haben, dem Bundestag und 
der deutſchen Nation als Ihr ausfchließendes Werk vorzulegen. — 
Mithin werde Se. Majeftät auch für Diefen Ausweg, der übrigens, 
wenn irgend eine hier befchlofjene Form die Würde der Bundes- 
verfammlung verlegen könnte, nod am meilten hierzu geeignet 
wäre, fich nicht beflimmen Zönnen. 

Es bleibt aljo, wenn Die hiefigen Bejchlüffe überhaupt zur 
Ausführung kommen Jollen, nicht3 übrig, als die Annahme der 
dritten, in dem Protokoll vom A. März ausgeſprochenen Form, 
vermöge welcher jene Jämmtlichen Befchlüffe, infofern fie fi) auf 
Erflärung und nähere Beftimmung der Bundesacte beziehen, in 
einer eignen Acte vollftändig zufammengefaßt, von den Höfen 
ratificirt und mittelft Prafidialvortrags, wozu in dieſem Falle 
des Kaiſers Majeftät vollfommen bereit fein würde, als bie 
Srucht der gemeinjchaftlichen Berathung aller Bundesglieder an 
den Bundestag zur regelmäßigen Publikation, wie ſolche ſelbſt 
bei der Bundesacte Statt gehabt hat, gebracht werben würden. 

Wenn man aud) diefer Form entjagen follte, jo wäre bie 
hiefige Gonferenz durchaus unnüß gewejen, und man müßte vor 
Deutjchland, welches dem Erfolg derfelben mit gefpannter Er: 
wartung entgegenfieht, das demüthigende Geftändniß ablegen, 
daß jelbft nach ben beharrlichiten Anftrengungen, bei einem un: 
verfennbar vorherrichenden Geiſte der Billigfeit und Nachgiebig- 
feit, nach vielfältigen, wechjelfeitigen Aufopferungen individueller 
Anfichten und Wünfche dennoch Feine Vereinigung der Bundes⸗ 
regierungen möglich gewejen jei. Wie ein jolcher Ausgang auf 
das Anjehen des Bundes und auf den Fünftigen Gejchäftsgang 
der Bundesverſammlung wirfe, welche Folgen für die Ruhe 
Deutjchlands, für die Sicherheit feiner Negenten, vielleicht für 
das Schickſal aller europäifchen Throne und Völker es nach fich 
ziehen wiirde, bedarf Feiner weiteren Audeinanderjeßung und jo 
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täßt fich überdies mit Zuverſicht erwarten, daß der k. würt. Hof, 
er eine jo fchwere Verantwortung allein zu übernehmen gewiß 
nicht geneigt fein Fann, über dieſen Punkt wenigftens Die Anſicht 
feiner Bundesgenofjen vollftändig theilen werde. 

6. Endlich ift noch in Der k. würt. Erklärung ald ein Grund 
gegen die Abfafjung einer Supplementaracte angeführt, Daß dieſe 
Form bei den auswärtigen Mächten, welche Die Congreßacte ga- 
rantirt haben, den Anſpruch aud von den jebt beichloffenen Zu- 
jagen zur Bundesacte Kenntniß zu nehmen, veranlafen könnte. 
Der E. E. Herr Bevollmächtigte hat bereit8 in der 11. Sikung, 
ald der E. würt. Herr Bevollmächtigte fich zuerft über Diefen 
Gegenftand äußerte, Die Anficht Sr. Majeftät des Kaiſers münd- 
lich dargelegt. Mit Vergnügen entnimmt man aus Der abge 
Tegten Erklärung Des k. würt. Hofes, daß derſelbe jede Ein- 
mifchung fremder Mächte in bie hier verhandelten Fragen als 
unvereinbar mit der Selbitftändigfeit und Würde des deutſchen 
Bundes betrachtet. Nichts berechtigt uns jedoch) einen Anſpruch 
diefer Art von Seiten irgend eines fremden Hofes entgegen zu 
sehen, Der deutſche Bund hat, wie jebeandere ſouveräne Macht, die | 
unbeftreitbare Befugniß, jeine inneren Angelegenheiten nach eigener 
Weberzeugung und Gonvenienz zu ordnen; und Die Den Bunde 
verliehene Garantie der europäiſchen Mächte kann, wie jede an- 
dere, die ein unabhängiger Staat Ieiftet oder annimmt, wie die, 
welche der Bund feinerfeit3 den übrigen europäijchen Mächten 
darbietet, nur unter diefem nothwendigen Vorbehalt befteben. — 
Selbft wenn man jene Garantie auf die Bundesacte insbeſondere 
anwendet, kann fie Das Recht der Auslegung und Ausbildung 
dieſes Grundvertrages einbeichränfen. Der 10. Art. der Bun- 
desacte berief Die Bundesverfammlung zur Abfaflung der Grund» 
gejeße de3 Bundes und deſſen organische Einrichtung in Rüdficht 
auf feine auswärtigen militärifchen und inneren Verhältnifie | 
Unter welchem Vorwande Fönnte die Vollziehung eine Geſchaͤfts, 
welches dieſen Art. Der Bundeöverfammlung übertragen hatte, 
nachdem durch dieſe Erfahrung nun dargethan ift, daß es bei 
der Bundedverfammlung nicht vollzogen werden kann, der Ge: 
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fanımtheit der Bundesglieder ſelbſt flreitig gemacht werben kann? 
Man darf fih ohne Beleidigung für Die europäischen Höfe kaum 
die Vorausfeßung erlauben, DaB ein jo grundlojer Anſpruch an 
irgend einen berjelben erhoben werben könnte. Wenn aber gegen 
alles Vermuthen und gegen alle jebt vorhandene Wahrfcheinlich- 
feit ein jolcher Fall dennoch eintreten follte, jo würde es hoffent- 
li den deutſchen Souveränen weder an guten Gründen noch 
Entſchloſſenheit mangeln, die Selbftftändigkeit und Würde des 
deutjchen Bundes gegen jede unzuläflige Forderung zu be: 
haupten, gez. Metternich. 


Man Fann fi) die Senfation vorftellen, ald die württem: m 
bergifche Erklärung Der Gonferenz mitgetheilt wurde. Die bi 
dahin mühfam geführte Verhandlung ſchien anı Schluffe in Nichts 
zu zerfallen. Denn fobald die Bundesverfammlung die Bera- 
thung über die Verhandlungsgegenflände Der Konferenz wieder 
aufnehmen mußte, jo war bei den dort befindlichen Perfönlich- 
feiten (Wangenheim, Lepel, Harnier 2c.) es Teinem Zweifel 
unterworfen, Daß Der Ausgang ein ganz anderer würde als in 
Wien, wo Metternich8 directer perjönlicher Einfluß in Bernftorff 
eine jo überaus große Stüße fand. Metternich hatte es daher 
jelbft übernommen, den wiüritembergifchen Bedenken und Ein- 
würfen in obiger Beantwortung entgegenzutreten. Leider ift 
Die Sorrefpondenz nach Stuttgart nus nicht zugänglich geweſen; 
nur die Antwort auf Metternich Schreiben findet fih in den 
Gonferenzprotocollen. In der 23. Sigung erfolgte die Erwi- 
derung Metternich8, welcher fich eine weitere Entwidelung der 
württembergifchen Erklärungen anfchloß. 


Weitere Entwidelung 
der von dem k. würtembergifhen Bevollmächtigten in 
der 20. Sitzung abgegebenen Erflärung. 

Die Beantwortung der von dem k. würt. Bevollmächtigten 
in der 20. Situng abgegebene Erklärung in Bezug auf die 
Schlußformen der Eonferenzverhandlungen geht im Wefentlichen 
von der Vermuthung aus, ald ob die Abfiht Gr. K. M. darauf 
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gerichtet gewejen fein könne: „baß die Bundesverſammlung er 
mächtigt würde, Die jämmtlichen Gegenftände der Wiener Ber- 
handlung von Neuem in Berathung zu nehmen, oder mit 
anderen Worten, die von ihren fouveränen Gommitienten ein- 
flimmig gefaßten Beſchlüſſe ihrer abermaligen Revifion zu unter- 
werfen, fo daß demnach „die Wiener Gonferenzen Durchand 
unnüß gewejen wären.” 

Eine den Abfichten Sr. K. M. fo ganz fremde Unterftel: 
Yung konnte nur aus einem gänzlichen Mißverfländnig jener 
Erklärung hervorgehen; dieſes wird aber bis auf Den letzten 
Schatten verichwinden, wenn demfelben eine gebrängte Hinwei- 
jung auf den Geſichtspunkt gegenübergeftellt wird, von welchem 
die Erflärung fowohl als die Theilnahme Sr. 8. WM. an den 
Wiener Verhandlungen ausging. 

Es werden ſich damit zugleich die Gründe, auf welche Die 
diefjeitige Anficht beruht, als folche darftellen, über welche man 
Ichon jeit dem Beginnen der Wiener Berathungen fo allgemein 
einverftanden war, daß nicht ſowohl über dieſe, ald vielmehr 
einzig und allein über die Bezeichnung, welche Daraus gefolgert 
worden war, ein augenblidliches Mipverftändniß entſtehen Fonnte. 

Ganz abgefehen von der zu Carlsbad über die Wiener 
VBorberathungen genommenen Abrede will man nur Davon 
ausgehen, Daß die nachgefolgte Einladung Jämmtlicher Deut- 
cher Regierungen zu denjelben und darauf Hin aud Deren Be 
vollmächtigungen im Allgemeinen den nämlichen Zweck voraus: 
ſetzten. 

Als der Vortrag des k. k. öfterr. Herrn Bevollmächtigten 
in der 1. Sitzung zu Wien am 26. Novbr. v. J. „über den 
Zweck der gegenwärtigen Zuſammenkunft“ ſich näher dahin er: 
klaͤrte: „die Verſammlung ſeie Fein Congreß und habe Feine 
eigentlichen Beſchlüſſe zu faſſen, wohl aber möge und wolle fie 
ſich über die Anfichten ihrer Regierungen freundfchaftlich be 
jprechen und auf eine zwar verbindliche Weife zu einer wei 
teren gemeinfamen und erjprießlichen Behandlung ver deutſchen 
Bundesangelegenheiten vereinigen;“ trat, gleich allen übrigen, 
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auch Würtemberg mit vollfommner Uebereinftimmung dieſer Er- 
klaͤrung bei. 

In einem weiteren erften Vortrag der 2. Sitz. „über die 
Veranlaffung und den Zweck der gegenwärtigen Conferenzen“ 
waren die ſämmtlichen Gegenftände bezeichnet „deren weitere 
Verhandlung vom Bundestag Durch vorläufige Verftänd t- 
gung zwilchen den hier verfammelten unmittelbaren Abgeord- 
neten der Bundesregierungen befördert und erleichtert werben 
ſollen.“ — Und ganz übereinftimmend hiermit erflärte der nadı- 
gefolgte zweite Vortrag derſelben Sikung unter den „zur nähe 
ren Grflärung jämmtliher Bevollmächtigten ausgeiprochenen 
Grundjägen” auch als 4. Grundſatz, „daß ber Bundestag in allen 
Bundesangelegenheiten die oberite gejeßgebende Behörde” in dem 
zum Protocol Der 3. Sitzung erklärten Begriff einer vertrags- 
mäßigen Geſetzgebung jei. 

Bon allen Seiten wurden diefe Damals „aufgeftellten Grund: 
begriffe mit Beifall aufgenommen.” Abweichende Anfichten wur- 
den auch nachträglich nirgends erklärt und es konnte und mußte 
daher von St. 8. Maj. ald Reſultat allgemeiner Uebereinftims 
mung angenommen werben, Daß 

der Zweck der Wiener Berathungen eine zwar nur vorbe- 
reitende, jedoch für alle Regierungen verbindliche Vereini- 
gung jein und zwar in den beiden Bedingungen vereinigende 
Sinn, daß die Reſultate diefer Vereinigung in der Form von 
Beichlüffen als für alle Bundesangelegenheiten beftehenden Or- 
gand des Bundestags werden würden. 

Wie jehr Sr. 8. Maj. die Verbindlichkeit der in Wien zu 
treffenden Vereinigung nicht nur im Allgemeinen, fondern jelbft 
nach ihrem Wortinhalt anerkannte, konnte auf Feine Weiſe deut- 
licher als dadurch ausgefprochen werden, daß Durch den K. Be⸗ 
vollmächtigten nicht nur in Beziehung auf die Eache ſelbſt, ſon⸗ 
dern auch in Beziehung auf die Faſſung der in Antrag gefom- 
menen Gefeße verjchiedene Aenderungen vorgejchlagen und daß 
endlich auch der in der 5 GSikung vom 9, Dechr. 1819 getrof 
enen Berabredung die Zuflimmung nicht verfagt wurde, nadı 
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welcher das Geſammtreſultat der gegenwärtigen Beratbungen den 
Regierungen zur Genehmigung vorgelegt werben folle, Bis 
dahin aber die Zufammenziehung fämmtlicher einzelnen Befchlüffe 
in eine Definitivredaction ausgeſetzt bleiben möge.“ 

Wie jehr aber auch Sr. 8. Maj. berechtigt waren, die oben 
angebeutete Form als die beabfichtigte anzunehmen, erhellt nicht 
nur aus den bereit3 angeführten, jondern auch aus den im Lauf 
der Berbandlungen nacdhgefolgten Verabredungen. Bon derſelben 
Borausfegung gieng Die Anfrage des K. Hannoͤv. Bevollmäd; 
tigten in der 13. Sißung vom 23. Januar d. %. aus: ob nicht 
eine Abänderung ihrer auf Inſtructionsertheilung an die 
Bundesgejandten gerichteten Vollmachten nöthig wäre „im 
- Fall man geneigt wäre, den Refultaten der hiefigen Verhand⸗ 
lungen eine andere Form zu geben.” Inzwiſchen war eine Ab- 
änderung Diefer Form und ſomit auch eine bei den Regierungen 
ſolchenfalls zu veranlaffende neue Bevollmäcdhtigung einem bejon- 
deren Vortrag vorbehalten werden. 

Daß aber die Form einer Beichlußnahme der Bundesver- 
fammlung keineswegs aufgegeben fei, gieng ferner daraus her⸗ 
vor, daß nod in den Säßen über Die Competenz und Deren 
neueften Redaction F. 7 in der 16. Säßung vom 12. Febr. 1820 
die Bundesverfammlung als das „den Bund in feiner Geſammt⸗ 
heit vorfiellende befländigeverfaffungdmäßige Organ“ 
erflärt war (S. 450). 

Die unzweideutigfte Beftätigung diefer Vorausſetzung ent- 
halt aber das Protocol der 18. Sitzung vom 24. Februar ſelbſt, 
in welcher der KR. Defterr. Herr Bevollmächtigte noch mehr, 
nämlidy auch dies, Der erft zu faſſenden Entichließung, als 
etwas noch unentſchiedenes anheimſtellte: „ob die in Wien 
angenommenen Säße der Bundesverfammlung zu nochmaliger 
Berathung mitzutheilen“ feien, jomit „die proviforifch geneh- 
migten Säge ald Anftructionen an den Bundestag gelangen 
follen (©. 485) 7” 

Es war fogar in Beziehung auf mehrere Gegenftände der 
zu Wien zu treffenden Vereinigungen die Anfiht Sr. Maj. des 
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Kaiſers ausdrücklich dahin erklärt, daß über Diejelbe „bloß 
gleichmäßige Inſtructionen an den Bundestagsgefandten zur 
weiteren Verhandlung der Sache bei der Bundesverfamm- 
ung jelbft zu erlaffen fein würden.” 

Nur in Beziehung auf einzelne Gegenftände war die Faflung 
einer Supplementaracte der Bundesacte zum Vorfchlag gekommen, 
ohne daß dieſer Weg ald der einzig anwendbare bezeichnet wor: 
den wäre. 

Noch weniger konnte e8 aber wohl in der Abficht des KR. 
Defterr. Herrn Bevollmächtigten liegen, daß mit einer vorläu- 
figen Zuftimmung der Bevollmächtigten die definitive Annahme 
einer neuen, von den Regierungen weder bei der Bevollmäch⸗ 
tigung nod) beiden bisherigen Verhandlungen vorausgefehenen Form 
und ſomit auch eine Annahme des GErnndſatzes verbunden fein follte, 
der inBeziehung auf alle Verabredungen ganz allgemein dahin aus⸗ 
geiprochen war, daß Darüber den Regierungen die Genehmigung 
vorbehalten bleibe. — Ein Vorbehalt, über deſſen ſtillſchweigend 
verftandene Vorausſetzung, zumal bei einer Ausdehnung der 
Vollmacht auf eine bisher gar nicht zum Gegenſtand der = 
firuction gewordenen Form, ohnehin nur Eine Anficht der gan- 
zen Verſammlung vorausgejeßt werben ETönnte. 

Wie aber aus dem ehr einfachen Umſtande, daß die K. 
Würt. Negierung einer abgetragenen Abänderung in der bereits 
übereingefommenen und überdied bundesverfafiungsmäßigen Form 
ihre Zuflimmung verfagt und Darauf anträgt, bei derjenigen 
ſtehen zu bleiben, Die bisher alle Stimmen für fich hatte, wie 
hieraus gleich Befremdende Folgerungen und Beſorgniſſe haben 
abgeleitet werden fönnen, bleibt ein in Der Beantwortung nicht 
gelöftes Raͤthſel. 

Die Gründe feiner Weigerung legte der Würt. Hof glei 
nad) erhaltener Kenntniß jener vorläufigen Verabredung mit 
Offenheit dar. 

&3 gehen dieſe Gründe nicht ſowohl, wie | 

ad 1. der Beantwortung vorausgejeht wird, von Demjenigen 
aus, was vorläufig in Carlsbad über die Form verabredet war, 
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fondern vielmehr und hauptſaͤchlich von demjenigen Eingangs 
Dargelegten Einverfländniß,, welches hierüber feit der Einladung 
und dem Zufammentritt der Bevollmächtigten ſämmtlicher 
deutfcher Regierungen bis zur 18. Sitzung beſtand. Sehr gern 
wird zwar zugegeben, daß eine Abänderung der bi8 dahin ver- 
abredeten Form Durch eine anderwärtige Vereinigung erfolgen 
fönnte, 

Gleichwohl wird jede Regierung für Gründe einer abwei- 
chenden Anfiht über eine zur Sprache gefommene ganz neue 
Form der nämlichen entgegenfommenden Aufnahme fidh verjichert 
halten dürfen, welche man abweichenden Anfichten über die Sache 
jelbft bisher gegenjeitig zuaugeflehen geneigt war, ohne Daran 
die Folgerung einer minder guten Gefinnung gegen Deutichland 
und feine Bundesverfafjung Fnüpfen zu wollen. 

Es käme aber in Beziehung auf jenen Vorichlag 

ad 2. die beſondere Ruͤckſicht noch hinzu, Daß es fich anbei auch 
von einer neuen Richtung der Vollmachten handelte, weldye 
zu verabreden, wenigftend nicht ohne vorbehaltene Genehmigung 
derjenigen Regierungen die Abficht fein Fönnte, deren Vollmach⸗ 
ten joweit ſich noch nicht erftredten. 

Sollte ferner 

ad 3. dem Inhalt der Bundesacte, welche $. 10 „die Ab- 
faſſung der Grundfäße des Bundes und deſſen organiſche Ein- 
rihtung als erftes Geſchäft verBundesverfammlung aus 
drüdlich erflärt, den damit übereinftimmenden Brafidialvertrag 
in der 2. Sigung von 1816 und der Geichäftsorduung, nad 
welcher ad Nr. II. „die Gegenftände, über deren Berathung und 
Beichlußnahme die Bundesacte bereits Vorſchriften ertheilt, bei 
Eröffnung der Bundesverſammlung als an dieſelbe gelangt 
zu betrachten find”, Die Anwendbarkeit in Beziehung auf Die 
Gegenftände, welche "bisher in Wien beratben wurden, auch 
wirklich verjagt werden können, jo find in verfchieden anderen 
furz vor den Ferien gefaßten Bundestagsbejchlüffen faſt alle 
diefe Gegenflände als in Berathung genommen öffentlich erklärt 
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und eine nach den Ferien vom Bundestage zu erwartende Be— 
ſchlußnahme förmlich Darüber zugefichert worden. 


Die Bundesverfammlung befteht aus den Bevollmächtigten 
derjelben Regierungen, deren Benollmächtigte auh in Wien 
zufanmentraten; jene wie dieje find die Organe ihrer Regie: 
rungen, blos die Vollzieher der ihnen ertheilten Auftructionen. 


Iſt dieſe Vorftellung von dem Verhältniß zwijchen den 
gedachten beiden Verfammlungen und ihren Gommittenten die 
richtige, jo dürften dadurch wenigftens die Zweifel gerechtfertigt 
jein, die man fich darüber nicht zu löſen vermöchte; ob es für 
dad Anſehn der Bundesverfammlung ein Gewinn fein würde, 
wenn man gemeint jein Eönnte, ihrer Bejchlußnahme, ſelbſt auch 
der Form nach, diejenigen Gegenftände zu entziehen, die ihr als 
beftändigem Organ des Bundes Durch die Bundesacte zuge- 
wiejen, bei ihr als bereit3 anhängig betrachtet und von ihr vor 
den Ferien auf Snftructionen Derjelben Regierungen, welche in 
Wien durch ihre Bevollmächtigten vorhanden find, als Gegen- 
ftände ihrer „unverweilten Bejhlußnahme nach den 
Ferien” öffentlich erklärt waren? 


Das, was die Sache jelbft Durch die directere Vorbe- 
rathung und Bereinigung der Kabinette in Wien gewonnen haben 
wird, kann doch wohl hierdurch auf Feine Weiſe gefchmälert 
werden? | 

Es bedarf diefem kaum die Bemerkung beigefügt zu wer- 
Den, daß 

ad 4. das Recht der Bundesglieder überhaupt fich über 
Bundesangelegenheiten auf jede ihnen angemefjen jcheinende Art 
zu vereinigen, inſoweit zwar feinem Zweifel unterliegen Tann, 
als die Bundesregierungen fich nicht bereits felbit, jei es in der 
Bundesacte oder in nachfolgenden Beſchlüſſen über ein gewiſſes 
Drgan, oder über eine beitimmte Form, vereinigt und entweder 
im Allgemeinen oder für bejondere Gegenflände ausgeſprochen 
haben, 


Trifft hingegen Diefed zu, jo wird gewiß jedes Bundes- 
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glied gleichen Werth darein feßen von einem vertragsmäßigen 
Geſetz oder gefaßten Beſchluß über Die Form jo wenig als von 
andern ber die Sache jelbft fi zu entfernen, fo lange ſolches 
nicht durch eine anderwärtige gemeinjame Bereinigung aufge 
hoben if. Es Tünnte daher auch 

ad 5. nur dieſer näheren Bezeichnung des Diefleitigen Ge 
fihtspunftes bedürfen, um der Zuftimmung aller Bundesglieder 
darüber gewiß zu fein, daß Abweichungen von jolchen gemein- 
Ichaftlich Feftgeftellten Formen bedenklich gefunden werden müß- 
ten. Se einiger in jedem organiſchen Gebild Form und Weſen 
verbunden find, je weniger erftere vom leßteren fich trennen Täßt, 
ohne dieſem feine gejeblichen Schuß- und Erhaltungsmittel zu 
entziehen, deſto bedenklicher werden ſchon im Allgemeinen alle 
Ausnahmen von angenommenen Formen. Wer daher, wie oben 
gezeigt worden, eine nähere Entwidelung der bisher in Wien 
beſprochenen Gegenflände jowohl durch allgemeine Beitimmungen 
der Bundesglieder ald durch die noch im frifchen Andenken 
ftehenden beſonderen Beichlüfje derſelben am Bundestag bereits 
an die Form einer Bejchlußnahme der Bundesverfammlung 
gebunden, jo würde eine Abfaflung der Refultate der Miener 
DBerathungen in Form einer Supplementaracte der Bundesacte 
als eine ſolche Abweichung fich Darftellen und jeder Regieruug, 
die ihre Unterzeichnung feft und beharrlich verweigert, über alle 
willfürliche Deutung erhobenen Rechtfertigung gereichen. 

Durch dringende Nothwendigfeit nicht gerechtfertigt, würbe 
diefelbe aber auch als ein Eingreifen in die durch Grundgefeße 
und bejondere Beſchlüſſe wiederholt der Bundesverfammlung 
zugewiejenen und bereit3 begonnenen Functionen erjcheinen , wel- 
ches auf das Anſehen der Bundesverfaflung, wenn auch nicht in 
der That, doch in der Meinung um fo nadıtheiliger einwir- 
fen dürfte, je geneigter dieje fein würde, darin eine willkürliche 
Ausnahme und daher zugleich den Grund zu weiteren zu finden. 

Nicht zu gedenken, daß Zuſaͤtze zu Grundverträgen leicht den 
Character der letzteren verwilchen. 

Sf, wie die 8, k. öſterr. Beantwortung bemerkt, der f. 
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würt. Hof der einzige, in welchem dieſe Bedenklichfeiten 
erwacht find, fo wird derfelbe wenigftens in dem Bewußtfein die 
vollfte Beruhigung finden, ſolche in dem aufrichtigiten Gefühl 
feiner Pflichten gegen den Bund dargelegt zu haben, Durch defjen 
Berläugnung allein er Berantwortung zu übernehmen, ſich 
beglaubigen könnte. 

Wie weit Übrigens Sr. K. Maj. entfernt waren, mit der 
abgegebenen Erklärung diejenige Abficht zu verbinden, auf deren 
Vorausſetzung nun die Beantwortung des FE. öfterr. Hofs über: 
geht, darüber find die im Eingange angeführten actenmäßigen 
Thatjachen zu fprechende Zeugen, als daß ohne Wiederholung 
nur ein Wort beigefügt werden könnte. Vermöchte man gleich 
in einer mit der Beſchlußnahme der Bundesverfammlung über 
die fämmtlichen in Wien beiprochenen Gegenflände noch zu ver: 
bindenden weiteren Berathung aus dem Grunde feinen Wider⸗ 
ſpruch mit der Würde des Bundes und der durch ihre Bevoll- 
mächtigten in Wien verfammelten Bundesregierungen zu finden, 
weil ungeachtet der in der 1. Situng dieſer Verfammlung ver- 
abredeten Verbindlichkeit der zu treffenden Vereinigungen und 
einer Darüber einzubolenden Genehmigung der Regierungen 
dennoch Bis zur 18. Sibung (oben actenmäßig auögehobener- 
maßen) jener Geſichtspunkt fetgehalten und ſelbſt in Diejer 
Sikung noch der angeführte Weg jelbft in Beziehung auf Die 
Grundgeſetze betreffende Saͤtze zur Wahl geftellt, in Beziehung 
auf andere aber von fämmtlichen Bevollmächtigten angenommen 
wurde, ſo könnte Doc wohl Teine Bundesregierung und am 
allerwenigiten St. K. Maj. nad) den Eingangs ausgehobenen 
Thatjachen gemeint fein, Punkte, über welche man fich bereits 
berathben und definitiv verbindlich vereinigt hätte, voraus 
fichtlih ohne allen Nußen zu einer nochmaligen Berathung zu 
Bringen. 

Mit dem aufrichtigen Dank, den Sr. 8. Maj. ftetd dem 
hohen Verdienft des öſterreichiſchen Hofed um den Bund und 
feine lauteren Abfichten für denſelben gezollt haben, erkennen 
Höchſt Ste auch Die Motive, um derentwillen Sr. Majeftät der 
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Kaifer Anftand nehmen würden, ſich die Refultate der Wiener 
Berathungen, jowie e8 bei den von den Bundesregierungen vor- 
laufig genehmigten Neinltaten des Carlsbader Gongrefied der 
Kal war, ausjchließend anzueignen und jo durch eine Präfidial- 
propofition an den Yundestag gelangen zu laſſen. 

Es konnte jedoch hieraus, was auch die FE, öfterreichifche 
Beantwortung vorauszujeßen ſcheint, och nicht folgen, daß nur 
allein der Weg einer förmlichen Supplementaracte der Bundes- 
acte übrig bleibe, vielmehr glaube Sr. 8. Maj. die Befeitigung 
der wejentlihften von Alerhöchftdemjelben in dieſer Hinficht 
geäußerten Bedenflichfeiten den wefentlihen der von Sr. KR. 
Majeftät und den übrigen Bundesregierungen genommenen Anz 
ſicht vollfommen vereinigt zu ſehen, wenn dabei flehen geblieben 
würde, Diejenigen wichtigeren Punkte, über welche zu Wien eine 
definitive Vereinigung zu Stande fommt, Dort zwar ganz ver: 
bindlich und unumftößlich feitzuftellen, fie zu dem Ende in einer 
oder mehreren Aeten den Bundesregierungen in die Veberficht 
der legten Faſſung, wie früher ſchon bejchloffen, zur Genehmi- 
gung vorzulegen und nach deren Erfolg durch die Bevollmäch— 
tigten zu unterzeichnen, dieſelbe aber nicht als ausjchließendes 
Werk des ff. öſterr. Hof, Jondern der einfachen Wahrheit ge 
mäß, ald Refultate Der gemeinjamen Berathung mittelſt der von 
Sr. KR. Mai. angebotenen Präfidialpropofition im Plenum der 
Bundesverjammlung zu dem Zwecke vorzulegen, damit von 
ſämmtlichen Bundestagsgefandten die an die Stelle abgejonder- 
ten Ratificationsurfunden tretenden zuftimmenden Erklärungen zum 
Protocol erfolgen und auf dieſem Wege fämmtlidhe nicht auf 
weitere Berathung der Bundesverfammlung ausgeſetzte Buncte 
in der Korm einer Beſchlußnahme der Bundesver 
Jammlung bejtehen, deren Vorberathung wie fonften in der 
engeren Berfammlung jowie in vorliegendem Fall zu Wien, ob- 
wohl mit bereitS übernommenen Berbindlicyfeiten gepflogen 
ward. 

Die beruhigende Weberzeugung Daß Durch dieſe nähere Ent- 
widelung der Anfichten des würtemb, Hofes jedes Mißverftändniß 
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gehoben und eine gänzliche Uebereinſtimmung dieſer Anſichten 
mit bem ber übrigen zu Wien verfammelten Kabinette nachge= 
wiejen oder erzielt iſt, wird noch Durch diejenige Stelle der 
„Beantwortung” verftärkt und zur Gewißheit erhoben, weldye 
dasjenige, was von Wien nach Frankfurt gelangen joll, in 
vollen Einklang mit der dielleitigen Ueberzeugung als Inſtructionen 
der Höfe bezeichnet, Deren eine, anflatt fie einzeln nach Frant- 
furt zu jenden, von Wien aus eine gemeinfchaftliche Richtung 
und eine gemeinjchaftlich verabredete Außere Form giebt. Nicht 
zu gebenfen, Daß auf Diefem Wege zugleich Die von den Bun» 
desregierungen durch ihre Bundesgefandten in förmlichen Bun- 
destagsbeichlüffen über beinahe alle der in Wien verhandelten 
Segenftände erflärte Verlaßnahmen ihre Bundesverfaljung $- 
und Bundesihlußmägige Erledigung erhalten und überdieß 
ad 6. auch der entfernte Zweifel über Die Begründung der 
Garantie einer Zuſatzacte der Bundesacte bejeitigt wird. 


Diejer württembergifchen Ausführung war noch ein Schreiben 
des Grafen Winzingerode an Fürſt Metternich beigegeben, mo- 
von indeljen nur ein Auszug an die Konferenz gelangte. 


Auszug. 
Schreibens des Herrn Grafen von Winzingerode an den Herrn 
Fürften von Metternich dd. Stuttgart den 14. April 1820, 


Die diefjeitige Erklärung Eonnte nur einzig und allein die 
Form, und auch dieſe nur in fo fern betreffen, als die Faſſung 
des die neuen Vorjchläge hierüber enthaltenden Protokolls, Die 
Vorausſetzung begründete, daß den Rejultaten des Zufammentritts, 
oder Doc, dem größeren Theil Dderjelben die Geftalt einer förm— 
lichen Zufaßacte zum ©rundvertrage des Deutjchen Bundes ge- 
geben, und von der bisher angenommen gewejenen Einfleibung 
ſelbſt mit Ausfchluß der Form einer Bejchlußnahme der Bundes- 
verſammlung ganz abgegangen werden wolle. 

Euer fürftl. Gnaden werden aus der beigefchlojjenen Ent: 
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wicklung abnehmen, wie jehr Die Anficht Seiner Königl. Majeflät 
mit derjenigen zufammentrifft, welche das verehrliche Schreiben 
als das Refultat der mit den Bevollmächtigten der übrigen Bun- 
desregierungen geflogenen Beſprechungen anführt, und daß fie, 
weit entfernt auf eine nochnalige Berathung der in Wien definitiv 
erledigten Gegenftände zurüdfommen zu wollen, immer dahin ge 
gangen ift, Diefenigen Punkte, über welche zu Wien eine definitive 
Bereinigung zu Stande fommt, dort auch vollfommen verbindlich 
und unwiderruflich feitzuftellen, zu dem Ende in einer oder meh- 
teren Acten den Bundesregierungen in der Ueberſicht der Iegten 
Faflung zur Genehmigung vorlegen, und durch die Bevollmaͤch⸗ 
tigten unterzeichnen zu laſſen, Damit fie dann ald Reſultat der 
gemeinfamen Berathung, mittelft der von Sr. Kaiſerl. Majeftät 
angebotenen Präfidial » Propofition im Plenum der Bundesver: 
fammlung zu dem Zweck vorgelegt würden, und durch die zuftim- 
menden Grflärungen ſämmtlicher Bundestags- Gejandten zum 
Protokoll, ſowohl die fürmliche Ratification ihrer Höfe, ald auch 
die, durch die Bundesacte vorgejchriebene Form von Beſchlüſſen 
der Bundesverfammlung zn erhalten. 


Während den Verhandlungen zwifchen Wien und Stuttgart 
über die württembergijche Erklärung hatte der dritte Ausschuß 
der Gonferenzen auch die zweite Redaction über die Competenz 
beendigt und legte fie in der 20. Sitzung nebſt den erforderlichen 
Erläuterungen vor. Man erfieht deutlich, wie gerade auf dieſem 
Gebiete eine ſehr lebhafte Discuffion megen der Meinungsver- 
Schiedenheit der einzelnen Mächte Start fand, und wie überall 
das Beftreben heroorleuchtete, der Sonveränetät jo wenig als 
möglich zu vergeben. — Wir lafjen Die zweite Redaktion nebft 
den Grlänterungen hier folgen. 


Zweite Redaction 
der Anträge des dritten Ausſchuſſes. 
Satz 1. 
Da die Erhaltung des öffentlichen Rechtszuftandes im Bunde 
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nad) allen feinen verfchiedenen Beziehungen, die Bundesverfamm- Erſte 
lung auch die Feftjegung ihrer Competenz der Bundesverfamm- Redaction. 
Iung übertragen und anvertraut ift; jo Liegt Derjelben injonder- 
heit ob, zur Verhütung und Abftelung gewaltjfamer Handlungen 
eine3 Bundesſtaates gegen den andern und thätlicher Störungen Satz 1. 
des Beſitzſtandes, ſowie aller bundesvertragswidrigen Selbfthülfe 
überhaupt, unmittelbar einzufchreiten, und fofort durch proviſoriſche 
Verfügung der Gewalt zu fteuern, den Beſitzſtand herzuftellen, 
um wunerjeßlihen Schaden vorzubeugen. Es Tann jedoch hier: 
durch Der Fünftigen vichterlichen Entſcheidung ſowohl über den 
ordentlichen Beſitzſtand als über den Rechtsftand in Feiner Weiſe 
borgegriffen werden. 
Satz 2. Satz 2 u A. 
Die richterliche Entſcheidung aller Streitigkeiten der Bundes— 
glieder unter einander, welche in Folge des 11. Art. der Bun- 
desacte bei Der Bundesverfammlung angebracht werden und wobei 
Die vorgängige DVermittelung ohne Erfolg geweſen ift, hat Die 
Bundesverfanmlung durch eine Aufträgal-Anftanz zu be 
wirken, Die nady den in Dem Bundestagsbeſchluſſe vom 16. Juni 1817 
enthaltenen Beitimmungen aufzuftelen ift. Jedoch wird Diefe 
Einrichtung nur bis zu einer anderweitigen Webereinkunft der 
Bundesglieder beibehalten. 
Gab 3. Sap 5. 
Wenn nach Anleitung des Bundestagsbefchluffes vom 16. (unverändert) 
Juni 3817 der obere Gerichtähof eines Bundesftaates zur Aufträgal- 
Inſtanz gewählt ift, jo fteht demfelben die Leitung des Prozeſſes 
und die Entjcheidung des Streites in allen feinen Haupt: und 
Nebenpunkten uneingefchränft und ohne alle weitere Einwirkung der 
Bundedverfammlung oder der Landesregierung zu. Dieſe wird jedoch 
auf Anjuchen des erfteren, im Falle einer Zögerung von Seiten des 
Gerichts, die zur Beförderung der Entjcheidung nöthigen Ver⸗ 
fügungen erlaſſen. 
Sp A. Satz 6. 
Zu einem Rechtsſtreite unter Bundesſtaaten kann ein drittes lun veraͤndert) 
Bundesglied vor das erwählte Auſtraͤgalgericht nur dann zuge- 
Zweiter Theil. 33 
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laſſen oder aufgefordert werden, wenn das Gericht eine wefentliche 

Verbindung der Rechtöverhältniffe deſſelben mit dem anhängigen 

Nechtöftreit anerkennt. Auch eine Wiederflage hat nur in dieſem 

Falle bei dem erwählten Aufträgalgerichte Statt, und nur, wenn 

fie fogleich bei der Einlaffung auf Die Vorklage angebracht wird. 
Sag 7. Sap 5. 

(unverändert). Inſofern feine bejondere Entjcheidungsnormen vorhanden 
find, hat das Aufträgalgeriht nad) denjenigen Rechtsquellen, 
welche in Nechtöftreitigfeiten Derjelben Art vormald von Den 
Reichsgerichten jubfidiariich angewendet worden find. 

Satz 8. Sap 6. 

(unverändert). Dem im Namen der Bundesverſammlung abzufajlenden Er- 
kenntniſſe jollen jederzeit Die vollftändigen Entjcheidungsgründe 
beigefügt werben, 

Ueber den Koftenpunft joll das erwählte Aufträgalgericht 
nach gemeinjchaftlichen Grundfägen erkennen, bei deren Ermäßigung 
jedoch die ihm vorgeſchriebene Taxordnung befolgen, ohne weitere 
Gebühren in Anſatz zu bringen. 

—* Sab 7. 

(unverändert). Die Aufträgal-Erkenntniffe find fofort nach ihrer Eröffnung 
ald rechtskräftig anzufehen und zu befolgen. Jedoch ift die Re 
ftitution wegen neu aufgefundener Umftände und Beweismittel 
zuläſſig. Sie muß aber innerhalb A Sahren, vom Tage der 
Auffindung an gerechnet, nachgefucht, nnd es kann dadurch die 
Bollziehung des Aufträgal-Erfenntnifjes nicht aufgehalten werden, 

Sag 10. Sap 8 

(unverändert) Ueber die Zuläfligfeit der Reftitution und über Die erhebliche 

und rechtliche Wirkung der neu aufgefundenen Beweismittel hat 

derjenige Gericht3hof zu erfennen, welcher die frühere Entjcheidung 
in der Sache gefaßt hat. 
Sab 9. 

Die Abteiftung des Neftitutiond- Eides geichieht bei Den 
Aufträgalgerichten Durch den Vorſtand derjenigen Behörde, unter 
deren Aufficht und Genehmigung die Reftitution nachgelucht wird, 
und von denjenigen Beamten, des die Reftitution nachjuchenden 


Satz 11, 
(unverändert) 
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Theiles, welcher die Sache bearbeitet Bat, entweder in Perſon, 
oder durch Spezialbevollmächtigte.e Sind Mehrere dabei ver-: 
wendet worden, jo fol dem anderen Theile freiftehen, den zu 
benennen, welcher den Reftitutionseid abzuftatten hat. 
Satz 10. Satz 12. 
Die Bundesverfammlung verfügt die Vollziehung der Bum⸗lunveräͤndert). 
desaufträgal-Erfenntnifje, injofern denſelben nicht Iofort oder nicht 
vollftändig Folge geleiftet wird. allen bei der Vollziehung noch 
Streitigfeiten vor, welche eine richterliche Entſcheidung erfordern, 
jo flieht diefe dem Aufträgalgericht au, welches das zu — 
.Erkenntniß gefaßt hat. 
Satz 11. Sag 13. 
Es fteht übrigens den Bundesgliedern frei, für ihre Streitigrunveränden). 
feiten jowohl in einzelnen workommenden Fällen, als aud für 
alle Tünftige Fälle wegen befonderer Austräge oder Gompromiffe 
übereinzufommen, wie Denn auch frühere Familien- oder. Vertrags 
Austräge durch Errichtung Der EHER! — Eid 
aufgehoben noch abgeändert werden. 


| en — 
zur Erläuterung der zweiten Redaction der Anträge 


des dritten Ausſchuſſes. 


Der erſte Ausſchuß hat die von verſchiedenen Herrn Bevoll⸗ 
mächtigten über die Anträge des 3. Ausfchuffes gemachten Be— 
merkungen, nach den Wunſche des verehrlichen Plenum, in Ex 
wägung gezogen und darauf mit dem 3. Ausſchuſſe communicirt, 
welcher jodann eine genaue Reviſion jeiner. Anträge. vorge: 
nommen hat, wovon das Rejultat in der zweiten Redaction der: 
ſelben enthalten ift. 

Die Bemerkungen beziehen fid) theil3 auf die Berbindung 
der Anträge mit der Feiljegung der Competenz der Bundes: 
verJammlung, theils aber auf den Inhalt at und die 
Redaktion. 

Was nım zuvörderft 
J. das Verhältniß einiger vorgeſchlagenen Säße zu einigen 
33” 
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Artikeln der Sompetenzbeftimmung betrifft, jo wird es überhaupt 
von der Schlußredacion abhängen, die nach einzelnen Gegen- 
ftänden ijolirt bearbeiteten Anträge und Säße der verjchiedenen 
Ausſchüſſe in einen richtigen Zufammenhang zu bringen, und jo 
“ ein Ganzes zu bilden, in welchem fich Alles vereinigt finden wird, 
was hier für die Entwidlung der: Bundesacte und für die Aug: 
Bildung der Bundesverjammlung gejchehen tft. 

Es iſt nun wegen des 1., 2. und 12, Satzes der Anträge 
des 3. Ausfchufles in Beziehung auf die Art. 11, 12,13 und 14, 
wie auch auf den Art. 23 der Kompetenzbeftimmung erinnert 
worden, ift dieſer Artifel bereit enthalten, was jene Säbe aus⸗ 
: Iprechen, und es jcheint, DaB dieſe Bemerfung bloß der Rebactions- 
Commiſſion zur Berüdfichtigung mitzutheilen fein möchte. 

Warum der 3. Ausfchuß den erften Sab für nothwendig 
hielt, tft in feinem Vortrage bemerkt worden. Der zweite Sab 
war nur des Zuſammenhangs und der Deutlichfeit willen unent- 
behrlih. Beide Säbe enthielten auch zum Theil genauere Be- 
flimmungen, als Die correjpondirenden Artifel der Feſtſetzung der 
Gompetenz und dürfte in dieſer Hinficht bei der Hauptredaction 
in Grwägung zu ziehen fein. Bei dieſer Veranlafjung find 
übrigens von den königl. würt. Herrn Bevollmächtigten zwei Be: 
merfungen gemacht worden, welche eigentlich die Gompetenzbe- 
ſtimmung betreffen, und Die gegründete zu fein fcheinen. 

Die erſte Diefer Bemerkungen ift gegen den Schluß des 12. 
Artifeld der Competenzbeftimmung gerichtet, wo der Bundeöver- 
jammlung zur Pflicht gemacht wird, für die Aufrechthaltung des 
Beſitzſtandes Sorge gu tragen... Der k. württenb. Herr Bevoll⸗ 
mädhtigte hielt Die Webertragung des Schutzes in Possessorio 
summario an die Bundesverfammlung aus allerdings erheblichen 
Gründen nicht für zwedmäßig Der erfte Sab des 3. Aus⸗ 
Ichuffes weiſet nun jchon deutlicher als der oben angeführte 12, 
Artikel auf eine bioße Erhaltung des jängften Beſitzes hin, wo 
er durchaus auf Feine rechtliche Erörterung, jondern allein auf 
Beurtheilung einer Thatjache, nämlich der legten Beſitzhandlung 
auf der einen, und der Befibfiörung auf Der anderen Seite, an 
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fommt, und wobei fein anderer Zweck ift, ald für. den Augenblid 
Gewaltthätigfetten abzuwenden. Indeſſen kann auch der füngfte 
DBefts zweifelhaft oder ftreitig fein, und in dieſem Falle fcheint 
eine furze gerichtliche Unterfuchung und fchnelle Entjcheidung den 
Borzug von der eigenen Beurtheilung der Bundesverſammlung 
zu verdienen. 

Da aber der Schuß im jüngften Befig in die Kathegorie 
des egecutivifchen Verfahrens gehört, jo wird man in diefer Be- 
ziebung einen anaeuichenen Vorſchlag vom 4. gaalonle erwarten 
Dürfen, 


Die zweite der angeführten Bemerkungen bezwedt die 
Verbeflerung des, in den Bundesbeichlüffen vom 16. Juni 1817 
angeordneten und im Art. 13 der Gompetenzbeftimmung beftätigten 
Vermittlungsverfahrens, indem darauf angetragen wird, einer 
Verzögerung defjelben durch Beitimmung angemefjener Frift vor- 
zubeugen. 

Dieſes Icheint auch jehr zwedimäßig zu fein, und e3 Fönnte 
demnach der 14. Artikel der Gompetenzbeftiimmung alſo ge: 
faßt werden: 


„Sobald der ernannte Ausschuß ſich überzeugt, Daß Der 
Zweck einer gütlidien Beilegung des Streited durch die 
DVermittelung nicht erreicht werden Tann, oder, wenn nach 
Ablauf von 6 Monaten, von der Ernennung des Aus- 
ſchuſſes an, einer der ftreitenden Theile oder ein dritter, 
welcher dabei ein gehörig beicheinigtes Intereſſe hat, auf 
Beförderung der: richterlichen Entſcheidung dringt, fo 
ift diefe von der Bundesverfammlung durch eine Aufträgal- 
Inſtanz zu bewirken.“ 

Bei der Schlußredaction wird nun die Ginreihung dieſes 
Sabes ſowie der übrigen, welche das Aufträgalverfahren betreffen, 
inn ähere Erwägung gezogen werben. 

In Beziehung auf den inhalt and die Redaction Der vom 
dritten Ausfchuffe in Vorfchlag gebrachten Säge find 

DI. folgende Bemerkungen gemacht worden: 
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1. Zum zweiten Sabe haben Die k. Baier. Herrn Bevollmächtigten 
den Wunſch geäußert, Daß eine beſtimmtere Fafſung des 
zweiten Sabes der Anträge verſucht werden möge, weil die 
Streitigkeiten, weldye wirflid, geeignet jeien, von einer Au- 
ſtraͤgal⸗Inſtanz richterlich entjhieden zu werden, nicht vor 
fihtig genug beflimmt werden können. Dieſer Gegenftand 
ift Schon öfter in Anregung gefommen und auch bereits 
vom dritten Ausſchuſſe in forgfältige Ueberlegung gezogen 
worden. Es dürfte indeflen faum zu erreichen fein, eine 
allgemeine Regel, weldhe alle möglich Fünftige Fälle auf 
eine befriedigende Weiſe umfaßte, aufzufinden, und es bat 
daber am rathfamften gejchienen, in dem 2. Sabe lediglid) 
auf den 11. Artifel der Bundesacte Bezug zu nehmen, da 
es ohnehin auf die -Schlußredacion anfommen wird, die 
hierher gehörige Beftimmung dieſes Grundvertrags auf 
eine dem Zweck entfprechende Weiſe zufammenzuftellen. 

2. Zum 3. und 4. Sabe haben diejelben Herrn Bevollmächtigten 
eine Verbindung beider Säße für zwedimäßig gehalten. Der 
3. Sab betrifft die gewillfürten Austräge, Die 4. Die Bun- 
des⸗Auſtraͤgal⸗Inſtanz. Diefe ift bier der Hauptgegenſtan⸗ 
und e8 hat daher zwedmäßiger gejchienen, dem Borbehalt 

jener Austräge feine Stelle am Schluffe diefer Materie an- 
zuweilen, und ihn zugleich mit Beridfichtigung einiger von 
den k. ſaͤchſ. Herrn Bevollmächtigten gemachten Erinnerungen, 
und der Bemerkung, daß das, was die Vollftrefung der 
Erfenntniffe, auch der conventionellen Austräge betrifft, in 
die Grecutiondordnung gehöre, fo zu fallen, wie in ver 
zweiten Redaction gejchehen iſt. Hiernach hal denn Die Ber: 
bindung des zweiten und bierten Satzes der Anträge zweck⸗ 

mäßig geſchienen. 

3. Der Schluß des A. Sabed, wo die Beibehaltung der von 

der Bundesverfammlung vorläufig getroffenen Aufträgalein- 

richtung auch nur für ein Provifortum erflärt wird, wünfchen 
mehrere Herr Bevollmächtigten anders gefaßt zu fehen, 
damit hier das Proviforifche nicht gleich fo ftark in Die Augen 
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falle. Man bat nun geglaubt, daß in dieſer Hinficht der 
Schluß des 3. Satzes mit Weglaffung des Wortes „vors 
läufig”, ſowie in der zweiten Redaction geſchehen ift, gefaßt 
werden Fönne. 

4. Bu eben diefem 4. Satze haben die k. ſächſ. Herru Bevoll- 
mächtigten bemerkt, e8 dürfte zwedmäßig fein, und zur be- 
quemen MWeberficht dienen, wenn die hierher gehörige wejent- 
liche Beſtimmuug des Bundestagsbejchluffes vom 16. Juni 
1817 entweder der Schlußacte in dem Wbjchnitte in den 
Austrägen wirklich eingerüdt, oder als Beilage derjelben 
beigefügt würden, — Eine Zujammenftellung aller Beſtim— 
mungen über das Verfahren bei Streitigkeiten der Bundes: 
glieder unter einander fcheint allerdings zwedmäßig zu fein. 
Es dürfte aber diefelbe um jo mehr der Bundesverfammlung 
überlaffen werden, als ohnehin eine Revifion des Bundes: 
bejchlufjes vom 16. Juni 1817 in Beziehung auf die hiefigen 
Beichlüffe nothwendig werden wird. 

5. Zum 5. Satze ift von den k. ſächſ. Herrn Bevollmächtigten 
bemerkt worden, daß nicht bloß der Bundesverjammlung, 
jondern auch dem ftreitenden Theile zuftehen ſolle, die Be: 
förderung der Aufträgal-uftiz bei der Regierung Des zur 
Aufträgal -Sinftanz gewählten Gerichtshofes, nachzufuchen. 
Hiernach ift nach den Worten „auf Anfuchen der Erfteren” 
eingerüdt: „oder der ftreitenden Theile“. 

6. Zum 6. Sabe ift nach einer Bemerkung des gr. badifchen 
Herrn Bevollmächtigten im Anfange flatt: „zu einem Rechts: 
ftreite” — gejeßt worden: „zur Theilnahme an einem Rechts: 
ftreite u. |. w.“ 

7. Zu eben diefem Saß iftvon denk. großb. hannov. Hrn. Bevoll⸗ 
mächtigten erinnert worden, daß Die Adeitation eines Dritten 
zu einem Auſtraͤgal-Proceſſe nicht zuläflig fei, weil Die 
Jurisdiction des Aufträgalgericht3 einzig und allein auf der 
Wahl der principaliter litigantium beruhe, und das adcitirte 
Bımdesglied, wenn der Sab bliebe, wie er in Antrag ge: 
bracht ift, ohne fein Zuthun ex facto alieno, verbindlich ge⸗ 
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macht würde, von einem in Anfehung feiner, incompetenten 
Richter zu erjcheinen umd Recht zu nehmen, weshalb die 
Herrn Bevollmädtigten glauben, daß die Adcitation mur 
dann Statt finden fönne, wenn jelbige bei der Vermittlung! 
Commiſſion zur Sprade gebracht, und der Adcitat zur Wahl 
des Berichtes zugezogen wird. 

Die Erheblichfeit dieſer Bemerkung läßt ſich nicht ver- 
fennen. Auch in der vormaligen Berfafjung war die Frage 
beftritten, und die verneinende Meinung verdiente wohl Bei: 
fall. Die Vermehrung der Proceſſe ift davon freilich eine 
möglidye Folge; Die Rechte Derer aber, weldye fonft eine 
Adecitation verlangen fönnten, laffen ſich theil3 durch Ein- 
reden, theild durch eine Litisdenunciation verwahren. Es 
wird fi) alfo in der jeßigen Lage Alles auf freiwillige Ber- 
tretung, weldye auch bei dem, von den Eönigl. großbritt. Hannör. 
Herrn Bevollmächtigten vorausgejepten Falle anzunehmen 
jein dürfte, reduciren. Sin dem 6. Satze find daher bie 
Worte: „oder aufgefordert” weggelafien. 


. Die. baier. Herrn Bevollmächtigten haben zum 7. Saße, welcher 
von der Entſcheidungsquelle der Aufträgalgerichte handelt, 
und wo dieſe ſubſidiariſch auf Diejenigen hingewieſen werden, 
welche vormals von Den Reichsgerichten angewendet worden 
find, den Zufaß vorgejchlagen : 
„infoweit diefelben auf die dermaligen Verhaͤltniſſe der 
Bundesstaaten noch anwendbar find.” 
Eine foldye nähere Beflimmung ift für zwedmäßig erachtet 
worden, ba jo wefentlich veränderten Umftände nothwendig 
auch auf die Rechtöquellen ihren Einfluß Außern müflen. 
. Zum 8. Sabe haben die k. baier. und k. ſaͤchſ. Herrn Be 
vollmäcdtigten auf eine nähere Beflimmung wegen der Ge: 
richtögebühren angetragen. — Nach den hierüber auch im 
Plenum vorgefommenen Neußerungen hat man Tein Bedenken 
getragen, am Schluſſe dieſes Satzes hinzuzufügen, daß der 
zur Auſtraͤgal-Inſtanz beftellte Gerichtähof Feine weiteren, 
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ald Die in feiner Taxordnuug beflimmten Gebühren in An- 
fat zu bringen habe. 


10. Beim 9. Satze ifl von den k. ſaͤchſ. Herrn Bevollmaͤchtigten 
die Bemerkung gemacht worden, womit auch im Wefentlichen 
ber E. württemberg. übereinftimmt, daß es zwedimäßig fein 
dürfte, alsdann, wenn bei Anbringung des Reſtitutionsge⸗ 
ſuchs mit Der Execution noch nicht angefangen worden, letztere 
bi8 nad) der Entjcheidung über das Reftitutionsgefuch zu 
Juspendiren, zumal da in manchen Fällen, nach einmal er⸗ 
folgter Execution, die Reftitution fehwieriger werden könnte. 
Dieſer Vorſchlag Hat jedoch ſehr erhebliche Bedenken gegen 
fi, indem er mit der Beftimmung der Bundesacte, daß Die 
Aufträgalerfenntnifje ſof ort befolgt werden jollen, im Wider: 
ſpruch fteht, und nur zu gegründete Bejorgniffe einer Ver: 
Ihleppung der Nechtöfachen und ungebührlichen Verzögerung 
der Execution veranlaflen würden. 

Es ift übrigens 11. bei diefem Satze die Frage aufge 
worfen worden, ob die restitutio ex capite novorum wieder- 
holt nachgefucht werden könne? Die Praxis der ehemaligen 
Neichögerichte verftattete Dies, und es jcheint auch der Natur 
des Rechtsmittels gemäß zu fein, weil es lediglich auf der 
Auffindung neuer erheblicher Thatſachen und Beweismittel 
beruhet. Eben daher dürfte aber hierüber eine ausdrüdliche 
Beftimmung nicht erforderlich fein. 


12. Zum 11. Sage find gegen die Abftattung des Reftitutiong- 
eides Bedenklichfeiten erhoben worben. Der 3. Ausjchuß 
hat jedoch bei der Faflung dieſes Satzes die Leiftung Des 
Reftitutiondeides nur durch Beamte, welche die Sache bes 
arbeitet haben, beabfichtiget, und vorausgeſetzt, daß ſolche, 
wie ed auch ehemals bei den Reichsgerichten Statt fand, per 
Procuratorem gejchehen könne. Der Satz iſt hiernach jo gefaßt 
worden, daß dadurch die geäußerten Bedenflichfeiten gehoben 
fein werben, 


Mebrigens find noch 13) im 8., 9., 10. und 12. Sabe 
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einzelne Ausdrüde nach den Bemerkungen der k. ſaͤchſ. Herrn 
Bevollmächtigten verbeſſert. 


Die ſpäter inder Schlußacte veränderten Artikel 
des Eniwurfes derjelben nach ver Redaction der 
Redactiong-Gommiffion.*) 

Die fouveränen Fürften und freien Städte Deutjchlands, 
eingedenf ihrer bei Stiftung des Deutfchen Bundes übernemmenen 
Verpflichtung, den Beftimmungen der Bundesacte durch ergän- 
zende und erläuternde Grundgeſetze eine zwedmäßige Entwidelung 
und hiermit dem Bundesverein jelbft die erforderliche Ausbildung 
und Vollendung zu geben, und gleichmäßig überzeugt, daß fie, 
um das Gedeihen des Bundes zu fichern nd das Band, welches 
das geſammte Deutjchland in Friede und Eintracht verbindet, unauf- 
löslich zu befeftigen, dieſes wichtige Gejchäft nicht länger unerledigt 
laſſen dürfen, haben fich entſchloſſen, jener Verpflichtung und einem all: 
gemein gefühlten Bebürfnifje durch gemeinjchaftliche Berathungen 
Genüge zu leiften, und zu dieſem Ende bevollmächtigt (folgen Die 
Namen), welche Bevollmaͤchtigte nach geſchehener Auswechſelung ihrer 
richtig befundenen Vollmachten folgende Artikel verabredet haben: 

Art. 1—5 wie in der Schlußacte. 

Art. 5. Der Bund ift als ein unauflöslicher Verein gegrün- 
det. Es fteht demnach Feinem feiner Mitglieder frei, fich einfeitig 
davon loszuſagen. 

Art. 6. Sab 1 und 2 wie in der Schlußacte, 

Art. 6. Sab 3. Veränderungen in dem gegenwärtigen Bes 
fiäftande der Bundesglieder können Feine Veränderung in den 
Bundesrechten und Bundeöverpflichtungen ohne ansdrüdliche Zu⸗ 
flimmung der Gefammtheit bewirken. 

Sab 4 der Schlußacte fehlt hier. 

Art. 7, 8 wie in der Schlußacte; nur fteht flatt des Aus: 
drudd „Bevollmächtigte“ — „Abgeordnete”, 

Art. 9, 10, 11, 12 wie in der Schlußacte. 


*) Zur Erfparung des Raumes werden nur die fpäter veränderten Ars 
titel hier gegeben. 
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Art. 13. Ueber folgende Gegenftände: 1. Annahme neuer 
Grundgeſetze oder Abänderung der beftehenden; 2. organische 
&inrichtungen, d. h. bleibende Anftalten, als Mittel zur Erfüllung 
der ausgeſprochenen Bundeszwede; 3. Aufnahmenener Mitglieder 
in den Bund; 4. Religionsangelegenheiten; wird Einhellig— 
feit der Stimmen erfordert. 

Art. 14, 15 u. 16, Sab 1, wie in der Schlußacte. 

Art. 16. Schlußſatz. Wird das Verhältnig in den Curiat⸗ 
fiimmen durch Erlöſchung eines Fürftenhaufes geftört, jo wird 
der Bund dafjelbe nach den bei der früheren Stimmenvertheilung 
befolgten Grundſätzen neun ordnen, Dabei jedoch Sorge tragen, 
daß Fein einzelned Bundesglied in ein minder günftiges Verhält- 
niß, ald worin es fich bis dahin befand, gejeßt werde. 

Art. 17, 18, 19 wie in der Schlußacte, 


Art. 20. Wenn die Bundesverfammlung von einem Bundes: 
gliede zum Schutze des Beſitzſtandes angerufen wird, und der 
jüngfte Beſitzſtand flreitig, mithin Die Thatfache der Beſitzſtörung 
zweifelhaft ift, fo liegt ihr ob, ein bei der Sache ıc. (von bier 
an, wie in der Schlußacte). 

Art. 24, Satz 1, wie in der Schlußacte. 


Art, 21, Sab 2. Können die entflandenen Gireitigfeiten 
auf dieſem Wege nicht beigelegt werben, fo hat fie die Entjchei: 
dung derſelben durch eine Aufträgalinftanz zu veraulaflen, bei 
Deren Aufftelung die im Bundestagsbeichluffe vom 16. uni 
1817 enthaltenen Beftimmungen, jo lange dieſerhalb nicht eine 
anderweite Uebereinkunft zwijchen den Bundesgliedern Statt ge- 
funden bat, fowie die in einer bejonderen Inſtruction über 
dieſen Gegenftand der Bundesverfammlung ertheilten Vorfchriften 
zu beobadıten find. 

Art. 22 bis 28 incl, wie in der Schlußacte. 

Art. 29. Wenn der Fall einer Juſtizverweigerung eintritt 
und auf verfafjungsmäßigen Wegen ꝛc. (von bier ab, wie in der 
Schlußacte). | 

Art. 30, 31 wie in der Schlußacte, nur ftatt des Wortes 
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„Szecntionsmaßregeln” — „Srecutivmaßregeln" und flatt 
Exzecutionsordnung“ — „Infruction“. 

Art. 32 wie in der Schlußacte. 

Art. 33 wie in der Schlußade; nur flatt des Wortes „Ere 
cutions“ — „Erecutiv“. 

Art. 34, Sab 1. Die Regierung, an weldye der Auftrag 
gerichtet iſt, und welche ſolchen als eine Bundespflicht zu über: 
nehmen bat, ernennt zu tiefem Behufe einen Givil-Gommiflär, 
der nad) einer von der Bunbesverfammlung zu ertbeilenden be 
fonderen Inſtruktion dag &recutivverfahren unmittelbar leitet. — 
Saß 2 und 3 wie in der Schlußacde. 

Art. 35 wie in der Schlußacte. 

Art. 36 ebenjo; nur flatt des Wortes „friedeflörenden? in 
der legten Zeile — „feindfeligen“. 

Art. 37 bis 48 ind. wie in der Schlußacte. 

Art. 49. Wenn Berhandlungen über Abſchluß des Friedens 
oder eined Waffenftillftandes am Bundestage Statt finden, jo 
bat die Bundesverfammlung zu fpezieller Leitung derjelben, einen 
Ausſchuß zu beftellen, zur Theilnahme an den politiichen Der: 
handlungen aber eigene Bevollmächtigte zu ernennen, und mit 
gehoͤriger Inſtruktion zu verjehen. Der Friedendvertragfelbftfaun nur 
in der vollen Bundesverfammlung angenommen und beftätigt werben. 

Art. 50, Sak 1, wie in der Schlußacte. 

1. wie in der Schlußacte. 

2. Die von den fremden Mächten bei dem Bunde be 
glaubigten Gefandten anzunehmen, und, wenn es bei 
außerordentlihen Veranlaſſungen noͤthig werden 
follte, im Namen des Bundes Gefandte an fremde 
Mächte abzuordnen. 

3. und 4. wie in der Schlußacte. 

Art. 51 wie in der Schlußacte. 

Art. 52 wie in der Schlußacte; nur flatt des Worts „feſt 
zufeßen” sub 1. „zu beftimmen“ und flatt des Worts „zu be 
fliimmen” sub 2, „zu verwilligen”. 

Art. 53, 54, 55, 56 wie in der Schlußacte. 
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Art 57 wie in der Schlußacte; nur flatt der Worte: „der 
bierdurdy gegebenen Grundbegriffe” — „diefem Grundbe- 
griffe”. 

Art. 58 bis 64 incl. wie in der Schlußacte, 


Art. 65, Sab 1, wie in der Schlußacte; der Sab 2 bildet 
den Art. 66 des Entwurfs und lautet dort: 


Art. 66. Der gegenwärtige Vertrag wird die nämliche grund: 
gefegliche Kraft und Gültigkeit, wie die Bundesacte felbft haben, 
und demnach, neben dieſem Grundvertrage, der Bundesverjamm- 
lung zur unabweislichen Richtſchnur ihres Verfahrens dienen. 
Derjelbe wird von jämmtlichen Bundesgliedern ratificirt und Die 
Ratificationen follen binnen ſechs Wochen, oder früher, nach 
Frankfurt gejendet, und daſelbſt in das Bundesarchiv niederge- 
legt werden. 


Bur Urkunde defjen ac. (wie in der Schlußacte. 


Nachdem die Redactiond-Commilfion in diefer Zeit Die ver- 
Ichiedenen einzelnen Entwürfe, Die wir oben *) vorführten, zu einem 
Ganzen zufammengeftellt, und dieſen noch einige Hauptartikel Der 
Erecutionsordnung eingefügt**), den Entwurf zu einer Schluß- 
acte vorgelegt hatte, gab fie zugleich in einem ausführlichen 
Vortrage die Gründe an, weldhe fie zu Aenderungen in 
den einzelnen Entwürfen veranlaßten. Dieſer Vortrag ift einer 
der wichtigften am Wiener Congreß, weil er dad Hauptinterpre- 
tationsmittel zur Schlußacte bietet,***) Wir laſſen ihn deßhalb 
bier folgen. 


*) ©. 404 fi. 

**) Art, 1 der Grecutionsorbnung iſt Art. 31 der Schlußacte. Art. 6 
ift Art. 32. Art. 7 ift Art. 33. Urt 8 ift Art. 34 derfelben. 

***) Siehe Seite 522 bis 525 und vergleiche die Schlußacte ſelbſt. 
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Bortrag der Redactions-Commiſſion über den Ent: 
wurf der Schlußacte. | 


I. 


In der Plenarfigung am 4. März ift befchloffen worden, die 
in den hieſigen Conferenzen verhandelten und vorläufig ange: 
nommenen allgemeinen Beſtimmungen zur Entwidelung und Ausbil- 
dung der Bundedacte in eine Supplementaracte zufammen zu 
faflen, und zu diefem Ende eine Nedactionscommilfion zu bilden, 
welche die bisher einzeln bearbeiteten Artikel zuſammen zu ftellen, 
die darüber noch einfommenden Bemerkungen zu berüdlichtigen, 
und die Abfaffung einer Schlußacte in Vertragsform foweit vor: 
zubereiten hätte, daß Jolche den Höfen und Regierungen zur 
endlichen Genehmigung vorgelegt werben Fönnte. 

Die in Gemäßheit dieſes Bejchluffes ernannte Redaections— 
Commiſſion hat fich dem ihr ertheilten Auftrage unterzogen, und 
legt der hochverehrten Verſammlung gegenwärtig dad Nefultat 
ihrer Arbeiten vor. | 

Die Commiſſion Hat ihre Aufmerkſamkeit zunachft auf An- 
ordnung des Ganzen und awedmäßige Stellung der einzelnen 
Beftandtheile deſſelben gerichtet. Site hielt e8 dem Character 
des Werkes nicht angemefjen, auch den Anfichten und Wünfchen 
der Herrn Bevollmächtigten, foweit ihr jolche bekannt geworden, 
nicht entiprechend , ſich dabei auf förmliche Abfchnitte oder Rub⸗ 
rifen einzulaffen; es ſchien vielmehr hinreichend, Die Artikel jo 
zu ordnen, Daß die, welche fich, unmittelbar oder mittelbar, auf 
eine und biejelbe Materie bezogen, jo viel al8 möglich, an ein: 
ander gereiht wırden, und natürliche, jedem Sacverftändigen 
von ſelbſt einleuchtende Abtheilungen bildeten. Dieſen Zwed 
wünſcht Die Commiſſion in der vorliegenden Arbeit nicht ganz 
verfehlt zu haben. 

Die Schlußrebaction zerfällt nämlich, ſowie ſie jetzt geftellt 
ift, in 3 Hauptabſchnitte. | 

Der erfte (von Art, 1 bis Art, 34 incl.) enthält allge 
meine Beftimmungen über Wejen und Wirfungsfreis des Bun 
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Des, und über die daraus abgeleiteten Attribute, Befugnifie, Ob: 
Tiegenheiten der Bundesverfammlung. 


Der zweite (von Art. 35 bis Art. 52 incl.) hat die aus: 
wärtigen Verhältnifje des Bundes nebft einigen mili- 
täriſchen und finanziellen Competenz = Beflimmungen zum Gegen- 
ſtande. 

Der dritte (von Art, 53 bis Art. 65) begreift diejenigen 
befonderen Beilimmungen, über welche ſich Die Bundesgliever in 
Bezug auf gewilje im Innern der einzelnen Bundesftaaten be- 
ftehenden Verhältniffe und Rechte vereiniget haben, 


In dem erften Abjchnitte find Daher folgende Gegenftände 
aufgenommen: 


Art. 1-6. Grundbegriff und Zwed des Bundes — Umfang 
jeiner Wirkfanfeit — allgemeine Befugnifje — Unauf: 
löslichfeit deijelben — Bedingungen, die Aufnahme 

| neuer Mitglieder. 

Art. 7—9. Orundbeftimmung und Gompetenz der Bundes: 
verjammlung im Allgemeinen, | 

Art. 10—16. Abfaſſung der Bundestagsbeſchlüſſe und An 
wendung in Bezug auf Stimmenmehrheit oder Stimmen 
Einhelligkeit. 

Art. 17. Befugniß der Bundesverſammlung zur Auslegung 
der Bundesacte. 

Art. 18 — A. Aufrechthaltung Des Friedens zwiſchen den 
Bundesſtaaten und nähere Beſtimmung in Betreff der 
Auſtraͤgal⸗Inſtanz. 

Art. 25—28. Mitwirkung der Bundesverſammlung zur Auf: 
rechthaltung der Wiederberftellung der Ruhe im Innern 
der Bundesſtaaten. 

Art. 29, 30. Sompetenz der Bundesverfammlung in Fällen 
vermeigerter Nechtöhülfe oder zwilchen mehreren Buu— 
desftanten zweifelhaften Verpflichtung zur Befriedigung 
von Privat⸗Forderungen. 

Art. 31 — 34, Vorjehriften wegen des Executiv-Verfahrens. 
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Im zweiten Abjchnitte. 

Art. 35 — 49. Rechte und Ohliegenheiten des Bundes in 
Bezug auf Krieg, Friede und Verträge. 

Art.50, 51. Obliegenheiten der Bundeöverfammlung in Be 
zug auf Die auswärtigen Verhältnifje und auf militärische 
Anordnungen. 

Art. 52. Obliegenheiten der Bundesverfammlung in Hinfict 
auf Geldleiſtungen. 

Am dritten Abſchnitte. 

Art. 53. Beflätigung der in der Bundesacte aufgenommenen 
befonderen Beſtimmungen. 

Art. 54—62. Beſtimmungen in Hinficht auf den 13. Art. der 
Bundesacte, 

Art. 63. Beftimmungen in Hinfiht auf den 14. Art. der 
Bundesacte. | 

Art. 64. Verfahren der Bundesverfammlung bei Vorfchlägen 
zu gemeinnüßigen Anordnungen im Bunde. | 

Art. 65. Verfügung über die in der Bundesacdte zur Be 
rathung der Bundesverfammlung geftellten Gegenftände 

Art. 66. Schlußartifel. 

Aus dieſer kurzen Ueberſicht ergiebt ſich, daß die Artikel über 

fämmtlihe nad) dem Protofoll vom 4. März zur Aufnahme in 
die Schlußacte geeigneten Gegenftände, als: 


1. Competenzbeftimmung. 2. Stimmenmehrheit. 

3. Auſtraͤgal⸗Inſtanz. 4. Executions-Ordnung. 

5. Politiſche militärifche Ver- 6. Erklärung des 13. Art. 
haältniſſe. 


7. Naͤhere Beſtimmung des 14. Art. der Bundesacte. 

der gegenwärtigen Redaktion einverleibt find, und zwar fo, 
daß der erfte Abjchnitt Die vier erften, der zweite Abjchnitt den 
5., der dritte den 6. und 7. umfaßt. 

Was die Faſſung der einzelnen Artikel betrifft, jo bat bie 
Commiſſion, wie Der weitere Verfolg dieſes Vortrags ergeben 
wird, die ihr über Die biöherige Redaktion zugefommenen Be 
merfungen pflihtmäßig geprüft, und foweit es irgend möglid 
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wo möglich benutzt. — Bei den von ihr felbft vorgefchlagenen 
Abänderungen Hatte fie durchgehends nur zum Zweck, entweder 
den Siun der Artikel beſtimmter und bündiger auszudrüden, oder 
Die Wortſtellung mit größerer Sorgfalt zu berichtigen, als es bei 
Der früheren ftüdweife entftandenen Redaction gefchehen konnte. 
Sie legt hier. Rechenjchaft ab von den Gründen, durch welche 
fie zu Den weſentlichſten Diefer Abänderungen, fowie zu einigen 
Zufäßen und einigen Weglaffungen beftimmt ward. — Die 
weniger bedeutenden ift fie nöthigenfalls mündlich zu rechtfertigen 
bereit. — Die Arbeit der Commiſſion bleibt ohnehin jeder fernern 
Bemerkung offen, da fie folche nicht eher, als bis fie den Bei- 
Tall jänmmtlicher Mitglieder geehrten Berfammlung erhalten haben 
wird, als vollendet betrachten Tann. 


: IE 

Der k. württemb. Bevollmäactigte hat auf Befehl jeines 
Hofes über die Art und Welje, wie tin den folgenden Artifeln 
die Competenz des Bundes und der Bundesacte beftimmt wird, 
allgemeine Bemerkungen mitgetheilt, Davon die Commiſſion, bevor 
fie zu den einzelnen Artifeln fchreitet, erwähnen zu müfjen glaubt ; 
der Sinn diefer Bemerkungen geht dahin: | 

Daß, Da der Beftand, der Begriff und die Form des Bundes 
und ſeines Organs, der Bundesverfammlung, bereit3 gegeben 
wären, e3 gegenwärtig zur Feſtſtellung der Kompetenz derſelben 
nur der Entwidelung der über ihre Wirkſamkeit in der Bundes- 
acte Schon enthaltenen Beitimmungen und Grundfäße, nicht aber 
einer bloß im Ausdruck veränderten Wiederholung dieſer Grund- 
läge bedurft hätte, und daß einefolche Wiederholung die Gefahr 
der Verlöfchung des urfprünglichen Jorgfältig zu bewahrenden Cha- 
rafterd des Grundvertrags oder allmäblicher Abweichungen von 
demfelben. erbliden ließe. | 

Aus diefen Gründen Hält der Fönigl. württemb. Hof einen 
beträchtlichen Theil des erften Abjchnittes dieſer Arbeit und na- 
mentlich Die 8 erften Artikel für überflüflig, und dem Gegenftande, 
worauf fie fich bestehen, nicht angemeſſen, und jehlägt Deren Weg⸗ 

Zweiter Theil 34 
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laſſung vor. — Der Herr Bevollmädhtigte erflätt ſich jedoch far 
ermächtigt, infofern die Anficht der Mehrheit der Sonferenzmit: 
glieder von der feinen Hofes verjchieben feien, und auf bie Bei: 
behaltung der 8 Artikel ein Werth gelegt werben follte, Der Anf- 
nahme derfelben beizutreten. 


Die Commillton ſpricht nun dasjenige aus, was Die über: 


wiegende Mebrheit der Mitglieder diefer Verfammlang in alle 
ihren bisherigen Anfichten und Beichlüffe vor Augen gehabt hat, 
wenn fie diefen Einwürfen entgegenftellt: 

Einmal, daß ohne beftimmte möglichft erichöpfende Ent- 


widelung des Begriffes, Charakters und Wirkungöfreifes, ſowohl 


des Bundes ald der Bundeöverfammlung eine genügende Com⸗ 
petenzbejtimmung der legen unmöglich gewejen wäre, um fo mehr, 
als wohl nicht zu verfennen ift, daß die in den verfloffenen vier 
Sahren fo Häufig vorgefommenen Anftände und Zweifel über bie 
Competenz, faſt burchgehends ihren Grund in dem Mangel ge 
böriger Beftimmtheit und Vollſtaͤndigkeit der in der Bandeact 
enthaltenen Grundbegriffe gehabt haben. 


Zweitens, daß bie in den hieſigen Gonferenzen nach viel: 


jeitiger reifer Ueberlegung zu Stande gebrachte Entwidelung und 
Feftfegung dieſer Grundbegriffe, für den Fünftigen Geſchaͤftsgang 
am Bundestage, fowie für Das Gedeihen des Bundes überhaupt 


die erjprießlichften Folgen erwarten Täßt, und Daß die unverfenn 


bare Sorgfalt und gewillenhafte Strenge, womit man ſich bei 


allen hiefigen Verhandlungen an die Beftimmungen der. Bunde: 


acte gehalten, und jede Mbmweichung von dem Sinne, ja ſelbſt 
von den Worten derjelben vermieden hat, zu der von. dem Fönigl. 
württemb. Hofe geäußerten Beforguiß allmähliger Werlöfchung 
des urſpruͤnglichen Charakters des Grundvertraged nicht Die enb 
ferntefte Beranlaffung geben Eonnte. 

Der herzogl. oldenb. Herr Bevollmädhtigte hat auf Befehl 
ſeines Hofes, über die Nothwendigkeit einer Feftfeßung Der Com— 
petenz der Bundeöverfammlung überhaupt, und über Die Zwech 
maͤßigkeit verſchiedener darauf Bezug habender Artikel ebenfalls 
Zweifel anfgeftellt, Die fich mehr auf das Princip als auf bie 
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Reſultate der GSonferenzverhandlungen beziehen und Die größten- 
theil3 durch das, was jo eben auf Veranlaflung der kön. würt. 
Einwürfe gejagt worden, ſchon mitbeantwortet find. — Die 
Commiſſſon erlaubt fi) Daher nur noch Die allgemeine Bemer- 
fung, Daß Die Ueberficht de ganzen Zuſammenhanges der gegen- 
wärtigen Arbeit vielleicht Die befte Löſung aller gegen die Nüß- 
lichkeit und Nothwendigkeit derſelben Hin und wieder erhobenen 
Zweifel darbieten wird. 


I. 

Die Art. 1 bis 9 find theild unverändert, theils mit Ab- 
änderungen, deren Grund bier nachgewiejen werben wird aus 
der dritten Rebaction der Anträge des Competenzausſchuſſes 
genommen. 

Bei Art. 2 hat der kurh. Herr Bevollmächtigte darauf auf- 
merkſam gemacht, daß die Worte „dieſen für beitimmte Zwecke 
geftifteten Verein” nachdem im 1. Artifel die Zwede des Bun- 
des ausgefprochen waren, etwas Schwankendes hatten, weil fich 
nieht Tlar genug daran ergab, ob fie ſich auf jene bereitd 
namhaft gemacht, oder auf andere hier nicht genannte Zwecke 
beziehen folltee — Die Kommilfion hat dieſe Grinnerung voll- 
fommen begründet gefunden und Daher im zweiten Artikel Die 
Horte „für beftimmte Zwecke geftifteten” weggelaflen. 

Zm Art. 4 ift anftatt „der nothbwendigen Entwidlung 
und weiteren Ausbildung der Buudesacte ꝛc.“ da dieſe Wort: 
ftellung einen ganz unrichtigen Sinn gab, gejeßt worden: „Die 
Befugniß der Entwidlung und weiteren Ausbildung ber Bun 
desacte, infofern die Erfüllung der darin aufgeftellten Ywede 
folche nothwendig macht.“ 

Art. 5. Der herz. old. Herr Bevollmächtigte hat einer 
erhaltenen Snftruction gemäß gegen dieſen Artikel Bemerkungen 
übergeben die zunächſt auf der Meinung beruhen, daß die Auto: 
rität der Bundesacte, indem fie den Bund einen beftändigen 
Verein nennt, dem freien Austritt der Mitglieder Fein wirkſames 
Hinderniß entgegengefeßt habe, dann aber auch die Zuläffigfeit 
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der Austrittsbeſchränkung überhaupt und indbejondere Die des 
Wortes eigenmächtig in Frage ftellen. Obgleich über den 
Sinn, in weldyem die Stifter des deutjchen Bundes dieſen Ber: 
ein einen beftändigen genannt haben, Fein Zweifel mehr ob 
walten jollte, jo glaubte Die Commiſſion doch, daß das in der 
lebten Redaction des Gompetenzausjchuffes gewählte Wort un 
auflöslich den Charakter des Bundes in dieſer Hinficht noch 
treffender bezeichnet. Um zugleich aber alles, was Anftoß geben 
könnte, zu vermeiden, hat fie Das vielleicht zu firenge Wort 
eigenmäcdtig mit einjeitig vertaufcht. 

Art. 6. Der erfte Abſatz dieſes Artikeld ift als Einleitung 
zu der darin enthaltenen Beftimmung und um den Punkt, von 
welchem bei einem künftigen etwa zu erwartenden Antrage auf 
Vermehrung der jebigen Anzahl Der Bundesglieder auszugehen 
wäre, näher zu bezeichnen, von der Commiſſion für zweckmaͤßig 
gehalten worden. 

Bei Art. 7 hat der k. würt. Bevollmächtigte vorgefchlagen, 
daß der in der früheren Redaction nad) „gebildet” angehängte 
hier allerdings überflüjfige Zuſatz „die theild Virilſtimmen theils 
Gejammtftimmen zu führen haben“, ausgelaſſen werden möchte. 
Die Commiſſion ift damit völlig einverftanden. 

Dagegen Fann fie dem kön. würt. Antrage, Die undesver: 
faſſung nicht bloß das befländige, jondern dad einzige Organ 
des Bundes zu nennen, objehon letzteres in einer der früheren 
Redactionen Platz gefunden hatte, auf feine Weije beitreten, um 
jo weniger, ald das Der Bundesacdte ganz fremde und große 
Misdentungen fähige Wort einzig bereit3 in der Plenarver: 
fammlung von mehreren Seiten fiegreicdh angegriffen und faft 
einftimmig verworfen worden ift. 

Art. 9. Das über den Schluß dieſes Artifel3 von dem Fön. 
ſaͤchſ. Bevollmächtigten erhobene Bedenken jcheint ſich hauptſäch— 
lich auf die Worte „ausgefproheneBundeszwede” bezogen 
zu haben und wird daher in ber gegenwärtigen veränderten 
Redaction wahrjcheinlich feine Erledigung finden, 

Die Art. 10 bis 15 in Betreff der Schlußfaflung und Ab- 
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flimmung am Bundestage find nach den von der Gonferenz vor⸗ 
läufig genehmigten Anträgen des zweiten Ausjchuffes abgefaßt, 
jedoch find dabei Durch ſpäter eingezogene Bemerkungen verjchie- 
dene wejentlihe Abänderungen veranlaßt worden. 

Beim 10, Art. bat der E. fach). Bevollmächtigte gewünſcht, 
daß am Schluffe zugelegt werde, „je nachdem das eine oder 
andere durch die grundgefeglichen Beltimmungen vorgejchrieben 
it. „Ein ähnlicher Zufaß ift auch von dem k. würt. Bevollmäd)- 
tigten in Vorſchlag gebracht worden. Die Commilfion hat 
feinen Anftand Dabei gefunden. 

Art. 12. Auf die gegründete Bemerkung des k. würt, Be: 
vollmächtigten ift unter den Gegenftänden, über welche ſich Das 
Plenum bildet, auch die Aufnahme eines nenen Mitgliedes in 
den Bund aufgeführt worden. — Daſſelbe ift bei Nr. 3 des 
folgenden Artikels geichehen. 

Bei Schluffe des 12. Art. hat der Präfident v. Berg, als 
berzogl. oldenb. Benollmächtigter bemerkt, daß, was hier von 
dem Geſchaͤftsgange im Plenum gejagt wird, den Rechten der: 
jenigen Bundesglieder, welche in der engeren Verſammlung nur 
an einer Curiatſtimme Theil haben, nicht Genüge leiften, auch) 
mit der Bundesacte im MWiderfpruche ſtehe. — Es würde aber 
auch ſchwer fein, dem 2. Abſatz des 7. Artifeld der Bundes: 
acte einen andern Sinn beizulegen ald den, von weldhem man 
hier ausgegangen. Und was die Sacdye felbit betrifft, jo fteht 
befanntli nach der bisherigen Praxis am Bundestage jedem 
Theilnehmer an einer Curialftimme frei, feine Meinung in das 
Protocol niederlegen zu laſſen. — Wünfcht man dieſe Befugniß 
ausdrücklich betätigt zu jehen, wie Der Präfident v. Berg als 
fürftl. Jchwarzb. Bevollmächtigter noch beſonders in Antrag ge: 
bracht bat, fo wird folches am fehielichiten in Den wegen der 


Geſammtordnung an der Bundesverfammlung zu verbefjernden- 


Rormalinftructionen geſchehen Eönnen. 

Art. 13 ad Nr. 1. wird in dem. würt. Votum Die Wie: 
deraufnahme der früher vorgejchlagenen Begriffsbeftimmung ver 
Gundgeſetze dringend empfohlen. 
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Der Begriff eines Grundgeſetzes ift nach der Anficht der 
Commilfion einer von den einfachen Begriffen, welche Durch ſchul⸗ 
gerechte Definitionen viel Teichter verbunfelt und wanfend gemacht 
als aufgeklärt und befeftiget werben. 

Man Hat daher nad reifer Weberlegung bereitS in der 
zweiten Redaction der Artikel über die Stimmenmehrheit, bie 
in der erften verjuchte, aber nicht befriedigend ausgefallene De 
finition des Grundgeſetzes wieder aufgegeben und Die Com: 
milfion Bat fich zu einem neuen Verſuch dieſer Art nicht berufen 
geglaubt. 

Nachdem die gegenwärtige Arbeit bereit in allen ihren 
Theilen vollendet war, ift der Commiſſion eine Auffaflung des 
herzoglich naffauifchen Bevollmächtigten zugefommen, der den 
Antrag enthält, Daß nach den Worten: „Annahme neuer Grund: 
gejege, Abänderung oder authentiiche Erklärung der beftehenden" 
folgende Reftriction Platz finden möchte: 

„wenn von diefer Annahme, Abänderung oder 
Erklärung die Fortdauer des Bundes und die 
Erfüllung der in dem zweiten Artifel der Bun: 
desacte bezeichneten Zwede des Bundes nidt 
abhängt.“ 

Die Sommiffion muß fih auf die Bemerkung befchränten, 
daß wenn dieſer Vorfchlag, welcher Die Aufhebung einer bisher 
für umverleßlich gehaltenen Grundbeftimmung im untceeverein 
vorausſetzt, auch Eingang finden follte, deſſen Ausführung doch 
mit den größten Schwierigkeiten verfuüpft fein würde, weil die 
Aufftellung eines allgemeinen Grundjages, nad welchen fid 
beftimmen ließe, ob mit dieſem oder jenem Befchluffe die Fort: 
dauer des Bundes vereinbar fei, nicht als möglich gedacht 
werden kann, mithin in jedem einzelnen Falle die Entjcheidung 
dieſer Vorfrage entweder unmittelbar der Stimmeneinhelligfeit, 
wobei nicht3 gewonnen wäre, überlafjen bleiben, aber audy ſchon 
der Stimmenmehrheit, deren Gültigkeit abermal3, ta es einen 
höheren Richter in dieſer Sache nicht giebt, nur Durch den Aus 
ſpruch! Der Gefammtheit begründet werden Tönnte, zuſtehen 
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müßte — Was übrigens auch für oder wider den Antrag bes 
berzogl. naſſ. Bevollmächtigten entfchieden werden mag, die Com— 
niſſion konnte ſich nicht, für ermächtigt halten in einer jo wich: 
tigen Frage Den Beſchlüſſen Der Konferenz auf irgend eine Weije 
vVorzugteifen. - | 

Nr. 2, Die Entwidelung des Begriffs der organifchen 
Einrichtungen Bat bekanntlich ebenfalld den mit biefen Arbeiten 
bejchäftigt gewejenen Ausſchüſſen viel Mühe und Schwierigkeiten 
verurjacht. Da aber der Ausdruck Organiſche Bundeseins- 
ridtnungen an und für fi gar zu unbeflimmt war, und 
mannigfaltige Mißveritänduiffe erzeugte, jo mußte wenigftens zur 
Erläuterung derjelben etwa3 gejagt werben und es war feine 
Inconſequenz (wie. von k. würt. Seite geäußert wird), daß man 
ſich in Diefe Grläuterung einließ, während man nicht rathjam 
gefunden Hatte, eine Definition von Grundgefeßen zu geben. 
Der k. württ. Hof findet. übrigens die vorgejchlagenen Bezeich- 
numgen der organiſchen Einrichtungen „als Mittel zur Erfüllung 
der ausgeſprochenen Bundeszwede” nicht genügend und bringt 
Dagegen folgende in Antrag: „jolde bleibende Ginrichtungen, 
melde als Mittel und Anftalten zur Erreichung der Bundes: 
zwede allgemein verbindlich angewentet werden jollen” Die 
legte Beftimmuug, daß fie ald allgemein verbindlich angeordnet 
werden jollen, ift den organiſchen Einrichtungen nicht ausjchlie 
Bend und nicht mehr als den andern Bundestagsbeſchlüſſen eigen 
und würde daher an dieſer Stelle überflüjlig fein. Dagegen 
hat die Commiſſion bei den früher ſchon vorgefchlagenen Worten 
Anftalt und bleibend nichts zu erinnern und fie hat fich daher 
für folgende Redaction entſchieden: Organiſche Einrich— 
tungen, das heißt bleibende Anſtalten als Mittel zur 
Erfüllung der ausgeſprochenen Bundeszwecke.“ 

Unter Nr. 3. dieſes Artikels ſollte, nach den in der 19. 
Sitzung vorläuſig genehmigten Anträgen des vereinten 1. und 2. 
Ausſchuſſes, der gemeinnützigen Anordnungen erwähnt 
werden. Ungeachtet Der über dieſen Punkt anfänglich obwalten⸗ 
den Verſchiedenheit der Meinungen, Hatte man fi) doch zuleßt 
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darüber vereinigt, Daß felbiger von einer Aufzählung Der Gegen 
ftände, welche Stimmeneinhelligeit erfordern, nicht ausgeſchloſſen 
werden könne. Der f. württemb. Bevollmäcdtigte aber ift in 
feiner neuften Inſtruktion beftimmt angewiejen, der Aufnahme der 
gemeinnüßigen Anordnungen in dem gegenwärtigen Artikel feinen 
Beitritt zu verfagen. Die dafür angeführten Gründe Haben die 
früheren Unfichten der Commiſſion nicht erjchüttern können. 
Wenn auch nad) denBuchſtaben der Bundesacte, Beſchlüſſe über 
gemeinnüße Anordnungen bloß an dad Plenum verwiefen, nicht 
an die Bedingung der Einftimmigfeit gefnüpft wurden, jo ift dod 
ber Grundſatz, nach weldyem in der Bundesacte bei Aufzählung 
der übrigen, der Stimmenmehrheit entzogenen Gegenflände ver: 
fahren worden, auf dad, was man unter gemeinnüßigen Anord⸗ 
nungen verfteht, in jeinem vollen Umfange anwendbar. Da, dem 
7. Art. der Bundesacte zufolge, nicht einmal organiſche Bundes⸗ 
einrichtungen, Die Doch ald Mittel zur Erreichung anerkannter 
Bundeszwede an und für fi) nothwendig find, anders als durch 
Stimmeneinhelligfeit beſchloſſen werden ſollen, fo iſt nicht abzu 
jehen, wie Anordnungen, Die außerhalb der ausgefprochenen Bun- 
deszwecke liegen, ihrer Natur nach aber in die innere Verwaltung 
der einzelnen Stanten tiefer als organifche Bundeseinrichtungen 
eingreifen, und fogar jura singulorum berühren fönnen, von einer 
anderen Regel abhängig gemacht werben follten. Daß Dies nidt 
im Sinne der Stifter des Bundes gelegen hat, beweijen u. a. 
die unter der Rubrik der bejonderen Beſtimmungen in 
mehreren Artifeln des zweiten Abjchniltes der Bundesacte vor: 
femmenden Beijpiele folcher gemeinnüßigen Anordnungen, für 
weldye durchgehends die freie Uebereinknnft fämmtliher Bundes: 
glieder bereit3 erfolgt war, oder als nothwendig vorausgefekt 
ward. Sollte über gemeinnübige Anordnungen, und bejonders in 
der ausgedehnten Bedeutung, welche dem Worte neuerlich beige 
legt worden iſt, anders als durch Einhelligfeit entſchieden werben, 
jo wäre Die ganze mit jo vieler Sorgfalt hier gezogene Grenz 
linie zwijchen der Competenz des Bundes, und den Rechten der 
einzelnen Bundesftaaten verrüdt, und die Selbftftändigfeit der 
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innern Gejeßgebung der Tebteren auf einem -ihrer wichtigften 
Punkte gefährdet. 

Wenn aber gleich Die Redactions⸗Commiſſion dieſen Geſichts⸗ 
punkt nicht aufgeben durfte, ſo war es doch zugleich ihre Pflicht, 
kein zur Ausgleichung der ſtreitenden Meinungen geeignetes 
Mittel unverſucht zu laſſen. Schon in den früheren Anträgen 
Des Gompetenzausfchufjes befand fich ein Artikel (Der dermalige 32.), 
welcher das Verfahren der Bundesverfammlung in Rüdficht auf 
gemeinnüßige Anordnungen beftimmte. Ein ähnlicher ift in Die 
gegenwärtige Acte aufgenommen worden, (Aıt. 64.) Da diefer 
Artifel, ohne der Sache felbft nahe zu treten, oder, wie iu dem 
k. württemb. Votum beforgt zu werben fcheint, gemeinnüßige das 
Geſammtwobhl Deutjchlands bezwedende Vorſchläge den Be 
zathungen der Bundesverfammlung zu entziehen, gegen unzus 
fällige, mit den Geſetzgebungs- und NRegierungsrechten einzelner 
Staaten unvereinbare Anfprüche Binlängliche Sicherheit gewährt, 
jo ift die Sommiljion der Meinung, daß wenn darauf von einer 
oder der anderen Seite ein befonderer Werth gelegt werben folite, 
Die Anführung der gemeinnühigen Anordnungen aus dem 13, 
Art. wegbleiben könnte, und fie hat ſolche in der Vorausſetzung, 
daß die Conferenz damit einverftanden jei, in dieſem Artikel vor⸗ 
Yaufig mit Stillſchweigen übergangen, 

Bei Art. 14; haben die E. ſächſichen Herrn Bevollmächtigten 
den Zuſatz gewünfcht, „Daß der auf ſolche Weife vollftändig aug- 
gearbeitete Entwurf ‘dem Plenum zur endlichen Beſchlußnahme 
vorzulegen, und zur Annahme defjelben Stimmeneinbelligfeit er- 
forderlich fei.” Die Commiſſion glaubte fi) nicht berechtigt, 
dieſen Zuſatz, Durch welchen nicht nur Die Abſicht des Artikels, 
fondern das ganze nach vielen mühjamen Erörterungen gewonnene 
Reſultat in Betreff der organischen Bundeseinrichtungen, wieder 
verloren gehen würde, beizuftimmen. 

Art. 15. Die k. ſaäͤchſ. Bevollmächtigten haben hier, in 
Gemäßheit ihres früheren Antrags von Neuem den Wunſch 
geäußert, baß die jura singulorum auch auf das Recht einzelner 
Bundesglieder, Leiftungen für den Bund abzulehnen, die nicht 
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durch allgemeine Geſetze beſtimmt und auf bie Geſammtheit 
gleihförmig und verhältnißmäßig vertheilt wären, nusgebehnt 
werden mödten und: her k. württ. Bevollmaͤchtigte bat erklärt, 
daß er nur, wenn der: Artifel dieſe — erhielte, dem⸗ 
ſelhen beitreten. koöͤnnte. 

Die Befugniß der Bundesglieder ‚Id. feine ausſchließende 
oder außer dem gerechten Verhältniſſe ſtehende Leiſtungen zus 
muthen zu laſſen, iſt an und für fi keinem Zweijel unter⸗ 
worfen. Aus Gründen aber, die in den Sitzungen der Aus⸗ 
ſchüſſe und ſelbſt in den Plenareonferenzen häufig entwickelt 
worden ſind, hatten mehrere der Herren Bevollmächtigten ſich 
überzeugt, daß dieſe Befugniß nicht unter die Definitionsbeſtim⸗ 
mungen für die jura singulorum aufzunehmen ſei. Sie gebt 
aus den Grundſätzen der Gleichheit der Rechte zwischen den 
Bundesgliedern unläugbar hervor, kann aber. ald einer rein 
negativen Beſtimmung mit dem durchaus ‚pofitiven, Begriffe, dem 
das Wort jus singulorum entipricht, nicht vermengt werben, 
Wenn indejjien Diefe allerdings mehr logiſche als politiiche Un⸗ 
terfcheidung nicht allgemeinen - Beifall: finden -ober ein Hinderniß 
der Bereinigung über Die Hauptbeftimmungen des, Artifeld wer: 
den follte, jo würde man ohne ‚wejentlichen Nachtheil Darauf 
Verzicht leiſten können. Die Commiſfion hat unterdeſſen den 
Artifel ſo gefaßt, Daß beide Theile, ſowohl denen, welche Die 
Definition ber jura singulerum in ihrer Reinigkeit aufrecht zu 
erhalten, als. denen, welche, das Recht einſeitige oder unver: 
haltnipmäßige Leitungen. zu verweigern AnmEteIDaT daran zu 
fnüpfen wünfchen, Genüge geleiftet wird. 

Den 16. Art., deſſen erfte Hälfte von dem Bene: 
ſchuſſe in ſeinem in der 16. Sitzung abgeftatteten Vortrage auf 
Beranlafjung des k. hannöy. Benollmächtigten. in Anregung ge- 
bracht und durch den damaligen Gonferenzbeichluß vorläufig 
genehmigt wird, enthält jeßt noch eine zweite, durch einen An⸗ 
trag des herzogl. naſſ. Bevollmächtigten »eranlaßte Beſtimmung 
für den Fall der durch Exlöſchen eings . fürſtlichen Haufes eins 
tretenden Veränderung. des Verhältnifjes- in den Curiatſtimmen. 
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Die Commiſſton nat bei Abfaffung dieſes Artifeld Die von ber 
großen Mehrheit der Gonferenzmitgliever geäußerten 
vor Augen gehabt, 

Art. 7, Sn der früheren Nedaction Diejed Artikels (ſ. den 
10. der Anträge des Competenzausſchuſſes) waren verſchiedene 
Der Nechte, Die nad) Art. A in Hinfiht auf Entwidelung und 
Ausbildung ded Grundvertrages, dem Bunde zuftehen, für bie 
Bundesverfaflung abermals ausgefprochen. Um die Befugniß 
der leßteren, die fi) Hauptfächlich wohl nur auf Erklärung der 
Bundesacte in zweifelhaften Fällen bezieht, genauer zu bezeich⸗ 
nen, ift der Artifel mit einigen Abkürzungen, wie er bier er 
jcheint, gefaßt morben. 

Art. 18—24. Da die gegenwärtige Nedaction nach der 
18. Plenarſitzung dieſerhalb getroffenen Einleitung, nur die in 
den biefigen Gonferenzen verabredeten allgemeinen grundgeſetz— 
lichen Beftimmungen enthalten follte, fo bat ed der Commiſſion 
nothwendig geſchienen, in Folge jener Anordnung aus dem 
von dem dritten Ausjchuffe gelieferten, in der 20. Sikung vor- 
läufig genehmigten Artikeln in Betreff der Aufträgalinftangen 
Diejenigen, : welche dergleichen allgemeine Beftimmungen darbie- 
ten, auszuheben, in der Vorausfeßung, daß e8 der Konferenz 
genehm fein werde, Die fibrigen, dieſem Gegenftand angehenden 
Artifel auf dem Wege einer beſonderen Sinftruction, in welche 
jedoch der Volftändigfeit wegen, die der Schlußacte einverleib- 
ten wieder einzurüden wären an die Bundesverfaßung gelangen 
zu laffen. Die Commiſſion hat daher auch in dem 21. Art. auf 
eine ſolche befondere Snftruckion ausdrüdlich hinweiſen zu müſſen 
geglaubt, Der 20. Art. ift urjprünglih und zwar auf Anlaß 
einer an den k. württ. Bevollinächtigten herrührenden Bemer: 
fung, im vierten Ausſchuſſe entworfen worden, aus deſſen in 
der 21. Plenarfigung vorgelegten Anträgen Derjelbe jedoch, weil 
er an diejer Stelle nicht paflend fchiene, weggeblieben war. Der 
Schluß dieſes Artifeld deutet freilich auf Executivmaßregeln; da 
defien Hauptanhalt aber mit den aus der Competenzbeftimmung 
entnommenen 19. Art. in unmittelbarem: Zuſammenhange ſteht, 
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jo bat die Commiſſion ihm bier feinen Pla& angewielen. Der 
21. Art. bildet den Uebergang zu den Beflimmungen wegen ber 
Aufträgalinftanz. Die Art. 22, 23 und 24 correfpondiren mit 
den Art. 3, 5 und 11 der lebten Anträge des 3. Ausfchuffes. 

Die Artitel 25, 26 u. 27, welche die Fälle der Mitwir- 
fung der Bundesverfammlung zur Aufrechthaltung der inneren 
Ruhe in den Bundesſtaaten beitimmen, find, außer einigen un 
bedeutenden Nedactionsberichtigungen, unverändert geblieben. 

Im 28, Art. hat man das Wort Umtriebe, welches an 
diefer Stelle nidyt edel genug fchien, Dur „Berbindungen 
nud Anſchläge“ erjebt. 

Bei dem 30. Artikel finden ſich die Bemerkungen Des Fädhl. 
Bevollmächtigten, infofern fie die moͤglichſt beftimmte Bezeich— 
nung des Punktes, auf welchen e3 ankommt, zum Zwecke hat 
ten, erledigt, indem nach der Ueberzeugung der Commiſſiou 
nicht leicht deutlicher als bier gejchehen ift, ausgeſprochen wer: 
den konnte, Daß die Vorfchriften des Art. fich einzig auf die 
Frage, welcher oder weldye Buntesftaaten die Forderung über: 
haupt angeht, beziehen. 

Dagegen würde, wie die Commiſſion glaubt, der gewünfchte 
Zuſatz „Daß die Forterung an fich begründet fein müſſe“ mit 
dem Sinne und der Abficht des Artifeld nicht übereinftimme. 

Der großherzogl. medlenb. Bevollmächtigte hat in ver 
Commiſſion die Bemerkung gemacht, Daß der Zweck des vorlie- 
genden Artikels nicht vollftändig erreicht werden möchte, wenn 
ber Verſuch einer Ansgleichung durch Compromiß nur im All: 
gemeinen erwähnt und nicht hinzugefügt würde, Daß, im 
jofern die in Anfpruch genommenen Bundesglieder fi nicht in 
einer zu beftimmenden Frift vereinigen Fönnten, die rechtlidye 
Entjeheidung eintreten müſſe. Dieſe Bemerkung ift bei der Re 
Daction benußt worden. 

Art. 31—34, In Anfehung diefer Artikel hat die Com⸗ 
milfion dafjelbe Verfahren beobadytet, wovon oben bei den Ar: 
tifeln der Aufträgalinftanz Rechenfchaft gegeben worden ift. Sie 
hat aus den Anträgen des A. Ausjchuffes Die Artikel, welche Die 
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allgemeinen Beftlimmungen in Betreff des executiven Verfahrens. 
enthielten, ausgehoben und Die übrigen einer befondern In— 
firuction, auf welche der 31. Art. hindeutet, vorbehalten. Die 
aufgenommenen 4 Artikel correjpondiren im Ganzen mit dem: 
1., 6., 7. und 8. Art. der Anträge des A. Ausſchuſſes. Die in 
der 21. Plenarfibung dabei beliebten Abänderungen find in Die- 
gegenwärtige Nedaction bereit3 aufgenommen. 

Art. 35—49. Diefe Artikel, in welchen die Nechte und. 
Verpflichtungen Des Bundes in Bezug auf Krieg und Frieden 
näher und vollftändiger als in der Bundesacte geſchehen war, 
beitimmt worden, find aus der inTver 14, Sitzung vorläufig 
genehmigten 2. Redaction der Anträge des 6. Ausfchuffes ohne 
wejentliche Abänderung entnommen. i 

Der bei Art. 37 von dem E. württ. Bevollmächtigten ge: 
machte Antrag, nah „Dazwiſchenkunft“ noch beizufügen „und: 
Hülfsleiſtung“ Icheint auf eine Vermiſchung der in der Redaction 
jorgfältig gejchiedenem Zeitpunfte in dem Verfahren des Bundes. 
bei Streitigkeiten der Bundesglieder mit auswärtigen Mächten. 
zu beruhen. Der gegenwärtige Artikel handelt erfi von Ver⸗ 
wendung und Vertreiung, da diefe aber mit gütlicher Aus: 
gleichung des Streites endigen Tann, fo wird bier das Bedink 
niß wirklicher Hülfsleiftung noch nicht vorausgeſetzt; in den 
Faͤllen, wo Dieje allerdings eintreten muß, ift fie durch bie: 
päteren Artikel aufs beflimmtefte vorgejchrieben. 

Bei Art. 38 haben Die k. ſächſ. Bevollmächtigten anheim 
geftellt, ob nicht auf ten Fall, daß die Nothwendigfeit einer 
Schnellen Berathung über die einem Bundesftaate drohende Ge— 
fahr während der Bundestagsferien einträte, etwas be: 
flimmt werden möchte, Die Commiſſion ift der Meinuug, Daß 
die ſolchenfalls erforderlihen Maaßregeln der Bundesverfaf- 
fung überlafjen werden fönnen, um ſo mehr, al in dem Bun- 
destagsbeſchluſſe vom 26. Juni 1817 und 20. Septbr. 1819 n 
ähnliche Fälle bereit3 Vorfehrung getroffen if. | 

Bei Art. 43 ift von verfchiedenen Seiten bemerkt BEN 
der Inhalt des Artikels ftehe mit dem vorhergehenden 37. in fo 
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naher Beziehung, daß es vielleicht angemefjen wäre, beide mit 
einander zu verbinden oder doch mittelft einer Einjchaltung im 
48,., Der Auslegung vorzubeugen, ald ob e8 im Widerſpruch mit 
dem 38., von der Bundesverfammlung abhänge, einem Bundes- 
finate Die begehrte Intervention bei einer auswärtigen Macht 
zu bewilligen oder zu verweigern. Diefe Bemerkungen und 
Bweifel fcheinen ſämmtlich aus einem Mißverftändniffe zu ent- 
Ipringen. Der 37, Art. bezieht fich auf eine zwiſchen einem 
Bunbesftaaten und einem answärtigen entflandene Jrrung und 
legt der Bundesverſammlung die Verpflichtung auf, dem Buns 
deöftaate auf fein Begehren ihre wirkſamſte Berwendung und 
Berwaltuug angedeihen zu laſſen, um ihm möglidhfte Ge⸗ 
nugthuung zu verichaffen. 

Bis hierher ift von Feindeligfeiten nicht die Rede. — Der 
40. Art. hingegen erklärt fid) über den Fall, wo es die Gefahr 
und Beſchützung einzelner Bundesftanten gilt, wo Die zur 
Sicherheit des Bundesgebietes nöthigen Maßregeln bereitd im 
Gange fd, wo mithin der Krieg unmittelbar bevorfteht, oder 
wirflich jenen. Anfang genommen bat. In diefem Falle foll Der 
Bundesverfammlung, wenn fie ed zuläffig und nüslich findet, 
noch frei ftehen, der Sicherheit des Ganzen unbeihadet auf 
Antrag des einen oder des anbern oder beider ftreitenden Theile, 
naͤmlich ded unmittelbar bedrohten Bundesſtaates und der frems 
den Macht, eine förmlihe Vermittelung, im gewöhnlichen 
diplomatischen Sinne des Wortes zu übernehmen. — Die Come 
miſſion iſt mit Dem Bundesausſchuß ganz darüber einig, daß 
ber 37. Artikel weder den 43. überflüſſig macht, noch Demfelbeu 
widerſpricht und Daß jeder von beiden auf die ihm in der Ne- 
daction angewiefenen Stelle gehört. 

Art. 45, Nah den Worten: „in einem Kriege zwifchen 
auswärtigen Mächten” it, um einem Antrage des k. württ. Bes 
pollmächtigten zu willfahren, Hinzugejeßt worben, „ober in 
anderen Fällen! — der Schluß dieſes Artikels, deſſen bisherige 
Redaction nicht volllommen genügend fchien, hat jebt eine: be: 
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ſtimmtere Faffung: erhalten, ar hoffentlich allen Wunſchen 
entſprechen wird. 

Bei dem 46. Artikel beſieht ber k. würt. Hof ausdrücklich 
daaauf, daß der erſte Abſatz bis nach den Worten „dem Bunde 
ganz fremd“, von dem nachfolgenden getrennt worden und einen 
eignen Artikel bilde; und die k. bairiſchen Bevollmaͤch⸗ 
tigten find angewieſen, dieſem Verlangen beizutreten. Die Er⸗ 
Srterumg "der Frage, was Bei der Zerſchaltung dieſes Artikels‘ 
eigentlich gewonnen oder verloren wird, Tann bier Üdergangen 
werden. — Da fie m Rüdficht auf die Sache von feinem fon. 
derlichen Gewicht: ift, fo trägt. die Commiſſion, ſobald ein 
weſentlicher Werth Darauf ‚gelegt wird, fein Bedenken dafür zu 
ftimmen und hat einftweilen bis anf weitere Genehmbaltung der 
Eonferenz den 46, Art. in zwei aufgelöjet. — Im Sinn und 
Intereſſe des ihr übertragenen Nedactionsgefchäfts, kann fie 
jedoch nit umhin zu bemerken, daß dieſe Auflöfung, Die ben: 
vorher beflandenen natürlichen und Haren Zuſammenhang bes’ 
Artikels- ea — als ein: wirklicher Rückſchritt — 
fehen iſt. 

Der 50. Art. Ci der. 3. Redaction ri Anträge bes Com: 
petenzausichuffes Der 20.) hat: in der gegenwärtigen Redactibn! 
verjchiedene Abänderungen erhalten. Man Hat Die 6 erſten 
Unterabtheilungen deſſelben auf A veduzirt aus dem 7. einen 
eignen Artikel: gebildet und der.8., der ohnedies in den vorher— 
gehenden Artikeln vielfältig ausgeſprochen war, weggelaflen. Wei 
Kr. 2. ift nach dem Wunſche mehrerer Herren Bevollmächtigten’ 
wegen der von dem Bunde an fremde Höfe abzuorbnenden Bes 
ſandten hinzugefügt‘ worden, „wenn: e8 bei außerorbentlichen 
Beranlaffungen nötbig gefunden werben follte.* Die Abän- 
derungen bei 1, 3 u. 4werden ſich hoffentlich ſelbſt rechtfertigen. 

Der 51. Art. vertritt die Stelle der Unterabtheilung Nr. 7. 
in der früheren Nedaction Des vorhergehenden. Da die Gegen- 
ftände des neuen Artikels‘ von den im 50. begriffenen rein⸗diplo⸗ 
matiſchen Geſchaͤften vetſchieden ſind, jo Hat die in 
geglaubt, fie auf dieſeWeiſe abſondern zu mäften. 
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Im 52, Art. (den 21. in den Anträgen des Competenzaus⸗ 
ſchuſſes) ift eine bei Nr. 1. u. 2. von den frübern Kaflungen 
merklich abgewichen. Der Grund war folgender: — Es fcheint 
bei diefem Artifel die Abſicht geweſen zu fein, 1. die gewöhn— 
liche Ausgabe des Bundes von der außerordentliden ges 
trennt zu erwähnen. 2. In Zetreff Der legten deutlich zu be: 
ſtimmen, daß fie nur in Folge vorgängiger bejonderer Befchlüffe 
fetgejeßt und verwilligt werden Fönnen. — Beides aber war in 
der früheren Nedaction jehr - unbefriedigend ausgedrüdt. In wie 
fern Die von-der Commiſſion verfuchte dem Zwecke entſpricht, 
bleibt der erleuchteten Entſcheidung der Gonferenz  überlaffen. 

Der 53., Art. der hier gewillermaßen die &intbeilung zu 
ten 3. Hauptabſchnitt Der Acte bildet, ift eine Umarbeitung des 
21. in den letzten Anträgen des Competenzausjchuffes. Durch 
die jebige Faſſung dieſes Artifels ift unter andern der von meh- 
reren Bevvollmächtigten and von den Fön, ſaͤchſ. noch in ibren 
legten Bemerkungen geäußerten Beſorgniß wegen unbefugter 
Klagen Die won Privatperjonen oder Corporationen an die Bun- 
desverfafjung gebracht werten könnte, Hinreicheud begegnet und 
der Grundfag, Daß der Bundedverfammlung in der Regel mit 
den Untertbanen der Bundesftaaten nicht in unmittelbare Be— 
rührung tritt, vollflommen gefichert. 

Zu gleigher Zeit hat die Commiſſion ſich überzeugt, daß es 
einer eigenen Beſtätigung der einzelnen unter Der Rubrik: be 
Jondere Beftimmungen im 2. Abſchnilt der Bundesacte ent- 
baltenen Artikel mit Ausnahme des 13. und 14. bier nit be 
darf. Da die Vorfchriften der Bundesacte in voller Kraft bleiben 
und jene „bejonderen Beftimmungen“, injofern fie Rechte und 
Verbältniffe der Unterthanen überhaupt oder einzelner Klafien 
betreffen, unter der allgemeinen Sanction des vorliegenden 
53. Art. ſaͤmmtlich begriffen find, jo wäre es zwedlos gewefen, 
einzelne, zum Theil ſogar nur tranfitoriiche Verfügungen des 
7. Abſchnitts der Bundedacte, wie in Art. 25, 29, 30. u. 31. 
ber früheren Redaction der Gompetenzbeftimmung gejchehen war, 
von Neuem audzufprechen. 
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Die Artikel 54—62, welche die landſtändiſchen Verfaſſungen 
angehen, find nad) der in der 9. Sikung genehmigten letzten 
Redaction der Anträge des 5. Ausſchuſſes in Verbindung mit 
dem 27. und 28, Artikel der Anträge des Competenzausſchuſſes 
gefaßt. Bei einzelnen Artikeln ift nun folgendes zu bemerken: 

Sm. 56. ift vor „beilehenden Verfaſſung“ eingefchaltet 
worden, „in anerkannter Wirffamfeit”; diefen Zufaß haben einige 
Bundesregierungen zur Vermeidung unangenehmer Mißverftänd: 
nifje gewünjcht, und da ed feinem der übrigen Bımdesftaaten 
nachtheilig werden Eönne, jo hat die Commiſſion ihn unbedenklich 
annehmen zu fönnen geglaubt. 

Im 57. Artikel lautete der 2. Abſatz nach der früheren 
Redaction folgendermaßen: „da der Deutfhe Bund mit Aus 
nahme der freien Städte. aus fouveränen Fürften befteht, jo 
müſſen nach dem Grundbegriffe dieſes Vereins alle Rechte Der 
Staatögewalt ungetheilt vereinigt bleiben.” — Bei fortgefeßter 
Beichäftigung mit dieſem wichtigen Artifel ift die Commiſſion zu 
der Ueberzeugung gelangt, daß die Worte „nach dem Grund: 
begriff dieſes Vereins”, Hier nicht Die gehörige Deutlichfeit und 
Beitimmtheit haben, weil es zweifelhaft blieb, ob damit (wie 
allerdings die Abficht war) die oben ausgejprochene Thatfache, 
Daß der Bund aus fouveränen Fürften befieht oder irgend ein 
anderer bier nicht ausgejprochener Orundbegriff bezeichnet werben 
ſollte. — Die Commiſſion hält daher für beſſer, den Satz fo zu 
fafjen: „da der deutſche Bund u. |. w. aus fouveräner Fürften- 
gewalt in dem Dberhanpt bed Staatd vereinigt bleiben.” — 
Das Wort „ungetheilt” welches mit der gleich Darauf folgenden 
Neftriction einen wenigftend fcheinbaren Widerjpruch bilden 
möchte, würde, da ed ohnehin den Sinn nicht weſentlich ver- 
ftärft, zu vermeiden jein. | 

Der 63. Artikel, welcher Die den mebiatifirten ehemaligen 
Reichöftänden im 14. Artikel der Bundesacte zugeficherten Rechte 
beftätigt, ift wörtlich derſelbe, der in der 21. Plenarfigung vor- 
läufig genehmigt wurde. 

Der 64. Artifel in Betreff der gemeinnüßigen Anordnung 
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546 


hat den 32. der Anträge des Competenzausſchuſſes zur Grundlage 
und ed wird die gegenwärtige Faſſung deſſelben jchwerlich der 
Vorwurf treffen Fönnen, Daß fie Vorjchläge zur gemeinnüßigen 
Anordnung von den Bundesverhandlungen auszufchließen geeignet 
wäre. Die Bundesverfammlung hat vielmehr nach dieſem Ar- 
tifel nicht allein die Befugniß, jondern Die Pflicht, dergleichen 
Borjchläge,von allen Seiten zu prüfen und jedes zur Ausführung 
dienliche Mittel, injofern es die Rechte der einzelnen Bundes 
flaaten nicht verlegt, zum Gegenftande ihrer enthaltenden Be 
ratbungen zu machen. — Uebrigend muß die Commiſſion fich in 
Anjehung dieſes Art. auf Dad, was in gegenwärtigem Wortrage 
beit Art. 13. N. 3. erflärt worden ift, ausdrücklich beziehen. 

Der 65. Art. überträgt endlich der Bundesverfammlung die 
fernere Bearbeitung der Genenftände, Die nach den befonderen 
Beltimmnngen des 2. Abfchnittes der Bundesacte auf dem Wege 
einer freien Uebereinkunft zwijchen den Bundesgliedern vom 
Bundestage verhandelt werden follen. 


In Bezug auf die von Württemberg erhobenen Bedenken 
und deren verjuchter Widerlegung (f. 0.) meinte nun Metternich 
in der 22. Sißung vom 19. April 1820, daß es feine Schwie: 
rigfeiten haben würde, fi) mit dem mürttembergifchen Hofe über 
die von demſelben in Betreff der Form erhobenen Bedenklich⸗ 
feiten zu verftändigen und zu vereinigen. Denn diefe Bedenk— 
lichfeiten bezögen ſich: 

1. auf die dem Hauptrejultate der Gonferenzen beizules 
gende Benennung einer Supplementaracte und 

2. auf das Verfahren in Anfehung der von den Bundes- 
regierungen zu ertheilenden Beftätigung der Wiener Beichlüffe, die 
nach dem Wunjche des k. württemb. Hofes nicht durch unmittel- 
bare Auswechſelung gewöhnlicher Natificationg-Urkunden, fondern 
in Form gleichlautender Inſtructionen an die Bundesgejandten 
und durch gemeinichaftliche Zuflimmung zu der vermittelt F. 
öfter, Prafidial-Propofition an den Bundestag zu bringenden 
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und demnach in einem förmlichen Beichluffe als Bundesgeſetz aus- 
zufprechenden Schlußacte der gegenwärtigen Gonferenzen erfolgen ' 
ſollte. — Die Benennung jei ein unerheblicher Gegenftand ; der 
wejentliche Charakter der im Gefolge dieſer Gonferenzen zwifchen 
ſaͤmmlichen deutſchen Regierungen gefchloffenen Uebereinfunft 
hänge Feineswegs davon ab. — Was aber die Form der Beftä- 
tigung betreffe, jo babe man nie die Abficht gehabt, die Nati- 
ficationsurkfunden hier ausmwechjeln zu laſſen und fobald nur die 
unabänderliche Verbindlichkeit der zu Wien gefaßten Bejchlüffe feft- 
ftehbe, könne der von dem FE. würt. Hofe vorgefchlagene fernere 
Gang, wenn aud) der früher beabfichtigte allerdings nur in 
Nebenumftänden Davon abweichende, den Vorzug verdienen jollte, 
unbedenklich Statt finden. 

Die k. preußiſchen, ſächſiſchen, brittiſch-hannöveriſchen, dä- 
niſchen, kurſächſiſchen, großherzogl. mecklenburgiſchen und anderen 
Bevollmächtigten erklärten, daß ſie die in der 18. Sitz. vorgeſchlagene 
Form noch immer als die bündigere anerkennen würden, ſelbſt für 
das Anſehn der Bundesverfaſſung zuträglicher betrach teten 
jedoch bei der Differenz, ſobald einmal die Hauptſache geſichert 
ſei, ſich auch die von dem k. württemb.Hofe in Antrag gebrachte 
gefallen laſſen könnten. 

Es ward demnach einſtimmig beſchloſſen, daß die vorlie— 
gende Schlußacte der Wiener Conferenzen mit einigen Abän- 
derungen im Cingange, und im legten Artikel, nachdem ſolche 
die definitive Genehmigung ſämmtlicher Bundesregierungen er- 
halten haben würde, durch eine Bräfidialpropofition an den Bun 
destag gebracht, vermittelt gleichlautender, zu Wien gemeinjchaftlich 
feftzufeßenden Sinftructionen den Bundestagsgefandtichaften zu 
unbedingter Zuſtimmung zugefertigt und von der Bundesverfamm: 
Iung in regelmäßiger Beſchlußform als Bundesgeſetz befannt 
gemacht werden folle. Zugleich erhielt die Redactions-Commiſſion den 
Auftrag ſich nicht nur mit den zu der jetzt gewählten Form fafs 
fenden Abänderungen des Eingangs und Schluſſes der Acte, 
fondern auch mit dem Entwurf des gemeinjchaftlich zu be: 
Schließenden Präfidialvortrags, jowie der Darauf Bezug habenden 
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gleichförmigen Inſtructionen für die Bundestagsgejandten zu 
beichäftigen. 

In Anſehung der Vollmachten für die Gonferenzen 
bemerkte der Fürft Metternich noch, wie jehr zu wünſchen wäre, 
daß, da die meiften bereit mit der k. k. öfterr. übereinftimmten, 
jämmtlihe Höfe gleichlautende Vollmachten ald Grundlage 
der Wiener Vereinbarung, zugleich mit den Genehmigungen ber 
Schlußacte an ihre Bevollmächtigten zu Wien jchiden möchten. 

Hierauf gab der Fürſt in Betreff der Unterzeichnung der 
Schlußacte einen Jchriftlichen Vortrag zum Protocoll, nach wel- 
chem es aus der gegenwärtigen Lage des Geſchaͤfts auf fol- 
gende Fragen anfommen jollte: 

1. Ob die in Wien verfammelten Bevollmächtigten mit Der Ab- 
fafjung der Acte einverftanden und ſolche daher ſoweit es Durch 
ihre unmittelbare Zuflimmung geſchehen Tönne, als definitiv 
angenommen zu betrachten fei ? 

2. In wiefern Die Sonferenzmitglieder fich für ermächtigt 
hielten, die definitive Zuflimmung auch im Namen ihrer Regie 
rungen zu ertheilen, wobei Diejenigen Herren Bevollmächtigten, 
die fih nicht in Diefem Falle befänden, dringend aufgefordert 
wurden, die einzuholende Genehmigung möglichit zu bejchleuni: 
gen, auch ihren rejpectiven Höfen und Regierungen bemerflich 
zu machen, wie nachtheilige Folgen e8 haben würde, wenn die 
etwa noch eingehenden Bemerkungen den Abſchluß der Sache 
anf irgend eine Weile bedingen, nochmalige Rüdiprache mit 
andern Höfen nothwendig machen und die Konferenzen in dem 
Falle jeben jollten, eine in allen ihren Xheilen erfchöpfte Unter: 
handlung von Neuen wieder anzufangen, Zugleich zeigte Met- 
‚ ternich an, daß er vom Kaifer ausdrüdlich bevollmächtigt fei, Die 
Acte, jowie fie gegenwärtig laute, jedoch mit Rückficht auf 
Die in der bevorftehenden Sikung noch vorkommenden Bemerkungen 
zu unterzeichnen. 
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In Der zwei und zwanzigften Sigung drohte ein anderer 
Zwißchenfall den Verhandlungen Gefahr. Der nafjauische Be: 
vollmächtigte v. Marſchall brachte gegen den Art. 13 de Ent: 
wurfes der Schlußacte jehr ausführlihe Bedenken (vergleiche 
oben ©. 534 ff.) Sie lauteten: 


Erflärung 
des herzogl. naſſauiſchen Minifters zum Entwurf der 
Schluß acte der Wiener Gonferenzverhandlungen 
Art. 13. 


Die Wiener Congreßacte Art. 53. und die deutſche Bun⸗ 
desacte beitimmen ausdrüdlich, Daß der deutſche Bund ein fort: 
Dauernder Bund (confederation perpetuelle) fein ſolle. ATS 
Grund zum Abjchluß deſſelben bezeichnet Der Eingang der deut: 
fchen Bundesacte: Erfülung der 6. Art. des Parifer Friedens 
vom 30. Mai 1814 und die Ueberzeugung von den Vortheilen, 
welche für die fouveränen Fürften und freien Städte Deutfch- 
lands aus ihrer feiten uud Dauerhaften Verbindung für Die 
Sicherheit und die Unabhängigkeit und Die Ruhe und Das 
Gleichgewicht Europas hervorgehen werden. 


Als Zweck des Bundes folgen Die Songreßacte Art. 54 und 
Die deutfche Bundesacte Art. 2 übereinftimmend feit: 


die Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutjch- 
lands und der Unabhängigkeit und Linverleglichleit Der 
einzelnen deutſchen Staaten. 


Da der 53. Art. der Congreßacte, Jowie Die Art. 4 und 5 
der Bundesacte, die Fürften aufzählen, welche zu dem beftän- 
Digen deutjchen Bunde ſich vereinigt haben, fo fließt hieraus 
von felbft, daß dieſe Art. auch feftfeßen, daß Fein einzelnes Buns 
desglied fih von dem Bund trennen Eöune, welches auch au$- 
prüdlich der 5. Art. des Entwurfs der vorliegenden Hauptre- 
Daction richtig ausfpricht. 

Soll aber feinem Bundesgliede erlaubt fein, fih von dem 
Bunde zu trennen, jo folgt Daraus nothwendig, Daß dem Bund 
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als Bund die bundesverfaffungsmäßigen Mittel zuftehen müfjen, 
die Trennung jedes einzelnen Mitgliedes von dem Bunde unter 
allen Umftänden und zu allen Zeiten zu verhindern, ober zu 
bewirken, daß Tein Bundesglied feine der Bundesacte gemäße 
Mitwirkung zur Erreichung der Bundeszwede Dem Bunde jemals 
verweigern Fönne, 

Keinem Art. der Bundesacte kann und darf Daher eine Aus: 
legung gegeben werden, welche dem Grundfaß, daß der auöge- 
Iprochene Zweck des Bundes und der damit übereinftimmende 
Text des Bundes- und der Congreßacte es nicht zulaflen, Daß 
ein Bundesglied fid) von dem Bunde in Fällen, wo feine Mit- 
wirfung zur Erreichung der Bundeszwede erfordert wird, trens 
nen Tann, widerjprechen würde. 

Wenn alfo der 7. Art. der Bundesacte, indem er die Fälle 
aufzählt, in welchen dur Stimmenmehrheit weder in der engern 
Berfammlung noch in Pleno ein Beichluß gefaßt werden joll, 
neben den juribus singulorum und den Religionsangelegenheiten 
auch darunter 

Annahme und Abänderung der Grundgejeße und orga— 

niſche Bundeseinridytungen 
begreift, jo können bier nur folche Grundgeſetze und organifche 
Einrichtungen zu verftehen fein, von deren Annahme oder Ab- 
änderung Die Fortdauer des Bundes und Die Erreiyung der in 
der Bundedacte ausgeſprochenen Bundeszwede nicht abhängt, 
nicht aber folche, von weldyen die Mehrzahl der Bundesglieder 
die Fortdauer des Bundes ald abhängig erkennt, weil jonft die— 
jer Art. des Bundesacte, die Auflöfung des Bundes für foldhe 
Fälle ausſprechen würde, welche jowohl die Bundesacte in 
ihrem Eingange als die Wiener Congreßacte nicht zulaffen. 

Findet fih in dem 7. Art. Dennoch dienothwendige Ausnahme 
von der Regel nicht, Daß Durch Mehrheit der Stimmenannahme 
und Abänderung der Grundgejege und organijchen Einrichtungen 
nicht befchloffen werden fol, für Fälle, in welchen Die Fortdauer 
des Bundes davon abhängt, jo kann der Grund, daß Diele 
Ausnahme nicht audgedrüdt worden tft, Daß fie fih von felbft 
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ans der Congreß- und Bundesacte ergiebt, und weil auch dem 
Art. 7, — hätte man dDiefer Ausnahme ausdrüdlich erwähnen 
wollen — eine andere. Faljung hätte gegeben werden müſſen, in⸗ 
dem bier die Annahme und Abänderung der Grundgefeße in 
einem Sag mit den juribus singulorum und in den Religions- 
angelegenheiten zufammengefaßt worden ift. 

Die Ausnahmen der in dem 7. Art. feſtgeſetzten Negel für 
Richtfaffung von Beſchlüſſen durch Stimmenmehrheit bei An- 
nahme und Abänderung der Grundgejeße und organifchen Bun- 
Deseinrichtungen muß aljo als bereits durch die Bundesacte ſelbſt 
fejtgejeßt betrachtet werben, 

Vergleicht man hiermit Die von Dem verehrlichen Ausfchuffe 
vorgejchlagene Faſſung des 13. Art. der neuen Redaction, fo 
wird dieſe Faſſung nach Diefjeitiger Anficht, als eine mit dem 
Gingange der Bundesace und dem 53. Art. der Gongreßacte 
nicht zu vereinigenden Erweiterung des 7, Art, der Bundesacte 
in der Bezeichnung der Fälle, wo Stimmenmehrheit nicht ent- 
ſcheidet, erſcheinen. 

Denn hier wird ausgeſprochen, daß Stimmeneinhelligkeit 
erfordert werde, wo es ankomme auf: 

1. Annahme neuer Grundgeſetze, Abänderung oder authen⸗ 

tiiche Erklärung der beftehenden; 

2. organische Einrichtungen, d. b. bleibende Anftalten als 

Mittel zur Erfülluug der ausgejprochenen Bundeszwede. 

Bei beiden bier bezeichneten Gegenftänden muß nad der 
Bundesarte die Stimmeneinhelligfeit auf die Fälle bejchränft 
bleiben, wo von der Annahme neuer Grundgejebe, Abänderung 
oder authentiſche Erklärung der beftehenden, jowie von orga— 
niſchen Ginrichtungen Die Fortdauer des Bundes nicht von der 
Mehrheit der Bundesglieder als abhängig erkannt wird, weil 
fonft die Wirkſamkeit des Bundes in allen jolchen Fällen Durch 
den Widerjprudy eines jeden einzelnen Bundesglieded aufgehoben 
werden, mithin Die factifche Auflöiung des Bundes in den wes 
jentlichften Gegenftänden feiner Wirkſamkeit durch dieſe Aus— 
legung des 7. Art. der Bundesacte herbeigeführt werden könnte 


992 


Denn der Bund wäre nun der Mittel in ımenblich vielen 
Fällen gegen den Text, Geift und Sinn der Bundesacte beraubt, 
die Bundeszwecke zu erreichen, und zwar um fo gewiſſer, wenn 
der Ausdruck der Bundesacte 
organiſche Einrichtungen, 
durch die Worte definirt werden dürfte: 
bleibende Anſtalten als Mittel zur Erfüllung der ausge⸗ 
ſprochenen Bundeszwecke, wie es in der vorgeſchlagenen 
Faſſung geſchehen iſt. 

Daß die Annahme der bier vorgeſchlagenen Fafſſung eine 
Auflöfung des Bundes in den wefentlihen Zweden feiner Er⸗ 
richtung in ihrer Wirkung bervorbringen Eönnte, wirb noch durch 
folgenden Betrachtungen beftätigt: 

Es ift befannt, daß die Anwendung gegebener Geſetze auf 
einzelne Zälle, — find auch die Geſetze auf das Beflimmtefle 
und mit der größten legislatoriichen Weisheit abgefaßt, — in 
den meiften Fällen ohne Erklärung der Geſetze nicht ftatt- 
finden kann. 

Ein jeder, der bei der Anwendung eined Geſetzes betheiligt 
ift, wird alfo, wenn fie durch den Gefeßgeber jelbft erfolgt, 
leicht behaupten können, die Anwendung des Geſetzes auf ihn 
ſei eine ;authentifche, und wenn fie durch die Richter oder ver 
waltende Behörde gejchieht, eine doctrinelle Erklärung des Ge 
ſetzes. Dem Betheiligten würde es daher in den wenigften 
Fällen ſchwer fallen, die Anwendung eines beftehenden Gefebes, 
wenn dieſe Anwendung wirklich gegen fein Intereſſe iſt, oder 
wenn er glaubt, fie fei gegen fein Sntereffe, zu behindern, wenn 
nichts weiter, um das Gefeß in dem gegebenen Fall unwirkfam 
zu machen, erfordert wird, als feine motivirte Erflärung, daß 
die Anwendung des Geſetzes auf den gegebenen Zall eine Gr: 
Härung des Geſetzes ſei. 

Wird daher feftgefeßt, daß zu jeder authentifchen Erklärung 
der beftehenden Grundgejege des Bundes Stimmeneinhelligtett 
jämmtliher Bundesglieder erfordert werde, fo Fönnte hieraus 
für den Bund die Unmöglichkeit in den meiften Fällen hervor 
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gehen, die Vollziehung der Grundgeſetze des Bundes zu bewirken. 
Denn ſo wie ein Bundesglied dabei intereſſirt iſt, oder intereſſirt 
zu ſein glaubt, daß die Vollziehung unterbleibe, braucht in 
dieſem Fall nur von dem Bundesgliede die Behauptung aufges 
ftellt zu werden, DaB die Anwendung der grundgefeßlichen Be 
ftimmungen auf den gegebenen Fall durch den Bund eines authens 
tifchen Erklärung eines Grundgejeßes gleich zu achten fei. 

Die Beforgniß, Daß diefes wirklich Häufig geſchehen koͤnnte, 
muß um fo gegründeter erfcheinen, da der deutiche Bund erft 
vor wenigen Jahren gebildet worden ift, mithin durch ihre frü- 
here Anwendung die Bundesgeſetze noch nicht interpretirt, Dieje 
Geſetze aber ſelbſt als nothwendige Folge der Art ihrer bishe- 
rigen Entftehung aus der Vebereinftimmung der meiften Bundes- 
glieder noch unvollfländig find und es Der nicht genug zu 
rühmenden Beftrebung fie zu vervollfländigen ungeachtet, Lange 
noch bleiben werden. 


Hiezu kommt noch, daß nach der eigenen in den Vortrag Der 
Commiſſion enthaltenen Erflärung auf den k. württemb. Antrag, 
den Begriff defjen, was unter Grundgejeß des Bundes zu ver: 
ftehen jei, gu definiren, von der Commiſſion hat bemerkt wer: 
den müflen: 


Daß der Begriff eined Grundgejeßed, einer von den ein- 
fachen Begriffen jei, die Durch Jchulgerechte Definitionen 
viel leichter verdunfelt und wanfend gemacht als aufge 
Märt und befeſtigt werden. 

Wenn fich demnad) der Begriff eined Grundgefeßes nicht in 
dem gegebenen Fall definiren läßt, wie leicht wird es jedem Eins 
zelnen werben, demjelben den Sinn und Uınfang beizulegen, Die 
er darin in jedem einzelnen Fall zu finden glaubt. 

Es möchte alſo jehr gefährlich erjcheinen, die Erfüllung der 
Bundeszwede und die Fortdauer des Bunde! von dem Begriff, 
welchen jedes einzelne Bundesglied mit dem Wort Grundge- 
ſetz und authentifhe Erklärung eined Grundgeſetzes zu 
verbinden fich veranlaßt fieht, abhängig zu machen, welches ge- 
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Ichieht, wenn ohne Einſchraͤnkung der 13. Artikel des Ent: 
wurfs angenommen werden wollte, 

Auf ein ganz hiemit übereinfimmended Refultat leiten aud 
die anerfannte Nothwendigfeit der Erreichung der in dem 54. Der 
Congreßacte bezeichneten Bundeszwede und die eigenen Bejchlüfie 
diefer Hoshzuverehrenden Verſammlung, die ſich Darauf beziehen. 

Zwei des Bundes ift neben der Erhaltung der Unabhän- 
gigkett und Unverleglichkeit der einzelnen deutichen Staaten 

die Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutſch⸗ 
lands. 

Die hieſige Conferenz Hat durch ihre Beſchlüſſe dem Bun- 
deszwecke entſprechend die Erhaltung der aͤußern Sicherheit 
Deutſchlands der Entſcheidung der, Stimmenmehrheit bereits 
unterworfen. 

Die Art. 40 u. 49 der vorliegenden Hauptredaction ſetzen 
feſt, daß die Bundesbeſchlüſſe, die ſich auf Kriegserklärung und 
Friedensſchluß beziehen, durch zwei Drittel der Stimmen im 
Pleno gefaßt werden ſollen. Dagegen wurden die Beſchlüſſe, die 
ſich auf Erhaltung der innern Sicherheit Deutſchlands beziehen, 
in den meiſten und wichtigſten Faͤllen, in den Faͤllen nämlich, 
wo grundgefeßliche Beitimmungen, Grklärungen der Grund» 
gefeße, oder organische Einrichtungen zu Erhaltung der innern 
Sicherheit des Bundes erforderlich find, ohne Stimmeneinhellig- 
feit nicht mehr gefaßt werden können, wenn die vorgejchlagene 
Nedaction des Artikels über Stimmenmehrheit und Einhelligfeit an- 
genommen würde, 

Wer möchte behaupten, die Erhaltung der äußern Sicherheit 
Deutſchlands feie wichtiger als die Erhaltung Der Innern; erjtere 
mehr bedroht als Tebtere, und darum feten die wichtigften Bes 
jchlüffe über die Anftalten zur Erhaltung der äußeren Sicherheit 
durh Stimmenmehrheit zu faſſen, während Cinhelligfeit Der 
Stimmen erfordert werde, um die innere Sicherheit zu erhalten, 
wenn fie von grundgejeplichen Beſtimmungen, Erklärung der 
Grundgejeße oder organiſchen Einrichtungen auch nur einem ein: 
zigen der 39 Mitglieder des Bundes abhängig erjcheint ? 
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Wenn unter der hier vorausgeſchickten Entwicelung feiner 
Anfichten der Herr jächl. Bevöllmächtigte auf eine entiprechende 
Abänderung in den Beftimmungen, welche in der Schlußacte über 
Stimmenmehrheit und Stimmeneinhelligfeit aufgenommen wor: 
den find, Namens Seiner herzoglichen Durchlaucht anzutragen 
ſich veranlaßt fieht, fo darf ſich derjelbe fehmeicheln, daß hier 
Die reine Anficht Seiner herzoglichen Durchlaucht dem Bunde 
die Mittel zur Erreichung der Bundeszwede nicht entzogen, alfo 
unter allen Umftänden die Handhabung der innern Sicherheit 
Deutſchlands durch den Bund befeftigt zu ſehen, nicht verkannt 
werden wird. 


Hierauf wurde in einem Ausjchuffe verſucht eine Einigung 
herbeizuführen, Metternich brachte eine veränderte Abfaflung in 
Vorſchlag, bei weldyer hauptjächlich auf zwei Punkte Rückſicht ge⸗ 
nommen worden war. Einmal, daß die Vorſchrift des Artikels 
nicht, wie in der Hauptredaction gejcheben, poſitiv, jondern in 
wörtlicher Webereinftimmung mit dem 7. Artikel der Bundesacte 
negativ ausgeſprochen; und dann, daß die Beforgniß ungebühr⸗ 
licher Ausdehuung Des an und für fih von einem Bunde fon: 
veräner Staaten in gewiſſen Fällen unzertrennlichen Widerſpruchs⸗ 
rechts der Einzelnen möglichft begegnet und unbedingte durch 
nichts motivirte Willfür von der Ausübung dieſes Rechts ausge⸗ 
Ichloflen werden jollte. 

Die veränderte Abfaſſung lautete: 

Art. 13. 
über folgende Gegenftäude: 

1. Annahme neuer Grundgejehe, oder Abändewming der be 

fiehenden; 

2, Organiſche Einrichtungen, das heißt, bleibende Anftalten, 

als Mittel zur Erfüllung der Bundeszwede; 

3. Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund; 

4. Religiond:Ungelegenbeiten 
findet fein Befchluß durch Stimmenmehrheit Statt; jedoch kann 
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eine definitive Abflimmung über Gegenftände diejer Art nur nady 
genauer Prüfung und Erörterung der den Widerſpruch einzelner 
Bundesglieder beflimmenden Gründe, deren Darlegung in Feinem 
Falle verweigert werben darf, erfolgen. 


In der drei und zwanzigften Sibung (19. April) wurden 
nun bie beiden von nafjanifcher und württembergijcher Seite er- 
hobenen Bedenken bejeitiget. Metternich äußerte ſich aber insbe— 
ſondere Jcharf über die Form des naffauischen Bedenkens in Bes 
zug auf Art. 13 der Schlußacte. 

Er entwidelte nämlich bei Diefer Gelegenheit zur Erläuterung 
und Rechtfertigung ſeines Vorſchlages, in einem ausführlichen 
mündlichen Vortrage, von welcher Wichtigkeit es fei, ſich Die bei— 
den Hauptbeziehungen im Bunde, defien Wirfungsfreis und Zwed 
ald Geſammtkörper und die Rechte feiner einzelnen ſouveränen 
Glieder ftetd gegenwärtig zu erbalten, 

Wäre die Souveränität nicht hinlänglich gefichert, jo würde 
der Berein nicht Iange auf den Namen eined Staatenbundes 
Anſpruch machen Fönnen, jondern bald in einen Bundesftaat über: 
gehen, deſſen Exiftenz aber nothwendig ein Oberhaupt, wenigftens 
eine oberfte gejeßgebende und ausübende Macht, es fei eine 
Monarchie, es fei in einen Directorium, vorausſetze. — Wenn 
auf der andern Seite Dem Begriff der Souveränität der einzelnen 
eine ungebührliche Ausdehnung beigelegt werden follte, fo würde 
der Bund als Gefammtkörper entweder gar nicht beftehen Fönnen, 
oder in einen Zuſtand von Unbeweglichfeit und Ohnmacht ver: 
finfen, der alle Zwede deſſelben vereitelte. Beide Gefichtspunfte 
neben einander, in ihrer ganzen Reinigfeit, zugleid) aber in ihrem 
beftändigen nothwendigen Zuſammenhange aufrecht zu erhalten, — 
das ſei eigentlich die wahre Grundlage aller erjprießlichen Ge⸗ 
jeßgebung für eine an und für ſich jo neue, mit feiner bisherigen 
zu vergleichenden politifchen Gonftruction; und wenn jene Auf: 
gabe, auch wegen des urfprünglichen Gegenfaßes der beiden Ges 
ſichtspunkte, vielleicht wie auf eine für jede individuelle Anficht, 
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und für jeden individuellen Wunſch befriedigende Weife gelöft 
werden könnten, jo babe auch die Bundesverſammlung in diefer 
Rückſicht jo viel, ald von einem Verfaſſungsgeſetze nur irgend zu 
erwarten fei, geleitet. 

Der wirkſamſte Schuß der Souveränitätsrechte Der Bundes⸗ 
glieder liege unſtreitig in der Befugniß, in gewiſſen grundgeſetz⸗ 
lich beſtimmten Faͤllen einem von der Mehrheit vorgeſchlagenen 
Beſchluſſe ihren Beitritt zu verſagen, ſowie hinwiederum das In⸗ 
tereſſe der Geſammtheit im Bunde dadurch geſchützt ſei, daß 
außer jenen in der Praxis ohnehin nicht häufigen Fällen, für 
alle übrigen, und beſonders für alle auf Anwendung und Aus- 
führung der Geſetze ſich beziehenden Fragen, die Entfcheidung 
durch Stimmenmehrheit gelte. 

Jene Befugniß der Bundesglieder in Anjehung gewiſſer 
durch den Grundvertrag genau bezeichneten Gegenftände, Durch 
Stimmenmehrheit nicht gebunden zu werden, habe man mit einem 
übel gewählten Ausdrud ein Veto und neuerlich Durch Hinzu: 
fügung eines noch unzuläjjigeren Beiwortes ein liberum Veto 
genannt, und biermit den urjprünglichen Begriff eines von der 
Somveränität unzertrennlichen, jedoch Durch die Verfaſſung jelbit 
geregelten Vorbehaltes, einen fremden und faljchen Begriff, 
nemlich den eines Actes der blinden Willfür, wie er etwa 
auf dem ehemaligen polnifchen Neichstage Statt gefunden, unter: 
gejchoben. 

Uebrigens fei das wohlverftandene richtig erflärte 
Recht der Bundesglieder der Gefammtheit ded Bundes eben jo 
wichtig, als den einzelnen Staaten, und die Erhaltung der Ge: 
ſammtrechte nicht weniger, ald die Erhaltungder Souveränitätärechte 
daran geknüpft. Denn follte dieſe Schubwehr der Souveränität 
aus dem Bunde verfchwinden, jo würde die Verfaffung ihre Ge- 
ftalt in Kurzem verändern, der gegenwärtige Bundesverein fich 
auflöfen und einer neuen unbefannten Form Plab machen müſſen. 
Gleichwie daher eine zu weit getriebene Belchränfung des Prin⸗ 
cip8 der Stimmenmehrheit nicht bloß dem Ganzen, jondern auch 
- jedem einzelnen Gliede/ den empfindlichiten Nachtheil zufügen 
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müßte, ebenfo würde umgelehrt jede zu weit getriebene Aus⸗ 
Dehnung dieſes Princips, jeden Eingriff in die durch Den 
Grundvertrag geficherten Souveränitätsbefugniffe nicht bloß den 
einzelnen Staaten, ſondern auch in feinen nächſten Folgen aud) 
der Geſammtheit zum Verderben gereichen. 

Sobald man mit Diefer Anficht einverftanden fei, finde fich 
der 7. Artikel der Bundesacte und die Hauptbeflimmung des 
darauf gegründeten 13. Art. Der Schlußacte vollkommen geredyt- 
fertigt. Denn es müfle entweder der Vorbehalt in gewiljlen 
Fällen der Stimmenmehrheit nicht zu weichen, den Bundesgliedern 
ein für alle Malabgeiprochen, oder es müſſe eingeräumt werden, 
daß folder, wenn es auf „Annahme oder Abänderung von 
Grundgeſetzen und bleibenden organischen Einrichtungen” an- 
komme, feine volle und uneingefchränkte Gültigkeit behalten. 

Dagegen werde vielleicht mancder Mißdeutung vorgebeugt 
werden, wenn man in dem 13. Art. eine Bejlimmung aufnehme, 
aus welcher deutlich erhelle, daß das den Bundeögliedern vor- 
behaltene Recht, für gewiſſe Beſchlüſſe Einhelligkeit zu verlangen, 
nicht von einem blinden veto, jondern von einem qualificirten, 
mit Gründen belegtem, folglich discuffionsfähigem Widerſpeuch 
zu verftehen jei. 


Troß der Einwendungen Marjchalld traten die Mitglieder 
der Sonferenz auf die Seite Metternich8 und hielten die von 
ihm vorgejchlagene Redaction feſt; e8 wurden jedody Die erhobenen 
Bedenken nochmal3 an die Redactions-Commiſſion zurüdgewiefen, 
wohin auch alle andern etma noch erhobenen Bemerkungen der 
Mitglieder gelangen follten. 

Auf die nun erhobene Frage des Fürften Metternich, ob die 
Bevollmächtigten mit der Abfaffung der Acte einverftanden, 
und ſolche daher, foweit ed durch ihre unmittelbare Zuſtimmung 
geichehen könne, ald definitiv angenommen zu betrachten ei? 
Dann ferner, ob die Sonferenzmitglieder ſich für ermächtigt hielten, 
die definitive Zuſtimmung auch im Namen ihrer Regierungen zu 
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ertheilen? erklärten alle Bevollmächtigten mit Ausnahme des von 
AnhaltKöthen, daß fie zur Unterzeichnung der Acte bereit jeien, 
mit Vorbehalt etwa derjenigen Eleinen Abänderungen, Die noch 
in der laufenden Situng beliebt werden würden, Der Präfibent 
v. Berg hingegen, als Bevollmädhtigter des Herzogs von ur 
Köthen, gab folgende Erklärung zu Protokoll: 

Der herzogl. anhaltiſche Bevollmächtige ift angewielen, zu 
erflären, daß Seine Herzogl. Durchlaucht der Herzog von An- 
halt-Cöthen bereitd in der 20. Sitzung der hohen zu Wien 
conferirenden Gabinette, Ihre durch die dringenditen Verhält- 
nifje erzeugten Anfichten haben zu erfennen geben laffen, und 
daß Sie im Verfolg dieſer jebt fordern müßten, daß in ber 
Schluß: oder Supplementaracte des deutſchen Bundes die end- 
liche und unverzügliche Ausführung der bereit feit 5 Sahren 
rechtöfräftig beftehenden Freiheit der Flußſchifffahrt in Deutſch⸗ 
land, d. h. nad) der ausbrüdlidhen Beſtimmung des 115 Art. 
der Wiener Bongreßade in Unabhängigkeit der Fluß- 
Schifffahrt von denen Douanen Syſtem der Ufer: 
ft aaten, namentlih und vollſtaͤndig ficher geftellt werde. 

Daß diefe Unabhängigkeit der Flußſchifffahrt nicht etwa, 
wie eine traurige 5jährige Erfahrung bewiejen, und die Aeuße- 
zungen des k. preuß. Herrn Minifters in der 20, Plenarfißung 
vermuthen laſſen, ein Thema mweitläufiger politifcher Controverſen, 
fondernein Geſetz fei, welches die höchſte legislative Be- 
hörde in Europa Längft unwiderruflich feſtgeſetzt habe, ein Geſetz, 
welches nach der Analogie der, in der proponirten Schluß- oder 
Supplementaracte enthaltenen Beſtimmungen durch die bloße 
Majorität der bei jedem einzelnen Fluffe intereflirten Staaten, 
und im Zweifelfalle, d. b. bei eintretender Gleichheit der Stim⸗ 
men, von der Bundesverfammlung gleichlam appellatorifch Durch 
die bloße Mehrheit der Stinnmen unverzüglich zur Ausführung 
zu bringen if. Und da der Herzog von Anhalt:Göthen in dem 
Ihm vorgelegten Entwurf der Schluß: oder Supplementaracet 
des deutſchen Bundes feine Spur einer Erfüllung feines in der 
20. reip. 21. Situng ausgedrüdten fo gerechten Verlangens 


960 


fände, vielmehr in dem Bortrage des Gompetenz- &omites ent 
haltenen Anhaltspunkte, jein Begehren in der Kaflung der Schluß: 
acte auf eine unerklärlihe Weile entfernt bemerkte; jo jehe fi 
derſelbe zu einer feierlichen Verwahrung der Unabhängigkeit feines 
Hauſes, welche wie weltbefannt bei dermaliger Sperrung aller 
nad Anhalt führenden Gommunicationsftraßen von der oben aus 
gedrüdten Freiheit der Elbe ganz ungertrennlich fei, und zur Er 
Härung gezwungen, feiner Schluß: oder Supplementaracte des 
deutfchen Bundes feine Zuftimmung geben zu wollen, welche nicht 
die Souveränetät deſſen Hauſes durch die vollftändige Gewährung 
der ihr vom Wiener Gongrefje ertheilten Hauptbürgichaft, oder 
auf andere genügende Weife unbedenklich ficher ftelle. 


Entwidlung der Gründe, die Se Durchlaucht Den 
Herzog von Anhalt-Cöthen bewogen haben, Die 
Aufnahme eines, die Freiheit der Fluß-Schiff— 
Fahrt fihernden Artikels in der Shluß- oder 
Supplementaracte zu fordern, 


Wenn man von Unhaltiicher Seite biöher unterlafjen Hat, 
die Gründe weitläufig zu entwideln, aus welchen die Forderung 
entſproſſen, mittelft eines eigenen, die Freiheit der Stromſchifffahrt 
erwähnenden Artikels der Schlußacte, Die Souveränität Anhalts 
zu fichern; jo ift Died aus mehrfachen bundesfreundlichen Be: 
wegungsgründen gejchehen. 

Da jedody einige in deren Protofollen der 23. und 25, 
Plenarfigung niedergelegte Aeußerungen, Die Unverträglichkeit Der 
Bujammenftellung der Ylußjchifffahrt mit dem übrigen inhalt 
der Schlußacte, und der darin geforderten Garantie der Anhal- 
tiſchen Souveränität vorauszujegen jcheinen; jo fieht man ſich 
zur desfallſigen nachträglichen Eröffnung, und um defto mehr 
veranlagt, da überdied durch neuere, die früheren nur allzujehr 
beitätigenden Vorgänge aufgefordert, man leider fi) in den 
Stand geſetzt fieht, auf das Bündigfte den Beweis zu führen 





| 
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Daß wirklidd die Staatdverwaltung eines benachbarten Bundes: 
ſtaates, Die Souveränität der h. anhaltifchen Lande factifch ver: 
lest habe. | 

Für Anhalt find Die Zwecke des Bundes, wie fie der 2. 
Art. der Bundesacte bezeichnet, vernichtet, und e8 würde denen 
Serzogen von Anhalt und allen deutſchen Bundesgliedern, Die 
fih in ähnlicher Lage Befinden, oder in ähnliche Lage verfekt 
werben fönnten, nicht3 übrig bleiben, als ihre Rettung in dem 
allgemeinen europätichen völferrechtlichen Staatenverein und in Denen 
Hülfsmitteln zu ſuchen, die ihnen Die geographiiche. Lage ihrer 
Lande an großen deutjchen mehreren Staaten gemeinjchaftlidy ge- 
hörenden Strömen noch darbietet, wenn der deutſche Bundesver— 
ein ihnen die Sicherftellung ihrer traftatenmäßigen Souveränitäts- 
rechte durch ausdrüdliche in Die Schlußacte aufzunehmende Be— 
flimmungen zu garantiren ſich nicht veranlaßt finden follte. 

Wie Die Herzöge des Haufes Anhalt durch Die heiligſten 
Pflichten gegen die ihnen von Gott anvertrauten Unterthanen zu 
dem gegenwärtigen Antrage bewogen worden, wie gerecht, und 
wie über allen Angriff erhaben die Sache ift, Die fie verthei⸗ 
Digen, mögen Die folgenden Thatjachen in ein helleres Licht 
jeßen. ne 

Als an dem für Anhalt jo unglüdlichen Tage, den 1. San, 
1819, das für Die preußische Monarchie ſchon lange angekündigte 
neue Zoll⸗ und Verbrauchöfteuergefek an ihren äußern Grenzen 
in Wirkjamfeit trat, erfuhren zu ihrem größten Schreden Die 
Einwohner Anhalts, und nur erft Durch fie ihre Regierungen, 
Daß durch ein von dem k. preuß. Finanz Minifterium ergangenes 
nachträgliches Nefcript, Die vom preuß. Gebiete, mit Ausnahme 
des oberen Herzogthumd Bernburg, überall umfchlofjenen anbal- 
tifchen Lande, nicht etwa wie andere deutſche Bundesländer mit 
einem außerordentlich erhöhten Durchgangszolle, ſondern rüdftcht- 
lich aller ihrer "jenfeit8 der preußiſchen Zolllienie zu beziehenden 
Sonfumtionsartifel, der angeordneten Verbrauchsitener gleich 
wirklichen preußifchen IUnterthanen unterworfen werden follten. 

Ein Staat, der fremdes Territorium nach ſtrengeren Ge: 

Zweiter Theil. 36 
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jegen, als feine übrigen Nachbarn behandelt, übt Ungerechtigfeit, 
und wenn er enclavirte Länder befteuert, verlebt und vernichtet 
er ihre Souveränität, indem er fich über fie Das wichtigfte aller 
Regierungsrechte anmaßt. 

Diefe Grundfäße werden in ganz Europa ald richtig aner- 
fannt, müffen aber in ihrer Anwendung auch zur Erhaltung ihrer 
wechjeljeitigen Unabhängigfeit und Unverbotbarfeit, verbündeten 
Staaten nad) dem ausdrüdlichen Anhalt des Art. 2 der Bun- 
desacte angewandt, noch jehr an Kraft gewinnen. 

Bon anhaltifher Seite ward alles aufgeboten, um bei Dem 
preuß. Sabinette Anerfenntniß Diefer Grundfäße und Abhülfe Der 
Dagegen erhobenen Klagen zu bewirken; indejjen ward nicht allein 
nichts erreicht, jondern die k. preuß. Unterbehörden gingen jo 
weit, die jelbit für die Hofhaltungen der Herzöge von Anhalt 
beftimmten Gegenftände der Confumtionzfteuer für unterworfen 
zu erflären. | 

Bei der Fruchtlofigfeit aller Reclamationen zu Berlin bot 
die Elbe, deren Freiheit durch die Wiener Gongreßacte gefichert 
war, den Herzogen von Anhalt den einzigen Ausweg dar, um 
ohne directe Beschwerde gegen den jeit Jahrhunderten befreunde- 
ten Nachbarſtaat, Das weſentlichſte aller Souveränitätsrechte, 
nämlich die Selbftbefteuerung einigermaßen ficher zu ftellen. 

Nachdem der 111. Artikel der Wiener Congreßacte ausdrüd- 
lich feftgefegt Hatte, daß auf Flüflen, welche mehrere Staaten 
durhftrömen, von feinem Uferbeſitzer höhere Abgaben, als die 
beim Abfchluß der Gongreßacte beitandenen, erhoben merben 
jollten, und der 115. Artikel derjelben Acte die Schifffahrtsab- 
gabe von der Douane jcheidet, und alfo auch die auf folchen 
Flüffen transportirten Waaren erft bei der Landung am Beftim- 
mungsort verftenert werden dürfen, auch Preußen auf den übrigen 
deutichen fi in gleichem Verhaͤltniß befindenden Strömen, dieſe 
Grundjäße dem Vernehmen nad) felbft geübt, und aufrecht ge- 
halten hatte, jo durften die Herzoge von Anhalt mit Recht er- 
warten, daß auch auf der Elbe die Congreßacte von den Zönigl. 
preuß. Behörden nicht verlegt, und dadurch ihren Unterthanen 
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Das einzige Mittel der widerrechtlich aufgelegten Verbrauchs: 
fteuer ſich zu entziehen, nicht willfürlich und tractatwidrig abge- 
Ichnitten und entzogen werben würde. 

Allein wie fehr ſahen fich Die Herzoge getäufcht. Preußen 
erhebt auf der Elbe (ungerechnet der Privatzölle z. B. derer von 
Alvensleben) nicht allein Den bei der Gommiffion zu Dresden 
nachgewieſenen Antheil an den gegenwärtig auf der Elbe in ihrem 
ganzen Laufe erhoben werdenden A2 gr., jondern aud) noch jeit 
Dem 1. Januar 1819 — 12 gr. pro Sentner Xranfito, und über 
alles dieß annoch von denen Bewohnern der anhaltifchen Herzog: 
tbümer die Verbrauchs- oder Conſumtionsſteuer, ſelbſt an den 
MWaaren, die das preuß, Ufer nicht einmal berühren, die z. B. 
allein beim Buder pro Gentner 8 Thlr. oder 192 gr. beträgt, 
und bei feinen Tüchern der Gentner jogar über 560 gr. fleigt. 
Amtliche Beweife, daß Preußen auf der Elbe die Konfumtions- 
fteuer, wie bier gefagt worden, noch gegenwärtig erhebt, find 
bier angefommen, und fönnen auf Begehren jeden Augenblid vor: 
gelegt werden. 

Wenn daher von Herzogl. Anhaltifcher Seite eigentlich Hätte 
verlangt werden follen, daß in die hiefige Schlußacte bie Beſtim⸗ 
mung feierlich ausgeſprochen werde: 

„daß kein Bundesſtaat gegen enclavirte, andere geſetzliche 
Beſtimmungen erlaſſen und anzuwenden befugt fein follte, 
als die wären, die derſelbe gegen alle übrigen Bundes: 
ftaaten in Folge feiner allgemeinen Staatsgeſetzgebung 
ausuͤbt“; 

ſo begnügte man ſich, die Aufrechthaltung, und unmittelbar end⸗ 
liche Vollziehung ber ſeit 5 Jahren rechtskräftigen Congreßbeſtim⸗ 
mungen über die Flußſchifffahrt, beſonders in Beziehung der Art. 
111 und 115 durch namentliche Anführung des Inhalts derſelben 
in der Schlußacte zu begehren, und ward hierdurch nur das verlangt, 
was der Art. 2der Bundesacte verheißt, nämlich Unabhängigkeit und 
Unverleßbarfeit der einzelnen deutſchen Staaten. Anhalt begehrt diefe 
Siherftelung nicht bloß wegen der Erleichterung der Flußſchiff— 
fahrt, fondern weil e8 durch Die Freiheit der Elbe nach den 
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Worten und Sinn, wie fie die Congreßacte ausgefprochen hat 
die einzige ihm übrig gebliebene freie Communicationsſtraße mit 
Deutſchland, mit Europa wieder erhält, und dem mächtigen Nadh- 
barftaat dadurch die Möglichkeit der willlürlichen Befteuerung 
Anhalts entzogen wird. 

Nach dieſer Auseinanderjegung erlauben ſich Die Herzoge 
von Anhalt nicht einen Augenblick länger daran zu zweifeln, Daß 
die verehrte Conferenzverfammlung der deutjchen Cabinette nad) 
dem nun mehr entwidelten Verhältniffe, was vielleicht früher 
nicht fo klar geichah, ſäumen jollte, die Schlußacte mit einem 
Artikel zu vermehren, der Die Unabhängigkeit Anhalt unzweideutig 
ſicherſtellt. | 

Die Herzoge von Anhalt hoffen, Daß man ihnen ferner nicht 
den Grund entgegenfeßen werde, daß ſich das, was fie fordern, 
ja von jelbft verftehe, und daß es Daher überflüffig fcheine, deut: 
liche Beftimmungen der Art in die Schlußacte aufzunehmen, in- 
dem fie jebt den unumftößlichen Beweis geführt haben, daß diefe 
der Angabe nad), aus der Wiener Congreßacte und der deutjchen 
Bundesacte von felbit fließenden Rechte, jo unantaftbar und un: 
veräußerlich fie auch find, ihnen Doch Durch fremdes Machtgebot 
entzogen worden, und aljo eine unummwundene ausdrüdliche Be⸗ 
ftimmung hierüber ſowohl für fie, ald alle anderen deutſchen 
Bundesfürften, Dringende? Bebürfniß geworden ift. Die Herzoge 
von Anhalt müſſen hierbei bemerken, daß, ſo lange ihre factiſch ver- 
nichtete Sonveränität nicht eben fo factifch wiederhergeftellt ift, 
und fie ſich tractatenwidrig in einer höchſt drüdenden unfreis 
willigen Zinsbarkeit gegen einen mächtigen Nachbarftaat befinden, 
für dieſes alte Fürftenhaus feine Bundesacte, und alfo auch Feine 
Schlußacte exiſtiren kann, außer in wie fern felbige Stärke ge- 
nug bat, fie bei ihren von ganz Europa garantirten Rechten zu 
ſchuͤtzen. — 

Wien am d. Mai 1820. 


unterz. Ferdinand Herzog von Anhalt. 
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Metternich nahm hierauf im Namen der ganzen Verſammlung 
das Wort, und machte bemerklich, daß er die Anſichten der ganzen 
Verſammlung auszuſprechen glaube, indem er bemerklich mache, 
Daß die Zuſammenſtellung zweier fo ganz verſchiedenen Gegen- 
fände, als Die vorliegende Acte, und die Angelegenheit wegen 
Der Flußſchifffahrt fich weder erklären noch rechtfertigen laffe. 
Die Wiener Conferenz habe von Anfang an ihren Arbeiten be: 
ſtimmte Grenzen gefeßt, und insbeſondere in bie jebt abgefaßte 
Schlußacte Feine anderen als grundgefeßliche Beſtimmungen auf 
genommen, unter welche die Regulirung der Flußſchifffahrt eben- 
Jowenig gerechnet werden könne, als irgend ein anderer der in 
Der Bundesacte erwähnten fpeziellen Angelegenheiten, wovon auch 
feine in der Schlußacte namentlich aufgeführt worden fei. Aller: 
Dings fei Die Regulirung der Flupichifffahrt in der Wiener Con⸗ 
greßacte, Deren unverbrüdliche Aufrechihaltung feiner neuen 
Sanction bedürfe, beftimmt angeordnet, auch in dem 19. Artikel 
Der Bundesacte unter den Gegenftänden, welche der Berathung 
der Bundesverfammlung anheim geftellt bleiben, mit genannt 
worden. Der100.Art. Der Wiener Songreßacte habe aber ausdrüdlich 
feſtgeſetzt, Daß. dieſes Gefchäft durch eigene, von ven Dabei in- 
terefjirten Staaten zu ernennende Gommilfionen, nad) Den ange: 
nommenen allgemeinen Örundjäßen berichtigt werden jolle. Nur 
in dem Falle, wenn ein Bundesftaat ſich in Bezug auf Diefe An- 
gelegenheiten in feinem Rechte verlegt glaubte, würde deshalb 
bei der Bundesverfammlung Beſchwerde geführt werden Fönnen. 
Daß dies in Anſehung der Elbichifffahrt nicht geicheben jei, habe 
wahrjcheintich feinen Grund darin, daß die zur Negulirung 
diejer Schifffahrt ernannte Commiſſion fich feit geraumer Zeit 
wirklich im Gange befinde, und ein baldiges befriedigended Re: 
ſultat um fo ficherer erwarten laſſe, als erſt neuerlich ein E. k. 
öfterr. Commiſſair, zur Ausgleichung der lebteren noch übrigen 
Anſtände unter den günftigften Ausfichten nad, Berlin gejfandt 
worden Sei. Bei diefer Lage der Sache gebe es überall feinen 
Grund, in eine für Gegenftände von ganz verjchiedener Art be- 
ftimmte NRedaction einen ‚Artikel über die Flußſchifffahrt einzu: 
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rücken. Der Finft Eönne daher die Berwahrung des 
Herzogs von Anhalt» Göthen weder im Grundjag noch in der 
Form billigen, fei aber von der befannten patriotifchen Denkungs⸗ 
art Sr. Herzogl. Durchl. zu jehr überzeugt, um zu bejorgen, Daß 
Sie ſich aus einer der gegenwärtigen Verhandlungen jo fremden 
Urſache von den gemeinschaftlihen Gange Ihrer ſämmtlichen 
Bundesgenofjen, und von den für die Erhaltung und Befeftigung 
des Bundes jo wichtigen Beichlüffen Diefer Senna würden 
trennen wollen. 

Da der Präl. v. Berg dem Berlangen ded Herzogs von 
Anhalt Göthen durch Diefe Erklärung nicht Genüge geleiftet 
glaubte, jo fügte der Fürſt v. Metternich noch Hinzu, Daß 
der 53. Art. der vorliegenden Acte, alles, was in dieſer Hinficht 
begehrt werden könnte, geleiftet habe; und ed ward einftimmig 
beliebt, im Protofoll zu bemerken, Daß in dem eben gedachten 
Artikel unter der Gewährleiftung zugefiherter Rechte auch die 
durd die Congreß- und Bundesacte feftgefeßten Rechte Der Fluß: 
Ichifffahrt mitbegriffen ſeien. 

Nach Furzer Bögerung*) lenkte audy der Herzog von Köthen 
ein und gab feine Einwilligung zur Unterzeichnung der Wiener 
Schlußacte, Die nun, nachdem die Redaktions-Commiſſion noch 
einige Abänderungen getroffen”*), in der jetzigen Geſtalt ange 
nommen wurden. 

Es konnte hier nur darauf anfommen, den Bang der Ber: 
handlungen und der erzielten Rejultate im Großen und Ganzen 
anzugeben ; die Einzelheiten, allerdings jehr wichtig für die Snter: 
pretation der Schlußacte, als rein juriftifcher Natur mußteu bier 
übergangen werden. 

Diejenigen Gegerflände der Verhandlungen zu Wien, welche 
den Handel, die Wilitärangelegenheiten und alle Angele 


*) Das Nähere über den preußiſch-köthenſchen Streit in einem weiter 
unten folgenden Kapitel. 

**) Die fpeziellen Nachweiſungen fiehe in des Verfaſſers — 
der deutſchen Miniſteral-Conferenzen ꝛc.“ Frankfurt 1860. 
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genbeiten betrafen, welche unerledigt blieben, haben wir bereits 
im erften Bande dieſes Buches zum Theil behandelt *), auf an: 
deres kommen wir noch bei anderer Gelegenheit **). 

Im Anhang dDiefes Bandes findet fich aber noch Die Denk—⸗ 
Ihrift über den Nachdruck und die Ueberwachung des Buchhan— 
dels; fie zeigt im warnenden Beilpiel, wohin Metternich drängte. 

Sin der 31. Sikung wurde endlich die Schlußacte (16. Mai 
1820) unterzeichnet, und wie allgemein befannt durch Prafidial: 
botihaft an die Bundesverfammlung gebracht, von welcher fie 
einhellig in voller Berjammlung am 8. Juni 1820 angenommen 
wurde. 

Wir werden am Schluffe des erften Buches in einem eige- 
nen Sapitel die durch die verjchiedenen Gongrefje : gegebene 
Entwidelung der Bundesverhältniffe noch beſonders beleuchten. 


— 


*) S. Bd. I viertes Kapitel Volkswirthſchaftliche 
achtes Kapitel MilitärsAngelegenheiten vgl. Anhang VIII, 
**) Dahin gehört 3. B. die Gefchäftsordnung ber 
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Anhang l. 


Denkſchrift über die in Betreff des Büchernachdrucks, 

der Sicherftellung des literarifchen Privat⸗Eigen⸗ 

thums, und der Organifation des deutſchen Buch- 
handels zu ergreifenden Maafiregeln. 


A. Vom Rüchernachdruch und von der Sicherfiellung des Literarifchen 
Yrivat- Eigenthums, 


Es bedarf feines Beweiſes, daß die von allen Seiten verlangte 
Sicherſtellung des literariſchen Privat-Eigenthums gegen den Nach— 
druck niemals aus dem allgemeinen natürlichen Rechte hergeleitet 
werden kann. Vielmehr haben die Werke des Geiſtes überall die 
Präſumtion für ſich, daß fie nicht Privat- ſondern Gemein⸗Eigenthum 
find, alſo nach Belieben von jedermann verbreitet und vervielfältigt 
werden können, in wiefern nämlich Die pofitiven Geſetze 
darüber nit andermeitig verfügen. 

Entſteht alfo die Anforderung an eine Regierung, daß fie das 
ſchriftſtelleriſche Privateigenthum gegen den Nachdruck beſchuͤtzen ſolle 
“(ohne welchen Schutz freilich kein literariſcher Verkehr und fein ſolider 


Buchhandel zu denken iſt) ſo liegt in diefer Forderung 


1. das Geſtändniß, daß die Werke des Geiſtes, — ihrer 
eingebildeten Unabhaͤngigkeit, nicht ohne die Dazwiſchenkunft der po⸗ 
— Staatsgeſetze beſtehen können. 

2. Die Erklaͤrung, daß auch die Obrigkeit ihrerſeits vollkommen 
befugt iſt dem hülfsbedürftigen geiſtigen Verkehr beſchränkenden Ge⸗ 
genbedingungen aufzulegen; endlich insbeſondere 

3. die Anerkennung, daß das literariſche Eigenthum 
im legalen und pofitinven Wege erworben werde, und 
einen gründlihen Rechtstitel Haben müffe, wie jedes 
andere Eigenthum. 
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Hieraus folgt nun, daß Das fehriftitellerifche Privat - Eigenthum 
nur Kraft pofitiver Privilegien der einzelnen Wegierungen bejtehe. 
Diefe Privilegien find entweder allgemeine, wenn eine Regierung 
durch eine allgemeine Vorfchrift ihren Unterthanen den Büchernach- 
dDrud gegen ihre Mitunterthanen auszuüben unterfagt, — oder 
fpecielle, wenn fie ein einzelnes Literarifches Eigenthum ihres 
Unterthanen, oder eines Unterthanen eines fremden Staates !gegen 
den Nachdruck in Schuß nimmt. 

Um ein allgemeines Privilegium gegen ven Nachdruck zu”ertheilen, 
it eine gejeßgebende Macht, im engeren Sinne des Worts, Geſchloſ⸗ 
Tenheit des Staats und Einheit der Rechtsverfaſſung erforderlich, wie 
fie Fin der Geſammtheit der Staaten des deutfchen Bundes nicht 
vorhanden iſt. Die jchiebsrichterliche Gewalt de8 Bundes fann auf 
den allgemeinen Schuß der Privatrechte, welcher den einzelnen Regie: 
rungen vorbehalten bleibt, feinen Einfluß nehmen, ohne Die fämmt- 
lichen bejonderen NRechtöverfaflungen der einzelnen deutſchen Staaten 
zu gefährden, und unzählige wohlerworbene Privatberechtigungen um: 
zuftürzen. Hätte der Bund die Machtvollkommenheit ein allgemeines 
Verbot des Nachdrucks zu proclamiren, und hiermit alles fehriftftelle: 
riſche Privateigentyum innerhalb ter deutichen Staaten unter feinen 
unmittelbaren Schuß zn nehmen, jo würde ein folches Verbot in 
vielen Fällen die ſchädlichſten Eollifionen mit den Gefeßgebungen ber 
einzelnen Staaten, ja ſelbſt mancherlei Beeinträchtigungen früher bes 
ſtandenen Eigenthumsrechte veranlafjen. 

Der Bund wird alfo nur zu Spezial-Verfügungen 
gegen den Büchernachdruck befugt fein, wenn ein allge 
meine8 Privilegium in vechtlicher Hinficht verworfen werben 


muß 
Es fragt ſich demnach: 
1. Iſt ne Bund zu ſolchen Spezial» Verfügungen verpflichtet ? 
un 
2. wie foll der Bund einer folchen Verpflichtung nachkommen ? 


I 


Von der Verpflichtung des Bundes zu Manfregeln 
gegen den Nachdruck. 

Die fittlide und Sprachgemeinfchaft der Völker des deutjchen 
Bundes ift eıne Thatfache, welche, als eine der wejentlichiten Grund- 
lagen der Bunpesverfaffung jelbit, höchite Schonung und Achtung 
verdient. Aus der Sprachgemeinſchaft ergiebt fich Die Unfähig- 
feit Der einzelnen deutſchen Regierungen, das literarifhe-&igenthum 
ihrer Unterthanen, auch nur innerhalb der einzelnen Staaten voll- 
jtändig zn beichüßen. 

Es bleibt der Bundesgewalt zu ergänzen übrig, was die ein= 
zelne Regierung nicht vermag. Aus der engeren, fittlihen und 
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geiftigen Gemeinſchaft andererſeits geht bei allen veutfchen 
Völkern ein Anſpruch auf Gemeinfchaft der Belehrung und der gei⸗ 
itigen Fortfchritte hervor, der von den Machthabern in Deutfchland 
feit undenklichen Zeiten bald ftillfehweigend, bald werfthätig anerkannt 
worden ill. Sowohl die faiferlihe Macht im alten deutfchen Reiche, 
al8 die einzelnen Regierungen haben fich zur Ertheilung der Bücher: 
privilegien immer bereitwillig finden laſſen. Nur in der Zwiſchenzeit 
feit dem Aufhören des deutfchen Reichs bis zur Errichtung Des Deut- 
Ihen Bundes ift die Erhebung eines durch ganz Deutſchland gültigen 
Sprachprivilegiums gegen den Nachdruck rechtlich unmöglich geweſen. 
Seitvem haben die Hagen über den Nachdruck fich gehäuft, während 
beim Beſtande des deutſchen Reichs nur über die Umftändlichfeit und 
Koſtſpieligkeit der Privilegien, Jowie über deren in einzelnen Deutfchen 
Staaten gelegentlich unterbliebene Execution, gegründete Beſchwerde 
geführt werben konnte. 


Mit der Entitehung des Bundes ift die Möglichkeit Der durch 
ganz Deutſchland gültigen Bücherprivilegien hergeftellt, auch eine De3- 
fallfige Andeutung in die Bundesacte aufgenommen. 

Die eigentliche Verpflichtung aber zum Schube des neu entite- 
henden literarifchen Privateigenthums durch ganz Deutichland ergiebt 
fih aus den abjeiten des Bundes über ganz Deutjchland verfügten 
Preßbeſchraͤnkungen. 

Die Berechtigung des Bundes zu Präventiv-Maaßregeln 
gegen die Mißbräuche der Preſſe, oder zu einer gewiſſen Spezial⸗ 
Reviſion und Berichtigung des Rechtstitels der neu erſcheinenden 
Schriften, fließt, ſo unbeſtreitbar wie ſie iſt, dennoch mit der Ver— 
pflichtung des Bundes zum Schutze der Druckſchriften gegen die 
Benachtheiligung durch den Nachdruck, aus einer und derſelben 
Quelle. 

Allerdings iſt es wahr, daß es eine abſolut freie Preſſe nicht geben 
fann, weil es ein Literarifches Privateigenthum giebt, welches wie 
jedes andere Privateigenthum ohne den Schuß des bürgerlichen 
Nechtes nicht beitehen fann. — Weil aber Präventiv-Befchränfungen 
der Prefje nothwendig find, fo ift auch andererſeits die befchränfende 
Behörde zum Schutze des unter ihrer Recognition entitehenden Tite- 
rarifchen Privat-Eigenthums gegen den Nachdrud verpflichtet. 

Wie alfo die in den einzelnen Staaten beitandeuen Preßgeſetze, 
um des allgemeinen Vortheils willen, einer Ergänzung Durch den 
Bund bedurften (wofür Durch die Bundesbefchlüffe vom 20. Sep 
tember 1819 gejorgt worden) fo ijt der Bund nunmehr auch ver: 
pflichtet, Die in den einzelnen Staaten zum Schube des Ichriftitelle- 
riſchen Privat-Eigenthums beftehenden Cinrichtungen zu ergänzen. 

Die von jest an in Deutfchland erfeheinenden Drudjchriften 
genießen, nach) Maaßgabe der Bundesbeſchlüſſe, eine gewifle bundes⸗ 
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rechtliche Exiftenz, der Bund alfo kann fich auch ihrem Schuße nicht 
entziehen. 


Il, 


Bon den in Folge dDiefer Verpflichtung zu ergreifen: 
den Maaßregeln. 


Es wird im Wefentlichen darauf anfommen, den, von einem ge⸗ 
willen noch bevorjtehenden Termin an innerhalb der Staaten des 
deutfchen Bundes erfcheinenden Drudiihriften; die Erlangung 
eines GSpezial-Privilegiumß gegen den Nachdruck, 
welches durch ganz Deutfchland zu gelten hätte, mög- 
Tichft zu erleichtern; die dabei zu beobachtenden Formalitäten 
auf alle gedenfbare Weiſe zu vereinfachen; den hierburch aufgehenden 
Zeit: und Koftenverluft auf das Minimum zurüdzuführen; den Zeit 
raum, binnen welchem das ſchriftſtelleriſche Privateigenthum und dem⸗ 
zufolge das demſelben ertheilte Privilegium zu gelten hätte, nach all⸗ 
gemeinen Regeln der Billigfeit zu beſtimmen — und der Execution 
gegen die Beeinträchtigung des literarifchen Eigenthums oder gegen 
ven Bühernachdrud, die möglichite Kraft zu geben. — 

Nächitvem wäre noch erwünfcht, daß man: 

1. Die Unterthanen der im Bunde nicht begriffenen deutſchen 
Länder, inwiefern nicht die alldort beitehenden Preßgeſetzgebnngen un- 
überwindliche Hindernifje entgegentellen, an dem Vortheile der Ver- 
Neherung des literarischen Privat- Eigenthums Theil nehmen lafjen 
onnte. 

2. daß auch die Eigenthümer und Verleger älterer Druckwerke 
Privilegien — nicht gegen den bisherigen — aber gegen den wei— 
tern zukünftigen Nachdruck derſelben, auf ihr Verlangen gewinnen 
könnten; 

3. daß der deutſche Buchhandel, ſowie der ſeit undenklichen 
Zeiten beſtehende Central-Markt und -Verein deſſelben, eine in bie 
zu treffenden Verfügungen natürlich und confequent eingreifende Ver⸗ 
faſſung erhalten möchte; endlich 

4. daß die zu bejchließenden Anordnungen gegen den Nachbrud 
mit den gegen die Mißbräuche der Preßfreiheit erlafjenen Bundesbe- 
Tchlüffen in möglichft genauen wechjelfeitigen Zuſammenhang geſetzt, 
und die fräftige Ausführung dieſer letzteren durch jene verbürgt wer: 
den möchten. 


B. Yom dentfchen Buchhandel, deſſen hergebrachte Grganifation, and von 
dem Centralmarkte deſſelben zw Seipzig. 


Eine Anordnung des Buchhandeld und des Buchdrudes, wie 
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fie unter der faiferlichen Regierung in Yranfreich verfügt worden, 
leidet in Deutjchland Feine Anwendung, 

Die Ungelegenheit der Preffe insbefondere, ſowohl in Beziehung 
auf die Genfur, al8 auf die Buchdruderpolizei gehört in Deutichland, 
in allen den Nüdfichten, welche durch die letzten Bundesbeſchlüſſe un- 
berührt geblieben, vor das Forum der Partifular-Regierungen. 

Auch der Buchhandel wird, in Bezug auf den inneren literariſchen 
Berfehr in den einzelnen Bundesftaaten, den befonderen Verfügungen 
ter reſp. Regierungen überlafjen bleiben müfjen, obſchon zu wünfchen 
wäre, daß fich die ſämmtlichen Regierungen über correfpondirende 
Zeitung dieſer Gemwerbzweige, über wohlthätige Beſchränkungen der 
Handels- und Drudereibefugniffe, über das Erforderniß gehörige 
Lehrzeit und Vorbereitung zum Buchhandel, über Maaßregeln gegen 
Winfeldrudereien, und gegen das Haufiren mit Drudfchriften u. f. f. 
vereinigen möchten. 

In Deutfchland kann der Buchhandel nur mit Rüdficht auf Den 
Gentralmarft, der ſich ſeit Jahrhunderten in Leipzig gebildet hat, eine 
Bundesangelegenheit fein. Aber auch hier werben die Lofalrechte 
und PVerfaffungen der königl. ſächſ. Regierung mit um fo größerer 
Vorficht beachtet werden müfjen, als Deutſchland ben weilen Veran 
ftaltungen diefer Regierung großentheil8 die Erhaltung und das Ge- 
deihen jenes Nationalbandes der deutfchen Literatur und des deutfchen 
Geiftes zu verdanfen hat. 

Sämmtliche deutſche Buchhandlungen (ſowohl vie des eigentlichen 
Deutfchlands als der deutſchen Sprachverwandten Nachbarländer) 
mit Ausschuß derer, Die fi mit dem Nachdruck deutjcher Original: 
werfe befaßt, und derer, die von jünifchen Chef3 geleitet werden, 
bilden , in Beziehung auf ihre gemeinfchaftliche Angelegenheiten, jeit 
geraumer Zeit eine Corporation, die unter dem Schutze der Leipziger 
Mepfreiheit alljährlich zweimal, zu Oſtern und Michaelis, in perjön- 
liche Vereinigung tritt, auf einer eigenen Börfe ihre gemeinfchaftlichen 
Angelegenheiten bejorgt, vermittelit der Leipziger Commiſſions-Buch— 
handlungen (deren jede außer den Meffen die Angelegenheiten einer 
gewiſſen Anzahl ausmwärtiger Buchhandlungen beforgt) in perinanenter 
Geſchäftsverbindung fteht, und neuerlich Durch die Wahl eines Vor— 
fteher8 und mehrerer Local-Deputirten, eine noch größere Conſolidation 
gewonnen hat. 

Die k. ſächſ. Regierung befindet ich, wie e8 die Meßfreiheit 
mit fich bringt, gegen diefe jo mohlthätige und populäre, Durch Die 
jtillfehweigende Sonnivenz der Regierungen und Durch das Alter ges 
heiligte Ginrichtung, in dem negativen Verhältniffe der bloßen 
Duldung. 

Nicht nur aber, weil dieſe Corporation die Dazwilchenfunft des 
Bundes zur Feititellung der Titerarifchen Eigenthumsrechte verlangt, 
ſondern weil ihre Einrichtung und Handlungsweiſe den Zwecken des 
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Bundes nicht widerfprechen darf, und weil fie überhaupt der Natur 
der Sache nach feiner anderen Autorität als der des Bundes unter: 
geben und verantwortlich fein kann, ift eine nähere Negulirung ihrer 
dermalen gang unbeitimmten, und dennoch auf den Geift und bie 
Gefinnung der deutfchen Völker jo einflußreichen Befugniffe, dringend 
erforberlih. Eine Gewerbsklaſſe, Die unter der demagogifchen Füh— 
rung dieſes oder jenes Individuums und unter dem Schilde ver: 
meintlicher Freiheit der Titerarifchen Republick, fih im Mittelpunfte 
von Deutſchland willkürlich conftituiren und ihre eigenthümlichen 
Zwecke verfolgen könnte, wird um fo weniger der Aufficht des Bun- 
des enizogen werben dürfen, als der gelehrte Stand zu allen Zeiten 
in fehr hohem Grade von ihr abhängig bleiben, und fie demnach auf 
Erziehung, Geiftesbildung und Volksſtimmung einen faft größeren 
Einfluß, al3 der deutſche Lehritand ſelbſt, ausüben wird. 

68 kann diefer aus dem Lofale von Deutfchland und dem 
Gange feiner Geijtesbildung, auf natürliche und allmälige Weiſe 
berangebildeten Corporation eine gewiffe Autonomie, die fie ſeit 
Menſchengedenken factifch genießt, nicht mehr entzogen werden; je- 
Doch iſt nothwendig diefe Autonomie in Aufficht zu nehmen, und die 
Verfaſſung der Corporation einer Nevifion zu unterwerfen, welche 
überdies die Dauer dieſer Anftalt felbjt am zuverläfiigiten verbürgen 
wird. 

Bei Negulirung diejer Angelegenheit bieten fich Die folgenden 
Hauptgefichtspunfte dar: 

1. Zuvörderſt ift die bis jetzt nur unbejtimmt zu entfcheidende 
Frage geſetzlich zu beantworten. 

Melches find die verantwortlichen Theilnehmer diefer über ganz 
Deutfchland und einen großen Theil von Europa verbreiteten Gor- 
poration ? 

Daß e8 bei der bisherigen Unbeftimmtheit der Dualificationen, 
unter denen jeder chriftliche, angeblich Deutfche, fich Jo nennende 
Buchhändler, der in Leipzig erfcheint, feinen Zahlungsverpflichtungen 
leidlich nachkommt und den Büchernachdrud nicht gerade ald Gewerbe 
betreibt (denn auch die berühmteiten Buchhändler Göfchen, Gotta ac. 
druden zu weilen nach) des Rechtes theilhaftig wird, die öffentliche 
Meinung von Deutfchland zu Dirigiren, nicht fernerhin fein Bewenden 
Haben könne, wird von dem gefammten wohldenkenden Publikum in 
Deutfchland tief empfunden. 

Als Theilnehmer des Leipziger Buchhändler-Vereing können nur 
die in deutfchen Bundesſtaaten wirklich befugten Buchhändler, und 
von anderwetten nicht im Bunde begriffenen Staaten deutfcher Bun⸗ 
desfürften, nur diejenigen befugten Buchhändler zugelaffen werben, 
die Gejegen gehorchen, welche den im deutſchen Bunde angenom⸗ 
menen Verfügungen über die Prefje nicht widerſprechen. 

Denn in einem Lande, wo die präventiven Verfügungen über 
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die Preſſe abgefchafft find, jtehen Die erfheinenden Bücher 
und da8 gefammte Gefhäft des Büherverlages, alfo 
die welentlichiten Funktionen des Buchhandel, eigent 
lich ganz außer dem Gebiete des Civilrechts. Die er 
ſchienenen Werke und ihre Werleger gehören durchaus nicht in Die 
bleibende und geordnete Sphäre des Staats, ſondern müſſen als 
Ausländer und Yremdlinge betrachlet werden, die nur im Falle eines 
Vergehens oder Verbrechens den Polizei- und Griminalgefeßen an- 
heimfallen. Es iſt demnad) augenfcheinlih, daß eine Sincorporation 
folcher in ihrem eigenen Waterlande bloß einliegenden und, im 
wahren Rechtsverſtande niht angeſeſſene Sndividuen, in 
eine deutfche, durchaus auf civilrechtlicher Grundlage beruhende Kör- 
perfchaft nicht ftattfindeu fann; ganz Davon abgefehen, daß ihrent- 
wegen eine eigene Polizei- und Strafgejeßgebung erforverlich wäre, 
und daß der legitime Buchhändler der deutſchen und verwandten 
Staaten feinem vogelfreien und Dennoch befugten Buchhändler ver 
prepfreien Staaten gegenüber, in Sfongmifcher Hinficht allzufehr über- 
vortheilt jein würde. 

Um rechtlich gleichgeftellt werden zu können, muß man auf einer 
und derfelben rechtlichen Baſis ftehen. Nun aber giebt es feinen 
größeren juriftifchen Widerſpruch als den, zwifchen einer Gefeßgebung, 
welche die vollitändige Unabhängigkeit der Drudjchriften anerkennt, 
und fich nur gegen deren wirklich verübte Feindfeligfeiten reprimirende 
und jtrafende Maaßregeln vorbehält, und einer Gejeßgebung, wie bie 
des Bundes, welche von der Nothwendigfeit der Genfur- und Prä- 
venliv-Maaßregeln ausgeht, demnach die Drudichriften gleich hei 
ihrer Entjtehung in den vollftändigen Nexus des Givilrechtes auf: 
nımmt, und feinen unabhängigen, neben dem wirklichen Staat her- 
laufenden Staat der Ideen anerfennt. 

Es liegt alfo 3. B ganz in der juriltifchen Natur der Sache, 
daß die englifhen und niederländifchen Verleger deutfcher 
Bücher auf jo lange, als in dieſen Ländern feine Präventiv-Maaß— 
regeln gegen die Misbräuche der Prefje ergriffen werden, won der 
Corporation deutfcher Buchhändler auszufchließen find. 

Andererfeit8 werben die Buchhändler auf den Dejterreifchen, 
Preußiſchen und Däniſchen, außerhalb des Bundes belegenen 
Staaten unbedenklich zugelafjen werden fünnen, weil Die in dieſen 
Staaten geltenden Preßgejeße mit denen dermalen innerhalb des 
deutichen Bundes angenommenen, im oberjien Principe überein: 
fommen. 

Ebenſo werden die Merleger deutjcher Bücher aus Staaten, 
welche, wie Frankreich und Rußland, außer aller Verbindung mit dem 
Bunde jtehen, als Schußverwandte der deutſchen Buchhändler-Corpo- 
ration entweder zugelafjen werben können, wenn jie wie die Ruf 
fifehen mit den Deutjchen in Betreff der Preßgejeße auf einer 
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ähnlichen rechtlichen Baſis ftehen, oder wie die franzöſiſchen 
aus dem entgegengefeßten Grunde ausgeſchloſſen werden müfjen. 
Als allgemeine Regel wäre demnacd, aufzuftellen: 

Active und ftimmfähige Theilnehmer der deutfchen Buch: 
- händer= Corporation, als welcher die Vortheile eines geficherten Lite 
rarifchen Privat-Eigenthums zugewendet werben follen, find ſämmt— 
liche befugte Buchhändler aus den deutfchen Bundesftaaten; Schuk- 
verwandte aber nit ftimmfähige Theilnehmer finn 
fämmtliche deutfche Buchhändler der nicht zum Bunde gehörigen 
Staaten, in denen feine Geſetzgebung gilt, welche den Verfügungen 
des Bundes über die Preſſe widerfpricht. 

Ganz unzuläffig find die Verleger und Buchhändler deutfcher 
Bücher und Staaten, in welchen feine Präventin-Anjtalten gegen Die 
Mißbräuche der Preſſe getroffen find. 

Ob dem alten Gebrauche gemäß die jüdifchen Buchhändler 
ausgefchloffen bleiben ſollen, bedürfte näherer Erwägung. Gewiß iſt, 
daß die Zulafjung ohne Zwangsmittel kaum durchzuführen fein wird, 
und daß die Buchhändler fi um jo eher mit den politifchen 
Grenzen, welche man ihnen anweifet, befreunden werden, al8 man 
die von ihnen feit undenflichen Zeiten gezogene religiöfe Grenze 
aufrecht erhält. 

Was die Zulaſſung der bisherigen Nahdruder betrifft, 
fo it fie nach dem aufgeitellten Gefichtspunfte unzweifelhaft. Ihre 
bisherige Ausfchließung konnte für eine erlaubte Selbithülfe bei Er- 
mangelung eines Rechtszuſtandes gelten; ſobald Iebterer begründet 
it, wird die Selbithülfe unerlaubt. Die bundesrechtliche Sonftituirung 
des Literarifchen Privat-Eigenthums involvirt wollftändige Amneftie 
über alles, wa8 bei dem bisherigen unvollfommenen Zuftande der 
Geſetzgebung rechtlich gejtattet war. Um fo nothwendiger iſt aber 
auch, Daß jede fernerweite Information der ſchriftſtelleriſchen, nun 
mehr bundesrechtlich Tegitimirten Eigenthumsrechte, unmittelbar mit 
der Ausſchließung von der Buchhänder-Corporation beitraft werde. 

Sin wiefern endlib kaufmänniſche Greditrüdfichten, 
eingetretene Fallimente u. dgl. — wie fehr zu wünjchen wäre — 
auf Zulafjung oder nicht Aulafjung eines Individuums zu influiren 
hätten, wird der Berathung der dabei am meilten interefjirten Buch⸗ 
händler »Gorporation ſelbſt, und Darauf folgender Genehmigung bes 
Bundes überlaffen bleiben können. 

2. Soll dem Buchhändler-Vereine abferten des Bundes öffent: 
liche Anerkennung und Schuß zu Theil werden, fo ijt eine be- 
ftändige Evidenthaltung des jenen Verein bildenden Perſonals er: 
forderlich. 

Die einzelnen Mitglieder bleiben in allen das Sinterefje der ge- 
fammten Gorporation nicht unmittelbar berührenden Angelegenheiten 
ihren Spezial-Regierungen verantwortlich, Daher müfjen ihre Namen 
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a ihre: befugte Theilnahme amtlih und öffentlich conftatirt 
werben. 

Zu dem Ende ift in dem anliegenden Gefeßes- Entwurf eine in 
Leipzig amtlich zu führende Matrickel der deutſchen Buchhandlungen 
(nad) den beiden Rubriken der Stimmenfähigen Theilnehmer und der : 
Schutzverwandten) in Vorſchlag gebracht worden. Diefe Matrifel 
und alle darin vorfallenden Veränderungen, wären vermittelft eines 
eines wöchentlich erjsheinenden, auch in anderer Rückſicht nothwendigen 
Journals für den deutfhen Buchhandel in beftändiger 
Publicität zu erhalten. 

3. Hiernach wäre nunmehr die erite, und, jo zu fagen, per- 
fonelle Bedingung der fernerweiten Erſcheinung deutſcher Drud- 
Tchriften auf dem deutſchen Gentralmarfte zu Leipzig des ungehinder- 
ten Vertriebe8 auf diefem Markte, und des Schußes derſelben gegen 
den Nachdruck feſtgeſetzt. 

Keine neu erſcheinende deutſche Druchkſchrift dürfte bei 
Strafe des 20 fachen Ladenpreiſes für jedes Exemplar auf dem 
Markte zu Leipzig gelafjen werden, die nicht 

entweder, im alle des Buchhändlerifchen Verlages von 

einer auf dem Titel bemerften immatrifulirten 
Buchhandlung verbürgt, 

oder, im Falle des auch fernerhin zu gejtattenden ſchrift⸗ 
jtellerifchen Selbſtverlages, und des commiſſions⸗ 
weilen Vertriebes durch das Spezielle am Titel der 
Druckſchrift abgebrudte Imprimatur einer befon- 
teren Regierung legalifirt wäre. 

4. Nach Errichtung dieſer Matrickel wäre den immatrikulirten 
ftimmfähigen Buchhändlern geftattet, nach Maaßgabe der biöherigen 
Dbfervanzen eine Redaction der Verfaflung ihres Vereins in den ihnen 
beliebigen Formen zu veranftalten; jelbige wäre der Reviſion des Bundes 
zu unterlegen, und hätte alsdann ſchließlich für die bleibende Norm 
des Vereins zu gelten. 

5. Aber ſowohl die amtliche Führung der Matrickel und Des 
Sournals für den deutfchen Buchhandel, al8 Die noch weiter zu be- 
ftimmenden Yormalitäten und Beauffichtigungen des Gentralmarftes 
fönnen nicht unmittelbar vom Sitze des Bundestages aus bejorgt 
werben. Es ift in Leipzig eine örtliche Veranſtaltung nothwendig, 
um die fänmtlichen in Betreff des Buchhandels, des ſchriftſtelleriſchen 
Privateigentfums und des Büchernachdrucks zu ergreifende Maaß- 
regeln zur Ausführung zu bringen, und deren Befolgung in Aufficht 
zu nehmen. — Soll da8 Privateigentbum eines deutſchen Geiſtes⸗ 
werkes insbefondere durch das ganze Gebiet des deutfchen Bundes 
hinfort rechtlich aufrecht erhalten werben, fo ift vor allen 
Dingen erforderlich, Daß die Exiſtenz jeder einzelnen deutſchen Drud- 
ſchrift, welche des zu bewilligenden Privilegiums theilhaftig werben 
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fol, gleich bei ihrer Erfcheinung auf dem Central: Diarfte, bundes⸗ 
rechtlich conitatirt werde. 

Allen dieſen verfchiedene Erforderniſſen it nur durch Aufſtellung 
einer Gentralbehörde für den deutſchen Budhandel in 
Leipzig zu genügen. Der nachfolgende Geſetzes-Entwurf enthält in 
näherer Beziehung auf bie hier vorgetragenen Zwecke, die Beftimmung 
fämmtlicher der Generale Direction des Buchhandels, in 
Dberaufjicht de8 Bundestags zu übertragenden Yunetionen. 

6. Demzufolge ergiebt fich nunmehr die zweite und zwar ma= 
terielle Bedingung der bunbesrechtlihen Exiſtenz ber Hinfort in 
Deutſchland erfcheinenden Drudichriften, nämlih deren Aufnahme 
in das, von der Gentralbehörbe zu führende Protokoll der deut— 
Then Bücher. 

Wenn jeder immatriculirte Buchhändler, oder von feiner Regie⸗ 
rung befugte Selbitverleger verpflichtet wäre, nicht nur, wie bisher, 
das Jahr, jondern den Tag der öffentlihen Publication 
(deſſen Beitimmung ganz allein von ihm abhängt) auf dem Titelblatt 
zu bemerfen, — dagegen die bundesrechtliche Exiſtenz der Drudichrift 
erjt von dem Tage der Aufnahme des Titels Derjelben 
in Das von der Leipziger Gentralbehörde zu führende 
Protocoll zu datiren hätte, fo würden ſchon hierbuach Die meilten 
und folideiten Verleger bejtimmt werden, ihre Verlagsartifel fo frühe 
als möglich zum Protokoll zu bringen, da das neu erjchienene Druck— 
werf (aus dem bloß civilrechtlichen Geſichtspunkte) in der zwiſchen 
der örtlichen Publication, und der Legalijation derfelben zu Leipzig 
verftreichende Zeit eigentlich, in bundesrechtlicher Hinficht als vogel- 
frei zu gelten hätte; und nach ftrengen privatrechtlichen Begriffen 
der etwaige Nachdrucker nicht wohl vwerurtheilt werden könnte, — in⸗ 
wiefern er den Beweis führte, das Originalwerf vor der Protocoflirung 
auf übrigens rechtmäßige Weife an ſich gebracht zu haben. 

Würde aber der erlaubte Zwifchenraum zwiſchen der örtlichen 
Publication, und Legalifation zu Leipzig, nach billigen Zeit- und 
Drtsberüdfichtigungen gefeßlich beitimmt; — würde noch überbies 
der Vertrieb aller neu erfcheinenden, nicht in das Protocol aufge: 
nommenen Drudicriften auf dem Gentralmarfte bei Strufe unter: 
fagt, —und die Einfendung von 2 Exemplaren der einzuregijtrivenden 
Drudirift an die Gentralbehörbe al8 Worbedingung der 
Protofollirung angeordnet; fo wäre in Verbindung mit den 
Dur die Matrickel gewonnenen Voriheile, eine Controlle des gefamm- 
ten deutſchen Buchhandels, ver faum irgend ein namhafter Misbrauch 
entgehen fönnte, angeordnet und der Vortheil des Buchhandels mit 
dem grade fämmtlicher deutſcher Negierungen auf3 innigite 
verwebt. 

Am Tage des Eingangs der Probe-Exemplare und des desfall⸗ 
figen buchhändferifchen Anfuchens zu Leipzig würde die Eintragung 
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des Werkes in das Protofoll gegen eine mäßige Taxe vollzogen, auch 
ältere Werke könnten durch nachträgliche Protokollirung gegen wei 
teren Nachd ruck gefhükt werben; und durch die Beobachtung 
dieſer, fowie der, bei Gelegenheit der Propofition einer Mätrifel in 
Vorſchlag gebrachten, einfachen Formalität, wäre das Privilegtum 
gegen den Nahdrud gewonnen, und zugleih der terminus 
a quo des literariſchen Privat-Eigenthums amtlich eonftatirt. 

Das Protokoll würde allwöchentlih in--dem Journal für Den 
Buchhandel publizirt, und unmittelhar fowohl an den Bundestag 
(unter Einbegleitung de8 einen Probe-Exemplars) als an ſaͤmmiliche 
deutſche Bundes⸗Regierungen verſendet. 

Das anderweite Probe-Exemplär hätte, als Beweismittel gegen 

etwaigen Nachdruck, in dem Archiv der Centralbehoͤrde zu Leipzig zu 
verbleiben. 
7. Die Beſoldung des General-Direetors und ſeines Kanzlei⸗ 
Perſonale, ſowie ſämmtlicher durch die Aufſtellung der Centralbehörde 
verurſachten Geld-Aufwand wird durch mäßige Matrifel- und Proto- 
kollirungs-Taxen, Strafgelder, und tem Grirag des Journals für 
den Buchhandel ſo vollſtändig beſtritten werden können, daß noch ein 
bedeutender Ueberſchuß zu Gunſten des Buchhändler =. und 
— Commun-⸗Beduͤrfniſſe Bude 


C. Yon den dur die vorſtehenden Yropofitiouen A ine 
Hortheilen. | 


1. Die in Der deutſchen Bundesncte in Betreff des Büchernach- 
druckes Überngmmene Verpflichtung, würde, unter ſtrenger Berückſich— 
tigung Der in Defterreih, Württemberg, Baden ı. Bis dahin gelten=' 
ben Privatrecht e, ind mit größter Schonung bes buchhaͤndlerfchen 
Inkereſſe definitiv erledigt, 

2. Das Intereſſe aller ſoliden Buchhandlungen in Deutſchland 
waͤre mit ven zu Frankfurt ergriffenen Bundesmagßregeln gegen die 
Misbräuche der Preſſe Sn verwebt, da es In der Natur. 
der gegenwärtigen Propoſitlon Liegt, Daß der Schub gegen Den Bücher‘ 
nachdruck in Deutfchland nur in Jofern beſtehen könne, als das 
Prinzip Der N räventioße ſchränkungen Der Preſſe zum allgemeinen, ind 
——— erhoben wird. 

3. Die bisherige, verderbliche Formloſigkeit des durch bloße Ob⸗ 
ſervanz und Gonniven; ber Megierungen bejtehenden Buchhändlerver- 
eins hoͤrt auf; Die beutf (he Literatur wird im edleren Sinne des 
Morts nationalifirt und den Bundeszwecken gemäß srganifirt; dem 
Cosmopolitismus und dem unbegrenzten Ginflufje einzelner deutſcher 
Buchhändler wird geſteuert, und durch Die Errichtung einer wahren 
Gilde des ua das corporative Intereſſe, in feiner überwie⸗ 
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genden Macht, dem demagsgifchen Treiben der Individuen hemmend 
entgegengejtellt.. Nebenher wird durch die, in dem nachfolgenden Ge: 
Teßes-Entwurfe enthaltenen billigen Beſtimmungen über die Zeitdauer 
der Titerarifchen Eigenthumsrechte, der natürliche Vorrang des Autors 
über, den ſchon aflzubegünftigten Verleger vindicirt. 

4. Sämmtlihe in Vorſchlag gebrachten BVeranftaltungen zielen 
ferner dahin, daß der Neuigkeitfrämeret und dem Broſchuͤrenweſen 
in der Literatur wohlthätig veraögernbe Hemmung aufgelegt und da: 
gegen dem wahren Buchhandel und der gründlichen Wiſſenſchaft Schub 
und Sicherheit gewährt werbe. 

5. Hiernächſt dürfte Die hier entworfene Nationalifirung und 
Ginbürgerung der Deutjchen Literatur beſonders Dazu geeignet fein, 
die gelehrte und fehreibende Welt nicht nur zu befchäftigen, fondern 
auch von dem Daſein und der Nüklifeit der Bundesverfaſſung 
näher zu Überzeugen; fowie auch die Erhebung eines vechtichaffenen 
Gelehrten zu einer angejehenen Stelle im Bunde des wohlthätigften 
Eindrucks al gelehrte Publikum nicht ermangeln würde. 

nbli 

6. Die vollſtändige Ausführung der Bundesbejchlüfle vom 20. 
September 1819 und eine wahrhaft wirffame Dberaufficht der Bun⸗ 
desyerfammlung über die Preſſe in Deutfchland wird durch Die pro- 
ponirten Maaßregeln erjt möglich. Denn jene oberauffehende Gewalt 
bleibt jo lange unzureichend, als nicht 

a. Jede neue in Deutjchland erfcheinende Druckſchrift unmittel- 

| Bar zur Kenntniß des Bundes gelangt, als nicht 

b. den deutfchen Buchhändlern, welche die Vortheile des alfge- 
meinen Büchermarftes genießen, die Fähigfeit benommen 
wird, Drudichriften, welche feine deutſche Cenſur paffirt, 
unter. wahren oder ficttven Firmen des Auslandes in all- 
gemeinen Umlauf zu feßen, und wiefern nicht 

c. die von den einzelnen deutſchen Regierungen verfügten 
Bücherverbote bei Zeiten allgemein kundbar werben. 

Die sub a und .b verzeichneten Uebelſtände werben durch gegen 
wärtige Propoſition vollftändig befeitigt; und für die Publieität 
der Bücherverbote ift Hinreichend geforgt, wenn, wie in bem anliegen- 
den Geſetzes-Entwurfe gejchehen, die unmittelbare Einfendung ſämmt— 
licher in ben einzelnen beutfchen Staaten ergehenvde, derartige Ver— 
fügungen an die Gentralbehörte in Leipzig und dortige ungefäumte 
Publication derfelben in dem Journale für den Buchhandel anges 
ordnet wird. 


37% 
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Entwurf eines Gefetes 
die Feftftellung der literarifchen Eigenthums⸗Nechte 
in Deutfchland, und die bierzu erforderliche Dr: 
ganifation des deutfchen Buchhandels, betreffend. 


A. Allgemeine Zeſtimmungen über das fchriftfiellerifche Yrivat- 
Eigenthum. 


1. Das fchriftitellerifche Privat-Eigenthum fammtlicher vom 1. 
Dctober 1820 an innerhalb der Staaten des deutſchen Bundes in 
deutjcher, Inteinifcher oder anderer alten und orientalifchen *) Sprachen 
neu erjcheinenden, ſowie neuer Auflagen Älterer Werfe, wird unter 
den Schuß de8 Bundes geftellt, inwiefern bei der Erfcheinung die 
durch Das gegenwärtige Geſetz vorgefchriebenen Formalitäten beachtet 
worden find. 

2. Der Nachdruck der, vermittelit der oben erwähnten Yormali- 
täten abfeiten des Bundes fpectell privilegirten, neu erjcheinenden 
Schriften it, während der im 6. $ gegenwärtiger Verordnung näher 
beftimmten Zeiträume, bei Strafe des Werthes von 1000 Exemplaren 
des Nachdrucks, zu Gunften des rechtmäßigen Verleger8, unterfagt. 
Sämmtliche deutſche Regierungen verpflichten fih, der Vollziehung 
gegenwärtiger Vorſchrift durch alle ihnen zu Gebot ftehenden, execu: 
tiven Mittel, Vorſchub zu leiten. 

3. Jeder durch Nachbrud fernerhin an feinem rechtmäßigen Ei: 
thume verletzte Schriftiteller oder Verleger hat fich mit allen Beweis- 
mitteln, jowohl feines privilegirten Eigenthums und der beobachteten 
Sormalitäten, als der gejchehenen Verlegung an das ordentliche Forum 
des Nachdruder8 zu wenden und dert Nechtshülfe zu erwarten. Iſt 
folhe binnen drei Monaten nach Eingabe der Klage nicht erfolgt, 
Io fann der Recurs an die Sinterceffion des Bundestages genommen 
werden. 

4. Sämmtliche Exemplare der bis zum 1. Oktober 1820 in 
Deutſchland erfchienenen Nachdrude dürfen, inwiefern nicht Localge- 
fee und richterliche Erfenntnifje des örtlichen Forum entgegenftehen, 
in allen Staaten des deutſchen Bundes verfauft werben; jedoch dürfen 
fie nicht auf den Gentralmarft des Deutfchen Buchhandel zu Leipzig 
gebracht werben, ohne alldort einer Stempelung zu unterliegen, wofür 


*) Anmerkung: Der Handel mit Werfen in den übrigen neueren Sprachen, 
deren Privat⸗Eigenthum fich nicht verbürgen läßt, weil fie dem Nachdruck in 
deu außerdeutjchen Staaten unaufhörlich ausgefegt bleiben, ift auf dem Cent⸗ 
ralmarfte unbedingt frei, fteht außer dem Schuß des Bundes und Bleibt den 
a Berfügungen der einzelnen deutſchen Megierungen gänzlich anheim⸗ 
geſtellt. 
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10 pCt. des Ladenpreiſes der zu ſtempelnden Anzahl Exemplare zu 
Gunſten des rechtmäßigen Vrrlegers zu entrichten find. Für den un⸗ 
geſtempelten Verkauf jedes einzelnen Exemplars ſolcher Nachdrücke auf 
dem Leipziger Markt verfällt der Verkäufer dem rechtmäßigen Ver: 
Ieger in eine Strafe von 50 Gulden Gonventionsmünze. 

5. Die Werfe ſämmtlicher vor dem 1. October 1790 verftor- 
bene Verfaſſer werben als eın Gemein-Eigenthum der gefammten Ti: 
terarifchen Welt betrachtet, und es ftehet unter denen in den einzelnen 
deutſchen Staaten obwaltenden Preßgeſetzen, deren Wiederauflage 
jedermann frei, 

6. Sin Betreff Der feit dem 1. Dftober 1790 verftorbenen Ver: 
fafjer und der feit eben jenem Zeitraume erfchienenen, fowie ber 
$. 1 bezeichneten neu erfcheinenden Werke, wird da8 fchriftitefferifche 
Privateigentbum dahin rvegulirt, 

daß vor Ablauf von 30 Jahren, nach dem Tode ver Ver: 
fafler, fall8 Diejelben auf dem Titel des Werks genannt 
nd; 


2* 
oder vor Ablauf von 25 Jahren nach Erſcheinung des Werks, 
im Falle der Anonymität der Verfaſſer; 
oder vor Ablauf von 15 Jahren nah Erſcheinung des Werks, 
im Falle der commentirten oder bereicherten Wiederheraug- 
gabe einer älteren Schrift, oder der Meberfeßung eines in 
einer fremten Sprache erfchienenen Werks, 
ein weiterer Nachdruck verjelben nicht geitattet ift, inwiefern Die 
Verfafjer und Verleger, oder deren Erben ungeſäumt diejenigen For- 
malititen zur ale oder nachträglichen Sicherung und Einent- 
Haltung ihres Rechts beobachten, welche durch gegenwärtige Gefek 
vorgejchrieben find. 


B. Yon der Eentralbehörde für den dentſchen Buchhandel. 


Zur Sicherung der fhriftitellerifchen Nechte, und zur pofitiven 
Conſtatirung des literarischen Privat - Eigentbumd wird von Seiten 
des deutſchen Bundestages und unter der Oberleitung deſſelben eine 
Gentralbehörbe für den deutſchen Buchhandel aufgeitellt. Selbige 
Hat in Leipzig ihren Sitz, und die k. ſächſiſche Negierung wird ihr 
in allen auf die Vollziehung gegenwärtigen Geſetzes bezüglichen An- 
gelegenheiten, auf ihr desfallſiges Anfuchen den nöthigen exgecutiven 
Schuß und Beiftand angebeihen laſſen. 

8. Diefe Sentralbehörde beiteht aus einem recht3fundigen, Durch 
feinerlei befonderen Staatsdienſt verpflichteten, und mit den Gefchäften 
des Buchhandels vertrauten Gelehrten”), als General-Director 


*) Anm. Die Berhältniffe bürften es mit ſich Bringen, daß ein fönigl. 
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des deutfhen Buchhandels, der von ber Bunbesverfammlung 
ernannt und verpflichtet wird, und dem vom Director abhängigen 
und ihm allein verpflichteten Perfonale der Kanzlei. 

9. Der Director Hat, ohne Rückſicht auf den innern Gehalt der 
Merfe, in Betracht deſſen e8 bei den bisherigen Bundesbeſchlüſſen 
fein Bewenden hat, tie Beobachtung der durch gegenwärtige Geſetz 
vorgefchriebenen Nechtöfsrmen zu inſpiziren, alle Gontraventionen zur 
Kenntniß des Bundes zu bringen, und das Intereſſe des literariſchen 
Verfehrs im Allgemeinen zu vertreten. 

10. Zu dem Ende ijt er für Die getreue Führung: 

a. der Matrifel der deutfchen Buchhandlungen, 

b. des Protokolls ſämmtlicher im $. 1 bezeichneten neuen 
Drudicriften, 

c. des Protofolls der zufolge des $. 6 auf Verlangen 
der Verfaſſer und Verleger oder deren Erben nachträg- 
lic) zu legaliſirenden älteren Drudjchriften ; 

d. des Regiſters der Bücherverbote, 

e. des wöchentlich im Drud erfcheinenden Journals des 
deutſchen Buchhandels, ſowie endlich 

k. der Verrechnung ver eingehenden Taxe und Strafgelder 

und für die Beobachtung der nachfolgenden, auf alle dieſe Puntte 
bezüglichen Bejtimmungen verantwortlich. 


a. Don der Matrifel Der deutfhen Bud: 
bändler. 


11. Sämmtliche im $. 1 bezeichnete Drudfchriften dürfen auf 
dem Gentralmarfte des deutfchen Buchhandel zu Leipzig bei Strafe 
des 20 fachen Ladenpreiſes für jedes verkaufte Exemplar (welche Strafe 
der Verkäufer zu leiften hat) nur cireuliren und vertrieben werben, 
inwiefern fich 1. der Name eines immatrikulirten Buchhändler, oder, 
der eines von feiner Landesregierung fpeziell dazu befugten ſelbſt 
verlegenden Autors, nebſt der Anzeige dieſer Befugniß und der Be: 
hörde, welche fie ertheilt hat, auf dem Titel der Drudfchrift befindet, 
inwiefern außerdem 2. in beiden Fällen nicht nur das Sahr, fondern 
auch der Tag der Publication auf dem Titelblatt bemerft ift, und 
inwiefern endlich 3. ven weiter unten aufgeftellten Vorſchriften in 
Betreff der Protofollirung ein Genüge geſchehen ift. 

12. Matrifelfähig ift jeder Deutiche Buchhändler chriftlicher 
Religion, der in einem Staate anfäflig ift, wo das Princip der Prä- 
ventiv-Maaßregeln gegen die Mißbräuche der Preſſe aufrecht erhalten, 


ſächſiſcher Unterthan zu diefer Stelle berufen würde, um jedem der Suche nad: 
theiligen Gonflift zwifchen den k. fühl. Behörden und diefem Bundesdeamten 
vorzubeugen. 
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ober wieberbergeitellt ift, und gegen beilen Zulafjung in die Matrifel 
nicht. etwa das Gremium des deutfchen Buchhandel$ aus moralifchen 
oder Creditsruͤckſichten Cinwendung mat. Sämmiliche matrifelfähige 
Buchhändler Haben ſich in Die bei ber Gentralbehörbe zu Leipzig 
eröffnete 

Matrikel aufnehmen zu laſſen, und hierdurch das Recht auf 
die Theilnahme an.dem Buchhändler-Bereine und an den Vortheilen 
des Gentralmarftes für ihre Fünftigen Verlags-Artifel zu erwerhen, — 
Jeder des Nachdrucks einer vom 1. Dftober 1820 an unter Beob- 
achtung der vorgeſchriebenen Formalitäten erfchienenen und zufolge 
des $, 6 noch nicht verjährten Drudjehrift, überwieſene Buchhändler 
iſt feiner Matrifel anf Lebenszeit. verluftig. — Geine Ausitreichung, 
ſowie die Matrifel ſelbſt, nebjt allen darin vorfallenden Werände: 
zungen, wird Durch Das Sonenal des Buchhandels öffentlich. bekannt 

emacht. 

14. Durch die Immatrikulation wird der innerhalb der 
der deutſchen Bundesftaaten anfäßige Buchhändler Wahl- 
und Stimmfähiges Mitglied des corporativen deutſchen Buch— 
händlervereins und hat als jolches, im alle feiner perſönlichen An— 
weſenheit auf den Leipziger Meſſen zu allen gemeinweſentlichen Be— 
ſchlüſſen des Vereins mitzuwirken. 

14. Der außerhalb der Staaten des deutſchen Bun— 
Des wohnhafte Buchhändler, inwiefern jeine Zulaſſung in Folge ber 
Beftimmungen des $. 12 feinen Anjtand leidet, wird Durch Die Im— 
matrifulation Shubßverwandter bes Heutfchen Buchhändler = Ver: 
eins, und, mit einziger Ausnahme der Wählbarfeit und Stimmfähig- 
feit bei den Wahlen, aller Rechte und Verbindtichkeiten der Mitglieder 
des Vereins theilhaftig. 


b. Bon dem Protokoll des neueren berät 
Buchhandel. 


15. Don ſämmtlichen im $. 1 bezeichneten new, erfcheinenden 
Werken find vor Hffentlicher Verbreitung derſelben 2 Exemplare, unter 
Anfchluß Der unten näher bejtimmten Taxgelber, ber Gentralbehörhe 
in Leipzig pojlfrei vorzulegen. Dieſes bat unmittelbar bei Empfang 
befjelben zu prüfen, ob den durch F. 11 vorgejchriebenen Formalitä— 
ten ein Genüge gefchehen Tei; und Hier auf den Titel Des Werks, 
den darauf bemerkten Tag der etlichen Nublieation, den Namen der 
immatrieulixten. vorliegenden Buchhandlung over des befugten Selbft- 
verlegers, Format, Seitenzahl, Ladenpreis und den T 1 Tag des Eingangs 
bei der Centralbehörde (welcher letztere für den Termin der bundes— 
rechtlichen Publication zu gelten, und den auf dem Titel bemerkken, 
per örtlichen Publication nicht ven mehr als 14 Tagen zu über: 
Ichreiten hat (in daS zu eröffnende Brotsfolf der neu eriMen 
nenden Drudfchriften aufzunehmen. Ä 
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16. Bon dem Tage der Aufnahme in das Protofoll angerech⸗ 
net, ijt Das Werk, auf den dur F. 6 beitimmten Zeitraum, unter 
den Schuß der Bunbesverfammlung und gegen den Nachdruck durch 
ganz Deutichland ficher geftellt. 

17. Allwöchentlich wird das Protokoll Dur den Drud bekannt 
gemacht, der hohen Bundesverfammlung und den fammtlichen deutſchen 
ie vorgelegt, und dem Journale des Buchhandels ein- 
verleiht. 

18. Der Vertrieb einer jeden, nad dem 1. October 1820 in 
Deutjchland oder den benachbarten Ländern erſcheinenden Drudfchrift 
von der im $. 1 befchriebenen Art, die nicht vor Ablauf von 14 
Tagen nad dem Tage der örtlihen Publication bei der Gentralbe: 
börde in Leipzig eingelangt, und deren Protofollirung daher unter 
blieben ift, darf auf dem Leipziger Gentralmarfte nicht Statt finden, 
bei Meidung des 20 fachen Ladenpreiſes für jedes alldort vorfindfiche 
Exemplar, welche Strafe ver Debitirende ohne desfallfigen Regreß an 
ben Verleger zu leiften hat. 


ec. Bon dem Protokoll des älteren deutſchen 
Buchhandels. 


19. Zu Gunſten der Verleger und Eigenthümer älterer, vor 
dem 1. Oktober 1820 erſchienenen Werke, und um auch dieſe der 
privatrechtlichen Sicherung ihre Eigenthumsrechte durch das ganze 
Gebiet des deutſchen Bundes theilhaftig zu machen, wird ein 2te8 
Protokoll eröffnet, worin auf Verlangen der Intereſſenten ihre 
älteren Verlagswerke nach Maaßgabe des $.6 eingetragen, und Bier: 
durch nachträglich gegen Den weiteren Nachdruck binnen der vorge: 
——— und noch nicht abgelaufenen Zeitfriſten, privilegirt wer⸗ 
en wird. 

In ſolchem Falle iſt der älteſte erweisliche Tag der factiſchen 
Erſcheinung für den terminus a quo der rechtlichen Exiſtenz der 
Schrift anzunehmen. 


d. Von dem Regiſter der Bücherverbote. 


20. Die in fämmtlichen deutfchen Staaten ergebenden, und die 
abjeiten der H. Bunbesverfammlung verfügten Bücherverbole werben 
ber Gentralbehörde des deutſchen Buchhandels in möglichit Türzefter 
Zeitfriſt zugeftellt werden, um felbige nach der Zeitfolge und unter 
ſpezieller Gewährleiftung ber verfügenden Behörde in ein Dazu er- 
öffnetes Megifter einzutragen, und die wöchentliche Publikation dieſes 
Negifters Durch das Sournal für den Buchhandel zu beforgen. 


e. Bon dem Journal des deutſchen Buchhandels. 
21. Das amtliche Journal des Buchhandels erſcheint den Sonn⸗ 
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abend ‚jeder Woche und enthält Die bis zum vorhergehenden eingetre- 
tenen Wlatrifelveränderungen, Protokollirungen älterer und neuerer 
Drudichriften, ferner das Regifter ver Bücherverbote, und die erge- 
henden Straferfenntniffe. Mit Anfang jeder Oſtermeſſe enthält es 
den Abdrud der vollftändigen in allen ihren Theilen berichtigten Buch⸗ 
haͤndler⸗Matrikel. 


f. Bon der Verrechnung der eingehenden Tax— 
und Strafgelder. 


22. Die Einkünfte der von der Gentralbehörde unter ihrer Ver: 
antwortung zu verwaltenden Kafle des Buchhandels be: 
tehen: 

1. In den für jede Matrikel-Eintragung oder Umfchreibung zu 
zahlenden Fl. 5. &. ©. 

2. In der bei jeder Protokollirung einer Älteren oder neueren 
Druckſchrift für den gedrudten Bogen zu erlegenven Taxe 
von Zr. 20. C. ©. 

3. Sn den oben verordneten Strafgeldern, mit einziger Aus- 
nahme der im Falle des unrechtmäßigen Nachdrucks zu Gunſten 
des Tegitimen Verlegers zu entrichtenden, welche leteren an 
der Kaſſe des Buchhandel8 nur als durchlaufende —* zu 
behandeln, und zugleich mit den nach $. 3 erhobenen Stem⸗ 
pelgeldern dem legitimen Verleger gegen eine Tantieme von 
10 pCt. des reinen Ertrags zu verrechnen find; endlich 

4. Sin den Erträgniffen des Debits und der Sntelligenzen des 
Journals für den Buchhandel. 

23. Bon diefen Einfünften ift das Gehalt des Generalbirectorg 
mit 2000 Thalern C. ©. und ein Baufchale von 2000 Thalern €. ©. 
zur Beſoldung des Canzlei- und Kaſſen-Perſonals und zu den Ganze 
leinusgaben zu beftreiten. 

Der nach Abzug dieſer beiden firirten Poſten ausfallende Meber- 
ſchuß ift alljährlich in der Oftermeffe dem Buchhaͤndlerverein zu über: 
tellen, und von demfelben zu feinen Sommun= und Börfenbebürfnifien, 
fowie zum Vortheile des Buchhandels überhaupt zu verwenden. Eben 
von demfelben Vereine hat die Gentralbehörde alljährlich über ihre 
Kafjen-Angelegenheiten Rechnung abzulegen. 


C. Yon dem corporativen Yuchhändler-Vereine. 


24. Unter den vorftehend feftgefeßten Bedingungen, und in allen 
anderen Rückſichten in möglichfter Beachtung der ſeit unbenflicher 
Zeit beitehenden Obſervanzen haben die auf der Leipziger Oftermefje 
de8 Jahres 1821 anweſenden, immatrikulirten Buchhändler diejenige 
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Orgemifatton. ihres Vereins. zu entwerfen, ‘welche fie für das Antereffe 
des Buchhandel für die Aufrechthaltung des: fanfmännifchen Credits, 
für. die Hebung: des gefunfenen Sortimentshandel3 und überhaupt 
für das  Gebeihen der Literatur.und Gelehrſamkeit :amı: amgemefjenften 
Halten... Ihr Entwurf iſt der hohen Bundesverfammlung unter Be: 
gutachtung des General» Dirertord vorzulegen, und Entfcheidung zu 
erwarten. 


* 


— . — 
Pe ‘ i Pre Ei a . 
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Anhang I. 


Ueber die zum Schuß. der Ordnung und — in 
u in der re. a 
Mittel, 

Bien im Februar 1823. 


—* Witterniche Bofätäg auf dem PaE: e zu Wien 1823.) 
(Hier ‚sum erſten Male abgedruckt). 


Se 


Der innere politifche Juſtand Deutfchlands it Durch, das Ueber- 
gewicht, welches das fogenannte Nepräfentativ-Syitem über die alten, 
bem deutſchen Sinn und Sharacter allein angemeljenen, auch im 13. 
Artikel der Bundesacte unbeftreitbar ausfchließend fanktionirtem land— 
ſtändiſchen Inſtitutionen gewonnen bat, Dergejtalt verlegt und bedroht, 
Daß ſich kaum berechnen läßt, was aus den früheren Mißgriffen in 
wenig Jahren hervorgehen, wird, wenn nicht bald- im Laufe ihrer 
mächtigen, Entwielung ein hemmender und rettender Abſchnitt gemacht 
werden. kann. 

Denn von der einen Seite haben Die Negterungen ber ſüddeutſchen 
neu conjtitumten Staaten Die ihren Verfaſſungen eingepflanzten demo⸗ 
SEN (Slemente jo um jich greifen laſſen, daß in Kurzem ſelbſt 
das Schattenbild einer monarchiſchen Kegierungsform in ihren Händen 
zerfließen wird; von der andern Seite wirft das Beiſpiel ber fort⸗ 
ſchreitenden, und immer mit Gieg gefrönten Anmaßungen der con= 
jtitutionelfen und ultraconſtitutionellen Oppofitionen, wie die aus 
jenen Staaten über alle Länder ausgeftreuten verführerifchen Lehren 
und Aufforderungen,. ſo verderblich, daß es ſelbſt Den noch feitftehen- 
den. Regierungen täglich ſchwerer werben muß, ihre Rechte und Das 
Wohl ihrer Völker gegen an se an 2“ EUR ANDRE 
Geiſtes zu behaupten. -. 
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Mie fol diefen Uebeln, über Deren Neakität und ftetS wachſende 
Größe ſich Niemand mehr täufchen kann, Einhalt gethan werben? 
Daß die ſüddeutſchen Staaten, in welchen es feinen Sitz aufgefchlagen 
bat, fich ohne Äußeren Impuls, durch eigenen Entfchluß. und eigene 
Kraft wieder emporheben ioltten ; tft bis jetzt wenigſtens nicht wahr⸗ 
ſcheinlich. Auf unmittelbare Einwirkung anderer Staaten iſt noch 
weniger zu rechnen; die Monarchen, denen die Marht zu Gebot fteht, 
werden, Ihrem einmal angenommenen Syjtem getreu, ficher feinen Ge- 
brauch davon machen, jo lange nicht ein beſtimmtes, reiflich überlegtes 
und durch einleuchtende Nothwendigkeit gerechtfertigtes Verlangen be: 
drangter Nachbarn, oder die Außerite Gefahr Sie dazu auffordert. 
Unter diefen Umjtänden bleibt Deutjchland nur eine Ausficht offen; 
bie, welche die Vereinigung feiner Fürften in einem, ausprüdlich zur 
Erhaltung der gemeinjehaftlihen inneren und äußeren Gichenheit ge- 
jtifteten Bunde tarbietet. Allerdings kann biefer Verein, nach ferner 
eigenthümlichen Geitaltung und Organifation, weder fo jehnell, noch 
ſo durchgreifend wirken, als e8 bei dem weit worgerüctem Rranfheits- 
ftande wünjchenswürbig, vielleicht notbwendig jein möchte. . Gleichwo 
dürfen wir, da alle andere Mittel verfagen, die aus dieſer Que 
zu ſchöpfende Hülfe nicht gering ſchätzen. Jeder aufgeflärte. deutfche 
Staatsmann muß feinen Blick auf Die Bundesverfaflung, als auf den 
feßten Anfer des Heils richten, und, wenn gleich mit beſchränktem 
Vertrauen und gemäßigten Gewartungen, jorgfältig erforfhen, was 
und wieviel fie zu leiften vermag. 

Der deutfehe Bund kann für die große Aufgabe, die ums bier 
beifhäftigt, von Drei Seiten betrachtet werben. 

1. In Bezug auf fein unmittelbares. Organ die Bundes: Ver⸗ 
ſammlung. 

2. In Bezug auf die Verfaſſungen der einzelnen Bundes⸗ 
men 

3. Sn Bezug auf die für Die allgemeine Sicherheit und Ruhe 
im Bundesgebiet beſchloſſenen, oder noch zu beſchließenden a 
regeln. 


I. B 
Bundesverfammlung. 

Die Bundesverfammlung ift ein permanenter Mintifterial- 
Congreß, von Abgeordneten ſouveränen Fürſten gebildet*). Jeder 
Verſuch, ihr einen andern Character oder eine andere Beftimmung 
unterzufchieben, ift der unmittelbare Anfang zur Wuflöfung des Bun⸗ 
des. Hiermit ift auch ein für allemal der Umriß, das Kolorit, und 


*) Die wenigen Städte, die ben Bunde zufällig einperfeibt find, Fönnen 
diefer einzig, richtigen Definition feinen Abbruch thun; ihre Griftenz ift im 
Gegentheil ein Grund mehr, das monarchiſche Prineip, worauf die ganze %o- 
deration ruht, bei jeder Gelegenheit voranzuftellen. 
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bie ganze Phnfiognomie ihrer Gefhäftsführung bezeichnet. Was in 
jenen Character nicht paßt, muß ihr fremb bleiben. Geſuchte und 
funftreihe Darftellungen individueller Anfichten, Debatten, wobei nur 
Eigenliebe und Berfönlichfeit ihre Befriedigung finden, Abſchweifungen 
in abitracte Theorien, populäre Vorträge, Tribünen Beredfamfet — 
dag Alles muß aus der Bundesverfammlung verbannt fein. Die zu 
ihrer Gompetenz gehörigen Gegenjtände dürfen nie ander al8 in ben 
vorgefchriebenen Formen, und in ftrengfter Uebereinſtimmung mit Den 
Inſtructionen der Höfe verhandelt werben. Die Höfe aber fenden 
ihre Adgeoroneten nicht an den Bundestag, um Krieg mit einander 
zu führen, oder eitle Siege davon zu tragen; fondern um im Geifte 
der Einigfeit und des Friedens ihr gemeinſchaftliches wahres Intereſſe 
u fördern. Daß die Idee einer Opp ofition in der Bundesver- 
—— nur aufkommen konnte, beweiſet hinlänglich, wie weit fie 
von ihrem urſprünglichen Berufe und ihrer eigenthümlichen Beſtimmung 
ſchon abgewichen ſein mußte. 

Damit aber die Bundesverſammlung nicht eine ſtörende Potenz 
ſondern ein wirkſames und wohlthätiges Werkzeug der vereinten 
Thätigkeit und Weisheit der deutſchen Fürſten ſei, und bleibe, muß 
vor allen Dingen bei der Wahl ihrer Mitglieder nach gleichfürmigen, 
feften, auf ven Zweck allein berechneten Grundſätzen verfahren werben. 
Für tie Erfüllung diefer erjten aller Forderungen fann freilich in 
jedem einzelnen Falle nur die einſichtsvolle Beurtheilung der einzelnen 
Bundesregierungen die Gewähr leiften: viel wird jedoch ſchon gewon- 
nen fein, wenn fie ſich alle von der hohen MWichtigfeit diefer Wahl 
von der Nothwendigkeit, fie mit unbedingter WVerzichtleiltung auf jede 
untergeordnete Rückſicht zu leiten, lebhaft überzeugen. Gin großer, 
vielleicht der größte Theil deſſen, was nicht blos für das Fünftige 
Wohl, jondern für die Möglichkeit der ferneren Erhaltung Deutſch⸗ 
lands in feiner ikigen Geitalt gefchehen muß, fann nur durch die 
Bundesverfammlung eingeleitet, vollendet, und zur Ausführung gebracht 
werben. Solange das Drgan, von deſſen Zuverläfjigfeit und Brauch⸗ 
barkeit der Erfolg aller Heilfamen Vorſchläge abhängt, nicht ganz 
feiner Beſtimmung entſpricht, wird jeder Bunte, den ibigen Stand 
der Dinge zu beilern, in leeren Worten bahinfterben. 

Sobald Hingegen alle Mitglieder der Bundesverfammlung von 
jenem Geijte des mwechjeljeitigen Vertrauens und des treuen Zuſam—⸗ 
menwirfens, ohne welchen heute nichts für Deutfchland Erfprießliches 
erreicht werben kann, befeelt find, wird es ein Leichtes fein, das, was 
in dem bisherigen Gange ter Geſchäfte theils mangelhaft, 
theil8 zweckwidrig, theils ſchädlich geweſen war, zu vervoll⸗ 
kommnen oder zu berichtigen. Ohne Hier in eine vollitändige Auf- 
ftellung folcher Beduͤrfniſſe und Mängel, die fich verftändigen Ger 
ſchäftsmännern im Laufe ihrer Arbeiten von felbft Darftellen werben, 
eingehen zu wollen, fei e8 genug auf folgende Punkte, — worüber 
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lich die Bundesregierungen ohne alle Schwierigfeit Togleich vereinigen 
fönnten, — aufmerkfam zu machen. 


Nevifion der Gefhäftsordnnung. 


1. Es ijt bei mehreren Veranlafjungen bemerkt und faft von 
allen Seiten zugeitanden worden, taß die für den Bundestag ent- 
worfene Gejchäftsordnung vieler wefentlichen Verbeſſerungen bedarf. 
Eine freie und zugleich gründliche Reviſion dieſes Reglements, nicht 
blos zum Beſten Der Abkürzung und Vereinfachung der Gefchäfte, 
fondern mit beftändiger Rüdficht auf Die Hauptzwede ber Gentralb - 
hörde des Bundes, müßte ungefäumt einer eigenen Commiſſion über: 
tragen, und in möglichjt kurzer Friſt zu Stande gebracht werben. 


Protofolle der Bundesverfammlung. 


2. Der Abdrud der Bundesverfammlung hat bisher, 
ohne irgend einen namhaften Vortheil zu ftiften, mehr als einen be— 
deutenden Uebelſtand veranlaßt. Von der einen Seite find Dadurch 
einzelne Gefandte, denen an eitlem Ruhm und der Gunft des Publi— 
fums mehr als an Erfüllung ihrer Pflicht gegen ihre Gommittenten 
gelegen war, zu Vorträgen verleitet worden, welche Spaltung in ber 
Verfammlung herbeigeführt und Die öffentliche Meinung aufgeregt 
haben; von der andern Seite hat die unvermeidliche Geringfügigfeit 
des Stoffes, der den größeren Theil diefer Protokolle anfüllt, zu un: 
nüßen Spöttereien Gelegenheit gegeben, und die dem Bundestag ge- 
bührente Achtung geſchwächt. Es wäre daher eın wahrer Gewinn, 
wenn die Bundesverfammlung beſchlöſſe, forthin nur Diejenigen 
ihrer Protokolle zum Drud zu befördern, die fie in einzelnen Fällen 
und aus befonveren Gründen dazugeeignet finden würde. 


Dauer der Sitzungen. 


3. Die competentejten Richter in dieſer Sache haben längit ein: 
ftimmig erfannt, daß es in mehr al8 einer Hinficht wünjchenswürdig 
wäre, die Dauer der Bundestagsfikungen auf vier Monate 
im Sjahre zu befrhränfen. Bereit zur Zeit der Wiener Conferenzen 
vom Sabre 1819—20 find alle für dieſe Iprechenden Gründe ausein- 
andergefeßt, alle Dagegen erhobenen Einwürfe widerlegt worden. Der 
Gegenjtand verdient in jedem Falle eine abermalige unbefangene Prü- 
fung, und wenn diefe, wie fich kaum bezweifeln läßt, zu dem beab- 
ſichtigten Reſultat führt, fo käme es nur noch darauf an, einen voll 
jtändigen Plan zur regelmäßigen Vertheilung der Arbeiten zu ent- 
werfen, und darin zu bejtimmen, wa8 in dem Zeitraume der activen 
Situngen zu verhandeln, und was der, während der Wacanzen, zur 
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Beſorgung der currenten und Vorbereitung ber größeren Gejchafte, 
beftehenten Deputation zu tiberlafjen fein würde. 


1. 
Berfaffungswefen einzelner Bundesftaaten. 


Durch den 56. und 61. Artikel der Schlußacte Icheint der Bun⸗ 
desverfammlung mithin tem Bunde ſelbſt in feiner Gefammtheit jede 
Einwirkung auf bie Verfaffungsangelegenheit einzelner Bundesſtaaten 
abgeiprochen zu fein. Es frägt fich, ob die Vorſchriften dieſer Ar— 
tifel nach den Prineipien, die jever Gefehgebung zum Grunde liegen 
müfjen, auch) dann, wenn fie mit dem oberiten Zwecke der Stiftung 
des Bundes in Widerfpruch gerathen follten, als abſolut unüberjteig- 
lihe Schranken betrachtet werten dürfen. Diefe Frage ilt von fehr 
geoßer Wichtigkeit. Der Fall, in welchem man genöthigt fein möchte, 
fie praftifch zu verhandeln, zergtfich iktnurnoch in dunkler Ferne; und 
ein Glück wäre es für Deutfchland, wenn die Regierungen in ihrem 
eigenen Schooße Muth und Kraft genug fänden, um bei unausmeis- 
lichen, nothgebrungenen inneren Reformen alles äußeren Beiltantes 
entbebren zu fünnen. Es läßt ſich jedoch ohne befondere Propheien- 
gabe vorausfehen, daß früher oder fpäter, wenn die Regierungen ſich 
nicht ſelbſt helfen können, und nicht alles zu Grunde gehen Toll, gegen 
die über einen beträchtlichen Theil Deutſchlands ſchon heute ſchweben— 
den, und immer zu nehmenven Gefahren, in einer mwohlthätigen Sn: 
tarvention der Geſammtheit des Bundes vielleicht das einzige Net: 
tungSmittel zu finden fein wird. Eben deshalb aber, weil Diefer 
Zeitpunft noch entfernt ſcheint, it Der gegenwärtige Augenblid zu 
einer unbefangenen Grörterung jener Frage vorzugsweiſe geeignet, 

Der 61. Artikel der Schußacte beftimmt: x 

„daß die Bundesverfammlung nicht berechtigt fein ſoll, in 
„landſtändiſche Angelegenheiten oder in Streitigkeiten zwiſchen 
„den Landesherrn und-idren Ständen einzuwirfen, ſolange 
miolche nicht den im 26. und 27 Artikel bezeichneten Cha- 
„racter annehmen.” 

Der Zweck diefer Vorfchrift! war offenbar eine Bürgfchaft zu 
geben, daß die Bunbesverfammlung nicht aus eigenem Antriebe, oder 
auf Antrag eines dritten, bei der Sache nicht unmittelbar Betheiligten, 
in’ Die Ianbftändifchen Verhältniffe eines Bundesſtaates eingreifen 
fünne. Der Zweck, der Geijt des Geſetzes war nicht und konnte 
nieht fein, Die Schritte, Die eine Bundesregierung felbft, in Bezug 
auf ihr eigenes Verhältnig, auf ihre ‚eigene: Stellung gegen ihre 
Stände beim Bundestage einleiten fünnte, zum Voraus für unzuläflig 
zu erklären. Wäre der 61. Artikel jo verjtanden worden, fo würbe 
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er mit dem 26., 27., 28. und 29. Artikel derfelben Ace in uwer⸗ 
einbarem Widerſpruche Itehen, ba: in dieſem Artikel, „außer der Ver— 
pflichtung der Bundesglieder zu gegenjeitiger Hülfsleifinng”, auch Die 
„Mitwirkung der. Gefammtheit zur. Erhaltung oder Wiederherftellung. 
der Ruhe? — aufs Beſtimmteſte ausgeſprochen, der 28. Artikel |o- 
gar in folgenden bedeutenden Worten abgefaßt ift: „Wenn bie öffent: 
liche Ruhe und- gefeßliche Drimung in mehreren Bunbesitaaten Dur 
gefährliche Verbindungen :und Anſchläge bedroht... find, und Dagegen. 
nur durch, Zuſammenwirken ver Gejammtheit zureichende Maßregeln 
exgriffen werben können; fo iſt bie: Bundesverſammlung befugt und’ 
herufen, nach vorgängiger Rückſprache mit den . zunächit bedrohten 
Negierungen, ſolche Maaßregeln zu beratben und gu beichließen.” 
‚Sollte Hingegen — wie fich. von den Anbetern. ver neuen. Ver— 
faflungen und erklärten Widerfachern aller Theilnahme des Bundes 
an den Schickſalen der einzelnen Bundesftaaten. mit Sicherheit er: 
warten läßt — eingemwenvet werben, bie leßtgenannten Artikel bezögen 
fich bloß auf Die Vorausſetzung wirklich beftehender „gefährlicher Vers. 
bindungen und Anjchläge”, nicht aber auf Diejenigen Mißverhältniſſe 
in ben Verfafjungen jelbit, die dergleichen Uebeln den Weg bahnen; 
fo: würde zur Entkräftung dieſes Einwurfs die Bemerkung genügen, 
daß, wenn. die Bundesverfammlung befugt, und fugar. berufen fein’ 
fol, von Gefahren, welche die Ruhe und Ordnung mehrerer einzeinen. 
Bundeäitanten bedrohe, Kenntniß zu nehmen, fie unmoͤglich des Rechtes 
beraußt werden. konnte, auf. die Umſtände, die ſolche Gefahren zus 
nächſt veranlaſſen, unmittelbar vorbereiten, augenscheinlich "herbeiführen: 
müljen, ober wirklich herbeigeführt baben, mit Zuziehung und Beis 
jtimmung ber. bedrohten Megierungen, ihr Augenmerk zu richten. Und 
wollten endlich Die Gegner alle Sinterventisnen des Bundes, felbft‘ 
ie Fällen, wo es ſich um Sein oder Nichtſein des. Vaterlandes han 
delt, ven ganzen Nachdruck ihrer Argumente auf ven Wortlaut des 
61. Ark legen, nach welchem bie Bundesverſammlung in Feine 
Falle (den des offenen Aufruhr ausgenommen) berechtigt ſein ſoll, 
ſich in landſtändiſche Angelegenheiten zu mifchen, fo wäre Folgendes vie 
einfache Antwort: Umſonſt würde man derjelben oberſten Behörde, 
der nad dem 13. Art. der Schlufacte die Annahme neuer Grunde 
gejege und Lie Abänderung ter beitehenden überlaffen. iſt, das Nechi 
jtreitig machen, einzelne Beſtimmungen diefer Grundgejeße in ihrer 
Anwendung auf dringende Bebürfniffe jo auszulegen, wie es daS, 
höchſte Der Staatsgeſetze, Die Erhaltung des Ganzen und feiner Glie— 
der ihr vorſchreibt. — I 
Wenn daher, früher ober fpäter, eine Bundesregierung, ober 
um dem im 28. Art, der Bundesacte vorausgefekten Falle und zu= 
gleich Dem wahrjcheinlichen Gange der Dinge näher zu kommen, 
mehrere in Diefem Sinne mit einander. vereinigte Bunbesregierungen 
erklärten, daß fie, durch eine traurige Erfahrung belehrt, gewille 
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Anordnungen oder Auslegungen der in ihren Ländern beſtehenden 
Gonftitutionen mit der Aufrechthaltung des monardifchen Prinzips, 
mit der Fortdauer der öffentlichen Ruhe, ja, mit der Fortdauer ihrer 
unabhängigen Exiſtenz als durchaus unvereinbar erfannt hätten — 
daß fie den Entſchluß gefaßt, ihren Ständen im offenen und regel- 
mäßigen Wege die unbebingte Nothwendigfeit der Abjchaffung oder 
Abänderung ſolcher Dispofitionen befannt zu machen, — und daß fie 
hiezu die Beiftimmung des Bundes und die Gewißheit einer Fräf- 
tigen Unterjtüßung mit Rath und That zu erhalten wünfchten, fo 
fcheint e8 wohl feinem Zweifel unterworfen, daß ein Antrag diefer 
Art in reiflihde Erwägung gezogen und infofern die Bundesglieder 
demfelben einjtimmig beiträten, die Ausführung durch den Gefammt- 
einfluß und die Geſammtkraft des Bundes auf alle Weiſe beförbert 
werden müßte *). 

Wenn die Bundesgejeßgebung überhaupt beftehen und in Kraft 
bleiben fol, jo müßte e8 zur Begründung der Competenz der Bun⸗ 
desverfammlung in Fällen diefer Art ſchon Hinreichend fein, nachzu⸗ 
weifen, daß dieſer oder jener Mißbrauch ftändifcher Prärogationen 
mit der Aufrechthaltung jener Vorjehrift fich nicht vereinigen ließe. 

Mag man immerhin diefe ganze Schlußreihe vor der Hand als 
eine leere Hypotheſe betrachten, — wie fie denn wahrlich feine ber 
erfreulichiten it, — jo kann e8 doch für die Beruhigung wohlge- 
finnter Staatsmänner nicht weniger als gleichgültig fein fich zu 
überzeugen, daß wenn ihre redlichiten Anftrengungen durch das Ueber: 
gewicht renolutionärer Anmaßungen zuletzt vereitelt werben follten, 
der beutiche Bund nicht blos das Wermögen, ſondern auch Die ges 
feßliche Befugniß befiti, ihnen im äußerſten Nothfall jeve Art von 
wirkſamen Beiltand zu leiften. 

Unterbefjen gibt es in dem Verhältniffe der einzelnen Bundes⸗ 
ftanten zum Bunde in Rüdjiht auf ihre innere Verfaſſung zwei 
Punkte, die Schon bei der damaligen Lage der Dinge die Aufmerk⸗ 
ſamkeit aller Bundesregierungen fordern. 


Aufrehtbaltung Der Autorität der Bundesgefeße. 


1. In dem Bundesbefchluffe vom 20. September 1819 ijt der 
Grundfaß ausgeiprochen: „daß die Befchlüffe der Bundesverfammfung 
infofern fie die Außere und innere Sicherheit der Geſammtheit, die 
Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit einzelner Mitglieder des Bundes 
und die von beiben unzertrennliche Aufrechthaltung Der beitehenden 


— 


*) Nach dem 58. Art. der Schlußacte dürfen die im Bunde vereinten ſou⸗ 
veränen Fürſten durch Feine landſtaͤndiſche BVerfafinng au der Erfüllung ihrer 
bundesgemäßen Verpflichtungen gehindert oder bejchränft werben. 
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Ordnung zum Gegenftand haben, von allgemein verbindlicher Kraft 
find und daß der Vollziehung ſolcher Schlüffe feine einzelne Geſetz— 
gebung und fein Separatbefchluß entgegenftehen darf.” — An diefem 
Grundſatze, deſſen ſtandhafte Behauptung für Deutfchland von der 
äußerften Wichtigkeit ift, Haben verfchiedene Bundesregierungen fich 
ſchwer verfündiget. Ste Haben nicht nur geduldet, daß in Lehr: 
büchern und afademifchen Schriften (des Brochürenunfuged nicht zu 
gedenken) die Autorität der Bundesgeſetzgebung angefochten und fürm:- 
lich verläugnet, Daß fie in unanſtändigen Weußerungen öffentlicher 
Redner herabgewürdiget und verjpottet wurbe, ſondern — was noch 
weit fehlimmer war — fie haben dieſe ſchützende Autorität zu ihrem 
eigenen empfinblichen Nachtheil, ſelbſt in Sällen wo gegen die Com— 
petenz berjelben nicht der fleinjte Zweifel Statt finden fonnte, durch 
zweibeutige Erklärungen und entkräftende Reftrietionen zu untergraben 
gefucht. Die Zeit folcher Irrthümer iſt Hoffentlich vorüber. Es läßt 
ih kaum denken, daß heute nicht die ſämmtlichen Bundesregierungen 
einjehen und lebhaft fühlen follten, wie ſehr ihr höchſtes Intereſſe 
ihnen zur Pflicht macht die oberfte Autorität des Bundes und feiner 
Geſetzgebung, Dienurtreulofe Demagogen oder Furzfichtige Localpatrioten 
als verdächtig und gefahrvoll ſchildern fonnten, in Ehren zu halten. 
Sind fie aber von diefer Wahrheit einmal überzeugt, jo ſollten fie 
auch nie zulaſſen, daß fie in öffentlichen Schriften verfannt oder auf 
- der Rednerbühne verworfen und verhöhnt werde. 


Mißbrauch der Deffentligfeit der landftändifchen Ver— 
bandlungen. 


L. Ein anderer Punkt, welcher die ſämmtlichen deutfchen Staa⸗ 
ten und die nicht conjtitwirten nicht minder als die neuconftituirten 
angeht, ift die Form, in welcher die Verhandlungen der Kammern 
der ganzen deutſchen Leſewelt mitgetheilt werden. — Der 59. Art. 
der Schluftacte Hat ausdrüdlich beitimmt, daß die Bekanntmachung 
diefer Verhandlungen nicht auf eine „Die Ruhe eines einzelnen Bun: 
desitantes oder des gejammten Deutjchlands ftörende Weiſe gefche 
ben ſoll. Die Publication der Debatten in den täglichen Zeitungs⸗ 
blättern in dialogifirter und dramatifcher Geftalt, mit alfen Aus⸗ 
wüchſen einer populären durch nichts gezügelten, oft allen Anitand 
verlebenden Beredfamfeit, lag ficher nicht im Sinne jenes Artifels; 
aus Achtung für ihre eigene Würde ſollte Feine deutſche Regierung 
ſie gejtatten und wenn dadurch auch Die Ruhe in Deutjchland nicht 
unmittelbar gefährdet wird, fo iſt e8 doch in jedem Falle von böfem 
Beilpiel und Höfer Wirkung, die noch an Zucht und Ordnung ge- 
wöhnten Bewohner anderer deutſchen Staaten tagtäglich zu unter: 
sichten, wie in ihrer nächiten Nachbarſchaft alle Autorität von Der 
höchſten bis zur geringiten herab gemißhandelt, alle Ueberreſte alter 
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Staatseinrihtungen in den gehäffigiten und verädhtlichiten Farben 
gefchildert und tie empörendflen Maximen ungeftraft gepredigt wer: 
ten dürfen. Es wäre daher feiner Bundesregierung zu verargen, 
wenn fie mit Anführung des 56. Art. der Schlußacte einen fürm- 
lichen Antrag auf Abitellung ſolcher Mißbräuche beim Bundestage 
machte und Pflicht aller wohlgefinnten deutſchen Fürjten wäre es 
dafür zu ftimmen, Daß dieſer Antrag ın einen Bundesbeſchluß ver 
wandelt werde, wenn nicht vermöge freundfchaftlicher Rückſprache mit 
den Höfen, welchen die Sade am nädhiten liegt, durch andere von 
ihnen ſelbſt zu ergreifende Mittel Abhilfe bewirkt werben lann. 


III. 
Maßregeln für die allgemeine Sicherheit und Ruhe 
im Bunde. 


Die Bundesbefchlüſſe vom 20. Septbr. 1819 waren der erſte 
große Verſuch, das Anſehen und die geſetzgebende Macht des Bundes 
gegen frevelhafte Beeinträchtigungen der allgemeinen Ruhe und 
Sicherheit Deutſchlands aufzubieten. Dieſe Beſchlüſſe, obgleich nur 
höchſt unvollkommen vollzogen, ſind dennoch von den heilſamſten 
Folgen geweſen, ſie haben Ausſchweifungen und Umtriebe, deren 
unaufgehaltener Fortgang uns in Kurzem an den Rand des Ver— 
derbens geführt hätte, wenigſtens auf eine Zeit lang gehemmt und 
entwaffnet, ſie haben zugleich dargethan, daß die Autorität des 
Bundes in ihren verfaflungsmäßigen Grenzen, wenn auch bier und 
dort augenblidlicheg Mißvergnügen, doch nirgends offenen Widerſtand 
zu beſorgen Bat. 


Lizenz der Preſſe. 


.. Der wichtigite jener Beſchlüſſe war der, welcher die Preſſe 
betraf. Die ungebundene Freiheit der Preſſe iſt an und für fi 
die tiefite der Wunden, an welcher alle rechtmäßige Macht und die 
gefammte noch übrige Lebenskraft des alten gefellfchaftlichen Körpers 
von Europa ſich verblutet. Schon itzt fann bei der engen Verbin: 
dung aller Nationen dem Fortſchreiten dieſes Uebels nur noch dur 
ſchwache Palliative geiteuert werden. Soll man es deshalb aber fich 
ſelbſt überlaffen? Soll man in einer bewegten und ftürmifchen Zeit 
dem gröbften Mißbrauch eines jelbit bei beichränfter und geregelter 
Zhätigfeit immer noch fo gefahrvollen Werkzeuges mit Gleichgültig- 
keit zujehen ? 

‚  Diefe und ähnliche Betrachtungen find allen denen, welche die 
Lage der Welt, die Bedürfnifje und die Noth der Regierungen 
fennen, fo geläufig, daß es unnütz wäre dabei zu verweilen. Weniger 
ſcheint man noch verftanden zu haben, was doch eben jo klar und 
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eben fo unumftößlich gewiß ift: Daß in dem befonderen Falle eines 
aus einer Menge größerer und Eleinerer Staaten gebildeten Vereins, 
auch nicht einmal der innere Friede im gemeinjten Sinne des Wortes, 
nicht die nothdürftigſte Ordnung, nicht jo viel Sicherheit al8 die 
Eriftenz von einem Tage zum andern erfordert, ohne ein gleichfür: 
miges Syſtem in Unfehung des Gebrauchs und Mißbrauchs der 
Preſſe, erhalten werden fann; — daß ein ſolches Syſtem fich nicht 
ohne ftrenge und wachſame Aufficht und dieſe wieder nicht ohne ver: 
ftändige Präventivgejeße und wohlgeorbnete Genfuranitalten denken 


läßt. 

Von dieſer einfachen Wahrheit ging das Preßgeſetz des Jahres 
1819 aus. Nur in wenigen Bundesſtaaten iſt es mit gewiſſenhafter 
Pünktlichkeit gehandhabt worden, In vielen hat unuͤberwuͤndliche 
Schwäche oder der Einfluß kleinlicher Nebenrüdfichten, oder — ſo 
paradog das auch Flingen mag, — entfchiedener Mangel an gutem 
Willen, die Wirkung diejes heilfamen Gefeße8 ganz oder zum größ- 
ten Theil vereitelt. Daher hat denn auch Die HZügellofigfeit Der 
Sähriftiteller auf einigen Punkten Deutjchlands eine Höhe erreicht, 
die im Jahre 1819 noch nicht geahndet ward. Was und damals 
in den öffentlichen Blättern mit Recht erfchredte, ſchien nur ein ge— 
mäßigte8 Vorfpiel der Nedarzeitung, des deutſchen Beob— 
achters, de Murhard’fhen Annalen und fo vieler frevents 
haften Flugſchriften, Die jeder Tag ikt ausbreitet, gewejen zu jein. 

Auch heute noch fönnte Deutfchland nichts Glücklicheres wider: 
fahren, als daß feine fämmtlichen Regierungen ſich in Eintracht und 
Vertrauen die Hand reichten, um einem gemeinfchaftlichen Feind mit 
gemeinfchaftlichen Waffen zu befämpfen. — Daß es feiner von dieſen 
Regierungen an hinreichenden VollziehungSmitteln fehlen würde, wenn 
nur der feſte Wille einmal erwacht, die Furcht vor leeren Schred- 
bildern befeitigt wäre, ift gewiß. Und doch hat die Erfüllung dieſes 
Wunſches, anſtatt und näher zu.rüden, fi) in den letztverfloſſenen 
Sahren immer mehr und mehr entfernt. Alles was auf dem Wege 
der Vorftellungen, der gerechteften Beſchwerden, der diplomatiſchen 
Sorrefpondenzen, der freundfchaftlichen Aufforderungen verjucht wer: 
den fonnte, war fruchtlos; und diejenigen, welche bei dem halsbre— 
chenden Spiele nicht länger mäßige Zufchauer zu bleiben gejonnen 
find, müfjen abermals die Yebte mögliche Hilfe bei einer Bundesin- 
itanz ſuchen. Zum Glüd hat ihnen das Geſetz von 1819 dieſen Zus 
fluß offen gelafjen. 

Der 6. Art. dieſes Geſetzes erflärt die Bundesverfammlung für 
befugt, die zu ihrer Kenntniß gelangten Schriften, wenn ſolche nad 
dem Gutachten einer von ihr ernannten Commiſſion, der Würde des 
Bundes, der Sicherheit einzelner Bundesſtaaten oder der Erhaltung 
des Friedens und der Ruhe in Deutfchland zuwider laufen, ohne 
vorhergegangene Aufforderung, aus eigener Auctorität, durch einen 
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Ausſpruch, vor welchem feine Appellation Statt findet und welchen 
die betreffenden Regierungen zu vollziehen verpflichtet find, zu unterbrüden. 
Durh einen Zuſammenfluß wibriger Umftände ift, leider Diefe 
wichtige Befugniß, deren zweckmäßige Benußung fo vielfältigem Urs 
theil vorbeugen fonnte, in den Händen der Bundesverfammlung ebenjo 
urfruchtbar geblieben, als die Cenſur in den Händen der Regierungen. 
&8 koſtet aber nur einen ernfthaften Entſchluß, um die Bunbesver- 
fammlung aus ihrem Schlummer zu weden. Soll das Geſetz auf- 
hören, ein todter Buchitabe zu fein, fo müſſen fich die Bundesitanten 
über folgende Punkte verftehen: 


Borfehrungen gegen die Lizenz der Preſſe. 


1. Die im Sabre 1819 zur Handhabung des Befchluffes über 
die Preffe ernannte, feitbem Halb ausgeſtorbene und jederzeit lebendig 
— tobte Commilfion muß unverzüglih und vom Grunde aus er- 
neuert werben. Bei der Auswahl der zu dieſer wichtigen Commiſſion 
zu ernennenden Bundestagsgejandten wird vorzüglich Sorgfalt und 
Umficht zu beobachten fein. | 

2. Sobald dies geſchehen, muß die Commiffion in Thätigfeit 
treten und über einige der Tagesblätter, Zeit: und Flugſchriften, Die 
fih in der letzten Periode Durch Bösartigkeit der Grundſätze, Frech: 
heit der Aeußerungen, Ausfälle gegen die Negenten, laut ausgefproche- 
nen Haß gegen alle beitehenden Ordnungen, Wertheidigung aller 
Verbrechen, und Lobreden auf alle Verbrecher beſonders aus- 
en in gründlihen, ſtark motivirten Berichten den Stab 
rechen. Da viel darauf ankömmt, daß ihre Anfprüche zugleich 
impofant und untabelhaft erfcheinen, jo wird fie unter der großen 
Maſſe verdammlicher Schriften diejenigen auszuwählen haben, deren 
Unterdrüdung bei dem wohlgefinnten Theile des Publikums auf un- 
bedingte Billigung zählen fann. | 

3. Die Berichte müflen ſoviel al8 möglich von der Art fein, 
daß in einer von guten Grundſätzen befeelten, und durch gute In⸗ 
Itruetionen geleiteten Verſammlung feine wejentliche Werfchiedenheit 
der Meinungen, noch weniger bejtimmte Oppofition dagegen Statt 
finden, vielmehr der Darauf zu gründende Bundesbefchluß, ohne Ver: 
zug, in kurzer Friſt, und mit Einftimmigfeit gefaßt werben könne. 

4. Dieſer Beichluß, der nad Art. 6 des Bundesbeſchluſſes über 
die Preſſe bei periodiſchen Schriften jeder Fortfekung derſelben Ein- 
halt thut, muß jofort publizirt und zugleich dem Geſandten des Hofes, 
in deilen Gebiet die vom Bundestage unterdrüdte Schrift bisher er- 
ſchienen ift, zur fpeziellen Kenntniß und Einfendung mitgetheilt werben. 
Daß irgend eine Bundesregierung fich weigern follte, die unmittelbare 
a defjelben zu verfügen, wird hier nicht als möglich vor: 
ausgeſetzt. 

9. Wenn ſolchergeſtalt einige warnende Beſpiele gegeben fein 
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werben, bat die Commiſſion fernerhin die ihr übertragene Oberauf- 
fiht und Controlle nur gegen auffallend fchlechte, im Publikum Auf: 
fehen erregende, und von den Local-Cenſuren durch flrafbare Saum⸗ 
feligfeit oder Gonnivenz nicht gleich bet ihrer Erſcheinung unterbrüdte 
Schriften zn richten. 

6. Da die Bundesbejchlüffe vom 20. September 1819, fofern 
fie nicht in der Zwiſchenzeit erneuert werben, im jahre 1824 erlöfchen, 
Io ift e8 nothwendig, daß die Gültigkeit des Preßgeſetzes zu rechter 
Zeit auf eine durch Einverftändniß der YBundesregierungen zu beitim- 
mende Reihe von Sahren, oder wenn dies vorgezogen würde, ohne 
alle Zeitbeitimmung verlängert und zu dem Ende im Laufe des (jahres 
1823 durch Wräfidial- Vortrag, oder in einer andern gejeßmäßigen 
Form, die erforderliche Einleitung getroffen werde. 

7. Zu gleicher Zeit müßte die Bundesverfammlung in reifliche 
Erwägung ziehen, welche Abänderungen in dem bejagten Geſetz, oder 
welche Zufäe zu demfelben unter den obwaltenden Umftänden und 
zur ficheren Erreichung des Zweckes zu beichließen fein möchten, 

Mit den Verhandlungen über die beiden lebten Punkte fünnten 
fehr zwedmäßig Die, melde den Nachdruck betreffen, verbunden 
werden. Das am Schluffe der Wiener Gonferenzen im Jahre 1820 
mitgetheilte Memoire enthält über diefen Gegenftand, und zwar mit 
beitändiger Nücficht für Ordnung im Bücherwefen überhaupt, viele 
nügliche und finnreiche Bemerkungen ,. die weit mehr Aufmerkjamfeit 
verdienen, als ihnen bisher zu Theil geworben iſt. 


In unferen Berlage ift ferner erichienen und kann durch 
jede Buchhandlung von uns bezogen werden: 


Wodurch unterſcheidet ſich 


Staaten- Innd, Bundes-Staat u. Einheits-Staat 


von einander, 
und was ſind ſonach der deutſche Bund, 
die nordamerikaniſche Union 
und die neue ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft. 
Von 
Dr. &. F. vollgraff, 


Profeſſor in Marburg. 
4. br. 18 — 


en römifche Servitutenlehre. 


Bon 


Dr. N. Elvers. 
br. Rthl. 3. 20 Sgr. 





Ueber die 


hiſtoriſche Entwicklung des Syſtems 


und des Charakters des deutſchen Rechtes, 
vorzugsweiſe des deutſchen Privatrechts. 
Von 
Dr. 9. platuer. 
Zwei Bände. br. Rthl. 2. 15 Sur. 


Kurbeffifches hes Privatrecht. 


Don 
Dr. Yanl Roth, Profefjor in Kiel, 
und Dr. 9. von Meibom, Profeſſor in Roftod. 
Erſter Band. br. Rthl. 2. 20 Sgr. 


——— 
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